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Kericht
über die

Gemeinderatsjltzung vom 3. Januar 1910,
Wcrckrnittcrge. 3 AOr.

Anwesend waren bei Eröffnung der Sitzung unter dem 
Vorsitze des Bürgermeisters Boehm die Beigeordneten Wal- 
kowinski, Berkenheier und Haas sowie die Mitglieder Cail- 
loux, Christian, Denz, Eoedert, Dr. Kuborn, Müller, Nou- 
viaire, Pfanschilling, Richard, Reuter, Röchling, Roth, Sa- 
lomon, Schiltz, Steimetz, Wehrmann und Zimmer.

Entschuldigt: die Mitglieder I. Franck, H. Frank, 
Fran^ois, Dr. ^Medernach. (Die beiden letzteren erscheinen 
später.)

Schriftführer: Mitglied Fran^ois.
Außerdem wohnte der Obersekretär Klam der Sitz

ung bei.
Togesordnung.
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Nach Eröffnung der Sitzung führte der Vorsitzende 
ungefähr folgendes aus:

Als er vor einem Jahre von dieser Stelle zu den Mit
gliedern des Eemeinderats gesprochen hätte, habe er die Zu
versicht ausgesprochen, daß die im Jahre 1908 auf dem wirt

schaftlichen Leben lastende Stille im Jahre 1909 einer leb
hafteren Tätigkeit im Handel und Verkehr Platz machen 
würde. In dieser Hoffnung dürfte man sich nicht getäuscht 
haben. Der beste Beweis dafür wäre die lebhafte Bautätig
keit, welche im vergangenen Jahre geherrscht habe, infolge 
deren der Stadt durch Verkauf von Bauplätzen ein Betrag 
von rund 100 000 Mark zugegangen wäre. Allem Anscheine 
nach werde dieser lebhafte Verkehr auch im Jahre 1910 stetig 
weiter sich entwickeln. Wenn auch im Jahre 1909 bei allem, 
was die Stadt unternommen hat, in erster Linie auf die 
ungünstige Finanzlage Rücksicht genommen werden mußte, so 
könne doch mit Befriedigung auf das zurückgesehen werden, 
was im Innern und Aeußern der Verwaltung der Stadt ge
schehen sei. Das Straßennetz sowie die Kanalisations- und 
Wasserleitungsanlagen seien vergrößert, das neue Eymna- 
siumgebäude sei fast bis zur ersten Stockhöhe im vollen Um
fange gefördert worden. Das Erundwasserwerk Monhofen 
gehe seiner Vollendung entgegen, ein neues Postgebäude sei 
in der Neustadt errichtet und in Betrieb genommen worden, 
und die Altstadt sowie Teile der Neustadt erglänzen im 
Lichte elektrischer Bogenlampen. Auch die Fentschtalbahn- 
frage ist in einer für die Stadt Diedenhofen günstigen Weise 
gefördert worden, insofern als der Firma Bering u. Wäch
ter eine Vorkonzession erteilt sei. Die Eisenbahnverwaltung 
wäre in und bei Diedenhofen eifrig tätig, die Bahnanlagen 
zu vergrößern und die Werkstätte zu errichten, und wenn 
erst die für diese Bahnanlagen vorgesehenen 30 Mill. ver
baut sein würden, dann dürfte wohl auch die Stadt Dieden
hofen einen nicht unerheblichen Vorteil daraus gezogen ha
ben. Hoffentlich werde auch die Frage der Kanalisierung der 
Mosel in absehbarer Zeit eine günstige Erledigung finden. 
In derselben Weise, sparsam aber ständig fortschreitend, 
müßten Verwaltung und Vertretung der Gemeinde Dieden
hofen auch im Jahre 1910 weiter arbeiten. Die Finanzlage 
der Stadt dürfte nicht so ungünstig sein, wie manche be
fürchten. Jedenfalls würde es uns gelingen, auch trotz der 
bekannten Einnahmeausfälle, durch die bereits geschaffenen 
und noch zu schaffenden neuen Einnahmequellen sowie durch 
weise Sparsamkeit auf allen Gebieten der Verwaltung das 
Budget zum Balancieren zu bringen, ohne daß dieZuschläge 
erhöht zu werden brauchen. Dem Mutigen gehöre die Welt, 
und daran müsse der Eemeinderat stets denken, daß manche 
Ausgabe von der heutigen Generation gemacht werden 
müsse, die ihre Früchte erst in ferner Zukunft tragen wird. 
Vor solchen Ausgaben dürfe sich eine kluge, weitsichtige 
Stadtvertretunq nicht scheuen. Die Entwickelung der Stadt 
Diedenhofen sei eine ständig aufwärtssteigende, und es 
dürfte die Herren Eemeinderatsmitglieder beruhigen, wenn 
er ihnen mitteile, daß objektive Beurteiler unserer Verhält
nisse in Metz und Straßburg der festen Ueberzeugung sind, 
daß Diedenhofen sich fortschreitend entwickeln müsse u. dank 
seiner günstigen Lage sich eher und besser entwickeln werde, 
als die Schwesterstadt Metz. Er. der Bürgermeister, hege 
selbst diese feste Ueberzeugung und er wünsche, daß in die
sem Bewußtsein Verwaltung und Vertretung der Gemeinde 
im Jahre 1910 treu zusammen arbeiten und in fruchtbrin
gender Tätigkeit alles aufbieten, um Diedenhofens Ent
wickelung weiter zu fördern und keine günstige Gelegenheit 
hierzu zu verpassen. Zielbewußt und ständig, wenn auch 
vorsichtig fortschreitend, wollten wir alle versuchen, der Stadt 
zu nützen. Möge das neue Jahr, so schloß der Bürgermeister, 
den Herren Gemeinderatsmitgliedern als seinen treuen
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Ratgebern und Mitarbeitern, der Stadt und der Stadtver
waltung nur gutes und segensvolles bringen. Prosit 
Neujahr!

Der Eemeinderat erwiderte diesen Neujahrsglück
wunsch in herzlicher Weise.

Der Vorsitzende legt die Berichte über die Gemeinde- 
ratssitzungen vom 7. und 13. Dezember 1909 vor und fragt, 
ob Einsprüche gegen Fassung der Protokolle erhoben würden. 
Auf eine Anfrage des Stadtrats Müller zu Punkt 11 des 
Berichts vom 7. 12. erwidert der Vorsitzende, daß der Ee
meinderat die ständige Anstellung dreier Vikare in der 
Stadtpfarrei Diedenhofen angenommen habe. Zu Punkt 4<-, 
der Sitzung von demselben Tage wird berichtigt, daß der An
trag von den Mitgliedern Dr. Kuborn und Pfanschilling ge
stellt worden ist. Da sonstige Einwendungen gegen die Pro
tokolle nicht erhoben werden, gelten dieselben als geneh - 
m i g t.

1. Mitteilungen.
a) Die Kaiserliche Oberpostdirektion in Metz, welcher der 

Beschluß des Gemeinderats betreffend die Paketaus- 
g a b e st e l l e für die Paketabholer schriftlich und mündlich 
befürwortend vorgelegt worden war, hat in einem 
Schreiben vom 21. 12. 09, welches verlesen wird, unter nähe
rer Begründung ausgeführt, daß es nicht möglich sei, die 
Paketbestellung und Paketausgabe in das neue Haupt
postgebäude zu verlegen.

Den weiteren Beschluß des Eemeinderats Letr. die 
Errichtung einer Po st Zweigstelle im alten 
Postgebäude habe er mit eingehender Begründung unmittel- 
har dem Reichspostamt in Berlin vorgelegt. Eine Entschei
dung sei bis heute noch nicht erfolgt und hoffe er, daß die
selbe für die Stadt günstig ausfallen möge. Von einer.wei
teren Beschwerde bezüglich der Paketbestellung sieht der Ee
meinderat ab, da ein anderslautender Bescheid kaum zu er
warten ist.

t>) Die AEWEA hat nunmehr mitgeteilt, daß sie davon 
absehe, die Feststellungsklage wegen der 
L e u ch t m i t t e l ste u e r für die Straßenbeleuchtung bei 
den Berliner ordentlichen Gerichten anzustrengen. Die Klage 
wird daher vor den für Diedenhofen zuständigen ordent
lichen Gerichten geführt werden.

c) Bezüglich der Einführung direkter Züge 
aus dem Fentschtale über die Kurve Flör- 
chingen—Ueckingen nach Metz und umgekehrt hat sich der 
Bürgermeister gemäß dem Eemeinderatsbeschlusse vom 7. 12. 
09 an das Vezirkspräsidium, das Ministerium und die Ge
neraldirektion der Eisenbahn in Straßburg gewandt und 
auch noch persönlich mit den Vertretern der beiden letzteren 
Behörden Rücksprache genommen. Es sei zu erwarten, daß 
seitens der Eisenbahnverwaltung nichts geschehen wird, was 
die Interessen von Diedenhofen schädige, insbesondere sei 
keine Verschlechterung der bestehenden Zugverbindungen ge
plant, dagegen sollen Motorwagen die direkte Verbindung 
von Metz ins Fentschtal über die Kurve besorgen. Die 
Hauptsache sei, und dafür bitte der Vorsitzende besonders auch 
den Herrn Landesausschußabgeordneten Z i m m e r zu wir
ken, daß die direkten Schnellzüge aus Deutschland nach 
Frankreich, welche von Frankfurt über Metz durchs Fentsch
tal vielleicht geführt werden, unter allen Umständen über 
die Station Diedenhofen geleitet werden müssen.

Der Bürgermeister fragt den Eemeinderat, ob er ihn 
ermächtige, auch in seinem Namen dem bisherigen Prä
sidenten der Eeneraldirektion Herrn 
Wackerz app, der zum Präsidenten des Reichs-Eisenbahn- 
amtes befördert worden sei, die Glückwünsche hierzu 
auszusprechen. Der Eemeinderat erteilt hierzu 
feine Ermächtigung.

Der Vorsitzende berichtet sodann über den Stand der 
Frage der elektrischen Bahn ins Fentschtal 
von Diedenhofen aus. Er habe an die Firma Bering und 
Wächter, der nach seinen Erkundigungen die Konzession er
teilt werden dürfte, wenn sie nunmehr die feststehenden Be
dingungen annchme, geschrieben und angefragt, ob sie die 
vom Ministerium gestellten Bedingungen annehmen würde 
und wann mit dem Bau begonnen werden könnte. Eine 
Antwort habe er darauf noch nicht erhalten. Verschiedene 
Mitglieder machen Vorschläge hinsichtlich der Beschleunigung 
des Baues und Landesausschußabgeordneter Zimmer er
klärt, bei seiner nächsten Anwesenheit in Straßburg für Be
schleunigung dieses Baues energisch eintreten zu wollen.

ä) Der Vorsitzende des Gewerbe- und Fort
bildung svereins Diedenhofen beabsichtigt, für eins 
Anzahl Handwerker, welche ihre Meisterprüfung 
machen wollen, einen Vorbereitung skursus in der 
Stadt abzuhalten, damit die Handwerker nicht genötigt 
sind, hierzu nach Metz zu fahren. Erbittet, zu' diesem 
Zwecke ihm ein geeignetes Unterrichtslokal für die Zeit von 
9—10 Uhr abends am Montag, Mittwoch, Freitag u. evtl. 
Samstag in den Monaten Januar, Februar und März un
entgeltlich zu überlassen. Auf den Vorschlag des Vorsitzen
den erklärt sich der E e m e i n d e r a t mit Ueberlassung 
eines städt. Schullokals einverstanden und über
nimmt die Ko st e n fü r Heizung und Beleuch
tung auf die Eemeindekasss.

(Mitglied Fran^-ois erscheint in der Sitzung.)
s) Der Verein selbständiger Kaufleute 

in Diedenhofen bittet den Eemeinderat die Errichtung einer 
Reichsbanknebenstelle in Diedenhofen dadurch 
fördern zu wollen, daß er einem evtl. Anträge der Reichs- 
bank auf Gewährung einer 5jährigen Steuerfreiheit statt- 
gebe. Der Vorsitzende stellt anheim, ob dieser Antrag an 
eine Kommission verwiesen werden solle, oder ob er den
selben der Reichsbank zur Aeußerung übermitteln solle. Es 
entspinnt sich eine lange und lebhafte Diskussion, in welcher 
allgemein die Zweckmäßigkeit und Nützlichkeit einer Reichs
banknebenstelle in Diedenhofen betont wird. Nur wünscht 
der Eemeinderat nicht, daß die Stadt in der Angelegenheit 
vergehe, sondern hält es für nützlicher, die Reichsbank an sich 
heran kommen zu lassen. Nach Schluß der Debatte wird die 
Eingabe des Vereins an die Finanzkommission zur Bera
tung und Begutachtung verwiesen. Der Vorstand des Ver
eins soll zu der Sitzung eingeladen werden.

k) Bankier Kauth bittet im Namen eines Komitees um 
Ueberlassung des alten Rathaussaales am 25. Januar be
hufs Abhaltung eines W o h l t ä t i g k e i t s b a l l e s wie 
in den Vorjahren. Der Eemeinderat erklärt sich mit der 
unentgeltlichen Ueberlassung des Saales unter der 
Bedingung einverstanden, daß der Reinertrag des 
Balles an den Armenrat abgeliefert wird.

2. Antrag Pfanschilling auf Abänderung der 

Bauordnung.
Der V o rsitzende verliest den Antrag Pfanschilling 

und fügt hinzu, daß auch er eine Revision der Bauordnung 
und Ergänzung des Bebauungsplans für notwendig halte 
und bereits Auftrag gegeben habe, einen Entwurf demnächst 
vorzulegen. Er habe aber noch auf den im Manuscript be
reits gedruckten neuen Entwurf der Straßburger Bau
ordnung warten wollen. Antragsteller Pfanschilling 
erörtert die verschiedenen Punkte, nach welchen die Bau
ordnung reformbedürftig sei, worauf nach kurzer Dis
kussion die Angelegenheit an die B a u k o m m i s s i o n zur 
Prüfung und Vorlage eines Entwurfes verwiesen wird.
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3. Rausluchtenplan für den Friedhossweg 
in Beauregard-

Der Vaufluchtenplan ist von dem Herrn Bezirkspräsi
denten insofern beanstandet worden, als er die vorgeschla
gene Erweiterung beim ehemaligen Hause Erethen nicht für 
genügend im Interesse des Verkehrs hält. Die Aufsichts
behörde hat deshalb eine Erweiterung nach der im Plan 
grün gezeichneten Vaufluchtenlinie in Vorschlag gebracht. 
Der Vorsitzende legt den früheren und den neuen Baufluch- 
tenplan dem Eemeinderat vor und erläutert die gewünschte 
Abänderung. Von feiten der Stadtverwaltung wird diese 
Abänderung befürwortet und gleichzeitig vorgeschlagen, dem 
Wendeplatz vor dem Friedhofstore eine günstigere Form, 
wie im neuen Plane gezeichnet, zu geben. Der größte Teil 
der fraglichen Wegestrecke ist mit dem Friedhofsservitut be
lastet, sodaß keine Bauwerke zu Wohnzwecken dortselbst er
richtet werden dürfen. Es empfiehlt sich daher, nicht nur für 
dieses belastete Gelände, sondern auch für die ganze Fried
hofsstraße die gemischte Bauweise zuzulassen.

Der neue Vaufluchtenplan wird vom Ge - 
meinderat einstimmig angenommen. Ebenso er
klärt er sich mit der vorgeschlagrnen gemischten Bauweise 
an dem Friedhofsweg einverstanden.

4 Weiterer Ausbau der Hildegardstratze
An der Hildegardstraße zwischen der Kaiser Wilhelm 

ll Promenade und der Kaiser Karlstraße sind 2 Häuser er
baut. Im nächsten Frühjahr sollen noch weitere Erbäulich- 
keiten an der Straße in Angriff genommen werden, sodaß 
schon für rund 100 laufende Meter Straßenfront die An
liegerkosten fällig sind bezw. werden und nur noch vorläufig 
174 ia unbebaut bleiben. Es durfte aber zu erwarten sein, 
daß auch diese Plätze bald bebaut werden, wenn erst die z. Z. 
kaum passierbare Straße hergestellt ist. Um demnach die 
Baulust zu heben, schlägt der Bürgermeister vor, die
sen Teil der Hildrgardstraße alsbald wie sonst üblich auszu- 
bauen. Unter Vorlage eines Planes gibt er einen Ueber- 
blick über den Kostenanschlag, der sich auf 13 800 Ul beläuft, 
von welcher Summe 8400 M auf Straßenbau-, 4400 -N auf 
Kanalbau- u. 1000 M auf Wasserleitungsarbeiten entfallen. 
Es entspinnt sich eine lange, lebhafte Diskussion über die 
Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit des Ausbaues dieses 
Straßenteils. Besonders wird für den Fall der Ausfüh
rung verlangt, daß vor der Herstellung der Straße nicht nur 
die bestehenden Häuser ihre Anschlüsse an die Kanalisation, 
Wasserleitung u. tunlichst auch an dieEas- od. Elektrizitäts- 
leitungen machen, sondern daß auch wie in den früheren 
Fällen an die noch nicht verkauften Bauplätze die notwen
digen Leitungen bis an Trottoirkante gebaut werden, da
mit ein späteres Aufreißen der Straße vermieden wird. 
Diese Kosten hätte die Stadt vorläufig vorzuschießen. Mit
glied Zimmer beantragt, den Ausbau der Straße zu ver
tagen, bis auch ein Kostenanschlag für die Graf Heinrich- 
straße vorgelegt ist. Beigeordneter Walkowinski be
antragt, auch die Graf Heinrichstraße sofort auszubauen. 
Beigeordneter Vrrkenheier beantragt, die Baukom
mission zu ermächtigen, den Ausbau der Graf Heinrichstraße 
endgültig zu beschließen, wenn die Kosten 10 000 -N nicht 
übersteigen.

(Mitglied Dr. Medernach erscheint in der Sitzung.)
Nach Schluß der Diskussion wird zuerst über den Antrag 

Zimmer auf Vertagung abgestimmt. Dieser Antrag 
wird abgelehnt. Hierauf wird über den Antrag 
des Bürgermeisters, für den Ausbau der Hildegard- 
straße einen Kredit von 13800 zu bewilligen, abge
stimmt und derselbe angenommen. Der Kredit wird in 
das Ergänzungsbüdget für 1909 ausgenommen. Der A n - 

trag Walkowinski auf Ausbau der Graf Heinrich
straße wird an die I. K o m m i s s i o n zur Vorlage eines 
Kostenanschlages und Berichtes verwiesen. Beigeordneter 
Berkenheier zieht darauf seinen Antrag zurück.

5. Antrag auf Gewährung einer Beihülfe zur 
Veranstaltung eines Larneoalzuges.

Die Karnevalgesellschaft Heuschreck hat 
auf die Benutzung des alten Rathaussaales für ihre dies
jährigen Veranstaltungen verzichtet. Dieselbe plant aber 
auch in diesem Jahre einen Maskenzug und bittet, ihr zu 
diesem Zwecke einen angemessenen Zuschuß zu bewilligen. 
Auf Vorschlag des Vorsitzenden bewilligt derGemeinde - 
r a t eine Beihülfe von 3 0 0 M für den Fall, daß ein Mas
kenzug zu Stande kommt. Er geht hierbei von der An
nahme aus, daß durch diese Veranstaltung ein großer Zu
strom von Fremden nach der Stadt Diedenhofrn herbeige
führt und hierdurch der Verkehr in der Stadt Diedenhofen 
gehoben wird.

6 Geländeerwerb,
Elasermeister Weinheimer in Algringen beantragt, ihm 

von dem Bauplatz ü im Baublock 3 neben seiner Baustelle i 
einen 4 nr breiten Streifen nach der St. Peterstraße zu zu 
verkaufen. Er bietet für den gm 1b M. Nach kurzer Be
sprechung wird der Antrag an die B a u - und Finanz
kommission verwiesen.

7. des Bürgerspitals.
Der Vürgerms^Meilt den Beschluß des Verwaltungs- 

rats des Vürgerspimls vom 30. Dez. v. Js. mit, laut wel
chem derselbe beschlossen hat, eine Anleihe von 80 000 oll bei 
der Landesversicherungsanstalt zu Straßburg zu einem jähr
lichen Zinsfüße von 4 und 1 A jährlicher Tilgung auf- 
zunehmen. Der Eemeinderat, welchem die Finanzlage 
des Vürgerspitals und die Bestrebungen desselben, die Fi
nanzlage zu verbessern, bekannt sind, gibt zu der geplanten 
Anleihe ein z u st i m m e n d e s G u t a ch t e n ab.

8. Organisation des Ortsarmenverbandes.
Am 1. April d. Js. tritt das Gesetz zur Ausführung des 

Unterstützungswohnsitzgesetzes vom 30. Mai 1908, vollzogen 
am 9. November 1909, in Kraft. Von dieser Zeit an hat 
nach jenen Gesetzen jede Gemeinde als Ortsarmenverband 
die gesetzlich diesem obliegende Armenpflege auszuüben und 
die erforderlichen Mittel bereitzustellen. Die Kosten sind 
eine Pflichtausgabe. Der Ortsarmenverband muß 
jedem hilfsbedürftigen Deutschen, welcher in der Gemeinde 
den Unterstützungswohnsitz erworben hat, Obdach, den un
entbehrlichen Lebensunterhalt, die erforderliche Pflege in 
Krankheitsfällen und ein angemessenes Begräbnis gewäh
ren, soweit nicht die Unterstützungspflicht des Landarmen- 
verbandes Platz greift. Es kann nun die Gemeinde die Ver
waltung der öffentlichen Armenpflege selbst ausüben, wie 
die übrigen Eemeindeangelegenheiten, sie kann aber auch 
die Verwaltung der Armenpflege dem Armenrat übertra
gen. Die bestehenden Armenverwaltungen verlieren ihre 
Eigenschaft als juristische Persönlichkeit, wenn die Ge
meinde nicht einen entgegengesetzten Beschluß ausdrücklich 
faßt. Die Bürgermeister der Mittelstädte haben ebenso wie 
die Bürgermeister der großen Städte beschlossen, den Ee- 
meinderäten vorzuschlagen, daß sie die Verwaltung der 
öffentlichen Armenpflege gemäß tz 6 des Gesetzes vom 8. 11. 
09 dem Armenrat übertragen und ihm zu diesem Zwecke die 
Rechtsfähigkeit belassen. In diesem Falle behält der Ar
menrat zwar sein Vermögen, muß aber die Einkünfte des
selben, soweit sie nicht stiftungsmäßig festgelegt sind, vor
weg für die dem Ortsarmenverband obliegenden Leistungen 
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verwenden. Auch der Verwaltungsrat des Diedenhofener 
Armenrats hat den Beschluß gefaßt, daß der Eemeinderat 
ihm die volle Verwaltung der öffentlichen Armenpflege 
überlassen möge. Der Bürgermeister empfiehlt 
dem Eemeinderat, einen entsprechenden Beschluß zu fassen. 
Bei dem Vermögen des Armenrats und bei den dem Armen
rat gesetzlich und sonst zugehenden Einnahmen dürfte es zu
nächst möglich sein, ohne wesentliche Erhöhung der Zuschüsse 
der Emde. die Verpflichtungen des Ortsarmenverbandes zu 
erfüllen. Die Emde. würde aber alle bisher im Budget vor
gesehenen, für Armen- und Krankenpflegezwecke bestimmten 
Kredite mit dem bisherigen Zuschuß dem Armenrat zu 
überweisen haben. Die Verwaltung der Gemeinde wird 
durch die Neuorganisation entlastet werden. Die Arbeit der 
Armenratsverwaltung dagegen wird stark wachsen, insbe
sondere wird auch das Schreibwerk sehr zunehmen, da in
folge der obligatorischen Armenunterstützung viele Verhand
lungen mit dem Landarmenverband, den anderen Ortsar
menverbänden, dem Armenschiedsamt etc. nötig werden. Es 
dürfte deshalb sich bald das Bedürfnis nach Vermehrung des 
Büropersonals im Armenrat herausstellen, da z. Zt. die Ge
schäfte des Armensekretürs und seines Gehülfen von dem 
Spitalverwaltungsinspektor und dessen Gehülfen nebenamt
lich versehen werden. Es wird nötig werden einen weiteren 
Gehülfen alsbald einzustellen, der vielleicht vorläufig un
entgeltlich zu haben sein würde. Alle weiteren Organisa
tionen müsse man der Entwickelung der Verhältnisse ent
sprechend später ins Auge fassen. Der Eemeinderat würde 
jetzt nur noch zu beschließen haben, falls er dies für erforder
lich hält, daß gemäß 8 7 des Gesetzes ein Ausschuß von Ar- 
menpfleaern und Pflegerinnen, die dem Armenrat unterge
ordnet sind, gebildet werde, u. wer die Ernennung der Mit
glieder des Ausschusses und die Aufstellung der Geschäfts
ordnung vorzunehmen habe.

Nach kurzer Diskussion, in welcher ein Mitglied bittet, 
daß allen Mitgliedern des Eemeinderats die gesetzlichen Be
stimmungen auf Kosten der Gemde. zugestellt werden mögen, 
beschließt der Eemeinderat' l. daß er d e m A r- 
nienrat die Rechtsfähigkeit belasse und 
ihm bis auf weiteres die Verwaltung der öffentlichen A r - 
m enpflege gemäß 8 6 des Gesetzes Überträge; 2. 
daß gemäß K 7 des Gesetzes ein Ausschuß von Ar
menpflegern und Armen Pflegerinnen aus 
Eemeindeeinwohnern gebildet werde, und daß die Auf
stellung der Geschäftsordnung des Ausschusses sowie 
die Ernennun g der Mitglieder desselben dem G e - 
N! einderat Vorbehalten bleibe; 3. daß die gesetz
lichen Bestimmungen den Eemeinderatsmitgliedern von Ge- 
meindewegen überwiesen werden.

9. Erhebung von Abgaben aus Grund des neuen 
Eemeindeabgaben-Gesetzes.

Der Bürgermeister berichtet zunächst, daß 
auf der Versammlung der Bürgermeister der Mittelstädte 
beschlossen worden sei, allen Gemeinderäten vorzuschlagen, 
daß sie ebenso wie die Großstädte, von der Möglichkeit Ge
brauch machen, neue Einnahmequellen auf Grund des Ge
setzes vom 14. Dezember 1909, betreffend die Gemeindeab
gaben, zu eröffnen. Der Ausfall an Oktroieinnahmen sei 
teilweise nach den Beschlüssen des Gemeinderats durch Ok- 
troitariferhöhungen gedeckt, auch würde es wohl möglich 
sein, einige Ersparnisse sonst zu machen, immerhin wird die 
Gemeinde nicht umhin können, da die Bedürfnisse stets stei
gen und neue Mittel notwendig werden, auch von den neuen 
Einnahmequellen Gebrauch zu machen, da sonst die Regie
rung bei Aufnahme von Anleihen oder Beantragung von 
Beihülfen Schwierigkeiten bereiten könnte. Nach dem neuen 
Gesetze müsse der Gemeinderat einerseits organisatorisch 

einen Steuerausschuß, zu welchem 2 Eemeinderäte 
außer dem Bürgermeister gehören, wählen. Ferner müsse 
er sich darüber schlüssig machen, ob und in welchem Betrage 
er die neuen Einnahmen festsetzen wolle. In Betracht kämen: 
1. ein W i r t s ch a f t s st e m p e l, der von den Konzessionä
ren neuer ständiger Gast- und Schankwirtschaften im vollen 
Betrage u. von den Erwerbern in andere Hände übergehen
der Wirtschaften, abgesehen von Witwen und direkten Nach
kommen des Inhabers, zur Hälfte des Betrages (der von 
500—1000 M festgesetzt werden könne) zu erheben sei; 2. die 
Grundwertabgabe. Dieses ist eine jährliche Abgabe, 
welche 0,50 des gemeinen Wertes des Grundstückes nicht 
übersteigen dürfe. Diese Abgabe kann von nicht überbauten 
Grundflächen erhoben werden, wenn die Vodenpreise in kei
nem Verhältnis mehr zu den Kataster-Reinerträgen stehen. 
Dies wird im allgem. der Fall sein, wenn die Bodenpreise 
den von dem Katasterreinertrag unter Zugrundelegung des 
landesüblichen Zinsfußes abgeleiteten Kapitalwert nicht 
unbeträchtlich übersteigen. Der gemeine Wert deckt sich im 
wesentlichen mit dem Verkehrswertr, dem Verkaufswerte 
d. h. mit dem Werte, wie er sich im freien Verkehre ergibt. 
Die Veranlagung soll da eintreten, wo es sich um eine dau
ernde Erhöhung des Wertes von Grundstücken handelt, 
welche ihren Grund insbesondere in der durch die Lage dieser 
Grundstücke bedingten Verwendbarkeit zu Bauplätzen oder 
auch darin hat, daß die Grundstücke, wie dies insbesondere 
bei Parkanlagen zutrifft, weniger einer auf den Ertrag ge
richteten Bewirtschaftung, als vielmehr vorwiegend dem per
sönlichen Interesse, der Erhöhung des Wohlbehagens des 
Eigentümers dienen; 3. Die Warenhausabgabe. 
Dieselbe kann inEemeinden über 10000 Einwohner nur von 
Warenhäusern erhoben werden, die einen Jahresumsatz von 
mindestens 150 000 M haben. Die Feststellung der Waren
hausabgabe erfolgt alljährlich. Sie darf den Satz von 1^ 
vom Hundert des Umsatzes nicht übersteigen, muß aber min
destens Ug vom Hundert des Umsatzes betragen; 4) die 
H u n d e st e u e r. Der regelmäßige Satz der Steuer darf 
nicht mehr als 24 M und nicht weniger als 6 °-ll jährlich 
betragen. Wachthunde etc. unterliegen einem ermäßigten 
Satze von des regelmäßigen Satzes.

Nach diesen allgemeinen Ausführungen erteilte der 
Vorsitzende dem Mitbrrichterstatter Beigeord
neten Berkenheier das Wort, welcher folgendes 
ausführte:

Bei praktischer Nutzanwendung der den Gemeinden an 
die Hand gegebenen neuen Steuern scheinen im allgemei
nen die zu erwartenden Einnahmen nicht im Verhältnis zu 
stehen mit dem Ausfall, der den Gemeinden durch 
Ausfall des Oktrois auf Fleisch etc. pp. vom 1. 4. 1910 ab 
droht. Immerhin seien die Einnahmen eine angenehme Bei
gabe zur Balancierung des Budgets und würden wohl für 
die Zukunft bei der stetig zu erwartenden Entwickelung 
Diedenhofens eine ziemlich bedeutende Summe ergeben. Für 
unsere Stadt dürfte als wichtigste Steuer die Grundwert- 
abgabe, die für nicht überbaute Grundflächen zu erheben sei, 
wenn der gemeine Wert, d. h. der Verkaufswert eines 
Grundstücks wesentlich höher sei als ein gleich großes Ge
lände mit normalem Kulturwert. Um einen Ueberblick über 
den zu erwartenden Ertrag aus dieser Steuer zu bekommen, 
habe er das evtl. in Frage kommende Gelände in 3 Zonen 
geteilt und bei überschläglicher Berechnung folgende 
Flächenverhältnisse angenommen:

Die 1. Zone d. h. die in Folge der Stadterweiterung 
ganz besonders im Werte gestiegenen Privatgrundstücke, 
welche früher im I. Rayon lagen und durch schon bestehende 
Straßen direkt bebauungsfähig geworden sind, mit ca. 
25 lla.

Die 2. Zone, d. h. solches Gelände im früheren l. Rayon, 
das zu Bauzwecken leicht erschlossen werden kann bezw. 
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außerhalb des früheren 1. Rayons an fertigen Straßen lie
gendes Gelände in der normalen Bautiefe von ca. 50 in, 
mit ca. 30 da.

Die 3. Zone, d. h. Privatterrain, das in etwas größerem 
Abstand vom jetzigen Stadtwsichbild gelegen ist, aber als zu
künftiges Baugelände angesehen werden muß und daher 
heute schon entsprechend höher bewertet wird, mit ca. 40 im.

Bei dieser Aufstellung ist außer Acht gelassen, daß in 
der Umgebung von ca. 2 lern von der engeren Stadtgrenze 
Terrain zu dem Preise, wie ihn die normale landwirtschaft
liche Ausbeutung vertragen könnte, kaum mehr zu haben ist.

Bei der 1. Zone sei im Durchschnitt der lOfache Wert des 
Kulturwertes nach der Grundrente mit 500 -4t pro Ar anzu- 
nehmen und die unterste Grenze der Bewertung mit 350 M 
pro Ar anzunehmen, während für die 2. Zone das fünffache 
des Kulturwsrtes als gemeiner Wert mit 250 M pro Ar im 
Durchschnitt und mit 175 M pro Ar als unterste Grenze an
gemessen erscheinen. Das Gelände der 3. Zone könne einen 
Wert von 140 M pro Ar im Durchschnitt und 105 M pro Ar 
als unterste Grenze ergeben, was dem 3fach. Wert des Kul
turwertes entspräche. Je nach der Höhe der Abgabe, die der 
Eemeinderat in einer späteren Sitzung beschließen werde, sei 
folgende Einnahme zu erwarten'

K Zone— 2 Zone— 3. Zone —
Bei 0,1 des gemeinen Wertes aus der 12S0 780 560
„ 0,2 „ ,, ,, ,, 2500 1500 1120
„ 0,2ö°/o „ 3125 1875 1400
„ 0,50 „ /, ,, 6250 3750 2800

insgesamt aus allem Gelände:
bei 0,1 °,/„ --- 2500 Mk.
„ 0,2 °/„ -- öl 20 „
„ 0,25°/» -- 6400 „
„ 0,50°/„ --- 12800 „

Als zweite Steuer dürfte die Hundesteuer einen sofor
tigen Mehrertrag abwerfen und zwar habe es der Eemeinde
rat in der Hand die Steuer für Luxushunde innerhalb der 
Grenzen von 6—24 M, fürWachthunde jeweils höchstens auf 
den vierten Teil der Luxushundesteuer festzusetzen.

Bei Annahme einer Steuer von 16 M bezw. 4 M sei 
unter Berücksichtigung eines Ausfalles von 20 A für eine 
geringere Zahl von Hunden eine Summe von 
6530 Mark gegen 4200 Mark jetzt zu erwarten, 
bei einer Hundesteuer von 20 M bezw. 5 M sei mit einem 
Ausfall an Hunden von 25 zu rechnen und eine Einnahme 
von 7680 M zu erwarten; sollte die höchste Steuer von 24 M 
bezw. 6 M vom Eemeinderat angenommen werden, so wäre 
bei einem Ausfall von 30 mit einem Ergebnis von 8630 
M zu rechnen.

Die Warenhaussteuer sei zur Zeit nicht möglich zu be
rechnen, da die Zahl der nach dem Gesetz als Warenhäuser 
geltenden Betriebe nicht feststehe und deren Umsatz unbe
kannt sei; immerhin seien bei Anwendung der mittleren 
Steuer circa 1500 M zu erwarten. Endlich sei aus dem 
Wirtschaftsstempel, wenn die Konzessionen in dem Maße er
teilt bezw. übertragen würden, wie in den letzten 5 Jahren, 
aus Neukonzessionen 500—1000 M und aus Uebertragungen 
von Konzessionen ebensoviel zu erwarten, falls eine Steuer 
von 750 -it für Neukonzessionen und die Hälfte bei der 
Uebernahme einer bestehenden Gast- u. Schankwirtschaft er
hoben werden sollte.

Aus allen vier Steuerarten könne demnach eine Ein
nahme von circa 12 000 M sofort erwartet werden, wenn die 
Steuern im Mittel eingeführt würden; Berichterstatter gibt 
zum Schluß seine Meinung dahin kund, der Eemeinderat 
möge bei der Festsetzung der Höhe der einzelnen Steuern 
nicht wie in Metz die Höchstgrenze annehmen, sondern es sei 
für Diedenhofen als einer mittleren Stadt, die im Begriffe 
sich zu entwickeln, der goldene Mittelweg zu empfehlen, um 
die so sehr notwendige ruhige und stetige Entwickelung nicht 
zu stören oder gar zu hemmen.

Der Eemeinderat überwies darauf die Angele
genheit an die vereinigten Kommissionen zur 
Prüfung und Berichterstattung.

10. Haushaltsetat des Gymnasiums für 1910.
(Berichterstatter Beigeordneter Berkenheier.)
Der Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben für das 

Gymnasium im Etatsjahre 1910 balanciert mit 18 816,89 
-tl Einnahme und 18 816,89 Ausgabe.

Der Eemeinderat stimmt dem Entwürfe zu und 
beschließt den Etat in das Eemeindebudget einzustellen.
11. Antrag aus Ermässigung einer Aanalisations- 

Gebllhr.
(Berichterstatter Beigeordneter Berkenheier.)
Herr Dr. Kuborn hat ein Gesuch eingereicht, als Ka

nalgebühr für seine Augenklinik nicht 1^ Prozent, sondern 
1 H des Nutzungswertes wie bei Privatleuten zu erheben 
und den mehr erhobenen Betrag zu verrechnen. Er begrün
det dasselbe damit, daß die Klinik nicht dicht bevölkert sei, 
da die hiefigenPrivathäuser eine viel größere Bevölkerungs
dichte aufweisen und den Kanal in höherem Maße benutzen; 
ferner erhielten die Kranken keine medikamentösen Bäder 
und würden Alkoholica nicht verabreicht. Daher würde der 
Kanal in besonderer Weise nicht abgenutzt. Endlich würde 
der Wasserkonsum durch Außerbetriebsetzung des Gasmotors 
eingeschränkt werden und damit auch die Nutzung des 
Kanals.

Nach kurzer Debatte in der daraus hingewiesen wurde, 
daß die einzelnen Bestimmungen des Kanalstatuts seinerzeit 
wohl erwogen worden seien, und daß es nicht auf die 
augenblickliche Dichtigkeit der Bevölkerung, die übrigens 
wechsle, ankomme, ebensowenig darauf, daß wenig Wasser in 
der Kanal abfließe, da dieser im Gegenteil bei größerem 
Waiserkonsum gespült würde, daß es vielmehr auf die Kate
gorie der Anstalt ankomme. zu der noch kleinere Betriebe ge
rechnet würden, beschließt der Eemeinderat ein
stimmig, das Gesuch abzulehnen.

12. Antrag auf Ermässigung der Gebühr für die 
Benutzung der Wasserleitung.

(Berichterstatter Beigeordneter Berkenheier.)
Die Lehrerin Fräulein L. Cullmann bittet, den jähr

lichen Wasserzins von 20 M herabzusetzen oder die Wasser
leitung abstellen zu lassen, da sie auswärts esse und ihre 
Wäsche nach Hause schicke, der Wasserkonsum daher ein mi- 
nimer sei. Ein Teil des Eemeinderats ist der Ansicht, auf 
den Avonnementspreis von 5 -ü vierteljährlich bestehen zu 
müssen, da viele anoere Bürger in ähnlicher Lage sind und 
evtl. denselben Antrag stellen würden, falls hier ein Präze- 
denzfall geschaffen würde. Während der Bürgermeister das 
Gesuch zur Berücksichtigung empfiehlt, beantragt Berichter
statter auf Grund eines am 23. 12. 1901 gefaßten Gemeinde
ratsbeschlusses, noch welchem Lehrer und Lehrerinnen in 
Eentringen und St. Franz unter denselben Bedingungen 
wie die Inhaber von städt. Wohnungen in der Stadt und 
Veauregard Wasser von der Stadt erhalten sollen, die Her
absetzung des Wassergeldes abzulehnen und den Mindestbe- 
trag von 20 -N pro Jahr für eine Wasserkonzession gem. 8 2 
des Regulativs beizubehalten.

Der Antrag wird vom Gemeinderat zum Be
schluß erhoben.

13. Niederschlagung zu Unrecht veranlagter 
Hundesteuern.

(Berichterstatter Beigeordneter Berkenheier.)
Da die Niederschlagung der zu Unrecht veranlagten 

Hundesteuern von dem Direktor der direkten Steuern in 
Straßburg bereits erfolgt ist, wird dieser Punkt von der 
Tagesordnung abgesetzt.
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14. Wasserleitungsanschlutz in Terwen.
(Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski.)
Der Hüttner Johann Meirich in Terwen bittet die 

Stadtverwaltung um Anschluß seines Hauses an die städt. 
Wasserleitung unter den Bedingungen des Regulativs. Der 
Berichterstatter beantragt, die Angelegenheit zu vertagen, 
da die Stadtverwaltung in allernächster Zeit auch mit der 
Gemeinde Terwen wegen Abgabe von Wasser aus der städti
schen Leitung in Verhandlungen treten wird.

Der Eemeinderat beschließt entsprechend und beauf
tragt die Verwaltung, sich mit den in Frage kommenden Ge
meinden alsbald in Verbindung zu setzen.

15- Aufstellung einer Petroleum-Laterne an der 
Kirche in Gentringen.

(Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski.)
Zur Beleuchtung des Kircheneinganges und der an

stoßenden Straße bei Abendandachten har der Vorsitzende 
des Eentringer Kirchenrats die Aufstellung einer Petroleum- 
Laterne beantragt. Der Berichterstatter erklärt, daß für 
den vorliegenden Zweck eine geeignete Laterne sich noch an 
der ehemaligen Oktroihebestelle bei Barrage befände, die 
entbehrlich geworden ist und nach Eentringen versetzt werden 
könnte. Er beantragt die Versetzung dieser Laterne zu ge
nehmigen unter der Bedingung, daß die Eentringer Kirchen- 
fabrik sich verpflichtet, die Unterhaltung und Bedienung der 
Laterne zu übernehmen.

Der Gemeinderat erklärt sich mit dem Vorschläge ein
verstanden.

16. Verlängerung des sogenannten Stinkgrabens 
an der oberen Moselbrücke.

(Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski.)
Die Eisenbahn-Vau-Abteilung I hierselbst beabsichtigt, 

wegen der Verlängerung des westlichen Widerlagers an der 
oberen Moselbrücke bei Diedenhofen eine Verlängerung des 
daselbst befindlichen Leinpfaddurchlasses vorzunehmen und 
den sogenannten Stinkgraben zu verlegen bezw. zu verän
dern. Die jetzt offene Erabenstrecke wird zugefüllt und der 
gemauerte Kanal bis zur Mosel weitergeführt. Nach den 
vorgelegten Plänen soll der neu herzustellende gewölbte 
Durchlaß einen kleineren Querschnitt erhalten, der aber sei
nes größeren Eefälles wegen die zufließenden Wassermengen 
keineswegs hemmen wird.

Der Berichterstatter beantragt, die Genehmigung 
des Projekts unter folgenden Bedingungen zu gestatten:

1) Das Eigentum der Stadt an dem von dem Umbau be
troffenen Gelände bleibt unverändert, ebenso bleiben Rechte 
Dritter gewahrt.

2) Die neue herzustellende Kanalstrecke ist zu überfüllen 
und zu ebnen, so daß die neu entstehende Fläche auf Lein
pfadhöhe ausläuft.

3) Es ist ein bequemer Zugang nach der Fußwegrampe 
der Brücke herzustellen, so daß man sowohl vom Leinpfade 
als auch von dem Fußweg längs des Bahndammes gegen 
das bisherige Haus Moyen nach der Brücke gelangen kann.

4) Die Herstellung und Unterhaltung des Kanals ist 
Sache der Eisenbahn. Letztere hat auch die jetzt in den offe
nen Graben mündenden Rohrleitungen an den neuen Kanal 
anzuschließen.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend.

17. Instandsetzung der durch Kabelverlegungen 
beschädigten Straßen,

(Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski.)
Zufolge Schreibens der Ober-Postdirektion vom 20. 10. 

v. Js. und der allgemeinen Elektrizitätsgesellschaft Berlin 
vom 14. Dezember v. Js. hat die Stadt-Verwaltung die 
schadhaften Stellen auf Straßen, Wegen und Plätzen, welche 
durch die Kabelverlegungen entstanden sind, für Rechnung 
der Unternehmer ausführen lassen. Da die Kosten für diese 
Arbeiten der Stadt zurückerstattet und die Einnahme und 
Ausgabebeträge auch als Asservat und Vorschuß gebucht 
werden können, bittet der Berichterstatter diesen Punkt von 
der Tagesordnung abzusetzen.

Der Eemeinderat erklärt sich damit einver
standen.

Ein Mitglied beschwert sich darüber, daß das Zuwerfen 
aufgebrochener Straßen durch die Unternehmer in sehr man
gelhafter Weise geschehe. Er bittet diese Arbeiten in Zu
kunft strenger zu kontrollieren. Der Bürgermeister ver
spricht Abhülfe.

18. Antrag Schütz auf Errichtung von Wasch
anstalten und Trockenräuinen.

Nach Velesung des Antrages und Erläuterung desselben 
durch den Antragsteller wird der Antrag an die I. und III. 
Kommission verwiesen.

19. Vertrauliche Mitteilungen.
Die Öffentlichkeit wurde hierbei ausgeschlossen.
Schluß der Sitzung 7,20 Uhr Abends.
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Bericht
über die

Gemeinderatssitzung vom 14. Februar 1910
McrcHmittclgs 5 Ukr.

Anwesend unter dem Vorsitze des Beigeordneten Wal- 
kowinski die Beigeordneten Haas und Berkenheier, sowie 
die Mitglieder Cailloux, Christian, Denz, Fran^ois, I. 
Franck, H. Frank, Eoedert, Dr. Kuborn, Müller, Nouviaire, 
Pfanschilling, Richard, Reuter, Röchling, Roth, Salomon, 
Schiltz, Steimetz, Wehrmann, Dr. Medernach, Zimmer.

Tagesordnung:

Verlängerung der Amtsdauer der Bürgermeisters

Kapitel 1, Titel 1 der ordentl. Ausga
ben desHauptbudgets für 1910.

Um 5 Uhr 10 Minuten eröffnet der Vorsitzende 
die Sitzung unter Bekanntgabe der Tagesordnung mit der 
Bitte, die einzige Frage ohne persönliche Angriffe zu behan
deln. Die Tageszeitungen hätten des Ausführlichen über 
den Punkt berichtet, sodaß er glaube, daß die Aussprache 
nicht ausgedehnt sein werde, immerhin solle niemand ver
hindert sein, seine Meinung zu äußern. Zugleich bittet der 
Vorsitzende die anwesenden Herren der Bürgerschaft sich je
der Störung, von Veifallsbezeugungen oder Aeußerungen 
des Mißfallens zu enthalten. Hierauf verliest der Vor
sitzende ein Schreiben des Bürgermeisters, nach welchem 
derselbe im Falle der Erneuerung seiner Amtsdauer keine 
höheren Forderungen gegen die Stadt stelle, insbesondere 
keine Ansprüche auf Pension erhebe.

Vor Eintritt in die Debatte über die Tagesordnung 
werden von diversen Mitgliedern Vorschläge über die Art 
der Abstimmung gemacht. Einerseits wird die Ansicht ge
äußert, daß nur einmal abgestimmt werden solle und zwar 
über die Verlängerung der Amtsdauer des Bürgermeisters 

für 6 Jahre zu den bis jetzt geltenden Bedingungen, d. h. 
bei 10 000 Mark Gehalt und 2000 Mark Wohnungsent- 
schädigung; andererseits wird betont, daß ein Beschluß der 
3 verein. Kommiss. vorliege, nach dem das Gehalt des Bür- 
germstrs. nur für die Dauer der jetzigen Amtsperiode be
willigt sei, den der Eemeinderat nach alter Gepflogenheit 
an- oder ablehnen müsse, dann käme die Verlängerung der 
Amtsdauer des Bürgermeisters als zweiter Punkt in Frage. 
Es sei daher angebracht, getrennt abzustimmen. Ein Mit
glied teilt mit, daß der Bürgermeister eine Verlängerung 
seiner Amtsdauer nur zu den jetzigen Bedingungen an
nehmen könne. Mitglied Dr. Medernach beantragt hierauf, 
zuerst darüber abzustimmen, ob in einmal oder in zweimal 
abgestimmt werden solle. Hierzu stellen die Mitglieder 
Müller, Zimmer, Dr. Kuborn, Roth den Antrag, es möge 
auch über diese Vorfrage geheim abgestimmt werden.

Beigeordneter Haas und Genossen stellen hierauf den 
Antrag im Hinblick auf K 20 der Geschäftsordnung: „Der 
Gemeinderat wolle für Beratung der Fragen der heutigen 
Tagesordnung zunächst das Büro konstituieren." Durch 
Zuruf wurden in das Büro außer dem Vorsitzenden die Bei
geordneten Haas und Berkenheier erwählt. Letzterer fun
gierte als Schriftführer.

Alsdann gelangte der Antrag Dr. Medernach zur ge
heimen Abstimmung. 12 Mitglieder sind für Abstimmung 
in einem Mal, 12 andere für Abstimmung in zwei Mal. 
Der Vorsitzende gibt den Ausschlag für Abstimmung in 
zwei Mal.

Hierauf beantragt Dr. Medernach zuerst abzustimmen 
über die Verlängerung der Amtsdauer und zwar solle, wer 
für die Verlängerung sei, mit „Ja", wer dagegen sei, mit 
„Nein" abstimmen. Der Vorsitzende forderte alsdann durch 
Namensaufruf die einzelnen Mitglieder auf, ihre Stimmen 
abzugeben. Das Resultat ergab 12 Zettel mit „Ja" und 
12 Zettel mit „Nein". Durch Entscheidung des Vorsitzenden 
mit „Nein" wurde alsdann die Verlängerung der 
Amtsdauer des Bürgermeisters abgelehnt.

Nach Bekanntgabe des Resultats beantragte Dr. Me
dernach die Vertagung der Beratung des Tit. 1 Kap. 1 der 
ordentlichen Ausgaben auf die nächste Gemeinderatssitzung, 

! der zur Annahme gelangte.



Bericht
über die

Gemeinderatsschung vom 15. Februar 1910,
Wcrcbrnittcrgs 3 Aku.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
dem Vorsitze des Bürgermeisters Boehm die Beigeordneten 
Walkowinski und Berkenheier, sowie die Mitglieder Cail- 
loux, Christian, Denz, Franck Joh., Frank Heinr., Goedert, 
Dr. Kuborn, Müller, Nouviaire, Pfanschilling, Reuter, 
Röchling, Roth, Steimetz, Schiltz und Zimmer.

Entschuldigt Beigeordneter Haas, welcher später er
scheint, sowie die Mitglieder Frangois, Dr. Medernach und 
Richard.

Abwesend die Mitglieder Salomon und Wehrmann, 
welche später erscheinen.

Schriftführer Obersekretär Klam.

Tagesordnung.
l. Mitteilungen.
2. Interpellationen.
3. Brenndauer der elektrischen Bogenlampen.
4. Kosten der III. Teilkanalisation.
5. Festsetzung der Mindesttiefe der Vorgärten vor 

Landhäusern.
6. Errichtung einer Reichsbanknebenstelle in Dieden- 

hofen.
7. Erhebung von Steuern auf Grund des Gesetzes betr. 

die Eemeindeabgaben vom 14. 12. 09.
a) Grundwertabgabe,
d) Hundesteuer,
e) Warenhausabgabe,
0) Wirtschaftsstempel.

8. Hauptbudget pro 1910 u. Ergänzungsbudget pro 1909.
9. Antrag Müller und Genossen betr. Hochwasser.

10. Genehmigung von Spitalratsbeschlüssen.
11. Beseitigung von Bäumen auf dem Burgunder- und 

Vaubanring wegen des Rollbockbetrirbes auf dem 
Nebenbahngeleise.

--- —G------
Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung und erklärt, 

daß er von dem gestrigen Beschlusse betr. Nichtverlängerung 
seiner Amtstätigkeit Akt nehme. Alsdann dankt er allen 
Eemeinderatsmitgliedern, welche ihm ihre Stimme gegeben 
haben. Die andern Herren, welche geglaubt haben, ihm 
ihre Stimme nicht geben zu können, müßten dies mit ihrem 
Gewissen vereinbaren. Jedenfalls bitte er sie, mit ihm so
lange er noch sein Amt versehe, ruhig und sachlich zum Wohls 
der Stadt Diedenhofen zu arbeiten.

Mitglied Müller stellt den Antrag, Punkt 8 der 
heutigen Tagesordnung zu vertagen, bis die Baukommission 
über die Titel 6 n bis einschl. b Vorschläge gemacht habe. 
Der Antrag findet nicht die Zustimmung des Eemeinderats.

Mitglied Zimmer erhebt Einspruch, daß nicht ent
sprechend der Geschäftsordnung die Gemeinderatssitzung am 
Montag abgehalten worden wäre, damit ihm die Teilnahme 
an den Landesausschußsitzungen ermöglicht sei. Heute z. V. 
würden höchstwahrscheinlich wichtige Fragen, auch für Die
denhofen, im Landesausschuß zur Verhandlung gelangen, 
u. a. die Fentschtalbahn, an welchen Verhandlungen er gern 
teilgenommen hätte. Er bittet seinen Einspruch in dem 
heutigen Sitzungsprotokoll zu vermerken. Der Bürgermeister 

bemerkt, daß bei der Wichtigkeit der gestrigen Tagesordnung 
und der durch dieselbe hervorgerufenen Stimmung insbeson
dere auch bei ihm eine ruhige Verhandlung nicht möglich 
gewesen wäre.

Ein Mitglied bemerkt ferner, daß niemand Herrn Zim
mer im vorliegenden Fall gehindert hätte, nach Straßburg 
zu reisen, wo er g. F. notwendiger gewesen wäre, als in der 
heutigen Eemeinderatssitzung.

Der Bürgermeister teilt mit, daß er das letzte 
Sitzungsprotokoll den Eemeinderatsmitgliedern 
habe zugehen lassen und stellt die Frage, ob Einsprüche 
gegen die Fassung des Protokolls erhoben werden. Es er
hebt sich kein Widerspruch.

I. Mitteilungen.
n) Der Vorsitzende drückt dem Beigeordneten 

Herrn Berkenheier namens des Eemeinderats sein tief
empfundenes Beileid aus anläßlich des harten Schicksals
schlages, der ihn durch das Hinscheiden seiner Gattin be
troffen hat.

0) An der Beerdigung des Altbürgermeisters M a r- 
chal in Nancy hat Herr Beigeordneter Walkowinski na
mens der Stadt Diedenhofen teilgenommen und an der 
Bahre einen Kranz der Stadtverwaltung und Vertretung 
niedergelegt. Der Vorsitzende verliest zwei Schreiben, in 
welchen die Familie dem Gemeinderat für die Teilnahme 
an der Beerdigung sowohl als an dem in Diedenhofen 
stattgehabten Trauergottesdienst ihren Dank ausspricht. 
An dem Seelenamt haben sich der Eemeinderat, die städti
schen Beamten und die Feuerwehr beteiligt.

Auf Vorschlag des Vorsitzenden erhebt sich sodann der 
Eemeinderat zum ehrenden Andenken des Ver- 
storbenen von den Sitzen.

e) Die Generaldirektion der Eisenbahnen in Elsaß- 
Lothringen hat auf die Anfrage der Stadtverwaltung den 
Bescheid gegeben, daß der neu anzulegende Fußgänge r- 
steig an der oberen Moselbrücke bei Beaure- 
gard mindestens so breit gebaut werden würde, wie der alte.

cl) In der Prozeß'sache der Stadt gegen 
Kreutzer hat letzterer gegen das Urteil des Oberlandes
gerichts Colmar Revision beim Reichsgericht in Leipzig 
eingelegt.

e) Die Firma Bering u. Waechter teilt auf Anfrage 
der Stadtverwaltung mit, daß ihr die V o r k o n z e s s i o n 
für die Fentschtalbahn unterm 6. Dezember v. Js. 
zugegangen ist und daß sie mit den Vorarbeiten bis zum 
1. März 1910 beginnen werde. Dieselbe erklärt ferner, daß 
auch sie ein Interesse daran habe, daß das Fentschtalbahn- 
projekt schnellstens durchgeführt werde.

k) Der Bürgermeister teilt mit, daß von den Eigen
tümern, welche mit dem Bebauen ihrer Bauplätze noch im 
Rückstände sind, Herr Kuck sich jetzt bereit erklärt hat, vor 
dem 1. April d. I. mit dem Bau eines Wohnhauses an der 
Ecke der Johann Wehe- und Parkstraße zu beginnen. Des
gleichen hat Herr Architekt Bergmeier, Ansteigerer des Bau
platzes der Lothr. Ballgesellschaft, Ecke Metzerstraße und 
Karolingerring, die Versicherung abgegeben, spätestens am 
1. Juni 1910 den Bau in Angriff zu nehmen. Dagegen hat 
Herr König erklärt, seinen von der Firma Wildberger in 
der Kaiser Karlstraße erworbenen Bauplatz mangels flüs
siger Mittel in diesem Jahre nicht bebauen zu können.

8' ) Mit Zustimmung der Vaukommission hat der Bür
germeister keinen Einspruch in dem Voruntersuchungsver- 
fuhren betreffend Verbreiterung der Gleise usw. in der 
Ovation äroits erhoben. Die Frist lief vor der Ge 
meinderatssitzung ab. Der Eemeinderat erhebt keinen Wi
derspruch.
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2. Interpellationen.
Mitglied Schiltz erklärt, daß in den Tanzsälen zu 

viel Staub und Rauch herrsche und fordert Abhülfe, Die 
Polizei müsse für bessere Lüftung sorgen.

Der Bürgermeister bemerkt, daß dies nicht zu den Auf
gaben der Polizei gehöre, diese habe nur darauf zu sehen, 
dass Lüftungseinrichtungen überhaupt vorhanden sind.

3. Brenndauer der elektrischen Bogenlampen.
(Berichterstatter Beigeordneter W a l k o w i n s k i.) 
Der Bericht der I. und III. Commission lautet: 
„Der Vorsitzende bemerkt, daß nach dem Vertrage mit 

der AEWEA nur 1500 Brennstunden für die Bogenlampen 
mit einem Kostenaufwands von 6000 M jährlich vorgesehen 
sind. Wenn diese Summe nicht überschritten werden sollte, 
müßten die Lampen jedoch schon um II Uhr bezw. an Sonn
tagen um 12 Uhr gelöscht werden. Es müßten daher, damit 
die von den Bogenlampen beleuchteten Teile der Stadt 
von 11—11?/, bezw. 12—IB/? Uhr nicht im Dunkeln liegen, 
die 70 Easlaternen, welche wegen der Vogenlichtbeleuchtung 
nicht mehr brennen, wieder angezündet werden. Hierdurch 
würde ein doppeltes Löschen notwendig werden.

Falls die Bogenlampen also die fragliche Stunde 
länger brennen würden, kämen 182 Brennstunden pro 
Lampe mit einem Kostenaufwand- von 728 Ul im Jahre 
mehr in Frage, während andererseits beim Anzünden der 
obigen 70 Laternen rd. 277 M Kosten entständen. Die 
Differenz betrage somit 451 Ul.

Eine andere Möglichkeit wär- die, für die Zeit nach 
11 Uhr gleich die für das betreffende Gebiet vorgesehenen 
33 Stück Nachtlaternen anzünden zu lassen. Hierdurch ent
ständen nur 138,52 Ul Kosten und die Differenz gegenüber 
der Bogenlampenbeleuchtung würd- sich auf rd. 590 Ul 
erhöhen und eine Ersparnis in gleicher Höhe darstellen. 
Das Wiederanzünden und Löschen der übrigen 37 Stück 
Abendlaternen würde hierdurch vermieden werden, ande
rerseits aber eine Verschlechterung der Beleuchtung während 
dieser Zeit gegenüber der vor Inkrafttreten der Bogen- 
lnmpenbeleuchtung bestandenen Straßenbeleuchtung be
deuten.

Nach lebhafter Debatte beschließt die Kommission, daß 
die Bogenlampen Stunde länger als vertraglich vor
gesehen brennen sollen und zwar vorläufig nur für den Rest 
des Rechnungsjahres 1909 und das Rechnungsjahr 1910." 

(Beigeordneter Haas erscheint in der Sitzung.)
Nach Eröffnung der Debatte beantragt Mitglied Röch- 

ling, das Geld zu sparen. In der Altstadt herrsche schon 
ein Luxus in der Beleuchtung, während die Vororte stief
mütterlich behandelt würden. Mitglied Pfanschilling be
antragt die Vertagung des Gegenstandes, bis über die 
Beleuchtung Veauregards mit elektrischem Lichte Beschluß 
gefaßt sei. Andere Mitglieder sprechen sich für die An
nahme des Kommissionsbrschlusses aus.

Der Eemeinderat genehmigt mit Stimmenmehr
heit den Antrag der Kommissionen.

4. Kosten der m. Teilkanalisation.
(Berichterstatter der Bürgermeister.)
(Mitglied Dr. Kuborn verläßt den Sitzungssaal.)
Der Bericht der I. und III. Kommission lautet:
„Der Vorsitzende führt aus, daß die Petition betreffend 

Abstandnahme von der Erhebung der Anliegerkosten für die 
lll. Teilkanalisation vom Eemeinderat in seiner Sitzung 
vom 8. November 1909 abgelehnt worden ist. Es liege 
nunmehr ein neuer Antrag dahingehend vor, die Kosten 
des Spülbassins und des Anschlußkanals von letzterem bis 
zum Vurgunderring auf die Stadt zu übernehmen, ferner 

die Kosten der übrigen Teilstrecke lll der Kanalisation 
etappenweise fest zu st eilen und dementsprechend 
von den Anliegern einzuziehsn.

Hierzu hat der Stadtbaumeister Bericht erstattet, 
der verlesen wird.

Alsdann erhält Mitglied Dr. K u b o r n als Erstunter- 
zeichner des Antrages das Wort zur Begründung desselben.

Er wünscht eine Prüfung der Abrechnung und Vertei
lung der Kosten u. sucht an der Hand des Bebauungsplanes 
die einzeln. Gründe, die für eine anderweite Verteilung der 
Kosten sprechen, nachzuweisen. Redner wünschte zum Schluß 
seiner Ausführungen kein Entgegenkommen für die In
teressenten, vielmehr nur eine gerechte Verteilung der 
Kosten.

Der Stadtbaumeister Mayer ging auf die einzelnen 
Ausführungen näher ein, schilderte Umfang und Kosten 
nochmals eingehend, worauf sich verschiedene Kommissions- 
mitglieder zur Sache äußerten. Auf Grund der Ergebnisse 
der Diskussion formuliert der Vorsitzende ff. zwei An
träge.

„I. Die Kosten der gesamten drei Teilkanalisationen 
einschließlich derjenigen der Altstadt, also auch einschl. des 
Spülbassins, der 3 Regenauslässe und der Bauleitungs
kosten sollen zusammengefaßt werden. Diese Summe durch 
die gesamte Meterzahl der obigen Kanalstrecke geteilt, soll 
den für alle Fälle gültigen Einheitspreis pro Meter 
kanalisierte Straßenstrecke ergeben."

„II. Nicht nur die vorgenannten Kosten sollen als 
Grundlage genommen werden, sondern es sollen die Kosten 
für das bis jetzt noch nicht kanalisierte Stadterweiterungs- 
gebiet berechnet in die Gesamtkosten hineinbezogen und 
hiernach erst der Einheitspreis ermittelt werden."

Nachdem sich einige Kommissionsmitglieder für und 
wieder diese Anträge ausgesprochen hatten, wobei besonders 
hervorgehoben wurde, daß bei Annahme des II. Antrages 
wieder keine feste Grundlage geschaffen wäre, dagegen bei 
Annahme des Antrages I die Berechnung auf sicheren Er
fahrungen fuße und wohl auch alle möglichen Fälle in sich 
schließe, wurde abgestimmt und der I. Antrag 
nit allen gegen eine Stimme ange
nommen.

Ferner wurde folgender Beschluß gefaßt:
Die vereinigte I. und III. Kommission beschließt, daß 

die vom Bürgermeister bereits den Schuldnern zugestellten 
Rechnungen für die III. Teilkanalisation soweit sie noch 
nicht bezahlt sind, als ungültig betrachtet und alsbald zu
rückgezogen werden. Dieselben sollen, wenn der Gemeinde- 
rat den Antrag I ebenso wie die Kommissionen angenom
men hat, nach der neuen Berechnung aufgestellt und zur 
Einziehung gebracht werden."

(Mitglied Salomon erscheint in der Sitzung.)
Der Vorsitzende gibt Kenntnis von der zwischen 

ihm und Dr. Kuborn gepflogenen Korrespondenz, aus wel
cher hervorgeht, daß Dr. Kuborn keine Erhöhung der Rech
nung annehmen wolle und daß er die Berechtigung zur 
Zurücknahme bezw. Niederschlagung der Rechnungen be- 
streite. Der Vorsitzende hatte sofort unterm 19. Jan. ent
sprechend dem Kommissionsbeschlusse die Rechnungen, so
weit sie noch nicht bezahlt waren, behufs Neuaufteilung 
zurückgefordert und sie jedenfalls für ungültig erklärt.

Nach kurzer Debatte, in welcher daraus hingewiesen 
wird, daß das von der Kommission beantragte Verfahren 
auch in Straßburg angewandt würde und Hr. Dr. Kuborn 
doch keine Bevorzugung verlangen könne, wird zur Ab
stimmung geschritten.

Der Eemeünderat nimmt einstimmig den Vor
schlag der Kommissionen a n.
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5. Festsetzung der Mindesttiese der Vorgärten 
vor Landhäusern.

(Berichterstatter der Bürgermeister).
Der Bericht der Baukommission lautet:
„In Z 48 der Bauordnung ist nur bezüglich des Ab- 

standes der Landhäuser von den Nachbargrenzen in der 
Weise Bestimmung getroffen, daß dieser Abstand mindestens 
3 in betragen muß. Eine Bestimmung über den Abstand 
der Landhäuser von der Straßengrenze (Vorgartentiefe) 
fehlt. Es ist deshalb wiederholt in den Baugesuchen der 
Versuch gemacht worden, bei Villen „Vorgärten" von nur 
3 in Tiefe anzulegen. Eine derartige Vorgartentiefe ist 
jedoch entschieden zu gering, zumal an der vorgenannten 
Breite auch noch die Dicke der Einfriedigungsmauer in Ab
zug kommt. Die Kommission ist daher der Ansicht, daß 
vorläufig bis zum Erlaß einer neuen Bauordnung die 
Mindesttiese der Vorgärten bei Landhäusern aus 4 ui fest
gesetzt wird."

Der Gemein derat beschließt entsprechend.

6. Errichtung einer Reichsbanknebenstelle in 
Diedenhosen.

(Berichterstatter der Bürgermeister.)
Der Berichtder Finanzkommission lautet:
„Nachdem der Eemeinderat die Angelegenheit an die 

Finanzkommission verwiesen hatte, hat der Bürger
meister weitere Verhandlungen mit Interessenten und 
insbesondere dem Vereine selbständiger Kaufleute in Die- 
denhofen angeknüpft. Letzterer hat seinen Antrag nunmehr 
folgendermaßen formuliert:

„Die Reichsbank stellt wie bei sämtlichen andern 
Städten die Bedingung, daß ihr 1. eine Minimaltaxe von 
3000 M auf die Dauer von 5 Jahren gewährleistet wird; 
2. daß ein für die Zwecke der Reichsbank geeignetes Lokal 
für die Garantiezeit kostenlos gestellt wird; 3. daß die 
Stadt Diedenhosen die Reichsbank für die Garantiezeit von 
5 Jahren von allen Gemeindesteuern befreit. Da wir hof
fen, daß die Garantie der Minimaltantieme, sowie die 
mietsfreie Gestellung eines Lokals von Seiten der Jntessen- 
ten übernommen wird, bitten wir den Eemeinderat der 
Stadt Diedenhosen, er wolle sich dafür aussprechen, daß die 
Reichsbank für die Garantiezeit von allen Gemeindesteuern 
befreit bleiben soll."

Der Bürgermeister bittet die Kommission diesem 
Anträge wohlwollend gegenüber zu treten, da das Opfer, 
welches von der Stadt verlangt werde, kein großes sei und 
doch nur in einem Verzicht für wenige Jahre auf einen Ge
winn bestehe, den die Stadt überhaupt nicht haben würde, 
wenn die Reichsbanknebenstelle hierselbst nicht errichtet 
wird. Für die Kaufleute und Gewerbetreibenden, ebenso 
wie für viele Private sei es aber sehr wichtig, daß eine 
Reichsbanknebenstelle nach Diedenhosen kommt. Die ge
schäftlichen Unkosten würden sich dadurch wesentlich vermin
dern. Ferner würde auch das Ansehen der Stadt Dieden- 
hofen gewinnen, wenn Diedenhosen Bankplatz 
würde. Auch dürfe man nicht übersehen, daß der direkte 
Verkehr mit der Reichsbanknebenstelle viele indirekte Vor
teile den Geschäftsleuten der Stadt Diedenhosen bringen 
wird. Er könne daher den Antrag des Vereins selbständiger 
Kaufleute nur befürworten.

An der Diskussion beteiligen sich alle Mitglieder der 
Kommission, die im allgemeinen darüber einig sind, daß 
die Errichtung einer Reichsbankneben
stelle für Diedenhosen im allgemeinen 
Vorteile bringen würde. Wenn daher die 
Reichsbank eine Filiale hier auf ihre eigenen Kosten errich

ten wollte, so würden alle Mitglieder dieses sehr begrüßen. 
Einige Mitglieder sind aber der Auffassung, daß wenn man 
dem Anträge stattgäbe, ein für die Stadt vielleicht bedenk
licher Präzedenzfall geschaffen würde, und es doch sehr über
legt werden müsse, ob man einen Gewerbetreibenden be
günstigen solle, wenn dadurch andere Gewerbetreibende, in 
vorliegendem Falle die hier vorhandenen Bankhäuser, ge
schädigt würden. Andere Mitglieder heben dagegen hervor, 
daß die bestehenden Banken, wie dies auch die Inhaber der 
größeren Banken bestätigt hätten, keine oder keine erheb
lichen Nachteile haben würden, da die Geschäfte der Reichs
bank wesentlich andere sind als die der hiesigen Banken, 
und diese ebenso wie die Gewerbetreibenden und Kaufleute 
und sonstigen Kapitalisten nur Vorteil davon haben könn
ten, daß Diedenhosen Vankplatz würde. Der Wechselver
kehr, das bequemste Zahlungsmittel, werde unzweifelhaft 
verbilligt, der gesamte Verkehr und das geschäftliche Leben 
werde sich heben, auch werde aus der Nachbarschaft der Ver
kehr nach Diedenhosen gelenkt werden und so nicht nur allen 
denjenigen, welche mit Wechseln arbeiten müßten, ein direk
ter Vorteil durch Verminderung der Unkosten geschaffen, 
sondern auch die Bedeutung, das Ansehen und der Geschäfts
verkehr in Diedenhosen gehoben werden. Diesen direkten 
und indirekten Vorteilen gegenüber könne Die Stadt unbe
denklich auf eine Einnahme verzichten, auf die sie ja sonst 
auch nicht rechnen könne. Den Interessenten würde es, 
wenn die Stadt ihnen behülflich ist, wohl gelingen, die 
ersten beiden Bedingungen, welche die Reichsbank übri
gens in allen andern Städten gleichmäßig stellt, zu erfül
len, sodaß der Gemeinderat nur zu beschließen hätte, daß er 
auf 5 Jahre auf die Eemeindesteuerzuschläge verzichte.

Nach Schluß der Diskussion formuliert der Vor- 
s i tz e n d e den A n t r a g dahin: Der Eemeinderat 
möge beschließen, daß für den Fall der Errichtung 
einer Reichsbanknebenstelle in Diedenhosen die Stadt bereit 
ist, die Reichsbanknebenstelle auf 5 Jahre von den 
st ädt. Steuerzuschlägen zu befreien, wenn 
die Interessenten für die Minimaltantieme und für das 
Geschäftslokal der Reichsbanknebenstelle aufkommen.

Dieser Antrag wird von der Kommission einstim
mig angenommen."

Nach kurzer Debatte wird der Antrag der Kom
mission vom Eemeinderat einstimmig zum 
Beschluß erhoben.

7. Erhebung von Steuern aus Grund des Gesetzes 
betreffend die Gemeindeabgaben vom 14. 12. 09,

u) Erundwertabgabe,
b) Hundesteuer,
o) Warenhausabgabe, 
ü) Wirtschaftsstempel. 
(Berichterstatter Beigeordneter Berkenheier.) 
Der Bericht der vereinigten Kommissio

nen lautet:
„Der Vorsitzende bemerkt, daß der Gemeinderat in 

seiner Sitzung vom 3. d. Mts. die Erhebung von Abgaben 
auf Grund des neuen Gemeindeabgabengesetzes zur weiteren 
Beratung an die vereinigten Kommissionen verwiesen habe, 
und erteilt dem Berichterstatter, Beigeordneten Werken- 
heier das Wort.

Der Berichterstatter erläutert die Erundzüge 
des Gesetzes betr. die Gemeindeabgaben vom 14. Dezember 
1900 und erklärt, daß er die grundsätzliche Anwendung des 
Gesetzes für die Gemeinde Diedenhosen, im Interesse der 
Finanzen der Gemeinde, für nötig halte. Er geht sodann 
auf die einzelnen Eesetzesteile ein.



a) Erhebung von Eemeindeabgaben vom 
Wert nicht überbauter Grundstücke.

Berichterstatter empfiehlt die Einführung dieses Ge
setzes und die Festsetzung des Ortssteuersatzes und des steuer
pflichtigen Gebiets.

Redner bittet, das Gemeindegebiet, soweit es dem Ge
setz unterworfen würde, in 3 Zonen einzuteilen und zwar:

in eine 1. Zon e, welche das Gebiet diesseits der 
äußeren Ringstraße sowie den Vorort Beauregard nebst 
Elisabethstraße umfassen soll;

in eine 2. Z o n e, welche das Gelände an der Ueckinger- 
straße bis zur Carlshütte, an der Hayingerstraße bis zum 
Wasserturm, beiderseits der Straßen bis zu einer Tiefe von 
100 in umfaßt;

und in eine 3. Zone bestehend aus dem Gelände bei
derseits der unter 2 genannten Straßen bis zur Vann- 
grenze, beiderseits der Marientalerstraße bis zum Hause 
Klopp in St. Peter, beiderseits der Gentringerstraße und 
beiderseits der Briqueriestraße bis zum Vorort Briquerie 
in einer Tiefe von je 50 in, des Vorortes St. Franz und 
schließlich des Geländes innerhalb des Bahndammes nach 
Luxemburg.

Gegen diese Zoneneinteilung wird von verschiedenen 
Seiten Einspruch erhoben und einerseits verlangt, das Ge
biet jenseits der äußeren Ringstraße bis auf 50 in Tiefe in 
die erste Wertzonr hineinzuziehen. Andere Redner wün
schen, nur das Weichbild der Stadt, und wieder andere das 
ganze Eemeindegebiet zur Besteuerung heranzuziehen.

Seitens des Vorsitzenden und des Berichterstatters wird 
auf die Unzulässigkeit des zuletzt beantragten Verfahrens 
hingewiesen. Der Eemeinderat habe lediglich Vorschläge 
zu machen, die vom Ministerium unter Hinzuziehung der 
Katasterbehörde geprüft und evtl. gut geheißen oder abge
lehnt würden. Im übrigen sei dem Eemeinderat das Recht 
zugestanden, jederzeit eine Aenderung seiner Vorschläge, 
soweit steuerpflichtiges Gebiet und Steuersatz in Frage kom
men, herbeizuführen.

Ein Mitglied schlägt vor, zunächst dir Frage zu ent
scheiden, ob die Steuer überhaupt eingeführt werden solle. 
Berichterstatter pflichtet diesem Anträge bei und betont, 
daß die Steuer der Gemeinde eine voraussichtliche Ein
nahme von 9000 pro Jahr erbringen werde, und daß 
auch diese Steuer seitens aller auf dem Mittelstädtetag in 
Straßburg vertreten gewesener Städte eingesührt werden 
würde.

Bei der Abstimmung beschließt die Kom- 
mission (mit allen gegen 1 Stimme) die Einführung 
der Erundwertabgabe grundsätzlich dem Ee
meinderat vorzusch lagen.

Berichterstatter schlägt alsdann vor, den 
Steuersatz für die Gemeinde Diedenhofen auf 0,2 A 
vom gemeinen Wert der Grundstücke festzusetzen.

Mitglied Denz b e a n t r a g t, den Satz auf 0,1 A 
festzusetzen, da es dem Eemeinderat ja doch jederzeit frei 
stehe, den Satz bis zu 0,5 A zu erhöhen.

Die Abstimmung ergibt eine Mehrheit für den 
Vorschlag der Verwaltung. Es wird daher dem Ee
meinderat vorgeschlagen, den Steuersatz auf 0,2 

zu bemessen.
Ueber die Frage der Festlegung der Grenzen des 

Steuergebietes entspinnt sich eine lebhafte Debatte, in wel
cher die bereits oben erwähnten Einwendungen wiederholt 
werden. Der bereits eingangs erwähnte Antrag des 
Mitgliedes Dr. Kuborn, — der von dem Antragsteller 
ausdrücklich aufrecht erhalten wird — das Steuergebiet auf 
das ganze Eemeindegebiet auszudehnen, wlrd abge- 
lehnt.

Der Antrag des Berichterstatters auf Einführung der 
obenerwähnten Zoneneinteilung findet ebenfalls keinen 
Anklang.

Durch Einzelabstimmung werden darauf die Gren
zen des steuerpflichtigen Gebietes wie 
folgt bestimmt:

1) Das ganze Gebiet von Beauregard auf je 100 nr 
Tiefe beiderseits aller öffentlichen oder wenigstens fahr
baren Straßen und Wege, sowohl der vorhandenen, als der 
hinzukommenden.

2) Das Gelände beiderseits der Marienthaler- und 
Volkringerstraße bis zu dem auf Gewann Bürk nach dem 
neuen Artillerie-Exerzierplatz führenden Wege auf je 100 
irr Tiefe.

3) Das Gelände beiderseits der Eentringerstraße auf 
je 100 in Tiefe bis zur Höhe des nach dem Exerzierplatz 
führenden Weges.

4) Das Gelände beiderseits der Briqueriestraße bis zum 
Vorort Briquerie auf je 100 irr Tiefe.

5) Im Vororte St. Franz bis zur Banngrenze das Ge
lände 100 in beiderseits aller Straßen und Wege wie 
zu 1).

6) Das Gebiet zwischen St. Franz, der Kaiser Karl
straße und dem Damm der Bahn nach Luxemburg.

7) Das Gelände um die äußere Ringstraße auf je 100 
in Tiefe; uno

8) Das Gebiet der Alt- und Neustadt zwischen Kaiser 
Karlstraße einerseits, Spanier-, Vauban-, Burgunder- 
Ring und C-Straße und der Mosel andererseits, sowie das 
rechts der Mosel gelegene Gebiet der Stadi.

Die Eesamtabstimmung ergab eine Mehr
heit der Kommissionen für die vorbe
zeichnete Gebietseinteilung. (Beigeordneter 
Berkenheier enthält sich der Abstimmung). —

d) Der Berichterstatter geht alsdann auf das 
neue

Hundegesetz
über und führt aus, daß nach diesem Gesetze die 
Hundesteuer bis zum Betrage von 24 M erhöht 
werden dürfe. Es würden auch in Zukunft noch zwei 
Steuerkategorien gemacht, deren zweite auf Hunde, die aus
schließlich zu gewerblichen oder wissenschaftlichen Zwecken, 
zur Unterstützung von Blinden pp, oder in Ausübung eines 
öffentlichen Dienstes gehalten werden, sowie für Wachhunde 
anzuwenden sei und ein Viertel des regelmäßigen Satzes 
betrüge. Bei Erhöhung des bisherigen Steuersatzes auf 16 
-N sei eine Einnahme für die Gemeinde von 6 5 3 1 Mzu er
warten. Bei Festsetzung des Steuerbetrages auf 20 M 
würde dir Einnahme voraussichtlich 7683 Ul betragen. Bei 
Anwendung des Höchstsatzes von 24 M betrüge die Ein
nahme 8637 M. In sämtlichen Fällen ist der voraussicht
lich zu erwartende Verlust für nicht beitreibliche Steuer
beträge berücksichtigt worden. Berichterstatter be
antragte alsdann, den Steuersatz auf 1 6 M festzufstzen.

Mitglied Dr. Kuborn stellt den Antrag, 
drn Steuersatz auf den Höchstbetrag, nämlich 2 4 Ul zu nor
mieren, damit die z. Zt. in Diedenhofen bestehende Hunde
plage beseitigt oder aber zum mindesten eingeschränkt werde.

Nachdem verschiedene Anfragen der Kommissionsmit- 
glieder über die Ausführung des neuen Hundesteuergesetzes 
vom Vorsitzenden und Berichterstatter beantwortet waren, 
stellt der Vorsitzende die beiden Anträge zur Abstim - 
m u n g.

Der Antrag der Verwaltung, den Steuerbe
trug auf 1 6 Mbezw. 4 festzusetzen wird mit Stimmen
mehrheit angenommen.

Die Kommission beschließt alsdann, mit Ein
führung des neuen Steuersatzes für die Hunde, welche zur 



12

Steuer verlangt sind, Hundemarken zu beschaffen und 
beantragt die Bewilligung des erforderlichen 
Kredits.

r) Warenhausabgabe.
Der Berichterstatter teilt mit, daß auf Grund 

des neuen Eemeindeabgabengesetzes die Gemeinden berech
tigt seien, die Erhebung einer Warenhaus st euer, 
welche vom Umsatz der Warenhäuser erhoben und berechnet 
würde, zu beschließen, und beantragt, dem Gemeinde- 
rat vorzuschlagen, die Erhebung einer Warenhaus- 
abgabe zu beschließen.

Seitens des Besitzers der Firma Fürst hirrselbst sei 
gegen die Einführung der Steuer Stellung genommen wor
den, und habe der genannte Firmeninhaber ihn gebeten, 
falls von der Erhebung der Warenhaussteuer überhaupt 
nicht abgesehen werden könne, der Kommission vorzuschlagen, 
als Mindeststeuersatz 0,1 A festzusetzen.

Berichterstatter schlägt alsdann die Einfüh
rung folgenden Tarifs vor:

Die Steuer soll betragen:
0,8 A bei einem Umsatz von 180 000—200 000 -1t,
0,6 (1 bei einem Umsatz von 200 000—280 000 -tt,
0,7 bei einem Umsatz von 280 000—300 000 ^tt,
0 8 bei einem Umsatz von 300 000—380 000 -1t,
0,9 bei einem Umsatz von 350 000—400 000 -1t,
1,0 A bei einem Umsatz von 400 000—500 000 -1t, 
1g /l bei jedem höheren Umsatz.
Die Kommission beschließt, daß eine Wa - 

renhausabgabein der Gemeinde Diedenhofen zur 
Erhebung gelangen soll und daß bei deren Erhebung der 
von dem Berichterstatter vorgeschlagene Tarif zur 
Grundlage genommen wird.

<1) Wirtschaftsstempel.
Der Berichterstatter erläutert, daß auf Grund 

des neuen Gemeindeabgabengesetzes in Gemeinden von 
mehr als 10 000 Einwohner bei Gewährung von neuen Kon
zessionen zum ständigen Betrieb neuer Gast- und Schank- 
wirtschaften von den Gemeindebehörden eine Steuer von 
500—1000 -tt von den Konzessionsinhabern erhoben werden 
könne. Bei Wirtschaftskonzessionsübertragungen betrüge 
die Steuer die Hälfte. In Wegfall käme die Steuer bei 
Uebergang der Wirtschaft auf die Witwe oder einen Ab
kömmling des bisherigen Inhabers. Außer der Ueber
nahmesteuer könne bei Wirtschaftsbetrieben, die von 
juristischen Personen geführt würden, nach je 15 Jahren des 
Wirtschaftsbetriebes eine Steuer in Höhe der Hälfte des 
festgesetzten Satzes erhoben werden.

Berichterstatter beantragt alsdann dir 
fragliche Steuer in der Gemeinde Diedenhofen zur Er
hebung zu bringen und den Steuersatz auf den gesetz
lich vorgesehenen Höchstbetrag von 1000 bezw. 500 -N fest
zusetzen.

Es entspinnt sich eine lebhafte Debatte, in welcher 
einersrits die Erhebung einer Steuer bei Neukonzrssionie- 
rungen als gerechtfertigt, bei Konzessionsübertragungen 
dagegen als ungerechtfertigt bezeichnet wird. Anderer
seits wird die Erhebung der Steuer vom Umsatz angeregt; 
andere wünschen eine Unterscheidung zwischen Wirtschaft in 
der Stadt und den Vororten. Mitglied Müller be
antragt die Feststellung eines einheitlichen 
Satzes für das ganze Eemrindegebiet.

Der Vorsitzende schlägt mit Zustimmung 
des Berichterstatters vor, den Steuersatz 
auf 780 -1t bezw. 375 festzusetzen.

Dieser Antrag wurde mit Stimmenmehrheit 
angenommen, während die übrigen Anträge auf 
Festsetzung des Steuersatzes auf 600 bezw. 300 -1t, sowie auf 
Ablehnung der Steuer abgelehnt wurden."

(Mitglied Wehrmann erscheint in der Sitzung.)
n) Grundwertabgabe. Die Einführung wird 

grundsätzlich beschlossen.
Der Steuersatz wird nachdem ein Antrag auf Er

hebung von 0,1 A abgelehnt ist, nach dem Vorschlag 
der Kommissionen angenommen.

Grenzen des Steuergebiet es.
Mitglied Eoedert beantragt, das Gelände nur bis auf 

50 w Tiefe einzubeziehen.
Nach kurzer Debatte, wird die Einteilung des steuer

pflichtigen Gebietes alsdann wie von den vereinigten 
Kommissionen vorgeschlagen, angenom
men. Antrag Eoedert ist hierdurch erledigt.

b) Hundesteuer.
Nachdem von einigen Mitgliedern einerseits Vorschläge 

auf Erhöhung und andererseits auf Verminderung der vor
geschlagenen Sätze gemacht worden waren, wird über den 
von den Kommissionen beantragten Satz von 16 bezw. 4 -1l 
abgestimmt und derKommissionsantrag ange
nommen.

Ferner wird zur Beschaffung der Hundemarken 
(runde für Luxushunde und viereckige für Erbrauchs- 
hunde) der nötige Kredit bewilligt.

c) W a r e n h a u s a b g a b e.
Auf Vorschlag des Bürgermeister wird von der Er

hebung einer Warenhausabgabe vorläufig Ab st and ge
nommen, weil diese Steuer für die wenigen unter diesen 
Begriff fallenden Geschäfte Diedenhofens nur hemmend 
wirken kann. Derartige Geschäfte sind wegen ihres gerin
gen Umfanges für die anderen Detaillisten nicht schädlich 
und für die Verhältnisse in einer mittleren Stadt mit 
großer Landkundschaft nötig. Dazu kommt, daß die Er
hebung der Steuer nur dazu führen würde, daß die Ge
schäfte einige Artikel abschaffen, sodaß die Stadt doch keine 
Steuer erhalten würde. Mit Rücksicht darauf, daß die Miß
stände der sog. Warenhäuser sich hier nicht gezeigt haben 
und selbst im Falle der Erhebung der Steuer nur ein unver
hältnismäßig geringer Ertrag (1048 -4t bei 0,2 A, 2620 
-N bei 0,5 (1) zu erwarten ist, schließen sich alle Redner dem 
Vorschlaar des Bürgermeisters an.

<l) Wirtschafts st empel.
Der Antrag der vereinigten Kommissio

nen auf Erhebung einer Wirtschaftsstempelgebühr wird 
ohne erhebliche Debatte angenommen.

8. Hauptbudget pro 1910 und Eigänzuugs- 
budget pro 1909.

(Berichterstatter der Bürgermeister und Beigeordneter 
Berkenhrier.)

Der Bericht der vereinigten Kommissio
nen lautet:

„Es wurde in die Beratung der Tagesordnung getreten 
und mit dem Ergänzungsbudget für 1909 begonnen.

Der Vorsitzende verliest Titel für Titel und wer
den sämtliche im einzelnen angenommen. Als
dann werden dir einzelnen Abteilungen und zwar 
Abt. 1 ordentliche Einnahmen mit 30 016,95 -A
Abt. 11 außerordentliche Einnahmen mit 239 377,52 -1l

Summa aller Einnahmen mit 269 294,47 -N
Abt. 1 ordentliche Ausgaben mit 1 672,81 -1t
Abt. II außerordentliche Aus

gaben mit 144 248,03 -II

Summa aller Ausgaben mit 142 575,22 -4t

lleberschuß aller Einnahmen mit 126 819,25 -1t 



in den einzelnen Abteilungen und schließlich das 
ganze Ergänzungsbudget von den vereinigten 
Kommissionen unverändert angenommen.

ZuAbt, iTitellOderEin nahmen, Kanal
miete 2000, — wird angefragt, worauf die Minder
einnahme zurückzuführen ist. Der Vorsitzende erklärt, daß 
im vorjährigen Hauptbudget der Posten zu hoch angesetzt 
worden sei und auch während des Jahres häufig Nieder
schlagungen und Ermäßigungen von Kanalgebühren statt- 
gefunden hätten.

Zu Abt. I Tit. 22 der Einnahmen, Stand
gelder — 3 0 0 0 M Mindereinnahme gegen das Vorjahr, 
entspinnt sich eine lebhafte Debatte. Einerseits wird der 
Einnahmeausfall darauf zurückgeführt, daß der Gemeinde- 
rat im verflossenen Jahre zur Hebung der wöchentlichen 
Schlachtviehmärkte die Erhebung von Standgebühren auf 
diesen Märkten abgeschafft hat. Andererseits wird die 
Mindereinnahme aus der Errichtung eines Schlachtvieh
marktes in Hayingen hergeleitet. Auch wird behauptet, 
daß den Handelsleuten in Diedenhofen allzugroße Schwie
rigkeiten gemacht würden, während sie in Hayingen größtes 
Entgegenkommen und Nachgiebigkeit fänden, dort sich die 
Polizei um gar nichts kümmere. Der Vorsitzende bestreitet, 
daß die Handelsleute hier chikaniert würden. Ein einziges 
Protokoll sei nur gemacht worden, weil ein Händler außer
halb des Marktes verkauft habe.

Mitglied Eoedert beantragt, eine Kom
mission zu ernennen, welche mit den hiesigen Metzgern und 
Handelsleuten Fühlung nehmen, die Mängel auf den 
Schlachtviehmärkten pp. ermitteln, und Vorschläge zur Be
seitigung der Mängel und Hebung der Marktfrequenz 
machen soll. Die vereinigten Kommissionen sind hier
mit e i n v e r st a n d e n und werden auf Vorschlag des 
Vorsitzenden die Herren Roth, Müller, Goedert, Christian 
und Schilt; in die Spezialkommission gewählt. Der Vor
sitzende bittet den Beigeordneten Walkowinski, den Vorsitz 
in der Kommission zu übernehmen.

Zu Abt. II Titel 09 der Ausgaben, Neu- 
beschotterung der Kaiser Wilhelm II Pro- 
menade 1 3 0 0,— M wird auf Antrag des M i t g lie
be s Dr. M e d e r n a ch beschlossen, daß der eingesetzte 
Kredit vorderhand im Ergänzungsbudget belassen werden, 
das Projekt nebst Kostenanschlag pp. jedoch vor Ausführung 
der Vaukommission zur Prüfung und endgül
tigen Festsetzung vorgelegt werden solle.

Zu Abt. II Tit. 57 der Ausgaben „Achte 
Rate auf das Fe st ungsgelänve 72755 -N" 
frägt ein Mitglied an, wann die Nachweisung über die 
Kosten der gesamten Stadterweiterung, aus welcher zu er
sehen sei, wie hoch der qnr bebaubarer Fläche die Stadt zu 
stehen komme und zu welchem Preise demnach der qw Bau
fläche verkauft werden müsse, zur Vorlage an den Gemeinde- 
rat gelangen werde. Hierüber entspinnt sich eine lebhafte 
Diskussion, in welcher betont wird, daß in der vorbezeich
neten Nachweisung insbesondere die Zinsverluste und sämt
liche für die Stadteiweiterung und in deren Interesse ge
machte Ausgaben aufzunehmen seien.

Der Vorsitzender erklärt, daß die vorstehend ge
wünschte Nachweisung in Arbeit sei und entsprechend den 
obenangeführten Wünschen ergänzt und demnächst zur Vor
lage gelangen werde.

Nunmehr wurde in die Beratung des Entwurfs zum 
Hauptbudget pro 1010 eingetreten.

Vor Beginn der Beratung stellt Mitglied Goe- 
d e r t den Antrag, den Flügel des Vürgermeisteramtsge- 
baudes, in welchem Stadtkasse, Oktroiverwaltung und 
Etadtvermessungsamt untergebracht sind, zu Verkaufsläden 

umzubauen und zu vermieten. Hierdurch würde das Aus
sehen der Stadt verschönert und der Stadt eine Einnahme 
an Mietzins von mindestens 12 000 -N pro Jahr erwachsen. 
Die vorbezeichneten städt. Verwaltungszweige könnten in 
andern Räumen untergebracht werden.

Die Angelegenheit wird zum Studium an die ver
einigten Kommissionen verwiesen.

Abteilung I ordentliche Einnahmen des 
Hauptbudgets mit 496 673,30 -N wird nach titelweiser Ver
lesung und Besprechung an genommen.

Abteilung II außerordentliche Einnahmen des Haupt
budgets wird in gleicher Weise auf 129 200,00 M vorläufig 
festgesetzt, nachdem Titel 1 0 des Voranschlags mit 100 
-N für Ausarbeitung von Entwässerunasprojekten ge
strichen worden ist.

Die Gesamteinnahmen stellen sich somit auf 
ordentliche Einnahmen 496 673,20 -N
außerordentliche Einnahmen 129 200,00

Summa aller Einnahmen 625 873,20 -N
A b t. I K a p. 3 T i t. 2 9 der ordentlichen Einnahmen 

„H u n d e st e u e r 6 5 4 0,— M" wird aber nur vorbehalt
lich der Genehmigung des Eemeinderats, dem von den ver
einigten Kommissionen noch besondere Vorschläge über die 
neuen Eemeindeeinnahmen gemacht werden, vorläufig an
genommen.

Zu Abt. I Kap. 4 Tit. 34, 35, 41 und 42 der 
Einnahmen „Schulgeld der Mittelschule, Schulgeld der Ele
mentarschule, Schulgeld für die Fortbildungsschule und 
Schulgeld für die höhere Mädchenschule" entspann sich eins 
lebhafte Debatte, in welcher einerseits die Erhöhung der 
Schulgeldbeträge für auswärtige Schüler angeregt, anderer
seits die Befürchtung ausgesprochen wird, daß ' durch eine 
Schulgelderhöhung der Besuch der hiesigen höheren Schulen 
leiden müßte. Seitens eines Redners wird darauf hinge
wiesen, daß die Einnahmen an Schulgeldbeträgen, die von 
den Schülern der hiesigen Realschule aufgebracht würden, 
bei weitem die von der Regierung an Besoldung für die 
Lehrpersonen aufgewendeten Beträge übersteigen würden, 
u. daß trotz dieses Mehrbetrages seitens der Stadt pro Jahr 
und Klasse Zuschüsse in Höhe von je 1500 -N geleistet wer
den müßten. Redner schlägt vor, eine Petition an die 
Landesregierung und den Landesausschuß auf Nachlaß der 
Zuschüsse einzureichen und bittet die Verwaltung, Herrn 
Abgeordneten Zimmer mit dem nötigen Material zu ver
sehen, damit dieser in den Landesausschußdebatten diesen 
Antrag vertreten könne.

Die Kommissionen beschließen alsdann, daß 
sämtliche die Schulen, sowohl die höheren als die Elementar
schule, angehenden Fragen, wie Festsetzung der Schulgeld- 
beträge für auswärtige Schüler usw., in den ver
einigten Kommissionen nochmals zur 
Prüfung und Beratung gelangen sollen. 
Die Stadtverwaltung wird beauftragt, eine Petition ans- 
Ministerium und den Landesausschuß einzureichen zwecks 
Erlaß der Zuschüsse zu den Kosten der hiesigen Realschule.

Zu Kap. 4 Tit. 37 der ordentlichen Ein
nahmen „Bezirkszuschuß für den evange
lischen Wanderlehrer" — vorschußweise Zahlung 
des Gehalts 1600,—M — beantragt Mitglied Dr. 
Kuborn beim Staat den Antrag zu stellen, daß für solche 
aus der Stadtkasse auf Rechnung des Staates oder Landes 
vorschußweise zu entrichtenden Beträge dieselben Gebühren 

3 bezahlt werden, wie sie die Stadtverwaltung für 
Erhebung der Steuerbeträge durch die Steuerlasten an den 
Staat entrichten müsse, oder aber die Auszahlung zu ver
weigern.
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Die vereinigten Kommissionen schlie
ße n sich diesem Anträge an.

Zu Kap. 6 Tit. 52 der Einnahmen regen die 
Kommissionen an, daß zur Vermeidung der erfolg
reichen Einbrüche in die Automatenschlösser der öffentlichen 
Bedürfnisanstalten, die fragl. Schlösser allabendlich von 
Stadtwegen geleert werden.

Ordentliche Ausgaben.
Zu Kap. I Titel 1 „Besoldung des Bürgermeisters" 

stellt Mitglied Zimmer den Antrag, mit Rücksicht 
auf die im November d. Js. ablaufrnde Amtstätigkeit des 
Bürgermeisters, nur dessen Gehalt und Wohnungsentschädi- 
gung für die anteilige Zeitdauer in Höhe von 6466,66 -ll 
in das Hauptbudget aufzunehmen.

Nachdem der Bürgermeister und die zur Sitzung hinzu
gezogenen Beamten den Sitzungssaal verlassen hatten, b e - 
schlössen die Kommissionen in geheimer Ab
stimmung mit 11 gegen 6 Stimmen und 
2 S t i m m e n t h a l tu n g e n entsprechend vorbezeichnetem 
Anträge.

Die Sitzung wurde alsdann auf Donnerstag, den 3. 
Februar d. Js. vertagt."

„Nunmehr wird in die Writerberatung des Hauptbud
gets eingetreten.

Zu Kap. 1 Tit. 6 der ordentlichen Ausgaben bemerkt 
ein Mitglied, daß an den Positionen Buchstabe a bis 
einschl. ll, die alle Unterabteilungen des Vauamts seien, 
eine Streichung möglich sei. Mit Zustimmung des Bericht
erstatters beschließt die Kommission auf A n - 
t r a g des Beigeordneten Walkowinskidie 
Prüfung und endgültige Entscheidung der 
Frage, ob und in welcher Höhe an den Pos. 6 a bis b und 
35 Streichungen vorgenommen werden sollen, der Bau
kommission zu verweisen. Die fragl. Posten im 
Voranschläge des Budgets gelten deshalb nur bedingungs
weise als genehmigt. Die Vaukommission soll insbesondere 
prüfen, ob es nicht billiger und besser sei die ll n t e r h a l - 
tung der städt. Anlagen evtl. auch die Reini
gung und Unterhaltung der städt. Ab- 
w ä s s e r u n g s k a n ä l e an Privatunternehmer wenig
stens versuchsweise auf 1 Jahr öffentlich zu vergeben.

Anschließend hieran wird ein G e s u ch des Oktroi - 
hilfseinnehmers Roth auf Einrangierung in die 
Ghaltsklasse V VII — Sekretariatsassistenten — abge
lehnt.

Ein Antragdes technischen Sekretärs Radtke um 
Anstellung auf Lebenszeit wird zur Prüfung und Be
richterstattung an die B a u k o m m i s s i o n 
verwiesen.

Das Gesuch des Wassermeisters Hippert und 
Euerigen um Einreihung in die Eehaltsklasse B VIII 
— Kanalmeister — wird ebenfalls an die Baukom
mission zur Prüfung und Berichterstattung 
verwiesen.

Kap. I Tit. 7 der allgemeinen Verwaltungskosten soll 
in Zukunft folgenden Wortlaut erhalten:

„Zur Unterstützung und Gewährung besonderer Ver
gütungen an Beamte für außerordentliche Leistungen".

Kap. I Tit. 8 daselbst erhält den Wortlaut:
„Kosten der Dienstreisen der Stadtverwaltung und 

Vertretung innerhalb Elsaß-Lothringen".
K a p. I T i t. 9 der sächlichen Ausgaben „Bürokosten 

des gesamten Bürgermeisteramts (einschl. Bau- und Poli
zeiamt), Bekanntmachungskosten" wird um 300 -ll, von 
4500 auf 4200 -ll gekürzt, um zur Sparsamkeit anzuregen.

Kap. I Tit. 17 der sächlichen Ausgaben „Kasernie- 
rungskostenbeitrag" 4000 -ll wird nachdem der Bürger

meister die Sachlage eingehend geschildert hatte, a u f A n -- 
trag des Mitgliedes Zimmer gestrichen. 
Die Kommission empfiehlt, dem Vorgehen anderer els.-lothr. 
Städte sich anzuschließen und die erforderlichen an
teilmäßigen Prozeßkosten zu bewilligen.

Zu Kap. 2 Polizeiliche Ausgaben Tit 19 
„Besoldung der Schutzmannschaft" erklärt der Vorsitzende, 
den eingegangenen Wachtmeisterposten nicht 
mehr besetzen zu wollen. Die Kommission ist damit 
einverstanden.

Das Eesu ch des Polizeiregistrators Dreetz um An
stellung auf Lebenszeit wird mit Rücksicht darauf, daß 
Dreetz erst auf eine vierjährige Dienstzeit blickt, und die 
Schutzleute nach dem Beschlusse des Eemeinderats grund
sätzlich erst nach fünfjähriger Dienstzeit definitiv angestellt 
werden sollen, auf e i n Jahr vertagt.

Die von dem Polizeivorsteher Metzger beantragte 
Gehaltserhöhung wird abgelehnt.

Z u K a p. 2 T i t. 2 0. Polizeiliche Ausgaben „Besol
dung der Turmwächter" beschließt die Kommission, 
eine Erhöhung des Einkommens der Turmwächter um 
j e 1 00 -ll, des Gesamttitels um 200 -ll, also von 1306,24 -ll 
auf 1506,24 oll. Ein Antrag, denselben auch noch je 
100 -ll Heizungsentschädigung zu gewähren wird abgelehnt.

Kap. 2 Tit. 24 Straßenbeleuchtung wird 
vorbehaltlich der Genehmigung des von der 
Baukommission unterbreiteten Vorschlages durch den Ee- 
meinderat angenommen.

Zu Kap. 3 Tit. 36 wird eine Erhöhung des 
Gehalts der Theaterpförtnerin um 60 -ll 
von 210,40 -ll auf 270,40 -ll b e s ch l o s s e n.

Kap. 3 Tit. 37 „Ausgaben für das städt 
Museum" wird auf Antrag des Mitgliedes Zimmer um 
2 0 0 -/ll also auf 500 -ll erhöht.

Zugleich wird beschlossen, daß etwa am Ende des Rech
nungsjahres vorhandene nicht verausgabte Beträge 
auf das näch ste Rechnungsjahr zu übertragen 
sind.

Titel 3 7 a d a s e l b st „Unterhaltung der 
Spielplätze" 220,— -ll wird ebenfalls, soweit nicht ver
ausgabt, als auf das n ä ch st e R e ch n u n g s j a h r üb e r- 
tragbar, bezeichnet. Bessere Unterhaltung des Spiel
platzes an der St. Prterstraße wird gewünscht.

Zu Kap. 6 „llnterrichtswesen" Titel 47 „Gehälter 
der Lehrer an den Elementarschulen" hat Lehrer Stang, 
dem bei seiner Versetzung von Anzelingen nach Diedenhofen 
gemäß der Gehaltsordnung vom Bürgermeister 12 Dienst
jahre angerechnet worden sind, beantragt, ihm seine ge
samte Dienstzeit seit seiner Ernennung als Lehrer, also vom 
1. April 1896 ab in Anrechnung zu bringen. Lehrer Stang 
hat heute 2000 -ll Gehalt und würde bei Genehmigung sei
nes Antrages sofort 2200 -ll erhalten, für die Zeit vom 16. 
4. 09 ab dieses Gehalt nachträglich zu beanspruchen haben, 
und "ch April 1911 in die höhere Gehaltsstufe steigen. 
Ber Nichtberücksichtigung seines Antrages würde Lehrer 
Stang erst am 1. April 1912 auf 2200 -ll steigen.

Beigeordneter Haas beantragt unter Berück- 
stchtrgung der besonders gearteten Familienverhältnisse dem 
Gesuch zu entsprechen.

Die Kommission beschließt mit Stimmenmehrheit 
unter besonderer Berücksichtigung der Familienverhältnisse 
des Lehrers Stang ausnahmsweise dessen gesamte Dienst
zeit vom 1. April 1896 anzurechnen und ihm vom 16 April 
v. ^zs. das Einkommen der Stufe 5 2200 -ll zu bewilligen.

Zu Kap. 6 „Unterrichts wesen" Titel 54 
„Heizung, Beleuchtung und Reinigung der Schulen' Mittel
schule, Elementarschulen und Kleinkinderschulen" beschließt 
dre Kommission einem Antragdes Schulpförtners Lol - 
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mar auf Erhöhung seines Einkommens für Mehrrrinigung 
von Schulklassen zu entsprechen und ihm eine seiner 
Leistung entsprechende Erhöhung von 160 M pro Jahr 
zu b e w i l l i g e n.

Kap. 8„Armen-undKrankenpfege"Titel 
6 5a „Zuschuß an den Ortsarmenverba n d" 
3519 -K wird nach längerer Debatte, in welcher Mitglied 
Zimmer die Herabsetzung auf 1549 -1t — 
Streichung von 2000 -4t — beantragt hatte, mit 8 gegen 8 
Stimmen in der von der Verwaltung vorgeschlagenen Höhe 
belassen.

Zu Kap. 8 Armen- und Krankenpflege, 
Titel 72a der die Bezeichnung erhalten soll: „Remu
neration für Gemeindewaisenräte" wird, nachdem die an
wesenden Mitglieder Salomon und Schiltz erklärten 
und Mitglied Dr. Kuborn bereits früher erklärt hatte, 
auf die ausgeworfene Vergütung zu ver
zichten, auf 10 0 -lt festgesetzt.

Der Vorsitzende teilt mit, daß mit einer Summe von 
250 -4t die Herstellung eines Anschlusses des alten Rat
hausgebäudes, d. h. des großen Rathaussaales an die nach 
dem Vankhause Leclaire auszuführende elektrische Hochlei
tung möglich ist, sodaß in Zukunft bei Lichtbildervorträgen 
elektrisches Licht verwendet werden könne und es auch jeder 
Zeit möglich ist, die Saalbeleuchtung elektrische zu machen. 
Die Steckdose würde hierfür sofort mit vorgesehen.

Die K o m m i s s i o n ist mit dem Anschlüsse einverstan
den. Der Kredit wird aus laufenden Mitteln bestritten.

Beigeordneter Haas beantragt die kostenlose 
Ueberlassung (einschl. Heizung und Beleuchtung) des großen 
Rathaussaales an den Diedenhofener Konzertverein für die 
Abhaltung von zwei kleineren Konzerten (mutiiräo^) an 
noch zu bestimmenden Sonntagnachmittagen.

Die Kommission ist einverstanden.
Dir übrigen nicht näher erwähnten Positionen 

der „Abt. I ordentlichen Ausgaben" und der „Abt. II 
außerordentliche Ausgaben" wurden von den vereinigten 
Kommissionen einstimmig angenommen.

Die ordentlichen Ausgaben belaufen sich unter 
Berücksichtigung der vorgenommenen Streichungen und 
Mehrbewilligungen auf 453 293,27 -K
die außerordentlichen Ausgaben, welche un

verändert geblieben sind auf 163 366,59 -4t

Gesamtsumme der Ausgaben 616 859,86 -4t
Zusammenstellung.

Der Gesamtbetrag der Einnahmen beläuft 
sich nunmehr auf 625 873,20 -4t

der Gesamtbetrag der Ausgaben beläuft
sich auf 616 859,86 -4t 

der Ueberschuß der Einnahmen beträgt 9 013,34 -4t
Hierauf erfolgte die A n n a h m e des Hauptbudgets 

insgesamt." —
Der Bürgermeister bringt alsdann das Ergän- 

zungsbudget abteilungsweise zur Beratung. Das
selbe wird ohne Erinnerung vom Gemeinderat an
genommen und wie folgt festgestellt:
Gesamtsumme der Einnahmen 269 394,47 -4t
Gesamtsumme der Ausgaben 142575,22 -4t

Ueberschuß der Einnahmen 126 819,25 -4t
(Siehe Anhang I).

Der V ürgermeister beantragt nunmehr kapitel- 
weise in die Beratung der einz. Tit. des Hauptbudgets 
einzugehen.. Dr. Kuborn stellt den Antrag, die Aus
gaben zuerst zu beraten, um dir Zuschlagspfennige danach 
festsetzen zu können. Dieser Antrag wird abgelehnt.

Einnahmen.
Zu Kap. 4 Tit. 37 erneuert Dr. Kuborn seinen in der 

Sitzung der vereinigten Kommissionen gestellten Antrag 
auf Erhebung einer Gebühr von 3 Der Bürgermeister 
bemerkt hierzu, daß er einen entsprechenden Antrag an dir 
Regierung bereits gestellt habe.

Gegen die übrigen Einnahmetitrl werden Erinnerun
gen nicht erhoben und die ordentlichen und außerordent
lichen Einnahmen sowie die sonstigen Vorschläge der Kom
missionen vom Eemeinderat angenommen.

Ausgaben.
Zu Titel 6u bis b wird die endgültige Ent

scheidung der Baukommission Vorbehalt en.
Der Eemeinderat beschließt auf Vorschlag des Vor

sitzenden, daß der technische Sekretär Radtke sofort in 
Anbetracht seiner vortrefflichen Leistungen aufLeben s- 
zeit angestellt werden soll. Hierdurch wird die Ueberwei- 
lung des Gesuchs an die Baukommission hinfällig.

Zu Titel 9 Bürokosten wird gewünscht, daß der Kredit 
für die einzelnen Abteilungen des Bürgermeisteramts zu 
trennen ist und getrennte Rechnung geführt werden solle. 
Ein Mitglied bemängelt, daß auf dem Bauamt mit dem 
Lichtpauspapier nicht sparsam umgegangen werde.

Zu Kap. 2 Tit. 19 beantragt der Vorsitzende die 
Anstellung des Polizeiregistrators Dreetz auf Lebens
zeit zu beschließen, da derselbe schon 5 Jahre im Dienste sei 
u. seine Altersgenossen unter den Schutzleuten definitiv ge
worden seien. Auch wäre es erwünscht, diese tüchtige Ar
beitskraft zu halten. Dem Antrag wird entspra
ch e n. Hierdurch ist der Antrag der Kommissionen auf Ver
tagung hinfällig.

Zu Kap. 6 Tit. 47 ausnahmsweise werden dem Lehrer 
Stang alle auswärtigen Dien st jähre inAn- 
rechnung gebracht und der Kredit wie vorgeschlagen, 
entsprechend erhöht.

Er erhält demnach vom 16. 4. 1909 ab 2200 -1t und 
steigt weiter am 1. 4. 1911.

Zu Kap. 8 Titel 72u wird der Kredit auf 400 
M belassen. Den Eemeindewaisenräten soll es frei 
stehen, von den bewilligten 100 -4t Gebrauch zu machen. 
Im übrigen werden die A n t r ä g e der vereinig
ten Kommissionen zu Abteilung I des 
Hauptbudgets angenommen und zuum Be
schluß erhoben.

Abt. II. Außerordentliche Ausgaben.
Nach einigen Ausführungen über die Vermehrung der 

Einnahmen und Ausgaben und die Aufstellung des Budgets 
wird auch Abt. II derAusgaben nach denÄn- 
trägen der Kommission gutgeheißen.

Das Hauptbudget wird sodann wie folgt festge - 
setzt:
Gesamtbetrag der Einnahmen 625 873,20 -/1t
Gesamtbetrag der Ausgaben 617 759,87 ,4t

Ueberschuß der Einnahmen 8 113 33 -4t
(Siehe Anhang II).

9. Anlrag Müller und Genossen betreffend 
Hochwasser.

Bkitglied Müller wünscht, daß die Bürger jedesmal 
benachrichtigt werden, wenn Hochwasser zu erwarten ist und 
daß die Benachrichtigung mittelst Ausschellen oder Stürmen 
zu geschehen habe. Der Bürgermeister verspricht, daß dies 
fortan geschehen werde.

' Von einem andern Mitgliede wird die Anschaffung 
einer größeren Pumpe empfohlen. Auch hierfür erklärt der 
Bürgermeister, daß ein solcher Vorschlag dem Eemeinderat 
in nächster Zeit zugehen werde.
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10. Genehmigung von Spitalratsbeschlüssen.

Dieser Punkt wird vom Vorsitzenden von der Tages
ordnung zurückgezogen.

11. Beseitigung von Bäumen aus dem Burgunder- 
und Vaubanring wegen des Rollbockbetriebes aus 

dem Nebenbahngeleise.

Der Bericht der Baukommission (Berichterstatter der 
Bürgermeister) lautet'

„In der Sitzung vom 13. Dezember v. Js. hat der Ge- 
meinderat die Bedingungen festgesetzt, unter denen dem 
Fabrikanten Herrn Kuck die Herstellung eines Anschlußge- 
leises an das durch die alte Ringstraße führende Hauptge
leise der Nebenbahn gestattet wird. Da zur Einführung des 
Rollbockbetriebes auf den frgl. Geleisen die Erlaubniser
teilung der Landesaufsichtsbehörde erforderlich ist, so hat 
p. Kuck ein diesbezügliches Gesuch an das Kais. Bez.-Prä- 
sidium in Metz gerichtet. Von dem letzteren wird nun das 
gleiche Durchfahrtsprofil (Normalprofil des lichten Raums) 
verlangt, wie dies für die Hauptbahnen allgemein vorge
schrieben ist. Dieses Durchfahrtsprofil ist aber an einer An
zahl von Stellen nicht vorhanden, wie z. B. an dem Grund
stück der Reichshalle, deren Hintere Einfriedigung zu nahe an 
dem Geleise sich befindet, ferner das Gitter der Fentschka- 
nalbrücke bei der Nouviaire'schen Mühle und namentlich die 
Alleebäume stadtseitig an der alten Ringstraße, die sich 
ebenfalls nahe an dem Geleise befinden. Es sind im Gan
zen 6 5 Stück solcher Bäume (Eschen) die entfernt werden 

müßten, da eine Verschiebung des Geleises gegen die Stra- 
ßenmitte einerseits zu hohe Kosten erfordert, andererseits 
das Geleise zu nahe gegen die andere Baumreihe zu liegen 
kommen und zu Verkehrsstörungen Veranlassung geben 
würde.

Da die fr. Bäume zum Teil bereits abständig sind und 
in jedem Jahre mehrere derselben weil abgestorben, besei
tigt werden müssen und dann nur noch Wert als Brennholz 
haben, so ist die K o m m i s s i o n mit der Besei
tigung der Bäume einverstanden. Die 
Kommission stellt hierbei die Bedingung, daß die Bäume 
sofort vonHerrnKuck und auf dessenKosten 
gefällt und der Stadt zu Eigentum llberwiesen wer
den. Die Beseitigung aller übrigen, dem Rollbockverkehr 
entgegenstehenden Hindernisse wie Zäune, Gitter, Drahtein
friedigungen pp ist lediglich Sache des Herrn Kuck, und hat 
sich derselbe mit den in Betracht kommenden Eigentümern 
abzufinden."

Der Gemein derat erklärt sich einstimmig mit 
dem Antrag der Kommission einverstanden. Er er
wartet, daß p Kuck als Gegenleistung den vor seinem An
wesen in der Briqueriestraße angelegten Düngerhaufen be
seitigt und das Anwesen vor seinen Gebäuden in einem der 
Straße entsprechenden guten Zustande erhält.

Ferner b e s ch l i e ß t der Eemeinderat, daß 
die vor den Häusern Vartsch am Vurgunderring stehenden 
5—6 Eschenbäume ebenfalls zu fällen sind.

Schluß der Sitzung 7^ Uhr.



Anhaitg I.

Krgänzungs-Wuöget 
der Gemeinde Diedenhofen 

für 1S0S.

Grösntfichs GinnaHrnen.

Titel Bezeichnung
Ansatz des 

Hauptbndgets
Es treten 

hinzu
Es gehen 
davon ab

Abt. I. Einnahme-Ueberschuß aus 1908 22903 85

Titel 1a Zinsen aus den ehemaligen Funds 
der Pensionskasfe — — 5060 —

Vom Schützenverein 
für die Turnhalle WO

3 Mietzins von Gemeindegebänden 2405 18 150 — Vom Hause Grethen 
nach Abzug der Miete 
für die frühere Gärt- 
uerswohnung ca. SO.

4
5

Pachtzins von Gemeindeländereien
Verkauf von Baumfrüchten

4350
400

— 730
449 40

Zufolge Neuverpacht. 
/ Mehrertrag d öffentl. 
s Bei steig

7

lO

22

25

28

Ertrag des Holzschlages

Kanalmiete

Standgelder

Ertrag der Herbstmesse

I Zo/o Ordentliche Zuschläge

11500

16300

12000

9275

21528 24

3787

5116

44

76

263

2000

3000

! 
! 

!

Ergebnis d. Versteig, 
l Wegen Berichtigung, 
f Niederschlagung u,zu 
thoh Veranschlagung 
lMinder Ertrag der 
s Viehmarkte pp. 
j Mehrertrag der Ver- 
I Pachtung 
l Infolge Ertöhnng 
s der Prinzipalbeträge.

31
38a

4l

Octroigebnhrcn
Lehrervertretungskosten

Schulgeld für die Fortbildungsschule

240000

200

! 
! 

!

900

200

—
5000

lVcrgl. Ausg Abt. I
l Titel 47a
t Stärkerer Schulbesch. 
und Erhöhung des.

s Schulgeldes

42 Schulgeld für die höhere Mädchen
schule 8550 — 900 — Stärkerer Schulbesuch

53 Wiedereinziehung von Beitrügen für 
die landwirt. Berufsgenosfenschaft — — 82 50

l Ersatz vou p. Baur 
s sürJagdpachtAusfall 
s 19t.7-1909

40279 95 1OL6S —

Summa der ordentlichen Einnahmen 30016 95

Abt. II Außerordentliche Einnahmen Für 8 Bauplätze
56367,13

Titel l Verkauf von Immobilien 40000 — 64696 — Für 1 dto (Proviant
amt) 46470,—

Zinsen 1019,14
Verschiedenes 844,73

2a Anliegerkosten für Kanalisation — — — —

Sa. tvi696,— 
/Deranoewies Betrag 
v. 19257.37 ist durch 
Beschluß». 8.11 09-

26 Uebernahme der Pensionskassenfonds 172723 79

zu stunden bezw zu 
.ermäßigen.

Zu übertragen 237419 79



Hinnahmen (Jortsehung).

Titel Bezeichnung
Ansatz des 

Hauptbudgets
Es treten 

hinzu
Es gehen 
davon ab

^6. 0

Uebertrag 237419 79

7 Trottoiranlagekosteu in der Parade- 
platzstraße und am Marktplatz 337 73

10a Zuschuß aus der Landeskasse zu den 
Stückvcrmessungskosten 1300 —

Gcsamtznschuß
3128,07 

Bisher angewiesen
2400,—

16

16a

Verkauf von Verdinguugs-Unterlagen 
pp. betr. deu Bau des Gymnasiums 
dto. für das Grnndwasserwerk

291
29

-—

Später noch 
anzuwciscn 1028,07

Summa der außerordentl. Einnahmen 239377 52

Summa der vrdentl. Eiunahmcu 30016 95

SuMma aller Eiunahmeu 269294 47

HvöenMche AuSgerben.
—

Ansatz des Es treten Es gehen Bereits genehmigt
Titel Bezeichnung Hanptbudgets hinzu davon ab durch Beschluß

^4 e>. vom

Abt.I
Ordentliche Ausgaben

i Verminderung der
Titel 65 Gehalt der -Oetroibeamten 53660 — 7375 — s Beamtenzahl scü 

! 1. 7. vezw. 1. 70.

6 L Gehalt der Hoch- u. Tiesbaubeamten 20010 60 1200 — Wegen Beaiutenwechs. 
(Wcmve-Münster)

6 k Gehalt des Wasserlcitungspersonals 3469 36 90 —
lUeberweisung einer 
Wohnung an Gucri- 

! gen v I. 7. 09 ab

6. Gehalt des Gärtners pp. 2460 — 375 — Wechsel im Personal
16"
16 a

Sächliche Ausgaben des Octroi 
Unterhaltung der Wagen

7540
1000

60 981
400

10 Wie bei 6 b
Aushebung zweier

Büros
Pensionierung Becker
Gehalt 1200,—

19 Besoldung der Schutzmannschast 27660 — 1856 67 Kleidung 9t>,—
Aufhchnng 1 
Schntzm.-Stelle 
v. 1.12.09 ab 566,67

21 Besoldung der Feldhüter 1570 — 392 50
Gehalt des 2. Feld
hüters v. 1.1.10 ab

32 Betriebskosten des Schlachthauses 10450 -- - 863 52
(Laut Nachwcisungen 
su. noch zu bewilligen

36 Gehalt der Theaterpsörtnerin 200 — 10 40 Altervcrsichgsbeiträge

40 Unterhaltung der Forstabfuhrwege
j 690
s 66 —

176 —
4. 10. 09.

>Nach den Einheits-

41 Holzwerbttngskosten 3400 — 650 — ! preisen des Vertrages 
i über die Arbeitsver-

14100
Hebung

46 Gehalt der Lehrer an der Mittelschule — 208 33 4. 10. 1919. (Horn)

Zu übertragen 2300 75 12277 77



Ausgaben (JorLsehung.)

Titel Bezeichnung
Ansatz des 

Hauptbudgcts
Es treten 

hinzu
Es gehen 
davon ab

Bereits genehmigt 
durch Beschluß

olL vom

liebertrag 2300 75 12277 77
Slang 2395,84

4.10.09 Sproß 250.—
47

47a

Gehalt der Lehrer an den Volksschulen

Lehrervertretungskosten

29060 2367

1400

51 2845,84 
ab wegen
Wechsels 278,33
(Hild-Deuher)

bleiben 2307,51

48 Gehalt der Elementarlehrerinnen 18400 — 200 — Wechsel im Personal 
Willnweit-Cnllmann

49

50

52

53
54

61a

70
72a

73

73«,

76

Ausgaben für die höhere Mädchen
schule

Gehalt der Kleinkinder-Lchrerinneu

Ausgaben für die Fortbildungsschule

Ausgaben für die Bergschule
Heizung, Beleuchtung, Reinigung der

Schulen
Zuschuß an die Kircheufabrik zu 

Beauregard
Zuschuß an das Obdachlosen-Asyl
Remuneration an die Gemeindewai- 

seuräte
Pensionen und Beitrag zur Pensivns- 

kasse

Erstattung von PcnsivnSbeiträgen

Unfallversicherung

17270

2106

1380

1120

6700

800

12130

156

24 1150

120

100

100

756
700

100

1397

630

12

70

34

66

330
dto Kcilbcith-Pätzold 

275,—
Eyles-Zirkcnbach 55 
Nenanstellung in St. 

Franz 1.2.09. No. 1 ll, 
l Anstellung eines wei
teren Lehrers vom 

lI. 10. ab

7. 6. 09 No. 16.

1. 3. 09 No 3.

7. 12. 09.

Laut besonderer Nach- 
weisung

Rückzahlung an die 
ausgetreten. Oktroi- 
anfseher Kremer, 
Knuth, Martin

l Infolge Erhöhung 
derBevölkernngszahl 

! von I2v00 auf 14000

11134 96 12807 77

Summa 1672 81

Abt. II Außerordentliche Ausgaben.

Titel 13

15

26

Verzinsung der Anleihe zum Bau des 
Gymnasiums

Verzinsung der Anleihe für die Grund- 
wasserleitung PP.

Anlage der Grnndwasserleitung

4000

12335

130000

80

6500

— 1500

6000 —

Die Anleihe wird 
einstweilen nur für 
die Grundwasser
leitung ausgenommen

4. 10. 09b
Schivre 2738
Stonfflet 320a
Honorar ca. 62

l Rcgistrir-Stcmp.500 
I kosten pp.

""(>500

27a

346
34e

34a
35

Wasseranschluß des Bahnhofs Flvr- 
chiugen

Schulbänke für Beauregard
Einrichtung einer neuen Schulkasse im 

alten Rathanse
Schulbänke für Gentriugcn
Prozeßkosten

2500 ! 
! 

!

210

1240
485
200 ! > ! !

450 —
13. 3. 09. No. So

6 9. 09. No. Ick.

3. 5. 09. No. 6.
6. 9 09 No 4 n. a

Zu übertragen 8635 — 7950 —



Ausgaben (JorLsetzung).

Titel Bezeichnung der Ausgaben
Ansatz des 

Hauptbudgets
I

Es tre 
hinzi

ten Es gehen 
davon ab

Bereits genehmigt 
durch Beschluß 

vom

Abt. 11.

39

39n
40

40g, 
41 
42 
43

44
45

46

47 
47a
4» 
50

51

52
53

54 
55

56

57
58
59

60
61

Uebertrag

Ankauf des Hauses Davillö incl. 
Vertragskosten

Umbau des dito
Ausbau des Kaiser Ludwigstraße

Ausbau d. Karoliugerrings vor d. Post 
Beschaffung eines Schlammwageus 
Umbau des ehein. Hauses Grethen 
Verlängerung der Wasserleitung auf 

dem Griesberg
Verlegung des-Oetroi zu Barrage
Erweiterung des Volksgarteus am 

Metzertorplatz
Zuschuß an die kath. Kircheufabrik zu 

Diedenhofen für die Heizungsau
lage in der Kirche

Ankauf von Grundstücken zu Rangwall 
Ankauf eines Wassermesf. f. Rangwall 
Vergütung an den Weinberghüter 
Anlage einer Bedürfnisanstalt in der

Ueckingerstraße
Beschaffung von Theaterdekorationeu, 

1. Hälfte
Zuschuß an das israel. Konsistorium
Verlegung des Elektrizitüts^Transfor- 

mators auf deni Holzplatz
Beschaffung eines Rutschtuches 
Asphaltier,lng d. Feuerleiterschuppens

Ankauf v. Terrain i. Gewann Niederfeld

8. Rate auf Festungsgelände 
Vergütung au Förster Becker 
Neubeschotterung derKaiser WilhelmII

Promenade
Zuschuß an den Verein „Heuschreck" 
Straßen-, Kanal, u. Wasserleitungs

anlage in der Hildegardftraße

8635

2680

1000
5400

5500 
1150
2000

2000 
1500

1000

3000 
472
600

85

975

1000 
1500

1000
240 
300

23975

72755
30

1300
300

13800 !!!
!!!

!!!
!!!

 L! L
! 

!!!
!!!

!!!
 

! 7950
6. 4. 09, No. 9.
3. 5. 09. No. 4.
Kaufpreis 2500
Kosten ca. 180

6. 4. 09.
l Straßenbau 4700
s Wasserleitung 700
17. 6. 09. No. 15.

5. 7. 09. No. 3
7. 6. 09. No. 8
7. 6. 09. No. 4

1. 3. 09. No. 12

10. 3. 09. No. 1

7. 6. 09. No. 11

7. 6. 09. No. 15

6. 4. 09. No. 6
6. 9. 09. No 7

4. 10. 09. No. 15

4 10. 09. No 4

4. 10. 09. No. 5
i 6. 4. 09. Nr. 13 

vou 1909 bis 1918
1 je 1500 M.

8. 11. 09. No. 3

8. 11. 09. No. 8
8. !1. 09. No 11

/Leonard 2000,—
Frantz 20475,— 
8. 11. 09. No. 11.
Honorar.Negistr. pp. 

1500 M.
Lt. Vertrag.

8. 11. 09 No. 19

Noch zu bewilligen 
(Siehe Antrag) 

3. 1. 1910 No. 5

3. 1. 1910 No. 4

152198 03 7950 —

Summa der außerordentl. Ausgaben
Summa der ordentlichen Ausgaben

144248 03
1672 81

Summa aller Ausgaben 142575 22

Abschluß.
Gesamtsumme der Einnahmen 

Gesamtsumme der Ausgaben
269394
142575

47
22

Ueberschuß der Einnahmen 126819 25

Diedenhofen, den 1b. Februar 1910. Der Bürgermeister: Boehm.



Anhang II- Stadt Diedenhofen.

MHl-Hiitzel str N8 Achimzchlir M.

Grundsteuer
Gebäudcstener .
Kapitalsteuer
Lohn- und Besolduugssteuer.
Gewerbesteuer
Bergwerkssteuer .

NrinzipMetterbelriige.
Amtlich angegebener Betrag für 1910, Zu erwartender 
und wirklicher Betrag für >909 Betrag für 1910

......................................Mk. 3506 58.................................. Mk. 

................................................... 54339,12 
.................................................  20254,24 
..................................... „ 16608,66 
................................................... 79536,85

Zusammen . . - Mk. 174245,45 Mk. 185000,00

Einnahmen.
Abteilung I. Ordentliche Einnahmen.

Borge-
Genehmigt

Einnahmen

Titel Bezeichnung der Einnahmen nach der schlagen für
Gemeinderat

Rechnung 1908 1916
für 1910

Kapitel 1. Ertrag des Gemeindevermögens.
») Renten nnd Zinsen von Aktivkapitalien rc.

1097 10971 Kapitalzinsen und Staatsrenten 1097 — — —
1 a „ aus dem ehem. PenfiouskasscnfondS 2000 2000 —

2 Zinsen von den bei der Staatsdepositenverwaltung hinter-
741legten Barbeständen 50 600 — 600 —

t») Einnahmen aus der Nutzbarmachung
des Gemeindeeigentums.

3 Mietzins von Gemeindegebäuden 2316 03 2536 — 2536 —
4 Pachtzins von Gemeindeländereien 4300 54 4550 - 4550 —
5 Verkauf von Baumfrüchten 266 40 400 400 —
6 Verpachtung der Jagd (einschl. 10 A Zuschlag) 3109 57 3100 — 3100 —
7 Für verkauftes Holz aus dem Gemeindewalde (ausschl. der

17081 8680außerordentl. Holzschläge) 64 - 8680 —
8 Für Forstnebeuuutzungen 280 27 105 — 105 —

9 Ertrag der Wasserleitung incl. lfde. Anschlußkosteu 105485 63 115000 — 115000 —

10a Kanalmiete 15344 38 16500 — 16500 —

10 Einnahme aus den Spielplätzen im Stadtpark 197 10 400 — 400 —

Kapitel 2. Gebühren, Strafgelder rc.

1! Einnahmen aus Polizeistrafgeldern 3362 52 3400 — 3400 -
12 Strafen und Konfiskationen bei der Oktroi-Verwaltung — 100 — 100
13 Anteil an den Gebühren für ausgefertigte Jagdscheine 522 — 45o — 450 —
14 Gebühren für Angel- und Fischerkartcn 162 60 160 — 160 —
15 Gebühren für Ausfertigungen aus den Staudesregistern PP. 332 65 3 30 — 330 —

16 Gebühren (Konzessionen) für Grabstätten in den Kirchhöfen 1092 07 1400 —— 1400 —
17 Schlachthausgebühren 9488 20 10000 — 10000 —

18 Fleischbeschaugebühren 6326 — 6500 — 6500 —
19 Wicgegebühren im Schlachthause l2d7 60 1250 — 1250 —
20 Kaldauneugebühren im Schlachthause 136 "0 120 — 120 —

21 Aufcnthaltsgebühren im Schlachthaufe 234 40 250 — 250 —
22 Marktstandgeld 9498 — 8554 — 8554 —

23 Gemüsemarkt 2113 20 2113 20 2113 20
24 Lagerungs- und Stapelungsgebllhren 3202 20 3300 — 3300 —
24« Wauderlager-Gebühreu 240 —

9200 920025 Ertrag der Herbstmesse 9128 20 — —
Zu übertragen 197296 01 202095 20 202095 20



Einnahmen (Fortsetzung).
Einnahmen Einnahmen Genehmigt

Titel
nach der vorgsschlagen vom

Bezeichnung der Einnahmen Rechnung 1908 pro 1910 Gemeinderat

für 1910

0L 0L 0L

Ueb ertrag 197296 01 202095 20 202095 20

26 Straßenreinigungsgebühren 9192 18 9200 — 9200 —
27 Reinigung der Moselbrücke 200 — 200 — 200 —

Kapitel 3. Steuern und Steuerzuschläge.
28 13 A Zuschläge zu den direkten Staatssteuern (ausschl. der

30799 24050außerordentlichen Zuschläge) 35 — 24050 —
28s Anteil an der Gewerbesteuer 6411 80 6728 — 6728 —
29 Hundesteuer 3t>44 — 6540 —- 6540 — ——
30 Verbrauchsabgaben (Oktroi) 230272 34 200000 — 200000 —
31a Oktroibegleitungsgebühren 533 — 540 — 540 —
3l
32

Wiegegebühren am Oktroi
Anteil an der Saisonarbeitersteuer

3058
1791

70
09

3100
2000 —

3100
2000 —

33 Oktroi für von der Stadtverwaltung eingeführte Gegenstände 639 66 600 600

Kapitel 4. Einnahmen für den Schulunterricht.
34 Schulgeld für Mittelschulen 4241 — 4250 — 4250 —
35 Schulgeld für Elementarschulen 150 — 150 — 150 —
36 Staatszuschuß für die Mittelschule 1500 — 1500 — 1500 —
37 Bezirkszuschuß für den evang. Wanderlehrer 800 — 1600 — 1600
38 Dienstalterszulagen der Lehrer und Lehrerinnen 3925 — 7900 — 7900 —
39 Schulversäumnisstrasen 115 40 Wo — 100 —
40 Staatszuschuß für die Fortbildungsschule 800 — 8(10 — 800 —
41 Schulgeld für die Fortbildungsschule 319 60 550 — 550 —
42 Schulgeld für die höhere Mädchenschule 8430 -^0 9450 — 9450 —
43 Staatszuschutz für die höhere Mädchenschule 3000 3000 — 3000 —
43a Lehrer-Vertretungskosteu 782 58 —

Kapitel 5. Einnahme für den Wegebau.
44 Gewerbliche Beiträge für Abnutzung der Gemeinde-Vizinal-

155weae 70 WO — 160 —
Kapitel 6. Sonstige Einnahmen.

45 Von der Wildschadensgenossenschaft zu erstattende Aufwen-

46

düngen für Schwarzwildschaden (vier Fünftel der ausge- 
zahlten Beträge) — — 80 — 80 —

Unvorhergesehene Einnahmen 1004 77 1000 — 1000 —
47 Anerkennungsgebühven f. Dienstbarkeiten u. f. Lagerplätze 1009 80 1000 — 1000 —
48 Verkauf alter Materialien 251 86 200 — 200 —
49 Beitrag zu den Kosten der Handwerkskammer 759 14 750 — 750 —
50 Beitrag der Landeshauptkasse für die Arbeitsnachweisstelle — — — — — —
51 Einnahmen vom Fischmarkt 7733 14 9000 — 9000 —
52 Einnahmen aus den Automaten der Bedürfnisanstalten 136 20 130 — 130 —

Gesamtsumme der ordentlichen Einnahmen

Abteilung II. Außerordentliche Einnahmen.
518955 82 496673 20 496673 20

1 Verkauf von Immobilien 76558 26 60000 — 60000 _
2 Anliegerkosten 6406 94 6000 — 6000 _
3 Schenkungen, freiwillige Beiträge für die Realschule 1000 — 1000 — 1000 —
4 Aufnahme von früheren Anleihen 266000 -
5 Kanalanschlußkosten 36494 97 6000 6000 _
6 Außerordentliche Zuschläge, 30 A 45921 45 55500 — 55500 —
^7 Wasseranschlußkosten in der Neustadt 853 50 200 — 200 _
8 Zuschuß der Industriellen für den Bergschulneubau 5000 —
9 Zuschuß zu den Stückvermessungskosten 1110 — 500 500

10 Für Ausarbeitung von Entwässerungsprojekten 470 — 100 — — —
Gesamtsumme der außerordentlichen Einnahmen 444902 71 129300 — 129200
Tazu Gesamtsumme der ordentlichen Einnahmen 518955 82 496673 20 496673 20
Hanptsumme aller Einnahmen 963858 53 625973 20 625873 20



Ordentliche Ausgaben.

Titel Bezeichnung der Ausgaben

Ausgaben 
nach der

Rechnung 1908

Kre

vorgeschlagen 
für 1910

dite
Genehmigt 

vom
Gemeinderat 
für 1910

^6

Kapitel 1. Allgemeine Verrvaltungskosten.
Persönliche Ausgaben.

100001 Besoldung des Bürgermeisters, Gehalt bis incl. 8. 11. 1910 10000 — — 6055 55
Wohnungsentschädigung 2000 — 2000 — 1211 12

2 Vergütung der Beigeordneten für den gewöhl. Dienstaufwand 1479 17 1500 — 1500 —
3 Gehalt des Gemeinderechners 5500 — 5500 — 5500 —
4a. Gehalt der Gemeindeschreiber 14050 — 14200 — 14200 —
4b Gehalt des Kanzleipersonals 2399 38 1950 — 1950 —
5 Gehalt des Gemeindedieners 1311 15 1470 — 1470 —
6 Gehälter sonstiger Gemeindebeamten: 

a) des Bibliothekars 200 — 200 _ 200
b) der Oktroibeamten 52140 96 39402 48 39402 48
c)Hoch- und Tiefbauamt 17498 51 18941 84 18941 84
d) Vermessungsbeamte 6009 36 6009 36 6009 36
e) Wegebau-Personal 9260 — 9360 — 9360 —
f) Wasserleitungs-Personal 3349 36 3349 36 3349 36
g) Gärtner und Aufseher 2397 06 1859 28 1859 28
h) Kanalperfonal 5203 08 5278 08 5278 08
i) Friedhosswärter 1379 60 1382 48 1382 48
k) Tiefbau-Berufsgenossenschaftsbeitrag 922 76 920 — 920 _

7 Zur Unterstützung und Gewährung besonderer Vergütungen
an Beamte für außerordentliche Leistungen 595 20 600 — 600 _

8 Kosten der Dienstreisen der Stadtverwaltung und Vertre-
tung innerhalb Elsaß-Lothringens 1641 46 1000 — 1000 —

Sächliche Ausgaben.
9 Büreaukosten des gesamten Bürgermeisteramtes (einschl.

Bau- und Polizeiamt), Bekanntmachungskosten 4302 98 4500 — 4200 _
10 Kosten der Gesetz- und Amtsblätter, Zeitungen 89 42 150 — 150 _
11 Heizung und Beleuchtung des Gemeindehauses 1214 83 1260 — 1200 _
12 Stempel und Enregistrementsgebühren, sowie Versteige-

rungskosten (ausschl. Holzversteigerungskosten) 238 43 380 — 380 _ .
13 Porto u. Frachtauslagen für dienstliche Sendungen, Telefon 2742 38 2700 — 2700 _
14 Druckkostenentschädigung für den Gemeinderechner 100 — 100 — 100 _
15 Kosten der Hundesteuerveranlagung 76 16 80 — 80 _
16 Sächliche Ausgaben für die Oktroiverwaltung

(Telephonkosten unter Titel 13) 7329 42 5454 — 5454 —
16a Aichung und Unterhaltung der Wagen 935 56 600 — 600 —
16b Ausrüstungsstücke der städt. Schutzmannschaft 177 70 200 — 200 _
17 Kasernierungskostenbeitrag 8416 67 4000 — —
18 Ankauf von Büchern für die Bibliothek (Legat Wehe) 464 94 475 80 475 80
I8a Oktroigebühren 639 66 600 — 600

Kapitel 2, Polizeiliche Ausgaben.
19 Besoldung der Schutzmannschaft 26982 49 23570 — 23570 —
20 Besoldung der Turmwächter 1306 24 1306 24 1506 24
21 Besoldung der Feldhüter 1400 — 3140 — 3140 —
22
23

Heizung, Beleuchtung und Reinigung des Polizeiamts 
Zuschuß an die Feuerwehr, Besoldung der Feuerwehrmann-

649 21 650 — 650 —

24
schaft pp. 2685 02 2«00 — 2800 —

Straßenbeleuchtung 10543 03 16000 — 16000 —
25 Straßenreinigung u. Besprengung, Abfuhr v. Eis u. Schnee 33849 70 35000 — 35000 —
25a Unterhaltung der Bedürfnisanstalten 197 57 200 200 —

Kapitel 3. Unterhaltung und Nutzbarmachung
der Vermögensobjekte der Gemeinde.

a) Kosten der Unterhaltung der Gemeindegebäude und des
sonstigen Gemeindeeigentums, ausschl. der Waldungen.

26 Feuerversicherung der Gemeindegebäude 1194 08 1300 - 1300 _
27 Unterhaltung der Gemeindegcbäude und des Mobiliars

(einschl. der Turmuhr) incl. Titel 28 11981 85 10000 — 10000 —
Zu übertragen 254874 39 239328 92 230495 59



Ordentliche Ausgaben (Fortsetzung.)

Titel Bezeichnung der Ausgaben

Ausgaben 
nach der

Rechnung 1908

Kredite

vorgeschlagen 

pro 1910

Genehmigt 
vom 

Gemeinderat 
für 1910

Uebertrag 254874 39 239328 92 230495 59
28 Kosten für Bewirtschaftung und Aufbesserung von Liegen-

schaften (Titel 27 und 28 sind gegenseitig übertragbar). 850 54 — — — —
28g, Unterhaltung des Meß- und Viehmarktplatzes 426 43 — — — — Zum Titel 32 über-
29 Unterhaltung der Brücken, Brunnen, Schwemmen, Wasch-

anstalten pp. und Kanäle (sächl. Ausgaben) 3883 11 4000 — 4000 —
30 Unterhaltung der Feuerlöschgeräte, Uniform, der Mannschaft ll99 27 1000 — 1000 —
3t Unterhaltung der Gemeindekirchhöfe 2133 05 2000 — 2000 —
32 Betriebskosten des Schlachthauses incl. persönliche Kosten 10216 68 12780 — 12780 —
34 Betriebskosten der Wasserleitung (süchlicheWlusgaben) incl.

Lohn für den Maschinisten 6974 66 9200 — 9200 —
35 Unterhaltung der gärtnerischen Anlagen 6944 44 4000 — 4000 —
36 Gehalt des Theaterpförtners 201 70 210 40 270 40
37 Ausgaben für das städt. Museum 1016 89 300 — 500 — Uebertragbar auf fol-
37g Unterhastung der Spielplätze im Stadtpark (Vergl. Emu. gendeS Jahr.

Abt. 1 Titel 10a 219 58 220 — 220 —

K) Kosten der Bewirtschaftung der Gemeinde-
Waldungen.

38 Gehalt des Gemeindeförsters (720-si 150->-4,81) 874 81 874 81 874 81
39 Beiträge zu den Forstverwaltungs- und Forstschutzkosten 207 67 200 — 200 —
40 Ausgaben für Forstkulturen und die Unterhaltung der

Forstabfuhrwege 767 96 255 — 255 —
41 Kosten der Werbung und des Transportes des zum Ver- —

kaufe bestimmten Holzes und anderer Forsterzeugnisse
(ausschl. der Kosten für außerordentl. Holzschläge) 4300 42 3129 — 3129 —

42 Beitrag zu den Unterstützungen dienstunfähiger Forstschutz-
beamten der Gemeinde pp. 64 04 70 — 70 -

Kapitel 4. Steuern und Abgaben von den
Gemeindegütern.

43 Direkte Steuern und Abgaben von den Gütern in toter
Hand 2356 68 2400 — 2400 —

Kapitel 5. Für Straßen- und Wegebau.

45 Unterhaltung a) der Gemeinde-, Vizinal- und Feldwege,
einschließlich der Obstbäume an den Straßen 10993 27 7000 — 7000 —
b) der Straßen der Alt- und Neustadt 5000 _ 5060 —

45g Unterhaltung der Obstbüume an den Straßen 182 32 — — —

Kapitel 6. Anterrichtswesen.
46 Gehälter der Lehrer an der Mittelschule 13900 — 14750 — 14750 _
47 Gehälter der Lehrer an der Elementarschule 28550 — 3'060 — 31260 _

Vertretungskosten 1450 — _ _ _
48 Gehälter der Lehrerinnen an der Elementarschule 17895 83 18700 — 18700 —
49 Ausgaben für die höhere Mädchenschule 17139 51 17245 40 17245 40
50 Gehälter der Vorsteherin und der Gehilfin der Klein-

kinderschule 2106 24 3406 24 3406 24
50g Für die Leiterin des Kleinkinderhorts Gentriugen 500 — 500 _ 500
51 Vorschuß für den evangelischen Wanderlehrer 800 — 1600 _ 1600 _
52 Remuneration der Lehrer an Fortbildungsschulen und sach-

liche Ausgaben 1416 70 1580 _ 1580 __
53 Ausgaben für die Bergschule 1240 99 1120 _ 1120 __
54 Heizung, Beleuchtung und Reinigung der Schulen: Mittel-

schule, Elementarschulen und Kleinkinderschulen 6688 85 6880 — 6880 —
55 Unterhaltung der Schuluteusilien und Ankauf von Lehrmit-

teln (Karten pp.) 579 90 800 — 800 —

Zu übertragen 400955 93 389609 77 381236 44



Ordentliche Ausgaben (Fortsetzung.)
Ausgaben Kredite

Titel Bezeichnung der Ausgaben
nach der vorgeschlagen

Genehmigt 
vom

Rechnung 1958 pro 1S1V Gemeinderat 
für 1910

-4 2>>

Uebertrag 400955 93 389609 77 381236 44

56 Ankauf von Büchern pp. für ärmere Kinder 40 68 850 — 850 --
57 Turn-Unterricht 100 — 100 — 100 —
58 Ausgaben für den Musik-Unterricht 300 — 300 — 300 —
59 Beitrag zur Lehrerunterstützungskasse und Lehrerinnenheim 20 — 20 — 20 —
60 Ausgaben für das Gymnasium 15168 83 18816 89 18976 89
60 s, Für Schulärzte und Schulzahnärzte, Gehalt 1504 — 1500 1500 —
606 Für Schulärzte und Schulzahnärzte, sachl. Ausgaben — —' 100 — 100 —

Kapitel 7. Für den Kultus.
61 Wohnungsentschädigung des Rabbiners 400 — 400 — 400 —
61s Unterhaltung der Pfarrhäuser, PP. 660 02 — — — —

Kapitel 8. Armen- und Krankenpflege.
62 Gehalt des Stadtarztes 320 — 320 — 320 —
63 Beitrag zu den Kosten der Unterhaltung der Geisteskranken 696 75 700 — 700 —
64 Beitrag zu den Kosten der unterstützten Kinder 746 22 750 — 750 —
65 Verpflegung Armer und Kranker in Hospitälern und An-

271stalten 10 — — — —
65s Zuschnß an den Ortsarmeuverband incl. Titel 65, 66, 68, 71 — — 3549 —- 3549 —
66 Entschädigung an Hebammen für Dienst an armen Wöch-

nerinnen 144 — — — — —
67 Zuschuß an das Spital 2500 — 2500 — 2500 —
68 Zuschuß an die Armenkasse 1000 — — — — —
69 Unterstützung bedürftiger Reisenoer 118 40 300 — 300 —
70 Zuschuß aus Obdachlosen-Asyl 800 — 1500 — 1500 —
71 Ankauf von Kleidern für Arme (Legat Lenternier) 49 — — — — —
72 Wohnungszuschuß für die Diakonissinnen 300 — 300 — 300 —
72s Remuneration für Gemeindewaisenrüte — — 400 — 400 —

Kapitel 9. Pensionen und Unterstützungen 
an ehemalige Gemeindebeamte u. Hinterbliebene

von Gemeindebeamten.
73 Pensionen 11784 59 17822 41 17822 41

Kapitel 10. Sonstige Ausgaben.
74 Oeffentliche Feste und Repräsentationen 423 12 400 - 400 —
75 Für das Aufziehen der Turinuhren 280 — 280 — 280 —
76 Unfallversicherungsprämien pp., Haftpflichtversicherung 156 — 156 — 156 —
77 Kredit für unvorhergesehene Ausgaben 837 36 1000 — 1000 —
78 An die Wildschadengenossenschaft zu zahlender Beitrag zu

232 32 250 250den Kosten der Schwarzwildschäden — —
79 Ausgleichung v. Schwarzwildschäden, vergl. Einn. Titel 1, 45 — — 100 — 100 —
80 Zuschuß an den landwirtschaftlichen Kreisverein 3 — 3 — 3 —
81 Beitrag an den Verein vom Roten Kreuz 250 — 250 — 250 —
82 Verteilung von Sparkassenbüchern (Legat Wehe) 165 73 165 73 165 73
83 Beitrag zu den Kosten der Handwerkskammer 784 33 750 — 750 —
84 Mietseuschädigung des Bezirksfeldwebels 147 33 147 33 147 33
85 Besoldung der Tierärzte für Beaufsichtigung der Monats-

1167 31 1160und Wochenviehmärkte — 1160 —
86 Wohnungsentschädigung für den Hirten 92 48 92 48 92 48
87 Beitrag an die Landwirtschaft!. Berufsgenossenschaft 2363 08 2400 — 2400 —
88 Pachtzins für den Viehmarktplatz und Benutzung des Weges 460 — 460 — 460 —
89 Auszahlung der Vergütung für die Arbeitsnachweisstelle — — — — — —
90 Beitrag zum Geschichts- und Altertumsverein 10 — 10 — 10 —
91 Beitrag zum Mosel- und Saar-Kanal-Verein 50 — 50 — 50 —
92 Beitrag zum Hohkönigsburg-Verein 5 — — — — —
92s Beitrag zum deutschen Verein für öffentl. Gesundheitspflege 6 — 6 — 6 —
93 Beitrag zum Lothr. Fischereiverein 5 — 5 — 5 —

Zu übertragen 445317 81 447523 > 61 439310 28



Außerordentliche Ausgaben.

Titel Bezeichnung der Ausgaben

Ausgaben

nach der 

Rechnung1S08

Kredite

vorgeshlagen 

Pro 1910

Genehmigt 
vom 

Gcmeinderat 
für 1910

Uebertrag 445317 81 44752 61 439310 28

93a Beitrag z. Verkehrsversin 1908 letzter Beitrag Beschl, 2, 4, 06 100 — — — —
94 Kosten des Stadttheaters 5200 33 4410 — 4420 —
95 Beitrag zum Verband der mittleren Städte Els.-Lothr. 32 67 V — 10 —
96 Mitgliedsbeitrag zum Gemeindebeamtenverein 3 — 3 — 3 —
97 Unterhaltung der Volksbadeanstalten 699 58 7(0 — 700 —
98 Beisteuer zur Fürsorge für entlassene Gefangene 50 — -0 50 —
99 Ausgaben für den Fischmarkt 7733 14 90(0 — 9000 —
10« Miete für die früheren Räume der bakteriologifchen Anstalt 450 — 9(0 — 900 —

Summa der ordentlichen Ausgaben 459586 53 4626(6 61 454393 28

Abteilung II. Außerordentliche Ausgaben
pro 1810.

1 Anlage von Kapitalien in Wertpapieren pp.
2 Verzinsung der Anleihe von 319 081,60 Mk. 8 414,68 14549 87 145-9 87 14549 87
3

Tilgung (13. Rate) 6 135,19
Verzinsung der Anleihe von 300 000 Mk. 8 819,42!

Tilgung (11. Rate) 3 399,66! 12219 08 1229 08 12219 08
4 Verzinsung der Anleihe von 60 000 Mk. 1 674,40 2895 21 2815 21 2895 21Tilgung (9. Rate) 1 220,81
5 Verzinsung der Anleihe von 400 000 Mk. 13 000,—

Tilgung (1. Rate) 5 011,18 13000 — I8«'l 18 18011 18
6 Verzinsung der Anleihe von 350 000 Mk. 10 652,19

Tilgung (8. Rate) 3 603,41 14255 60 14215 60 14255 60

7 Verzinsung der Anleihe von 400 000 Mk. 12 303,56
Tilgung (7. Rate) 3 988,55 16292 1! 162,2 11 16292 11

8 Verzinsung der Anleihe von 560 000 Mk. 17 400,761
Tilgung (6. Rate) 5 408,19, 22808 95 228(8 95 22808 95

9 Verzinsung der Anleihe von 300 000 Mk. 9 413,03
Tilgung (5. Rate) 2 806,05 12219 08 122 9 08 12219 08

10 Verzinsung der Anleihe von 134 000 Mk. 4 243,94
Tilgung (4. Rate) 1 213,92 5457 86 54,7 86 5457 86

I l Verzinsung der Anleihe von 120 000 Mk. 3 834,76
3227 4817 4887 63Tilgung (3. Rate) 1 052,87 51 63

12 Verzinsung der Anleihe von 55 000 Mk. 1 757,60
809 26 22.0 2240Tilgung (3. Rate) 482,56 16 16

13

13^

Verzinsung der Anleihe von 120 000 Mk. (Eym.) 3 900,—
Tilgung (1. Rate) 987,63

Verzinsung der Anleihe von 170 000 Mk. (dto.) 5 525,—
— — 48!7 63 4887 63

6924Tilgung (1. Rate) 1 399,14 69!4 14 14

14 Verzinsung der Anleihe von 120 000 Mk. 3 867,90
4887 63Tilgung (2. Rate) 1 019,73 — — 4817 63

15 dto. dto. für Erundwasserleitung 5 801,85
7311 7331 45Tilgung (1. Rate) 1 529,60 — — 45

16 Die Anleihe von 34 200 Mk. für Bannvermarkungskosten
(Beschl. v. 13. 6. 06) ist noch nicht erforderlich.

17 2. Rate der pro 1912 fälligen Vermessuugskosten
(Zus. 15 404,40 Mk., zahlbar in 2 gleichen Raten am 1.
4. 1912 und 1. 4. 1917. Beschluß v. 13. 6. 06. 15 15(0 15oo

19
21

Vermarkungskosten für Gemeindegelände
Zuschuß an die Feuerwehr zur 100jährigen Feier, Tekora-

2656 99 10'0 - 10(10 —

tion, Ehrenwein pp. 2298 63
22 Auherordentl. Arbeiten in den Friedhöfen, 1907, 1908, 1909 441 37 __
23 Außerordentl. Ausgaben und Arbeiten 312935 98 __

24 Bergschulneubau 14817 39 __

24s, Mobiliar für die Bergfchule

Zu übertragen

6764 55 — — — —

457649 44 1523(7 58 152367 58



Außerordentliche Ausgaben (Fortsetzung).

Titel Bezeichnug der Ausgaben

Ausgaben

nach der 

Rechnung 1908

Kredite

vorgeschlagen 

pro 1910

Genehmigt 
vom 

Gemeinderat 
für 1910

2>>

Uebertrag 457649 44 152367 58 152367 58

25^ Beschaffung von 2 Müllwagen 1954 05 — — — —
25 Beschaffung des 3. Sprengwagens 894 50 — — — —
26 Vorarbeit für die Grundwasserleitung 2069 82 — — — -
28 Vorschuß für Kanalanschlüsse (Vergl. Einn. Abt. 2 Titel 6) 32922 19 6000 - 6000 —
29 Neubau des Gymnasiums, Gesamtbetrag der Stadt 4l96 98 — - — —
30 Für unvorhergesehene außerordentliche Ausgaben zur Ver-

4999 4999sügung des Gemeinderats — — 01 01 —-

Summa II- Außerordentliche Ausgaben 499686 98 163366 59 163366 59

Dazu Summa I. Ordentliche Ausgaben 459586 53 462606 61 454393 28

Summa aller Ausgaben 959273 51 625973 20 617759 87

Zusammenstellung

Vorgeschlagen 
pro 1910

Vom 
Gemeinderat 
genehmigt

.5 r-.

Gesamtbetrag der Einnahmen 625973 20 625873 20

Gesamtbetrag der Ausgaben 625973 20 617759 87

Ueberschuß der Einnahmen — — 8113 33

Festgestellt vom Gemeinderat durch Beschluß vom 15. Februar 1910.

Diedenhosen, den 15. Februar 1910.

Der Bürgermeister:

Boehm.



Bericht 
über die 

Grmeinderatssitzung vom 7. Mär? 1910, 
McrcHrnittclgs 3 Mkr.

Anwesend bei Eröffnung der Sitzung unter dem Vor
sitze des Bürgermeisters Boehm, die Beigeordneten Walko- 
winski, Berkenheier und Haas sowie die Mrtglieder Cail- 
loux, Christian, Denz, Joh. Franck, Franc,-ois, Heinr. 
Frank, Eoedert, Dr. Kuborn, Müller, Nouviaire, Reuter, 
Richard, Röchling, Roth, Salomon, Steimetz, Schiltz, 
Wehrmann und Zimmer.

Entschuldigt die Mitglieder Dr. Medernach und 
Pfanschilliug.

Schriftführer Mitglied Fran^ois.
Außerdem wohnte der Obersekretär Klam der Sitzung 

bei.
Tagesordnung.

1. Mitteilungen.
2. Interpellationen.
3. Ergänzungs- und Hauptbudget des Spitals.
4. Ergänzungs- und Hauptbudget des Ortsarmenver- 

bandes (Armenrats).
5. Ermächtigung des Spitals zur Einlassung auf eine 

Klage.
6. Ermächtigung des Spitals zur Veräußerung von 

Grundstücken.
7. Allgemeine Ermächtigung des Bürgermeisters zum 

Abschluß von Verträgen u. s. w. für 1910.
8. Ueberlassung eines Geländestreifens zur Nutz

nießung.
9. Zwangsweises Vorgehen wegen Nichtbebauung des 

Bauplatzes r im Vaublock 43.
10. Veräußerung von Stadterweiterungsgelände.
11. Erhebung einer Warenhaussteuer.
12. Wahl von Steuerausschüssen für die Erundwertab- 

gabe sowie für die übrigen Gemeindesteuern.
13. Antrag Eoedert u. Gen. auf teilweise Aufhebung 

des Oktrois für den Vorort Briquerie.
14. Pensionsfähigkeit der Ortszulagen der Elementar- 

lehrpersonen.
Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung und 

bittet noch einen Punkt mit Rücksicht auf dessen Dringlichkeit 
auf die heutige Tagesordnung hinter Punkt 2 setzen zu 
dürfen, nämlich die Instandsetzung der durch das 
hohe Erundwasser aufgeweichten Eentringerstraße.

Der Eemeinderat erklärt sich hiermit einver
standen.

Sodann stellt der Bürgermeister Die Frage, ob 
gegen die Fassung des letzten S i tz u n g s p r o t c k o l l s, 
welches den Mitgliedern im Druck zugegangen ist, Einwen
dungen erhoben werden, Dr. Kuborn wünscht, daß seine 
Bemerkungen bei der Vudgetbevatung bezüglich der 
Amortisationsraten usw. ins Protokoll aufgenommen wür

den. Der Gemeinderat beschließt für jeden der 3 Punkte 
einzeln, daß die Ausführungen des Dr. Kuborn nachträg
lich ins Protokoll ausgenommen werden:

„1. Die Zinsen und die Amortisationsbeträge sollten 
in den Tilgungssummen besonders gebucht werden. Dieses 
Jahr haben wir rund 160 000 -R Zinsen und Amortisation 
zu zahlen, davon sind 120 000 -lt Zinsen und 40 000 
Amortisation. Von den vorgesehenen 60 000 -N für Ver
kauf von Immobilien (Bauplätzeverkauf) sind 20 000 -N 
zur Valancterung des Budgets und 40 000 zur Amortisa
tion verwendet. Das ist unrichtig. Auch die 20 000 
müßten zur Amortisation verwandt werden.

2. Durch die Nachvermessung des Geländes, das die 
Stadt vom Militärfiskus erworben hat, ist festgestellt wor
den, daß die Stadt noch rund 300 000 zu bezahlen hat. 
Bisher figurierten die Leistungen für den Militärfiskus 
im Nachtragsetat. Da mir jetzt aber einer neuen Schuld 
gegenüber stehen und diese vertragsmäßig in vier Jahren 
gezahlt werden muß, in diesem Jahre rund 60 000 oN, so 
gehört der Posten von 60 000 -ll in das Hauptbudget.

3. In Zukunft sollten im Hauptbudget mindestens 
20 000 -N für Unvorhergesehenes eingetragen werden, da
mit dem Eemeinderat Mittel für spätere Bewilligung zur 
Verfügung stehen."

Beigeordneter Berkenheier erklärt, daß er diese 
Vorschläge in Zukunft nach Möglichkeit berücksichtigen 
wolle.

Mitglied Zimmer erhebt Einspruch dagegen, daß 
es in dem Protokoll über die Ansprache des Bürger
meisters heißt: „Die andern Herren, welche geglaubt 
haben, dem Bürgermeister ihre Stimme nicht geben zu 
können, müßten dies mit ihrem Gewissen vereinbaren." 
Hierin liege ein Vorwurf, gegen den er namens seiner 
Freunde sich rechtfertigen wolle. Er wünsche sofort die 
Gründe anzugeben, welche sie zu dieser Stellungnahme be
stimmt hätten.

Der Bürgermeister bemerkt, daß der Bericht ge
nau das enthalte, was er in der Sitzung vom 15. Februar 
gesagt habe, er bedauere daher, das Protokoll nicht ändern 
und Herrn Zimmer das Wort nicht erteilen zu können, weil 
die Angelegenheit selbst nicht auf der Tagesordnung stehe.

Herr Zimmer protestiert im Namen seiner Freunde, 
daß er ihren Standpunkt nicht rechtfertigen könne und ver
langt, daß sein Einspruch in das Protokoll ausgenommen 
werde.

Das Protokoll wird daraufhin genehmig t.

I. Mitteilungen.
u) Der Vorsitzende verliest ein Schreiben des 

Herrn Beigeordneten Berkenheier, in welchem dieser dem 
Gemeinderat für die herzliche Teilnahme beim Tods seiner 
Gattin seinen tiefgefühlten Dank ausspricht.

d) Der neue Vaufluchtenplan der Staats
straße Nr. 17, Gemarkung Diedenhofen, liegt auf dem 
Bürgermeisteramt auf. Einwendungen gegen denselben 
können bis zum 9. d. Mts. auf dem Bürgermeisteramt und 
von da ab bis zum 19. auf der Kreisdirektion-Ost ange
bracht werden. In dem Plan sind die von dem Gemeinde- 
rat in seiner Sitzung vom 8. 11. 09 gemachten Vorschläge 
noch unberücksichtigt geblieben. Der Eemeinderat erklärt 
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sich damit einverstanden, daß der Bürgermeister sofort 
Einspruch in dem Borunterfuchungsverfahren erhoben 
hat, und beauftragt denselben als Mitglied des Voruntsr- 
fuchungsausschusses den Wünschen des Eemeinderats Gel
tung zu verschaffen.

<) Vom R e i ch s p o st a m t ist auf die ausführliche 
Eingabe des Bürgermeisters, am Bahnhöfe eine Postzweig
stelle weiter bestehen zu lassen, ein ablehnender Bescheid ein
gegangen. Derselbe verneint die Bedürfnisfrage. Der Bür- 
grmeister hat sich daraufhin an die Handelskammer Metz ge
wandt und ihre Vermittlung nachgesucht Letztere ver
langt, um in der Angelegenheit weitere Schritte tun zu 
können, die Angabe neuer Gründe. Der Bürgermeister be
merkt, daß solche nicht mehr beizubringen waren. Es han
dele sich nur darum, daß die Handelskammer unab
hängig von der Stadt die B ed ü r f n t s f r a g s bejahe. 
Er bittet die Mitglieder der Handelskammer in diesem Sin
ne zu wirken. Im übrigen müsse er es jetzt der Öffentlich
keit, der Presse und den Interessenten anheim geben, wei
tere Propaganda zu machen.

Der Eemeinderat schließt sich den Ausfüh
rungen a n.

2. Interpellationen.
Mitglied Eoedert bittet, daß bei Punkt 7 der heu

tigen Tagesordnung die Verpachtung der Elacis für Schaf
weide verhandelt werde. Der Eemeinderat erklärt 
sich damit einverstanden.

Sodann beschwert er sich darüber, daß die von der Stadt 
geforderten Preise für Laub st reu aus dem Ee- 
meindewald zu hoch bemessen sind. Die Hälfte der Bitt
steller, welche zu arm sind, hätten deshalb ihre Ersuche zu- 
rückziehen müssen. Er bittet in Anbetracht der teueren 
Strohpreise und mit Rücksicht darauf, daß die Laubent
nahme dem Walde wenig Schaden zufügen werde, beschlie
ßen zu wollen, daß das Laub gratis abgegeben werde.

Der Bürgermeister und Beigeordneter 
Verkenheier bemerken, daß nach den bestehenden Be
stimmungen der Oberförster zunächst zu entscheiden habe, ob 
die Abgabe zulässig sei. Bei Festsetzung der Preise müsse 
sich die Stadtverwaltung nach der vom Bezirkspräsidium 
festgestellten Taxe richten. Diese Sätze könne der Bürger
meister zwar erhöhen, aber nicht ermäßigen oder erlassen. 
Hierzu sei die Genehmigung des Bezirkspräsidenten erfor
derlich. Der Oberförster bestimme ebenso den Ort, die Zeit 
und die Menge der Entnahme. Es wird dem Interpellan
ten anheimgestellt, für das nächste Jahr den Antrag recht
zeitig zu erneuern und Unterstützung zugssichert.

Mitglied Zimmer bittet nochmals um das Wort, 
um seine Rechtfertigungsschrift vorzutragen. Der Bür
germeister verweist den Redner auf die vom Gemeinde- 
rat beschlossene Ergänzung der Geschäftsordnung, wonach 
Interpellationen, welche nicht 3 Tage vor Beginn der Sitz
ung dem Vorsitzenden angemeldet worden sind, am Schlüsse 
der Tagesordnung zu verhandeln sind, wenn sie zu Beginn 
der Sitzung angsmeldet werden.

Mitglied Zimmer verlangt ferner, daß der Inhalt 
der Interpellation aus der Tagesordnung zu ersehen sei.

2a. Instandsetzung des Geniringerweges.
(Berichterstatter Veigeordn. W a l k o w i n s k i.) 
Infolge des hohen Erundwasssrstandes, der durch den 

unaufhörlichen Regen verursacht ist, ist der niedrigste Teil 
der Straße nach Nieder-Eentringen auf etwa 100 Meter 
vollständig versumpft und unpassierbar geworden. Das 
Grundwasser hat die Fahrbahn unterspült und die Stickung 
derart gelockert, daß die Straße für Fuhrwerke gesperrt wer
den mußte. Eine Neustickung und Beschotterung des Stra- 

ßenteils sei notwendig und sehr dringlich. Nach der aufge
stellten Kostenberechnung ist ein Kredit von mindestens 
1350 Mk. erforderlich. Er bittet den Gemeinderat, der Ver
waltung einen Kredit bis zu 1500 Mk. zur Verfügung zu 
stellen.

Der Eemeinderat bewilligt nach kurzer De
batte den geforderten Kredit und wünscht, daß die Bau- 
kommission die erforderlichen Jnstandsetzungsarbeiten vor 
Ausführung der Straße an Ort und Stelle nochmals prüfe.

3. Ergänzungs- und Hauvtbudget des Bürger- 
Spitals.

(Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kuborn.)
Der Bürgermeister, welcher jedem Eemeinde- 

ratsmitglied einen Abdruck des Ergänzungs- und Haupt
budgets hatte zukommen lassen, verliest zuerst den von der 
VerwaUungskoinmission des Bürgerspitals gefaßten Be
schluß.

Derselbe lautet:
„Das Ergänzungsbudget für das Rechnungsjahr 1909 

wird wie folgt ausgestellt:

I) 1. Ordentliche Einnahmen
Mehreinnahme aus Titel

5, 32, 33 u. 34 2410,74
Einnahmcausfall Titel

24 und 25 8000,00
Ucbcrschuß des Ein

nahmeausfalls 5589,26
2. Außerordentliche Einnahmen

Anleihe 50000,00
ab Einnahmcausfall 5589,26 F->.

verbleiben 44410,74
I) 1. Ordentliche Ausgaben 10715,00

2. Außerordcntl. Ausgaben 12676,51
3. Ausgabc-Ueberschuß 1908 3417,28
4. Anfnngs-Defizit 1909 10345,00

Gesamtsumme der Aus
gaben 37153,79 .H.

Mithin Ucbcrschuß der
Einnahmen 7256,95

Das Hauptbudget für das Rechnungsjahr 1910 stellt 
sich wie folgt:
I) 1. Ordentliche Einnahmen 94000,00 -4L

2. Geldwert der Natural-
Einnahmcn 13244,00 ,4/!

Gesamtsumme der Ein
nahmen 107244,00 .A.

II) 1. Ordentliche Ausgaben 111140,00
2. Außerordentliche Aus

gaben 4190,50 ^5.
3. Geldwert der Naturalien 13244,00 4L.

Gesamtsumme der Aus
gaben 128574,50 <M

Mithin ergibt sich ein Ausgabcübcrschuß von 21330,50-4L

Der Verwaltungsrat stellt mit Bedauern fest, daß trotz 
der bei den Ausgaben getätigten Sparsamkeit am Schlüsse 
des Budgets eine Mehrausgabe von 21 330,50 .N sich ergibt, 
für welche es nicht möglich ist, Deckung zu finden. Es ist 
andererseits auch unmöglich, die Einnahmen zu erhöhen, 
da da diesseitige Spital schon jetzt mit Ausnahme von Al- 
gringen die höchsten Pflegesätze in Lothringen hat. Zudem 
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ist das Spital der Ortskrankenkasse Diedenhofen gegenüber 
noch 3 Jahre vertraglich an dem bestehenden Pflegesatz ge
bunden, sodatz den andern Kassen gegenüber kein anderer 
Pflegesatz in Anwendung gebracht werden rann. Außer
dem dürfte an sich der bestehende Pflegesatz, soweit die Be
dürfnisse der Kranken allein in Frage kämen, genügen. 
Die übrigen Einnahmen sind zum größten Teil feststehende 
und können keinen höheren Ertrag abwerfen.

Daher beschließt der Verwaltungsrat beim Gemeinde- 
rat dahin vorstellig zu werden und zu bitten, derselbe möge, 
wie in anderen Städten, die jeweiligen Defizite des Spi
tals aus der Gemeindskasse decken.

Saargemünd gibt seinem Spital, welches weniger be
deutend ist als das hiesige, einen jährlichen Zuschuß von 
24 000 M (früher 27 000 M). Nach einer Mitteilung des 
Bürgermeisters von Saargemünd vom 22. d. Mts. gibt die 
Stadt alljährlich soviel Zuschuß, daß die ordentlichen Ein
nahmen und Ausgaben sich decken. Der Verwaltungsrat 
des Spitals hatte gehofft, daß die finanzielle Lage der An
stalt sich bessern würde; aber die täglich sich steigernden 
hygienischen Ansprüche, sowie die stets zunehmende Ver
teuerung aller Lebensbedürfnisse lassen auch diese Hoffnung 
schwinden. Seit Jahren schon findet sich am Schlüsse des 
Rechnungsjahres stets ein namhaftes Defizit, welches das 
Vermögen der Anstalt schon stark angegriffen hat, und des
halb wurde in den letzten Sitzungen schon der Gedanke er
örtert, daß, falls die Gemeinde Diedenhofen dem Spital in 
der oben angeführten Weise nicht zur Hilfe kommen sollte, 
der Spitalbetrieb eingestellt werden müßte.

Der Verwaltungsrat hofft jedoch, daß der Gemeinde- 
rat in Diedenhofen es hierzu nicht kommen lassen wird."

Der Bürgermeister gibt alsdann eingehende 
Auskunft über die Betriebs- und Finanzverhältnissr des 
Spitals, und vergleicht die Krankenzahl, die Einnahmen 
aus Pflegesätzen, die Defizite und die seitens der Gemein
den an die Spitalverwaltung-rn geleisteten Zuschüsse in 
Diedenhofen und andern Krankenhäusern Elsaß-Lothrin
gens, aus welcher Vergleichung sich ergibt, daß Dieden
hofen schon sehr hohe Pflegesätze hat und andere Gemein
den ganz erheblich höhere Zuschüsse leisten, z. B. Colmar 
46 000 M rund, Mlllhausen 223 400 M und Saargemünd 
24 000 M, während Diedenhofen 2500 M Zuschuß zahlt. Er 
weist ferner darauf hin, daß die Ausgaben für Lebensbe
dürfnisse in den letzten Jahren bedeutend gestiegen sind, 
während die Pflegesätze nicht wesentlich erhöht werden 
durften. Das Spital ist auch auf Drängen der Aufsichts
behörde und der Kassen in den letzten Jahren mit großen 
Kosten erweitert, umgebaut und modern eingerichtet wor
den. Wenn auch zu den Baukosten des Jsolierpavillons der 
Staat und die Stadt eine Beihülfe gegeben haben, so hat 
das Spital aus eigenen Mitteln ca. 100 000 M aufgewen
det, die zwar nicht verloren sind, aber doch auf die Finanz
lage des Spitals eingewirkt haben. Die Zahl der täglich 
öu ernährenden Personen einfchl. Pfründner. Pensionäre, 
Waisen, Schwestern, Krankenwärter und Personal beträgt 
durchschnittlich 231 Personen. Das Reservevermögen des 
Spitals sei abgesehen von dem sich nicht rentierenden Im
mobiliarvermögen auf einen Kapitalbestand von 100 000 
M in 3 A Wertpapieren zusammsngeschmolzen.

Die vorhandene Schuld von rund 100 000 M kann ent
weder durch Verkauf der Wertpapiere getilgt oder jährlich 
verzinst und amortisiert werden. Er könne sich nicht dafür 
aussprechen, daß zunächst das Mobiliarvermögen aufge- 
braucht werde, ehe Anleihen aufgenommen würden, da sonst 
das Kapital zweifellos verloren wäre. Auch würde höch
stens bei dem niedrigen Kursstand der Papiere Z ge- 
Ipart. Die Einnahmen des Budgets 1910 sind genau erwo
gen und die Ausgaben so niedrig als möglich bemessen 

worden. Für die Unterhaltung der ausgedehnten Ge
bäude z. B. ist im Budget nur das allsrnotwendigste vor
gesehen, 3500 M. Trotz aller Bemühungen gelänge es nicht, 
die Einnahmen des Spitals mit den notwendigen Aus
gaben in Einklang zu bringen. Die Stadt wird daher eben
falls den Zuschuß erhöhen müssen, um das Defizit zu decken.

Sodann erteilt der Bürgermeister dem Bericht
erstatter Dr. Kuborn das Wort, welcher über die 
Verhandlungen in der II. und III. Kommission münd
lich berichtet und die Anträge derselben dem Eemeinderat 
zur Annahme empfiehlt. Dieselben gehen dahin, daß für 
jeden einzelnen Betrieb des Spitals eine besondere kauf
männische Buchführung verlangt wird, daß überhaupt die 
Einnahmen und Ausgaben, Vermögen und Schulden nach 
den einzelnen Betrieben' Spital, Hospiz und Waifenanstalt 
getrennt gehalten werden, um feststellen zu können, was 
jeder Teil einbringt und kostet. Ferner wird die größte 
Sparsamkeit besonders an Fleisch, Wein und Sprudel em
pfohlen. Die Ausgaben müßten auf das AllernotWendigste 
herabgesetzt werden, und das Spital zufehen, seine Aus
gaben selbst zu decken. Die Kommissionen schlügen 
in Anbetracht dessen vor: die Budgets z u st i m- 
mend zu begutachten unter der Bedingung, 
daß bei Titel 31 der Einnahmen des Hauptbudgets 100 M 
dazugesetzt und bei Titel 23 der Ausgaben 2000 M, bei 
Titel 26 der Ausgaben ebenfalls 2000 M und bei Titel 29u 
200 -ll abgesetzt würden. Im übrigen solle über die Frage, 
wie das Defizit von 21 330,50 M zu decken sei, 
erst später beschlossen werden, nachdem Erfahrun
gen über die Wirkungen des neuen llnterstützungs- 
wohnsitzgefetzes gesammelt worden seien. Auch von 
anderer Seite wird eine vollständige kaufmännische Buch
führung und Kontrolle verlangt. Es wird ferner darauf 
hingewiesen, daß im Bürgerspital Pfründner und Waisen 
vorhanden sind, für welche die Gemeinde gesetzlich nicht 
auszukommen habe. Solche Aufnahmen dürften in Zu
kunft nicht mehr ftattfinden. Es müßten Rentabilitäts
berechnungen bei vollständiger Trennung der Betriebe auf
gestellt werden. Auch könne noch an manchen Stellen gespart 
werden insbes. bei Wein, Fleisch u. bei den Medikamenten. 
Mit dem Prinzip, diese im Großen zu kaufen u. den Preis 
auf den Pflegefatz zu schlagen, müsse gebrochen werden. Es 
sollte für jeden Patienten besonders rezeptiert und die Me
dikamente sollten hier am Platze gekauft werden, dann 
hätten die Kassen direkt die Rezepte zu bezahlen und man 
könnte den Pflegesatz sogar um 20—30 pro Tag und
Person reduzieren. Von anderer Seite wird empfohlen, 
diesen Zustand nicht zu ändern und vielmehr die Pflege- 
sätze zu erhöhen. Den Verwaltungsinspektor solle man 
zum Studium gut und kaufmännisch geleiteter Spitäler 
entsenden.

Von allen Rednern wird im übrigen die Einsetzung 
einer Spezialkommisfion gewünscht, welche den ganzen Be
trieb der Anstalt genau besichtigen, die Bücher einsehen 
und die Kontrollen prüfen solle, um dann ihre Vorschläge 
zu machen.

Der Vorsitzende befürchtet, daß diese Mühe vergeblich 
sein würde, da die verschiedenen Betriebe der Anstalt in 
Folge der historischen Entwickelung so ineinander verschmol
zen sind, daß es sich gar nicht auseinander halten läßt, was 
und welcher Teil der Einnahmen und Ausgaben auf 
Kranke, Pfründner, Waisen etc. entfalle, zumal noch ein 
großer landwirtschaftlicher Betrieb! geführt werde. Im 
übrigen verweist er auf die Berechnung der Selbstkosten 
eines Kranken und eines sonstigen Pfleglings der Anstalt.

Mitglied Frank stellt den Antrag, die Hälfte des De
fizits gleich zu bewilligen und über den Rest des Betrages 
in einer späteren Sitzung zu beschließen.
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Der Gemeinde rat beschließt nach dem An
träge der Kommissionen und wählt in die Spezialkommis- 
sion die Herren Stadträte Röchling, Dr. Kuborn, Nou- 
viaire, H. Frank, Prokurist Drebber, sowie die Spitalräte 
Dr. Medernach, Roth, Richard, Cailloux und Reuter. 
Vorsitzender ist der Bürgermeister.

4. Ergänzungs- und Hauptbudget des Ortsarmen 
Verbandes (Armenrat).

Der Vorsitzende unterbreitet dem Gemeinderat 
das Ergänzungsbudget, welches in Einnahmen und Aus
gaben auf 1362,04 Zi cbschließt, und beantragt, dasselbe 
ebenso wie das Haupabudget, welches eine Einnahme und 
Ausgabe von 19 200 aufweist, zustimmend zu begutachten.

Dr. Kuborn als Berichterstatter erklärt, 
daß die Budgets im allgemeinen keine wesentlichen Aen
derungen aufweisen, nur die Gehälter der Beamten haben 
eine kleine Erhöhung erfahren. Für den vaterländischen 
Frauenverein sei eine Beihilfe von 200 ^ll vorgesehen. Die
ser Zuschuß könne auch in Zukunft bleiben, weil der Armen
rat sich so den vatsrl. Frauenverein verpflichte.

Der Eemeinderat beschließt entsprechend.

5. Ermächtigung des Spitals zur Einlassung 
aus eine Klage.

Der Bürgermeister verliest den Beschluß des 
Bürgerspitals. Derselbe lautet:

„Am 1. Juni 1906 hatte der damalige Spitalarzt Sa- 
nitätsrat Dr. Melchior namens der Spitalverwaltung mit 
Herrn Berkenheier als Vertreter der Apotheker aus Dieden- 
hofen eine Vereinbarung betreffend die Lieferung der Me
dikamente und Verbandstoffe getroffen. Vom 1. Juli 1907 
bis 30. September desselben Jahres hatte Herr Apotheker 
Winsback die Lieferung. Derselbe trat am 1. August.des
selben Jahres seine Apotheke an Herrn Dubs ab, welcher 
dann auch während der Monate August und September 
lieferte. Bei der von dem vereidigten Revisor Herrn Dr. 
Werner in Dolchen vorgenommensn Revision wurde Herrn 
Dubs auf einer Rechnung von 348,21 -N der Betrag von 
79,04 -N abgesetzt. Herr Dubs gab sich damit nicht zufrieden 
und beschnitt den Klageweg.

Der Verwaltungsrat hat durch Herrn Rechtsanwalt 
Albrecht zu der Angelegenheit ein Rechtsgutachten einge
fordert; danach ist der Standpunkt der Spitalverwaltung 
der richtige. Der Verwaltungsrat beschließt daher sich auf 
den Streit einzulassen."

Der Eemeinderat gibt zu der fraglichen Prozeß
führung seine Zustimmung.

6. Ermächtigung des Spitals zur Veräußerung 
von Grundstücken.

Der Bürgermeister gibt Kenntnis von dem Be
schluß der Verwaltungskommission des Bürgerspitals, 
welcher lautet:

„Der Vorsitzende macht dem Spitalverwaltungsrat den 
Vorschlag, sämtliche außerhalb der inneren Einfriedigung 
(o.IoK) liegenden Land- oder Weinbergparzrllen öffentlich 
versteigern zu lassen.

In Anbetracht dessen, daß die Weinberge von St. Anna 
dem "Spital bisher nur schweres Geld gekostet und nichts 
eingetragen haben, beschließt der Verwaltungsrat dem 
Vorschlag des Vorsitzenden entsprechend.

Der Verwaltungsinspektor soll eine genaue Bezeichnung 
der in Betracht kommenden Parzellen aufstellen, sowie erne 
Abschätzung derselben veranlassen, welche als Unterlage 
zur Versteigerung dienen sollen."

Es handelt sich um 65,01 Ar Wiesen im Tal, 26,51 Ar 
auf dem Berg gelegene Wiesen und 129,05 Ar Reben, für 
dieses Gelände dürfte ein Erlös von etwa 13—14000 -4l 
zu erwarten sein, wenn die Konjunktur ausgenützt würde. 
Der Vorsitzende hat für einen Teil einen Liebhaber, der 
sich jedoch noch nicht entschieden habe. Sobald dies gesche
hen, sollte öffentlicher Verkauf parzellenweiss stattfinden. 
Er bittet den Eemeinderat, diesen Vorschlag gutzuheißen. 
Der Erlös soll zur Abtragung der Anleihen verwendet 
werden.

Der Eemeinderat beschließt antrags
gemäß.

7. Allgemeine Ermächtigung des Bürgermeisters 
zum Abschluß von Verträgen usw. für 19l0.

Der Bürgermeister beantragt, der Ee- 
meindrrat möge wie in den Vorjahren auch für das Rech
nungsjahr 1910 den Bürgermeister ermächtigen, nachbe
zeichnete Angelegenheiten in eigener Zuständigkeit zu er
ledigen:

1. Verpachtung der Erasnutzungen und der sonstigen 
Nutzungen an den der Stadt gehörigen Grundstücken.

2. Verpachtung von Lagerplätzen und dergl. auf freiem 
städtischen Eigentume.

3. Verkauf des Obstes und sonstiger Nutzungen an 
Straßen.

4. Verpachtung der Kirmesplätze (freihändig oder öf
fentlich).

5. Vergebung der Lieferung der Stratzenunterhaltungs- 
materialisn.

6. Verkauf des Holzes aus dem Walde, sowie des 
sonstigen anfallenden Holzes, ferner von alten Materialien 
und Abfällen aller Art.

7. Vergebung der Kohlenlieferung und aller Büro- 
bedürfnisse.

8. Kündigung und Erneuerung bestehender Verträge 
einschl. etwaiger Nachtragsverträge.

9. Freihändige Vergebung oder Vergebung in engerer 
Submission von Gemeindearbeiten und Lieferungen, deren 
Wert 1000 nicht übsrstsigt und für welche ein Kredit 
vom Gemeinderat bewilligt ist.

Mitglied Eoedert beantragt bezüglich der Verpach
tung der Erasnutzung auf den Glacis, daß den Pächtern 
das Weiden der Schafe dieses Jahr gestattet werden möge. 
Die Landwirte hätten zur Zeit keine Weiden für ihre Tiere 
mehr und wären eventl. gezwungen, dieselben um jeden 
Preis zu verkaufen.

Der Eemeinderat beschließt nach An
trag, nachdem der Bürgermeister erklärt hat, daß das 
Glacis als Schafweide für dieses Jahr verpachtet werden 
soll.

8. Ueberlassung eines Geländestreifens zur 
Nutznießung.

(Berichterstatter der Bürgermeister.)
Bankier Hourte soll nach einem früheren Beschlusse 

des Esmeinderats für den zwischen seinem Anwesen und 
der llfermauer in der Breite seines Anwesens gelegenen 
Geländestreifen jährlich 15 -K pro Ar Pacht bezahlen. In 
einem an den Gemeinderat gerichteten Gesuche erklärt 
Hourte sich bereit, für die pachtweise Ueberlassung des 
fragl. Geländes die gleiche Anerkennungsgebühr wie seine 
Nachbarn an die Stadt zu zahlen.

Der Eemeinderat beschließt, das 1,85 Ar große 
Gelände dem Gsfuchsteller in jederzeit widerruf
licher Weise gegen eine Anerkennungsgebühr 
von jährlich 3 -4l unter der Bedingung zu überlassen, 



daß Hourte das Gelände als Ziergarten anlegt und gut 
unterhält und nach Einholung der Genehmigung der Kom
mandantur einfriedigt.

Ferner wird bestimmt, daß in Zukunft die 
Anerkennung sgebühr stets mindestens 3 -ü be
tragen solle.

9. Zwangsweises Vorgehen wegen Nichtbebauung 
des Bauplatzes im Baublock 43.

Wie bekannt, hat Hotelier König den 5,63 Ar großen 
Bauplatz r im Baublock 43 an der Kaiser Karlstraße von der 
Firma Wildberger erworben. Der Kaufpreis mit 15,50 M 
pro Ar — 8308 ist bezahlt, und dir An-liegerkostsn sind 
mit 823 M bei der Sparkasse hinterlegt. Im vorigen Jahre 
schon hatte die Firma Wildberger wegen nicht rechtzeitigen 
Vebauens des fraglichen Platzes die im Lastenheft vorge
sehenen 10 '/I Konventionalstrafe mit 830,80 -N zu zahlen. 
Mit Genehmigung des Gsmeinderats wurde der Firma 
Wildberger am 5. 7. 09 eröffnet, daß die Konventional
strafe erlassen bezw. gestundet würde, wenn dieselbe oder 
deren Rechtsnachfolger noch im Juli 1909 die Bauerlaub
nis nachsuchen und innerhalb 14 Tagen nach Genehmigung 
derselbe mit dem Bau beginnen und denselben ununter
brochen fortsetzen würde. Die Firma W. verkaufte darauf 
den Bauplatz an König, der von Wildberger und dem 
Bürgermeister über die Verpflichtungen genau unterrichtet 
worden ist. Am 16. 7. 09 gab Architekt Pfanschilling als 
Bevollmächtigter von König schriftlich eine entsprechende 
zustimmende Erklärung ab. Auch der Firma Wildberger 
gegenüber hat König am 1. 7. 09 die Verpflichtung über
nommen, bei Erlaß der Konventionalstrafe sofort zu bauen. 
Trotzdem nun die Konventionalstrafe gestundet wurde, und 
König die Pläne durch Architekt Pfanschilling vorlrgen ließ 
und die Bauerlaubnis am 26. 8. 09 erhielt, hat er bis 
fetzt nicht mit dem Bau begonnen. Der Bürgermeister er
klärt, daß er ihn wiederholt gemahnt habe, zuletzt am 11. 
1. 10. und 15. 2. 10. König antwortete erst, er hätte kein 
Geld, um zu bauen; später erklärte er, daß er 4 in Front 
selbst zur Vergrößerung seines Hotels bebauen und den Rest 
des Bauplatzes verkaufen wolle. Er bittet, Da er mit -einem 
Kaufliebhaber in Unterhandlung stehe, um A u s st a n d 
bis 1. Mai 1910.

Der Gemein d ernt bewilligt einen letzten 
Ausstand bis 1. 5. 1910.

10. Veräußerung von Stadterweiterungsgelände.
(V L r i ch t e r st a t t s r der Bürg >srmer st e r.)
a) Ein Liebhaber bietst für einen Geländrstreifen 

von 7 in Front und 24 in Tiefe im Vaublock 18 an 
der M1-Straße 6 M pro <<iv. Der Bürgermeister bemerkt, 
daß der Veräußerung dieses Bauplatzes bautechnische Be
denken nicht entgegenstehön. Aus der Mitte des Eem.- 
Rats wird hervorgehoben, daß der Preis von 6 Ul zu 
niedrig sei. Die Stadt würde dadurch einen, die städti
schen Finanzen schädigenden Präzedenzfall schaffen. Im 
Laufe der Debatte werden 8, 9 und 10 M für den -ain vor
geschlagen. Bei der Abstimmung war die Mehrheit 
der Mitglieder für 10 M. Der Bürgermeister 
wird ermächtigt, das Baugelände zum Preise von 
10 M pro <zin unter den üblichen Bedingungen zu ver
kaufen, falls bei dem Uebergebotsverfahren kein höheres 
Angebot gemacht wird.

Für die Zahlung des Kaufpreises und der Anlieger- 
kosten gelten die BestimmungLn des Lastenhestss.

d) Zwei Liebhaber wünschen an der Kaiser-Wilhelm 
II. Promenade im Baublock 25 neben dem Neubau Friz 
je einen Bauplatz von 14 in Front und ca. 40 in Tiefe 

käuflich zu erwerben. Dieselben bieten unter Uebernahme 
der Verpflichtung, sofort zu bauen und Kaufpreis und An- 
liegsrkosten bar zu zahlen, 9 Ul für den gin. Der Bauplatz 
u) ist 5,58 Ar und der Bauplatz d) 5,72 Ar groß. Der 
G e m.-R a t setzt nach kurzer Debatte den Kaufpreis auf 
10 -N pro (zin fest und ermächtigt Den Bürger
meister, die Bauplätze unter den üblichen Bedingungen 
zu verkaufen, falls bei dem Uebergebotsverfahren kein höhe
rer Preis erzielt wird, sofern die Liebhaber die oben er
wähnten Verpflichtungen bezüglich Baubeginns und Zah
lung annshmen.

o) Für den Villenbauplatz im Baublock 2 neben Freu- 
denberger an der Metzerstraße werden von einem Kauflieb- 
haber 12 M pro gw geboten, mit der Verpflichtung, so
fort zu bauen und den Kaufpreis und die Anliegerkosten 
jofort bar zu zahlen. Der Bauplatz d ist circa 11,42 Ar 
groß und hat eine Frontlänge von ungefähr 22 in. Der 
Bürgermeister empfiehlt den Verkauf und schlägt vor, das 
zwischen dem Grundstück und der Mostel 
liegen bleibende städt. Gelände dem Liebhaber zu 
E a r t e n z w e ck -r n widerruflich zu überlassen, falls 
er dafür eine jährliche An erkennungs gebühr 
von 3 M bezahlt. Im übrigen hätte sich der Liebhaber 
denselben Bedingungen wie Herr Hourte zu unterwerfen, 
insbesondere der, daß auf dem ganzen Grundstück nur eine 
Villa in der Bauflucht der Kreis-direktion und der Villa 
Hourte errichtet werde.

Der Eemeinderat gibt zu diesem Vorschlag seine 
Zustimmung und ermächtigt den Bürgermeister, 
das Aufgebotsverfahren zu eröffnen und den Zuschlag 
unter den üblichen Bedingungen zu erteilen, wenn der 
Liebhaber die oben erwähnten Bedingungen ansrksnnt."

11. Erhebung einer Warenhaussteuer.
(Berichterstatter Beigeordneter Berken- 

h e i e r.)
Gegen den Beschluß des Eemeinderats vom 15. 2. 

1910 betreffend Nichteinführung der Warenhausabgabs 
wurde am 17. 2. seitens des Herrn Direktors der direkten 
Steuern Einspruch erhoben mit der Begründung, daß die 
Erhebung der Warrnhausabg-abe nicht in das Belieben des 
Gemeinderats gestellt, sondern obligatorisch sei. Auf Ver
anlassung des Herrn Bürgermeisters, wurde -eine Entschei
dung des Ministeriums her-beigeführt, die folgendermaßen 
lautet:

„Der Direktor der direkten Steuern hat einen Schrift
wechsel zwischen ihm und Ew. Hochwohlgeboren hier vor
gelegt, worin Sie (Schreiben vom 22. und 27. v. Mts. C 
218) die Auffassung vertreten, daß die Warenhausabgabe 
nicht obligatorisch sei, und der Gemeinderat, selbst wenn 
sie dies wäre, auf ihre Erhebung verzichten könne.

Dieser Auffassung kann nicht beigstreten werden. Daß 
die Warenhausabgabe obligatorisch ist, ist aus dem Wort
laute des Gesetzes unzweideutig zu entnehmen und auch in 
der Begründung mehrfach (Verhandlungen des Landes- 
ausfchusses 1909 Vorlage Nr. 14 S. 8 und 54) hsrvorge- 
hoben. Auch dir Ausführung auf Seite 9 der Begründung 
ist in diesem Sinne zu verstehen; nur hat sich hier (Zeile 
20 von oben) ein Druckfehler eingsschlichsn, indem vor 
„deren" das Wort „soweit" ausgefallen ist. Aus dem obli
gatorischen Charakter der Warenhaus-abgabe folgt, daß 
sie in allen Gemeinden, woselbst sich Warenhäuser befinden, 
zur Erhebung gelangen muß. Der Gemeinderat kann zwar 
nach Veranlagung der Steuer auf ihre Einziehung (z. B. 
im Falle der Unbeibringlichkeit) verzichten (8 56 Abs. 1 
Nr. 9 der Eemeindeordnunq, K 9 des Warenhausabgabe
gesetzes), dagegen steht es ihm nicht zu, von der Erhebung 
überhaupt abzuse-hen. Ew. Hochwohlgeboren wollen hier
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nach wegen Herbeiführung eines Eemeinderatsbeschlusses, 
der die Höhe der Warenhausabgabe feststellt, gefälligst das 
Erforderliche veranlassen."

Da demnach die Warenhaussteuer eingeführt werden 
muß, beantragt Berichterstatter den am 15. 2. gefaßten Be
schluß aufzuheben und oine Ortssatzung zu beschließen, nach 
welcher vom 1. 4. 1910 ab die Warenhausabgabe in der Ge
meinde Diedenhofen mit dem Minimalsatze von 0,2 An
geführt werden solle.

Der Gemeinderat setzt hieraus die Orts
satzung dem Vorschläge entsprechend fest und beschließt 
eine gleichmäßige Besteuerung der in Frage kommenden 
Betriebe mit A des Umsatzes.

12. Wahl von Steuerausschüssen für die Grund
wertabgabe sowie für die übrigen Gemeindesteuern.

(Ver.-Erst. Beig. B e r k e n h e i e r).
Nach 8 2 des Gesetzes betreffend die Gemeindeab- 

gaben vom 14. 12. 1909 ist in jeder Gemeinde ein Steuer
ausschuß zu bilden, der aus dem Bürgermeister ober sei
nem Stellvertreter als Vorsitzenden und aus einem oder 
zwei vom Eemeinderat zu wählenden Mitgliedern besteht. 
Die Bildung verschiedener Steuerausschüsse für die einzel
nen Abgaben oder für örtlich abgegrenzte Eemeindeteile 
ist zulässig. Dem Steuerausschusse tritt bei der Wahrneh
mung der Befugnisse, die ihm in den Vorschriften unter 
8 1 Nr. 1 und 3 dess. Gesetzes Angewiesen sind, der mit der 
Veranlagung der Abgabe befaßte staatliche oder Ge- 
meindebeamte als Mitglied hinzu.

Der Berichterstatter beantragt, auf Grund 
obigen Gesetzes zwei Steuerausschüsse zu wählen und 
zwar einen für die jedenfalls sehr viel Arbeit veranlassende 
Erundwertabgabe und einen für die drei übrigen von der 
Gemeinde Diedenhofen eingeführten Abgaben vom Umsatz 
der Warenhäuser, vom Halten von Hunden und vom Wirt- 
schaftsstempel. Der Eemeinderat entspricht dem 
Anträge und wählt in den ersten Steuerausschuß 
di-e Herren H e i n r. Frank und Joh. F r a n ck, in den 
zweiten die Herren Peter Müller und Christian.

13. Antrag Goedert und Gen. auf teilweise 
Aushebung des Oktrois für den Vorort Briquerie.

Die Landwirte von Briquerie haben eine Petition 
an den Gemeinderat eingereicht, in welcher sie um Auf
hebung des Oktrois auf ihre landwirtschaftlichen Erzeug
nisse und um Gleichstellung mit Gentringen bitten. Das 
Gesuch ist begründet damit, daß der Vorort Briquerie 
gegenüber Gentringen bezüglich des Oktrois benachteiligt 
sei, da letzterer Vorort für die selbst geeintsten landwirt
schaftlichen Erzeugnisse vom Oktroi befreit sei, während in 
Briquerie für dieselben Oktroi bezahlt werden müsse. Auch 
sei früher im Gesetze vorgesehen gewesen, daß das Oktroi 
auf Vororte, in welchen vorzugsweise Landwirtschaft be
trieben wird, nicht ausgedehnt werden solle.

Der Berichterstatter, Beig. B e r be n h e i e r, gibt zu 
der Petition folgende Erklärung ab' Bei Einführung des 
Oktrois in Gentringen am 16. 2. 1904 wurden die Futter
mittel wie Heu, Stroh, Hafer, Mais soweit dieselben 
Eigenerzeugnisse waren, von der Oktroiabgabe befreit ge
mäß Gemeinderatsbeschluß vom 18. 12. 1903.

Wurden diese Produkte in den Handel gebracht, so 
trat die Steuerpflicht ein, ebenso für eingeführte landwirt
schaftliche Produkte, die nicht selbst geerntet waren; es be
stand also damals tatsächlich eine ungleiche Behandlung 
der Vororte und hätte die Petition, wenn sie damals ein
gebracht wäre, zur Berücksichtigung warm empfohlen wer
den können.

Der neue Oktroitarif sieht jedoch Ausnahmen nicht 
mehr vor, da nach Beschluß des Eemeinderats die Bewoh
ner aller Vororte zur Abonnementszahlung herangezogen 
werden.

Die Petition, die auf Gleichstellung von Gentringen 
und Briquerie ausgehe, sei somit als erledigt zu betrachten, 
da diese Gleichstellung bereits existiere.

Der Eemeinderat beschließt hierauf im Sinne 
des Berichterstatters, es bei dem jetzigen Zustande 
zu belassen, um so mehr als eine Grenze zwischen 
Landwirten und Nichtlandwirten in Vororten schwer zu 
ziehen sei.

14. Pensionssähigkeit der Ortszulagen der 
Elementarlehrpersonen.

(B e r.-E r st.: Beig. B e r k e n h e i e r.)
Nach 8 10 des Gesetzes betreffend die Besoldung der 

Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Elementar-Schu
len vom 11. 12. 09 steht es den Gemeinden frei, die von 
ihnen nach 8 5 dess. Gesetzes aus der Eemeindekasse be
willigten Ortszulagen für pensionsfähig zu erklären. Mit 
Rücksicht darauf, daß durch die Uebernahme sämtlicher 
Dirnstalterszulagen auf die Landeskasse, die Ausgaben der 
Gemeinden für die Besoldung der Lehrer erheblich gemin
dert werden, bittet das Kaiserliche Ministerium einen Be
schluß des Gemeinderats in obigem Sinne herbeizu- 
führen.

Der Gemeinderat beschließt e i n st i m - 
m i g, die nach 8 5 des Gesetzes aus der Eemeindekasse be
willigten Ortszulagen für pensionsfähig zu erklären, je
doch nur für die in Diedenhofen verbrachten Dienstjahre 
incl. der auswärts zugebrachten, welche nach 8 6 der 
Dienst- und Gehaltsordnung der Lehrer und Lehrerinnen 
an den städt. Schulen ausdrücklich vom Eemeinderat aner
kannt und bei Berechnung des Gehaltes zu Grunde gelegt 
wurden.

15. Interpellationen.
Nachdem der Hr. Bürgermeister den Saal 

verlassen und dem ältesten Beig. Hrn. Walko
winski den Vorsitz Überträgen hatte, übertrug 
Beigeordneter Walkowinski seinem Kollegen Hrn. Haas 
den Vorsitz. Dieser erteilte nun Herrn Zimmer 
das Wort. Derselbe verlas folgende Erklärung:

„Von einer Seite wird behauptet, dem Bürgermeister 
Böhm verdanke Diedenhofen seine Entwicklung, nur Herr 
Böhm könnte die Geschicke unserer Stadt richtig leiten und 
ohne Herrn Böhm würde Diedenhofen in seiner weiteren 
Entwickelung gehemmt sein, daher sollen die folgenden 
Ausführungen dazu dienen, diese Behauptungen in jeder 
Richtung zu widerlegen.

Bis 1904 ist unsere Eemeinde von EhrenMrgermeistern 
geleitet worden und niemand wird behaupten und beweisen 
können, daß Diedenhofen unter dieser Leitung in seiner Ent
wickelung zurückgeblieben ist.

Unter dem letzten EhrenbürgermLister, Herrn Craufer, 
ist bereits der Grundstein für die heutige Ausgestaltung 
unseres Eemeindegebiets durch den noch jetzt gültigen Be
bauungsplan gelegt worden.

Die Niederlegung der FestUngswälle wurde mit Eifer 
betrieben und war, bis auf geringfügige Arbeiten, Ende 
1904 ausgeführt.

Neue Straßen waren nach dem Bebauungsplan ange
legt worden.

Die unter dem Ehren-bürgermeister abgehaltenen Ver
steigerungen von Bauplätzen aus dem Stadterweiterungs- 
gebiet erzielten unerwartete, große Erfolge und mit Eifer 
hatte das Bebauen von Privathäusern auf allen Seiten des 
Erweiterungsgebietes eingesetzt.
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Das Stadtbild wurde durch gärtnerische Anlagen — 
wie sie heute bestehen — verschönert.

In mehreren Straßen der Altstadt waren Trottoirs 
angelegt. Die Fortsetzung der Trottoiranlage in den übri
gen Straßen war beschlossen und sollte successive zur Aus
führung gebracht werden.

Die Kanalisation der Alt- und Neustadt war projektiert 
und zum großen Teile ausgrführt.

Die Gemeinde war mit einer guten Quellwasserleitung 
versehen.

Der weite Blick der damaligen Stadtverwaltung hatte 
im Gasvertrags mit der Berliner Gesellschaft die Einfüh
rung des elektrischen Lichtes vorgesehen.

Für die Reinlichkeit der Stadt war in jeder Hinsicht 
durch Einführung des städt. Straßenreinigungsdienstes 
gesorgt.

Handel und Gewerbe florierten in der Gemeinde 
Diedenhofen.

Die Industrie hat durch die Erbauung der Carlshütte 
auf dem Eemrindegsbirts von Diedenhofen eingesetzt.

Die Hebung des Verkehrs nach Diedenhofen wurde un
ter dem Ehrenbürgermeister mit allen Mitteln erstrebt und 
unterstützt.

Es wurde für das Zustandekommen der Disdenhofen- 
MoNdorfsr Kleinbahn von der Stadt Diedenhofen eins 
Subvention von 25 000 -N geleistet.

Die Fentfchtalbahn war bereits vor 10 Jahren der 
Gegenstand lebhafter Verhandlungen zwischen Stadt und 
den beteiligten Kreisen, und wenn dieselbe heute noch nicht 
Lusgeführt ist, so ist der Grund in dem Widerstände der 
Reichs-Eisenbahn-Verwaltung zu suchen.

Die Errichtung eines Landgerichts in Diedenhofen war 
durch wiederholte Eingaben an das Kaiferl. Ministerium 
angestrebt worden.

An den Bestrebungen für die Erbauung der Mosel- 
kanalisation hatte sich die Stadt Diedenhofen aktiv betei
ligt, indem Bürgermeister Crauser, Beigeordnete und Ge
meinderatsmitglieder an den Versammlungen in Metz, 
Trier, Lochern, Coblenz usw. teilgrnommsn und den Ver
handlungen das größte Interesse entgegengebracht haben. 
Mit den Führern dieser Bestrebungen wurde stets Fühlung 
gehalten.

Auch für die Erhaltung des hiesigen Gymnasiums ist 
der Ehrenbürgermeister mit Erfolg tätig gewesen.

Damit sind doch wohl alle großen Probleme für Die
denhofen gelöst gewesen bezw. der Lösung entgegengeführt 
worden.

Es wird durch diese Ausführungen der Beweis er- 
bracht, daß die Gemeindeverwaltung unter dem Ehren
bürgermeister mit weitem Blick und in weitgehendstem 
Maß» für die Zukunft gesorgt, die Entwickelung unsrer 
Stadt nach jeder Richtung hin gefördert und insbesondere 
darüber gewacht hat, daß durch angebrachte Sparsamkeit 
hohe Zuschlagspfennige vermieden wurden.

Unter dem Ehrenbürgermeister war Sparsamkeit in der i 
Gemeindeverwaltung bei steter Förderung Der städtischen 
Entwickelung oberstes Gesetz.

Im Budget 1904/5 sind die ordentlichen Ausgaben mit 
293 658 85 vorgeschlageu, im Budget 1910/11 sind die
ordentlichen Ausgaben mit 462 606 Ut 61 F eingesetzt. — 
Mithin sind während der Amtszeit des Herrn Bürger
meisters Vähm die ordentlichen Ausgaben um 168 947 Ul 
76 Z gestiegen.

Aus dem ordentlichen und Ergänzungs-Budget pro 
l904/5 wird ein Ueberschuß von 76 063 30 Z nachge-
Wiesen, während sich im Rechnungsjahr 1910/11 kaum ein 
Ueberschuß ergeben wird.

Man wird nun entgegenhalten, warum der Gemeinde
rat von 1904 die weitere Verwaltung der Gemeinde durch 
einen Ehvenbürgermsister aufgegeben hat.

Der letzte Ehrenbürgermeister, Herr Crauser, legte sein 
Amt nieder, weil die Regierung die Maßregelung bezw. 
Dienstentlassung eines EemLindebeamten nur teilweise un
terstützt hatte. — Da aus der Mitte des Eemeinderats nie
mand bereit war, das Amt des Bürgermeisters zu über
nehmen, wurde dem von einigen Gemeinderatsmitgliedern 
gemachten Vorschläge zur Wahl eines Berufsbürgermeistsrs 
nähergetreten. — Bei den gepflogenen Verhandlungen über 
diesen Vorschlag waren die Ansichten des Eemeinderats sehr 
geteilt. — Bei der Abstimmung erhielt Herr Böhm nur 
11 Stimmen, alle übrigen Stimmen hatten sich auf Namen 
von Gemeinderatsmitgliedern zersplittert bezw. waren 
weiße Zettel. Das Gehalt und die Wohnn ngsentfchädigung 
mit zusammen 12 000 -N wurde nur mit 9 Stimmen gegen 8 
und einen weißen Zettel bewilligt. — Diese Stimmenzahl 
dürfte zur Genüge beweisen, daß die Mehrheit des damali- 
gn Gemeinderats an der weiteren Verwaltung der Ge
meinde durch einen Ehrenbürgermeister festhalten wollte. 
Auch legten mehrere Gsmeinderatsmitglisder als Protest 
gegen die Wahl eines Berufsbürgsrmeisters ihr Mandat 
nieder.

Die während der Amtszeit des Herrn Bürgermeisters 
Böhm kaum nennenswerte weitere Vergrößerung unserer 
Stadt entspricht nicht dem bedeutenden, budgetmäßig nach
gewiesenen Mehraufwand an ordentlichen Ausgaben.

Der Mehraufwand an ordentlichen Ausgaben läßt sich 
auch nicht rechtfertigen durch die in den letzten 5 Jahren 
auf außerordentliche Kredite ausgeführten, bezw. noch zu 
vollendenden Bauten, wie:

das Schulhaus in Beauregard, 
das Schulhaus in St. Franz, 
die Kanalisierug des Burgunder- und Vaubanringes, 
der Ausbau der Kaiser Otto- und Kaiser Ludwig- 

Straße,
der im Ausbau begriffen: Teil der Hildegardstraße, 
das Erundwasserwerk bei Monhofen und die noch nicht 

vollendete Rohrleitung,
der begonnene Eymnasiumbau.
Bei aller Wertschätzung und Anerkennung des Fleißes 

des Herrn Böhm muß doch erklärt werden, daß der Apparat 
unserer jetzigen Stadtverwaltung für die kleinen Ver
hältnisse von Diedenhofen zu kostspielig ist.

Die Leitung der Stadtverwaltung durch Herrn Böhm 
kostet die Gemeinde 72 000 plus circa 5000 Reisekosten 
oder rund 13 000 M pro Jahr. Diese Kosten vereint mit 
den bedeutenden Kosten für den großen Verwaltungsappa- 
rat mußten auf die städtische Finanzlage nachteilig ein
wirken.

Trotz der vor 3 Jahren vorgenommensn Neueinschätzung, 
wodurch die Steuerzuschläge für die Gemeinds sehr erhöht 
wurden und welche dem Stadtsäckel eine namhafte Mehr
einnahme brächte, trotz den bedeutenden Einnahmen aus 
dem Wasserzins, welche seit 1904 um 65 000 M gestiegen 
sind, usw., stehen wir vor der Notwendigkeit der Erhöhung 
der Zufchlagspfennige. Wenn die Zufchlagspfennige für 
.1910 nicht erhöht worden sind, so ist dieses nur durch künst
liche Valancierung des Budgets ermöglicht worden.

Es muß sofort mit Sparen begonnen und alle nicht 
notwendigen Ausgaben müssen vermieden werden, wenn 
eine empfindliche Erhöhung der ZuschlagspfennigL im näch
sten Jahre abgewendet werden soll.
... Monn der EeMsinderat zu der Erkenntnis gekommen 
ist, daß die Stadt eine fortwährende Vermehrung der Aus
gaben auf die Dauer nicht ertragen kann, und wenn ver
hütet werden soll, daß die schon sehr in Anspruch genom
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mene Steuerkraft unsrer Mitbürger nicht noch mehr an
gespannt wird, dann mußte es zu dem Beschlusse des Ee- 
meinderates vom 14. Februar er. führen.

In unserem Esmeinderat sind Eigentümer, Indu
strielle, Handel- und Gewerbetreibende und Vertreter an
derer Berufe vorhanden. Wir alle haben, wie unsere Wäh
ler und Mitbürger, das gleich große Interesse an der wei
teren Entwickelung unserer Gemeinde. Mit Aufmerksam- 
heit werden wir darüber wachen, daß unsere Stadt sich 
mehr entwickelt, daß Industrie, Handel und Gewerbe 
unterstützt und geschützt wird, daß die Interessen der Beam
ten sowie der Arbeiter gewahrt und daß Hohe Zuschlags
pfennige vermieden werden.

Aus diesen, feit langem wohl erwogenen Gründen 
haben wir am 14. Februar unsere Stimmen gegen die Ver
längerung der Amtsdausr des Berufsbürgermeisters pflicht
gemäß abgegeben.

Mit diesen Ausfühungen ist auch bewiesen, daß unsere 
ablehnende Haltung in der Bürgermeisterfrage eine durch
aus korrekte war, und daß für die Ablehnung der Verlän
gerung der Amtsdauer des BerufsbürgermListers weder 
persönliche noch konfessionelle und insbesondere keine poli
tischen Gründe geltend waren.

Logen wir vertrauensvoll die Geschicks unserer Stadt 
wieder in die Hände eines Ehrenbürgermsisters und unter
stützen wir denselben mit all' unserm Wissen und Können 
in der Leitung der Gemeinde zum Wohls aller Mitbürger 
unserer lieben Stadt Diedenhofen."

Der Vorsitzende, Beigeordneter Haas erwidert da
rauf, daß die verlesene Erklärung nicht sachlich gehalten und 
geeignet erscheine, die natürliche Entwickelung Diedenhofens 
zu entstellen. Bürgermeister Boehm habe von morgens 
früh bis abends spät für das Wohl der Stadt gearbeitet. 
Redner bittet um Streichung einiger Sätze der Denkschrift. 
Er habe das Empfinden, daß nicht das Gehalt von 12 000 
-tt bei der Wahl allein ausschlaggebend gewesen sein konnte.

! Ein jeder müßte zugeben, daß die neuzeitliche Ent
wickelung Diedenhofens nur der loyalen und der bewährten 
Leitung des Bürgermeisters zu verdanken sei. Ob ein 
Ehrenburgermeifter eine solche ersprießliche Entwickelung 
Diedenhofens herbeigeführt hätte, bleibe eine offene 
Frage. Er, Redner, wolle hierbei niemand zu nahe treten 
und erkenne selbstverständlich auch die Verdienste der frühe
ren Ehrenbürgermeistsr gerne und rückhaltslos an.

Beigeordneter Walkowinski hebt anerkennend 
die Fähigkeiten des Herrn Bürgermeisters hervor, welche 
zu bestreiken den 12 Herren, die gegen die Verlängerung 
der Amtsdauer des Bürgermeisters stimmten, durchaus fern
gelegen habe. Maßgebend für die Haltung dieser Herren 
seien nur die hervorgehobeuen sachlichen Gründe gewesen. 
Im Anschluß hieran protestiert Herr Walkowinski gegen 
die Wirtschaftsgespräche, durch welche man versuchte, die 12 
Gegner als deutschfeindlich gesinnte Männer hinzustellen. 
Er betont, daß die Gegner bei der nächsten Bürgsrmeister- 
wahl einen Deutschen vorschlagen werden. Die hervor
ragenden Fähigkeiten des Herrn Boehm verlangten ein 
größeres Vetätigungsgebiet als das kleine Gemeinwesen 
Diedenhofen.

Der Vorsitzende Haas erwidert, daß Wirtschaftsge- 
sprächs nicht maßgebend seien. Ein so hervorragendes Ber- 
waltungstalent, wie dasjenige des Herrn Boehm hätte die 
Stadt sich sichern sollen: das ausgeworfene Gehalt wäre 
die nützlichste Kapitalanlage gewesen. Wenn der Bürger- 
meisterfrage ein politisches Moment unterstellt worden sei, 
so sei wohl an erster Stelle die derzeitige politische Lage 
mit daran schuld. Er empfiehlt dem Eemeinderat im 
Geiste der Versöhnung zu arbeiten und erklärt, dem Herrn 
Bürgermeister vom Verlaufe dieser Verhandlung Kennt
nis zu geben.

Der Gemeinderat gibt seine Zustimmung hierzu^

(Schluß der Sitzung Uhr.)
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Bericht
über die

Gemein-rratsschung vom 4 Äpril 1910,
WacHrnittcrgs 4 Mbr.

Anwesend unter dem Vorsitze des Herrn Bürgermeisters 
Boehm die Beigeordneten Walkowinski und Bsrkenheier 
sowie die Mitglieder Cailloux, Christian, Denz, Z. Franck, 
Fran(,mis, H. Frank, Eoedert, Dr. Kuborn, Müller, Nou- 
viaire, Reuter, Richard, Roth, Salomon, Schlitz, Steimetz, 
Wehrmann und Zimmer.

Entschuldigt Mitglied Dr. Medernach (erscheint später), 
Beigeordneter Haas und Mitglieder Pfanschilling und 
Röchling.

Schriftführer: Mitglied Frauxois.
Außerdem wohnte Obersekretär Klam der Sitzung 

bei.
Tagesordnung.

1. Mitteilungen.
2. Herstellung des neuen Markt- und Metzplatzes am 

Karolingerring.
3. Fertigstellung der Anlagen bei Bastion I.
4. Anschluß des Eigentums Kollen an der Eentrtn- 

gerstratze sowie des Eigentums Eriebel in einer 
Querstraße des Burgunderrtngs an die Wasser
leitung.

5. Vornahme von Arbeiten am katholischen Pfarr- 
hause.

6. Niederschlagung eines Schulgeldbetrages.
7. Gesuch des Lehrers Saur betr. Dienstwohnung.
8. Nicht öffentliche Sitzung: Persönliches.
Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung und 

teilt mit, daß die Herren Beigeordneter Haas und Mit
glieder Röchling und Pfanschilling verreist sind und ihr 
Ausbleiben zu entschuldigen bitten. Ebenso bittet Herr Dr. 
Medernach ihn zu entschuldigen, da er durch eine Anzahl 
dringender auswärtiger Krankenbesuche verhindert ist, so
fort zu erscheinen. Es erhebt sich kein Widerspruch.

Der Bürgermeister stellt die Frage, ob gegen die 
Fassung des Sitzuugsprotokolls vom 7. März Ein
wendungen erhoben würden. Mitglied Zimmer bemän
gelt die Fassung des Protokolls zu Ziffer 15 und stellt den 
Antra g, daß die von ihm verlesene Denkschrift ganz 
in das Protokoll ausgenommen würde. Der Ee- 
meinderat gibt mit Stimmenmehrheit diesem An
träge Folge. Der Bürgermeister enthielt sich der Ab
stimmung. Im übrigen wird gegen die Fassung des Pro
tokolls kein Einspruch erhoben.

1. Mitteilungen.
n) Der Bau der Fentschtalbahn schreitet weiter 

vorwärts, insofern als die örtlichen Vorarbeiten für Die- 

denhofsn—Fentsch mit den Abzweigungen nach Fameck und 
Algringen beendet sind. Wie die Firma Bering und Waech- 
ter dem Bürgermeister, welcher sich ständig nach dem 
Stande der Arbeiten erkundigt, mir teilt, ist dieselbe mit 
dem Auftragen der Pläne beschäftigt, und werden hoffent
lich die Pläne inzwischen dem Brzirksprüftdenten in Metz 
vorgelegt sein.

b) Der Vorsitzende der Handelskammer irr Metz hat 
nunmehr auf Bitten des Bürgermeisters ebenfalls eine 
Eingabe an dasReichspostamt betreffend dir Postzwe i g - 
stelle im alten Postgebäude am Bahnhof 
zu Diedenhofen eingereicht und um eine nochmalige Prüfung 
der Frage ersucht. Die Handelskammer hält die von der Ge
meindeverwaltung angeführten Gründe für sehr schwerwie
gend und bemerkt, daß auch mehrere Mitglieder der Kam
mer, welche die Verhältnisse genau kennen, der Ansicht sind, 
daß die Beibehaltung einer Postzweigstelle auf dem rech
ten Moselufer außerordentlich erwünscht sei.

o) Der Bürgermeister teilt mit, daß er nunmehr auch 
eine Petition an d en L a n d e sa u s s ch u tz betr. 
den Personenverkehr aufdcr Kurve Ueckin- 
g e n - F l ö r ch i n g e n eingesandt habe. Die Sradt Metz 
wolle sich nicht bei der Entscheidung der Eeneraldirektion 
der Reichseisenbahnen beruhigen. Diese hatte nämlich ent
schieden, daß die Einrichtung direkter Zugverbindungen 
zwischen Metz und dem Fentschtal über die Kurve bei 
lleckingen sich nur durch Einlegung neuer Züge ermög
lichen lasse, weil es nicht angängig erscheine, die bestehen
den Verbindungen Metz—Diedenhofen—Fentschtal zu ver
schlechtern. Für eine Vermehrung der Zugverbindungen 
zwischen Metz und Fentschtal liege aber zur Zeit kein drin
gendes Bedürfnis vor. Der Bürgermeister von Metz hat 
daraufhin an den Landes-ausschutz den Antrag gestellt, daß 
derselbe sich nunmehr auch dafür aussprechen möge, daß 
die Herstellung und baldige Inbetriebnahme der vvrbe- 
zeichneten direkten Bahnverbindung dringend erwünscht 
sei.

Hiergegen richte sich die Petition, die er (der Bürger
meister von Diedenhofen) namens der Stadt Diedenhofen 
eingereicht habe.

ck) Der Bürgermeister bittet die Errichtung 
der R e i ch s b a n k n eb e n st e l l e in Diedenhofen nicht 
aus dem Auge zu verlieren, weil auch diese Einrichtung 
dazu beitragen würde, den Verkehr nach Diedenhofen zu 
lenken.

o) Die Lehrerin Iuliana H e l l b r ü ck ist zum 
1. April von Ebingen an die kath. Schule in Beauregard 
und der Lehrer Michael Saar zum selben Zeitpunkte 
von der evang. Schule in Beauregard an die evang. Schule 
in der Altstratze versetzt.

Lehr.'r St a ng dankt dem Gsmeinderat für das ihm 
bei der Gehaltsfestsetzung bewiesene Wohlwollen.

k) Der Bürgermeister teilt mit, daß Herr Eymna- 
sialdirektcr Dr. Möllers, wie er erfahren habe, 
in diesen Tagen sein 25-jähriges Jubiläum als 
Direktor des hiesigen Gymnasiums feiere. Er bittet den 
Gemeinderat, eine Deputation zu wählen, welche Herrn Di
rektor Dr. Möllers die Glückwünsche der Stadt aus diesem 
Anlaß darbringem soll. Der Gemeinderat erklärt sich 
hiermit einverstanden und wählt in die Deputation die 
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Herren Haas, Berkenheier, Dr. Kuborn, als Mitglieder 
der Schulaufsichtskommission, und die Herren Fram-ois, 
Eoedert, Nouviaire und Müller, als ehemalige Schüler des 
Gymnasiums.

2. Herstellung des neuen Markt- und Metzplatzes 
am Karolingerring.

Der Bericht der Bauko m mission (Berichter
statter Bürgermeister Voehm) lautet:

„Der Bürgermeister führt -aus, -daß durch Ee- 
meinderatsbeschlutz vom ö. November 1968 ihm der Auf
trag gegeben sei, ein Projekt für die Herstellung des neuen 
Markt- und Metzplatzes baldmöglichst mit Rücksicht auf die 
diesjährige Herbstmesse ausguarbeiten. Die Angelegenheit 
geriet aber dadurch ins Stocken, daß -alle mit der Militärver
waltung bezüglich der Ueberlass-ung von Ausfüllmassen aus 
den Wallre-sten gepflogenen Verhandlungen ergebnislos ver
liefen.

An Hand der auf Grund einer Vorberarung angef-ertig- 
ten Pläne erläutert der Bürgermeister in genereller 
Weise die geplante Ausfühung und betont, daß rein- tech
nisch die Herstellung des Platzes bis zur Herbstmesse mög
lich sei.

Stadtbaumeister Mayer giebt hierauf die technische 
Erläuterung des Projekts und Kostenanschlages. An Erd- 
arbeiten zur Zufüllung eines Teils der noch vorhandenen 
alten Festungsgräben -am Marktplatz und den an den letz
teren anschließenden Straßen sind c-a. 10 000 edin Erdmassen 
erforderlich, welche 10 000 M Kosten verursachen werden.

An Straßenbauarbeiten sind vorgesehen der Ausbau 
des Karolingerrings, zwischen der Kaiser Wilhelm II und 
der Kaiserin Augusta Victoria-Promenade mit einem 
Kostenaufwand von 17 600 M; der Ausbau der Coll-egi-um- 
stratze von der Wallstraße bis zum Karo-lingerring mit 
2400 -N Kosten; der Ausbau der Längsstraß-e an der West
seite des neuen Marktplatzes und der 3 Querstraßen mit 
10 700 -N Kosten; ferner die Befestigung der Fläche des 
Marktplatzes mit 10000 -N Kosten; insgesamt also 80700 M. 
Von der Verlegung der Wasserleitu-ngsro-hre ist gemäß 
Vorbeschlutz der Baukommission mit Rücksicht auf die zu er
wartenden Senkungen, abgesehen. Auch ist die Straßen- 
herstellun-g nur in ganz provisorischer Weise unter Ver
wendung von -alten Bruchsteinen als Bordsteinkanten und 
einer mittelstarken Chaussierumg gedacht. Die Fläche des 
Marktplatzes soll außerdem vorläufig nur in einer Größe 
von 1 Hektar befestigt werden und eine leichte Chausfie- 
rung erhalten. Zum Abfluß der Reigen- und Schnee- 
wasser wird das Versetzen einiger Stratzensinkkasten not
wendig, welche bereits vorhanden sind, außerdem sind mit 
Rücksicht auf das sehr geringe Gefälle der Straße längs 
den Vordsteinkanten Z m breite Pflasterrinnen zur Herbei
führung einer guten Abführung des Niederschlagwassers 
vorgesehen. Zur Wasserversorgung der Metzplatz-Teilne-H- 
mer soll eine provisorische Wasseröntnahmestelle zu Anfang 
des Metzplatzes an der KaiseEudwig-Stratze errichtet 
werden. Im klebrigen ist die ganze in Betracht kommende 
Stratzenanlage mit Kanalisation bereits versehen.

In der nunmehr erfolgenden Diskussion erkennen 
sämtliche Redner die Notwendigkeit an, daß etwas zur 
Herstellung des neuen Meßplatzes geschehen müsse, glauben 
aber, dem vorgelegten Projekt und Kostenanschlag ihre Zu
stimmung mit Rücksicht auf die ungünstige Finanzlage der 
Stadt versagen zu müssen. Nach längerer Debatte und 
nachdem von den -einzelnen Rednern verschiedene Vor
schläge zur Verringerung der Kosten und Einschränkung des 

Projekts gemacht worden sind, findet der nachstehende Vor
schlag d es B ürg-e r m ei st e r s e i n st im m i g A n - 
n -ahme und wird zum Beschluß erhoben:

Die Kommission schlägt dem Gsmeinderat vor, behufs 
Inbetriebnahme des neuen Metz- und Marktplatzes in 
diesem Herbste, vor allem den Karolingerring von der 
Kaiser Wilhelm II bis zur Kaiserin Augusta Victoria 
Promenade in seiner vollen Breite aber ohne Mittelban
kett und mit provisorischen Trvttoirs, Rinnenpflastern und 
Sinkkasten auszubauen gemäß Vorschlag des Stadtbau-amts; 
ferner die Fahrbahn der Verlängerung der Eollegiu-mstraße 
bis zum Karolingerring herzustellen, sowie den Marktplatz 
selbst auf der ganzen Länge parallel zum Karolingerring 
in einer Breite von etwa 30 m zu planieren, zu -ent
wässern und leicht zu sticken. Der übrige Teil des Platzes 
soll allmählich mit gutem Abfallmaterial aufg-efüllt wer
den. Die übrigen Quer- und Parallelstratzen sollen auf spä
ter verschoben werden. Der Stadtbaumei-ster wird beauf
tragt einen entsprechenden Kostenanschlag auf-zustell-e-n. 
Die Kommission bittet den Eemeind-er-at den für diesen Vor
schlag nötigen Kredit zu bewilligen. Die Deckung soll aus 
dem Ueberschutz des Er-gängungsbudgets 1909 erfolgen."

Der Bürgermeister -erklärt den Beschluß -der Kom
mission an der Hand des im Saale aufgehängten Planes 
und trägt den Kostenanschlag i-m -einzelnen vor. Die Her
stellung des neuen Metz- und Marktplatzes nebst Anschlutz- 
straßen gemäß dem Vorschläge der Baukommission wird zu
nächst die Summe von 28 000 -R erfordern. Der Bürger
meister bittet auch seinerseits, die Summe zu bewilligen, 
da die Herstellung von allen Bürgern der Stadt gewünscht 
werde, die Verbindung der beiden großen sogen. Krie-gs- 
stratzen sich als notwendig herausgestellt habe und dazu bei
tragen werde, den Verkauf der Bauplätze -an dem neuen 
Metz- und Marktplatze zu fördern.

Nach kurzer Debatte wird der Antrag der Baukom- 
mission vom Gemeind-erat einstimmig an
genommen.

3- Fertigstellung der Anlagen bei Bastion I.

(Beri ch t e r st a tter der Baukommission Bürger- 
m eist-er Boehm.)

Der Bericht lautet:
„Der Stadt-baumeister führt aus, daß s. Zt. 

zur Herstellung der Anlagen vor Bastion I ein Kredit von 
1000 -N bewilligt wurde. Bei Herstellung der Anlagen 
würde die Beseitigung größerer Mauer- und Veto-nreste not
wendig; auch hat sich fast der ganze zu Tage liegende 
Boden als ungeeignet zu Pflanzungen erwiesen, so daß 
eine größere Menge Schutt ab- und Mutterbod-en angefah- 
ren werden mußte. Die Planierungs- und Anpflanzungs- 
arbeiten sind ausgeführt. Zur endgültigen Fertigstellung 
der Anlage fehlt nunmehr noch die Wegebeföstigung, die 
Einfriedigung der gefährlichen Stellen -an der Mosel sowie 
das Ansäen der Rasenflächen. -Es kommen in Betracht 800 
gm Wegebefestigung und 10 000 gm Rasenflächen und wird 
der für diese Arbeiten zu bewilligende Kredit 1000 -K er
reichen.

Die K o m m i s s ion b e s chließt o hne wei t e - 
re Debatte einstimmig, den benötigten Kredit 
beim Gemeinderat zu erbitten."

Nach kurzer Debatte genehmigt der Ee
meinderat einstimmig den Vorschlag der Bau
kommission.



4. Anschluß des Eigentums Rollen und Griebe! 
an die Wasserleitung.

Der Bericht der B a u k o m m i ssi o n, Be
richterstatter Beigeordneter Walkowinski, 
lautet:

,,a) Verlegung von Gas- und Wasserrohren in der 
Gentringerstrahe.

Der Unternehmer Kollen hat an der Eentringerstraße 
auf seinem Grundstück H int erbauten erstellt und ist z. Zt. 
im Begriff, den Bord erbau zu errichten. Er bittet deshalb 
um Herstellung der Gas- und Wasserleitung.

Die Kosten des Wasserleitungsanschlusses belaufen sich 
nach dem vorliegenden Kostenanschläge auf 1960 -tl. Zur 
Herstellung der Gasleitung hat die Gas- und Elektrizi- 
tätsgesellschaft Stellung genommen und teilt mit, daß zur 
einfachen Verzinsung und Amortisation der Kosten der 
Straßenrohrleitung ein jährlicher Mindestverbrauch von 
2400 ebw erforderlich ist. Sie schlägt daher die Aufstellung 
von 4 Straßenlaternen vor.

Die Kommission wird dahin schlüssig, Daß die Wasser
leitung hergestellt werden soll, wenn Herr Kollen sich ver
pflichtet, der Stadt die Herstellungskosten mit 6 jährlich 
zu verzinsen und zu amortisieren und außerdem wenigstens 
die jährliche Wansserkonzession in Höhe von 20 -ll an die 
Stadtkasss zu zahlen. Soweit der Wasserverbrauch 20 -tl 
übersteigt, aber den Betrag von 117,50 nicht «reicht, ver
ringert sich der Zins- und Amortisationsbetrag um den 
Betrag des höheren Wasserzinses. Zeder Mehrverbrauch an 
Wasser über den Betrag von 117,50 ist an die Stadt nach 
Taxe zu entrichten. Die Mindestgebühr beträgt somit 
97,50 und 20 117,50 -N.

Bezüglich der Aufstellung dar Gaslaternen schlägt die 
Kommission vor, sich ablehnend zu verhalten, da die Gegend 
noch zu wenig bebaut und ein Bedürfnis z. Zt. auch für den 
Durchgangsverkehr nicht vorlisgt. Herr Kollen soll sich 
dieserhalb mit der Gasanstalt allein ins Einvernehmen 
setzen.

b) Verlegung von Wasserrohren in der Querstraße zum 
Burgunderring beim Hause Frey (Pfeiffer, Kaiserl. Lokomo

tivführer und Frau Architekt Karl Griebel.)
Herstellung des Entwässerungskanals hierselbst.

Ein gleiches Gesuch wie unter a hat Herr Architekt 
Griebel für seine obengenannten Auftraggeber bezüglich 
des Wasserleitungsanschlusses gestellt. Die Kommission 
beschließt dem Antrag entsprechend den Bedingungen wie 
bei Kollen beim Eemeinderat zu befürworten und die er
forderlichen Kredite in Höhe von 600 -ll zu erbitten.

Gegen Herstellung des Entwässerungskanals auf Kosten 
der Eigentümer hat die Kommission Einwendungen nicht 
zu erheben, falls die zu verwendenden Materialien den 
Vorschriften der Stadt entsprechen und die Ausführung der 
Ablage unter Aufsicht des Stadtbauamts erfolgt. Ferner 
sind die laut Ortsstatut festgesetzten Kanalgebühren an die 
Stadt zu entrichten und haben die jeweiligen Eigentümer 
sich zu verpflichten, auch die übrigen Anstößen gegen Ersatz 
der anteiligen Baukosten den Anschluß an den Kanal zu ge
statten."

Nach einigen Ausführungen des Berichterstatters wer
den vom Gemeinderat die Antrüg -eder Kommission 
e i n st i m m i g a n g e n o m m e n.

5. Vornahme von Arbeiten am katholischen 
Psarrhause.

(Berichterstatter Beigeordneter Berkenheier).
Die kath. Kirchenfabrik bittet in Anbetracht, daß in 

diesem Jahre der hochwürdige Bischof zur Firmung nach 
Diedenhofen kommen wird, die Hofmauer des Pfarrhauses, 
welche sich in schlechtem Zustande befindet, neu verputzen und 
das Pfarrhaus selbst neu anstreichen zu lassen. Nach dem 
vorliegenden, vom Stadtbauamt aufgestellten Voranschlag 
belaufen sich die Kosten der Renovierung des Pfarrhauses 
einschließlich des Anstriches der Türen der Pfarrkirche auf 
rund 380 -b.

Beigeordneter Berkenheier schildert zuerst die Notwen
digkeit der Arbeiten und erklärt sodann, daß nach der vor
liegenden Zahresrechnung und des Budgers der Kirchen- 
fabrik dieselbe außer Stande ist, die Ausbesserungsarbeitsn 
für ihre Rechnung ausführen lassen zu können. Er bittet 
den erfoderlichen Kredit bewilligen zu wollen.

Der Eemeinderat nach Anerkennung der Dring
lichkeit des Antrages und nachdem noch hervorgshoben 
wurde, daß das Pfarrhaus Eigentum der Stadt sei und die
selbe das größte Interesse an der Erhaltung desselben hat, 
bewilligt einstimmig den geforderten 
Kred i t.

6. Niederschlagung eines Schulgeldbetrages.
(Berichterstatter Beigeordneter Berkenheier.)
Der minderjährige Arbeiter Karl Arbogaft in OLer- 

Ieutz, welcher während des I. Tertials 1909 die hiesige Fort
bildungsschule besuchte und in der Kesselfabrik des Hrn. 
Stähler in Nieder-Zeutz beschäftigt war, schuldet der Stadt- 
kasse Diedenhofen an Schulgeld den Betrag von 4 ,N. Die 
Familie Arbogaft ist von Ober-Jeutz verzogen und der Ar
beitgeber Stähler weigert sich, das Schulgeld zu zahlen unter 
dem Vorwands, daß er nur jugendliche Arbeiter beschäf
tige, für welche der Fvrtbildungsschulunterricht nicht obli
gatorisch ist. Auch habe Arbogaft die Fortbildungsschule 
ohne fein Wissen besucht.

Der Berichterstatter schlägt vor, den geschuldeten Be
trag niederzuschlag-en, in Zukunft aber auswärtige Schüler 
nur dann mehr aufzunehmen, wenn der Nachweis dem Lei
ter der Fortbildungsschule erbracht wird, daß der Lehr
meister bezw. Arbeitgeber für das Schulgeld auikommt.

Der Eemeinderat beschließt nach Antrag.

7 Gesuch des Lehrers Saur betr. Dienst
wohnung.

Der Vorsitzende berichtet über das Gesuch des Leh
rers Saur, der von Beauregard nach der Altstadt versetzt ist. 
Solange Herr Saur Lehrer in Beauregard war, hat er keine 
Dienstwohnung gehabt, sondern Mietsentschädigung erhal
ten und sich eine eigene Wohnung in der Kaiser Karlstraße 
gemietet. Infolge der Versetzung nach der Schule in der Alt- 
straße müßte er in die in diesem Hause befindliche Lehrer- 
dienstwohnung von rechtswegen einzishen. Er Littet ihn 
hiervon zu entbinden,, da die Wohnung eine Mansarden
wohnung sei, die Fenster klein und hoch wären, nur wenig 
Aussicht gestatteten und wenig Luft und Sonne in die 
Räume gelangen ließen, sodatz die Wohnung nicht nur für 
Erwachsene sondern insbesondere auch für kleine Kinder 
als nicht geeignet bezeichnet werden könnte. Dazu käme, 
daß der Abort sich im Hof befinde. Herr Saur Littet, ihm 
zu gestatten, in seiner jetzigen Wohnung gegen Gewährung 
der üblichen Mietsentschädigung verbleiben zu können.
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Nach kurzer Debatte erklärt sich der Gemeinde- 
rat damit ei n «er st a n d e n, daß Lehrer Saur nicht 
in die Dienstwohnung zu ziehen brauche, ersucht aber die 
Verwaltung, die Wohnung auf ihre Benutzbarkeit prüfen 
zu lassen und dann dieselbe an eine andere Lshrperson zu 
vergeben oder an einen städt. Beamten zu vermieten.

Der B ü r g e rm e i st e r schließt hierauf die 
öffentliche Sitzung und verläßt selbst den Sitzungs

saal, nachdem er dem Beigeordneten Walkorvinski den Vor
sitz übertragen hat.

8. Nicht öffentliche Sitzung. — Persönliches.
Wegen des Ergebnisses der nicht öffentlichen Sitzung 

vergleiche GeheimprotokoNbuch.
Schluß der Sitzung Z7 Uhr.
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Bericht
über die

Gemeinderatsschung vom 2. Mai 1910,
WcrcHnrittagei 3 Mbr.

Anwesend unter dem Vorsitze des Beigeordneten Wal
kowinski an Stelle des beurlaubten Bürgermeisters Bochm 
dir Beigeordneten Berkenheier und Haas sowie die Mitglie
der Christian, Denz, I. Franck, Goedert, Dr. Kuborn, Dr. 
Med-er-nach, Müller, Nouvi-a-ire, Pfansch-illi-ng, Roth, Röch- 
ling, Salomon, Schlitz, Steimetz And Zimmer.

Entschuldigt die Mitglieder F-ranoois, H. Frank, Reuter, 
Richard und Wehrmann.

Abwesend Mitglied Lailloux (erscheint später).
Schriftführer: Obsrsekretär Klam.

Tagesordnung.
1. Mitteilungen.
2. Herstellung einer Wasserleitung in der Kaiser Wil

helm II Promena-de.
3. Ermächtigung zum Vertragsabschluß mit der Ge

meinde Torrven über Wasserabgabe.
4. Gesuch auf unentgeltliche Abgabe von Wasser an das 

Obdachlosenasyl.
5. Ausbau der Parkstraße bis zum Eisenbahnübergang 

nach Mwnhofen.
6. Fahrbarkeitszuftand der Gemeindevizinalw-ege.
7. Herstellung einer Bedürfnisanstalt in der Üeckinger- 

straße.
8. Veräußerung von Gemeindegelände.
9. Oktroireglement und Tatif.

10. Straßenbeleuchtungs-Anträge.
1l. Gesuch zweier -städt. Angestellten auf Neuregelung 

ihrer Gehaltsverhältnisse.
12. Antrag auf Vergütung für außerordentliche Dienst

leistungen.
13. Gesuch einer Lehrperson aus Neuregelung ihrer Ge

haltsverhältnisse.
14. Gesuch einer Lehrperson auf Erlaß der Wohnungs- 

miete.
15. Petition der Wirte betr. das Verbot des Verkaufs 

alkohol. Getränke vor 8 Uhr vormittags.
16. Eingabe der Privatarchitekten.
17. Gesuch des Schützen-vereins auf lloberlassung eines 

Platzes zur Abhaltung des Schützenfestes-.
18. Gesuch des Vereins Frohsinn um kostenlose Ueber- 

lassunq eines Lokals und dessen Beleuchtung.
19. Gewährung eines Zuschusses an die städt. Feuerwehr.
20. Antraa auf Abtretung einer ca. 6 gin großen Ge

ländefläche im Merschhof zwecks Umbau eines Hauses.
21. Festsetzung bezw. Niederschlagung von Kanalge- 

Luhren.
22. Reklamation eines Einwohners von Nieder-Gen- 
tringen.
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und bittet noch zwei 

Punkte mit Rücksicht auf deren Dringlichkeit auf die heu

tig-: Tagesordnung setzen zu dürfen und zwar: Das Gesuch- 
Fisch um Anschluß an die Wasserleitung in der Gentringer
straße und den Antrag Faaß auf Mietung eines Wirtschafts
platzes auf dem neuen Metzplatz.

Der Gemeinderat erklärt sich damit einverstanden.
Mitglied Goedert beantragt sodann, die Bewilligung 

von Bertretungskosten an die Lehrerin Jost für die Zeit 
der Erkrankung des Lehrers Hees ebenfalls aus die heutige 
Tagsordnung setzen zu wollen.

Der Antrag wird angenommen.
Der Vorsitzende stellt die Frage, ob gegen die Fassung 

der Sitzungsprotokolle vom 7. März u. 4. April 1910, welche 
den Mitgliedern im Druck zugegangen sind, Einwendungen 
erhoben werden. Es erhebt sich kein Widerspruch.

Der Vorsitzende teilt ferner mit, daß Punkt 8, Nicht 
öffentliche Sitzung, Persönliches der Tagesordnung vom 4. 
April d. I. im Geheim-Protokollbuch eingetragen und nach 
Erledigung der heutigen Tagesordnung -verlesen werden 
wird.

Ein Mitglied kritisiert die vorherige Mitteilung an 
Eymnasialdirektor Dr. Möllers, daß der GeMe-inderat beab
sichtigte, ihn zu seinem 25 jährigen Jubiläum als Direktor 
des hiesigen Gymnasiums durch eine Deputation zu beglück
wünschen -und daß dadurch das Vorhaben des Gemeinderats 
an einem Mißverständnis gescheitert sei.

1. Mitteilungen.
n) Der Vorsitzende gibt Kenntnis, daß die Ortssatzung 

über die Warenhausabgabe, wie vom Eemeinderat vorge
schlagen, die Genehmigung des Ministeriums gesunden hat.

d) Durch Verfügung des Hr. B-ezirkspräsidenten vom 21. 
3. d. I. Nr. II 1691 wird der Stadtverwaltung auf den Be
schluß des Gemeinderats vorn 2. 2. d. Js., betreffend die 
Zahlung einer Hebegebühr für die Vorschüsse an den evange
lischen Religionswanderlehrer mitg-eteilt, daß die Rückzah
lung der geleisteten Vorschüsse als Zuschuß des Staates an 
die Gemeinde für den Elementarunterricht geleistet werden, 
für welche Hebegebühren nicht in Ansatz kommen können.

Beigeordneter Berkenheier beantragt die Angelegenheit 
wegen des Zins-verlustes der Gem-eiinde bis zur nächsten Bud
getberatung zu vertagen.

Der Geme-inderat erklärt sich hiermit einverstanden. 
o)Die Kommandantur teilt durch Schreiben vom 15. 4. 

1910 J.-Nr. 841 mit, daß das Rekursgesuch der Gemeinde, 
den III. Rayon der Befestigung bei Jllingen betreffend, 
durch Verfügung der Reichs-Rayonkommission vom 8. 4. 10 
Nr. 145 ab-gewiefen wurde. Die Kommandantur hat daher 
den Rayonplan des III. Rayon am 15. 4. 1910 fest-gestellt 
und die Stadtverwaltung ersucht, -gemäß 8 11 des R-eichs- 
Rayongefetzes vom 21. 12. 1871 diese Feststellung öffentlich 
bekannt zu machen.

Die Bekanntmachung ist am 20. 4. 1910 in ortsüblicher 
Weise erfolgt mit dem Bemerken-, daß für die gesetzlichen Be
schränkungen im III. Rayon Entschädigungen nicht gewährt 
werden. Wenn jedoch die Genehmigung zu einer der im 8 
13 gen. Gesetzes gedachten Anlagen versagt würd, so gewährt 
das Reich Entschädigung. -Bei Feststellung derselben wird 
die Zeit der Anbringung des Gesuches bei der Komman
dantur zu Grunde -gelegt.

>1) Die Handelskammer Metz teilt uuis den Beschluß -des 
Eemein-derats vom 7. 3. 1910 mit, daß von dem Reichspost- 



amtzu Berlin ihr nachstehender Bescheid zugegangen ist: 
„Dem Wunsche auf Beibehaltung einer Postannahmestelle 

auf dem rechten Moseluser in Diedenhofen läßt sich auch nach 
nochmaliger Prüfung der Verhältnisse nicht entsprechen."

o) Am 18. 2. d. I. ist in Straßburg die Gründung eines 
Els.-Lothr. Verbandes für Armenpflege und Wohltätigkeit 
zustande gekommen. Diese neue Organisation hat es sich 
zum Ziel gesetzt, in ganz Els.-Lothr. alle Bestrebungen uns 
dem Gebiete der Armenpflege und Wohltätigkeit, die von 
Staats- und Gemeindebehörden, Armenverbänden, Anstal
ten, Vereinen und Genossenschaften jeder Richtung und Art, 
sowie von Privatpersonen verfolgt werden, zusammenzu- 
fassen, um die gemeinsamen Interessen zu fördern. Die Mit
gliedschaft der Städte kann durch Zahlung von Jahresbei
trägen erworben werden. Für Diedenhofen stellt sich der 
Jahresbeitrag auf 30 Mark. Die Mitglieder erhalten un
entgeltlich die Zeitschriften „Elfaß-Lothringisch-e Blätter für 
Armenpflege" und außerdem vom Borstande Auskunft über 
armenre chtli che F rage n.

Der Gemeinderat beschließt, den Beitritt zum Els.- 
Lothr. Verband für Armenpflege und Wohltätigkeit, be
willigt den erforderlichen Kredit und beauftragt den Bei
geordneten Berkenhsier, die Stadt Diedenhofen bei der am 
0. 5. d. Js. in Straßburg stattfind-snden Sitzung zu ver
treten.

k) Von der Geschäftsstelle des Reichsverbandes deutscher 
Städte in Berlin ist der Stadtverwaltung ein Schreiben zu
gegangen, sich dem Verband als Milglid anzuschließen. Der 
Verband bezweckt eine Vereinigung aller deutschen Städte 
und Landgemeinden mit weniger als 25000 Einwohnern 
um deren Interessen zu wahren. Der Mitglisdsbeitrag be
trägt 15 Mark pro Jahr.

Es wird hierzu bemerkt, daß für Elsaß-Lothringen ein 
solcher Verband bereits besteht und daß die Stadt Dieden
hofen diesem letzteren Verbände als Mitglid angshört und 
es wohl nicht mehr notwendig sein dürfte, dem Reichsver
band e beizutreten, umso mehr, als die gesetzlichen Bestimmun
gen der preußischen Städteordnung von den elsaß-lothrin- 
gischen in vielen Beziehungen abweichen würden.

Der Gemeinderat beschließt entsprechend-.
n) Dem Gemeinderat wird ferner Kenntnis gegeben, 

daß der Kreisdirek'tor Schlössingk vom 1. Mai ab nach Eol- 
mar versetzt worden ist.

b) Für den Betrieb der Wasserleitung ist die Stadt zum 
ersten Male zur Gewerbesteuer nach dem Satze einer Er- 
fähigkeit von 10 000 bis 12 500 Mark mit 256,21 Mark her
angezogen worden. Diese Ausgabe, welche sich auf das Rech
nungsjahr 1909 bezieht, ist eine Pflichtausgabe.

i) Der Bezirkspräsident spricht in einem an die Stadt
verwaltung gerichteten Schreiben den Mitgliedern der städt
ischen Feuerwehr, welche sich bei der Bekämpfung des am 5. 
7. 1909 im Garnison-Lazarett ausgebrochenen Feuer hervor
ragend beteiligt haben, seine volle Anerkennung aus.

Interpellationen.
Von.Mitglied Müller ist ein Schreiben singegangen, 

worin mitgeteilt wird, daß er die Verwaltung in der heuti
gen Sitzung über Polizeisachen und Nichtausführung ge
faßter GemeiNdcrats-Beschlüsse interpellieren werde. Nach
dem der Vorsitzende dem Interpellanten das Wort erteilt 
hatte, erklärt derselbe, daß er sich schon einmal, und zwar in 
der Gemeinderatssitzung vom 4. Oktober v. I. über zu scharfe 
Polizeikontrolle des Branntweinverkaufs an Fremde vor 8 
Uhr morgens beschwert habe. Seitdem sei man ziemlich un
behelligt geblieben. Vor etwa 14 Tagen sei aber wie ein 
Blitz aus heiterem Himmel die Kontrolle des Branntwein- 
verkaufes vor 8 Uhr morgens den Gendarmen übertragen 

worden, welche die Wirte beanz-eigen, so daß dies ein Be- 
jremden hervorruft. Er wünscht zu erfahren, wer diese erre
gende Liebesgabe besorgt Habs, welcher Grund zu dieser 
Maßregel vorläge und ob die Schuhmannschaft sich etwas in 
dieser Beziehung habe zu schulden kommen lassen.

Beigeordneter Berkenheier gibt hierauf folgende Er
klärung ab:

Gemäß Bezirkspräsidial-Verordnung vom 4. 5. 1882 ist 
die Polizeistunde in Städten mit einer Bevölkerung von 
mehr als 10 000 Einwohnern und in Kreishauptorten auf 
11 Uhr bezw. liz Uhr M. E. Z. festgesetzt. Eine Verlänge
rung derselben -an gewöhnlichen -Wochentagen kann durch 
Ortspolizeiverordnung nach Genehmigung durch das Kai
ser!. Vezirkspräsidium erfolgen; bei besonderen Anlässen 
kann der Kreisdirektor bezw. der Po-lizeidireltcr die Oslien- 
haltung der Lokals an gewühnl. Wochentagen für eine län
gere Zeit gestatten. Im Einvernehmen mit dem Hrn. Kreis- 
dirSktor wurde hier die OMnha-ltung der Wirtschaften bis 
12z Uhr geduldet; die Kontrolle über Die verlängerte 
Feierabendstunds steht dem Kreisdirektor zu und liegt die 
Handhabung der Wirtschaftspolizei daher in den Händen 
der Gendarmerie.

Hr. Bürgermeister Boehm hat nun am 12. 4. 1908 mit 
Herrn Kreisdirektor Schlössingk eine Vereinbarung getrof
fen, nach welcher der städtischen Polizei die Ausübung des 
Markt- und Bahnhofsdienstes sowie die Wirtschafts- und 
Fuhrpolizei übertragen wurde; am 4. 1. 1910 erklärte sich 
der Herr Kreisdirektor damit einverstanden, daß im Allge
meinen, solange Ruhe und Ordnung herrsche, in der Innen
stadt erst nach 1 Uhr eingeschritten werde und strenge Jnne- 
haltung der Polizeistunde nur von denjenigen Wirten ge
fordert werde, welche zu Beschwerden Anlaß geben.

Am 15. 3. 1910 ersuchte der Herr Kreisdirektor um 
Aeußerung, ob bei der Durchführung der Verfügung vom 4. 
1. 1910 sich Unzuträglichkeiten herausgestellt haben und 
gegebenenfalls welche. Am 24. 3. wurde von der diesseitigen 
Verwaltung berichtet, daß bis jetzt Unzuträglichkeiten nicht 
zu verzeichnen seien.

Am 23. 3. ist jedoch ein Schreiben, das sich mit dem vor- 
-erwäh'Nten gekreuzt haben müsse eingegangsn, des Inhalts, 
daß bei der Durchführung der Verfügung vom 12. 4. 1908 
sich bezügl. der Handhabung der Fuhr- sowie Wirtschaftspo- 
lizel innerhalb der Stadt Diedenhofen Unzuträglichkeiten 
ergeben hätten ,infolgedessen 'wird die Verfügung bezgl. die
ser beiden Punkte aufgehoben, d. h. es wird künftig auch im 
Stadtgebiet dir Fuhr- und Wirtfchaftspoltzei in demselben 
Maßstabe wie früher durch die Gendarmerie geh and habt 
werden ; wenn nun die Handhabung durch die Gendarmerie 
nach der Meinung der Bevölkerung eine etwas schroffe sei, 
so könne die Stadtverwaltung hierfür nicht verantwortlich 
gemacht werden. Herr Zimmer erklärt, daß auch bei den 
früheren Kreisdirektoren die Polizeistunde bis 12z Uhr 
verlängert und die Kontrolle derselben durch die städt. Po
lizei augseübt worden sei, -es sei -ihm nicht bekannt, daß sich 
Unzuträglichkeiten herausgestellt hätten; Berichterstatter 
ist der Ansicht, daß die Verwaltung versuchen müsse in gu
tem Einvernehmen mit der Kreisdirektion zu bleiben, da die 
beiden Verwaltungsn sich ergänzen müßten, -er werde sich 
daher nach Eintreffen des neuen Herrn Kreisdirektors -mit 
diesem in Verbindung setzen -und hoffe den status quo ante 
Widder herbeiführen zu können. Der Gemeinderat ist hier
mit -einverstanden und -erklärt sich Interpellant -ebenfalls 
zufrieden gestellt.

Mitglied Müller beklagt sich über Nichtausführung von 
Gemeind-evatsbeschlüssen. So z. B. habe der Gemeinderat 
am 7. Juni 1909 beschlossen das Einguartierungskataster 
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einer Revision» zu unterziehen, bis heute sei aber noch nichts 
geschehen. Er bittet dies alsbald nachguholen. In der da
rauf folgenden Debatte beantragt ein Mitglied, daß die Be- 
le-gfähigkeit der Häuser durch eine Kommission an Ort und 
Stelle festgestellt werde. Ein anderes Mitglied beschwert sich 
über vorgekommene Mißgriffe in der Verteilung der Ein- 
quarti-erungslast. Schließlich wird vorgeschlagen, -eine 
Kommission zur Aufstellung der Einquartierungslisten zu 
ernennen, bestehend aus den Mitgliedern Eoedert, Joh. 
Franck und Schütz für Eentringen, Vriquerie, St. Franz 
und Malgringen; Richard, Nouvlaire und Heinr. Frank 
für Beauregard und St. Peter; Walko-winski, Lailloux, 
Müller, Roth und Salomon für Diedenho-en.

Der Eemeiderat erklärt sich mit dem Vorschläge einver
standen».

Sodann frägt Mitglied Müller an ,wie weit die Her
ausgabe des Adreßbuches für Diedenhofe-n gediehen sei. 
Ganz allgemein »seien die Klagen besonders der Geschäfts
reisenden darüber, daß kein Adreßbuch hier bestehe. Der 
Vorsitzende gibt Aufschluß über den Stand der Angelegen
heit und erklärt, daß zuerst die Druckerei des Kreisblattes 
mit der Herausgabe des Buches beauftragt war und hierzu 
amtliches Materia»! von der Polizei erhalten, dann wollte 
die Druckerei Holling-er ebenfalls -ein Adreßbuch heraus
geben. Schließlich sollten diese» -Heiden Druckereien zusam
men »das Adreßbuch herstellen lassen. Bis jetzt ist aber nichts 
geschehen. Der »Eemeinderat beauftragt -die Stadtverwal
tung, den Verleger der Lothringer Nachrichten an die Fer
tigstellung des Adreßbuches zu »erinnern und falls derselbe 
dies nicht machen will das »amtliche Material zurückzuver- 
langen und -eine andere Druckerei »mit der Anfertigung des 
Werkes zu beauftragen.

Mitglied» Schütz bittet die Verwaltung um Auskunft, 
wann das vorn Esmeinderat beschlossene Waschhaus in St. 
Franz errichtet wird.

Die Angelegenheit wird mit Rücksicht auf die heutige 
große Tagesordnung bis au!) weiteres vertagt.

2. Herstellung einer Wasserleitung in der Kaiser 
Wilhelm II Promenade.

(Berichterstatter Beigeordneter Walko-winski.)
Die HH. Hartmann und Que-ntin haben »den Antrag ge

stellt, ihre an der Kaiser Wilhelm II Pro»menade gelegenen 
Bauplätze an die städt. Wasserleitung anzuschließ-en. Die 
an diese Bauplätze angrenzenden Neubauten von Friz und 
Kna-f besitzen nur »eine Privatamschlußleitung vom Vauba-n- 
ring »aus, die »aber infolge ihres geringen Durchmessers zur 
Wasserversorgung weiterer Grundstücke nicht in Betracht 
kommen kann. Ein Anschluß dieser beiden Bauplätze vom 
Luxemburgerpl-atz »aus kann nicht befürwortet werden, weil 
die Verlegung »einer AJasserrohrleitung größeren Kalibers 
in »der Kaiser Wilhelm II Promenade wegen der beträcht
lichen Länge bedeutende Kosten verursachen würde.

Es wird daher vorgeschlagen von der Leitung im Bau
banring beim Anwesen Häuser ausgehend -eine Zweigleitung 
bis zu den fraglichen Bauplätzen d. h. auf eine Länge von 
etwa 125 nr herzustellen und zwar »mit größerem Kaliber. 
Geeignete, bei -der Verlegung der »alten Staatsstraßenstrecke 
gewonnene Rohre von 150 ru/m Lichtweite sind vorhanden 
und können für den vorliegenden Zweck Verwendung finden, 
so daß für den Anschluß »dieser beiden Bauplätze nur die 
-Kosten für die Herstellung der Rohrgräben und das Ver
legen der Rohre in Betracht kommen. Diese» Kosten betragen 
ca. 300 M. Durch die beiden Wasserkouzessionen wird das 
aufgewendete Kapital verzinst und -amortisiert.

Der Gemeinderat genehmigt den Vorschlag und bewil
ligt den angeford-erten Betrag von 300 -N.

3. Ermächtigung zum Vertragsabschluß mit der 
Gemeinde Terwen über Wasserabgabe.

(Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski.)
Der Vorsitzende legt dem Gemeinderat einen Vertrags

entwurf über die Abgabe von Wasser aus der städt. Leitung 
an die Gemeinde Terwen vor und teilt »mit, daß der Bürger
meister Archen »mit Genehmigung des »Gemeinderats von 
Terwen diesem Vertagsentwurf zugestimmt »habe und er
mächtigt sei, den Vertrag mit der Stadt Di-edenhosn abzu- 
schließen.

Der Vorsitzende hat hier au den Vertragsentwurf vor
gelesen und bittet, der Stadtverwaltung die Ermächtigung 
zum Abschluß des Vertrages zu erteilen.

Nach eingehender Besprechung der einzelnen 88 des 
Vertragsentwurfes beschließt der Eemeinderat »die Strei- 

» chung des letzten Satzes von 8 7 und »die folgende Ein
schaltung:

"8 8-
„<zür die Dauer dieses Vertrages wird der Abonne- 

„mentspreis »auf 20 ül pro Jahr »bezw. 5 üt pro Vi-ertel- 
„jahr festgestellt und »berechtigt zu -einer täglichen Ent
rahme von 100 Liter Wasser. Für jeden weiteren 10 
,Master werden 3 Pfg. berechne: und zwar für die ersten 
„600 lü E-esamtverbrauch pro Konzession und Vierteljahr. 
„Ueber diesen Wasserverbrauch hinaus tritt eine Ermäßi
gung des Preises von 3 aus 2z Pfg. pro lü ein. Jeder 
„»Bruchteil wird -als ganzer 10 berechnet."

Ferner beschließt »der Gemeinderat folgende Einschal
tung im 8 10 hinter „angemeldet sind"

„und zwar für »das in dem beiliegenden Plane vor
gesehene Rohrnetz."

Der Gemeinderat stimmt im klebrigen dem Vertrags
entwürfe zu und ermächtigt die Stadtverwaltung den Ver
trag mit der Gemeinde Terwen abzuschließen. ..... ...

4. Gesuch auf unentgeltliche Abgabe von Wasser 
an das Obdachlosenasyl.

sBerichterstatter Beigeordneter Walkowinski.)
Das hiesige Obdachlosenasyl hat »mit Schreiben 

vom 31. März d. Js. »den Antrag gestellt, wie in den Vor
jahren die unentgeltliche Abgabe des zur Wirtschaftsführung 
nötigen Wassers aus der städtischen Leitung auch für das 
laufende Rechnungsjahr zu bewilligen. Der diesjährige 
Antrag ist damit begründet, daß das Asyl der Stadt durch 
Aufnahme und Beherbergung obdachloser Durchreisender 
große Dienste erweise, »der von der Stadt gewährte Zuschuß 
zu »der übernommenen Last in keinem Verhältnis stehe und 
zur Deckung der entstehenden Kosten nicht Hinreiche. Insbe
sondere sei es der Asyllei-tung nur durch freiwillige Gaben 
gelungen, den »übernomenen Verpflichtungen gerecht zu 
werden.

Der Eemeinderat bewilligt unter denselben Bedingun
gen wie im Vorfahre für das laufende Rechnungsjahr die 
unentgeltliche Wasserabgabe an das Obdachlosenasyl.

5, Ausbau der Parkstraße bis zum 
Eisenbahnübergang nach Monhosen.

(Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski.)
Durch Verfügung des Herrn Vezirkspräsidenten vom 

10. 2. 1910 V 435 wird die Stadtverwaltung auf eine ihr 
in der BezirkstaNsverhandlung von 1905 bei -Bewilligung 
der Mittel zum Bau der Anschlußkrelsstraße von Dieden- 
hosen nach Monhofen, auferlegte Verpflichtung aufmerksam 
gemacht und ersucht, den Weg von der Parkstraße bis zum 
Eisen-bahndamm Monhofen, als Vizinalstraße »mit tunlich- 
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ster Beschleunigung hochwasserfrei auszubau-en, zu klassieren 
und zu unterhalten.

Der Berichterstatter gibt Kenntnis von dem Esmeinde- 
ratsbeschlus; vom 13. 9. 1905 und dem Berichte der I. Kom
mission vom 9. 4. 1910, in welchem der Ausbau der Verlän
gerung der Anfchluß-Kre-isstraße (Strecke Eisenbahndamm- 
Gutenbergstraße) vorläufig in einer Breite von 8 in einschll. 
zweier Bürgersteige von je 1 Meter Breite vorgeschlagen 
wird unter der Bedingung, daß der Bezirk für die 6 Meter 
breite Straße die erforderlichen Kosten trägt. Die auszu- 
bauende Rampe beim Bahnübergang soll 1:100 -angelegt 
werden.

Der Stadtbaum,ei ster erläutert das Projekt und macht 
Angaben über die Kosten.

In der darauf folgenden langen Debatte wurde einer
seits hervorgehoben, daß die Stadt für den Ausbau keinerlei 
Verpflichtungen übernommen habe und daß die vom Bezirk 
zum Ausbau dieses Strahenteils Nachgelassene Beihülfe der 
Stadt in Höhe von 2400 -ll in keinem Verhältnis zu den 
aufgubringenden Ausgaben stände. Andererseits wird be
merkt, daß die Stadt bereits einen 350 Meter -langen Teil 
der Kreisstr. die sog. Parkstr. auf ihre alleinigen Kosten 
hat h-erstellen lassen und auch unterhält. Die Kosten einschl. 
des Wertes des Geländes und der Kanalisation für diesen 
Straßenausbau belaufen -sich auf 40 000 Ui. Es könne 
daher der Stadt nicht zugemuler werden, ohne Beihülfe die 
Straße bis zum Bahndamm weiter auszubauen, umsoweni- 
ger, als der Bau der Ansch-lußkr-eiSstraße Sache des Bezirks 
ist. Von dritter Seite wird -der Ausbau- -einer hochwass-er- 
freien Straße empfohlen unter der Bedingung jedoch, daß 
der Bezirk die üblichen der Kosten trägt.

Nachdem noch einige Mitglieder für und gegen den Aus
bau -der Straße gesprochen hatten, wurde nachstehender Be
schluß gefaßt:

Die Stadt Diedenhofen h-at niemals den vom Bezirks
tage ihr auf,erlegten Ausbau der Strecke Ba-Hndamm-Euten- 
bergstraße anerkannt -und- bedauert, diesen Beschluß 
des Bezirkstages nicht anerkennen zu können. Die 
Gemeinde Diedenhofen erklärt sich hingegen bereit, den Aus
bau der Verlängerung -der Anschlußkreisstraße (Strecke 
Eutenbergftvaße-'Eisenblahnd-amm) in einer Breite von vor
läufig 8 Mtr. auszüführen, und die der Gemeinde Monhofen 
z-ufallend-e Last von der Kosten zu dem Ausbau der 
Straße auf 6 Meter Breite sowie ferner -die ganzen Kosten 
der Verbreiterung dieser Straße von 6 auf 8 Meter zu -über
nehmen, in der Voraussetzung, daß der Bezirk für die übri
gen der Kosten aufkommt.

6. Fahrbarkeitszustand der Gemeindevizinalwege.
(Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski.)
Dem Gemeinderat wird das Verzeichnis der Gemeinde- 

vizinalwrge, welche sich im Fa-hvbarkeitsgusta-nde -befinden, 
unterbreitet. Als solche Wege sind die nachstehend -genannten 
bezeichnet:
1. der Weg von Be-auregard nach Ee-ntri-ngen u. St. Franz 

2,208 bin 
2. der Weg vo-nDiedenhofen nach Niedergentrin,gen 2,052 Um 
3. der Weg von Eentringen n-achTerwen, Römerstr. 1,941 Um 
4. der Weg von Diedenhofen nach Obergentringen 2,568 Um 
5. -der Weg von Diedenhofen nach Monhofen 1,206 Um 
6. der Weg von Bmquerie nach Obergentringen 0,740 Um 
7. der Weg von Park- und Monho-fenerstraße 0,800 Um 
8. der -Leidtweg 1,200 Um

Der Berichterstatter ersucht den -Gemeinderat, den Fahr- 
Larkeitszustand obiger Gemeindevizinalwege anzuerkennen.

Der Gemeinderat erklärt, daß die vorstehend aufg-eführ- 
ten Gem-eindevizinalwege -sich wirklich im Fahrb-arkeitsAu- 
sta-nde befinden und daß zur Unter-Haltung derselben den 
Eigentümern, Pächtern, Unternehmern, -Gewerbetreibenden 
usw., welche diese Wege während des Rechnungsjahres 
1910/11 dauernd oder vorübergehend benutzen, der Ab
nutzung entsprechende -Beiträge ab-ver-langt werden sollen-.

7. Herstellung einer Bedürfnisanstalt 
in der Ueckingerstraße.

(Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski.)
Anläßlich -der Budgerberalung durch die -vereinigten 

Kommissionen wurde von einem Mitgliede der Antrag ge
stellt, ein weiteres öffentliches Pissoir -auf dem Wegs vom 
Theater bis nach Beauregard zu -errichten, da hierzu ein 
dringendes Bedürfnis vo-rli-ege.

Den: Gemeinderat wird ein Projekt für das Pissoir 
vor-gele-gt und die Aufstellung des Pissoirs au dem Wege 
(Rampe zur Mosel) zwischen dem Holz-lagerplatz E. Fran^ois 
und dem Garten -des Bäckers Schütz -vorges-chliagen. Die 
Kosten betragen 560 -N. Die Komimission, -welche den Platz 
-ausgesucht hat, erkennt das Bedürfnis zur Errichtung dieser 
Pissoir-anlage an und empfiehlt die Annahme des Vor
schlages.

Da bezüglich des Platzes eine Einigung nicht zu Stande 
kam, beschließt der Gemeinderat -die nochmalige Ueberwei- 
sung des Projektes an die I. Kommission.

8. Veräußerung von Gemeindegelände.
(Berichterstatter Beigeordneter Berkenheier.)
u)Ein Liebhaber wünscht den Villsnbauplatz im Bau- 

block 2 an der Metzerstraße neben Staus käuflich zu erwerben. 
Der Bauplatz ist 11,83 -Ar groß uüd hat -eine Frontlänge von 
22 Meter. Für den giv werden 12 -N geboten mit der Ver
pflichtung, -sofort zu bauen, den Kaufpreis zu zahlen und die 
Anliegerkosten zu hinterlegen. Ferner wünscht der Lieb
haber die pachtweise lleberlassung des -hinter dem Villen- 
bau-platze und -der Us-ermauer gelegenen Eeländestreifens 
in -Größe von oa. 3,76 Ar zur Nutznießung -als Garten bszw. 
Park. An Mietzins für dieses Gelände werden 3 -N pro Jahr 
angeboren.

Der Berichterstatter empfiehlt, -das Angs-b-ot -anzu- 
n-ehmen.

Der Gemeinderat -erklärt sich hierauf mit dem Verkauf 
u. d-er V-erpachung des dahinter liegenden Geländes unter 
den üblichen Bedingungen (wie bei dem Verkauf an Staus) 
einverstanden -und ermächtigt die Sradlverwallung. das 
UeLerg-e-botsoersiahren einzul-eiten.

b) Es liegt -ein Angebot vor, M-f Abtretung des an 
der Kaiser Karlstraße im Baublock 38 -gelegenen Bauplatzes 
<l. -Es werden für den fraglichen Platz -mit -einem Flächen
inhalt von 401 gin — 14 Meter Front — geboten 10 -N 
pro gm. Der Nachbar-platz e ist an den Unternehmer Zan- 
gi-aoomi für 12 -N., der -andere Nachbar-platz o an den Eisen- 
b-ahnbe-amt-en Paquet für 11 -ü. -pro gin veräußert worden.

Der Gem-einderat lehnt das Gebot von 10 R. ab, -er
mächtigt jedoch die Verwaltung, den fraglichen Platz zum 
Preise von 12 -11. pro gin unter den üblichen Bedingungen 
zuzusch lagen.

9. Oktroireglement und Tarif.
(Berichterstatter Beigeordneter Verkenheisr.)
-Berichterstatter teilt ein Schreiben des kaiserl. Be- 

zirkspräsi-d-enten mit, nach welchem die vom Gemeinderat -am 
10. 11. und 13. 12. 1909 hinsichtlich der Erhebung von Ver



brauchsab,gaben gefaßten Beschlüsse mit der Maßgabe geneh
migt worden sind, daß bei der Position 2 des neuen Oktroi- 
tarifs (Schaumwein jeder Art) anstatt eines Satzes von 70 
°ü. der Satz von 50 -ü. für das Hektoliter tritt.

Außerdem gebe der 8 2 des Oklroireglements insofern 
Anlaß zu Beanstandungen, als die Oktroipfähle und die 
Oertlichikeiten, wo sie aufzuftellen sind, sich nicht genau darin 
bezeichnet finden. Mit Rücksicht aus die Eilbedürftigkeit der 
Angelegenheit habe das kaiserliche Ministerrum davon abge
sehen, vor Erwirkung der Genehmigung der Oktroineurege- 
lumtz eine entsprechende Aenderung des 8 2 herbeizuführen. 
Der Eemeinderat sei indessen zu veranlassen, diese Aende
rung bei der nächsten sich bietenden Gelegenheit zu be
schließen.

Der Berichterstatter schlägt hierauf vor, Dem 8 2 des 
Oktroireglements folgende Fassung zu geben:

„Das Oktroigebiet umfaßt den ganzen Bann der Ge
meinde Diedenhofen. Die Vanngrenze ist gleichzeitig Ok- 
troigrenze. Tafeln mit der Aufschrift

„Oktroi von Diedenhofen"
sind an folgenden Straßen.ausgestellt:

1. Straße von Nieder-Jeutz, vor der Heb.'stelle an der 
Vanngrenze;

2. Metzerstraße an der Vanngrenze neben Neuhaus;
3. Straße nach Terwen an der Banngrenze neben der 

Hebestelle;
4. Straße nach Colombier gegenüber der Hebestelle 

Kreuzung;
5. Straße nach Oetringen, neben dem Eingänge zum 

Fort Eentringen;
6. Straße nach Eroßhettingen an der Banngrenze neben 

der Hebestelle."
Aus der Mitte des Gemeinderats wird angeregt noch 

vier weitere Tafeln aufzustellen, und zwar
7. Monhofn an der Barriere;
8. Leinpfad b-Ä Monhofen;
9. Nisderjeutz, Kanalbrücke diesseits;

l0. Abmarschweg.
Der Gemeinderat beschließt hierauf einstimmig die An

nahme des Vorschlages des Berichterstatters mit dem Zusatz, 
daß obige 4 Ta e!n noch ausgestellt und im Reglement auf
geführt werden sollen.

Einer weiteren Anregung des Kaiserlichen Herrn Ve- 
zirkspräsidenten, die Steuersätze für gebrauchte Gegenstände 
des Handels (Pos. 70—72, 76—78 des Tarifs) entsprechend 
dem Vorgehen anderer Gemeinden, niedriger anzusetzen als 
ungebrauchte, wird vom Gemeinderat stattgegebsn und ein
stimmig beschlossen den Satz für gebrauchte Gegenstände obi
ger Positionen auf die Hälfte herabzusetzen und im Tarif 
einen entsprechenden Zusatz aufzunehmen.

Berichterstatter teilt dem Eemeinderat alsdann mit, 
daß nach 8 3 des Entwurfes eines Reichsbsstsuerungsgesetzes 
das Reich künftighin von den Gemeinden nicht mehr soll zu 
Verbrauchsabgaben heran,gezogen werden können; insbe
sondere sollen als vom Oktroi befreit in Betracht kommen: 
die Militär-, die Eisenbahn und die Postverwaltung. Falls 
der Entwurf zur Annahme gelange, sei mit einem weiteren 
größeren Ausfall an Oktroieinnahmen zu rechnen.

Ferner gibt Beigeordneter Verkenheier Kenntnis der 
Verhandlung die die Stadtverwaltung mit der königlichen 
Militär-Intendantur des XVl. Armeekorps und dem Pro
viantamt betreffs Rückvergütung von Oktroi für vom l. 1. 
l910 bis 31. 3. 1910 eingeführten und nicht verbrauchten 
Hafer, gepflogen hat. Der Gsmeinderat billigt einstimmig 
dre Gründe die die Stadtverwaltung veranlaßt hat, in die- 
br Frage eine ablehnende Stellung einzunehmen und er
wartet, daß die Verwaltung nicht nachgsbe.

10. Stratzenbeleuchtungsanträge.
Ueber diesen Punkt konnte nicht verhandelt werden, 

weil eine Antwort bezüglich der Kosten für die Beleuch- 
tungsanträge vom hiesigen Gas- und Elektrizitätswerk nicht 
eingegangen ist. Die Beratung wurde sodann vertagt.

11. Gesuch zweier städt. Angestellten aus 
Neuregelung ihrer Gehaltsverhältnisse.

(Berichterstatter Beigeordneter Berkencheier.)
Der Verichr der Baukommission lautet:
„Das Gesuch des Wassermeisters Hippert und des Ge

hilfen Guerigen um Einreibung in die Gehaltsklasse V Vlll 
— Kanalmeister — wurde seinerzeit der Vaukommission 
zur Prüfung and Berichterstattung verwiesen. Die Kom
mission glaubt das Gesuch der beiden Genannten befür
worten zu müssen, da das städt. Wasserleirungsnetz sich be
deutend erweitert habe und deshalb größere Anforderungen 
an das Personal gestellt werden müßten. Im klebrigen 
Hütten sich gen. Beamten bei allen ihnen übertragenen Ar
beiten als tüchtig und zuverlässig erwiesen. Die Kommission 
beschließt daher das Gesuch dem Eemeinderat zur Geneh
migung zu empföhlen."

Berichterstatter gibt darauf bekannt, daß sämtliche 
von beiden Antragstellern geleisteten lleberstundsn extra 
vergütet werden, was jedenfalls der Vaukommission nicht 
bekannt gewesen sei^ auch halte er es nicht für zweckmäßig 
die Aufrücküng in eine höhere Gehaltsklasse zu beschließen, 
da Waffenmeister doch Unterbeamte seien und die Eehalts- 
seala V für Secretariats- und Rechnüngsbeamts vorgesehen 
sei; wenn nun der Kanalmeister seinerzeit in die Klasse 
Vlll der Eehaltsscala B ausgenommen worden sei, so sei 
dies irrtümlich geschehen und es müsse dahin gestrebt wer
den, bei Abgang des jetzigen Kanalmeist-ers seinen evtl. 
Nachfolger ebenfalls in die Klasse I Abt. C aufzunehmen. 
Mit Rücksicht auf die Tüchtigkeit des Wassermeisters Hip- 
pert empfiehlt Berichterstatter diesem seine sämtlichen 
Dienstjahre (18) anzurechnen so, daß bestem Erhalt sich vom 
1. 4. 1910 ab von 1700 ^ll auf 1900 oll und vom 1. 4 .1911 
auf 1950 oll erhöhen würde; was den Gehilfen Guerigen 
angehe so bittet Berichterstatter diesen mit seinen 5 Dienst- 
jahren widerruflich anzuslellen und in die Klasse I Abt. C 
einzureihen. Guerigen würde alsdann auf 1500 oll Gehalt 
steigen, statt bis jetzt 120 oll monatlich, vom 1. April 1911 
ab würde alsdann dessen Gehalt 160 oll betragen.

Herr Beigeordneter Walkowinski Michtet im Namen 
der Baukommission diesen Ausführungen bei und betont, 
daß der Kommission die .diversem- Nebenbezüge nicht bekannt 
gewesen seien; hieraus beschließt der Eemeinderat dem 
Waffenmeister Hippert seine sämtlichen Dienstjahrs in An
rechnung zu bringen, daß derselbe jedoch in der jetzigen Ge- 
haltsscala E i bleiben solle; der Wassermeistergehilfe 
Guerrgen solle in derselben Eehaltsscala mit seinen 5 
Dienftjahrem widerruflich angestellt werden.

12, Antrag auf Vergütung für außerordentliche 
Dienstleistungen.

(Berichterstatter Beigeordneter Verkenheier.)
Der Bericht über die Sitzung der Baukommissiom vom 

26. 4. 1910 lautet:
„Das von dem Wegemeifter Mühle eingereichte Gesuch 

um eine einmalige Entschädigung in Höhe von 250 oll für 
die von ihm im einer Reihe von Jahren geleistetem außer
ordentlichen Dienste, an Sonn- und Feiertagen in der Aus
übung der Kontrolle über die Straßenreinigung sowie die 
Straßenbeleuchtung wird dem Gemeinderat zur Grmsh- 



migung befürwortend vorgelegt. Die erforderlichen Mittel 
sind bei Tit. 2b für das Rechnungsjahr 1909 noch ver
fügbar."

Berichterstatter schlicht sich dem Berichts der Baukom- 
mission an und bittet den Gemeinderat entsprechend zu be
schließen.

Von einigen Herren werden Bedenken geäußert für 
U-eberstunden in den letzten 5 Jahren nachträglich noch eine 
Vergütung zu gewähren, da dieselben nicht mehr kontrolliert 
werden könnten, andererseits wird hervorgehoben, daß die 
geleisteten lleberstunden zu dem Dienste der Wegemeister 
gehörten und die Beamten kleine Mehrleistungen mit in 
dn Kauf nehmen müßten. -Auch würde durch die Bewil
ligung der 250 M ein Präzedenzfall geschaffen. Der Ee- 
meinderat schließt sich in seiner großen Mehrheit dieser An
sicht an, stellt jedoch in Anerkennung der guten Dienste 
des fraglichen Beamten der Verwaltung anheim dem Ge- 
suchsteller aus dem Unterstützjun-gsfonds einen kleine Summe 
anz-uweisen.

13. Gesuch einer Lehrperson aus Neuregelung 
ihrer Gehaltsverhättnisse.

(Berichterstatter Beigeordneter Haas.)
In einem Gesuch oom 7. April 1910 bat die Lehrerin 

Hellbrück bei Festsetzung ihres Gehaltes alle Dieustjahre in 
Anrechnung zu bringen.

Zur Begründung ihres Gesuches wies E-esuchstellerin 
darauf hin, daß sie in dienstlichem Interesse nach Dieden- 
chofen ohne ihr Zutun versetzt worden sei, daß sie in Thin
gen ein staatliches Gehalt von 1500 M vom 1. April d. Js. 
bezogen, die Gemeinde Flürchingen außerdem eine Ortszu
lage von 200 M ihr gewährt hätte; sie seit deshalb schlechter 
in Diedenhofen gestellt, abgesehen davon, daß die Lebens
mittel in Diedenhofen ungleich teurer als in den Landge
meinden seien.

Der Gemeinderat vermochte in seiner Sitzung vom 2. 
Mai d. Js. die Begründung des Gesuches nicht als zutref
fend anzuerkennen und lehnte dasselbe schon mit Rücksicht 
auf seinen präjudigiellen Inhalt ab.

14. Gesuch einer Lehrperson aus Erlaß 
der Wohnungsmiete.

(Berichterstatter Beigeordneter Haas.)
Mit Gesuch vom 20. April wandte sich dieselbe Leh

rerin an den Gemeinderat mit der Bitte, ihr 100 M, welche 
sie zur Bestreitung ihrer Wohnungsmiete mehr aufwenden 
müsse, zu erlassen.

Fräulein Hellbrück machte darauf aufmerksam, daß sie 
am 30. April die bisherige Wohnung des verstorbenen 
Hauptlehrers Müller beziehen, aber jährlich 100 M dazu 
zahlen solle. Diese Differenz von 100 M bedeute für sie 
eine erhebliche Belastung ihres -Einkommens, die sie um so 
schwerer treffe, als die Wohnung sich nicht in einwandfreiem 
Zustande befinde.

Der Gemeinderat erkannte die Berechtigung dieses Ge
suches an und erließ Fräulein Hellbrück den jährlichen 
Mehraufwand von 100 M.

15. Petition der Wirte betr. das Verbot des 
Verkaufs alkohol. Getränke vor 8 Uhr vormittags.

(Berichterstatter Beigeordneter Berkenhe-ier.)
Der Berichterstatter führt aus:
Die in der Gemeinde Diedenhofen ansässigen Wirte 

haben eine Petition an den Gemeinderat gerichtet, dahin zu 

wirken, daß die Bezirkspolizeiveroridnung betreffend das. 
Verbot des Verkaufes alkoholischer Getränke aufgehoben 
wird.

Bereits in der Sitzung vom 1. März 1909 hat dem Ge- 
meinderat ein Antrag von 12 Gemeinderatsmitgliedern vor
gelegen, welcher denselben Zweck verfolgte. Seitens der 
Verwaltung sind bei allen in Frage kommenden Regie
rungsbehörden die erforderlichenSchritte aufAufhe-bung der 
fraglichen Bezirks-Polizei-Verordnung getan worden, je
doch ohne -Erfolg. Im klebrigen sind s. Zt. die Schutzleute 
im Benehmen mit dem Herrn Kreisdirektor -angewiesen 
worden, bei Durchführung -der vorbezeichneten Bezirkspoli
zeiverordnung milde vorzugehen.

Vor Kurzem ist durch Verfügung der Kaiserlichen 
Kreisdirektion der Aufsichts-dienst der Gendarm-erir auch 
auf die Stadt Diedenhofen ausgedehnt worden und seit 
dieser Zeit sind die Anzeigen wegen llebertretung des 
Schnapsverbots häufiger. Die Wirte werden, wie sie in 
ihrer Petition angeben, nicht allein geschädigt, sondern das 
Verbot macht sich auch auf den gesamten Geschäftsverkehr 
bemerkbar.

Mitglied Zimmer teilt -mit, daß er wiederholt mit dem 
Herrn Bszirkspräsidenten didserhalb gesprochen habe und 
von diesem die Zusage erhalten habe, daß er das Gesuch 
der Wirte, soweit möglich berücksichtigen wolle und still
schweigend der Verkauf von Branntwein vor 8 Uhr an 
Marktagen geduldet werden könne.

Da in Diedenhofen täglich Markt sei, so könne von 
einer Einschränkung des Branntwein-verkaufs in Dteden- 
hosen nicht die Rede sein.

Der Gemeinderat beschließt hierauf -mit großer Majo
rität, die am 0. 5. 1909 an den Herrn Vezirkspräsidenten 
eingereichte Petition betr. die Aufhebung der Verordnung 
des Bezirkspräsid-enten von Lothringen vom 21. 12. 99 be
treffend Verbot des Verkaufs geistiger Gst-ränke vor 8 Uhr- 
morgens zu erneuern. Ev-tl. solle die Verwaltung persön
lich Leim Herrn Bezirkspräsid-enten disserhal-b vorstellig
werden.

16. Beschwerde der hiesigen Privatarchitekten.
(Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski.)
Die 1. Kommission hat die Beschwerde der hiesigen 

Architekten gegen die Privattäti-gkeit der stä-dt. Bauange
stellten -geprüft und ist zu der Ansicht gekommen, daß es in: 
Interesse des Ansehens und Vertrauens der städtischen Bau
beamten liege, wenn den letzteren, gemäß K 7 der Dienst- 
und Gehaltsordnung für die Gemeindebeamten die Ausfüh
rung von Privatarbeiten untersagt werde. Die Stadtver
waltung soll ersucht werden, diesbezügliche Anordnungen zu 
treffen.

Bezüglich des Stadtgeometers stellt die Kommission fol
genden Antrag:

Alle Lage-pläne zu Bau-gesuchen oder Gelände-verkäufen, 
soweit es sich um städtisches Gelände handelt, sollen von der 
Stadt geliefert und müssen vom Stadtgeame-ter angefertigt 
werden. Für die Berechnung der Vergütung für die Lage
pläne soll eine Grundtaxe von 5,00 Ul und pro giv des in 
Frage kommenden Geländes von 0,02 -R in Ansatz gebracht 
werden. Die Höchstgebüh-r einschl. Erundtaxe wir dauf 30 
-R festgesetzt.

Die Anträge auf Anfertigung solcher Lagepläns sind 
beim Bürgermeisteramt schriftlich zu stellen.

Dem St-adtgeometer ist die Anfertigung dieser Lage
pläne als Privatarbeit untersagt.



Der Gemeind-er-at erhebt mit großer Stimmenmehrheit 
den Antrag der Kommission zum Beschluß und bestimmt fer
ner, daß das Dienstzimmer für den Stad-tgeometer nach den 
Räumen des Stadtb-a-uamts verlegt werden soll. Die Stadt
verwaltung wolle das Erforderliche -alsbald veranlassen.

Da es inzwischen 9 Uhr abends geworden war, wurden 
die übrigen Punkte auf Montag, den 9. Mai, nachmittags 4 
Uhr vertagt.

Ke richt
über die

Fortsetzung der Gemeiiideratssitznng oom 
8. Mai 1910,

Wcrckmittcrgs 4 Mbv.

Anwesend bei Eröffnung der Sitzung unter dem 
Vorsitz des Beigeordneten Walkowinski in Vertretung des 
beurlaubten Bürgermeister Boehm, der Beigeordnete Ber- 
kenhe-i-er und die Mitglieder Lailloux, Christian, Denz, 
Fr-an^oi-s, J-oh. Franck, Heinr. Frank, Eoedert, Müller, 
N-ouviair-e, Pfansch-illing, Richard, Röchling, Roth, S-alo- 
mon, Schiltz, Steimetz und Wehrmann.

Entschuldigt' Beigeordneter Haas und die Mitglieder 
Dr. Kuborn und Zimmer.

Abwesend' Mitglied Dr. Medernach (erscheint später) 
And Reuter.

Schriftführer: Mitglied Fvan^ois.
Außerdem wohnte der Obersekretär Klam der Sitzung 

bei.

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und fragt an, ob 
sich Widerspruch dagegen erhöbe, daß noch folgende zwei 
Sachen als Punkt 1 und 2 -auf die heutige Tagesordnung ge
setzt würden:

l. Uebernahme der Kasten für die Ableitung des 
Wassers an dem gerusch-ten Teile des Waldweges unterhalb 
der Feste Obergentringen.

2. Bewilligung des Kredits -für die Herstellung der 
Wasserleitung in der Gemeinde Terwen.

Der Gemeinderat erklärt sich damit einverstanden.

Mitteilungen.
n) Der Vorsitzende gibt Kenntnis von einem Schreiben 

des Herrn Erzpri-estsrs Vagner, worin Letzterer dem Ee- 
meinderat seinen Dank ausspricht für den neuen Anstrich 
des Pfarrhauses, und ferner mitteilt, daß der Herr Bischof 
von Metz am 24. d. Mts. zur Firmung hier eintreffen wird.

b) Zufolge Verfügung des Hrn. Bezi-rkspräsid-enten, ist 
der Lehrer Reutler, z. Zt. an -der Mittelschule in Metz, vom 
1- Mai d. Js. ab an Stelle des -nach Algrin-gen versetzten 
Lehrers Z-ang an die evangel. Gemeindeschule zu Bea-ure- 
gard versetzt worden.

c) Der Liebhaber des Bauplatzes 6 im Baublock 38 an 
der Kaiser Kar-lstraße hat der Stadtverwaltung mitge- 
kE-t, daß er den vom Gemeinderat für diesen Bauplatz fest
gesetzten Preis von 12 M pro <>m an'nehme. Infolgedessen 
kann das Uebergebo-tsverfa-hren sofort eing-e-le-it-et werden.

Interpellationen.
Der Vorsitzende teilt mit, daß ihm 2 Schreiben von 

Mitglied Röchling z-u-gegangsn -seien, worin derselbe an- 
zeigt, die Stadtverwaltung -über zwei Punkte zu inter
pellieren und zwar:

1. Ist es der Aufmer-ksa-mke-it der Stadtverwaltung ent
gangen, daß in letzter Zeit von dem hiesigen Zeitungen die 
Berichte über die Verhandlungen bei -den Eömeinderats- 
Sitzungen unter Nennung der Namen der einzelnen Redner 
wiedergeg-eben werden. Sind Abmachungen mit den Zei
tungen unter Abänderung -der -früheren, evsntl. dahin
gehend getroffen -worden, daß die Redner mit Namen be
nannt werden sollen.

Mitglied Röchling begründet seine Interpellation da
durch, daß es in manchen Punkten wünschenswert wäre, die 
Namen der Redner nicht zu nennen, um eine gedeihliche, i-m 
Interesse der Gemeinde liegende, fachliche Debatte zu er
möglichen.

Der Vorsitzende erwidert, daß auch früher die Namen 
der Antragsteller und Redner genannt worden sind, und daß 
daher die Stadtverwaltung an der Nennung der Namen in 
den Zeitungsberichten über die Esmeän-deratsvsr-h-andlun-- 
gen keinen Anstoß genommen habe. Der Eemeinderat war s. 
Zt. damit einverstanden, daß die Osffentlichkeit der G-e- 
meinderatssitzun-gen zugelassen werde. -Es könne somit Nie
manden verwehrt werden, von den Verträgen der einzelnen 
Redner des Eemeinderats öffentlich Gebrauch zu -machen, 
ollte dieses in Zukunft verhindert werden, so- stelle er 
Herrn Röchling -anheim, einen entsprechenden Antrag zu 
stellen.

Die Stadtverwaltung habe mit den Zeitungen keine 
Aenderungen gegen die früheren Abmachungen getroffen.

Nachdem von anderer Seite die Beibehaltung des 
früheren Verfahrens ebenfalls empfohlen wurde, einigte 
man sich dahin, daß der Wunsch des Eemeinderats der Presse 
mitgeteilt werden solle.

2. Zu wann gedenkt die Stadtverwaltung auf die 
Tagesordnung den Punkt, Neuwahl -des Bürgermeisters, zu 
setzen. Mitglied Röchling führt aus, daß mit Rücksicht da
rauf, daß Herr Eeheimrrt Bo-e-hm zu Anfang Juni in den 
Staatsdienst über und aus den Diensten der Gemeinde Dis- 
denhofen treten wird, es erforderlich sein wird, die Wahl 
eines neuen Bürgermeisters in einer nächsten Sitzung vor- 
zune-hmen, sodaß vor dem l. J-uli eine Entscheidung in dieser 
Frage herbeigsführt wird.

Der Vorsitzende erwidert, daß -der Stadt-verwaltung noch 
nichts davon bekannt sei, daß Herr Boehm schon Anfang 
Juni in den Staatsdienst -eintritt. So-lange hierüber keine 
amtlich-e Mitteilung -ergangen ist, kann -eine Neuwahl 
des Bürgermeisters nicht vorgenommen werden. Nach 
Eingang der -amtl. Aufforderung -von feiten -des Kaiser-l. 
Be-zir-ks-Präsidiums zur Mahl -eines neuen Bürgermeisters 
wird sofort eine außerordentliche E-em-eindsratssitzung zur 
Erledigung dieser Frage einbe-rufen werden.

1. Uebernahme der Kosten für die Ableitung des 
Wassers an dem gerutschten Teile des Waldweges 

unterhalb der Feste Obergentringen.

Infolge des -anhaltenden Regens ist -ein Teil des 
Han-g-es der Feste Obergentringen -mit dem daran stoßenden 
Waldwege gerutscht. Die Forti-fi-kation beabsichtigt die Fest
legung -des gerutschten Hangs vo-rz-unehmen und beantragt 
die St-a-dt -möge für die Ableitung des Wassers nach unten, 

1)
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vom Wege einschließlich an, die Kosten übernehmen. Nach 
dem Gutachten des Stadtbaumessters Mayer stnd zur Ab
leitung des Wassers circa 10 Meter Mannesmann Rohr
leitung notwendig, welche einschl. Transport und Verlegen 
etwa 200 M kosten würden.

Der Eemeinderat erkennt die Notwendigkeit der In
standsetzung an und bewilligt mit Rücksicht darauf, daß der 
Weg als Zugang zu dem Stadtwalde dient einen Kredit bis 
zu 100 M.

2. Bewilligung des Kredits für die Herstellung 

der Wasserleitung in der Gemeinde Terwen.
Der Vorsitzende führt an, daß der Eemeinderat in der 

Sitzung vom 2. Mai d. Is. die Ermächtigung zum Vertrags
abschluß mit der Gemeinde Terwen erteilt habe. Um so
fort nach Abschluß des Vertrages mit der Gemeinde Terwen 
und Genehmigung desselben durch die Aufsichtsbehörde, mit 
der Ausführung der Wasserleitungsarbeiten in Terwen be
ginnen zu können, bittet der Vorsitzende, die Verwaltung zu 
ermächtigen, die Arbeiten und Lieferungen in öffentlicher 
Submission zu vergeben und den erforderlichen Kredit zu 
bewilligen.

Der Gemeinderat stimmt dem Anträge zu und bewil
ligt für die Herstellung der Wasserleitung in der Gemeinde 
Terwen einen Kredit in Höhe von 8700 M.

3. Beigeordneter Berkenheier stellt den Antrag noch 
einen weiteren Punkt auf die heutige Tagesordnung zu 
stellen und gleich zu verhandeln. Es erhebt sich kein 
Widerspruch.

3. Erwerb von Gelände in Rangwall.

Es liegt ein Kaufautrag von T. Wagner-Rangwall be
treffend ein 26 Ar großes Grundstück in Rangwall zum 
Preise von 10 M pro Ar vor.

Der Eemeinderat beschließt auf Antrag des Berichter
statters, daß dem T. Wagner in Rangwatt gehörende ober
halb des städt. Terrains am Waldrande gelegene Grund
stück von circa 26 Ar nur dann zu erwerben, wenn es zum 
Preise von 20 M pro Ar erhältlich ist, da dasselbe nicht 
unbedingt notwendig ist und nur zur Arrondierung des 
städt. Besitzes in Frage kommt.

4. (17.) Gesuch des Schützenvereins auf Ueberlassung 

eines Platzes zur Abhaltung des Schützenfestes.
(Berichterstatter Beigeordneter Berkenheier.)

Mittelst Schreiben vom 29. März d. Is. hat der 
Schützenverein den Antrag gestellt, ihm zur Abhaltung des 
diesjährigen Schützenfestes den Platz an der Kaiser Wil
helm II Promenade zu überlassen, auf welchem im ver
flossenen Jahre die Herbstmesse abg eh alten worden ist. Das 
diesjährige Schützenfest, welches gleichzeitig 25. Jubiläum 
ist, soll vom 12. bis 19. Juni d. Is. abgehalten werden.

Im verflossenen Jahre ist dem Schützenverein auf sei
nen Antrag der sogen, alte Meßplatz an der Turnhalle für 
die Abhaltung des Schützenfestes zur Verfügung gestellt 
worden und hatte der Gemsinderat die Zurverfügungstel
lung von der Zahlung einer Miete von 100 M abhängig 
gemacht. Der Schützenverein hatte die gestellte Bedingung 
angenommen und auf dem alten Meßplatz das Schützenfest 
abgehalten.

Der Geminderat wolle beschließen unter welchen Be
dingungen im laufenden Fahre dem Antrag des Schützen- 
vereins entsprochen werden kann.

Der Gemeinderat beschließt mit Rücksicht auf das 25- 
jährige Stiftungsfest des Vereins, den Platz auch dieses 
Jahr gegen eine Entschädigung von 100 M dem Schützenver
ein für die Dauer des Festes zur Verfügung zu stellen.

Mit Rücksicht darauf, daß der Verein durch die Schau
buden- etc. Besitzer eine Einnahme von 600—700 M in Aus
sicht hat, sieht der Gemeinderat von der Stiftung einer 
Ehrengabe ab.

5. (18.) Gesuch des Vereins Frohsinn um kostenlose 
Ueberlassung eines Lokals und dessen Beleuchtung.

(Berichterstatter Beigeordneter Berkenheier.)
Dem Musikverein Frohsinn 'ist s. Zt. ein Lokal im 2. 

Stockwerk des alten Rathauses zur Verfügung gestellt wor
den, mit der Maßgabe daß der Verein die Heizung, Reini
gung und Beleuchtung des fragt. Lokals zu tragen hat. 
Nachdem von dem Vereine die Zahlung des verbrauchten 
Gases verlangt worden ist, hat derselbe Antrag auf Nieder
schlagung der städtischen Forderung gestellt und gleichzei
tig" die Heizung und Reinigung des Lokals von Stadt
wegen erbeten.

Dem gleichfalls in Diedenhofen bestehenden Musik- 
verein Philharmonie wird von der Stadt schon seit jeher 
im Stadttheater ein Probslokal nebst dessen Beleuchtung 
zur Verfügung gestellt. Die Kosten für Heizung und Rei
nigung des fraglichen Lokals hat der Mufikverein Phil
harmonie stets selbst getragen.

Der Eemeinderat bewilligt mit Rücksicht darauf, daß 
der Musikverein Frohsinn sich an den öffentlichen Konzerten 
in den städt. Ablagen beteiligt, dem genannren Verein die 
Niederschlagung der für Beleuchtung des Probelokals bis 
jetzt geschuldeten Summe im Betrage von circa 60 M.

Außerdem beschließt der Gemeinderat einstimmig, dem 
Vereine ein Probelokal zur Verfügung zu stellen und die 
Beleuchtung wie Heizung des Saales auf Kosten der Stadt 
zu nehmen. Dem Musikverein Philharmonie, der bis jetzt 
die Heizung seines Probelokals selbst übernommen hatte, 
soll dies ebenfalls gratis gegeben werden. Der Gemeinde- 
rat überläßt der Stadtverwaltung die Wahl der Lokale, 
wünscht jedoch, daß wenn möglich beide Vereine im Theater 
untergebracht werden -mögen.

6. (19.) Gewährung eines Zuschusses an die städtische 
Feuerwehr.

(Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski.)
Seit einer Reihe von Jahren findet alljährlich an 

einem der größeren Orte der Kreise -Diedenhofen-Ost und 
-West -ein Verbandstag des Kreisseusrwshrvsrbandes für 
die Kreise Diedenhofen-Ost und -West statt. Die freiwillige 
Feuerwehr Diedenhofen hat bisher stets an diesen Verbands- 
tagen teilgenommen, und sind ihr bisher vom Gemeindsrat 
hierfür die nötigen Mittel (100 M) bewilligt worden. Fm 

j laufenden Jahre findet der Verbandstag in Kattenhofen 
statt und erscheint die Teilnahme der freiwilligen Feuer
wehr geboten. Es wird daher wie in den verflossenen Jah
ren um die Ermächtigung gebeten, aus den Ersparnissen des 
Kredits für Besoldung der Feuerwehr pro 1909 ein Be
trag von 100 M zur Verfügung zu stellen. Es bleibt aus 
diesem Kredit noch eine Summe von 133,20 M verfügbar.

Der Gemeinderat beschließt nach Antrag.
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7. (2O.)Antrag aus Abtretung einer ca. 6 qm großen 
Geländesläche im Merschhos zwecks Umbau eines

Hauses.
Beigeordneter Walkowinski verliest als Berichterstatter 

der 1. Kommission folgenden Bericht:
„Herr Rentner Peter Men« reicht ein Baugesuch ein, 

betreffend Um- bezw. Neubau feines Geschäftshauses Mersch- 
straße Nr. ll. Der alte Bau soll bis aas die Kellermauern 
abgetragen werden. Das Gebäude wird somit vom Sockel 
ab ganz neu in Backsteinen aufgeführt. Des ferneren bittet 
Herr Menü zur Herstellung eines Anbaues für das Treppen
haus um käufliche Abtretung einer Geländefläche von dem 
der Stadt gehörigen Merfchhof von ca. 6 gw Größe.

Die Kommission hat sowohl gegen das vorliegende 
Baugesuch, als auch gegen die Abtretung der fraglichen Ee
ländefläche Einwendungen nicht zu erheben und bringt für 
den Verkauf 50,00 oll pro gin in Vorschlag.

Wegen der lleberbauung der Toreinfahrt im Hinteren 
Teile sowie wegen des Bodenankaufs wird die Einleitung 
eines Lnqueteversahrens notwendig.

Ferner wird Herrn Men« die Verpflichtung aufzuer- 
legen sein, wegen etwaiger Entschädigungs- pp. Ansprüche 
der in Betracht kommenden Anstößer sich mit diesen direkt 
abzufinden."

Nachdem noch die 3 eingegangenen Petitionen der 
Nachbarn gegen das Gesuch P. Mem- verlesen wurden, in 
welchen die Potenten u. a. auch mit Schadenersatzforderun- 
gen drohen, falls die Stadt dem EesUchsteller die Gelände- 
fläche abtreten würde, stellt ein Mitglied den Antrag, mit 
Rücksicht auf die beschränkten Licht- und Luftverhältnisse 
im Merschhofe, das Gesuch des P. Mono abzulehnen.

Dieser Antrag wurde mit Stimmenmehrheit ange
nommen.

8. (21.) Festsetzung bezw. Niederschlagung von Kanal
gebühren.

(Berichterstatter Beigeordneter Berkenheier.)
n) Kanalgebühr in Vriguerie.
Der Berichterstatter führt aus, daß die Eigentümer in 

Vriguerie wohl ihre Häuser an die Kanalisation ange
schlossen haben, der Anschluß aber nur an die Regenrohre 
und Spülsteine hergestellt ist. Die Fäkalien werden nicht 
in den Kanal geleitet. Es erscheine daher billig, wegen der 
Minderbenutzung des Kanals, die Gebühr nur in Höhe von 
2 A des Nutzungswertes der Gebäude zu erheben. Von 
der Erhebung der K-W>algHhühren ganz abzusehen sei aus 
prinzipiellen Gründen nicht 'Empfehlenswert.

Die III. Kommission schlägt dem Gemeinderat vor, in 
Briguerie die Kanalnutzungsgebüh« auf Z H des Nutzungs
wertes festzusetzen, von dem Gesichtspunkte ausgehend, daß 
dieser Modus schon in der Altstadt besteht.

Der Eemeinderat beschließt einstimmig wie vorge
schlagen.

b) Antrag Wagner:
Kaufmann N. Wagner hat ein Gesuch elngereicht, in 

welchem er um Ermäßigung der Kanalgebühr auf § A für 
das gekaufte Haus Desrues (Schmidt) bittet, da das Haus 
ä- Zt. unbewohnt sei und nur das Regenwasser in den Ka
nal gelange.

Die III. Kommission hat die Angelegenheit geprüft 
und empfiehlt die Herabsetzung der Gebühr auf A solange 
das Haus nicht bewohnt ist; der bereits zuviel gezahlte Be
trag von 2,74 oll für die Zeit vom I. 1. 10 bis 31. 3. 10 solle 

niedergeschlagen bezw. Herrn Wagner aus spätere Rech
nung gutgeschrieben werden.

Der Eemeinderat nimmt den Vorschlag der Kommission 
einstimmig an.

e) Antrag Bürgerspital.
Der Gemeinderat hat am 3. 2. 1909 beschlossen, dem 

Bürgerspital für das Jahr 1909 die Kanalgebühr zu er
lassen bezw. niederzufchlagen. Die Spitalverwaltung er
hebt nun Anspruch auf dauernde Niederschlagung, da sei
nerzeit nach dem Zusammenhang der ganzen Angelegen
heit der Erlaß der Kanalmiete nicht nur für 1 Jahr ver
standen werden könnte, sondern, daß die Kanalbenutzung 
dem Spital für immer unentgeltlich freigegeben ist.

Die III. Kommission nach Einsichtnahme des Sitzungs- 
protokolls bestreitet diese Meinung und- ist einstimmig der 
Ansicht, daß der Beschluß feiner Zeit nur für ein Jahr ge
faßt worden war.

In Anbetracht der schlechten Finangverhältnifse des 
Bürgerspitäls schlägt die Komissiou gegen eine Stimme dem 
Eemeinderat vor, die Kanalnutzungsgebühr auch für das 
Jahr 1910 zu erlassen.

Der Eemeinderat beschließt dem Vorschläge der III. 
Kommission gemäß die Kanalgebühren für das Jahr 1910 
niederzuschlagen, betont aber ausdrücklich, daß dieser Be
schluß nur für das l a ufende Jahr gelte.

9. (22.) Reklamation eines Einwohners von Nieder- 
Gentringen.

(Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski.)
Der Hauseigentümer Joh. Paul Eoedert, wohnhaft in 

Vriguerie bittet in einem an die Stadtverwaltung gerich
teten Schreiben um Schadloshaltung wegen eines ihm zuge
fügten Schadens. In der Nacht vom 18./19. Jan. d. I. sei in
folge niedergegangener starker Regengüsse sein Keller mit 
allen darin befindlichen Vorräten überschwemmt worden. 
Die Schuld dieser Ueberschwemmung sei durch mangelhafte 
Beschaffenheit des vor seinem Hause liegenden städt. Kanals 
hervorgerufen worden, weshalb er die Stadt für den auf 
76,80 M festgesetzten Schaden verantwortlich machen müsse.

Der Berichterstatter erklärt, daß die Baukommission 
nach den Ausführungen des Stadtbaumeisters die Rekla
mation des Antragstellers nicht anerkennen konnte, weil 
den Reklamanten allein die Schuld an dem Schaden trifft, 
p. Eoedert hat in seine Entwässerungsanlage keine Rück
stauklappe einbauen lassen. Auch hat derselbe die Stadt
verwaltung nicht rechtzeitig von dem Schaden in Kenntnis 
gesetzt, so daß eine amtliche Feststellung über den Umfang 
des Schadens nicht mehr erfolgen konnte.

Der Gemeinderat lehnt das Gesuch des p. Goedert ab, 
ermächtigt aber den Bürgermeister demselben zur Einbau- 
ung einer Stauklappe in seinem Kanalanschluß eine Bei
hülfe von 40 oll auf Titel I 77 zu gewähren.

10, (23.) Gesuch des Lehrers Fisch um Anschluß an die 
städtische Wasserleitung.

(Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski.)
Der Landwirtschaftslehrer Fisch beabsichtigt in der 

Gentringerstraße, etwa 50 Meter hinter dem Bau Kollen 
einen Neubau zu errichten und bittet die Stadtverwaltung, 
die Wasserleitung bis zu seinem Anwesen zu verlängern. 
Er erklärt sich bereit, die Verzinsung des Anlagekapitals 
mit Herrn Kollen zu zahlen und sich dem städt. Regulativ 
zu unterwerfen.

Der Eemeinderat genehmigt den Anschluß unter den 
bisher üblichen Bedingungen.
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1l. (24.) Antrag Faaß aus Pachtung eines 
Wirtschastsplatzes aus dem neuen Meßplatz. 
(Berichterstatter Beigeordneter Berkenheier.) 
Der Kommissionsbeschluß tanket:

„Restaurateur A. Maaß tn St. Franz Hat im Jahre 1909 
ein Gesuch an die Stadtverwaltung gerichtet, in welchem er 
um pachtweise Ueberlassung des Meßwirtschaf-tsplatzes auf 
die Dauer von 6 Jahren ersucht. Es ist ihm hierauf geant
wortet worden, Haß feinem Gesuch« erst nach Fertigstellung 
des neuen Meß- und Marktplatzes näher getreten werden 
kann. Der Vorsitzende teilt mit, daß tn früheren Jahren 
bet der Verpachtung des Wirtschastsplatzes 11—1500 M er
zielt worden sind.

Die Kommission beschließt, Herrn Faaß einen Platz von 
1000 gw Größe zur Aufstellung seines Wirtschaftszeltes auf 
der Herbstmesse auf die Dauer von 3 Jahren Mm jährlichen 
Pachtpreise von 1500 M. zu überlassen, behält sich aber vor, 
eine weitere Konzession zu vergeben."

Anschließend an «den Kommtssionsbericht teilt Bericht
erstatter mit, daß Herr Faaß die Bedingungen der Kommis
sion nicht akzeptiert habe, hingegen habe er sich bereit er
klärt, für einen Wirtschaftsplatz für die Dauer der Herbst
messe jährlich 2000 Ul zu zahlen unter folgenden Bedingun
gen

1. Der Platz soll ihm «auf sechs Jahre konkurrenzlos 
überlassen werden.

2. Solle für die Dauer des «Vertrages keinem Vereine 
stadt. «Gelände zur Abhaltung einer «größeren Festlichkeit 
ubrlassen werden.

3. Solle die Stadt vom 1. 5. jeden« Jahres ab keinerlei 
Schaustellungen, Fahrgefchäfte «etc. außer Eircus und Mena
gerie auf städt. Gelände «mehr zulassen.

4. «Endlich solle kein weiteres Vergniigungslokal in der 
Nähe des Meßplatzes konzessioniert werden.

Der Eemeinderat beschließt nach langer Debatte die 
Angelegenheit nochmals an dir II. und III. Kommission 
zu verweisen, da die Bedingungen, so wie sie gestellt seien, 
eine starke Beschränkung der Befugnisse der Verwaltung 
bzw. des Gemeinderats bedeuten.

12. Der Antrag des Mitgliedes Eoedert auf Bewilli
gung von Vertretungskosten an die Lehrerin Jost wird vom 
Antragsteller zurückgezogen, weil der Lehrer Hees sich in
zwischen gesund gemeldet und seinen Schuldienst wieder 
übernommen hat.

Mitglied Frank Heinrich beschwert sich darüber «daß 
dem Ansteigerer des «Bauplatzes 6 im Baublock 40 statt 
3,17 Ar wie der Gemeinderat beschlossen hatte, 3,62 Ar abge
treten worden sind. Er bittet um Aufklärung, weil der 
anstoßende Bauplatz dadurch geschädigt und minderwertig 
geworden ist.

«Mitglied Cailloux bittet die Verwaltung, für die Rei- 
mgung des Depenherdgrabens neben den Fandel'schen Häu
sern Sorge zu tragen.

Der Vorsitzende erklärt, daß der Hauseigentümer be
reits aufgefordert sei bis 15. Mai d. Js. Remedur zu 
schaffen.

Schluß der Sitzung 6Z Uhr. > .



Kericht
über die

Gemrinderatsschung vom 6. Juni 1910,
WcrcHrnitLcrgs 3 Mbu.

Anwesend unter dem Vorsitze des Beigeordneten Wal- 
kowinski in Vertretung dies beurlaubten Bürgermeisters 
Voehm die Beigeordneten Berkenheier und Haas sowie die 
Mitglieder Cailloux, Lhristi-an, Dsnz, Joh. Franck, Fran- 
ecis, Eoedert, Dr. Kuborn, Müller, Nouviaire, Reuter, 
Richard, Röchling, Roth, Salvmon, Schlitz, Steimetz, Wehr- 
niann' und Zimmer.

Entschuldigt: Mitglied Dr. Medernach.
Abwesend: die Mitglieder Pfanfchilling und Kein. 

Frank (letzterer erscheint später.)
Schriftführer: Mitglied Franxois.
Außerdem wohnte der Obersekretär Klam der Sitzung 

bei.

Tagesordnung.
1. Mitteilungsen.
2. Interpellationen.
3. Abrechnung mit der Kaiser!. Fortifikation über den 

Bau des Blockhauses an der Moselbrücke, linkes 
Moselufer.

l. Ausbau der Graf Heinrich Straße.
5. Antrag der vereinigten Schreinermeister auf Zulas

sung zur Abgabe einer gemeinsamen Offerte 
auf die Schreinerarbeiten des Eymnasium-Neubaues.

6. Vergebung der elektrischen Anlagen für den Gymna
sium-Neubau in engerer Submission.

7. Antrag der Eisenbahn-Bau- und Betriebs-Eesellschaft 
Bering u. Maechter auf Genehmigung zur Anlage 
eines provisorischen Gleises in dem altenMonhofener 
Weg.

8. Abrechnung über die ausgeführtem Rohrleitungen für 
das Grundwasserwerk.

9. GÄändeveräußerung.
10. Niederschlagung unbmtr,erblicher Forderungen und 

Hundesteuern.
11. Verkauf bezw. Tausch eines Grundstückes in der 

„jonction droite" auf der Moselinsel au die Eisen
bahnverwaltung.

12. Gesuch des Vereins für Gesundheitspflege um Nieder
schlagung des geschuldeten Wassergeldes.

13. Beitritt der Stadt zum gemeinnützigen Bauverein, 
bezw. Uebernahme von Zinpgarantien für denselben.

14. Gesuch betr. Veranstaltung von Flugversuchen in 
Diedenhofen.

15. Wahl von Hilfs-Eemeindewaisenräten.
16. Trennung der Arbeitsnachweisstelle vom Standes

amt.
17. Antrag Eoedert betr. Aufhebung des Oktrois auf 

Futtermittel für Gentringen.
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung mit der Anfrage, 

ob gegen dir Fassung der Sitzungsprotokolle vom 2. und 9.

Mai, welche den GemeinderatsmitZlliedern gedruckt zuge- 
fandt worden sind, Einwendungen erhoben werden. Da sich 
niemand zum Wort meldet, erklärt der Borsitzendie die Pro
tokolle für angenommen.

Der Vorsitzende bittet sodann, auf die heutige Tages
ordnung noch einen dringlichen Punkt setzen zu dürfen, und 
zwar „Vorschlag auf Aenderung des Meßplatzes." Es erhebt 
sich kein Widerspruch.

I. Mitteilungen.

:i) Der Vorsitzende teilt mit, Latz am 26. Mai cr. der 
Herr Geheim. Kommerzienrat Carl Röchling — Gründer 
der Röchling'schen Eisenwerke Carlshütte-Diedenhosen — 
gestorben und dadurch, das Eemeinderatsmitglied Rob. Röch
ling in tiefe Trauer versetzt worden ssei und kondoliert dem 
anwesenden Herrn Röchling und seiner hochachtbaren Fami
lie im Namen des Gemeinderats.

Herr Röchling dankt für die erwiesene Beileidsbezeugung.
b)Der Verleger der Lothringer Nachrichten, Hans 

Hupfer, teilt der Stadtverwaltung auf ihre diesbezügliche 
Anfrage mit, Latz die Herausgabe des Diedenhofener Adreß
buches im Monat Juli d. I. erfolgen wird.

c-)Von der Ober-Postdirektion Metz wird der Stadtver
waltung mitgeteilt, daß die Postagentur St. Franz von jetzt 
ab die Bezeichnung „Diedenhofen-St.-Franz" führen wird.

ck) Dem Ersuchen der Stadtverwaltung entsprechend, 
haben die Herren Kommandeure dier beiden hier garniso- 
nierenden Regimenter, die Teilnahme ihrer Kapellen an 
den öffentlichen Konzerten auf der Lrauser Promenade be
reitwilligst zugesagt. Auch die Philharmonischte Gesellschaft 
sowie der Verein Frohsinn, sagten ihre Mitwirkung zu.

Der Vorsitzende spricht den Beteiligten für dieses Ent
gegenkommen öffentlichen Dank aus.

o) Ueber die Mehrfläche zum Bauplatz im Baublock 40 
teilt der Vorsitzende mit, daß dieselbe auf Ansuchen des Käu
fers dieses Bauplatzes und mit Genehmigung des Vürgsr- 
'Meisters Voehm abgetreten worden sei.

Der Gemeinderat erklärt hierzu, daß er in Zukunft 
über solche Veränderungen vorher gehört werden solle.

k) Der Vorsitzende teilt mit, daß er mit den Vertretern 
-der hiesigen Presse bezüglich der Namensangabe in den 
Zeitungsberichten Rücksprache gehabt, und daß diese ihm er
klärt haben, den Verhandlungen lieber nicht bsizuwohnen, 
als in ihren Berichten beschränkt zu werden.

Nach längerer Diskussion, in welcher die Gründe für 
und gegen die Bekanntgabe der Namen der Redner erläu
tert worden sind, einigte man sich dahin, der Presse in ihrer 
Berichterstattung volle Freiheit zu lassen, um so mehr, als 
der Gemeinderat damit einverstanden, daß die Sitzungen 
öffentlich sind. Ein Antrag, die Angelegenheit einer Kom
mission zur Begutachtung zu überweisen, und nach der Vllr- 
germeisterwahl wieder zur Verhandlung zu bringen, wird 
abgelehnt.

ufBezüglich des Waldweges, genannt „Kreuzbergweg", 
welcher am Fuße der Feste Ober-Gentringen vorbeiführt 
und dem Militärfiskus gehört, teilt der Vorsitzende mit, 
Laß in der Verhandlung der Kommission für die Abschätzung 
der weiteren vom Militärfiskus geforderten Flächen des 
stöbt. Waldes vom 1. Oktober 1900 wie folgt entschieden 
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ist: 2) „Die vorhandenen Wege werter als öffentliche zu 
belassen oder im Falle der Verlegung für den Verkehr zu 
öffnen."

Mitgliede Eoedert frägt sodann -an, ob die Stadt bei 
Auferlegung der Rayonbeschränkung-en der Feste Ober- 
Gentringen für den Teil des Gemeindemalds, welcher in den 
I. Rayon zu liegen kommt, Einwendungen erhoben hat und 
ob die Stadt gedenkt, für den durch diese Beschränkung ein
getretenen Minderwert eine entsprechende Entschädigung zu 
beantragen.

Beigeordneter Berkenheier erwidert, daß der Stadtver
waltung durch Schreiben der Kommandatur vom 2. 12. 1909 
— No. 1998 — bezüglich des Waldes die Absicherung ge
geben worden ist, daß die Aufforstung desselben im I. und 
lII. Rayon auch nach Festlegung der Rayongrenze ohne 
Genehmigung der Kommandantur erfolgen kann, demzu
folge ein Schaden nicht entstehen wird.

Was das Grundstück b-ezw. das Wasserreservoir im Kan
ton Hoslach anbelangt, so hat die Stadt Anspruch auf Ent
schädigung erhoben, welcher abev fallen gelassen werden soll, 
wenn der Militärfiskus die Garantie gewährleistet, daß 
Beschränkungen für eine evtl. Vergrößerung des Wasserre
servoirs der Stadt nicht auferlegt werden.

Für den im I. Rayon gelegenen Gentringer Friodhof 
kann nach Z 34 2 des Gesetzes vom 21. 12. 1871 ein Entschädi
gungsanspruch nicht gestellt werden. Von mehreren Mit
gliedern werden die Wahrung der Rechte der Stadt, eventl. 
durch Abschließung eines Vertrages gefordert. Schließlich 
wird beantragt, in dieser Angelegenheit das Gutachten 
eines Juristen einzuholen.

Dieser letzte Antrag wird bei der Abstimmung mit 
Stimmenmehrheit abgelehnt.

ll) Herr Reuter, Er-werber des Villenbauplatzes C I im 
Baublock 2 an der Metzerstraße, bittet ihm nur 2V Meter 
Front anstatt 22, wie im Gemeinderatsbeschluß vom 2. Mai 
d. Js. anzugeben, abzutreten. Er bemerkt, daß in seinem 
Angebot eine bestimmte Frontlänge nicht angegeben war.

Der Eemeinderat beschließt nach Antrag.
1) In einem Bericht des Bürgermeisters von Hayingen, 

betreffend die SchlachthausvishMärkte, wird behauptet, daß 
bei den Bestrebungen der Stadt Diedenhofen, zur Erhaltung 
ihrer Schlachtviehmärkte auch! ein persönliches Interesse des 
Beigeordneten Walkowinski im Spiele sei.

Der Eemeinderat weist diesen Vorwurs gegen den Bei
geordneten Walkowinski zurück und stellt fest, daß letzterer 
in der fraglichen Angelegenheit im Auftrage -des Gemeinde- 
rats gehandelt und lediglich! nur die Interessen der Stadt 
gewahrt hat. Der Gemeinderat spricht ferner die Erwar
tung aus, daß die bis setzt für die Abhaltung der Sch-lacht- 
vi-ehmärkte in Diedenhofen bestimmten Tage — Dienstag 
und Freitag — unbedingt beibehalten bleiben und daß die 
Regierung der Gemeinde Hayingen für die gleichen Märkte 
andere Tage vorschreibt.

j) Die V-ermessu-ngsakten über das Gemcindegebiet von 
Diedenhofstn, von welcher in allernächster Zeit ein -Bebau
ungsplan aufgestellt werden soll, sind der Stadt durch den 
Direktor der direkten Steuern zum Zwecke der genauen Kar- 
tierung des in Frage kommenden Geländes leihweise zur 
Verfügung gestellt worden.

Nach dem Bericht des Stadtgeom-eters soll diese Ka-r- 
tierungsarbeit ca. 3 Monate in Anspruch nehmen, sofern ein 
gewandter Kartierer ununterbrochen an dieser Arbeit blei
ben kann. Der Stadtgeometer berichtet, daß er selbst durch 
die laufenden Arbeiten behindert sei, diese Kartierung ord
nungsgemäß durchzuführ-en und bittet, den Vermessungs

techniker Haunz, welcher einen Teil der zu kartierenden 
Fluren selbst aufzumessen hat, für die Zeit vom 15. 6. bis 
1. 10. d. I. gegen -eine -monatliche Entschädigung von 150 4l 
einzustellen.

Der Vorsitzede ersucht den Gemeinderat, über den An
trag zu beraten und eventl. den nötigen Kredit zu bewilli
gen.

In der Debatte wurde die Ansicht vertraten, daß es 
dem Stadtgeometer -möglich sein müsse, diese Kartieru-ngs- 
arbeiten selbst auszuführen. Die Vorübergehende Einstellung 
eines Vermessungstechniksrs erscheine nicht begründet.

Nachdem ein Mitglied Air Bewilligung des Kredits von 
500 -ll zur Kartierung dieses Bebauungsplanes beantragt 
hatte, erhebt Mitglied Müller Einspruch gegen eine Be
schlußfassung über diesen Gegenstand, weil derselbe nicht 
auf der Tagesordnung stehe.

b) Beigeordneter Berkenheier ist von der General-Ver
sammlung des Elsaß-Lothringischsn Verbandes für Armen
pflege und Wohltätigkeit zu-m Mitglied des Eentralau-s- 
schusses einstimmig gewählt worden und hat die Wahl als 
Vertreter der Stadt angenommen^

I) Der Deutsch-Französische Wirt-schaftsverein teilt in 
-einem an -seine Mitglieder gerichteten vertraulichen Rund
schreiben -mit, daß die Fassung des seit Lrem 1. 4. d. -I. in 
Kraft befindlichen neuen französischen Zolltarifs in -einer 
Reihe von Punkten zu Zweiföln und Meinungsverschieden
heiten -Anlaß gibt und daß -auf -diplomatischem Wege dahin 
gewirkt wird, daß in diesen Punkten der beanstandeten 
Anwendung des Zolltarifs Einhalt getan werd-e. Von den 
Akten können Interessenten auf dem Bürgermeisteramt 
Kenntnis nehmen.

in) Seit dem 1. -Mai -d. I. sind auf Veranlassung des 
Deutsch-Französischen Wirtscha-ftsiversins zwei -D-Züge mit 
Speisewagen zwischen Paris und Frankfurt eingeführt 
worden.

n) Zwischen der Militär-Intendantur des XVI. Armee- 
Corps und der Stadtverwaltung ist wegen der weiteren Un
terhaltung -des von der Stadt -erbauten und der Militär
behörde im Jahre 1902 zur Unterbringung der Ka-mmer- 
bestände -auf 4—5 Jahre zur Verfügung gestellten -Holz
schuppens -eine Meinungsverschiedenheit ausgetreten.

Dir Stadtverwaltung weigert sich, die unlängst auf An
ordnung der Garnison-Verwaltung ausgeführt-e Reparatur- 
arbeiten an diesem Schuppen zu zahlen und stützt sich darauf, 
-daß -ihre Verbindlichkeiten aus der Vereinbarung vom 
Jahre 1902 abgelaufen und- der Schuppen ihr schon längst 
zur-ückzugrben sei.

Die Intendantur steht zwar nach wie vor auf -dem 
Standpunkte, daß die Unterhaltung der Kam-merb-aracke 
rechtlich- von ihr nicht gefordert Erden kann, ist aber bereit, 
aus Billig-keitsgründen die Genehmigung des Kriegsmini- 
steriu-ms zur nunmehrigen Uebernahme der Unterhaltungs
kosten nachzu suchen. Dies kann -aber -nur unter der Bedin
gung geschehen, daß die Stadt ausdrücklich der Militärver
waltung -das Recht zu-erkennt, die Kammer-baracke bis zur 
Fertigstellung des Kasernements für 1 Bataillon Infanterie 
unentgeltlich zu benutzen.

Der Eemeinderat schließt sich dem von der Stadtverwal
tung vertretenen Standpunkt an, beschließt jedoch auf Vor
schlag des Vorsitzenden, der Militärverwaltung den fragt. 
Schuppen bis zur Fertigstellung des Neubaues für -iin Ba
taillon Infanterie unter der Bedingung unentgeltlich noch 
weiter zu üb-erlassen, daß die -Militär-verMaltung den 
Schuppen in stets gutem Zustande unterhält und denselben 
der Stadt spätestens am 1. April 1913 zurückgiebt.



o) Zu der am 12. Juni stattfindenden Fahnenweihe 
des Landwehrvereins Beauregard 'ladet der Vorstand die 
Stadtverwaltung und den Gemeinderat ein. Beigeordneter 
Haas wird mit der Vertretung der Stadt betraut.

p) Der Schützenverein bittet die Stadtverwaltung um 
Stiftung eines Ehrenpreises zu döm Feste feines 25 jährigen 
Bestehens.

Der Gemeinderat erklärt in Anbetracht, daß er dem 
Verein den Meßplatz gegen eine kleine Entschädigung sowie 
auch die Einnahmen der Budenbesitzer 500—000 M über
läßt, auf feinem letzten Beschluß vom 9. Mai d. Js. zu be
harren.

<>) Das Magdeburgische Dragonerregiment Nr. 6, wel
ches von 1884 bis 1905 hier in Garnison stand, feiert um 
3., 4. und 5. Juli d. I. sein Svjähriges Regimentsjubiläum. 
In dankbarer Erinnerung an die guten Beziehungen, die 
das Regiment mit der Bürgerschaft und insbesondere mit 
der Stadtverwaltung gehabt hat, ladet das Regiment den 
Bürgermeister ein, un dieser Feier teilzunehmen.

Der Gemeinderat beschließt, die Einladung anzunehmen 
und wählt als Abgeordnete der Stadt Diedenhofen Beige
ordneter Walkowinski und die Mitglieder Zimmer und 
Reuter, deren Söhne beim Regiment als Einjährige dien
ten. Die gewählten Herren nehmen die Wahl an. Die HH. 
Zimmer und Reuter erklärten, ihre Reisekosten aus eigenen 
Mitteln' zu Leftreiten.

i)Veigeordn. Verkenheier teilt mit, daß er Hrn. Faaß 
Kenntnis gegeben habe von der Stimmung des Gemeinde
rats betr. seinen Antrag, mit der Witte um Erwiderung, ob 
er seine gestellten, Bedingungen mit der Meinung des Ee- 
meinderats in Einklang bringen wolle. Die Antwort des 
Herrn Faaß sei jedoch wenig entgegenkommend, so daß er 
dem Besitzer der Kaiserhalls erwidern mußte, daß von weite
ren Verhandlungen abgesehen werden müsse, du sowohl 
Form wie Inhalt d>es Schreibens der Stadtverwaltung die 
lleberzeugung beigebracht hübe, daß eine Einigung nicht zu 
erzielen sei!

Nachdem der Gemeinderat Kenntnis vom Faaß'schen 
Schreiben erhalten, erklärt derselbe sich mit dem Vor
gehen der Verwaltung einverstanden, damit ist das Ge
such Faaß abgelehnt.

k) Der Beigeordnete Haas beantragt, der Witwe des 
hier verstorbenen Amtsgerichtssekretärs Oskar Kuntze für 
ihre zwei Töchter Eerta und Dorn, welche die städt. höhere 
Mädchenschule besuchen, je eine Freistelle und zwar auf die 
Dauer von 3 Jahren vom 1. 4. d. I. ab zu bewilligen.

Gegen den Antrag werden Einwendunge nicht er
hoben.

t) Mitglied Zimmer gibt bekannt, daß die Akten, betr. 
^ntschtalbahn pzs BezirksprsisidiumMetz zur Abhaltung 
ves Vorunterfuchungsverfahrens abgesandt worden sind. 
Vom Ministerium sei ihm ferner mitgeteilt worden, baß 
unt dem Vahnbau noch in diesem Jahre begonnen wird.

2. Interpellationen:
I. Mitglied Schlitz interpelliert darüber, warum die I. 

Kommission noch nicht mit dem Projekt zur Errichtung 
eines Waschhauses in St. Franz beschäftigt worden sei. Der 
Vorsitzende erwidert, daß wegen anderweitiger dringender 
Arbeiten noch nicht möglich war, ein bezügliches Projekt 
ausarbeiten zu lassen, kleb eigens sei die Frage auch' noch 
nicht spruchreif, da die Stadtverwaltung und mehrere Ee- 
meinderatsMitglieder der Ansicht seien, daß von der Herstel
lung von Waschhäuser für einzelne Vororte abgesehen und 
die Erbauung einer Wasch- und Badeanstalt für die ganze 
Gemeinde in Aussicht genommen werden soll.

II. Mitglied Müller wollte interpellieren über Beleidi
gung mehrerer Ermeinderatsmitglieder durch einen städt. 
Beamten. Interpellant ist damit einverstanden, daß hier
über am Schlüsse der Tagesordnung in nicht öffentlicher 
Sitzung verhandelt werde.

3. Abrechnung mit der Kais. Fortisikation, über 
den Bau des Blockhauses an der Moselbrücke, 

linkes User.
(Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski.)
Der Berichterstatter teilt mit, daß s. Z. das unter dem 

Moselwall gelegene Drückentor an seiner Stelle erhalten 
und durch die MilitärVerwaltung umgebaut werden sollte. 
Das Brückentor war daher durch Vertrag vom 29. 1. 02 
auch nicht mit dem übrigen Teil des Moselwalles an die 
Stadt abgetreten worden. Auf Betreiben der Stadtverwal
tung, zur Freilegung des Einganges in die Stadt, hat sich 
die Militärverwaltung dann mit der Beseitigung des Brük- 
kentores, gegen Ersatz durch ein neben der Moselbrücke von 
der Fortisikation zu erbauendes Blockhaus, einverstanden 
erklärt. Die Stadt mußte sich aber durch Vertrag vom 8. 
8. 03 verpflichten, alle durch den Neubau eines Blockhauses 
neben der Moselbrücke etwa entstehenden Mehrkosten, welche 
bis zu 10 000 bemessen wurden, zu tragen. Der Fortifi- 
kation, welche mit dem Umbau des Brückentores bereits be
gonnen hatte, standen zum Bau des Blockhauses nur noch 
17 138 -N 14 Z zur Verfügung.

Nach der von der Fortifikation aufgestellten Abrechnung 
über den Bau dieses Blockhauses, welch!- seitens der Stadt 
nachgeprüft, richtig gestellt und anerkannt wird, hat die 
Stadt zu diesem Bau an Mehrkosten 6556 -ll 35 Z zu zahlen. 
Es wird somit von dem durch den Gemeinderatsbeschluß vom 
1. 9. 02 genehmigten Kredit von 10000 -N eine namhafte 
Ersparnis gemacht.

Der Berichterstatter bittet den Eemeinderat, sich damit 
einverstanden zu 'erklären, daß nunmehr aus dem vorhan
denen Kredit die Zahlung der Forderung aus dem Vertrage 
vom 8. 8. 03 'in Höhe von 6556 -N 35 Z an die hiesige Kai
serliche FestuN'gsbaukasfs geleistet wird.

Der Gemeinderat -erklärt sich mit der Zahlung dieser 
Forderung einverstanden.

4. Ausbau der Gras Heinrich Straße.
(Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski.)
Der Berichterstatter führte aus, daß bereits in der 

Gemeinderatssitzung vom 3. 1. 10 der Antrag auf Ausbau 
der Graf Heinrichstraße bei Gelegenheit der Genehmigung 
zur Herstellung der Hildegardstraße gestellt und der Antrag 
zur Vorlage eines Kostenanschlages und Berichtes an die l. 
Kommission verwiesen worden ist. Des weiteren wurde 
mitgeteilt, daß auch von den Anwohnern an der Graf Hein
richstraße wiederholt berechtigte Klagen über den unhalt
baren Zustand dieser Straße eingegangen sind und der Aus
bau derselben dringend gefordert wurde. Bis zum Herbst 
wird das neue Gymnasium im Rohbau fertig und der Neu
bau Lust erstellt fein, so daß der Ausbau der fragl. Straße 
auch schon deshalb ein dringendes Bedürfnis wird.

An der Hand des vom Stadtbaumeister vorgelegten 
Planes wird eine Erläuterung über die projektierte Aus
führung und über den Kostenanschlag gegeben. Bei einer 
Straßenbreite von 15 in, wovon auf die Fahrbahn 10 in 
und je 2,50 in auf die Trottoire kommen sollen, belaufen sich 
die Kosten auf 11 300 M. Die Kosten setzen sich wie folgt 

"zusammen:
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I. Str-aßenbauarLeiten 7300 -N, II. Kanalbauarbeiten 
3300 oll, III. Wafserleitungsar-b-eiten 700 Ul.

Die I, Kommission ist jedoch der Ansicht. daß -di-e Graf 
Hbinrichstraß-e eine Fuhrweriks-Berkehrsstraßr nicht werden, 
vielmehr lediglich dem Personen «und Schülerverkehr dienen 
wird. Es wird daher für die Fahrbahn eine Breite von 
8 in und eine solche für die Tottoirr von je 3,50 nr vorge
schlagen. Durch diese Maßnahme werden sich auch die 
Kasten «um 500 -N ermäßigen.

Die I. Kommission erkennt die Notwendigkeit des Aus
baues der Graf Heinrich-straße an und beantragt die Aus
führung dieser Straße nach dem Kommissionsvorschlag zu 
genehmigen und die Mittel in Höhe von 10 800 Ul zu be
willigen.

Der Eemeinderat beschließt dem Anträge gemäß den 
Ausbau der genannten Straße und bewilligt hierfür einen 
Kredit von 10 800 -1l.

5. Antrag der vereinigten Schreinermeister auf 
Zulassung zur Abgabe einer gemeinsamen Offerte 
aus die Schreinerarbeiten des Gymnasium Neubaues.

Der Vorstand der Schreinerinnung hierselbst bittet in 
einem Gesuch an den Eemeinderat, daß sie sich bei B-er
gebung der Schreinerarbeiten zum Neubau des Gymnasiums 
gemeinschaftlich durch Abgabe seiner Offerte beteiligen dür
fen. Die I. Kommission befürwortet den Antrag.

Der Eemeinderat hat gegen den Antrag nichts zu er
innern, und ist -mit der Zulassung einverstanden. Im Falle 
der Verein bei -der öffentlichen Vergebung Mind-eftfordern- 
der bleiben sollte, hat derselbe einen Bevollmächtigten zu 
ernennen, der sowohl zur -sventu-sllen Unterzeichnung des 
Vertrages, als -auch zur Inempfangnahme der Geldbeträge 
«allein berechtigt ist, und der -andererseits «aber auch mit der 
Stadtverwaltung alle Verhandlungen bezüglich der Aus
führung der Arbeiten zu pflegen hat. Ferner soll der Be
vollmächtigte allein für die Hinterlegung der Kaution sowie 
für die Güte und pünkliche Ausführung der Arbeiten haft
bar sein.

6. Vergebung der elektr. Anlagen für den Gymnasium- 
Neubau in engerer Submission.

(Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski.)
Der Bericht der Baukommission lautet:
„Die Gipser-arbeiten für das neue Gymnasium sollen 

demnächst in Angriff genommen werden. Es ist daher not
wendig, daß die Leitungen für die elektrischen Anlagen, 
welche verdeckt zu liegen kommen, alsbald zur B-erlegung 
gelangen. Es empfiehlt sich, nur die hiesigen Firmen zur 
Submission zuzulassen, da einerseits genügend Spe-zialfirmen 
am Platze sind, «andererseits aber bei einer allgemeinen 
Submission die Teilnehmerzahl zu groß -würde und bei der 
Menge und Berschiedenartigkeit der -einlaufenden Projekte 
es nicht möglich ist, das Material entsprechend zu prüfen und 
Entscheidung zu -treffen.

Die I. Kommission schlägt dem Gemrinderat vor „ent- 
sprechung dem Anträge der Verwaltung die engere Submis
sion für die Vergebung der -elektrischen Beleuchtungsanlage 
zu genehmigen."

(Mitglied Christian verläßt den Sitzungs-Saal.)
In der Debatte wurden von einer Seite Bedenken ge

tragen, daß bei der Vergebung der elektr. Anlagen in enge
rer Submission nur die hiesigen Firmen zug-elassen werden 

sollen. Bon anderer Seite wurde dir «Annahme des Kom- 
! missionsv-orschla-ges befürwortet. «Ein «Mitglied beantragt 

namentliche Abstimmung, welcher -Antrag jedoch nicht die 
Stimmenmehrheit fand. Der Vorsitzende «läßt sodann über 
den Kommissionsvorschlag- -abstimmen. Es stimmten 10 für 
und 10 gegen die Annahme. Der Vorsitzende, welcher für 
die Anahme des Kommissionsantrages gestimmt hatte, gab 
den Ausschlag.

Auf Wunsch werden die Namen der Mitglieder, welche 
-gegen den Kommissionsvorschlag gestimmt haben, fest-gestellt. 
Es sind dieses die Herren'

Haas, Denz, Franc-ois, Heinr. Frank, Goedert, Nou- 
viaire, Reuter, Röchling, Sal-omon «und Wehrm-ann.

7. Antrag der Eisenbahn-Bau- und Betriebsgesell- 
schast Bering u. Waechter auf Genehmigung zur 
Verlegung eines provisorischen Geleises in dem 

alten Monhosener Weg.
(Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski.)
Zwecks Anfuhr von Baumaterialien und A-uffüllbo-den 

beabsichtigt die KleinbahngL-s-ellschaft Bering u. Waechter im 
Anschluß «an das Hauptgeleiie ein provisorisches Geleise im 
-alten Monhofener Weg zu verlegen, welches voraussichtlich 
aus die Dauer von drei Fahren belassen werden -soll.

Die I. Kommission hat -gegen die Genehmigung dieses 
Antrages Einwendungen nicht zu erheben, sofern das Geleise 
zur Anfuhr von Boden für Auffüllung von Terrains b-ezw. 
von Baumaterialien für Herstellung von Neubauten in 
der Umgebung -des «Monhofsn-er Weges benutzt wird. Die 
«Genehmigung soll jedoch versagt werden, wenn die Anlage 
von Materi-aliLnd-epots- -geplant ist. -Im übrigen soll die- Ge- 
ne-h-migun-g nur «auf j-ed-erzei-tigen -Widerruf und zu den Be
dingungen -wie bei d-sn- Hauptstrecken erteilt werden.

Nach einer lebhaften Debatte wurden vom Gemeinde- 
rat an die Genehmigung folgende Bedingungen geknüpft r

1. Die Erlaubnis wird nur -auf jederzeitigen Widerruf 
erteilt.

2. Dir Gesellschaft hat das im Bau-banring -einschl. 
Straßenkreuzungen nach Nied-er-Gen-tringen und Briguerie 
liegende Vignolschien-eng-eleise durch -ein RilleNs-chienen- 
gelsise zu -ersetzen.

3. Das Geleise im alten Monhosener Weg ist in Rasen- 
b-ankst zu -legen.

4. Dir Geleisanlage und der Betrieb -auf derselben im 
-alten Monhorenrr Weg, darf -den Personen- und Fuhrwerks- 
verkehr nicht behindern.

5. Die Gesellschaft Bering u. Waechter bleibt -allein für 
-alle Entschä-dig-ungs-ansprüche verantwortlich, welche -aus 
Unfällen -durch das Geleise oder den Betrieb -auf demselben 
unmittelbar oder mittelbar hergel-ri-tet werden könnten.

6. Für den Schaden b-ei Benutzung städtischer Gras- 
nuhungrn hat die Gesellschaft aufzukommen.

7. Die -Gesellschaft darf weder direkt noch- «indirekt Lie
ferant sein, -ausgenommen bei Lieferungen- für die Stadt.

8. Im Gemein-degebist von Diedenh-of-en darf die Gesell
schaft keine Kiesgruben -an«leg-sn oder Boden-auss-chachtungen 
vornehmen.

9. Die Gesellschaft verpflichtet sich, das zum Ausbau der 
Verlängerung der Parkstr-aß-e bis Eisen-bahndamm benö
tigte Auffüllmaterial zu liefern zum Preise von 70 Z pro 
edm -an Ort und Berwend-ungsstelle gemessen. Das Auf- 
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füllmateri-al darf innerhalb des Eem-eindegebiets nicht ge
wonnen werden. Ausgenommen sind die Schlacke-nhalden 
der C-arlshüttr.

10. Für die Benutzung städtischen Geländes hat die Ge
sellschaft eine Anerkennungs-gebühr von 50 4t jährlich am 1. 
April, das erstemal sofort nach Aushändigung der Genehmi
gung, an die Sta-dtkassr zu zahlen.

8. Abrechnung der durch den Unternehmer Caro 
ausgesührten Wasserleitungsarbeiten für das 

Grundwasserwerk.
Die von Caro -ein gereichte Abrechnung, welche bauamt- 

lich geprüft ist, liegt vor. Vor Auszahlung des Restguth-a- 
bens wird die Entscheidung notwendig, ob- dem Unternehmer 
ein Abzug gemäß 8 3 der besonderen Bedingungen für ver
spätete Fertigstellung der gen. Arbeiten zu machen fei.

Gleichzeitig ist von p. Caro ein Gesuch eingereicht wor
den um Bewilligung eines Zuschusses von 2000 4t für den 
bdi der Ausführung fragt. Arbeiten gehabten Verlust. -Er 
begründet das Gesuch mit den Wi-tterungs- und Hochwasser
verhältnissen des letzten Winters, welche ihn an der recht
zeitigen Fertigstellung der Arbeiten hinderten und ihm 
Mehrleistungen durch öfteres Wiederholen der Aus- 
fchachtungsarbrite-n für die Rohrgräben verursachten. 
Ferner Haben sich in Monhofen beim Ausheben der Rchrgrä- 
ben Wasserqu-ellen gezeigt, womit bei der Vergebung nicht 
gerechnet werden konnte.

Obschon von der I. Kommission nicht verkannt wird, 
daß die Arbeiten unter den schwierigsten Verhältnissen be- 
werkstUligt wurden, so glaubt dieselbe, dem Gemeinderat 
die Genehmigung eines Zuschusses doch! nicht empfehlen zu 
können, da leicht-ei-n -Präz-sdenzfall geschaffen wird, der unan
genehme Folgen zeitigen könnte. Die Kommission überläßt 
die Entscheidung dem Gemeinderat.

Dagegen wird dem Eemeinderat vvrgeschlagen, von einer 
Konventionalstrafe aus dem vorliegenden Vertragsverhält
nis mit Rücksicht auf die vorstehend geschilderten und! zu
treffenden Verhältnisse abzusehen.

Ein weiterer Antrag Caro, ihm einen verauslagten 
Betrag von 30 4t für gezahlten Flurschaden an den Ackerer 
Hary in Oberjeutz, anläßlich! der Durchführung der Wasser
leitung nach demSchwerberg Äsi-Oberj-eutz, zurückzuerstatten, 
wird von der I. Kommission zur Annahme empfohlen.

Der Eemeinderat lehnt den beantragten Zuschuß von 
2000 -st ab, erklärt sich aber damit einverstanden, daß von 
der Einziehung der Konventionalstrafe Abstand und der 
Flurschaden von 3V 4t auf den Credit für Verlegung der 
Rohrleitungen genommen wird.

9. Geländeveräußerung.
Der Geschäftsagent Herr Oppenheim bittet zur Her

stellung seines Neubaues in der Kaiser Wilhelm II Prome
nade, neben dem Neubau Noirez, um käufliche Usb-erlassung 
eines Geländestreifens von 1 Meter. Dir Frontlänge fein-es 
Grundstückes beträgt z. Z. 15 Meter und verbliebe für den 
Eckbauplatz eine Frontlänge in der Kaiser Wilhelm II 
Promenade von 17 Meter. Die Abtretung müßte auf Rech
nung des Eckbauplatzes erfolgen, welcher danach nur noch 
l6 Meter Front behält. Der Stadtbaumeister gibt -an 
Hand eines vom Stadtbau,amt angefertigten Grundrisses 
für den Eckbauplatz die nötigen Erläuterungen, wonach die 
Bebauung desselben durch die frag!. Abtretung nur unwe
sentlich beeinträchtigt wird. Nachdem von einem Mitglieds 
einige Anregungen für den Eckbauplatz gegeben wurden, be

schließt die Kommission einstimmig dem Gesuche zuzustimmen 
und dem Eemeinderat vorzusch-la-gen: die käufliche Ueber- 
l-afsung des GeländLstreifens -auf -eine Bautiefe von 12 Meter 
zum Preise von 12 Mark pro gm zu genehmigen -und zwar 
mit der Bedingung, daß der Hof des Herrn Oppenheim an 
den Bauplatz der Stadt anschließt. Der Verkauf soll jedoch 
erst dann rechtsgültig werden, wenn der TauschbertraZ 
zwischen -Stadt und der ev-angel. Kirchengemeinde von den 
in Betracht kommenden Behörden genehmig! ist.

Der Eemeinderat beschließt im Sinne der Kommission 
-an Hern Oppenheim den Streifen Gelände von 1 Meter 
Vteite und- 12 Meter Tiefe zum Preise von 12 4 t pro <zm 
abzutreten.

10. Niederschlagung unbeitreiblicher Forderungen 
und Hundesteuern.

Der Stadtrechn-er legt drei Verzeichnisse über unbei- 
treibliche Eemeindesinn-ah-Men sowie zwei Verzeichnisse 
über unbeitreibliche Steuern vor und beantragt Nieder
schlagung durch den Grmeindsrat.

Die unbeitreibliche-n Einnahmen — 16 .4t rückständige 
Miete, 0,50 Wassergeld und- 22 4t Ausgaben für Tiefer
legung einer von dem Friedhofsauf-ssher Schottes in Bea-ure- 
gard nicht genügend tief beerdigten Leiche — konnten von 
dem -Schuldner Echo-ltes in Beau-regard nicht beigetrieben 
werden, weil derselbe nach- Hom-scourt (Frankreich) verzo
gen ist. Schottes besitzt jedoch- gegen die Stadt eine Lohn
forderung von 24,52 4t, welche aufgere-chn-st werden könnte, 
sodaß der Ausfall der Stadt anstelle des nie-derzuschlagenden 
Betrages von 38,50 4t nur 38,50-24,52-^13,98 4t b-etvaWn 
würde. Der Stadtrechner stellt den Antrag- auf Niederschla
gung des -gesamten -Betrages.

Dir Niederschlagung von- Schulgeld-beträgen wird -nö
tig, weil bei den -Schuldnern Karl -Weber in. Terwen — ge
schuldet -sind 57,50 4t — und Andreas Kurtz in Beau-regard 
— geschuldet sind 12 4t — sowie Ulisch in Diedenho-fen — 
-geschuldet sind 17 M — Pfand-mangel fest-gestellt worden 
ist.

Die -unbeitrriblichsn Steuern und zwar 126 4t 
-Hundesteuern sind nied-erzu-schla-gen, weil die Schuld
ner teils -ins Ausland oder unbekannt verzogen sind, 
weil dieselben zum Teil keine Pfand-objekte besaßen und in 
einem Falle weil kein Hund vorhanden war.

Der Eemeinderat wolle die sämtlichen Beträge ni-sder- 
schlaaen.

Der Gemeinderat beschließt die Niederschlagung sämt
licher Beträge nach dem Vorschlag des Berichterstatters, 
beim Friedhofsaufseher Schottes soll dessen Forderung an 
die Stadt ausgerechnet werden und demnach werden nur 
13,98 M niedergeschlagen.

11. Verkauf bezw. Tausch eines Grundstücks in der 
jonction droite an die Eisenbahnverwaltung.
Die Eisenbahn-verwaltung ist behufs Ankauf eines der 

Stadt gehörigen, in der jonction droite gelegenen Geländes 
von 52 Ar 13 am vorstellig geworden. Die Stadt hat vor 
einigen Jahren bereits in der „jonkti-on droite" -einen Ge
lände-austausch -mit -der Eisenbahn vo-rgenommen. Der An
trag hat der Bau-kommission vorg-ele-gen und h-at dieselbe be
schlossen, das Gelände zum Preise von 175 4l pro Ar unter 
der Bedingung zu veräußern, daß die Eisenbahn-verw-artung 
folgende zwei kleine Grundstücke 1) 4 Ar Gelände an der 
Grenze des Weichbildes der Stadt an dem -Wege nach Mon- 
hof-en, 2.) 16 Ar Gelände -an -dem Wege von Scheuern nach 



44

Bionhafen, an die Stadt abtritt. Das unter 2 ausgeführte 
Gelände ist Nach der Ansicht des Stadtbanmeisters für die 
Stadt von großem Wert, da dasselbe dazu dienen kann, das 
in dem oorb-eiführenden Graben stagnierende Wasser zur 
Verhütung von Verseuchung des Grundwassers zu klären. 
Es wird einerseits empfohlen, die Grundstücke durch eine 
Spezialkommiffion zu besichtigen, andererseits für das 
Grundstück in der „jonktion droite" 200 -ti pro Ar zu ver
langen. Die Kommission beschließt auf Vorschlag des Vor
sitzenden dem Eemeinderat die Annahme des Baukom- 
mifsionsbeschlusses zu empfehlen.

Während der lebhaften Debatte über diesen Punkt wird 
einerseits der Preis für zu gering befunden, da die Eisen- 
bahnoerwaltung an Private für Gelände in ähnlicher Lage 
mehr bezahlt habe, andererseits wird die Abtretung des 
von der Stadt vom Eisenbahnfiskus gepachteten Viehmarkts
platzes als Gegenleistung verlangt. Berichterstatter betont, 
daß die Verhandlungen mit der Bahnverwaltung seit län
gerer Zeit schweben und daß seinerzeit der Eemeinderat sich 
mit einem Preis von 200 M pro Ar begnügt habe; die Bau- 
kommissi-on sowie die II. und III. Kommission hätten den 
Verkauf befürwortet, nachdem sie die Ueberzeugung gewon
nen hätten, daß der angebotene Preis von 175 M plus 20 
Ar Gelände als Dreingabs, dem ursprünglich geforderten 
Preise von 200 M pro Ar nicht na-chstehe; er bitte, die Ver
handlungen, die seinerzeit persönlich und schriftlich von 
Herrn Bürgermeister Boehm begannen und dann von den 
Vertretern desselben fortgeführt worden seien, nunmehr 
auch als Basis gelten zu lassen und keinen höheren Preis zu 
verlangen, dagegen halte er die Hinzufüg-ung der Bedingung, 
daß der Vichmarktsplatz zu der fetzigen Pachtsumme der 
Stadt auf weitere 15 Jahre überlassen bliebe, für annehm
bar und befürwortet den Vorschlag des Antragstellers Herrn 
Salomcn. Nach längeren Erörterungen für und gegen die 
Veräußerung, gewinnt die Meinung die Oberhand, mit 
Rücksicht auf das gute Einvernehmen mit der Eisenbahnver
waltung, den Vorschlag der Kommission gutzuheißen.

Der Eemeinderat beschließt alsdannm it großer Majo
rität, das fragliche Gelände zu den angebotenen Bedingun
gen zu verkaufen, falls der Vieh Marktplatz der Stadt auf 
15 Jahre Nutznießung fest zugesichert wird.

12. Gesuch des Vereins für Gesundheitspflege um 
Niederschlagung des geschuldeten Wassergeldes.

In früheren Jahren hatte der Gemeinderat dem Verein 
für Gesundheitspflege jährlich 25 000 bl Wasser zum Be
triebe seiner Badeanstalt unentgeltlich zur Verfügung ge
stellt. Auf ein gleiches Gesuch im vorigen Jahre beschloß 
der Eemeinderat, da sich die finanziellen Verhältnisse des 
Vereins gebessert hatten, das Wasser in jeglicher Menge zu 
dem ermäßigten Preise von 10 Z pro c-din abzulassen. Die
ser Tage wurde nun dem Verein die Wasserrechnung im 
Betrage von 238 M zugestellt. Derselbe bittet in einem Ge
suche an den Eemeinderat, um Niederschlagung dieses Be
trages sowie um Gratisgswährung von 25 000 bl Wasser. 
Er weist in seinem Gesuchs darauf hin, daß die Anstalt eine 
Gemeinnützige sei und der Verein durch dieselbe der Stadt 
die Errichtung einer Badeanstalt erspart habe. Ferner sei 
die Anstalt nicht zu Gewinnz-wecken da. Der erzielte UeLer
schoß würde zur Herstellung einer neuen, allen nenzeitlichen 
Anforderungen entsprechenden Badeanstalt angelegt werden, 

t Auf Vorschlag des^VoMtzenden beschließt die Kommis
sion (mit 8:2 Stimmen) dem Gemeinderat vortznschlag-en, 
das Wassergeld im Betrage öNn 238 -N niederzuschlagen und 
dem Verein 25 000 10 unentgeltlich abzugebbn.

In Erwägung -der Nützlichkeit des Unternehmens er
klärt sich der Eemeinderat nach kurzer Debatte damit ein
verstanden, daß der geschuldete Betrag von 238 -ti nieder
geschlagen werde und dem Verein das Wasser zu den bis
herigen Bedingungen abzugeben; der Eemeinderat er
wartet, Laß der Verein auch ferner an Arme und Volks
schüler Eratisbäder verabreichen wird und für Arbeiter 
und Handwerker Preisermäßigungen eintreten läßt.

13. Beitritt der Stadt zum gemeinnützigen 
Bauverein bezw. Uebernahme von Zinsgarantien 

für denselben.
(Berichterstatter Beigeordneter Haas).
Mit Gesuch vom 6. Mai d. I. w-andte sich der Gemein

nützige Bau verein an die Stadt mit der Bitte, sich mit An
teilscheinen an den auch der Stadt -dienlichen Jnst-i-tutionen- 
zu beteiligen und die Zinsgarantien zu übernehmen.

Durch die Uebernahme der-Zinsg-arantir würde der Bau
verein erheblich entlastet, .er brauche in diesem Falle statt 
3?, Prozent Zinsen nur 3 Prozent Zinsen an die Darlehns- 
geber zu zahlen.

Die Uebernahme der Zins-garantie bedeute angesichts der 
bestens geprüften, sorgfältig aufgestellten Bilanz keinerlei 
Risiko für dir Stadt.

In der Sitzung vom 6. Juni -erstattete Beigeordneter 
Haas über das Gesuch Bericht und bat, die Sache vermöge 
ihrer socialen Bedeutung an die Fina-nzkommission zu üb-er- 
weissn. Der Berichterstatter -mies darauf hin, daß 
angesichts der vorgslegten Bilanzen -eine Erfahr bei 
der Uebernahme der Zins-garantien in keiner Weise vor- 
lieg-e, -daß die Stadt sich auch in rechtlicher Hinsicht vollkom
men zu decken vermöge.

Diesen Darlegungen trat der -Gsmei-nderat nicht bei, He
rr es sich vielmehr auf die frühere, begründete Stellungnahme 
des Eemrinderats und wies das Gesuch um Uebernahme der 
Zinsgarantie, vornehmlich mit -der Begründung ab, daß die 
Stadt keinerlei Veranlassung habe, ein derartiges Risiko zu 
übernehmen, zumal kapitalkräftige Herren an dem Bau-ver- 
ein interessiert sind.

Das Gesuch um Uebernahme von Anteilscheinen wurde 
antragsgemäß der Finanzkommission überwiesen.

14. Gesuch betreffend Veranstaltung von 
Flugversuchen in Diedenhofen.

Herr Aviatiker Beurton aus Hayingen ist -mit der Stadt 
betr. Veranstaltung von Flugversuchen mit seinem Aero-pl-a-n 
(System Vleriot) neuester Konstruktion in Verbindung 
getreten. Die Stadtverwaltung hat die -Flugmaschine be
sichtigt, sowie dir Bedingungen über die -etwa ab-zuhaltenden 
Flugversuche mit Herrn -Beurton vorläufig festgele-g-t. Der 
Vorsitzende bringt diese Verhandlungen zur Kenntnis. Nach 
den vorläufigen Bedingungen stellt die Stadt Herrn Beur
ton -einen Platz während 6 Wochen mit der Verpflichtung 
zur Verfügung, daß derselbe jeden Tag. bei annehmbarem 
-Wetter Flugversuche vornimmt. Bei Ausführung -eines 
Freifluge-s von 150 in gewährt die Stadt dem Aviatiker 
einen Flugpreis von 1500 -N. Derselbe muß sich jedoch ver
pflichten, während der ganzen 6 Wochen- in Diedenhofen 
seine Flugversuche zu machen. Ferner hat sich die Stadt 
zwecks klebe rlassung des Artillerie-Exerzierplatzes mit dem 
III. Batl. des Art.-Re-gts. Nr. 8 in Verbindung gesetzt.

Der Vorsitzende stellt die Frage, ob die Kommission 
-grundsätzlich mit der Veranstaltung von Flugversuchen so
wie mit den schon geflogenen Verhandlungen einverstanden 
sei. Die Kommission erklärt ihr Einverständnis.
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Auf Antrag eines Mitgliedes wird dieser, Punkt an 
eine Spezialkommission bestehend «aus den HH. Berkenheier, 
Haas, Cailloux, Christian, Goedert, Dr. Kuborn, Nouviaire, 
Schlitz und Salomon verwiesen. Dieselbe soll die Be
dingungen genau ausarbeiten und festlegen. Die erste 
Sitzung dieser Spezialkommission wird auf Freitag, den 3. 
6., nachm. 5 Uhr, festgesetzt.

Da der Eesuchsteller van der Kommandantur zu seinen 
Flugversuchen den großen Exerzierplatz in Nieder-J-eutz 
zur Verfügung gestellt bekommen hat, ist dieser Punkt als 
erledigt zu betrachten.

15. Wahl von Hilss-Gemeindewaisenräten.
In der Gemeinderatsfitzung vom 7. Dezember 1909 

sind die Herren Dr. Kuborn, Schiltz, Berkenheier und Salo- 
mon vom Eemeinderat als Eemeindewarsenrate gewählt 
worden. Anstelle des Herrn Berkenheier hat später Herr 
Goedert das Amt als Esmeindewaisenrat übernommen.

Auf Grund der Verordnung, vom 17. November 1899 
sind für fe 4000 Einwohner je ein Gemeind-swaisenrat zu 
ernennen. Nach der Fortschreitung der Bevölkerungsbewe
gung in der Gemeinde Diedenhosen hat letztere mehr als 
l- 000 Einwohner, sodaß die Zahl der ernannten Ee- 
meindewai.fenräte mit der gesetzlichen Verordnung übsrein- 
-stimmt. Nach tz 4 der genannten Verordnung ist für jede 
Gemeinde mindestens ein Hülfsgemeindewaifenrat zu er
neuen. Dieser Gesetzesbestimmung ist bei der Beschlußfassung 
des Eemeinderats in der Sitzung vom 7. Dezember vorigen 
Jahres nicht entsprochen morden.

Der Eemeinderat wählt die Herren Nouviaire und 
Haas zu Hilfsgemeindewaisenräten.

16. Trennung der Arbeitsnachweisstelle vom 
Standesamt.

nachWeisstellenvermalter hatte der Verwalter der .Landes
zentrale in seinem Vortrage darauf hingewiesen, daß der 
Arbeitsnachweis Diedenhosen auch im letzten Jahre seinen 
Wirkungskreis nicht erweitern konnte. Er führte diesen 
Umstand auf die Verbindung der Arbeitsnachweisstelle mit 
dem Standesamt zurück. Tue Verhandlungen über die Zu
sammenkunft sind dem Kaiserlichen Ministerium durch die 
Landeszentrale.vorgelegt worden und frägt das Kaiser
liche Ministerium! bei der Stadt an, was bezüglich der 
Trennung der Arbeitsnachweisstelle geschehen sei.

Der Vorsitzende gibt Kenntnis, daß er beabsichtige, dem 
Gemeinderat vorzuschlagen, die Arbeitsnachweisstelle von 
dem Standesamts zu trennen und dem Meldeamt anzu- 
gliedern. Das Meldeamt und der ArbeitsnachMeis sollen 
alsdann in einem im Parterre der Stadthauses liegenden, 
bequem erreichbaren Rau!m.e untergebracht werden. Die 
Kommission erklärt sich hiermit einverstanden und em
pfiehlt dem Gemeinderat die Bewilligung des hierzu not
wendigen lausenden Kredits von 120 jährlich für die 
Tel-efonanlage sowie 80 -N einmalige Ausgabe für Her
stellung des Raumes."

Der Eemeinderat bewilligt antragsgemäß einen lau
fenden Kredit von 120 ctl jährlich und einen -einmaligen 
Kredit von 80

17. Antrag Goedert betreffend Aufhebung des 
Oktrois auf Futtermittel für Gentringen.

Dieser Punkt wird auf -die Tagesordnung -der -nächsten 
Sitzung gesetzt.

18. Vorschlag aus Aenderung des Marktplatzes.
Dieser Punkt wird mit Rücksicht auf die vorgeschrittene 

Tageszeit ebenfalls auf die nächste Sitzung vertagt.(Berichterstatter Beigeordneter Berkenheier.)
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Bericht
über die

Gemeinderatsschung vom 2. Juli 1910,
Hrormittcrgs 11 Mbr.

Anwesend unter dem Vorsitz des Beigeordneten Walko- 
kinski die Beigeordneten Berkenheier und Haas sowie die 
Mitglieder Cailloux, Christian, Denz, I. Franck, Fran^ois, 
H. Frank, Eoedert, Dr. Kuborn, Dr. Medern-ach, Müller, 
Nouviaire, Pfansch-illing-, Reuter, Richard, Röchling, Roth, 
Salomon, Schiltz, Steinmetz. Wehrmann, Zimmer.

Schriftführer: Mitglied Fran^.ois.
Außerdem wohnte Ober-sekretär Klam der Sitzung bei.

1. Wahl eines Bürgermeisters.
Der stellvertretende Bürgermeister, Beigeordneter 

Walkowinski, als Vorsitzender eröffnet die Sitzung und 
bringt die Verfügung des Herrn Bezirkspräsidenten vom 26. 
Juni 1910 — Ila 1204 — zur Verlesung, welche lautet:

„Metz, den 26. Juni 1910.
Ich teile Ihnen mit dem Ersuchen um gefällige 

Weitergabe an den Gemeinderat -er-gebenst mit, Laß ich 
die Amtsniederlegung des Bürgermeisters Geheimen Re- 
-gierungsrats Boehm mit Wirkung vom 1. Juli d. Js. ab 
angenommen habe. Einem Vorschläge des Eemeinderats 
über Ernennung eines neuen Bürgermeisters nach 8 10 
der Gemeindeordnung sehe ich- entgegen.

gez. -Graf von Zeppelin.
An den Herrn Bürgermeister in Diedenhofen llu 1204." 
Der Vorsitzende schlägt vor, den neu zu wählenden Bür

germeister für die Dauer der Amtsperiode, d. h. bis zur 
Neuwahl des Gemeinderats zu wählen.

Der Eemeinderat ist hiermit einverstanden.
Alsdann wird vorgeschlagen, gemäß Z 20 der Geschäfts

ordnung für die Eemeinderatssitzungen, einen Wahlvorstand 
zu bilden.

Außer dem Vorsitzenden werden in den Wahlvorstand 
als Beisitzer die Mitglieder H. -Frank und Eoedert durch 
Zuruf gewählt. Als jüngstes Eemeind-erats-mitglied über
nimmt Herr Eoedert das Amt des Schriftführers.

Sodann stellt der Vorsitzende die Frage, ob ein Be
rufs- oder Bürgermeister im Ehrenamts gewählt werden 
soll.

Bei der nun vorgenommenen geheimen Abstimmung 
werden abgegeben:

18 Stimmen für einen Bürgermeister im Ehrenamt«,
2 Stimmen für einen Berufsbürgermeister und
3 weiße Zettel.

Der Vorsitzende stellt hierauf die Frage, welche Ver
gütung für ReprÄ-sentationspflichten und sonstigen Dienst- 
aufwand dem in Borschlag zu bringenden Bürgermeister zu 
gewähren sei.

Der Gemeinderat beschließt in geheimer Abstimmung 
mit 20 Stimmen, gegen 3 weihe Zettel die Entschädigung 
für Repräsentationspflichten pp des neuen Bürgermeisters 

im Ehr-enamte auf 4000 -ll jährlich festzusetzen. Beigeordne
ter Berkenheier enthielt sich der Abstimmung.

Nachdem der Wahlvorstand festgestellt -hatte, daß -die 
Wahlurne leer sei, wurde zum Wahlakt geschritten. Der 
Wahlvorsteher rief in alphabetischsr Reihenfolge die Mit
glieder mit Namen -auf. Dieselben Übergaben dann die 
Stimmzettel dem Vorsitzenden, welcher dieselben uneröff-net 
in die Wahlurne legte.

Beigeordneter Berkenheier -enthielt sich auch hierbei der 
Abstimmung.

Nachdem sämtliche Stimmzettel abgegeben waren, 
wurde die Urne geöffnet, -die Stimmzettel gezählt und vom 
Vorsitzenden einzeln verlesen.

Es erhielten:
Herr Berkenheier 21 Stimmen.

Ferner waren abgegeben 2 weiße Zettel.
Die absolute Mehrheit beträgt 12.
Herr Berkenheier ist also gewählt.
Derselbe -erklärte auf die Anfrage -des Vorsitzenden, 

die Wahl anzunehmen und führte-etwa folgendes -aus:
Meine Herren! Nachdem Sie mir dieses Vertrauen 

entgegengebracht haben, ist es ganz selbstverständlich-, daß 
ich -meine Kräfte, mein Wissen -und Können in den Dienst 
der Stadt stellen werde. Wenn ich dies tue, so bin ich mir 
wohl der schwierigen Aufgabe bewußt, die meiner harrt, 
um so mehr -als zuvor ein Berufsbürgermeister wir Herr 
Geheimer Regierungsrar Voeh-m des Amtes mit Erfolg ge
waltet hat. Trotzdem erkläre ich mich bereit die Würde und 
Bürde zu übernehmen und ich tue dies in der Erwartung, 
daß Sie mir das soeben entgegengebrachte Vertrauen auch 
fernerhin bei Ausübung meines Amtes bewahren werden. 
In die Zukunft blicke ich mit Mut und Hoffnung in der Er
wartung, daß meine Wahl zum Wähle der Stadt Dieden
hofen sein wird. .

Was mein iMo^ra-knnk betrifft, so erkläre ich, daß ich 
in politischer Beziehung über -den Parteien stehe. In wirt
schaftlicher Beziehung werde ich Ms'Peste des Allgemein
wohls im Auge haben und Nicht für diese oder jene Sektion 
besonders zu wirken suchen, sondern für die ganze Stadt. 
In diesem Sinne nehme ich die Wahl dankend an. (Redner 
bringt dann ein Hoch auf Diedenhofen aus.)

Der Vorsitzende bebglückwünscht Hierauf Herrn Verken- 
heier zur Wahl und führt folgendes aus: Lieber Herr 
Berkenheier, lieber Freund! Ich glaube im Sinne aller 
Mitglieder des Eemeinderats zu sprechen, wenn ich Ihnen 
die Versicherung gebe, daß -es uns angenchm berührt hat Ihr 
Programm entwickeln zu hören. Äuch"NÄ«<seits werden 
wir bestrebt und bemüht sein, Sie nach allen Richtungen in 
Ihrer Arbeit zu unterstützen. Wir wollen treu zu Ihnen 
halten zum Wohle der Stadt Diedenhofen.

Der Vorsitzende erklärt sodann, daß durch die Wahl 
des Herrn Beigeordneten Berkenheier das Amt eines Beige
ordneten evtl. frei würde. Er ersucht den Eemeinderat, zu 
beschließen, aus Dringlichkeitsgründen -auf die heutige Ta
gesordnung die Wahl eines Beigeordneten setzen zu dürfen 
und bittet hierüber sofort Beschluß zu fassen.

Der Eemeinderat erklärt sich hiermit einstimmig ein
verstanden.
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Bei der hierauf erfolgten Wahl eines Beigeordneten 
in geheimer Abstimmung, wobei sich Herr Roth der 
Abstimmung enthalten hatte, erhielten:

Eemeinderatsmitglied Roth 21 Stimmen.
Eemeinderatsmitglied Goedert 1 Stimme.
Ferner wurde ein weißer Zettel abgegeben.
Herr Roth ist somit gewählt.
Derselbe erklärt auf Befragen des Vorsitzenden, die 

Wahl anzunehmen und dankt zugleich für das ihm entgegen
gebrachte Vertrauen. Er stelle seine langjährigen Er
fahrungen in den Dienst der Gemeinde.

Hiermit war die Tagesordnung erschöpft.
Der stellvertretende Bürgermeister Beigeordneter Wal- 

kowinski übertrug alsdann die Leitung der Amtsgeschäfte 
des Bürgermeisters an Herren Beigeordneten Berkenheier.

Herr Beigeordneter Berkenheier Nimmt dankend an 
und bittet den Gemeinderat, Herrn Beigeordneten Wwlko- 
winski für die mühevolle Leitung der Amtsgeschäfte des 

Bürgermeisters während dessen Beurlaubung, und seine 
Aufopferung während dieser Zeit, durch Erhöben von den 
Sitzen dankend anzuerkennen. — Dies geschieht.

Herr Veigeordeter Walkowinski dankt für die ihm er
wiesene Anerkennung.

Zum Schlüsse ergreift Herr Beigeordneter Berkenheier 
das Wort, um anerkennend der Tätigkeit des von hier ge
schiedenen Bürgermeisters, Herrn Geheimen Regierungsrat 
Boehm, zu gedenken, demselben für die der Stadt geleiste
ten Dienste zu danken und ihm für die Zukunft gutes zu 
wünschen. Er betont insbesondere, daß der Eemeinderat 
nur aus sachlichen Erwägungen gehandelt habe, als er die 
Verlängerung der Amtszeit des Altbürgermeisters abge
lehnt habe und persönliche Motive niemals mitgesprochen 
hätten. Der Eemeinderat habe niemals die Absicht gehabt, 
Herrn Geheimen Regierungsrat Boehm persönlich zu 
kränken.

Schluß der Sitzung 12 Uhr mittags.
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Kericht
über die

Gemeinderütsschung vom 18. Juli 1910,
WcrcHmittags 3H, Mkr.

Anw-e-send waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
dem Vorsitze des Beigeordneten Bertenheier die Mitglieder: 
Cailloux, Christian, De-nz, Heinrich Frank, Franyois, 
Goe-dert, Dr. Medernach, Müller, Pfanschilling, Röch- 
ling, Reuter, Roth, Salomo-n, Schiltz, Steimetz und 
Zimmer.

Entschuldigt: Beigeordnete Walkowinski und Haas, so
wie die Mitglieder Joh. Franck, Nouviaire, Richard, Wehr
mann und Dr. Kuborn.

Beigeordneter Haas, Dr. Kuborn erscheinen später.
Schri ftfüh rer: Mitglied Fra-n^ois.
Außerdem wohnte der Stadtbaumeister Mayer, der 

Obersekretär Klam und der Sekretär Hombourger d-er 
Sitzung bei.

Tagesordnung.
1. Mitteilungen.
2. Gesuch der städt. Lehrpersonen um Neuregelung ihrer 

Gehaltsverhältnisse.
3. Erhöhung der Schulgeldsätze für die öffentlichen höhe

ren Schulen.
-4. Begutachtung des Projektes betr. Errichtung einer 

elettrischen Straßenbahn a) ins Fentschtal, b) von 
St. Franz nach Nieder-Feutz.

5. Wasserleitung in Terwen (Zuschlagserteilung).
6. Anschluß eines Hauses in Monhofsn an das städt. 

E ru nd wa sser we r k.
7. Vertrag mit der bakteriologischen Anstalt Metz.
8. Erneuerung des Vertrages für Str-aßenwalzarbeiten. 
8n. Freihändige Vergebung der Pissoiranlage im Gym

nasiumneubau.
9. Versicherung des neuen Gymnasium-gebäudes gegen 

Feuerschaden.
^0-'Festsetzung einer Witwenpension.
m. Antrag Eoedevt betr. Aufhebung des Oktrois auf 
i -> ^"Etermittsl für Gentringen.

Erhebung von Oktroiabgaben für Jleischkonserven. 
von Oktroi auf -Fruchtschaumweine.

.E' ^wrlligung einer Hypothekenlöschung.
i äEen-eh-migung einer Anleihe bei der Sparkasse.

nerweg Anschlußgeleises im alten Monhofe- 

i7. Geländeerwerb.
IN von Bauplätzen und Straßengelände.

V eräußerung, eines Grundstückes in der „jonction
20 Reichseisenbahnverwaltung.

Terrain zur Herstellung einer Privat-
21 irstN Neubau Harter und dem Stadtpark.
- Kammerbaracke an die Militär-oo g/rrvaltung.

Bewilligung eines -Beitrags für den 
m°au des evangelischen Pfarrhauses.

23. Bewilligung des Kredits für Beschaffung von Schul- 
mobilien und Herrichtung neuer Schulräume.

24. Ausdehnung der Straßenbeleuchtung.
25. Bewilligung einer Nachtlaterne für die Bedürfnis

anstalt in Beauregard.
26. Herstellung eines Entwässsrungskanals für das Gym

nasium in der Picooloministr-aße.
27. Antrag auf Zuschuß zu den Kosten für die Neu- 

pflasterung der Je-utzerstra-ße.
28. Antrag Wiedenhoff.
29. H-auungs-, Kultur- -und Wegebau-plan des Gem-einde- 

-wiald-es.
30. Bewilligung eines Kredits für Kartierung von 

Plänen.
31. Gesuch der städt. Schutzleute um Neuregelung ihrer 

E ehaltsverh ä ltn i sse.
32. Antrag des Gemeindeförsters auf Gewährung einer 

außerordentlichen Vergütung.
33. Bewilligung einer Stellenzulage an den Einnehmer 

der Central-Oktroihebestelle.
34. Niederschlagung unbeitreiblicher Einnahmen, Steu

ern sowie zu Unrecht veranlagter Hundesteuern.
35. Einlassung auf eine Festst-ellungsklage.
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und erklärt, 

daß Mitglied Richard der heutigen Sitzung in Folge Ab
lebens seiner Schwiegermutter fern bleiben müsse. Er bit
tet dem Mitglied Richard namens des Gemeinderats sein 
V e i l e i d aussprechen zu dürfen. Der G e m e i n d-e r a t 
ist hiermit e i n verstan d>e n.

Sodann stellt er die Frage, ob gegen die Fassung 
des letzten Sitzungsprotk o l l s Einwendungen erho
ben werden.

Es erhebt sich kein W i d e r s p r u ch.

1. Mitteilungen.
u) Der Vorsitzende bringt ein ihm zugegangenes 

Schreiben der Offiziere pp des 6. Drag.-Regts. in Mainz 
zur Vorlesung, welches dieselben anläßlich des 50jährigen 
Jubiläums des Drag.-Regts. an ihn gerichtet haben. 'Er 
teilt mit, daß er das Schreiben -mit folgendem Telegramm 
beantwortet hat:

„Drag.-Regt. 6, Mainz. Die der Stadt Diedenhofen 
und mir Lb-ersandten Grüße finden kräftigen Widerhall. 
Dem JuLelrsgiment der 6. Drag, insbesondere dem Offi
zierkorps in -Erinnerung der guten Beziehungen herzlichen 
Glückwunsch- und- donnerndes Vioat. Im Namen der Stadt 
Diedenhofen gez. Berkenheier."

Der Vorsitzende führt sodann aus, daß die Vertreter der 
Stadt bei der Jubelfeier dem Regt., wie dies auch von an
dern Städten und Eorporation-en geschehen war, ein 
Geschenk in Form eines silberve-rgoldeten Pokals gestiftet 
haben, -er bittet, den für diese Ehrengabe aufg-e-wendeten Be
trag von 311 -K und 80 auf Tit. 77 (Unvorhergesehenes) 
nachträgl i ch bewillig e n zu wollen.

Der Ge-meinderat ist einverstanden.
d) E l a s -e r m e i st -e r W -e i u h -e i m -e r in Algringen 

Littet mit Schreib-en vo-m 6. -d. M. die am 4. November d. I. 
bezgl. seines Bauplatzes i -im-Bau-block 3 -a-Llaufende Baufrist 
-auf we-it-ere 4 Jahre zu verlängern, da -er infolge Mangels 
an den erforderlichen Baugeld-ern ohne Gefährdung seiner 
Existenz, den Bau -nicht durchführen könne. Der Vorsitzende 
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bittet vorläufig stillschwrigend die Angelegenheit bis zur 
Oktobersitzung r u h e n lassen zu dürfen. Der E e m e i n d e- 
ratisteinve r st a n de n.

e) Ein Gesuch des Hotelbesitzers König hier- 
selbst, welcher sich in der gleichen Lage befindet, soll gleich
falls bis zum Oktober zurück g e l e g t werben.

Der E e m einder a t erklärt sein Einver st ä n d- 
n i s.

ä) Der Vorsitzende macht davon Mitteilung, 
daß bei dem Verkauf des Bauplatzes Stosse dem Stadtgeome- 
ter ein Irrtum unterlaufen fei. Der Bauplatz hübe nicht 
4,01 sondern 3,27 ar Flächengröße. Bei Bebauung der Nach
bargrundstücke habe der Bauunternehmer Zangiacomi 2 gur 
zu viel , der Buchhändler Luft 1 qm zu wenig überbaut.

Zwischen den drei Beteiligten, Zangiacomi, Stosse und 
Luft hat eine Einigung stattgefunden, und trägt die Stadt 
keinen Schaden, sondern erhält den Bauplatz Stosse in seiner 
planmäßigen Größe von 3,27 ur voll bezahlt.

Der E e m einderat erklärt sich e inv er sta n d e n, 
bittet jedoch die Verwaltung, die städt. Vaubeamtsn anzu- 
weifep, ihr Augenmerk darauf zu richten, daß in Zukunft bei 
Uebsrbauung von Grundstücken keine Fehler der vorbeschrie- 
Lsnen Art begangen werden.

s) Der Vorsi tzend-e gibt Kenntnis davon, daß die 
Spezialkommission zur Prüfung der Finanz- pp. Verhältnisse 
des Spitals ihre Arbeiten noch nicht beendet habe. Vor der 
Hand habe die Kommission beschlossen, daß vom 1. August 
oder 1. September d. I. ab im Spital eine kaufmännische 
Buchführung eingeführt werden solle. Ein Buchhalter der 
Firma Röchling werde gegen Entschädigung von 250 N die 
erste Anlage der Bücher übernehmen und gegen weitere 
Entschädigung von 20 -il monatlich die Prüfung der Buch
führung vornehmen. Der Vorsitzende hofft, daß nach Ein
führung der neuen Buchführung mit getrennten Kanten für 
jeden Betrieb', die Spitalverwaltung übersichtlicher arbeiten 
könne und die Finanzen sich bessern würden.

k) Der Badeausseher Brandebourg bittet 
um Erhöhung des ihm und seiner Ehefrau für gemeinschaft
liche Verrichtung des Badeaufsichtsdienstes bei den städt. 
Flußbadeanst-alten bewilligten Monatsgehaltes von 90 -ü. 
Der Vorsitzende schlägt eine Erhöhung von 10 N monatl. vor, 
die vom G e m e i n d e r a t grbill i g t wird und auf den 
Ueberschuß des für die Badeanstalten bewilligten Kredits 
zu nehmen ist.

k) Lehrer Schwartz dankt für die Ueberlassung 
eines Saales der Mittelschule nebst Heizung und Beleuch
tung für die von ihm im verflossenen Winter geleiteten 
Meister-Prüfungskurse.

Der Gemein d ernt nimmt Kenntnis.
g) Der Gemeinde rat Hat am 2. Mai d. I. 

einem Anträge der in der Gemeinde ansässigen Wirte statt- 
gebsnd, beschlossen, die Verwaltung zu beauftragen, bei dem 
Herrn Bezirkspräsidenten die Aufhebung der Polizei- 
veror d n u n g be t r. d a s Verbot des Vran n t- 
w e i n v e r k a u f s vor 8 Uhr mor g/e n s zu erbitten. 
Auf einen entsprechenden Bericht vom 13. Mai teilt der Herr 
Bezirkspräsident durch Verfügung vom 9. 'Juni d. I. — I. ck. 
1425 — mit, daß die fragl. Bezirkspolizeiverordnung gemäß 
einer unterm 4. Januar d. 'I. zwischen dem Kreisdirektor 
und der Stadtverwaltung getroffenen Vereinbarung in der 
Stadt selbst von der städt. Polizei gehandhabt würde. 
Im übrigen fände die fragl. Bezirkspolizeiverordnung auf 
den Reiseverkehr und die auf den Straßen verkehrenden aus
wärtigen Fuhrleute und Landwirte keine Anwendung.

b) Der Herr Bezirk s pr L s ide n t hat durch Verfü
gung vom 11. Juni 1910 — I. ck 1513 — die Veranstaltung 

von 10 franz. Theatervorstellungen im Stadttheater Dieden- 
yofen, während der Spielzeit 1910/11 genehmigt.

i) Auf die Petition d e r S ta dtv e r wa l t u n g 
vom 2. März d. Js., betr. Erlaß oder Minderung des Zu
schusses zu den persönlichen Ausgaben für die Lehrer der Re- 
alschulabteilung, teilt der Landesausschuß für Els.-Lothr. 
durch Schreiben vom 23. Juni mit, daß infolge Kommissions- 
antrag die Petition im Hinblick auf die Beschlüsse des Lan
desausschuß bei der Beratung des Etats, für erledigt erklärt 
worden sei. Der Landesausschuß hat in seiner Sitzung vom 
10. Juni 1908 beschlossen, daß die sämtlichen Kosten der auf 
Grund von Vereinbarungen errichteten höheren Schulen im 
Sinne des Gesetzes vom 1. 11. 78 lediglich vom Lande getra
gen werden sollen.

Mitglied Zimmer bemerkt, daß nach ihm von zu
ständiger 'Stelle gemachten Mitteilungen der frgl. Zuschuß 
im nächsten Jahre nicht mehr erhoben werden wird, wenn 
bei Festsetzung des nächstjährigen Etats sich dies ermöglichen 
läßt.

Mitg lied Dr. Meder nach schlägt vor einen 
neuen diesbezgl. Antrag einzureichen. Der Vorsitzende bit
tet, diese Angelegenheit mit Punkt 3 der Tagesordnung zu 
verbinden, womit sich der Gemeinderat einverstanden er
klärt.

j) Der ehern. S ta d t b aume.i ste r Frorath, z. 
Zt. in Metz, bittet ihm zu gestatten, seinen Wohnsitz wieder 
nach Diedenhofen verlegen zu dürfen. Frorath hat bei Aus
scheiden aus dem städt. Dienste vertraglich die Verpflichtung 
übernommen, seinen Wohnsitz außerhalb Diedenhofen zu 
nehmen.

Der Vorsitzende glaubt, daß s. Zt. bei Bewilligung des 
Ruhegehalts von 3000 -N nicht der Gemeinderat ausdrücklich 
die Bedingung gestellt habe, daß Fr. Diedenhofen verlasse, 
sondern daß dies vielmehr auf Anregung der Verwaltung 
geschehen und eine Folge der damals zwischen Stadtverwal
tung und Frorath bestehenden gespannten Verhältnisse gewe
sen fei, die heute nicht mehr bestehen würde.

Der Gemein berat, nach kurzer Diskussion, 'er
klärt sich einver st a n d e n, daß Frorath seinen Wohnsitz 
in Diedenhofen nimmt u n te r d« r Be d i n g u n g, daß 
Frorath sich jeder unliebsamen Aeußerungen gegen die 
früheren und jetzigen Mitglieder der Stadtverwaltung und 
des Eemeinderats jederzeit enthalten wird,

b) Der Vorsitz e n d e gibt Kenntnis über die An
zahl der von dem Obdachlosenasyl im Laufe des Jahres 
1909 verpflegten und' beherbergten-, durchreisenden Personen 
sowie die von der Stadt beschäftigten, im Obdachlosenasyl 
verpflegten Durchreisenden.

Mitglied Dr. Medernach bittet gelegentlich 
die Arbeitsleistungen der im Obdachlosenasyl verpflegten 
Personen zur Angelegenheit von Kommissionsberatungen zu 
machen.

Der Vorsitzende sichert dies zu.
1) Der F a h r b e a m t en v -e r e i n lädt die Stadtver

waltung und Gemeindevertretung zu ihrer am 24. d. Mts. 
in der Kaiserhalle ftattfindenden Fahnenweihe ein.

Der G e m e inde rat nimmt Kenntn i s.
in)Der B e zirkspräs i d e n t teilt durch Verfügung 

vom 9. d. M. — II 3411 — mit, daß zur Anstellung eines 
ständigen Vertreters für die irr Diedenhofen erkrankten 
Lehr Personen keine Lehrkraft zur Verfügung stehe.

v)Der Vorsitzende teilt mit, daß die Anlagen bei 
der Bastion I am Metzertorplatz fertig gestellt und von dem 
bewilligten Kredit von 1000 ,4t nur 970 -N verbraucht wor
den seien. Die Kommission habe bei der Abnahme der An
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lagen am 13. d. Mts. beschlossen, dem Eemeinderat die Aus
führung weiterer Anpflanzungen im nächsten Rechnungs
jahre zu empfehlen.

Ein M i t g l i e d führt B e s ch w e r d e darüber, daß 
nicht genügend Bäume in den Anlagen angepflanzt worden 
seien und bittet dies im Herbst d. Js. nachzuholen. Der 
Vorsitzende erklärt den Eemeinderat später mit dieser An
gelegenheit noch befassen zu wollen.

Mitg l> i e d Dr. Mederna ch ersucht die Stadtver
waltung, dem Eemeinderat jeweils die Art der Verwendung 
größerer Credite im voraus mitzuteilen und nicht ohne 
dessen Einverständnis die bewilligten Mittel eigenmächtig 
zu verwenden.

Er ersucht die Verwaltung für die Aufstellung von Ar- 
beits- pp. Plänen in großen ZL g e n Sorge zu 
tragen.

Der Vorsitzende sichert dies zu, soweit dies möglich 
sei.

M i t g l ied Schiltz fragt an, aus welchen Gründen 
der Transformator am Holzplatz, der mit dem 1. Juli d. Js. 
verlegt sein sollte, noch nicht verlegt worden ist.

Der Vorsitzende teilt mit, daß er mit dem Gene
raldirektor der AEWEA, Herrn Seel aus Berlin, verhan
delt und letzterer ihm versprochen habe, daß bis spätestens 1. 
September d. Js. die Versetzung .ausgeführt sei.

D e r Vorsitze n d e bittet den Gemeinderat, die Ver
waltung zu ermächtigen, wie bisher während der Sommer- 
ferien d r i n g >e n d e A n g> e l e g .e n h- e i t e n mit d>« n 
zuständigen Kommissionen direkt erledi
gen zu dürfen.

Evtl. erforderlich werdende Beschlußfassungen sollen dem 
Eemeinderat nachträglich mitgeteilt werden.

Der Ge m >e i n d e r a t gibt seine Z u st i m m u n g.

2. Gesuch der städt. Lehrpersonen um Neuregelung 

ihrer Eehaltsverhättnisse.
Durch Zuschrift vom 23. April 1910 unterbreiteten die 

E l e m entarlehrer ein Gesucht um Neuregelung 
h r e r E e h a l t s b ezüg e. Sie baten das Grundgehalt 

auf 1800 M zu fixieren, Beginn frühestens 3 Jahre nach 
«emrnaraustritt und abgelegter Dienstpriifung. Ihrem 
Aunfche gemäß sollte das Gehalt alle drei Jahre-und zwar 
^eun mal um 200 M weiterhin steigen. Die Lehrer begrün
deten ihr Eesuch unter Hinweis auf die in Diedenhofen ein
getretenen Teuerungsverhältnisse und betonten, daß eine 
Nerhe von Städten die Lehrer besser gestellt hätte. Diese 
-oegerstellung sei auch für Diedenhofen um so mehr ange- 

das staatliche Besoldungsgesetz der Stadt bedeu- 
ende Vorteile zuwende. Außerdem baten die Lehrer um 

schädigun Verhältnissen angepaßte Wohnungsent- 

k; - Gesuch der Lehrerschaft wurde in 2 Ko mmis -
- "b Atzungen (30. Mai und 21. Juli) geprüft und 

M Die Kommissionen konnten den Ausführungen 
dnb rv "^cht beitreten, waren vielmehr der Meinung, 
ons-m deine anderen wirtschaftlichen Verhältnisse

wie andere, gleichartige Städte, daß der Ge- 
„im Wohlwollen den Lehrern gegenüber dadurch

gebracht habe, daß er die Ortszulagen für 
erklärt habe. Auch wurde die Ansicht 

ioldu,^ "Eseten, daß die Vorteile, welche das staatliche Be- 
dui->u bringe, reichlich ausgewogen werden

steuerlichen Lasten, welche in dieser Hinsicht das 
reln<», Besoldungsgesetz den Gemeinden und jedem ein- 
die e-ndlich müsse auch erwogen werden, das

0 >-r auch ,n hiesiger Stadt Nebenbezüge hätten: in 

prinzipieller Beziehung sei es verf e h l t, d^ erart i g e 
Gesuche zwischenzeitig, d. h. vor Beratung des Budgets zu 
berücksichtigen. Laut Kommissionsbeschlutz vom 30. 
Mai wurde der Berichterstatter — Beigeordneter Haas — 
beauftragt statistisches Material für die aus den 21. Juni 
anberaumte Kommissionssitzung zu beschaffen, um zuver- 
läfsige Unhaltspunkte dafür zu gewinnen, in welcher Weise 
andere Städte, namentlich unter Ginwirkung des staatlichen 
Besoldungsgesetzes die Gehälter der Lehrer festgelegt haben. 
Dieser Direktive gemäß wurde von 17 größeren und kleine
ren Gemeinden vergleichendes statistisches Material erhoben, 
welches im wesentlichen ergab, daß durchschnittlich die Leh
rer in Diedenhofen ihrem Gehalte, der Wohnungsentschä- 
digung, Pensionsberechtigung etc. nach nicht schlechter gestellt 
sind, als diejenigen anderer Städte. In der Kommissions
sitzung vom 21. Juni wurde namentlich noch Hervorgehoben, 
Laß wenig Städte die Pensionsberechtigung der Lehrerschaft 
ausgesprochen haben. In Gemäßheit dieser 'Erwägungen 
beschlossen die Kommissionen (einstimmig gegen die 
Stimme des Berichterstatters) das Gesuch der Lehrer a b - 
schlägig zu besuche i d e n.

In der Sitzung vom 18. Juli gelangte Las gesamte 
Material durch den Berichterstatter zum Wortrag, nachdem 
zuvor den Gemeinderatsmitgliedern das erhobene statistische 
Material zugänglich gemacht worden war.

Der Gemein de r a t erkannte in seiner großen Mehr
heit die gegen das Gesuch schon in der Kommission erhobenen 
erwähnten Einwendungen als berechtigt an, wies nament
lich aber noch darauf hin, daß die finanzielle Lage der 
Stadt — abgesehen von sonstigen sachlichen Gründen — eine 
Verbesserung der Gehaltsbezüge der Lehrer nicht zulasse.

In Ansehung aller dieser Gründe lehnte der E e - 
m e i n d erat mit allen gegen 4 Stimmen das Eesuch der 
Lehrer als u n L e g r ü n d et a b.

Ebenso wurde der Antrag des Be r i cht e r st a t - 
ters, das Grundgehalt auf 1600 M zu normieren, aus den
selben Gründen mit derselben Mehrheit abgelehn t.

Mit Schreiben vom 2. Juni 1910 wandten sich die bei 
der Mittelschule beschäftigten Lehrer Schwarz u. M ö r s- 
d 0 rf an dxn Gemeinderat mit dem Gesuch, ihnen dieselben 
Zulagen zu gewähren, welche den Lehrern anderer Mittel
schulen in Anerkennung ihrer Mehrarbeit zugewendet wür
den. Zur Begründung ihres Gesuches wiesen die Gesuch
steller darauf hin, daß Diedenhofen die höchsten Marktpreise 
und die teuersten Lebensbedingungen aufweise, daß andere 
Städte ihren ungeprüften Mittelschullehrern eine Zulage 
von 200 Mark gewährten. Das Eesuch' der beiden Lehrer 
wurde in der Kommissionssitzung vom 30. Mai und 21. Juni 
geprüft. Der Berichterstatter — Beigeordneter Haas — 
machte darauf aufmerksam, daß Diedenhofen in der Tat un
gewöhnliche Teuerungsoerhältnisse habe, daß die beiden Leh
rer wirklich auch Mehrleistungen wissenschaftlicher Natur 
betätigen, für welche sie ein besonderes Aequivalent bean
spruchen können.

Die Kommissionen konnten sich dieser Meinung nicht an
schließen, waren vielmehr der Meinung, daß die Angaben 
der Lehrer nicht stichhaltig seien, daß die Ausübung einer 
Pflicht selbstverständlich sei u. keine besonderen Vorteile des
halb bedinge. Die Kommissionen gelangten des
halb zu dem Beschlusse, dem Eemeinderat vorzuschlagen, 
das Gesuch der beiden Lehrer abzuweisen.

In seiner Sitzung vom 18. Juli d. I. wurde das Ee
such und der Kommissionsbeschluß durch den Berichterstatter 
vorgetragen. Der E emei n d e r a t erkannte die Be
gründung dies Kommissionsbeschlusses als zutreffend an und 
lehnte mit großer Majorität das Gesu ch der Lehrer 
Schwarz und Mörsdorf ab.
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3. Erhöhung der Schulgeldsätze für die össentl. 
höheren Schulen.

Durch Erlaß des Kaiserlichen Ministeriums vom 2. 
Juni d. I. wird der Schulkommissi-on des Gymnasiums mit
geteilt, daß die allgemeine Lage der Land-essinanzen eine 
Vermehrung der Einnahmen aus dem Schulgeld der öffentli
chen höheren Schulen erforderlich mache, daß diese Erhöhung 
durch die Zustimmung der gesetzgebenden Faktoren gutge
heißen wurde, daß die Schulgeldsätzs von 80 auf 100, von 
100 auf 120 und von 120 auf 140 normiert würden und eine 
entsprechende Verordnung ergangen sei.

Der Erlaß hat der Schulkommissi-on Vorgelegen. 
Diese hat in ihrer Sitzung vom 29. Juni -sich dahin schlüssig 
gemacht, die Regierung zu bitten, das Schulgeld für das hie
sige Gymnasium lediglich nur um das gesetzlich z u- 
l ä s s i -g e M -i n d -e st m a ß zu -erhöh e n.

Das Gutachten der Sch-ulkommission gelangte zwecks 
gutachtlicher-Aeußerung zurSache an den G e m e i nder a t. 
Dieser faßte nach vo-r-gängigem -Bericht des Beigeordneten 
Haas und stattgehabter Beratung den B-eschluß, sich gut
achtlich dahin zu -äußern, daß die Erhöhung des Schulgeldes 
im Interesse des hiesigen Gymnasiums ni cht zweckd >i e n - 
k i -ch, vielmehr a bzul -e h n -e n se i.

Bei seiner Bsschlußfassun-g ließ -sich der Eemeinderat von 
der Erwägung leiten, daß die Erhöhung -des Schulgeldes 
eine Minderung des Schulbesuches zum Nachteils des Gym
nasiums, für welches die Stadt -erhebliche Opfer bringe, 
notwendig h-erbeiführ-e, daß diese zu befürchtende Schädigung 
in keinem Verhältnisse zu den Vorteilen steht, welche die 
Erhöhung des Schulgeldes bedinge. Der Eemeinderat ver
kennt auch weiter nicht, daß -es mit zu den -erstrebenswerten 
Aufgaben der Stadtverwaltung gehöre, die Eymnasialbil- 
dun-g weiteren, auch unbemittelten Schichten d-es Bürgertums 
zugänglich zu -machen. Dieses soziale Bestreben werde durch 
die Erhöhung des Schulgeldes verwehrt, jedenfalls wesent
lich -erschwert.

4. Begutachtung des Projektes betr. Errichtung 
einer elektrischen Straßenbahn.

n) ins Fentscht a l.
Der V o r si tz e -n d -e führt -aus, daß gemäß einer Be

kanntmachung des Herrn Bezirks-Präsid-enten vom 16. Juni 
d. Js. — V 3022 — die Abhaltung -einer Voruntersuchung 
über den Entwurf für den -Bau einer schmalspurigen elek
trischen Nebenbahn Diedenhofen—Fentsch mit Abzweigung 
nach A-lgringen und F-amsck ungeordnet worden sei. Er 
habe die Enqueteverhandlu-n-g-en und Pläne durch- den Stadt- 
baum-eister -eins-ehen lassen und die Angelegenheit der Bau- 
kommission in der Sitzung vom 8. d. Mts. zur Begutachtung 
vorgelegt, welche folgenden Bericht erstattet:

„Die Bahn dient z-ur Beförderung von Personen -sowie 
Stückgut und der Marktbsförd-erung; Massengüter werden 
nicht befördert. Die Bahn wird folgenden Weg nehmen: 
Diedenhofen (Marktplatz, Parise-rstraße, St. Peterstraße) 
Vsaureg-ard (lleckingerstraße, Hayingerstr-aß-e), Terw-en—

—Schremingen— —H-ayingen — Kneuttin-
gen. Von Kneutting-en Abzweigungen nach Fentsch und nach 
Algringen. Zwischen Flörchingen und Schremingen Ab
zweigung nach Fam-eck. -Nach dem Proj-ekt ist beabsichtigt, 
auf den gepflasterten- Straßen Rillenschi-enen, -auf den 
Haussierten Straßen dagegen -Vignolschiensn zu verlegen. 
Auf der Strecke Schremin-gen-Kneuttinge-n ist A stü-nd. Ver
kehr, auf -den übrigen Strecken Z Stundenv-erkehr vorgesehen. 
Zur Führung der -elektrischen Energie (Gleichstrom von 700 
bis 800 Volt Spannung) dient -eine Oberleitung. Dieselbe 

soll in bebauten Straßen an -den Häusern, auf offener 
Straße an -Eitterm-aste befestigt werden. Die Kraftübertra
gung auf die -Wagen geschieht durch -einen Lontakt-Büg-el. 
Für -die ganze Strecke sind 15 Motormagen, 12 Anhänge
wagen und 2 Montagew-agen- -vorgesehen. Die Personenwa
gen sollen 18 Sitzplätze und 22 Stehplätze erhalten. Soweit 
aus dem aufgelegten Plane zu ersehen ist, geht die Bahn
linie -auf Bann Diedenhofen (von der Altstadt aus gesehen) 
zuerst auf der rechten, dann -auf der linken und- später wieder 
-auf der rechten Straßenseite. Der Baumeister -macht den 
Vorschlag, den -Antrag zu stellen, die Bahn auf dem ganzen 
Gemeindegebiet -auf der rechten Straßenseite zu führen, 
wodurch zwei sehr schräge Kreuzungen -mit der Straße ver
mieden werden. -Das -Geleise der M-ondorfer Nebenbahn vo-m 
Hause Payott-e bis Haus Fraiwois könnte für die Fentsch- 
talbahn nutzbar -gemacht werden. Die Kurve bei der Ein
mündung der Hapinger- in die Uecki-n-gerstraße kann durch 
Erwerb -eines Erundstücksteiles von ca. 25 yia von Herrn 
Richard-G-oedert -ermöglicht werden.

Der Vorsitzende verliest -einen Einspruch des Herrn 
Leon- No-el in Diedenhofen gegen -die projektierte Linien
führung bei dem Grundstück Richar-d-Goedert.

Die Kommission beschließt folgendes:
1. Gegen die vorgesehene Bahnlinie ist nichts einzu- 

-we-nden.
2. Dem Vorschläge -des Sta-dtbaumsisters b-s-tr. Linien

führung -auf -Bann Diedenhofen -wird zugestimmt. Von ei
nigen Mitgliedern wird der Antrag gestellt, das ganze 
Grundstück des Herrn Richard-Goedert zu erwerben. Herr 
Richard-Goedert wird die Bedingungen, unter denen er das 
ganze oder einen T-ei-l -des Grundstückes an die Stadt abtritt, 
der Verwaltung mitteilen. Die Kommission beschließt die 
vorgeschlagene Linienführung -in der Enquete zu beantragen, 
vorausgesetzt, daß eine Einigung mit Herrn Richard durch 
den Gem-eind-srat erfolgt.

>3. An -Stelle der Gittermaste sind -auf dem -Banne Die
denh-ofen Rohrma-ste in gefälliger Form aufz-ustellen.

4. Auf dem G-em-sindegsbiet Diedenhofen dürfen 
(sowohl -auf -gepflasterten wie auch «haussierten Straßen), nur 
Rillenschienen verlegt werden. Auf Haussierten Straßen 
i-st die Strecke zwischen den Schienen und -auf beiden Se-iten 
derselben je 50 ein breit mit Pflasterung zu versehen.

5. -Auf -d-er -ganzen Strecke ist stünd-igsr Betrieb -ein- 
zuführ-en.

6. Für Schäden, die durch den B-ahnbau oder durch den 
Betrieb der Bahn an den Wasser- oder Kanallsitung-en der 
Stadt Diedenhofen entstehen, wird die -Bahngesellschaft ver
antwortlich gemacht. -Weiter hat -die Gesellschaft die Kosten 
für -alle Aenderungen an den -genannten Anlagen zu tragen, 
die -durch die Grleisanlage bedingt werden.

7. Die -der Nebenbahn Die-denhosen-Mondorf gestellten 
Bedingungen werden der neuen Bahn-gesellschaft ebenfalls 
auferlegt.

8. Es wird- -ein Einspruch vo-rbeh-alten, falls Transsor- 
m-ataren -auf Stadtgebiet errichtet werden sollten.

9. Die Kommission trägt Bedenken, ob- die in Betrieb 
zu stellenden Wagen -eine gefällige -Form a-ufwe-ife-n.

10. Die Kommission wünscht auf Bann Diedenhoi-en fol
gende Haltestellen: -Marktplatz, Theater, Post, Reichshalle, 
Haus -Fr-anyois, altes Oktraibüro, (bei- der neuen Schule) 
Goldene Kugel, Wasserturm.

In der nunmehr eröffneten Diskussion über die Linien
führung der Bahn bis zur -Gemei-ndegrenze wird einerseits 
empfohlen, die Linienführung so zu belassen, wie sie von -d-er 
Bahngesellschaft beabsichtigt sei, -andererseits wird die An
nahme des Kommissionsbe-schlusses -empfohlen.
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Mitglied Röchling beantragt, die Bahn über 
die Lrauserpromenade zu führen, um dadurch Berkehrsstö- 
rungen in der Pariferstraße zu vermeiden. Der Vorsitzende 
tritt warm für die Beibehaltung der Linienführung durch 
die Pariserstraße, als im Interesse des Fuhrwerks- und Fuß
gänger pp. Verkehrs liegend und zur Hebung des Besuches 
in der Altstadt, ein.

Die von dem Vorsitzenden über den Antrag Röchling 
vorgenommene A b st i m mu n g ergab 5 für und 14 Stim
men gegen denselben.

Der Gemein dernt empfiehlt daher die Linien
führung durch die Pariferstraße.

Mitglied Christian stellt den Antrag, für die Lini
enführung durch die Pariserstraße vom Marktplatz aus ge
sehen, die linke Seite der vorbezeichneten Straße zu benutzen, 
da der Verkehr auf der rechten Seite unübersichtlich sei.

Dieser Antrag wird mit 14 Stimmen angenom
men.

Hieran anschließend beantragt Mitglied D r. M-e d e r- 
n a ch die Bahn wenigstens bis zur Reichshalle durch die St. 
Petsrstraße auf der linken Straßenseite, längs des freien 
Platzes weiter zu führen, da die Anwohner der gegenüber
liegenden Häuser dadurch stark entlastet würden. Von an
derer Seite wird die Annahme des Kommissionsbeschlusses 
empfohlen.

Die Abstimmung ergab 12 Stimmen 
für den K o m mi f s io n s b e s ch l u ß, 6 für den Antrag 
Dr. Medernach.

Nachdem übler die weiteren Punkte des K o m- 
m i s s i o n s an t r a g e s e i n z e l n a b g e st i m mt und 
deren Annahme durch den Eemeinderat 
v e schloss e n worden war, Keß der Vorsitzende übler den 
gesamten Kommissionsbeschluß einschl. der 
vom Eemeinderat beschlossenen Aenderungen abstimmen. 
Ant 14 gegen 3 Stimen wurde derselbe angeno m m e n.

schlösse" Eemeinderat faßte demnach folgende Be

1. Gegen die vorgesehene Bahnlinie ist im a l l ge
heimen nichts einzuwenden.

2. Die Bahn wolle auf dem ga nzen Gemeinde- 
gebiet mit Ausnahme der Strecke Markt- 
P lach - K o m mandantu r, wo eine Linienführung links 
M hird, auf der r ech te n Straß e n f ei te (vom 
- carktplatz aus gesehen) geführt werden, wodurch eine sehr 
! ;rage Kreuzung mit der Straße vermieden wird. Das 

ewist der Mondorfer Nebenbahn vom Hause Payotte bis 
Franqois könnte von der Fentschtalbahn mitbe- 

Zt werden, sodaß auf dieser Straßenstrecke nur ein Geleise 
egen wurde. Die Kurve bei der Einmündung der Hayin- 

Ueckingerstraße kann durch Erwerb eines Erund- 
lin- von ca. 25 (pv von Herrn Richard-Goedert mög- 

werden. Der Eemeinderat empfiehlt den Er-
? ^I.^^undstllcks des lHerrn Richard-Goedert und ersucht 

ch " ^^'ard-Eoedert die Vedingungen, unter denen er das 
üm» binen Teil dles Grundstückes an die Nebenbahnge- 
teiipn" gewillt ist, der Stadtverwaltung mitzu-
v,,.' Eemeinderat hat die vorgeschlagene Linienfüh- 
dak Enquete beschlossen unter der Voraussetzung, 

EMugung zwischen Herrn Richard-Goedert und der 
-vahngesellschaft erfolgt.

Stelle der vorgesehenen Gittermaste sind auf dem 
iustelleii Rohr mäste in gefälliger Form auf-

auf dm^! Gemeindqgebiet Diedenhofen dürfen sowohl 
nur ^en wie auch auf den chaussierten Straßlsn

schienen verlegt werden. Auf chaussierten Stra

ßen ist die Strecke zwischen den Schienen und auf beiden 
Seiten derselben je 50 ew weit mit Pflasterung zu versehen.

5. Auf der gangen Strecke ist ständiger Betrieb einzu- 
führen.

6. Für Schäden, die durch den Bahnbau oder durch 
den Betrieb der Bahn an den Wasser- oder Kanalleitungen 
der Stadt Diedenhofen entstehen, ist die Bahngeseli
sch a f t verantwort! i ch. Weiter hat die Gesellschaft 
alle Kosten zu tragen für etwaige Aenderungen, die durch 
die Eeleisanlage an den erwähnten Leitungen notwendig 
werden.

7. Die mit der Nebenbahn Diedenhofen-Mondorf 
außerdem auserlegten Be r t r agsb edi ngu ngen 
werden der n e u e n B a h n g e f e llschaft igleich-falls auf
erlegt. d

8. Es wird die Erhebung eines Einspruches vorbe
halten, falls Transior m a t o r e n auf Stadtgebiet er
richtet werden sollen.

9. Der Gemeinderat trägt Bedenken, ob die in Betrieb 
zu stellenden Wagen zweckentsprechend sind und eine ge
fällige Form aufweisen.

10. Der Gemeinderat wünscht auf Bann Diedenhofen 
folgende Haltestellen: Marktplatz, Theater, Post, 
Reichshalle, Lager Perlia, altes Oktroibüro (bei der neuen 
Volksschule), Goldene Kugel und Wasserturm.

Den Enqueteausschuß bi t tet d er Ee mei n- 
d erat die vo rbez ei chn eten B e s ch l ii s s e als drin
gend wünschenswert z u berücksi ch t i g e n.

b) v o n St. Franz nach Nieder-Jeutz.
Durch Bekanntmachung des Herrn Bezirks-Präsidenten 

vom 23. Juni 1910 — V 3166 — ist die Abhaltung einer 
Voruntersuchung über den Entwurf für die Einrichtung der 
Nebenstrecke St. Franz—Nieder-Jeutz für den elektr. Betrieb 
angeordnet. Die Pläne und Enquete-Verhandlungen sind 
durch den Stadtbaumeister eingesehen worden und hat sich 
die Baukommission, gleichfalls in ihrer Sitzung vom 8. d. 
Mts., über das Projekt gutachtlich geäußert.

Der zur Verlesung gelangte Kommissionsbericht lautet:
„Gleichfalls mit der Ausführung der elektrischen 

Fentschtalbahn soll die jetzt schon bestehende Dampfneben
bahn St. Franz—Nieder-Jeutz für den elektrischen Betrieb 
eingerichtet werden. Zur Führung der elektrischen Energie 
ist dieselbe Oberleitung wie für die Fentschtalbahn vorge
sehen. Wegen der Eifenbahnunterführung werden die zwi
schen Nieder-Jeutz und St. Franz verkehrenden Wagen nur 
eine Kastenhöhe von 1,90 in erhalten. Dieselben erhalten 
24 Sitzplätze und 12 Stehplätze.

Die Kommission spricht den Wunsch aus, daß nach Um
bau der Bahnhofsanlagen höhere Wagen eingesetzt werden. 
Sie beschließt, daß an Stelle der vorgesehenen Gittermaste 
Rohrmaste zu erstellen sind. Auf der Strecke St. Franz— 
Diedenhofen sollen noch folgende Haltestellen eingelegt wer
den: Kaiferhalle, Theaterplatz."

Der Eemeinderat tritt dem Ko-mmis- 
sionsbefchluß bei und bittet denVorunter- 
suchiungsausschuß, die vom Eemeinderat 
ausgesprochenen Wünsche zu berücksichti
gen. Im klebrigen Littet er dringend, auch auf der 
Strecke St. F r a n z —N iede r j eu tz an Stelle 
des vorgesehenen halbstündigen Betriebes einen viertel- 
stündigen Betrieb einzuführen.

5. Wasserleitung in Terwen sZuschlagserteilung).
Zur Vergebung der Arbeiten für die Herstellung der 

Wasserleitung! in den Ortsstraßen von Terwen war Termin 
auf den 23. Juni d. I. anberaumt. Die Vergebungs- 
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kommiss i o -n konnte sich für die Zuschlagserteilung nicht 
e n t s ch l i e ß en und verwies d-ies-e an den Eem-eind-erat.

De r E e m e i nderat nach Hingehender Debatte, in 
welcher einerseits die Erteilung des Zuschlages an den Die- 
denhosener E-uibmittsnten, der Dvittbilligster war, sMpfoh- 
len wird, andererseits die Zuschlagserteilung an den Min- 
destford-ernden, Jnh-aber einer auswärtigen Firma, die an-er- 
kanntermaßen sehr leistungsfähig sei und wiederholt für 
die Stadt Arbeiten verrichtet habe, vorgeschlagen wird, 
beschließt, dem M -i n de st f -o r d -e r n -d e n, Louis Jost 
in Eandringen, für den Betrag von 5160,10 -Ä den Z u- 
schlag zu erteilen.

6. Anschluß eines Hauses in Monhosen an das 
städt. Grundwasserwerk.

Der Landwirt I u l. S t o-u fflet in Monhofen 
Littet um Herstellung eines Anschlusses an das Wassernetz für 
feinen an der Hauptstraße in Monhofen liegenden Neubau. 
Di-eL-eitung des neuen Erundwasserwerks führt an dem Neu
bau vorüber.

Der Vorsitzende empfiehlt die Genehmigung des bean
tragten Wasseranschlusses, damit durch dieselbe die Frage der 
Wasserversorgung der Gemeinde Monhofen alsbald in Fluß 
kommt.

Der Gemeinderat genehmigt den Anschluß 
unter den Bedingungen des Wasserregulativs mit der Maß
gabe, daß beim Zustandekommen eines Wasserlisferungs- 
vertrages mit der Gemeinde Monhofen der Anschluß Stousf- 
let in diesen mit hinein bezogen wird. Die Gemeinde Mon
hofen hat in diesem Falle den von der Stadt eingebauten 
Wassermesser zu übernehmen.
7. Vertrag mit der bakteriologischen Anstalt Metz

Durch Erlaß des Kaiserlichen Ministeriums vom 12.
Juli 1909 ^269 Keimzählung für

W asserv e r s o r g u n g s a n l a g -e n angeordne: wor
den. Durch Verfügung vom 12. April d. Js. — la. M. 
2539 — teilt der Herr Bezirkspräsident durch Vermittlung 
des Herrn Kreisdirsktors in Died-enhofen-Ost zur besseren 
Verständlichmachung des vorbezeichneten Ministerialrrlasses 
mit, daß die K-e-imzählungen am geeignetsten durchs die bakt. 
Anstalt in Metz zu machen und die Resultate allmonatlich 
dem Kreisarzt zu übermitteln seien. Im übrigen wäre, um 
eine ernsthafte Kontrolle des Leitu-ngsw-ass-ers zu gewähr
leisten, mindestens eine einmalige wöchentliche Keim
zählung erforderlich.

Die bakt-er-iolo-gische Anstalt in Metz übernimmt dre 
Keimzählung und Keimbestimmungen des Wassers

1. regelmäßig wöchentlich :
2. außerordentlich ', a) auf Verlangen des Wasserwerks 

(nach starken Regengüssen, Lei hohem Steigen des Grund- 
wasserwerks, nach Beschädigung der Anlagen, Betriebs
störungen, Inbetriebnahme neuer Versorgungsanlagen usw. 
l>)auf Verlangen der Anstalt( besonders von Wasser, das 
an anderen Stellen des Rohrnetzes entnommen worden ist.) 
gegen eine jährliche Ents ch ä d i g ung v o n 300 -N.

Falls durch- Verfügung- des Hrn. Bezirks-Präsidenten die 
als wöchentlich erford-erlich b-ez-eichn-eton Keimzählungen nur 
mehr m o -n a t l i ch stattzuf-ind-e-n h-a-b-en, so -ermäßigt sich 
der Jahresbetr-a-g a u f 150

Der Gemeinde rat, nach näherer Bekanntgabe 
der Bedingungen des mit der bakt. Anstalt Metz abzuschlie- 
hend-en Vertrages, b e s ch l i e ß t, den Bürgermeister zum 
Abschluß des Vertrages zu ermächt i g e n und b e w i l- 
l i g t den für die Keimzählungen pp. erforderlichen Kredit 
von 300 bezw. 150 pro Jahr.

8. Erneuerung des Vertrages für 
Straßen walzarbeiten.

Die Firma Straß e n wa lz enb-e tri eb, vor
mals H. Reifenrath in N-ied-erlahnstein bittet um V -erlän- 
g erun g auf weitere 6 Jahre des mit ihr am 23. April 1906 
abgeschlossenen Vertrages betr. Ausführung von Einbau- 
und Walzarbeiten. Die Firma führt in ihrem Anträge -aus, 
daß die Kreisbauämter in Metz und Died-enhofen gleich
falls die Verträge für Straßenw-a-lza-rbeiten verlängert 
hätten und sie daher eine größere Anzahl Walzen in der hie
sigen Gegend -halten müsse, die ihr eine pünktliche Bedienung 
der Stadt-gemeinde ermöglichten. Der Vorsitzende teilt als
dann die bisherigen Preisvereinbarungen mit der Firma 
mit und empfiehlt seinerseits -eine Verlängerung des be
stehenden Vertrages auf -weitere 3 Jahre entgegen dem An
träge einer 6jährigen Verlängerung, da z. Zt. -mehrere Kon
kurrenzunternehmen im Entstehen begriffen seien, die -es 
nicht ausgeschlossen erscheinen ließen, daß die Stadtverwal
tung bei -einem demnächsti-g-en Vertra-gsabschlUss-e günstigere 
Preisabmachungen undV-ertr-agsb-edingungen -erzielen könne.

Dieser Vorschlag wird vom -E e m -e i -n d- erst -e i n- 
stim-mig angenommen und der Bürgermeister zum 
Vertragsabschlüsse ermächtigt.

8^- Freihändige Vergebung der Pissoiranlage im 
Gymnasiumneubau.

Die Baukom m i s s i o n hat in ihrer Sitzung vom 
28. Juni beschlossen, daß für die Pissoir-anlage im Gy-mn-asi- 
-umneubau T-orsilwände verwendet und -die -Arbeiten zur 
Lieferung und Herstellung d-ers-elben freihändig ver
geben werden sollen. Seitens der -Sp-ezia-lfirma Schwartz in 
Hemeli-ngen bei Bremen ist -ein Angebot -einger eicht, -nach 
welchem sich die -Kosten auf oa. 1500 ^tl belaufen. Hierbei 
stellt die Stadt di-e Hi-lfsl-eute und -d-e-n erforderlichen Zement. 
Mit Rücksicht darauf, daß -bei Torfi-twänden keine Wasser
spülung nötig -und dieselben nicht gestrichen zu -werden brau
chen und -außerdem desinfizierend- wirken, -empfiehlt -die 
B-auko-mmission di-e freihändige Vergebung -der fr-gl. Arbei
ten an die gen. Firma.

Der Gemein d -er -at b e s ch- ließt entsprechend und 
ermächtigt den Bürgermeister zur f r e i h ä n d ige n V -e r- 
g-ebung der Arbeiten und- Li-eferung-en sowie zum Ver
tragsabschluß.

9. Versicherung des neuen Gymnasiumgebäudes 
gegen Feuerschaden

Der V -orsitz -end -e führt aus, daß das neue Gymna
sium-gebäude nahezu im Rohbau f-ert-ig-gestellt sei und es sich 
empfehle, dessen Versicherung -gegen Feuerschaden vorzun-eh- 
men. Er bittet den Gemeinderat, -die -Verwaltung zu er
mächtigen, den Versicherungsvertrag -mit -einer oder mehrerer 
der in Diedenho-fen vertretenen Feuer-versicherungsgesell
schaften -abzuschließen. -Es sollen in -erster Linie solche Ge
sellschaften berücksichtigt werden, die der Feuerwehr Zuwen
dungen -gemacht haben und mit welchen noch keine Versiche
rung städtischen Mobiliars und Gebäude -abgeschlossen wor
den ist.

D e -r E -emeinderat erklärt sich einverstan d -e n.

10. Festsetzung einer Witwenpension.
Der ehemalige G -e m- e i nd -e- f ö r st -e r S chm -i t t, wel

cher nach seinem Ausscheiden aus dem Dienste in Oetring-en 
Wohnsitz genommen hat und im -Jahre 1896 nach 8 9 des 
alten Pensionsstatuts für die städt. Beamten mit -einem 
Ruhegehalt von 260,46 pensioniert worden war, ist «im 



28. Mai d. Js. ver st o r be n. Seitens eines Erben wird 
die Festsetzung der P e n s i o n für d i e W i twe des 
Verstorbenen beantragt. Dieselbe beträgt nach tz 13 des 
-alten Statuts für die Pensionierung! der Gerneindebsamten 
Hz der Pension des verstorbenen Ehemannes 260,46:3^86,82 
-.st pro Jahr.

Der E eme -inderat b -e s ch l i e tz t auf Vorschlag 
des Vorsitzenden die W-i tw-enp en sion auf 86,82 -st pro 
Jahr fest zu setzen.

11. Antrag Goedert betr. Aushebung des Oktrois 
auf Futtermittel für Gentringen.

Der Antr a g st eller erklärt feinen Antrag z u - 
rückzuziehen in dsr -Erw-artung, -daß die Vororte in 
Zukunft ebenfalls die Vorteile der Alt- -und Neustadt er
halten Werden ,soweit dies irgend möglich ist.

Nachdem der Vorsitzende dankend hiervon Kenntnis ge
nommen, teilt er dem Eem-einderat die bisherigen Verhand
lungen mit dem K. Bezirkspräs. bezw! dem K. Ministerium 
mit.

Der Eemeinderat billigt den Stand - 
p u n -k t d e r V e r w a -l tungin der Oktroifr-a-ge der Vor
orts Briquerie nnd Gentring-en; er gibt nochmals seine 
Meinung dahin kund, daß-eine Ausnahme für Eentringen 
und Briquerie wegen der Vorteile, die diese Vororte durch 
die Stadterweitsrung erfahren Haben, nicht annehmbar sei; 
rm klebrigen spricht er seine Geneigtheit aus, alle die Vor
orte berührenden Angelegenheiten mit Wohlwollen, zu sör- 
^I"'.lEeit dieselben nicht auf zn große finanzielle oder 
technische Schwierigkeiten stoßen würden.
. Hieran anschließend kommt die Interpellation 
des Mitgliedes Eoedert „Wie haben sich in den Vororten, 
ipeziell Eentringen und! -Briquerie diejenigen Futterprodu-

Ast verhalten, welche ksinen Viehstand haben oder 
weiche kein Abonnement für das Vieh genommen haben?" 
zur Besprechung.

Der V o rsitzend e führt aus, daß -sich die Beant- 
ortung der gestellten Jnterpellatio-n -aus dem Oktroiregle- 

- ient und d.m Gesetzesbestim-mung-en ergäbe. Die Einfüh- 
ng von Futtermitteln sei der Ö-ktroiv-erwaltung zu mel- 

N 'si -d^r Erntezeit durch- Kommandierung eines
nr einganlg-e-ne Oktroiheb-estell-e in Eentringen, 

, 7.. uzentsn entgegenkomm-en werde. Den Viehh-al-
, n könne nur der Abschluß eines Abonnements mit der 
^^^"^"^si'valtnng -empfohlen werden, während die Futter- 
e^I'^si' welche keinen Viehstand besitzen, und das g-e- 
lun^, > anderweitig verkaufen, -naturgemäß zur Zah- 
wüssen ^''Mäßigen Oktro-i-abgab-e-n h-er-an-g-ezog-en werden 

r a k " E rpellant -ebenso wie der G e -m e i nd -e - 
e i n «° wit Beantwortung- der Interpellation 

" vergan d n.

12 Erhebung von Oktroiabgaben für 
Fleischkonserven.

Cempm>» Beratungen des neuen Oktroitarifs hat d-er 
13 d->« Annahme, daß Me-ischkonserv-en gemäß tz
lass-m vom 25. Dezemb-er 1902 oktroisrei zu be-

mit Rücksicht d»iaus. datz 
und der Auffassung der R-eichsr-egierung
-des 8 laÄ Landesregierung über die Tragweite 
OktraiNpn„b Zolltarrfgesetz-es von 1902 die Aulässigkeit der 

s -Uerung von Fleischkonserven I: in Gläsern oder 

Büchsen eingemachte Fleischwaren: nicht bezweifelt werden 
kann, beschließt der Position 23 des Ok- 
troitariss folgende Fassung zn geben:

„Gemüse-, Frucht- und F l e is Hko n ser - 
v-en jeder Art in hermetisch verschlosse
ner Packung 100 Kilogramm 5 -st.

13, Erhebung von Oktroi aus Fruchtschaumweine.
Die Oktro-dverwaltung hat bei Einführung von Frucht

schaumwein (Apfelsekt) die -unter Nr. 2 des Tarifs für 
„wirklichen Schaumwein" -vorgesehene Steuer von 0,50 -st 
pro Flasche erhoben, während nach dem Schaumweinsteu-er- 
-g-esetz vom 15. Juli 1909 für gewöhnlichen Schaumwein aus 
Fruchtwein eins R-eichssteuer von 10 F pro Flasche zu ent
richten ist. Die vereinigte I. und III. K 0 m mi ssi 0 n h-at 
in der Sitzung vom 15. Juli 1910 beschlossen, dem Gemeinde- 
rat die Erhebung einer Fruchtschaumw-einabgabe von 0,10 
-st pro Flasche zu empfeh len.

D e r E e m e i n- d -e r -a t -erklärt sich -mit dem gefaßten 
Ko m.m-i s s i 0 n s b esch-lu ß ei n v e r st a nd e n und be
schließt unter 3u des Oktroitarifs einzufügen:

„Obst- bezw. Frucht-Schaumwein (Apf-el- 
sect) 100 Liter 10 -st."

14. Bewilligung einer Hypothekenlöschung.
Durch Akt errichtet vor Notar Kerckhoff -am 23. Juli 

1907 hat der Kaufmann L. Luft hierselbst im Bau- 
block 38 an der -Graf Heinrichstraße 4,14 Ar DoL-enfläche er
worben. Durch Akt vor Notar Carlebach- -vom 5. Februar 
d. Js. hat -er einen 2 in breiten Geländestreifen, welcher an 
den van ihm bereits erworbenen Bauplatz anstößt, von der 
Stadt gekauft und auf den beiden Parzellen ein Gebäude 
errichtet. Kaufmann Luft hat -am 27. Juli 1907 den Kauf
preis des zuerst erworbenen .Bauplatzes -und am 5. Februar 
d. Js. den Kaufpreis des zuletzt erworbenen Geländestrei
fens an die Stadtkasse bezahlt. -Gleichzeitig mit letztem Be
trage hat -er -auch die Anliegerkosten des zuletzt erworbenen 
Geländestreifens von 2m -Front mit 100 -st bezahlt, während 
für -die Anliegerkosten des zuerst erworbenen Platzes mit 600 
-st die Stadtverwaltung unterm 30. Oktober 1907 eine Siche- 
rungshypothek genommen hatte.

Kaufmann Luft hat zur Sicherung der stä d t. 
H y p 0 t h -e k -e n f 0 r d e r -u n g bei der Stadt hierselbst ein 
Sparkassenbuch über den Betrag von 600 -st als 
Fan stpsand hinterlegt und bittet um Löschung der von 
der Stadt genommenen hypothekarischen Eintragung.

Der E e m e i n d erat erklärt sich mit der Lö s ch u -n g 
der von der Stadt genommenen Sicherungshypothek. über 
-einen Betrag von 600 -st -Anlieger-kosten einver st -a n d e -n 
und ermächtigt -den Bürgermeister d-ie L ö s ch u ng s be
willig u n g zu erteilen.

15. Genehmigung einer Anleihe bei der Sparkasse.
Die Stadtverwaltung bsd-arf einer Anleihe zur Zah

lung der 9. und 10. Rate des bei der Nachverm-essung mehr 
Vorgefundenen Festungsgelän-des 2x69 600—119 200 -st 
fällig -am 1. 4. 4043-und 1. 4. 49437- Dieser Betrag kann /M 
voraussichtlich durch die laufenden Einnahmen einschließlich 
Erlös aus dem Verkaufe von -Bauplätzen nicht aufgebracht 
werden, weil bereits jährlich 152 367,58 -st nötig sind zur 
Zahlung der Amortisati-onsr-aten der früher -aufg-enom-m-e- 
nen Anleihen. Der Vorsitzende bemerkt, daß die Bewil - 
l i g u n g der A n l e -i h e -deshalb- schon jetzt bea-ntr agt 
wird, weil bei der Sparkasse Diedenhofen z. Zt. noch Gelder 
vorhanden sind, welche die Anleihe ermöglichen und letztere 
Lurch Beschluß vom 16. Juli d. Js. sich bereit erklärt hat, der
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Stadt Di eb en H osen unter den üblichen Bedingungen den 
Davlehnsb-etrag zum Zinsfüße von 3^ anstatt wie bisher 
von 3^ zu überlassen. 119 200 -14

Ferner sind -aufzubringen zum Ban der 
Grundwasserleitung (die Grsamtausgab-e be
trägt 182 000 -44) bereits ausgenommen 180 000, 
noch aufzunehmen 2 000 -44

Für den Bau des Gymnasiums. Beschlosse
ner Gesamtanleihehetrag 340 000 -4t, davon aus
genommen 120 000 -44.

Bleiben aufzunehmen (Beschluß vom 19.
6. 1908) 220 000 -4t

Ferner zur Deckung der 7. Rate des Fes- 
tungsgeländes, welche aus Mittel anderer be
schlossenen Anleihen bezahlt wurde 73 000 -4t

insgesamt 444 200 -4t
Der Vorsitzende schlägt dem Gemeinderat vor, zuerst die 

Aufnahme der Anleihe von 1 1 9200 -4t zu 
dem angegebenen Zwecke zu beschließen, und ferner die 
Stadtverwaltung zu ermächtigen, zwecks Deckung der oben 
angeführten Ausgaben die Landesherrliche Genehmigung 
zur Aufnahme der Gesamtanleihe von 414 200 -4t nachzu- 
suchen. Die Tilgung und Verzinsung der Anleihe soll in 50 
Annuitäten von je 17 658.88 -4t erfolgen.

Die 1. Rate ist zahlbar am 31. 3. 1912 und die letzte 
am 31. 3. 1961.

Zur Zahlung der pro Rechnungsjahr 1910 etwa fällig 
werdenden Zinsen der aufzu-nshmenden Anleihe sind genü
gende Mittel im lausenden Budget vorhanden.

Was die im Hauptbudget für 1910 und im Ergänzungs- 
budget für 1909 nachgewiesenen, verfügbaren Einnahme- 
überschüsse anbelangt, welche in angelegten Wertpapieren 
bestehen und 3- A einbringen, so sollen dieselben zur Be
streitung der Kosten der Erweiterung der Straßen- und 
Wasserleitungsnetze, Herstellung des neuen Meß- und 
Marktplatzes, sowie zur Umpflasterun-g verschiedener Stra
ßen der Altstadt und Umbau des alten Gymnasiums pp ver
wendet werden.

Der G -e m e i n d e r a t erklärt sich mit der Auf
nahme der vorge-schlag-enen Anleihe im Betrage von 414 200 
-4l zum Zinsfüße von 3tz A,, rückzahlbar in 50 gleichen Ra
ten, bei der hiesigen Sparkasse e i n o e r st a n d e n, und be
auftragt den Bürgermeister die l a ndes h e rrli ch e E r - 
m ächt -igu n g hierzu nachzufuchen und sodann den Dar - 
lehns vertrag mit der Sparkass-enverwaltung abzu- 
schließen.

Ferner beschließt der Eemeinderat, daß die Amortisa- 
tionsraten aus dem Erlös des Gelände-verkaufs, den Ein
nahmen der Gemeinde aus der neuen Gem-einde-steuergefetz- 
gebung sowie evtl. durch Er he b u ng von Zus ch l ä - 
gen gedeckt werden sollen.

16. Anlage eines Anschlußgeleises im alten 
Monhofenerweg.

Nachdem der Gemsin-derat in seiner Sitzung vom 6. 7. 
d. Js. die Genehmigung des Antrages der Eisenbahnbau 
und Betriebsgesellschaft Bering und Waechter auf Geneh
migung zur Verlegung eines provisorischen Geleises in 
d e m alten Monhofenerweg zwecks Anfuhr von 
Baumaterialien und Ausfüllboden von einer Reihe von Be
dingungen abhängig gemacht hatte und die genannte Firma 
durch Schreiben vom 8. Juli d. Js. die Annahme der unter 
1., 2., 7., 8. u. 9. gestellten Bedingungen ablehnt-e, sowie die 
unter 10 festgesetzte Anerkennungsg-eLühr als reichlich hoch 
bemessen fand, wurde die Angelegenheit auf Antrag der 

Nebenbahngesellschaft der Baukommifsion zur nochmaligen 
Begutachtung vorgelegt, Welche nachstehenden Bericht er
stattet :

„Die Komission besichtigte den alten Monhofenerweg 
von der Kaiser Karlstraßs bis zur Parkstraße und beschließt, 
daß das Geleise auf die, von der Kaiser-Karlstraße aus ge
sehen, rechtsseitige Straßenseite in das Ra'senbanket gelegt 
werden soll. Die Straße soll soweit frei gehalten werden, 
daß 2 Wagen gut neben dem Geleise vorbeifahren können.

Bei Besprechung der vom Gemeinderat gestellten Be
dingungen an die Betriebsverwaltung der Nebenbahn, teilt 
der Vorsitzende der Kommission mit, daß die Verwaltung 
den Absatz 7 des Briefes in seiner jetzigen Fassung nicht 
annehmen könne. Die Kommission nimmt darauf die Strei
chung der Worte: „noch indirekt" an. Der Z 7 heißt daher: 
„Die Gesellschaft darf nicht direkt Lieferant sein, ausgenom
men bei Lieferungen für die Stadt."

Den Absatz 8 des genannten Briefes hält die Firma 
Bering und Wächter für nicht erforderlich!; die Kom
mission ist jedoch für die Beibehaltung desselben.

Den Artikel 9 ändert die Kommission -wie folgt ab: 
„Die Gesellschaft verpflichtet sich, f o weit sie dazu in 
d e r L a g e i st, das zum Ausbau der- Verlängerung der 
Parkstraße bis zum Eisenhahndamm benötigte Auffüllmate- 
rial zum Preise von 1,60 -44 pro- obm an Ürt und Verwen
dung sstelle gemessen usw. zu liefern."

Der Eemeinderat erklär t -sich mit den von 
der Kommission gestellten neuen Bedingungen 
e inve r st ande -n und erhebt den Kommiss -i o n s a n - 
trag zum Ves ch l u ß in Ergänzung des bereits am 6. 
Juni d. Js. gefaßten -Gemeinderatsbejschlusses.

17. Geländeerwerb.
Die -Anlage eines Mülldepots an d-sr unteren Mosel- 

brücke hat die Herstellung einer Wegeverbindung von der 
Monhofenerstraße nach dem gen. Mülldepot nötig gemacht. 
Da der Fahrweg durch ein dem Ackerer M a t h i a sVach 
in Monhofsn g ehör i g e s E r u n d st ü ck geführt werden 
soll, ist der E r werL der frgl. Parzelle, die übrigens zur 
Erlangung der nötigen Bautiefs zum Ankauf geeignet ist, 
erfo rde rl ich gewo rd-en.

Die vereinigte I. und. III. K o mm i f s i o n hat auf 
Antrag des Bürgermeisters zur Vermeidung einer unnöti
gen Verteuerung des frgl. Geländes durch die Konkurrenz, 
denselben beauftragt, das frgl. Gelände vorbehaltlich 
der Genehmigung des Eemeinderats sofort 
zu er werben.

Die Beurkundung über den Erwerb des Geländes hat 
am 16. d. M. stattgefu-nden.

Der E e mein d-e r a t, dem Anträge des Vorsitzenden 
entsprechend, e r t e i l t n a ch trägli ch d i e -E r -m ä ch t i- 
gung zu -m- Erwerb d-es dem Ackerer »Math-ias Bach in 
Mo-nhofen gehörenden Grundstücks mit nachstehender Be
zeichnung: Gemarkung Diedenhofen, Sect. A, Gewann Nie- 
derfeld, No. 407 p. Das fragl. Grundstück hat einen Flächen
inhalt von 49,66 ar. Der Kaufpreis mit 250 Mk. 
pro ar -also insgesamt 4915,00 -44 sowie die Kosten für die 
Vertragsbeurkundung pp. werden b e -w i l l i g t.

18. Veräußerung von Bauplätzen u. Straßengelände.
a) Ein Kauflieb- h -a b e r bittet um käufliche Ab

tretung des im Baublock' 38 liegenden Bauplatzes k mit 14 
Meter Front und 3,51 Ar Flächeninhalt. Der Bauplatz liegt 
mit der Front nach der Fr-anzösischen-Str-aße und grenzt an 
die Ecke zwischen Kaiser Karl- und Franzäsische'-Straße bil
denden städtischen Bauplatz. -Der Kaufli-eb-haber bietet -einen 
Preis von 10 -44 pro grv an.



57

Aus den sich ergebenden Verhandlungen des Gemeinde- 
rats sei hervo-rgeyoben, daß einerseits von einer Veräuße
rung des Bauplatzes abgeraten wird, weil die Französische- 
Straße noch nicht durchgeführt sei, and demnächst auch wohl 
kaum durchgeführt werde. Die Stadtverwaltung könne, 
selbst wenn sie hierzu vertraglich keine Verpflichtung habe, 
den Ausbau der Straße nicht hinausschieben, sobald der 
Platz überbaut b-ezw. der geplante Neubau bewohnt wäre. 
In diesem Falle würden ihr bedeutende Ausgaben erwachsen 
die den Kaufpreis des Bauplatzes bedeutend überstieg-en. 
Von anderer Seite wird die Veräußerung des Bauplatzes 
als nicht empfehlenswert bezeichnet, da eine Aenderung des 
Stadtb-eba-uungs-planes an dieser Stelle noch möglich er
scheine.

Mitglied P fans ch i l l i n g empfiehlt den Verkauf des 
Platzes und beantragt den Preis auf 15 M pro gnr festzu
setzen. Durch Erhöhung des Verkaufspreises auf 15 
würde der Ertrag des Bauplatzes die für den Ausbau der 
Französisch-en-Str-aße erforderlichen Mittel bieten und neues 
Baugelände erschlossen.

D -e r E em e i n d s r a t setzt letzterem An t r a ge en t- 
sp rechend den Kaufpreis des Platzes auf 15 M pro gin 
fest und ermächtigt den Bürgermeister evtl. das llebergebots- 
v erfahren -ei-nzul-siten.

b) Seitens einer A r ch i t e k te n fi r ma i n Straß
burg, welche im Auftrage einer Gesellschaft handelt, wird 
angefragt, zu welchem Preise die Stadtverwaltung die ihr 

im Bau-block 54 gelegenen Erundstückparzell-e Sekt.
420, 421, 422 p mit einem Flächeninhalt von 

Ar, wovon für Straßs-nzwscke 7,10 bezw. 9,90 Ar in 
Adgang kommen würden, abzutreten geneigt wäre.
«r r- Kommis s i on empfiehl t den Verkauf dieses 
rrelandes zuni Preise von 8 M pro cpn unter d-er- Bedingung, 

atz A n l i -s g e r k o st e n bezahlt würden; der Vorsitzende 
verlangt noch den Zusatz, daß das ganze abzutretende Ter- 
arn rnnerhalb 3 Jahren im Villensti-el bebaut sein müsse.

Es wird einerseits empfohlen, dieses Terrain über- 
laupt nicht zu verkaufen, da !es später sehr wertvoll werden 
ronntr, andererseits wird betont, daß die Stadt all ihr Ee- 

std ^Eit keine feste Verwendung habe, 
bereit halten solle, evtl. könne ja der Preis 

Zukunfts-aussichtsn erhöht werden. Mit- 
daraus, den Preis pro gin auf 12 M 

^s^.k?^'.!^b der ganze-Komplex bis.an den Tafeld-gr,ab-en 
rnr Mitglied- Röchli-ng b-sa-ntragt, beim par-
Z onw-er-sen Verkauf 25 Prozent mehr zu verlangen. 
länkiE.r Aemeind-erat beschließt, nur das ganze Ge- 
aat- y'w 12 M pro- gin mit der weiteren Maß-
v i verkaufen, daß innerhalb 3 Jahren das G e l ä nd-e 
sind nsrn ?^bau-t sein muß. Die A n l i -e g -e r k o st e n 
ÜNd lelbstveritandlich zu bezahlen.
den Nniv" 0 b w- E ' st r wird -e r m ä ch t i g t, Antragstellern entsprechend zu v e r ha n d-e l n.
käuflib--- knr e i st e r M -ö h l -e bittet um
welb>1-'^^^ues 54 gnr großen Eeländestreifens, 
strad- st-'du der neuen Baufluchtlin-i-e d-er Briqu-eri-e- 
legeu ist ''^w gehörigen Bauplatz -202 p Sekt. A ge- 

ei-nmrb-i!>^^ 1909 hat sich der Gemeinderat damit 
Bauflubl erklärt daß zur Regulierung der Str-aße-n- 
Oktroinni-N»? Bsßtzer des Na-chbargrundstück-es, den
Preis- vvn ein ähnlicher Geländestreifen zum

D -7 5 Ow abgetreten wird.
den g e n e b mVorschl-a-g des Vorsitzen- 
streifens --nii, Abtretung des fraglichen Eelände-
den N n i- st^drie von 3 M pro qni und- er m ä ch- tigt 

^urg-ermerster zum Vertragsabschluß.

mit

19. Veräußerung eines Grundstücks in der 
„jonction droite" an die Reichseiseobahnverwaltung.

Der Vorsitzende teilt mit, daß -er der Kai-serl. Ge
neraldirektion d-er Eisenbahnen in Elsaß-Lothringen von 
der Beschlußfassung des G.-R. vo-m 6. Juni d. I. benachrich
tigt habe u. bringt ein Antwortschreiben vom 1. Juli d. I. 
— G. 1846 — zur Verlesung, worin diese die vom Gemei'nd-e- 
rat an die Abtretung der von der Cisenbahnvsrwaltung be
nötigten Grundfläche in- der „jonktio-n droite" geknüpften 
Bedingungen als nicht annehmbar bezeichnet. Außerdem 
spricht sich die Gen-eraldirektion aus grundsätzlichen Erwä
gungen dagegen aus, daß mit der Erunderwerbang-elegen- 
he-it die von dieser völlig unabhängige Frage, betreffend 
Ueberlafsu n g des Vieh Marktplatzes -an di e Stadt verbunden 
werde. Sie bittet die Frage der Benutzung des Vieh-markt
platzes von der Erun-d-e-rw-erbsfrage getrennt zu behandeln 
und zum Gegenstand einer bes-on deren Eingabe zu machen, 
weist jedoch darauf hin, daß nach dem gegenwärtigen Stande 
der Entwurfsarbeiten für die Umgestaltung -der Bahn-an
lagen in Diedenhofen die Frage zur Zeit noch nicht spruch
reif sei.

In der erfolgten Diskussion wird von -dem Vorsitzen
den unter V-erzichtleistung -auf die vom Eemeinderat ge
stellte Bedingung der Zusi-ch-erung d-er Benutzung des Vieh- 
marktplatzes -auf weitere 15 Jahre, die Abtretung des Ge
ländes in der j-onction droite zu dem angebotenen Preise 
von 175 M -empfohlen. A n d er -ers -eits wird- der gefor
derte Preis von 175 M als n -i ch> t mehr -angemessen be
zeichnet, nachdem die -Generaldir-ektion die Zurverfügungstel
lung des Vieh-marktplatzes auf 15 Jahre -abgelehnt habe, 
um-s-om-ehr als das Dreing-abe-gelände -a-n den Bahnüber
gängen nach Monhofen und Scheuern so gut wie wertlos fei. 
Die Drein-gabe dieses Geländes habe übrigens -auf die Fest
setzung des Preises des städt. Geländes keinen Einfluß aus
geübt; vielmehr sei der Gemeinderat bei Feststellung des 
Verkaufspreises lediglich von der Voraussetzung ausgegan
gen, daß -die Eisenb-ahnver-waltung den Viehm-arktplatz 
wunschgemäß -auf weitere 15 Jahre überlassen würde. Nach
dem dies -nicht der Fall sei, müsse heute -als Gegenleistung 
zum mindesten eine Erhöhung des Verkaufpreifes verlangt 
werden.

M i t g l -i e d D r. -K u L o r n beantragt -unter B e -i - 
b e h a ltun g der G el -ände d rein g -a L -e den Ver
kaufspreis -auf 2 50 M pro A r,'welcher Preis -auch 
an -die Besitzer von Nachbar-grundstücken bezahlt worden ist, 
f-eftzusetzen.

Der E -smeindsrat beschließt mit großer Mehr
heit entsprechend dem g -e -st -e -l -lten- A n trag -e.

20. Verkauf von Terrain zur Herstellung einer 
Privatstraße zwischen Neubau Harter und dem

Stadtpark.
Der E ü t e r h ä n d l -e r H. L e v y bittet ihm einen Ee- 

länd-estreifen von 3Z Meter -Br-eite neben dem Neubau Har
ter und dem St-adtp-ark, auf-die Parkstr-aß-e stoßend-, zur An
lage .einer Zufahrtsstraße -nach seiner Auto-garage käuflich 
abzutreten. Er bietet für den czm abzutr-etender -Fläche 8 ^c.

Der Vorsitzende trägt vor, daß sowohl die B -a u -, als 
auch die -F i na n z ko -m -m -issi on sich mit der Abtretung 
der gewünschten Fläche zu dem angeüo-tenen Preise von- 8 M 
pro qrn -unter folgenden -Bedingungen ei n v -er st -a n- 
den -erklärt hätten:

1. Die Straße -muß vom Erw-erb-er a-usgeb-aut und stets 
in gutem Zustande -unterhalten werden.
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2. Dieselbe muß den Nachbarn für den Fährverkehr 
wie überhaupt jedem Besucher des Stadtparks und Fuß
gänger frei zur Verfügung stehen.

3. Die Autogarage darf nur Primatzwecken und nicht 
gewerblichen Zwecken dienen.

4. Die Stadt behält sich das Recht vor, evtl. die Straße 
zu verbreitern oder auch weiter durchzuführen ,falls ihr dies 
aus irgend^ einem Grund Wünschenswert erscheint.

5. Die erforderlichen Umänderungen an dem Trottoir 
der Parkstraße zur Herstellung der Einfahrt nach dem Pri- 
vatwege haben auf Kosten des Antragstellers zu erfolgen.

6. Die emtl. Uebernahme des Weges durch die Stadt 
muß jederzeit möglich sein, und dürfen der Stadt gegenüber 
keinerlei Forderungen oder Entschädigungsansprüche geltend 
gemacht werden.

7. Einsprüche und Rechte dritter bleiben vorbehalten.
D er E e m einderat erklärt sich mit der Abtre- 

tund eines 3^ Meter breiten Eeländestreifens zum Preise 
von 8 -N pro gin unter den vorstehend bezeich
neten Wedi ngungen einverstanden.

21. Ileberlassung der Kammerbaracke an die 
Militärverwaltung.

Die Königl. Militär -Intendantur des XVI. 
Armeekorps in Metz teilt durch! Schreiben vom 5. Juli 1910 
— 906, 6. IV, 2. — mit, daß es sich bei der ungünstigen Fi
nanzlage des Reichs z. Zt. noch nicht übersehen lasse, wann 
die Kassrnements für das Bataillon Infanterie fertig ge
stellt sein können. Sie bittet die Stadtverwaltung, die 
ihr durch Gemeinderatsbeschluß vom 21. Juni d. Js. bis 1. 
April 1913 zugesicherte Weiterbenutzung der Kammerbaräcke 
im Hofe der Jnfanteriekaserne I und II bis zur Fertigstel
lung des frgl. Kasernements bewilligen zu wollen.

D e r G e mein d erat, dem Vorschläge des Vorsitzen
den entsprechend, beschließt, der Militärverwaltung 
die frgl. Kammerbara cken bis auf weiteres, läng
stens jedoch bis zum 1. April 1918 unter 
den mit der Militärverwaltung vereinbarten Bedingungen 
weiter zu überlassen.
23. Bewilligung des Kredits für Beschaffung von 
Schulmobilien und Herrichtung neuer Schulräume.

Mit Beginn des neuen Schuljahres werden die 
Räume zur Unterbringung zweier Real- 
schulk la ssen erforderlich, und zwar für die 1. Realklasse. 
und di'S Paralellabteilnng der 5. Realschulklasse. Außer
dem wären 25 Bänke ü 2 'Sitze von der Firma Fuhrmann 
und Haust, Schulbankfabrik in Frankenthal, zu beschaffen. 
Da geeignete Räume nicht zür Verfügung stehen und die 
Herrichtung neuer Räume für die Realschule mit erheblichen 
Kosten verbunden ist, hat die Stadtverwaltung die Vsr - 
le g u n g z >w e i e r Eleme ntark l a s s e n aus dem 
Vorder,gebäude an der Eollegimmstraße ins Auge gefaßt. 
Der Ortsschulvorstand und, der Herr Kreisschulinspsktor ha
ben sich mit der Verlegung einverstanden erklärt, letzterer 
unter der Bedingung, daß die für die beiden Elementar
klassen zu beschaffenden Räume den gesetzlichen Anforderun
gen 'genügen. Die e i n e der zu verlegenden Elemen
tart! assen soll im alten Rathause auf dem 
Marktplatz, die and ere im Schulgebäude der 
Alt st raste untergebracht werden. Für die z. Zt. im 
Schulgebä ude der Altstraße untergebrachte Klasse der Fräu
lein Frisch wird im 1. Stockwerk des alten Vergschul- 
gebändes im Hofe des Bürgermeisteramts ein Klassen- 
raum eingerichtet werden. Für dir Herrichtung dieses Rau
mes ist ein Kredit von 500 -ll erforderlich.

Der Gemeinde rat bewilligt den er- 
forder l t ch en Kr e d i t.

Der Gemeinderat beschließt ferner, daß der 
Kred it für die Besch a ffu n g der Schulbänke 
für die beiden neuen Rea,Massen aus den im K o st e n a n - 
schlag für Errichtung des neuen Gymna- 
s iumsge b ä udes vorgesehenen Betrag von 45 000 M 
für 'Beschaffung von Schulmobiliar pp genommen 
w i r d, und ermächtigt den Bürgermeister die L i e f e r u n g 
der benötigten S chulbän k e an die gen. Mrma Fuhr
mann und Hauß, Schulbankfabrik in Frankenthal frei
händig zu vergeben.

22. Antrag aus Bewilligung eines Beitrages für 
den Umbau des evangelischen Pfarrhauses.

Die evan g e l. K i'r chengemeinde hierfelbst be
absichtigt das evangel. Pfarrhaus umbauen zu las
sen und hat ein entsprechendes Projekt zur Genehmigung 
vorgelegt. Nach einem Gutachten des Herrn Hochbauinspek
tors belaufen sich, die Kosten für den frgl. Umbau auf 
3420 ^l.

Der Herr Kreisdirektor in Diedenhofen-Ost übersendet 
das Projekt mit der Mitteilung, daß der Herr Bezirkspräsi
dent bereit sei .eine Staatsbeihülfe von etwa 1500 M zu be
antragen, in der Annahme, daß die Gemeinde Diedenhofen 
gleichfalls einen Beitrag in Höhe von etwa 1200 M leistet 
und der Rest der Bausumme durch die evangel. Kirchenge
meinde getragen wird.

Der Gemeinde rat bewilligt den geforderten 
Beitrag von 1200M unter der Bedingung, daß die 
von dem Herrn Bezirkspräsident in Aussicht gestellte 
Staatsbeih i l f e von 1500 -R ebenfalls g e l e i st e t 
und der von der ev. Kir chengemein d r zu tra
gende Rest bereits vor Inangriffnahme des Baues be
reit gest eilt wird.

Bei dieser Gelegenheit spricht der Gemeindera t 
! den dringenden Wunsch aus, daß der zwischen der 

evangel. Kirchengemeinde und der Stadtverwaltung verein
barte G eländeaust a u s ch von dem evangel. Kon
sistorium alsbald gutgeheißen, und dem 
Kaiser!. Ministerium zur Genehmigungserteilung vorgelegt 
wird.

24. Ausdehnung der Straßenbeleuchtung.
Der Vorsitz e n d e führt aus, daß die B a u k o m - 

m i s sion in ihrer Sitzung vom 24. Mai d. Js. sich für die 
Beleuchtung mittels elektrischen Lichts 
der E l isab rth st t a ß e sowie d e sSpanierring s 
entschieden habe. Für die 'Elisabethstraße sind 3 'Lampen von 
je 50 Kerzenstärken, für den Spanierring 5 Lampen von je 
50 Kerzenstärken erforderlich. Diese Lampen bedingen einen 
Aufwand von drei Pfg. für Lichtverbrauch und' 1 Pfg. für 
Unterhaltung 4 Pfg. pro Brennstunde. Bei einer Brenn
dauer von 16821 Stunden im Jahre n 4 Pfg. beträgt somit 
der Aufwand für eine Lampe 6 7,29 -R, für die 8 Lampen 
demnach 5 3 8,32 -R.

Für die Beleuchtung mittelst elektrischen Lichts des 
Lhateau Ieannot - W e g e s und des V o r ort e s 
B r i quer i e konnte sich die B a u k o m m i s s i o n n i ch t 
entschei d e n, da für diesen Teil der Gemeinde das Elek- 
trlzitätswerk eine Garantieleistung seitens der Stadt für 
einen Stromverbrauch von Mindestens 1500 M verlangt 
hatte.

Für die Beleuchtung des Ehateau Jannot-Weges und 
des Vorortes Vriquerie mittelst 10 Lampen von je 50 
Kerzenstärke würde unter Zugrundelegung der vorstehenden 
Berechn un'gsw elfe ein Aufwand' von 6 7 2,90 -ü zu machen 
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sein. DerE e n er-a ldi re kto r S e e l der AEWEA aus 
Berlin hat anläßlich seiner letzten Anwesenheit in Diedenho
fen auf die von dem El-ektrizitätswerk geforderte Ea- 
r.a nt i e l e i st u n g verzicht e t. Demnach würde der Be
leuchtung mittelst elektrischem Lichts der 
V o ro r t e B r i q u r i e pp. nichts m ehr i m Wege 
st eh en, u-msomeh-r als die von der Bau-kommission empfoh
lene Beleuchtung mittelst Petroleumlampen bedeutend kost
spieliger ist.

Der (8 e m e i n d erat beschließt die beantragte Be
leuchtung mittelst elektrischen Lichts and bewilligt den 
für die Beleuchtung erforderlichen Kredit von insgesamt 
1209,22 oll.

25. Bewilligung einer Nachtlaterne für die 
Bedürfnisanstalt in Beauregard.

In der in Beauregard -neu zu errichtenden Bedarf
st isan st a l t wird eine N a ch t l -atern -e erforderlich, 
für welche ein Credit von 79,36 oll pro Jahr angefordert 
wird.

Der G e m e i n derat b e will -i g t -den erforderlichen 
Kredit.

26. Herstellung eines Entwässerungskanals für 
das Gymnasium in der Piccoloministraße.

Die Entwässerung des neuen Eymna- 
s i u m g e b ä u d -e s läßt sich am zw-eckmäßigsten nach derPic- 
coloministrahe bewerkstelligen. Da in dieser Straße der Ent- 
Wässerungskanial noch nicht hergestellt ist, empfiehlt es sich, 
denselben alsbald herstellen zu lassen. Nach einem von dem 
Stadtbauamts ausgestellten Kostenanschläge belaufen sich 
die Herstellungskosten auf 3400 oll, welche, -da der Kanal 
iedi g l i ch z u r Ent w ä s s e r u n g d es Ey -m » a s i- 
u-m s dienen soll, auf den Credit für Errichtung des Eym- 
nastu-mgebäud-es zu nehmen wären.

De r E e m s i n d e rat ist mit der Herstellung des Ka
nals sowie mit der Verrechnung der Herstel
lung s k o st e n auf den Eymnas i u -m b a u fon d e >i n- 
verstanden.
27. Antrag aus Zuschuß zu den Kosten für die 

Neupslasterung der Ieutzerstraße.
Der Bezirk beabsichtigt -die J-sutzerstr-aße (Sta-atsstraße 

cr. 18 -i-m Fort Jeutz) einer Neu-pflasterun-g zu unterziehen, 
-^.urch- Verfügung! vom 23. Juni d. I. — V. 2704II — teilt 
er Herr Bezir-kspräsident mit, daß die Gesam-tkostsn der llm- 

psiasterung 45000 oll betragen, von welchen auf die Verwal- 
n Neblenbahn Diedenh-of-en-N.-Jeutz 4000 oll entfielen, 
'r habe dem Kaiserli-chen Ministerium vorgeschlagen, von 

den Died-enho-fen »einten Beitrag von 1000 oll zu erhe- 

k -o mmission h,at mit Rücksicht darauf, 
dil ^raßen durch den Aufbruch der Wasserleitung durch 
O'i, E AEten habe, die Gew ähr ung des beantrag- 
ten Zuschusses befürwortet.
chend" Eemeinderat beschließt entspr-e-

28. Antrag Wiedenhosf.
-err-ich-t-et vor Notar Steph-a-ny am 7. 

aeni Ufo. !>aben sich die Eheleute Wiedenhosf, Wa- 
'beauregard verpflichtet, das ihnen gehörige 

anfallpn der Elisabethstraße, welches der Stadt
unter -unentgeltlich an die S t ad t ab zu t r -eten 
Eriu»»« ^chuung auf die Anliegerkosten. Den mehrfachen 

I chen -der Stadtverwaltung -auf Erfüllung dieser Ver- 

tragspfli-cht ist p. Wiedenhosf nicht nachgekommen, hat da
gegen durch Schreiben vom 14. Juni d. I. die weitere Ileber- 
lassung zur Nutznießung des fragt. Geländestreifens bis zum 
Ausbau der Elisabethst-rahe erbeten. Die Baukommission 
hat am 14. -d. M. beschlossen, dem p. Wiedenhoff zu gestatten, 
das fegt. Gelände noch abguernte-n und sodann -mit der Ver
breiterung zu beginnen. Die auf dem Grundstück stehenden 
Weinstöcke sollen dem p. Wiedenhoff verbleiben, während die 
Stadt den Plankenz-aun selbst nehmen wird.

D e r E e m e -i n d -e r a t erk lä rts i ch öi n v e r st a n- 
d e n.

29. Hauungs-Kullur« und Wegebauplan des 
Gemeindewaldes.

Seitens des Herrn Oberförsters sind zur Begutachtung 
durch den Eemeinderat die H -au u n -g s -, K u l tur- und 
W -e g e b a -uplä n e des !Gemeindewaldes für das Forst- 
wirtschaftsjahr 1911 vorgelegt worden.

In dem Hauu-ngspla-n sieht der Herr Oberförster
eine Einnahme aus den Holzfällungen in Höhe von 9400 -ll 
vor, wovon an W e r b u n g s k o st e n 3000 oll
-abgehen werden, so-daß ein R -e -i n,gew inn von 6400 oll 
zu Gunsten der Stadt verbleiben würde.

Der Forstkulturplan sieht eine Ausgabe von 78 
oll vor für Aushebung von- Er-snzgräben, Nummeri-eren von 
Abteilungsgrenzsteinen sowie Anstreichen derselben mit wei
ßer Oelfarbe u. -Anschaffung -eines Nummerier-apparates pp.

Der Wegebau plan -sieht die Neuanlage eines 400 
Meter langen Erdweges, sowie die Ausbesserung sämtlicher 
Holzabfuhrwege vor und wird -hierfür -ein Credit von ins
gesamt 600 M -erforderlich.

Der E -e m e i nder -a t, auf Vorschlag des Vorsitzenden, 
genehmigt die -v-orgelegten Hauungs - Ku ltur- 
und W e g eb-au p l ä n -e .

30. Bewilligung eines Kredits für Kartierung 
von Plänen.

Seitens der I. Kommission wird folgender Bericht -er
stattet:

„Von der Katasterbehörde sind der Stadt auf Anfrage die 
Neuaufnahmen des EemeindegÄändes gegen Brigueri-e, 
Gent-ringen, Terwen -und St. Franz zur Herstellung -eines 
Bebauungsplanes zur Verfügung -gestellt worden. Es ist 
-eine Kartierung- dieser -Aufnahmen -nötig. Der Stadtgeome- 
ter hat den Antrag gestellt, hierzu -einen -Vermessungstech
niker -auf 3 Monate mit 150 oll Monatsgehalt anzustellen, 
da ihm die nötige Zeit zu der Arbeit fehle. Stadt-rat Frank 
stellt den Antrag, diese Kartierung dem Kata-sterkontrolleur 
Seyfert zu vergeben, da dies eine kleine Entschädigung für 
die schwierige Arbeit der -Einschätzung -der Grund-stücke zur 
Grundwert-abgabe wäre. Die Kommission beschließt entspre
chend und beauftragt den Vorsitzenden, sich -mit Herrn Sey
fert in Verbindung zu setzen."

Nachdem Herr K-a-t-ast-erk-ontroll-eur S -e y f -e r t die Aus
führung der Karti-erungsarbeiten ab gelehnt, Hat die 
Stadtverwaltung sich -um Ueberweisung -eines -geeigneten 
Technikers -an den K-atasterpersonalvorsteher gewendet. Der 
Katafterp-ersonalvorsteher teilt mit, daß -voraussichtlich* -ein 
Vermessungstechniker -auf 3—4 Monate verfügbar sein werde 
und der diesbezügliche Antrag an die Kaiserl. Direktion der 
-direkten Steuern in Straßb-urg zu richten sei. Als Vergü
tung für den Techniker käme -ein Monatsgehalt von 180 oll 
und außerdem die tarifmäßigen Reisekosten nach und von 
Diedenhofen in Frage.

Der Eemeinderat b ew ill-igt d en er« 
ford-erli ch-e n Credit.
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31. Gesuch der städt, Schutzleute um Neuregelung 
ihrer Gehaltsverhältnisse.

Die S chu tz l e u t e der Stadt Died-snhofen sind -uim 
Aufbesserung ihrer Gehalts- -pp. Bezüge eingekommen.

D e r G emei n derat nach kurzer Debatte lehnt 
denAntr a-g a b und ersucht die Verwaltung, in Zukunft 
Anträge auf Gehaltsausbesserung pp. selbstständig zurückzu- 
weisrn bezw. bis zur Vudgetberatu ng zurückzu- 
l e g e n.
32. Antrag des Gemeindeförsters auf Gewährung 

einer außerordentlichen Vergütung.
Der G e -m ei n d e f ö r st e r Becker hat die Bewilli

gung einer Extraver -g ll t u n g für außerordentliche, im 
Dienste der Stadt Diedenhofen verrichtete Leistungen er
beten.

Der Vorsitzende bittet, ihm zu ermächtigen, dem Ge- 
meindeförfter wie im verflossenen Jahre für die gleichen 
außerordentlichen Leistungen eine e i n m a lige Vergütung 
in Höhe von 80 lll zu gewähren.

Der Esmeinderat i st einver st g n -d e n.

33. Bewilligung einer Stellenzulage an den 
Einnehmer der Central-Oktroihebestelle.

Seitens der Oktroiv e r w a l t u n g wird für den 
Oktroieinnehmer der Ce n t r a l heb e st e ll e am Bahnhof 
eine besondere Stellenzulage beantragt.

De r G e m e i n d e r a t in Erwägung, daß der Einneh
mer der C-entralhebe-stelle am Bahnhof ganz besonders !mit 
Arbeit belastet und zur Leitung dieser Hebestelle eine beson
dere Befähigung erforderlich, ist, b e s ch ließt, dem j-eweM- 
gen Stelleni-nh-aber vom 1. August d. I. ab eine monatliche 
jederzeit widerrufliche nicht p e n s i o n s- 
f ä h i g e Zulange von 10 b i s a u- f w -e i t e r e s zu 
bew i l lige n.

34. Niederschlagung unbeitreiblicher Einnahmen, 
Steuern sowie zu Unrecht veranlagter Hundesteuern.

u) Der G emei n de rechn er legt ein Verzeichnis 
unb-ritrei-blicher K <o st en der Han d werksk -am m e r 
aus dem Rechnungsjahre 1909 vor und beantragt Riede r- 
schlagung eines Betrages von insgesamt 12,70 M. Bei 
den -vier in Frage kommenden Schuldnern ist Pfan d Man
gel festgestellt worden.

k) Er legt ferner eine R-achweisung über die im Rech
nungsjahr 1909 zu llnrecht veranlagter Hunde

steuern -über den Betrag von 20 -R vor und- beantragt 
-auch deren Nie d e r s ch l a g u n g.

e) -D e r Vorsitze n d e teilt mit, daß nach- der für 
das Rechnungsjahr 1910 -erfolgten Veranlagung zur Hunde
steuer auf Grund der am 1. April in Kraft -getretenen neuen 
Hundesteuergesetzgebung von den zur Steuer veranlagten 
Hundebesitzern50 reklamiert haben, die teilweiseEntbürdung 
verlangen, da ihre Hunde anstatt zur 2. Kategorie als Hunde 
1. Kategorie veranlagt worden find bezw. teilweise nicht ver
anlagt werden durften. Er bringt das Verzeichnis der Re- 
klamanten, die -angeführten Rekl-amativnsgründs und die 
vom Steuer a usschuß -auf die Reklamationen getroffe
nen- Ents ch e i d -u n g e n zur Verlesung und Littet den Ee- 
meinderat, von der dem Gem-einderechn-er zur Einziehung 
überwies-enen Hundesteuerrolle einen Betrag von 596 -ll 
ab setzen zu dürfen.

D e r E e m einder a t beschließt sowohl die u n b e i- 
tre i blichen H -a n d- w erks k a- m- m -e r k o st e n im Be
trage von 12,70 -ll mie die zu U n r -e ch t v -er a n- l agten 
Hunde st e u -e r n aus dem Jahre 1909 im Betrage von 20 
llt -und- endlich die von dem Steuerausschuß pro 1910 be
willigten -EntbürdungsL-sträge zu Unre ch t v e r a n l -a g- 
t -e r H u n besteuern in Höhe von 596 -R n i -e d e r z u- 
s chla g e n.

35. Einlassung aus einen Rechtsstreit.
Der Vorsitzende bringt eine ihm von dem Herrn 

Vezirkspräsident-en mit Verfügung vom 11. Juni 1910 — 
IIa 1378 — übersandte Denkschrift des Amtsgerichts- 
sekretärs a. D. G o ed- er t in Diedenhofen zur Verle
sung und ersucht den -Gemeinderat nach Maßgabe des H 56 
Ziffer 15 der Gsm. Ordnung vom 6. Juni 1895 Beschluß zu 
fassen. Er führt aus, daß die in dem von Hrn. Go-edert beab
sichtigten Rechtsstreit zu .entscheidende A n- l i -e -g -er k -o st -e n- 
frage s. Z. ausdrücklich erörtert worden sei und daß über 
die Verpflichtung des Antragstellers zur Zahlung der 
AEegerkosten keine Bedenken bestehen. Er bitte daher 
um die Ermächtigung, sich auf -die F-eststellungsklage 
-e i n lassen zu dürfen.

Der Gemeinde rat ermächtigt den Bürger
meister, sich auf die -von Herrn -Goedert -anzu-streng-ende Fe-st- 
stellu-n-gs-klage ei -nz u l -a s s -e -n und die erforderliche P r s- 
z e ß e r m ä ch t i g u n g vom Herrn Bezirkspräsidenten zu 
e r bi t t -en.

Nachdem der Vorsitzende den Gem-einderats-mitg-liedern 
für die hsutig-e Mitarbeit -und- die heute gezeigte Ausdauer 
gedankt, wünscht er den Herren vergnügte Ferien und be
schließt die Sitzung um 11Z Uhr abends.
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Bericht
über die

Gemeinderatssitzung vom 5. September 1910,
WacHrnittcrgs 3f/z Wbr.

Anwesend waren irach Eröffnung der Sitzung unter dem 
Vorsitze des Bürgermeisters I. V. Berkenheier die Beige
ordneten Walkowinski und Haus sowie die Mitglieder 
Cailloux, Christian, Denz. I. Franck, Franyois, Eoedert, Dr. 
Kuborn, Müller, Dr. Medernach, Pfanschilling, Roth, Reu
ter, Roechling, Schiltz, Wehrmann und Zimmer. Mitglied 
Salomon erscheint später.

Entschuldigt: Mitglieder Noubiaire, Steimetz, H. 
Frank und Richard-Eoedert.

Schriftführer Mitglied Fran§ois.
Außerdem wohnte der Sekretär Homburger der Sitzung 

bei.

Tagesordnung.
1. Mitteilungen.
2. Mitteilung der von den bevollmächtigten Kommissio

nen in dringlichen Angelegenheiten gefaßten Be
schlüsse.

3. Sparkassenbericht.
1. Wahl von Sparkassenvorstandsmitgliedern.
C Naturalisationsanträge.
6. Geländeveräußerung.
7. Geländeaustaufch.
8. Eeländeerwerb.
9. Niederschlagung von Straßenveinigungsgebühren.

10. Niederschlagung einer unbeitreiblichen Einnahme.
11. Schließung der Weinberge.
12. Bewilligung der Kosten für die Volkszählung 1910.
13. Uebernahme der Nachprüfungsgebühren der Fleisch

beschauer auf die Stadtkasse.
14. Beitritt zum elsaß-lothringischen Verbund für Trin

kerfürsorge.
16. Ausbau der Parkstraßs an der Abzweigung der 

Eutenbergstraße.
6. Beschlußfassung über die Zustände in einer ungesun- 

gen Wohnung auf Grund des Gesetzes vom 13. 
April 1850.

17. Bewilligung der Kosten für Vertretung einer nach 
i o ^W^halb kommandierten Lehrerin.
i^' Zulassung auf einen Rechtsstreit.
so Epibasterung der Hospital-, Neu- u. Merschstraße. 
v. T h eaterang el sge nhei ten.

1. Mitteilungen.
7^.* fremde verlieft ein Schreiben des 

ieino Lo!eb in Halle, durch welches derselbe
den die Teilnahme seiner alten Garnison an
n e r - m l teierli chkeiten des 6. Drago- 

e g i m ents in Mainz zum Ausdruck bringt.

b) Er bringt ferner ein Schreiben des Kommandörs 
des Magdeb. Drug.-Regts. Nr. 6 in Mainz zur Vorlesung, 
in Welchem der Dank des Offiziercorps für das anläßlich des 
50jährigen R e g i m e n t s - I ub i l äu m s über- 
fandte Elückwunschtelogramm der Stadtverwaltung und die 
Hoffnung ausgesprochen wird, daß das gute Einvernehmen 
mit der alten Garnison Diedenhofen fortleben möge.

<ch Herr Erzpriester Vagner dankt für die 
ihm von der Stadtverwaltung anläßlich seines silbernen 
P r i e st e r ju b i l ä u m s ausgesprochenen Glückwünsche.

ä) Herr Pfarrer Dr. Doyen in Beauregard 
dankt ebenfalls für die ihm anläßlich seines silbernen 
P r i e st e r ju b i l ä u m- s von der Stadtverwaltung aus
gesprochenen Glückwünsche.

e) Herr Richard- G o e d e r t in Beauregard 
spricht dem Eemeinderat seinen Dank aus für dessen Bei
leidsbezeugungen anläßlich des Todes seiner 
Schwiegermutter, Frau Eoedert in Beauregard'.

0 Herr K a ufma n m F elixN o 8 l dankt namens 
der Witwe dem Gemeinderat für die Teilnahme an der B e - 
erdigung s e in e s B r ud e >r s, d es eh e m^ a l i g >e n 
G e m e i n d e r a t s m i tg li ede s L s o n No 8 l, sowie 
für die aus diesem Anlaß gemachte Kranzspende.

g) Der Gabelsberger Stenographenverein Diedenhofen 
bittet die Stadtverwaltung bei Neubenennung von Straßen 
auch eine Gab el sbe rg e r st r a ß e e i n z u f ü h r e n.

b) HerrPe t s r S ch a i l aus Königsmachern hat dem 
städt. Mu-seuin durch Vermittelung des Herrn Gemeinderats
mitgliedes Zimmer drei sehr wertvolle St ein e m it 
Keilschrift, stammend aus den Jahren 500—2000 vor 
Chr. Geb., zum Geschenk gemacht. Ebenso hat Her Ka u f- 
mannA. L o nstant hierselbst dem städt. Museum einen 
von dem Umbau seines Hauses herrührenden H a u störn 
mitWappe n Lberwiesen. Dem, beiden Herren von der 
Verwaltung ausgesprochenen Dank, schließt sich der Ge
mein do rat an.

i) Herr Oberst Freyer, Kommandeur des 3. 
Lothr. Jnf.-Regts. Nr. 135, teilt feine Bereitwilligkeit mit, 
die Mitgliedschaft der Kommission für 
Kunst, Theater u n d Wi s s e n s cha f t anzunehmen.

j) Die Kaiserl. Fortifikation teilt mit, daß der in dem 
Trottoir der Craüserpromenade, nördlich von Bastion I be
findliche f o r t i fi ka tor i s che G r e n z st e i n mit Bol
zen B. G. B. tiefer gesetzt werden wird. Die Beschwerden 
des an der frgl. Stelle verkehrenden Publikums sind daher 
gegenstandslos geworden.

Ich Das Kaiserl. Ministerium für Els.-Lothr. — Ober- 
schulrat — in Straßburg hat durch Beschluß vom 26. Juli d. 
I. —- O. S. 6166 — mitgeteilt, daß das S ch ulgeld b e i 
dem Gymnasium in Diedenhofen vom Schuljahr 
1910/11 ab jährlich 100 chl in den Realklassen und 120 -N in 
den Eymnasialklassen betragen wird.

I) Der deutsche Verein. für ö f f -e n t l. G e s u n d- 
heitspfle g e, dessen Mitglied die Stadtverwaltung ist, 
hält am 14. bis 17. September d. I. in Elberfeld seine 35. 
Vevfamimlung ab.

Der Vorsitzende stellt den Herren Mitgliedern anheim 
an der Versammlung teilzunehmen. Die Tagesordnung 
kann auf dem Bürgermeisteramt eingesehen werden.
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ui) Architekt G. O b erthür in Siraßburg ersucht 
um Leistung einer zweiten Abschlagszahlung 
von 1500 -N für die von ihm an dem EymnafiumneuLau 
Hierselbst geleisteten Arbeiten. Er führt in seinem Schreiben 
aus, das; bei Annahme einer Eesamtbaufumme von 350 000 
-N sein Honorar unter Zugrundelegung eines Prozentsatzes 
von 1,5 — 5250 -ü betragen würde. Herr Oberthür hat
eine Abschlagszahlung von 3000 -ü evhalten und sind noch 
ca. 2250 -1t geschuldet. Die von ihm zu leistenden Arbeiten 
sind nach Angabe des Stadtbaumeisters bis auf einige klei
nere ausgeführt.

Der Eemeinderat gibt sein Einver- 
ständni s.

ll) Durch die Verlegung einer neuen Elementarklafse 
in das alte Rathaus auf dem Marktplatz, welche in das dem 
Verein Frohst n n zu Musikproben überlassene 
Lokal erfolgen wird, muß letzterer diesen Raum verlassen; 
seitens der Verwaltung ist beabsichtigt auch dem Verein 
Frohsinn das bereits von der Philharmonie benutzte Probe- 
lokal im Theater zu überweisen. Der Vorsitzende der 
Philharmonie bittet in einem Schreiben an die Verwal
tung von diesem Plane abzusehen, da der frgl. Saal 
wöchentlich bereits 4 mal von der Philharmonie benutzt 
werde und 1 bis 2 mal bei Theaterveranstaltungen dem 
Theaterpersonal als Ankleideraum diene; es stehe daher 
kein Tag mehr für den Frohsinn offen'. Auch' fei das Inven
tar der Philharmonie mangels geeigneter Schränke nicht 
unter Verschluß, so daß es nicht ausgeschlossen sei, daß Noten 
und Instrumente abhanden kommen könnten.

Aus der Mitte des Eemeinderats wird die Ante r - 
L r i n g u n g des V e rein s Fro h s i n n in dem Probe- 
lokal der Philharmorrie im Theater als nicht empfehlens
wert bezeichnet, dagegen der Zeichensaal d er st ä d t. 
Mittelschule als geeignetes Lokal für die Proben 
empfohlen.

Der Vorsitzende sichert die Prüfung der Angelegenheit 
zu und stellt seinerseits in Aussicht, falls der bezeichnete 
Zeichensaal als ungeeignet erscheinen würde, den Verein 
F r o h s i n n in den G a r d e r o b e n r a u m des alten 
Rathauses, der sowohl seiner Größe als Lage nach ge
eignet sei, u n t e r zu b r i n g e n.

Der Gemeinderat erklärt sich einver- 
si ande n.

o) Kommunalb a u meister Fror a t h in Metz, 
der das Einverständnis des Gemeinderat zu seiner Nieder
lassung in Diedenhofen nachgesucht hat, teilt in einem 
Schreiben an die Verwaltung mit, daß er unter den durch 
Gemeinderatsbeschluß vom 17. Juli d. Js. gestellten Be
dingungen, seinen W o- h n sitz i n D i e d e n h o f e n n i -ch t 
nehmen könne.

D e r Gemeindera t nimmt von dieser sowie den 
bereits vorher gemachten Mitteilungen des Vorsitzenden 
Kenntnis.

2. Mitteilungen der von den bevollmächtigten 
Kommissionen in dringlichen Angelegenheiten 

gefaßten Beschlüsse.
Die v e r einigt en K o m m i s si o ne n haben ent

sprechend der ihnen vom Eemeinderat am 17. Juli d. Js. 
erteilten generellen Ermächtigung in den Sitzungen vom 2. 
und 22. August d. Js. in nachbezeichneten dringlichen Ange
legenheiten endgültige Beschlüsse gefaßt;

„Sitzung der vereinigten Kommissionen vom 2. Aug. 1v.
->) Antrag d e s E eschä f t sag e n t e n O p p e n - 

heim u m E r w -e r b einer 1,83 in g rotze n F l ä ch e 
zur Vergrößerung seinesB a u p l a tzes.

Die Dringlichkeit wird anerkannt.
Eeschäftsagent Oppenheim bittet ihm anstatt eines 1 m 

breiten Streifens von 12 ni Tiefe einen solchen von 13,83 in 
Tiefe zur Vergrößerung seines Bauplatzes an der Kaiser 
Wilhelm II Promenade abzutreten. Die Abtretung von 12 
giu hat bereits die Genehmigung des Kaiser!. Bezirkspräfi- 
diums gefunden.

Die bevollmächtigte Kommission erklärt 
zur Abgabe der mehr verlangten 'Fläche von 1,83 giv ihr 
Einverständnis zu dem Preise und unter den Bedin
gungen des Eemeinderatsbeschlusses vom 6. Juni 1910.

d) Erwerb eines Teiles e i ner Privat- 
rvasserleitun g.

Die Dringlichkeit wird anerkannt.
Der Lokomotivführer H o p p e in Beauregard 

hat den Antrag gestellt, sein Anwesen an die Wasserleitung 
in der Denzstraße anzuschließen. Diese Wasserleitung ist je
doch Privateigentum des Herrn Denz und müßte, um die 
Wasser-abgabe zu ermöglichen, zum Teil durch die Stadt er
worben werden. Herr Denz verlangt für das abzutretende 
Löitungsstück 150 -ü.

Die bevollmächtigte Kommission er
mächtigt die Verwaltung zu dem Erwerb 
der fraglichen Leitung zu dem angeforderten Preise unter 
der Bedingung, daß dieselbe eine Lichtweite von 80 inw hat.

o) In stand se tzung des Friedhofweges 
nach dem Fried Hof in O b e r ge n t r i ng e n.

Die Dringlichkeit wird anerkannt.
Durch den anhaltenden Regen dieses Jahres ist der 

Weg nach dem Friedhof Obergentringen 
ausgewaschen und dringend ausLesserungsbsdürftig. Das 
Stadtbau-amt beabsichtigt die Ausbesserung mitTeermakadam 
vorzunehmen, da solches bedeutend widerstandsfähiger und 
vorteilhafter wie Ehaussierung an diesem stark steigenden 
Wege sei. Die Kosten belaufen sich auf 1850 -ü. 850 -ü 
sollen -auf Titel „Unterhaltung der Friedhöfe" und- 1000 -ü 
auf Titel „Wegebau" genommen werden. Mitglied Psan- 
schilling beantragt die Verweisung der Angelegenheit an die 
I. Kommission,, die den Zustand an Ort und Stelle prüfen 
soll.

Die bevollmächtigt e K o m missi o n erhebt 
die Vorschläge der Verwaltung zum B ef chlu sse und be
willigt den erforderlichen Kredit von 1850 -ü einstimmig.

Auf Antrag des Mitgliedes Salomon genehm i g t 
die Kommission die Herstellung eines oa. 7 na langen Z u - 
fahrtsweges zu dem i s rae li ti sch e n F ri-e d - 
Hofe von der Straße nach dem bath. Kirchhofe ausgehend, 
aus laufenden Mitteln.

d) Einrichtung eines Raumes im Unter
geschoß der Vera schule zur Aufstellung 
von elektrischen Apparaten und Ma- 
s ch i n e -n.

Die Dringlichkeit wird anerkannt.
Die bevollmä ch t ig te Kv-m m i s sio n erklärt 

zur Herrichtung des sorgen. Raumes ih r Ei nver stän d- 
n l s, und bewilligt den erforderlichen Kredit von 1302 Zl, 
der auf den Restkredit der Bergschule genommen werden 
kann.
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e) Einem Gesuche des L o k o in o t i v f ü h r e r s Bal
lert auf Gelä n< d e a ustaus ch stimmt die bevollmäch
tigte Kommission mit der Maßgabe zu, daß Fläche gegen 
Fläche auszutauschsn fei. Die Mehrfläche des von der Stadt 
abzutretenden Geländes muß durch Ballert bezahlt werden 
und wird pro gvi derselbe Preis wie bei dem Geländeaus
tausch Speck in Ansatz gebracht 6 -st pro gm.

t) Die Firma Singer in Straßburg 
stellt den Antrag auf ll e b e r l a s s u n g d es Stadt- 
theaters aus 5 Jahre zur V eranstaltung von 
kinematographischen Vorstellungen an den 
Tagen, an welchem das Theater nicht durch die Stadt und 
die Metzer Theaterdirektion benötigt wird. Sie bietet einen 
jährlichen Pachtprsis von 2500 -st. Die Kommission ist ein
stimmig der Ansicht, daß ein P a chlvrei s von 50 0 0 -st 
jährlich zu verlangen und die Erhöhung der Feuerversiche
rungsprämie durch die Firma zu tragen sei. Die Feststel
lung der übrigen Bedingungen wird durch die Verwaltung 
erfolgen .falls die Firma zur Zahlung von 5000 -st sich be
reit erklärt.

g) Entsprechend dem Vorschläge des Architekten Ober- 
tur genehmigt die Kommission die Herstellung eines 
-Waschbeckens i m Flur des E y m nasi ums und 
zwar mit 7 Stimmen für Projekt V gegen 2 für Projekt A. 
Die Kosten betragen ca. 350 -st und sind auf den Gymna- 
srumneubau-Kredit zu nehmen.

b) A r ch i te k t P f a n s ch i llin g bietet für einen 
a u platz an derI o h a n n - Wehestraß e, neben 

Direktor Frank gelegen, mit einer Frontlänge von 8,60 irr 
10 -st pro girr.
. Die bevollmächtigte Kommission be- 
Ichneßt den Platz nur zum Preise vo n 1 2 -st p r o gw 
und unter den üblichen Bedingungen abzutreten. Falls der 
Liebhaber diesen Preis annimmt, kann das lleb>eirgebotsver- 
fahren eingeleitet werden.

(Mitglied Psanschilling hkatte sich während der Vera- 
ung dieses Punktes aus dem Sitzungssaale entfernt. Nach 

iemenuWiedereintritt erklärt er sich mit dem geforder - 
r«n Preise einverstanden.)
a D * Vorsitzende teilt mit, daß in allernächster 

rer Rohbau des E y m n a siums sertiggeftellt sei.
bittet um die Bewilligung eines Kredits von 100 -st zur 

^eranstaltung eines Richtfestes für die Arbeiter. Die 
Kommission beschließt antragsgemäß, spricht 

s «och den Wunsch aus, daß die am Bau beteiligten Firmen 
IL 50 -st z u steuern.

igeordneter Walkowinski trägt vor, 
des Wegealignements im kath. Friesthofe 

^ranz von der Ko n ze s s io n Me h n 3 gvr weg- 
Niü m e n werden mußten. Rentner Mohn bitte um
nuazahtung der 3 gvr ä 24 -st. D i e K o m m i s s i o n b e - 
'chlregt entsprechend."

„Sitzung der vereinigten Kommissionen vom 22. August, 
in o) Abbruch eines Teiles des Hangars 
straß"r Verlängerung der Collegium-

ende erläutert, daß durch den Neubau 
""^ofts-latrine auf dem Kasernenhofe hinter der 

rwi'E^brne, ^^m Abbruch der alten Latrine, die in der 
der Kollegiumstraße liegt und s. Zt. mit dem von 
städt sch^"Erroaltung erworbenen Festungsgelänste in

- -vesttz ubergegangen ist, nunmehr nichts mehr im Wege 
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steht. Im Interesse der D u r ch f ü h r u n g der Solle - 
giumstraße erscheint der Abbruch gerechtfertigt. Auch 
das Militärbauamt II in Metz hat den Abbruch als wün
schenswert bezeichnet und dessen Vornahme im Benehmen 
mit der Garnisonverwaltung anheimgestellt. Der vom 
Stadtbauamt über die Vornahme der fragt. Arbeiten aufge
stellte Kostenanschlag schließt mit einem Betrag von 4000 
-N ab, jedoch wird an der Kostenanschlagssumme voraus
sichtlich ein wesentlicher Betrag erspart werden können.

Während der Kommiffionsberatung tritt die Frage 
auf, ob die in den Abortgruben eingebauten Eisentrommeln 
als solche Eisenteile anzusehen seien, wie sie sich die Mili
tärverwaltung beim Abschluß des Stadterweiterungsver- 
trages zum Eigentum Vorbehalten hübe. Der Vorsitzende ver
tritt den Standpunkt, daß dies nicht der Fall sei, sondern 
nimmt vielmehr das Eigentum an den frgl. Eisentrommeln 
für die Stadt in Anspruch. Insbesondere schätzt er den Wert 
der sgl. Eifentrommeln höher als die im Kostenanschlag mit 
50 -st veranschlagten Abmontierungskosten.

Seitens eines Mitgliedes wird gewünscht, daß die 
Stadtverwaltung die Eigentumsfrage der Eisentrommeln im 
Benehmen mit der Militärverwaltung aufklärt und letzterer 
evtl. anhsimftsllt, die frgl. Eifentrommeln 'auf eigene Kosten 
abzumontieren. Jedenfalls wolle die Stadtverwaltung das 
Eigentum an denselben für sich in Anspruch nehmen.

Die bevollmächtigten Kommissionen, 
nach Anerkennung der Dringlichkeit der Angelegenheit, be
schließen den Abbruch der frgl. Abortge
bäude und bewilligen den für den Abbruch erbetenen Kre
dit von 4000 -st. Der Bürgermeister wird ermächtigt die 
Abbru charbeiten mit abgekürzter Frist öffentlich 
a u s z u s ch r e ib-e n.

k>) Ab rechnung der g e mei n s cha f t l i ch e n 
Wasserleitung in der Kreisstraße nach 
O b e r j e u tz.

Der Vorsitzende führt aus, daß die nach Ober- 
Jeutz und dem Schwerberg führende Wasserleitung im Ein
verständnis mit den Vertretern der Gemeinden 'Diedenho- 
fen, Nieder- und Ober-Jeutz durch die Gemeinde Niederjeutz 
ausgeführt worden ist.

Für die frgl. Wasserleitungsanlagen sind aus Ersuchen 
der Stadtverwaltung Diedenhofen Muffenrohre mit einer 
Lichtweite von 175 ivvr verwendet worden, während im 
Kostenanschläge solche von 125 rviv Lichtweite vorgesehen 
waren. Hierdurch sollte eine evtl. Verlängerung der Wasser
leitung über den Eemeindebann Oberjeutz hinaus ermög
licht werden. Während die Kosten der Leitung von Saar- 
lauisertor bis zum Kemweg im Gesamtbetrage von 6400 -st 
von den drei beteiligten Gemeinden gemeinschaftlich getra
gen werden sollen, entfallen auf die Gemeinste Diedenhofen 
außer dem Anteile von 2133 33 -st
die Mehrkosten für die Verlegung und' Mitbe

nutzung von 175 iviv Rohren an Stelle der 
vorgesehenen 125 mm Rohre mit zusammen 1866,67 -st

sodaß der Eesamtanteil der Gemeinde Dieden
hofen 4000,00 -st

betragen würde. Nachdem die Baukommission in ihrer 
Sitzung vom 18. Juni 1909 ihr Einverständnis erklärt hat, 
ist heute der Abschluß einer entsprechenden 

. Vereinbarung mit den Gemeinden Ober- und Niester- 
> Jeutz erforderlich.
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Nach Verlesung einer im Entwurf vorliegenden Verein
barung, deren Text noch zu ergänzen sein wird, beschlie
ßen die bevollmächtigten Kommissionen 
Unter Anerkennung der Dringlichkeit der Angelegenheit, den 
Vorsitzenden zu e r m ä ch t i g e n, die V e r e i n b -a- 
rung mit den beteiligten Gemeinden zu 
verbriefen. In dem Vertrage soll niedergelegt werden, 
daß die Unterhaltung der Leitung jenseits des K-ehmwegs 
solange Sache der Gemeinden Ober-Jeutz und Nieder-Jeutz 
bleibt, bis eine Verlängerung der Wasserleitung nach -ande
ren Ortschaften erforderlich wird. Außerdem -soll die Ge
meinde Diedenh-ofen sich Vorbehalten eine kleinere den Be
dürfnissen der Gemeinde Nieder- und Oberjeutz entsprechende 
Leitung nötigenfalls verlegen zu dürfen, worauf -die grö
ßere Leitung in den Besitz der Stadt übergeht.

e) U m b a u d -e s H -a u sesS -a l -o m o n, Ecke der 
Turmstraße und der Po t e r ne n-st r-a ß-e.

Die Dringlichkeit wird einstimmig anerkannt.
Der Vors itzende führt -aus, daß er vor einigen Ta

gen den U m b au des H a u s -e s -S -a l o -m -o n in der 
Pariser-straße eingestellt, da -Salomon entgegen der ihm er
teilten Bauerlaubnis -an der nach der Turm-straße zu gele
genen Hinterfront des Hauses Verstärkungs-arbeiten vorge
nommen habe. Der Vorgang sei folgender:

Der Ali-gnementsplan des Jahres 1813 sieht eine Ver
breiterung -der Turm-straße vor und führt die Baufluchtlinie 
durch die Hinterfront des -auf die Turmstraße stoßenden 
Hauses Salomon. Da an Gebäudeteilen die über die Bau
fluchtlinie hinausgehen nach den gesetzt. Bestimmungen 
Verstärkungsa-rbsiten nicht -vorgen-omm-en werden dürfen, 
hat Kaufmann Salo-mon bei Einreichung seiner Baupläne 
nur den Um- b-ezw. Neubau seines Hauses ins Auge gefaßt, 
soweit dasselbe innerhalb der Stvaßenb-auflucht der Turm- 
straße gelegen war, während die über die Straßenbauflucht 
hinaus-reichenden Gebäudeteile in ihrem -ursprünglichen 
Zustande belassen werden sollten, bis -auf 2 Seitenf-enster, die 
nach der Potern-enstraße geplant waren. Die Bauerlaub
nis ist wie von Salomon nachgefucht, von der Stadtverwal
tung erteilt worden. Bei einer Revision des Umbaues durch 
die Baupolizei ist festgestellt worden, -daß -die Bauunter
nehmer Gebr. Stoll, welche den Umbau Salomon ausfüh
ren, -entgegen der erteiltsn Erlaubnis, nicht nur in der nach 
der Turmstraße über der Baufluchtlinie befindlichen Hinter- 
mauer des Gebäudes Salo-mon Fenster gebrochen, sondern 
auch noch wesentliche Verstärkungen vorgenommen hattten. 
Durch das -eigenmächtige Vorgehen der B-aufivma Stoll ist 
die Hinterfront des Gebäudes dermaßen verstärkt worden, 
daß auf unabsehbare Zeit die Durchführung des geplanten 
Align-e-ments hinausgeschoben ist. Die Stadtverwaltung ist 
nunmehr berechtigt, die Zu-rückversetzung in den alten Zu
stand zu verlangen.

Der Vorsitzende teilte sodann- mit, daß er noch vor Ein
stellung der Bau-arbeiten mit Hern Salomon Rücksprache 
genommen und dieser sich bereit erklärt habe, -mit seinem 
Hause in die Baufluchtlinie der Turm-straße zurüzurücken, 
wenn ihm die Stadtverwaltung den Wert des k-n die Turm- 
straße fallenden Geländes im Verhältnis zum Ankaufs- 
werte des Hauses vergüten wolle. Die Forderung Salomon 
die somit pro qin -abzutr-etend-er Fläche 650 M beträgt, habe 
er als zu hoch und eine Einigung -auf dieser Basis als a-us- 
sichtlos bezeichnet. -Er habe Salomon einen V-ergleichsvor- 
schlag gemacht dahingehend, daß der Gem-einderat nach Ein
gang -eines -entsprechenden Baugesuches die Wetterführung 

der Bau-arbeiten in der begonnenen Weise evtl. billigen 
wird, wenn -Salomon- die Verpflichtung übernimmt, nach 
spätestens 50 Jahren mit seinem Bau in die Bauflucht
linie -der Turm-straße zurüzurücken und das in die genannte 
Straße fallende Gelände an die Stadt -gratis abzutreten ge
willt sei. Er bittet die Kommission um -eine Beschlußfassung 
in der Angelegenheit.

In der nunmehr stattfindenden lebhaften Diskussion, 
an welcher sich fast sämtliche Mitglieder beteiligten, wird 
einerseits a-ngeregt, mit Salo-mon- im Sinne d-es Vorschlages 
des Vorsitzenden, aber mit einer kürzeren Frist -eine Eini
gung anzustr-eben, -andererseits wird die Prüfung der Frage 
angeregt, ob es sich nicht um einen vollständigen Neubau 
handelt, wodurch-der Stadtverwaltung d-as Recht zustehe, die 
Einrückung in die Baufluchtlinie sofort -verlangen zu kön
nen. Von dritter Seite wird energisches Vor-g-ehen gegen 
Salomon verlangt und die -Stadtverwaltung -a-ufgefordert, 
die Wiederinstandsetzung der fragt. Hinterfront in -den ur
sprünglichen Zustand anzuordnen, oder die Einhaltung des 
Alignements zu erwirken. Diese Maßregel wird -als eine zu 
strenge bezeichnet und insbesondere darauf hingewiesen, daß 
die Stadt sich der -Gefahr -aussetze, für evtl. infolge Beseiti
gung der vorgeno-mmenen M-a-uerverstärkun-gen entstehende 
Unglücksfäll-e, verantwortlich -gemacht zu werden. Beige
ordneter W -a -l kowinski beantragt sodann, es solle 
mit Salo-mon -eine Vereinbarung getroffen -werden dahin
gehend, daß demselben nach Einreichung. eines -dahinzielen- 
den Baugesuches gestattet werde, den Bau in der be
gonnenen Weise weiter zu führen, falls er sich bereit erklärt, 
die Verpflichtung einzu-geh-sn, nach 25 Jahren die jetzt ver
stärkte Hinterfont niederzureißen und mit seinem Hause in 
die Bauflucht der Turmstraße zurückzutreten, sowie das dann 
in die Straße fallende Terrain der Stadt -gratis zu über
lassen. Dieser Vorschlag fand -allseitigen- Ankl-ang.

Die vereinigten Komm issionen b e - 
s ch 1 i e ß -e n -a-ls-dann die Verwaltung zu erm -äch - 
tigen, -auf entsprechenden Antrag des Herrn Salomon hin 
n a ch- t r ä g l i ch die Genehmigung zur Vornahme von Ver- 
stärkungsarb-eiten an der -Hinterfront des Hauses Salomon 
zu erteilen-, wenn letzterer die -auf seine Kosten no t a r teil 
zu verb riefende, -auf seine Rechtsnachfolger au-szu- 
dehnende und- ins Grundbuch eingutragende Verpflich
tung übernimmt:

1. nach Ablauf von 25 Jahren-, -spät -e st e n s jedoch 
am 1. Oktober 1 935 auf seine Kosten die Hinterfront 
seines Hauses -abzureißen und mit der neuen Front in die 
festgesetzte Straßenbauflu-cht zurückzutreten;

2. das in die Turmstvaß-e fallende Gelände -alsdann gra
tis -an -die Stadt abzutreten.

Die gleiche Verpflichtung bezl. d-es Abreiße-ns -der Hin
terfront und Einrück-ens in die Bauflucht soll Salomon tref
fen, wenn er vor Ablauf d-er -gestellten- 25jährigen Frist an 
fr-a-gl. Front Mauerverstärkungen oder größere Umänderun
gen, welche evtl. auch in Folge eines unvorhergesehenen Er
eignisses nötig werden sollten, vornehmen müßte.

-Falls die Eintragu n -g i n s Eru n d b u ch aus ir
gend welchen rechtlichen Gründen nicht angängig sein sollte, 
wird die Verwaltung -ermächtigt, eine -Entscheidung evtl. im 
Beschwerdewege herb-eizuführen.

Der Gemeinder-at na ch K enntn-i sn-a h m-e 
heißt die von den vereinigtenK o m m issi o- 
nen gefaßten Beschlüsse gut.
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3. Sparkassenbericht,
Der Vorsitzende teilt den ihn von dem Spar- 

kassenrechner vorgelegten Verwcvltungsbericht der Sparkasse 
Diedenhofen pro 1909 mit; derselbe wird debattenlos 
a n!g e n o m m e in

4. Wahl von Sparkassenvorstandsmitgliedern
Der Vorsitzende führt aus, daß infolge Ausschei

dens des Altbürgcrmeisters Geh. Reg. Rat Voehm aus dem 
Sparkassenvorstande, infolge -Hinscheidens des Mitgliedes 
Rentner Weyer, sowie Ablaufs der Amlsperiode der Mit
glieder Beigeordneter Wälkowinski — gewählt am 4. Sep
tember 1905 — und Gemeinderatsmitglied A. Fran^ois — 
gewählt am 7. Juni 1909 (an Stelle des damals ausgeschie- 
denen am 4. September 1905 gewählten Mitgliedes Dr. 
Melchior —) die Wahl von 4 Mitgliedern des Sparkassen- 
vorstandes erforderlich sei.

Auf Vorschlag des Vorsitzenden wählt 
der Eemeinderat zunächst die ausschei- 
denden Mitglieder Beigeordneter Walko- 
w i n s k i u n d G e m e i n d e r a t s m i t g l i e d A. F r a n- 
ois wieder Beide Herren ne h m e n die W a h l an.

Bezüglich der zw^si weiter zu wählenden Sparkassen- 
vorstandsmitglieder entspinnt sich eine Diskussion, in welcher 
einerseits die Wahl von KemeinderAtsmitgliedern, anderer
seits die Wahl zweier dem Eemeinderat nicht angehörender 
Bürger der Stadt empfohlen wird. Im Wege geheimer Ab
stimmung werden sodann die Herren Charles Koe - 
u ig und A u g u st M ü l l e r, beide Rentner in Dieden- 
hofen zu Mitgliedern des Verwaltungs- 
rats der Sparkasse gewählt.

An Stelle des au s g e s chi e d e n e n Bor
st tz e n d e n Geh. Reg. Rat Voehm wird der stellver - 
t r e t e n d e Vo r s i tz e n d e Zimmer und an dessen 
Stelle Mitglied Verkenheier gewählt. Die 
beiden zuletzt genannten Herren erklären die Wahl a n - 
zune h m e n.

5. Naturalisationsanträge.
Berichterstatter Beigeordn^eter Haas. — 

- .Der Student der Rechtswissenschaft Joseph Karl 
^ch m i t, geboren am 31. Januar 1890 zu Diedenhofen, 
last mit Einwilligung feiner Mutter, der Rentnerin Wwe. 
-utolaus Schmit, Naturalisation beantragt. 
Antragsteller besitzt durch Abstammung die luxemburgische 
Staatsangehörigkeit.

iln Erwägung, daß Schmit den Bedingungen des 8 8 des 
S.aatsangehörigkeitsgesetzes genügt, beantragt der 

rsta tt e r d i e Befürwortung des 
3 stellten Naturalifationsantrages.
chend ^ 4 n d e r «t beschließt entspre -

Arbeiter KarlM ü l l er, geboren am 27. Ok- 
s, s"01 zu Diedenhofen, welcher durch Abstammung die 

stemdurgische Staatsangehörigkeit besitzt, hat Natura- 
i o n beantra g t.

Aküller, dessen Vater, obschon er als luxemburgi- 
qenüat r der Militärpflicht in Deutschland
del-i - Tolge seines nicht einwandfreien Lebenswan- 
lann/"n"^Eu zur Ausweisung aus dem Reichsgebiet ge- 

Bedingungen des 8 8 des Staatsangehörig- 
de-i ^stssEs^nicht entspricht, wird die Befürwortung 

laturalstationsanträges nicht empfohlen.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend.

6. Geländeveräutzerung.
Auf den Antrag eines Kaufli ebha ber s um 

käufliche Abtretung des im Baublo ck 38 gele - 
gen e n B a u Platzes ü mit 14 nr Front und 3,51 gin 
Flächengröße, hat der Eemeinderat in seiner Sitzung vom 
18. Juli 1910 den angeborenen Preis von 10 M pro gnr 
als nicht angemessen bezeichnet und seinerseits einen Preis 
von 15 -ll pro grn festgesetzt. Der fragl. Liebhaber hat nun
mehr einen Preis von 13 -N p r o gni geboten und auf 
den Ausbau der Französischen Straße, an welcher der fragl. 
Bauplatz liegt, verzichtet. Gleichzeitig hat er erklärt ,den 
auf den fragt. Bauplatz zu errichtenden Neubau an das 
städt. Kanalnetz in der Kaiser Karlstr. anschließen zu wollen.

D e r G e m e i n d e r a t erklärt sich mit einer frei
händigen Veräußerung des betr. Bauplatzes zum 
Preise von 13 M pro cinr unter den üblichen Bedingungen 
e i n v e r st a n d e n; außerdem sollen beim Abschluß des 
Kaufvertrages die weiteren Bedingungen ausgenommen 
werden:

1) daß Käufer einen Anspruch auf Ausbau der Fran
zösischen Straße nicht hat und

2) daß er den Anschluß des Neubaues an das Kanal- 
netz der Kaiser Karlstraße herstellen muß.

7. Geländeaustausch.
Der Kaiser!. Lokomotivführer Hause, Inha

ber eines Bauplatzes an der Briqueriestratze bittet zwecks 
Regulierung der Baufluchtlinie um tauschweise A b - 
tret» ng einer Fläche von 7 gin städtischen Stratzengelän- 
des ohne Nr. gegen eine gleichgroße ihm gehörige Fläche 
Sekt. A Nr. 202p, welche vor die Baufluchtlinie der Bri- 
querisstraße zu liegen kommt.

Der Gemeinderat heißt den beantragten 
Umtausch gut und ermächtigt den Bürger
in e i st e r zur Beurkundung des erforderlichen Vertrages.

8. Eeländeerwerb. -
a) Witwe Marie V a r n i e r geb-, Ladurelle in 

Rangwall ist Eigentümerin eines ca. 8 Ar großen Grund
stücks, das auf Bann Rangwall im Quellgebiet zwischen 2 
städtischen Parzellen liegt. Sie hat das fragliche Gelände 
der Stadt zum Preise von 80 -ü z u m K a uf angebo - 
te n. In ihrer Sitzung vom 9. April d. Js. hat die B a u - 
kommission den geforderten Preis von 80 M als zu hoch 
bezeichnet und ihrerseits den Erwerb der fragt. 
Parzelle zum Preise von 60 -N pro Ar empfohlen. 
Frau Varnier hat inzwischen den geforderten Preis auf 60 
M herabgesetzt.

Der Gemeinderat in Anbetracht des Umstandes, 
daß das zum Kauf angebotene Gelände von der nach der neu 
gefaßten Quelle Nr. 16 führenden Leitung durchquert wird 
und daher der Erwerb angebracht erscheint, beschließt 
d e n Ankauf der fragl. Parzelle und ermächtigt 
den B ü r g e r m e i st e r den Kauf zu beurkunden. Der 
erforderliche Kredit wird bewilligt.

b) Der Architekt Paul Meyer in Metz bietet 
einen seinem Schwiegervater gehörigen, an der Ecke der 
Elisabethstraße und der Fentfch liegenden Garten von 
etwa 8 bis 9 Ar der Stadt z u m Kauf a n. Von dem 
fraglichen Garten fällt ein Teil vor die Baufluchtlinie der 
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Elisabethstraße, oin anderer Teil muß im Falle der Bebau
ung als Vorgarten liegen bleiben, sodaß der Restteil nicht 
mehr bebauungssähig ist. Architekt Meyer hat den Preis 
seines Gartens auf 8000 -N bestimmt. Der Vorsitzende teilt 
mit, daß er diesen Preis, der einem Einheitspreis von etwa 
9—10 -tl pro gin entspricht, als zu hoch bezeichnet und dem 
p. Meyer anheimgestellt habe, der Stadt evtl. ein neues An
erbieten zu machen, da der Eemeinderat sicherlich einen 
Preis von 8000 -tl nicht ausgeben werde; es erscheine viel
mehr ein Preis von etwa 4 -N pro gin für dieses Gelände 
angemessen.

Der Eemeinderat mit Rücksicht darauf, daß 
Meyer bisher nicht geantwortet hat und der von ihm gefor
derte Preis zu hoch ist, l-ehntdas Angebot a b.

< ) Der Kaiserliche Loko m o tivführer Rudolf 
Kley in Diedenhofen ist Eigentümer des Gartens Sektion 
V Nr. 707 mit einem Flächeninhalt von 10,47 Ar sowie der 
Parzelle Sektion A Nr. 73 mit einem Flächeninhalt von 79 
gin. Die beiden Parzellen stoßen auf den alten Monhose- 
nerweg — Verbindungsstraße vom Spanierring zum Hohen- 
lohering — und sind., da in dem genehmigten Stadtbebau
ungsplan die Durchführung einer Straße durch dieselben 
vorgesehen ist, nicht bebauungssähig. Lokomotivführer Kley 
bietet der Stadt die beiden P a r z e l len z n m Kauf 
a n und stellt feinen Preis auf 9000 -tl fest.

Der Ge rn ei n d e r a t lehnt den Erwerb der 
von Kley angebotenen Parzellen ab.

E e l ä n d eaus t a u s ch.
Zur Erziehung einer größeren Sicherheit im 

Verkehr auf der Crauferpromenade hat 
sich die Abschrankung des Grundstückes der Spi- 
talverwaltung St. Madeleine an der Ecke nach 
Bastion I zu als fühlbares Bedürfnis geltend gemacht. 
Zur Durchführung dieses Planes müßte die Stadtverwal
tung von der Spitalverwaltung eine Eeländeflä ch e 
von 42 gni erwerben. Dieses könnte am zweck
mäßigsten im Tauschwege geschehen, da bei Durchführung des 
Alignements der Poternenstraße anschließend an die von der 
Spitalverwaltung erworbene alte Synagoge ein Gelände 
von rund 48 gin für die Stadt entbehrlich wird. Die Spi- 
talverwaltung ist Eigentümerin einer in der Poternen
straße liegenden Freitreppe, die einen Raum von etwa 6 in 
annimmt. Bei Durchführung des Alignements der Poternen
straße ist es wünschenswert, daß dieselbe aus der Straße 
verschwindet. Die Stadtverwaltung 'empfiehlt den Um
tausch der vorbezeichneten Fläche von 48 gin städt. Terrains 
gegen die bezeichnete Abschrägungsfläche von 42 gin sowie 
das 6 <zin große Gelände, auf welchem sich' zur Zeit die be
zeichnete Freitreppe befindet, sodaß Fläche gegen Fläche um- 
getauscht werden könnte.

Der E e m e i n d oral erklärt sich mit dem T a u s ch 
auf dieser Grundlage e i n v e r sta n d e n und ermäch
tigt den Bürgermeister zum Abschluß der evtl. 
erforderlich werdenden Verträge.

9, Niederschlagung von Straßenreimgungsgebühren.
Die is r a e l. K u ltus g e m >e in d e hat die Nie- 

derschlagung eines Betrages von 10,60 °tl für Reinigung der 
Poternenstraße vor der Synagoge erbeten u. beantragt, der 
israel. Kultusgemeinde, ebenso wie dies gegenüber den bei
den andern in Diedenhofen vertretenen Religionsgemein
schaften geschehen ist, in Zukunft die Zahlung von Straßen- 
reinigungskosten zu erlassen.
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Der Eemeinderat beschließt aus Billigkeitsgründen 
die Nieder s ch l a g u n g des beaiilragtrn Betrages von 
10,60 und' bewilligt der israel. Kultusgemeinde 
Freiheit von der Zahlung von Straßen- 
reinigungs g e b ü h r e n.

10. Niederschlagung einer unbeitreiblichen Einnahme.
Der S ch a u st e l le r A u g u st Gehrmann aus 

Offenbach a. M. hat Lei der Meßplätzeversteigerung am 27. 
August 1909 zwei Plätze zur'Aufstellung eines Athleten- und 
eines Jllusionstheaters für den Gesamtpreis von 442,68 -tl 
angesteigert. Auf diesen Betrag sind 200 -tl bei der Verstei
gerung ungezählt worden. Der Zahlungsbefehl über den 
Restbetrag ist dem Schuldner am 16. September 1909 zuge
stellt worden und hierauf die Zwangseinziehung des Betra
ges ungeordnet worden. Durch Pfändungsprotokoll ausge
nommen am 4. August 1910 in Magdeburg wurde P f a n d- 
Mangel festgestellt. Der Stadtrechner hat die Niederschla
gung des Restbetrages von 242,68 -ll beantragt.

Der Eemeinderat willigt in die Nie
derschlagung ei n.

11. Schließung der Weinberge.
Der Vorsitzende führt aus, daß die durch Polizei

verordnung anguordnende Schließung der Weinberge auf 
Grund des 8 48 des Gesetzes vom 9. Juli 1888 durch' den Ee
meinderat zu beschließen sei.

Der Gemeinderat gibt sein Einverständnis zum 
E r l aß einer Po l i z e i v e ro rd n u n g.

12. Bewilligung der Kosten für die Volkszählung 
1910.

Der Vorsitzende erläutert, daß nach einem Be
schlusse des Bundesrats am 1. Dezember d. I. eine V o l k s- 
zählung stattfinden soll. Nach Z 6b Ziffer 9 der Ee- 
meindeordnung vom 6. Juni 1898 sind die Kosten der Volks
zählungen' P f l i ch' t a u s g a b e n der Gemeinde und ist da
her für die demnächstige Volkszählung die Bereitstellung des 
erforderlichen Kredits nötig. Im Jahre 1905 sind von dem 
bewilligten Kredit von 400 -tl für die Vornahme der 
Volkszählung 359,59 verausgabt worden. Da die Be
völkerung der Gemeinde Diedenhofen seit dem Jahre 1905 
um etwa 25 Prozent zugenommen haben kann, wird ein 
Kredit von 500 -N erforderlich.

Der Eemeinderat bewilligt den bean
tragten Kredit.

13. Uebernahme der Nachprüsungsgebührsn der 
Flüschbeschauer auf die Stadtkasse.

— Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski. —
D er Loth r. Vezir ks v erein d er Trichinen- 

u n d F leischbes ch auer hat beim Herrn Bezirkspräsi- 
denten den Antrag gestellt, die Gemeindeverwaltungon zu 
veranlassen, die Nachprüfungsgebühren für Fleischbefchauer 
auf Gemeindemittel zu übernehmen. Der Herr Bezirksprä
sident bezeichnet diesen Antrag mit Rücksicht auf das ge
ringe Einkommen der Fleischbeschauer als gerechtfertigt und 
hat durch Vermittelung des Herrn Kreisdirektors die Stadt
verwaltung ersucht, sich zu dem gestellten Anträge zu äußern, 
einen diesbezüglichen Eemeinderatsbeschluß herbeizuführen 
und vorzulegen. Nach einem Bericht des Schlachthausin
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spektors betragen die Kosten der Nachprüfung der Fleisch- 
und Trichinenbeschauer alle drei Jahre 20 M.

Der Gemein d erat, dem Anträge des Berichterstat
ters entsprechsnd, b e schließt die Ueber n a h m e der 
fraglichen Nachprüfungsgebühren auf Eemeindemit - 
tel.

14. Beitritt zum elsaß-lothringischen Verband 
für Trinkerfürsorge.

D^ie Stadt M ü n st e r im Oberelsaß h>at dem els.-lothr. 
Verbände für Trinkerfürsorge ein ausgedehn
tes Gelände zur Errichtung eines Trinkerasyls zur Verfü
gung gestellt. Der Bau des Asyls soll erfolgen, sobald die 
nötigen Barmitteln vorhanden sind. Der Herr Bezirksprä
sident weist durch! Verfügung vom 27. 6. d. I. — L. 2513 
auf die gemeinnützigen Bestrebungen des Verbandes für 
Trinkerfürsorge hin u. ersucht die Gemeindeverwaltung dem 
Verbände unter Zuweisung einer jährlichen Summe bei- 
zutreten.

Der els.-lothr. Verband für Trinkerfürsorge hat sich eben 
falls an die Gemeindeverwaltungen gewandt und gebeten, 
dem Baufonds für die Errichtung einer Trinkerh-eil- 
stätte einen einmaligen Beitrag zu überweisen und die 
-N i t g li edsch a f t im Verbände zu erwerben. Der Min- 
dest-Mitgliedbeitrag für Gemeinden beträgt 10 M pro 
Jahr.

Der Gemeinderat beschließt die Mitglied- 
I ch a f t zu erwerben und bewilligt als Beitrag die Summe 
von 10 M pro Jahr. Der Antrag a u f !Bew i l l i- 
gung eines Zuschusses zu den Baukosten des Trin- 
tevasyls wird abge l ehnt.

15 ü. Ausbau der Parkstraße an der Abzweigung 

der Gutenbergstraße.
Der Vorsitzende führt aus, daß der Ausbau der 

-Parkstraße an der Abzweigung nach der Eutenbergstraße 
allmählich zur dringenden Notwendigkeit geworden ist. Er 
habe vom Stadtbauamt einen Kostenanschlag aufstellen 
iahen, der mit dem Betrag von 3200 M abschließt und bit- 
let um Bewilligung des gewünschten Kredits. Der Ausbau 
er Straße soll erst mit dem Ausbau der Anschlußkreis- 

straße nach Monhofen erfolgen.
Der Gemeinde rat nach kurzer Debatte beschließt, 

re Sache zur weiteren Prüfung und Berichterstattung an 
ie Ba u ko m m i s s io n zu verweisen.

15 b. Ausbau der Anschlußkreisstraße nach 

Monhofen.
n» Vorsitzende führt aus, daß vom Stadtbaumei - 

angeregt worden sei, die Anschlußkreisstraße nach Mon- 
l i-n zwischen der Eutenbergstraße und dem Eifenbahn- 
l miii, anstatt wie s. Z. vom Gemeinderat beschlossen, mit 
ni? und je 1 in unbefestigten Trottoirs beider-
1 Breite von 10 in, wovon 8in auf die Fahr-
s,»«" ^^ter beiderseits auf Trottoir entfallen sollen, 
, ^zubauen. Der vorgelegte Kostenanschlag für diesen 
«rratzenausbau beträgt 28 700 M. Der Ausbau der Straße 

rEe von 6 in hätte einen Kostenaufwand von 
° öur Folge. Von diesem Betrage würde der Be- 
— 13680 oll, die Stadt Diedenhofen — 1520 M 

huben. Bei dem angelegten Ausbau auf 10 in 
e wurde die Stadt, nach Abzug eines Vezirksbeitrages 

von 13 680 oll — hho der Kosten, für eine kreis- 
ftraßenmäßig auszubauande 6 in breite Straße noch 
15 020 -N aufbringen müssen. In der Annahme, daß der 
Bezirk auch- die Kosten für die Herstellung des Rinnenpfla- 
sters an der fragl. Straße übernimmt, würde der Beitrag 
des Bezirks 16115 M, derjenige der Stadt 12 545 -ll be
tragen.

Die Kanalisation der neu auszubauenden Straßenftrecke 
würde etwa einen Aufwand von 8800 Zl erforderlich machen. 
Er bittet die Angelegenheit zur nochmaligen Prüfung und 
endgültigen Beschlußfassung an die Baukommission zu über
weisen.

In der nunmehr stattfindeUden lebhaften Diskussion 
wird der von der Stadt zu leistende Weitrag als noch zu 
hoch bezeichnet und der Ausbau der Straße aus 10 in Breite 
zur Zeit für nicht notwendig erachtet.

Mitglied D r. Medernach beantragt den Ausbau der 
Straße in einer Breite von 8 in zu projektieren und eine 
6 in breite Fahrbahn , sowie auf der abseits der Mosel ge
legenen Seite der Straße ein 2 in breites Trottoir vorzu- 
sehen. Dieser Vorschlag findet vielseitigen Ank-lang. Ein 
Mitglied regt an ,die Erdmassen, falls dieselben beschafft 
werden können, zur Anlage einer 9 in breiten Straße anzu- 
fahren, jedoch nur 8 in auszubauen. Hierdurch würde die 
fragt. Straße das an und für sich erforderliche Bankett er
halten und es sei dadurch ermöglicht, die Kanalisation später 
einzubetten.

Der Vorsitzende erklärt, sich den gemachten Vorschlä
gen nunmehr anzuschließen und bittet, die Angelegenheit zur 
Prüfung an die zuständige Eemeinderatskommisfion zu über- 
weissn. Er bittet insbesondere mit Rücksicht darauf, daß 
große Eile geboten sei, da demnächst schon die Kreis- und 
Vezirksvertretungen in der Angelegenheit Stellung nehmen 
müßten, die zuständige Kommission des Gemeinderats zur 
endgültigen Beschlußfassung zu ermäch- 
t i g e n.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chen d.

16. Beschlußfaßung über die Zustände in einer 
ungesunden Wohnung aus Grund des Gesetzes 

vom 13. April 1850.
— Berichterstatter Beigeordneter Haas. —
Bei einer Besichtigung des Unwesens des Eigentümers 

M tcha elPi g non in der Jemäpperstraße 18 hierselbst 
hat die Eesund h eitsko m.m i s sion eine Reihe von 
Mängeln festgestellt, deren Abstellung auf Grund des 
Art. 4 des Essetz vom 13. April 1850 verlangt worden sind.

Pignon wendet sich in einem Schriftsatz vom 7. Juli d. 
I. an die Gemeindeverwaltung und erklärt, teilweise die 
von der Eesundheitskommission festgestellten Mängel besei
tigt zu haben, teilweise die Notwendigkeit deren Beseitigung 
nicht anzuerkennen. Schließlich bittet er von er Durchfüh
rung der Wünsche der GösundHeitskommission absehen zu 
wollen, der er in letzter Zeit bereits eine Summe von 5000 
M für Reparaturarbeiten in dem beanstandeten Anwesen 
aufgewenidst habe.

Der Gemeinderat nach kurzer Debatte beschließt, 
dem Eigentümer M. Pignon zur Abstellung der von der Ee- 
sundheitskomission gerügten Mißstände eine Frist bis 
zum 1. April 1911 zu che willigen.
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17, Bewilligung der Kosten für Vertretung eiuer 
nach außerhalb kommandierten Lehrerin.

— Berichterstatter Beigeordneter Haas. —
Durch Verfügung vom Juni d. Js. — II. 4295 — Hut 

der Herr Bezirkspräsident ungeordnet, daß die Hauptlehrerin 
Fvl. Dörr in der Zeit vom 28. Juni bis 27. Juli d. I. die 
Vertretung der Vorsteherin Wagner in ChLteau-Salins zu 
übernehmen Haie. Frl. Dörr hat für die Zeit der Ver
tretung in ChLteau-Salins ihr Gehalt, Zulage und Woh- 
nungsentschädigung mit zusammen 179,16 oll aus der hiesi
gen Stadtkasse bezogen. Aus den Bericht der Stadtverwal
tung vom 22. Juni -d. Js. um Rückerstattung der an Fräu
lein Dörr für die Zeit des Vertrctungsdieustcs in ChLteau- 
Salins ausgezahlten Betrages, hat der Herr Bezirkspräsi- 
dent durch. Verfügung vom 17. August — II. 4721 — mitge
teilt, daß die vollständige Rückerstattung der an Fräulein 
Dörr für die fragliche Zeit ausgezahlten Vergütung aus 
Landesmitteln nicht .angängig sei, sowie daß der Kaiser!. 
Oberschulrat der Vertreterin von Fvl. Dörr für die gehabten 
Ausgaben eine angemessene Entschädigung in Aussicht ge
stellt habe. Es fei übrigens beabsichtigt von Frl. Dörr die 
Rückzahlung eines Teiles der von ihr bezogenen! Vergütung 
zur Deckung der Vertretungsko-sten zu erlangen. Der Herr 
Bezirkspräsident bittet schließlich, in der Voraussetzßung der 
vollständigen Bewilligung dieser Entschädigung, den Ee
meinderat wegen Bewilligung etwaiger an die Vertreterin 
zu zahlender Entschädigungen zu hören.und den zu fassen
den Beschluß in zweifacher Ausfertigung vorzulegen. Die 
Stadtverwaltung bezieht -aus Landesmitteln an Alterszu
lagen für Frl. Dörr pro Jahr 400 oll. Der eigentliche Auf
wand an Frl. Dörr aus städt. Mitteln für die Zeit ihrer 
Vertretung in ChLteau-Salins beträgt somit 179,16 weniger 
-^O^_ (Ortszulage eines Monats vom 28. Juni bis 27. Juli 

d. Js.) 33,33 -ll also 145,83 -ll.
Der Eemeinderat nach kurzer Debatte beschließt 

zunächst von der Bewillig u n g einer Entsch -ä d i - 
g-ung an die Vertreterin von Fvl. Dörr ab zu sehen 
und beauftragt die Verwaltung bei der Regierung die 
Rückerstattung aus Landesmitteln der an 
Frl. Dörr für die Zeit der Vertretung in ChLteau-Salins, 
vom 28. Juni bis 27. Juli d. I., aus städt. Mitteln bezoge
nen Summe.von insgesamt 145,83 oll, z u beantrage n.

18. Einlassung aus einen Rechtsstreit.
Der Kauf m-a n n S. S a l o m ou in Died-enhosen hat 

untern! 22. Juni d. Js. die Ermächtigung nachgesucht, sein 
in der Pariserstraße, Ecke der Pote-rneUstraße Haus Nr. 42 
gelegenes Haus neu resp, umbauen zu dürfen. Nachdem 
durch Bauer-laubnis der Kaiserlichen Kreisdirektion vom 29. 
Juni d. Js. die Baugenehmigung erteilt worden war, wurde 
Salomon unterm 1. Juli d. Js. auch die städtische Bauer
laubnis erteilt. Bei einer am 10. August d. Js. durch, die 
Baupolizei vorgenommenen Revision! des Umbaues Salomon 
wurde festgestellt, daß durch die mit Ausführung der Bau- 
arbeiten beauftragte Baufirma Stoll an der nach der Turm- 
straße zu gelegenen Hinterfront,welche über das Alignement 
des Jahres 181-3 hinausragte, Bau- -und Verstärkungsar- 
beiten vorgenommen worden waren, für die eine Erlaubnis 
weder nachgesucht noch erteilt worden' war. Durch Schreiben 
vom 11. August wurde sowohl Salomon .als auch die Bau
firma Stoll, nachdem zuvor die Baukom-mission eine Besich

tigung des Baues vorgenommen hatte, auf die Unzulässig- 
keit der ausgeführten Verftärkungsarbeiten hingewiesen und 
die Einstellung der Bauarbeiten angedroht. Die Baufirma 
Stoll vertrat in -einem Schreiben vom 13. August die Auf
fassung, daß sie keinerlei unzulässige Bauarbeiten ausge
führt, sondern lediglich im Rahmen der -ihr erteilten Bau-er
laubnis Arbeiten vorgenommen habe. Unterm 17. August 
wurden die Vauarbeiten an der Hinterfront nach der Turm
straße zu von der Stadtverwaltung eingestellt. Bereits vor 
Einstellung der Bauarbeiten hatte der Vorsitzende mit p. 
Salomon Rücksprache genommen und eine -gütliche Einigung 
mit ihm versucht, p. Salomon hatte zunächst den Wert des 
von ihm -an die Stadt -abzutretenden Terrains-, d. h. des Ge
ländes, welches nach dem Alignemen-ts>pl.an vom Jahre 1813 
vor die Bauflucht in der Turmstraße fällt, dermaßen hoch 
angesetzt, daß eine Einigung unmöglich erschien. Auf den 
Vorschlag des Vorsitzenden erklärte er sich- jedoch bereit, nach 
Ablauf von 50 Jahren mit der Hinterfront seines Hauses in 
das Alignement der Turmstraße zurückzurücken und alsdann 
den zur Straße fallenden Boden an die Stadt u n -s -n t g -e l t- 
l i ch abzutreten, wenn ihm die Erlaubnis erteilt würde, die 
Umbau-arbeiten an dem- fraglichen- Gebäudeteil in der begon
nenen Weise fortzüsetzen und dur-chzufü-hren. In einer 
Sitzung der vereinigten Kommissionen am 22. August d. Js. 
kam die Angelegenheit zur eingehenden Beratung und 
wurde nachstehender Beschluß gefaßt'

„Die vereinigten Kommissionen beschließen alsdann die 
Verwaltung zu ermächtigen, auf entsprechenden Antrag des 
Herrn Salonion hin, n a ch t r ägli ch die Genehmigung zur 
Vornahme von Verftärkungsarbeiten an der Hinterfront des 
Hauses Salomon zu erteilen, wenn- letzterer die -auf seine 
Kosten notariell zu ver-brchfe-nd-r, auf seine- Rechtsnachfolger 
auszu-dehneitde und ins Grundbuch einz-utragenbe Verpflich
tung übernimmt:

1) nach Ablauf von 25 Jahren, spätestens jedoch am 1. 
Oktober 1935, -auf feine Kosten die Hinterfront seines Hau
ses abzureißen und mit der neuen Front in die festgesetzte 
Straßenbau flucht zurückzutreten;

2) daß in die Turm-straße fallende Gelände alsdann 
gratis- -an die Stadt abzutreten.

Die gleiche Verpflichtung bezgl. des Abreißens der 
Hinterfront und Einrückens in die Bauflucht soll Salomon 
treffen, wenn -er vor Ablauf der gestellten 25jährigen Frist 
an frgl. Front MauerUerstärku-ngen oder größere Umän
derungen, welche-evtl. auch in. Folge eines unvorhergesehenen 
Ereignisses nötig werden sollen, vornehmen müßte.

Falls die Eintragung ins Grundbuch -aus irgend wel
chen rechtlichen Gründen nicht angängig, sein sollte, wird die 
Verwaltung ermächtigt eine Entscheidung evtl. im Be
schwerdewege herbeizuführen."

Mittels Schreiben vom 25. -August wurden p. Salomon 
die von den vereinigten Kommissionen gemachten Ver- 
gleichsv-orschläge mitgeteilt und ihm zur Aeußerung eine 
Frist bis zum 2. September d. Js. eingeräumt. Trotz der 
-am 17. August erfolgten Einstellung der Bauarbeiten wurde 
von der Baufirma Stell wiederholt versucht weiter zu -ar
beiten. Um -einen größeren Druck auszu-üben, erwirkte die 
Stadtverwaltung unterm 25. August d. Js, beim Kaiser
lichen Amtsgericht hierfelbst eine -einstweilige Verfügung, 
durch welche dem -Kaufmann Salomon unter Androhung 
einer Geldstrafe von 500 oll im Falle der Zuwiderhandlung 
die Vornahme weiterer baulicher Veränderungen an dem ge
gen die Turmstraße zu gelegenen -Teil seines Hauses unter
sagt worden war. Der Stadt Diedenhofen wurde aufge
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geben binnen 14 Tagen Klage auf Feststellung der Rechts- 
mäßigkeit der erlassenen einstweiligen Verfügung zu er
heben. Diese einstweilige Verfügung wurde der Firma 
Salomon und der Baufirma Stall noch um 25. August durch 
Gerichtsvollzieher-akt zugestellt. Da die festgesetzte Frist van 
14 Tagen, innerhalb welcher die Klageerhebung zu erfolgen 
hatte, nicht hinreichend erschien um mit p. -Salomon eine 
gütliche Einigung herbeizuführen und seitens der Stadtver
waltung -eine Regelung auf -gütlichem Wege in erster Linie 
angestrebt werden sollte, -wurde eine Verlängerung der ge
stellten Frist um 14 weitere Tage nachgefucht, die -auch vom 
Kaiserlichen Amtsgericht unterm 29. August bewilligt 
wurde.. Inzwischen hatte die Bausirma Stall -immer wei
ter versucht, bauliche Veränderungen an der Hinterfront 
des Sa-lomon'schen Hauses vorzunehm-e-n. Unterm 31. Aug. 
sah sich daher die Stadtverwaltung genötigt, p. Salomon zu 
eröffnen, daß die-auf Grund der -einstweiligen Verfügung 
vom 25. August festgesetzte Geldstrafe verwirkt sei und -alle 
di-eserhalb der Stadt zuste-henden -Rechte Vorbehalten würden. 
Auch diese Eröffnung hatte nicht die gewollte Wirkung, son
dern nach wie vor wurde seitens der Baufirma Stall ver
sucht Veränderungsarbeiten vorzunehmen. Einem um-erm

September d. Js. gestellten Antrag, die bereits erfolgte 
Einstellung der Arbeiten -an der Hinterfront auf den ganzen 
Bau auszud-ehn-en, wurde van Seiten des Gerichts nicht -en-t- 
sprachen. Nachdem alle seitens der Stadt -angestrebten Ver- 
glerchsv-erhand-lungen mit Salomon gescheitert schienen -und 
letzterer d-e im Schreiben vo-m 25. August gesetzte Frist bis 
- September h-at verstreichen lassen ohne seine Stellung
nahme zu dem Kommifsionsbeschluß vom 22. August d. Js. 
M erklären, bleibt der Stadtverwaltung -nur -mehr -der 
Klagewsg offen.

Vorfitzende führt aus, daß -auf Grund des 8 19 
E ^nieindsordnung die Stadtverwaltung in dringenden 
Hatten ohne die in- gewöhnlichen Fällen -auf Grund des § 

der G. O. erforderliche Prozeßermä-chtigung des 
yerr-n Bezirksprä-sidente-n, RechtÄstreitL- aufnehm-en könne, 

den Eemeinderat um Vorschläge zur Angelegen- 
Erm-ächtigung, d-en gegen Salomon -erfo-r- 

Rechtsstreit anstrengen zu dürfen. Vorher teilt 
v ch ^ilt ihm unterm heutigen Tage von Rechtsanwalt 

,r-aoer als Bevollmächtigten des Kaufmanns Salomon 
gegangenes Schreiben mit Datum von h-e-ute -mit. In 

fassMg S datzibs" vertritt Rechtsanwalt Schr-ader die Auf-

di» ^inem Mandanten erteilte Bauerlaubnis durch 
Hmterf-ront -des Umbaues an- der Durmstr-aße 

tg führten Arbeiten in keiner Weise verletzt worden sei;
di» beabsichtigte Erh-öh-ung der bestehenden über 

"O?^"ucht vorspringen-den Frontmauer- keine Verstär- 
lilb?n vielmehr mit -einer Berschwäch-ung der frag- 
nchen Mauer gleichbedeutend sei;
die dean-standete Deckenkonstvuktion, soweit die über 

-^^..springenden Gebäudeteile -in Frage kommen, 
vei-ten-^s Ei-ssn noch aus -armiertem Beton, sondern wie 

ngt -aus- Holz hergest-ellt würden;
Verstärkung der Hinterfront -allenfalls nur -das 

sehen E Erdgeschoß befindlichen Aborttüre ange-
spreKeii^de'N könne, — Salomon- sei jedoch bereit die -e-nt- 

e Oeffnung wie früher wieder herzustellen —;

den vrm Rech-tsgründen -aber -auch -aus Erün-
^oyalrtat gegen das Vorgehen der Baupolizei ent

schieden Verwahrung eingelegt werden -müsse. Gleichzeitig 
macht Rechtsanw-alt Schr-ader -darauf aufmerksam, daß im 
Falle des Ob-sieg-ens in -einem -evtl. Rechtsstreite, Salomon 
die Stadt für -allen -Schaden -verantwortlich machen wird, 
der ihm durch die Einstellung des Baues veranlaßt -wor
den ist.

Hieran -anschließend brächte der -Vorsitzende die bezüg
lichen gesetzl. Bestimmungen zur Verlesung und- erläutert, 
daß er -einer Einigung mit Salomon das -Wort rede, nicht 
-etwa weil die Stadtverwaltung einen Fehltritt begangen 
habe, sondern lediglich, um diese unliebsame Angelegenheit 
-auf gütlichem Wege aus -der Welt zu schaffen.

In der nunmehr erfolgten- lebhaften Diskussion werden 
einerseits die vom Rechtsanwält Schr-ader angeführten 
Rechtsgründe -als nicht zutreffend bezeichnet; trotzdem -aber 
die Herbeiführung einer Einigung anempfohlen. Andere 
Redner bezeichnen -das Vorgehen -Salomons als nicht ganz 
korrekt, wünschen aber ebenfalls eine Einigung a-u-m güt
lichem Wege. -Nachdem die -allgemeine Stimmung für -eine 
Einigung mit Salomon spricht, stellt der Vorsitzende 
den- An trag die in dem Kommissio-nsbe-schluß vo-m 2-2. 
8. d. Js. f e-stg efetz-ae Frist -von 25J-ahren -auf 
4 0 I a h r -s zu erhöhen und im übrigen aber d-e-n gefaßten 
Ko -m m i- ssionsLefchluß a ufre ch- t zu -erhalten.

M -i t g -l i -e d Denz beantragt die fragt. Frist auf 50 
Jahre, wie sie von Salomon bei der mündlichen Verhand
lung mit dem Vorsitzenden -auch- angenommen worden fei, 
festzusetzen, um dadurch -den Vergleichsv-erhandlungen d-en 
Erfolg zu sichern. Mitgli e -d S ch i l tz beantragt die 
fragliche Frist auf 30 Jahre festzusetzen.

Bei der -nunmehr -erfolgten Ab st-im mung wurde der 
A n t r-ag des Vorsitzenden gegen 2 Stimmen, die für 
eine kürzere Frist waren, angenommen.

Der Eem-einder-at faßt folgenden Be
schluß :

Die Vew-altung wird ermächtigt -auf entsprechenden An
trag des Kaufmanns Salomon nachträglich die Ge
nehmigung zur Vornahme von Verstärkungs-arbeiten an der 
Hinterfront des Hauses Salomon zu -erteilen, wenn letzterer 
die auf seine Kosten notariell zu verbriefende, -auf feine 
Rechtsnachfolger -auszudehnende und ins Grundbuch -ei-nzu- 
tragende Verpflichtung übernimm t.

1) -nach Ablauf vo n 4 0 I -a -h r e -n, spätestens jedoch 
am 1. Oktober 1950, -auf seine Kosten die Hinterfront 
semes Hauses abzureißen und -mit der neuen Front in die 
festgesetzte Straßenbauflucht zurückzutr-eten;

2)/das in d-i-e Turmstr-aße fallende Gelände alsdann 
gr -atis -an die Stadt -abzutreten.

Die gleiche Verpflichtung bezüglich des Ab- 
reißens der Hinterfront und -Einrückung in die Bauflucht 
soll Salomon treffen, wenn er vor Ablauf der gestellten 40- 
jahrig-en ^-rist an der fraglichen Fronlmaner Verstärkunaen 
ader grögero ?lend«erung'M, Welche: lauch infolge >eines unoo^- 
hergefehenen Ereignisses notwendig werden sollten vorneh
men müßte.

Falls die E intragung ins Er u n d b u ch -aus 
rrgendWölche-n rechtlichen Gründen- -nicht angängig sein sollte 
wird-die Verwaltung ermächtigt eine Entscheidung evtl. im 
B eschw erdew ege h erbeizu-füh r en.

Sollte p. Salomon die vom Eemeinderat gestellten Be
dingungen n i ch t ann-ehmen, -so w-ird- die Verwaltung er
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mächtigt, die mittelst einstweiliger Verfügung ungeordnete 
F e st st -e l l u n g s k l a -g e zu erheben'.

D e r G e m e i nde r a t beschließt weiter, daß im Falle 
des Zustandekommens einer Einigung, die durch einstweilige 
Verfügung festgesetzte E e l d st r a- f e von 500 ^l, welche be
reits -verwirkt ist, ni ch t zur -Einziehung gelangen soll. Sa- 
lamon soll jedoch alle bisher entstandener! Kosten 
trage n.

19. Umpslasterung der Hospital-, Neu- und 

Merschstraße.
Der Vo r- s i tz -e n d e führt aus, daß das Straß-en- 

pflaster in der Hospital-, -Merfch-- und Nsustr-aße sich in einem 
schlechten Zustande befindet und eine Erneuerung der 
Straß-enLefsstigung erforderlich sei. Die starke Abnutzung 
der -stä-dt. Straßen und die hierdurch! bedingten großen Aus
gaben für Aus-besserungsarbeiten lassen es -empfehlenswert 
erscheinen, eine Straßenbefestigung! von größerer Dauerhaf
tigkeit einzu führen. Es sei beabsichtigt, das bisherige Stra- 
ßenpflaster allmähli-g durch! Befestigung der Fahrbahnen in 
5 oro starkem H-artguß-as-ph-al-t -auf 20 ein starker Vetonunter- 
lag-e zu ersetzen. Die Kosten für Befestigung der Straßen 
in diesem Material würden sich zwar höher stellen als die 
für Um- b-ez-w. Neu-pflasterun-g, jedoch hätten erstere Straßen 
vor den gepflasterten den Vorzug größerer Sauberkeit und 
vor allen Dingen größerer Dauerhaftigkeit. Nach den vor
liegenden Kostenanschlägen würde die Herstellung der neuen 
Befestigung in der Hospitalstratze zwischen der Collegium- 
stratzs und dem Holzplatz 9900 Ut kosten, während für die 
Ausführung der Neustraße in demselben Material 4665 
aufgewendet werden müßten. Die Merschstraße empfiehlt der 
Vorsitzende vorab nochmals umzupflastern, wozu ein Kredit 
von 5300 Ul erforderlich werde. Zur Prüfung der Angele
genheit bittet er die Frage der Neuherrichtung obenerwähn
ter Straßen der Baukommission zur eingehenden Prüfung 
und Berichterstattung zu überweisen.

In der nunmehr stattfindenden eingehenden Erörterung 
wird anerkannt, daß die Pflasterung in den bezeichneten 
Straßen- schlecht ist und die Einführung einer Haltb-areren 
Straßenbefestigung begrüßt, jedoch wird es als nicht zweck
entsprechend bezeichnet, daß der Anfang mit Einführung 
dauerhafterer Straßenböfestigungen wie vorgeschlag-en in 
der, wenig verkehrsreichen Hospitalstraße gemacht werden 
soll. Ein Redner empfiehlt die Pariser- und Luxemburger- 
straße nach döm-'W-uen System zu befestigen, für die in Aus
sicht genommenen Straßen -aber die bisherige Plasterung 
beizubshalten- Mitglie d R öchling wünscht, daß nur 
ein Höchstkre'dit von 10 000 -K zu Straßenbef-estigungen für 
das laufende Jahr -bewilligt wird-; für die nächsten Jahre 
solle in den.Haus-haltungsp-lan die Summe von 10 000 -ü 
für Neu-Herstellun'g von Straßenbefestigungen eingesetzt 
werden.

Der G e -m -e i n d-e r a t beschließt sodann dem Anträge 
des Vorsitzenden entsprechend, die Angelegenheit zur Prü
fung u n d z u >m e i n g -e h e n d e n S t u d i -u m an die 
B-a u komm i ssio n zu verweisen.

20. Theaterangelegenheiten.
Der Vorsitzende führt -aus, daß die vereinigten 

Kommissionen am 22. August d. Js. nachbezeichneten Be
schluß gefaßt haben:

70 —

„Der Vorsitzende bringt eine Verfügung des Herrn Be- 
zirkspräsidenten, welche durch Vermittelung des Herrn 
Kreisdirekt-ors -in Diedenhofen-Ost dem Bürgermeisteramt 
zuge-gangen ist, zur Verlesung. Hiernach wird nach -einem 
Gutachten des Hochbaubeamten für Loth-ringen die A n- 
bringung eines eisernen -Schutzvorhangs 
sowie die E i nführ-u ng e iner Zentralheizung 
-i -m Stadt t h -e a ter hi-erselb-st -als erforderlich bezeichnet. 
Anläßlich einer am 18. d. -Akts, -mit dem Herrn Kreisdi- 
r-ektor von Diedenhofen-Ost abgehaltenen Besichtigung des 
Stadttheaters hat sich der Herr Kreisdirektor davon über
zeugt, daß die Anbringung -des als erforderlich bezeichneten 
Schutzvo-rhang-es die -Sicherheit im Theater nur unwesentlich 
erhöhen wird, daß dagegen durch- Anlage einer Zentralhei
zung und die dadurch bedingte Entfernung der im Theater 
auf-gestellten Oefen, die Feue-rs-gefahr wesentlich einge
schränkt würde. Bei dieser Gelegenheit wurde weiter festge
stellt, daß -durch -Schaffung von Ausgängen nach dem Nach- 
b argrundstück Villis eine Erhöhung der Sicherheit im 
Stadttheater geschaffen werden könnte. Um nach dieser 
Seite hin AusgäN-ge schaffen zu können-, würde der Erwerb 
von -auf dem Villie's-chen Grundstück errichteten Stallungen 
erforderlich. Di-e mit Villick dieiserhalb gepflogenen Unter- 
handlungen sind daran gescheitert, daß Villiö übertriebene 
Forderungen gestellt hat. Der Vorsitzende schlägt vor, die 
Verwaltung zu -ermächtigen, den Herrn Kr-eisdirektor zu 
bitten-, von einer Forderung des Schutzvorhanges mit Rück
sicht auf die genügende Sicherheit -im Theater abzusehen, die 
Forderung einer Zentralheizung dagegen- als berechtigt zu 
erkennen und den für die Beschaffung einer solchen -erforder
lichen Kredit von 5000 -ll zu bewilligen.

Aus den Kommissionsberatungen geht hervor, daß die 
Sicherheit im Stadtth-eater -wenig zu wünschen- übrig läßt 
und- durch Schaffung einer Zentralheizung dieselbe noch 
wesentlich erhöht wird.

Die vereinigten b e v -o l l -m 8 ch t i g t e n K o m- 
misionen, unter Anerkennung der Dring-lichkeitsfrage, 
beschließen für -die Anlage einer Zentral
heizung i m-St a-d th eat-er ein-enK r-e-d i t von 
50 00 ük zu bewilligen, ermächtigen den Bürger
meister, entsprechend -dem von -ihm gemachten Vorschläge den 
Herrn Kreisdirektor zu bitten, beim Herrn Bezirksp-räsiden- 
tsu die Annahme des Kommissionsbeschluss-es zu befürwor
ten. Da die Anlage der Zentralheizung vor der -gegenwär
tigen Spiels-aisvu kaum mehr durchgeführt werden kann-, Lit
ten die Kommissionen das Theater für die kommende Thea- 
tersaiso-n noch- in -dem gegenwärtigen Zustand belasten zu 
dürfen. Die Anlage der Zentralheizung wird im nächsten 
Jahre,ausgeführt werden."

Von dem gefaßten Kommissionsbeschluß ist dem Herrn 
Kreisdir-ekt-or Mitteilung gemacht worden. Di-es-er hat die 
Forderung gestellt, die Herstellung -einer Dampfheizung im 
Stadtth-eater noch- in diesem Jahre zur Durchführung zu 
bringen. Die Vorarbeiten zur Vergebung -der Damp-shei- 
zungM-n-lage sind -ein-g eiertet. Ob di-e Herstellung der Anlage 
noch in diesem Jahre durchführbar ist, erscheint fraglich. 
Jedenfalls beweisen die von der Stadtverwaltung in dieser 
Richtung vorgenomm-enen Schritte, daß die Stadt es an 
gutem Willen nicht hat fehlen lassen. Es -erscheint wün
schenswert, daß dies von der Regierung anerkannt wird, 
wenn- die Ausführung der Dampfheizung wid-er Erwarten 
-auf Schwierigkeiten stoßen sollte.

Der E e m einder -at erklärt sich mit d-em von -d -e n 
vereinigten Kommissionen gefaßten Be-



Eemeinderatssitzung vom 5. September 191V.

— 71

s ch l u ß e i -n v -e r st a nd e n und billigt die von der Stadt- 
verwallung gepflogenen Verhandlungen und getroffenen 
Maßnahmen.

b) The a t e r d i r e k t o r Ot t o Brucks vom Stadt- 
theater in Metz hat beantragt, den in den verflossenen 
Jahren mit der Stadtverwaltung bezüglich der Uebrr- 
lassung des Stadttheater gehabten Vertrag bis zum Jahre 
1914, in welchem auch der von Herrn Brucks mit der Stadt 
Metz abgeschlossene Theater-vertrag abläust, unter den bis
herigen Vckingungen zu verlängern. Gleichzeitig teilt die 
Thoaterd-irektion mit, daß die aus dem verflossenen Jahre 
noch rückständige französische Theatervorstellung um 20. d. 
Mts. stattfinden wird.

Der Vorsitzende führt hieran anschließend aus, daß er mit 
der Theaterdirektion eine längere Besprechung gehabt und 
derselben zur Behebung der zahlreichen Beschwerden über 
den V o r v s r k a u f der Ei. n t r i t t s kar t e n folgende 
Vorschläge macht habe:

Der Vorverkauf soll wie bisher üblich, jeden Montag 
vor einer Vorstellung und zwar durch eine Kassiererin des 
Stadttheaters, welcher -ein heizbarer Raum, vielleicht im 
Stadthause, zur Verfügung gestellt würde, statfinden. Der 
Vorverkauf würde von 10 Uhr vormittags bis 4 Uhr nach
mittags stattfinden. Die etwa nicht verkauften Karten sollen 
einem hiesigen Geschäfte übergeben werden. Die bisherige 
Art des Reservierens von Dheaterplätzen und damit auch die 
häufigen Beschwerden des Publikums würden dadurch be
seitigt.

Um die Nachfrage nach Plätzen in der 2. Reihe des 1. 
Ranges zu erhöhen, wird beabsichtigt, den Preis der Vorder- 
uZe um 25 Pfennig zu erhöhen, denjenigen der Rücksitze um 
E Pfg. zu ermäßigen, sodatz für beide Plätze der bisherige 
streis erzielt würde. Für das Amphitheater würde der er
höhte Preis nur für die erste Reihe, für die übrigen Reihen 
dagegen der ermäßigte Preis in Betracht kommen. Der 
Irebhaber von 2 Plätzen des ersten Ranges soll verpflichtet 
werden, einen Vorder- und einen Rücksitz zu nehmen.

In der nunmehr erfolgenden Diskussion wird gegen 
eine Verlängerung des Theatervertrages 
auf e i n Iah r keinerlei Bedenken erhoben. Die Erhöhung 
des Preises der Vordersitze und Ermäßigung des Preises der 
Rücksitze um je 25 findet allseitigen Anklang, die Ver
pflichtung der Käufer bei Abnahme von 2 Sitzen einen Vor
der- und einen Rücksitz zu nehmen', wird »als unbillig be
zeichnet.

Der Gemeinderat beschließt sodann mit großer 
Stimmenmehrheit

1. Die Verwaltung zu ermächtigen, für die kommende 
Theatersaison mit der Metzer Theaterdirektion den Ver
trag auf ein weiteres Jahr ab zu s chli e ß e n.

2. Die V o r d -e r s i tz e d e s 1. R a n g e s sollen mit 
einem Preisauf s ch l a g von 25 Pfg. verkauft werden, 
das Amphitheater soll der erhöhte Preis nur für die erste 
Sitzreihe in Frage kommen;

3. Der Billei v o r v e r k a u f soll entsprechend den 
Vorschlägen des Vorsitzenden stattfinden, jedoch sollte jedem 
Theaterbesucher die freie -Wahl der Plätze überlassen bleiben.

Interpellation Schlitz betr. Beseitigung des 
Transformators aus dem Holzplatz.

Mitglied S ch i l tz frägt an, aus welchen Gründen 
die Verlegung des Transformators vom Holzplatz auf den 
Mairieplatz noch nicht vorgenommen worden sei, trotzdem in 
der Eemeinderatssitzung am 18. Juli die Verlegung bis zum 
1. 9. d. I. in Aussicht gestellt worden war.

Der Vorsitzende teilt mit, daß die Verlegung durch 
verschiedene Verhandlungen mit der Elektrizitätsgefellschaft 
verzögert worden sei u. daß z. Z. noch? Verhandlungen bezgl. 
der Platz-frage schwebten, die noch längere Erörterungen 
wahrscheinlich machten.

Der Gemeinderat nimmtKenntni s.

Schluß der Sitzung Abends 8I Uhr.
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Bericht
über die

Gemein-eratsschung vom 3. Oktober 1910,
WacHrnittags 4 WHr.

Anwesend waren nach .Eröffnung der Sitzung unter dem 
Notsitz des Bürgermeisters Berkenheier die Beigeordneten 
Walkowinski, Haas und 'Roth, sowie die Mitglieder 
Christian, Cailloux, Denz, Franck Johann, Frankois, Frank 
Heinrich, Eoedert, Dr. Kuborn, Dr. Medernach, Müller, 
Nouviaire, Pfanfch-illing, Reuter, Richard, Röchli-ng, Schlitz, 
Steimetz und Zimmer.

Entschuldigt' Mitglieder Wehrmann -und Salomon.
Schriftführer: Mitglied Frangois.
Außerdem wohnte der Obersekretär Klam und der Se

kretär Hombourger der Sitzung bei.

Tagesordnung.
1. Mitteilungen.
2. Bewilligung eines Kredits für die Anschaffung -eines 

Asbestvorhanges im Theater.
3. Vertrag mit der Gemeinde Ober-Jeutz (ev. -auch Mon- 

hofen) Letr. Wasserversorgung.
4. Neuherstellung der Hospital-, Reu- und Merschstraße.
5. Ausbau des Karolingerrings bis zum Fußweg nach 

der Augenklinik, eines Teils der D I Straße sowie 
der Balduinstraße.

6. Beschlußfassung über die Bevorzugung hiesiger Hand
werker bei öffentlichen Ausschreibungen.

7. Freigabe der Oktroibesteuerung auf die von der Mi
litärverwaltung eingeführten Kochserven.

8. Antrag auf Bewilligung einer Vergütung für Ver
tretung -eines Hauptlehrers.

9. Beschaffung von Lehrmitteln für die Volksschule.
10. Gesuch um Erhöhung einer Remuneration?
11. Begutachtung von Baug-efuchen.
12. Erwerb -militärfiskalischen Geländes am Evmnasium- 

gebäude.
13. Genehmigung einer bereits durch die evangel. Kir

chengemeinde aufgenommenen Anleihe.
14. Versetzen neuer Straßenlaternen.
1o. Bewilligung eines Kredits zur Einrichtung eines 

Haush-a'ltungskurfus.
16. Anträge auf Verlängerung von Baufristen.
17. Alignemenr des Malgringer Weges.
18. Abänderung d-es Bebauungsplanes -an der Einmün

dung des Hohenloherings in die -St. Peterftraße.
10. Ermächtigung zur Vergebung der Centralh-eizung für 

das Stadttheater in engerer Submission.

Nach Eröffnung der -Sitzung stellt der Vorsitzende die 
Frage, ob gegen die Fassung des Protokolls 
vom 18. Juli Einwendungen! erhoben werden-.

Es erhebt sich kein Widerspruch.

1. Mitteilungen.
a) Der V o r sitze -n d e teilt mit, daß die V -estäti - 

gung des Herrn Roth zum Bei g e o rdne t e n, sowie 
seiner selbst zum Bürger m e i ster der Stadt Diedenhofen 
durch Kaiser!. Verordnung erfolgt sei.

b) Mitglied Dr. Kuborn hat in einem -Schreiben an die 
Verwaltung gebeten, den EemoinderatsMttgliedern in Zu
kunft die Gemeinderatssitzungsprotokolle in 2 Exemplaren 
zuzustellen, um bei Anlage einer Sammlung ein zweites 
Ersatz-exemplar für evtl. Verlust zu haben. Da nach Aussage 
des Vorsitzenden sich die Unkosten nicht wesentlich erhöhen, 
gibt der E e meinderat seine Zustimmun g.

o) Die Herren Rentner Eh. König und August Müller 
haben schriftlich midgeteilt, daß sie die auf sie gefallene 
Wahl -als Mitglieder des Ve r w a l t u n g s- ra t s d e r 
Sparkasse an nehmen.

cl) Der Kaiser!. Herr Bezirkspräsident hat dem Lehrer 
M ichael Saur hierselbst durch Verfügung -vom 15. Sept, 
d. Js. — II 5425 — die Geschäfte eines Haupt- 
lehre rs -an den evangel. Schulen in Diedenhofen und 
Beauregard im Sinne der Dienstanweisung für Haupt- und 
Klassenlehrer vom 19. Dezember 1880 (II 6166) übertragen.

e) Durch- Verfügung des -Kaiser!. Herrn Bezirks-Präsi- 
denten vom 10. September d. Js. — II 5749 — ist die Leh
rerin Franziska Brunsin Vollingen vom 1. Oktober 
d. Js. ab an die evan g e -l. E e m eindes ch u l e z u 
Beauregard versetzt -worden.

I) Herr Z a h n a r zt Elk hat einen Bericht über feine 
Tätigkeit als Schulzahn-argt in der Zeit vom April bis 
August d. Js. vorgelegt, -aus welchem herv-org-eht, daß er 13 
Schu-lklassen besucht und- außerdem 31 Kinder mit 49 Zähn- 
und Wurz-elextractionen bei sich- unentgeltlich Leh-andet, so
wie eine Konsultation und 2 Jnjectionen ebenfalls unent
geltlich -geg eben habe.

Der Vorsitzende teilt mit, daß er Herrn Zahnarzt Elk 
gebeten habe, eine Statistik darüber zu führen-, In wieviel 
Fällen -schadhafte Zähne der Kinder hätten plombiert wer
den müssen innerhalb eines bestimmten Zeitraumes, um -an 
Hand dieser Angaben eine Uebersicht zu bekommen, welcher 
Kredit -evtl. für die vollständige Zahnbehandlung der sämt
lichen Volksschulkinder erforderlich sei; er beabsichtige evtl. 
einen Teilbetrag dieser Summe später vom Gemeinderat zu 
erbitten, um wenigstens -den ärmsten Kindern das Plombie
ren der Zähne zu ermöglichen.

g) Der Hr.Kreis-direktor in Di-edenhofen-Ost weist in einer 
Verfügung vom 24. Sept. -d. Js. — I. No. 5968 — auf das 
bedrohliche Auft r -e t e n der Choler a hin, und -er
sucht di-e Stadtverwaltung dafür zu sorgen, daß die erforder
liche Vorbereitung ungesäumt getroffen, insbesondere der 
Bedarf an Räumen zur Unterkunft der Kranken, Krank- 
heitsoerdächtigen und Anfteckungsverdächtigen,. bei Zeiten 
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gesichert und Arznei sowie Desinfektionsmittel bereit gestellt 
werden. Desgl. sei ein Raum zur Unterbringung von Lei
chen bereit zu Halten.

Der Vorsitzende führt aus, daß die erforderlichen 
Räume zur Unterbringung von Cholera- 
kr anten pp. sowie Leichen bereit gestellt 
seien und das Spital erhebliche Mengen Desinfek - 
ti o nsmit t e l bereits im Besitz habe und weitere 
Menge n durch Vertrag mit auswärtigen Drogenfirmen 
im Falle der Not auf Abruf zur Verfügung stünden. Es sei 
so mi t genüg end V o rs o-r g e" getroff e n.

Ii) Vauangelegenheit Salomon.
Der Kaufmann S. Salomon Hut unterm 6. September 

d. Js. die schriftliche Erklärung abgegeben, daß er mit den 
vom Gemeinderat in dem Beschluß vom 5. September ge
stellten Bedingungen, von deren Annahme die Erteilung der 
Erlaubnis zur Wetterführung des von der Stadtverwaltung 
eingestellten Neubaues an der Ecke der Pariser-und-Pster- 
nenstraße abhängig gemacht worden war, einverstanden sei, 
nachdem er vorher in seine Annahmeerklärung die Bedin
gung ausgenommen zu sehen wünschte, daß ihm wenn er vor 
Ablauf von 20 Jahren durch irgend welche unverschuldeten 
Umstände gezwungen werden sollte die auf die Turmstraß: 
stoßende Front seines Hauses in die Bauflucht zurückzu- 
rücken, eine Entschädigung für das an die Stadt abzutretrnde 
Gelände bewilligt würde. Der Vorsitzende führte aus, daß 
er p. Salomon erklärt habe, sich auf die bedingungsweise 
Annahme der vom Eemeinderat gestellten Bedingungen 
nicht einlassen könne, dagegen in Aussicht gestellt habe, beim 
Eemeinderat im Sinne der Salomonischen Wünsche vorstel
lig zu werden.

Der Gemeinderat beschließt auf Antrag des Vor
sitzenden, daß dem p. Salomon, sofern er vor Ablauf 
von 20 Jahren infolge unvorhergesehener Ereignisse 
in die Bauflucht der Turmstraße zurückrücken muß, für das 
an die Stadt abzutretende Gelände, das nach 40 Jahren 
unentgeltlich übernommen wird, einen Betrag von 
1500 lü aus zuzahlen.

Der von dem Herrn Stadtbaumeister vorgelegte Be
richt, in welchem eine Rechtfertigun g des Vorgehens 
des Stadtbauamtes in der Bauange'legenheit Salomon er
folgt, wird auf Antrag des Vorsitzenden an die Baukom - 
mission verwiesen.

1) Bebauungsplan an der Briquerisstraße.
Oktroivorsteher Rock hat an die Stadverwaltung die 

Anfrage gerichtet, ob die durch sein Grundstück beabsichtige 
am Bauplatz des Unternehmers Gabbardo vorbeiführende, 
in die Briqueriestraße mündende Seitenstraße tatsächlich 
zur Durchführung kommen werde, da er für den von der 
Straße durchschnittenen Bauplatz einen Liebhaber habe.

Der Gemein d e r a t beschließt auf Vorschlag des 
Vorsitzenden, daß die gestellte Anfrage vorderhand nicht be
antwortet werden könne, da der Bebauungsplan an 
der frgl. Stelle erst in einigen Wochen dem Eemeinderat zur 
definitiven Beschlußfassung vorgolegt werden könne.

j) Schießschaden im Eemeindewald.
In der Zeit vom 1. bis 23. Juli d. Js. und am 2. August 

hat das Jnf.-Regt. 135 sowie die diesem zugeteilte Maschi- 
nengervehrabteilung in der Richtung auf den Eemeindewald

Scharfschießen abgehalten. Nach einer Abschätzung des Ge-.- 
meindeförsters bezw. des Herrn Oberförsters ist hierbei ein 
Schaden in Höhe von 535,39 Ul verursacht worden. Auf die 
Geltendmachung des Schießschadens hin, wurde durch eine 
vom Herrn Kreisdirektor einberufens Kommission am 31. 
August eine Abschätzung an Ort und Stelle vorgenommen, 
und de^Mtstandene Schaden auf 140 .ü festgesetzt. Diesen 

" Be^raiMat die Militärverwaltung bei der Stadtkasse ein- 
bezahlrs diemWtere Forderung der Stadt über den Restbe
trag vön 385,29 M aber abgelehnt.

Der Vorsitzende, nach Verlesung des Ahschätzungspro- 
tokolls führt aus, daß er die Entscheidung der Militärbe
hörde dem Herrn Oberförster mitgeteilt habe und dieser den 
von. dem Gemeindeförster festgesetzten und von ihm nachge- 
prüsten Schadenerfatzbetrag in vollem Umfang aufrecht er
halte. Im übrigen bezeichnet er die ohne Hinzuziehung von 
Forstsachverständigen vorgenommene Abschätzung als unzu
länglich.

Mitglied Eoedert, der mit dem Mitglied Franck an der 
Abschätzung teilgenommen hat, bezeichnet den Schadens-An- 
fpruch der Stadt als nicht zu hoch, da er selbst und auch 
Mitglied Franck beschädigte Bäume vorgefunden habe, die 
in der Schadensnachweisung des Grmeindeförsters nicht auf
geführt seien. Er schließt sich dem Anträge der Verwaltung 
an, den K l a g e w e g zu beschreit e n, wenn der städt. 
Anspruch nicht vollinhaltlich anerkannt würde. Nachdem 
noch von verschiedenen Seiten angeregt wurde, im Interesse 
des Waldes, der Jagd und der Holzabfuhr' dahin zu wirken, 
daß die militärischen Scharfschießen in der Richtung auf den 
Gemeindewald in Zukunft unterbleiben, b e s ch l ießt d e i 
G e m e i nderat ei n st immi g, den Bürgermeister zu 
ermächtigen, gegen die Militärverwaltung im Klage
wege vorzuge h e n, falls dieselbe die Forderung in 
ihrer vollen Höhe nicht anerkennen werde. Der Gemeinde- 
rat ersucht die Verwaltung eine g ü tlich e Be i le gu n g 
der Angelegenheit mit der Militärverwaltung zu versuchen.

2. Bewilligung eines Kredits für die Anschaffung 
eines Asbestvorhanges im Theater,

Der Herr Bezirkspräsid'ent hat die vom Gemeinderat be
willigte Dampfheizungsanlage für das Theater nicht als 
genügende Sicherheitsmaßregel anerkannt und unter Ab- 
standnahme von der Anbringung eines eisernen Schutzvor- 
hanges die Anbringung eines Asbestvorhangss verlangt. 
Der V o r sitze n d e führt aus, daß für die B e s cha f f u n g 
e i n es Asb e st v o r h^ a n,g e s, der bemalt sei, ein. Kredit 
von 500 -ü erforderlich würde. Es ließe sich vielleicht er
möglichen, hinter dem augenblicklich! vorhandenen bemalten 
Vorhänge einen unbemalten Asbestvorhang anzubringen, 
in welchem Falle der Kredit sich um 200 -ü ermäßigen 
würde.

Der Eemei n d erat, auf Vorschlag des Vorsitzenden, 
beschließt für die B e schar f fu n g eines Asbest- 
vorh a nges für -das Stadtthisater ein!en K r e dit b i 
zu 500 -ü zu b e w ill i g e n, unter der Bedingung, 
daß die Verausgabung des Betrages sich auf die möglich st 
n i e d rigste Summe beschränkt.

Einem Wunsche des Beigeordneten Haas, für die Aus
stattung des Foyers im Theater mit weite- 
r e n M o b i l i a r st ü ck e n einen Kredit M bewilligen,
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kann, da die Angelegenheit nicht auf der Tagesordnung 
steht und die Dringlichkeit nicht anerkannt «wird, nicht ent
sprochen werden.

M i t g l i e d M ü l ll e r bittet bei der Direktion des 
Stadttheaters vorstellig zu werden, damit während der fol
genden Theatersaison »auch französische Opern, Operetten und 
dergl. zur Aufführung kommen.

V e i g e o r d n e t e r Ha a s schließt sich diesem berech
tigten Wunsche an und wird im Auftrage der Verwaltung 
bei der Theaterdirektion dieserhalb vorstellig werden.

3. Vertrag mit der Gemeinde, Oberjeutz (ev. auch

Monhosen) betr. Wasserversorgung.

Der Vorsitzende führt aus, daß die »Baukommission ihr 
Einverständnis zur Wasserversorgung der Gemein
den Oberjeutz und Monhosen gegeben habe, und die Herren 
Vertreter der genannten Gemeinden sich vorbehaltlich der 
Genehmigung ihrer Eemeinderäte »und» ihrer vorgesetzten Be
hörde zum Abschluß von Wasserlieferungsperträgen bereit 
erklärt hätten. Er schlägt vor, das Wasser unter den Be
dingungen des mit der Gemeinde Niederjeutz abgeschlossenen 
Vertrages abzngeben, und die zu garantierenden Mindest- 
mengen entsprechend der geringeren Einwohnerzahl dieser 
Gemeinden zu ermäßigen. In dem »abzuschließenden Wasser- 
Ueferungsvertrage müsse außerdem die Bedingung ausge
nommen werden, daß die genannten Gemeinden das ihr 
von der Stadt Diedenhofen überlassene Wasser niemals bil
liger wie diese selbst weiter abgeben dürfen. Der Vertrag 
würde auf 20 Jahre abgeschlossen werden.

In der sich entspinnenden Diskussion wird den Vorschlä
gen des Vorsitzenden beigepflichtet. Mitglied Röch - 
bi n g beantragt die Vertragsdauer auf mindestens 23 
^ahre sestzusstzen und ersucht die Verwaltung die Wasserver- 
lorgung der Gemeinde Flörchingen nicht aus dem Auge zu 
laßen.

Bezügl. letzterer Anregung wird erläutert, daß die Ge
meinde Flörchingen die Abgabe von Wasser aus der städt. 
"itung bisher nicht verlangt habe und dieselbe, wie aus 
vorhandenen Verhandlungen» hervorgeht, von einem zu 
grunzenden Syndikate, welches von dem Herren Kreisdirek- 
or rn Diedenhofen-West vertreten würde, mit Wasser ver- 

Ivigt werden solle. Die Stadtverwaltung stehe diesem Spir
ochäte machtlos gegenüber und habe sowohl »aus »mündlichen 

>e aus schriftlichen Verhandlungen die Ueberzeugung ge- 
ouiien, daß d:-e Wasserabgabe an die Gemeinde Flörchingen 

- ">n jemals durch die Stadt erfolgen kann.
Der G emeinder »at beschließt sodann die Abgabe 

M 2 sser an die Gemeinden Oberjeutz und 
) ofsn unter den Bedingungen des WasserlisferunKs- 

"ages mit der »Gemeinde Niederjeutz. Die Mindest - 
m ln b n »sollen im Verhältnis zur Einwohner
tran r»n"E^-'chnd den wasserainehmenden Gemeinden ver- 

Pflicht gemacht werden, »daß sie das von der Ee- 
a lDiedenhofen »gelieferte Wasser nicht billiger 
ini?> ! - abgeb e »n dürfen. Etwaige im Vertrage 
di» Gemeinde Niederjeutz »aufgenommene Bedingungen, 

mehr zu Recht bestehen, sind aus den abzu- 
ogenden Verträgen wegzulassen. Die Vertragsdauer 

AlvN'^ »ch'^ 2ahre »festgesetzt. Der Bürgermeister wird zum
> "tz der erforderlichen Verträge ermächtigt.
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4. Neuherstellung der Hospitalstratze-Neu- und 

Merschstratze.

Der V o r si» tz »e n d »e verliest den Bericht d»er Baukom
mission vom 28. September d.-Js., welcher lautet:

„Dem» Gemeinderat wurden in seiner Sitzung vom 5. 
September gemäß Beschluß der vereinigten Kommissionen, 
Kostenanschläge über die Neuherstellung der Hospital-, Neu- 
und Merschstratze in Hartgutzasphalt vorgelegt. Der Ee- 
meinderat »hat sich im Prinzip damit einverstanden erklärt, 
zur Neuherstellung von Straßen anderes Material als 
Pflastersteine zu verwenden. Er verwies die Angelegenheit 
an die Baukommission, da er der Ansicht war, solche Versuche 
an nur besonders verkehrsreichen Straßen anzustelken wie 
z. V. in der Pariser- und Luxemburgerstraße.

Der Vorsitzende betont, »daß es sich nur um die Neuher
stellung schlechter Straßen handele. Die Pariser- und- Lu
xemburgerstraßen wären »Staatsstraßen. Man »müßte sich 
mit der Stratzenbauverwaltung ins »Einvernehmen setzen, 
daß anstatt einer späteren Umpflasterung, diese Straßen in 
neuem Material hergestellt »werden würden.

Der Bürgermeister bemerkt, daß er den Beschluß der ver
einigten Kommissionen» für den richtigen halte, nach welchem 
die Hospitalstratze in Hartguhasphalt auszusichren sei. Die
selbe sei in »einem sehr schadhaften Zustande. Da die Straße 
nicht viel Verkehr habe, so »würde die Neuherstellung aus 
Jahre hinaus dauern. Eine Umpflasterung der Straße stelle 
sich auf 5500 M, »eine Neuherstellung in Hartguß-Asphalt 
auf 9900 M. Die jetzigen Pflastersteine können zur Herstel
lung »von Rinnenpflaster in den N-Lustadtstraßen verwandt 
werden und würden sich »dann die Kosten für die Äsphalt- 
herstellun-g» auch nicht wesentlich» höher stellen, wie »eine Um- 
pflasterung. In vorstehendem Betrage von 9900 M ist 
gleichzeitig die Herstellung von Bürgersteigen miteinbegrif
fen. Diese Kosten werden teilweise wieder von den Anlie
gern eingezogen. Die Hausbesitzer müßten benachrichtigt 
werden ihre Anschlüsse »an die Gas-, »Wasser- und Elektrizi- 
tätsleitungen sofort zu machen.

Stadtrat Denz beantragt, schon jetzt mit der Stratzen
bauverwaltung in Unterhandlung zu treten, wegen späterer 
Ausführung der Pariser- und Luxemburgerstraße in ande
rem Material.

Die Kommission beschließt e i n st i m m i g folgendes:
l) Die Stadtverwaltung soll mit der Straßenbauver- 

waltung in Unterhandlung treten, daß in Zukunft die von 
dem Staate zu unterhaltenden, in der Altstadt Diedenhofen 
liegenden Straßen in einem neuen Material hergestellt 
werden »sollen.

2) Den Antrag der vereinigten Kommission vom 22. 8. 
aufrecht zu erhalten, wonach am» 1. -April 1911 die Hospital
stratze »anstatt u»mgepflastert, in Hartgußasphalt hergestellt 
und mit Bürgersteigen versehen werden soll. Bis dahin 
sollen die Anwohner aufgefordert werden Anschlüsse an die 
Gas-, Wasser- »oder Elektrizitätsleitungen zu machen, »an
dernfalls die »Erlaubnis für derartige Anschlüsse während 
der Dauer von» 5 »Jähren nach» erfolgter Neubefestigung der 
Straße »versagt »werden müßte.

Ferner soll das Gas- und Elektrizitätswerk a-ufgefordert 
werden für sämtliche Anschlüsse Sorge zu tragen.
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3) In den Straßen, die neu hergestellt werden, dürfen 
Ausstände für Iranalanschlüsse nicht gegeben werden, es sei 
denn nur kurze Fristen, sod-aß bis 1. 4. alle Anschlüsse herge
stellt sind,

4) Die Kosten der Bürgersteige bis auf die für die 
Bordsteine sollen wieder von den Anliegern eingezogen wer
den und eine diesbezgl. Garantie der Anlieger vorher er
wirkt werden.

Die Neustraße ist gleichfalls einer Umpflasterung sehr 
bedürftig. Eine Neuherstellung in Hartgußasphalt kostet 
5400 -4t. Die alten Pflastersteine können für Straßen in der 
Neustadt verwandt werden.

Mit Rücksicht auf den großen Verkehr sehr schwerer Wa
gen schlägt der Bürgermeister vor, einen noch besseren und 
haltbareren Srraßenbelag als Hartgußasphalt, nämlich 
Vulkanol zu verwenden. Die Kosten hierfür würden sich, 
allerdings höher stellen. Eine Antwort der ausfühvenden 
Firma auf Preisangabe ist bis jetzt noch nicht eingegangen. 
Die Baukommission beschließt einstimmig gemäß dem Bor- 
schlage des Bürgermeisters. Dieselben Bedingungen die bei 
d-erHospitalstra-he verlangt werden betr. Anschlußleitungen 
sollen auch hier gelten.

Die Merschstraße ist ebenfalls umpflasterungsbedürftig. 
Anstatt dieser schlägt der Vorsitzende eine Herstellung in 
Hartgußasphalt evtl. falls- die Mehrkosten nicht viel höher 
sind in Bukkanol vor. Die Kosten belaufen sich auf 5300 -ll. 
Die Kommission erklärt sich einstimmig auch mit dieser Her
stellung einverstanden und setzt dieselben Bedingungen wie 
bei der Hospitalstraße fest."

Er empfiehlt die Herstellung der Hospitalstraße in Hart
gußasphalt, die der Neu- -und Merschstraße in Vulkanol. In 
der folgenden Debatte wird die Zweckmäßigkeit der Herstel
lung in Hartgußasphalt der wenig verkehrsreichen Hospital- 
straße bestritten und deren Umpflasterung empfohlen. Die 
Herstellung der Mersch- und Neustraße in Vulkanol wird da
gegen als empfehlenswert bezeichnet. Ein Mitglied hegt 
Bedenken b-ezgl. der Finanzierung der Projekte und frägt 
an, wie die erforderlichen Gelder — 23 800 -N — aufgebracht 
würden. Der Vorsitzende zerstreut die erhobenen budgetairen 
Bedenken und betont, daß die Neuherstellung der Straßen 
einem dringenden Bedürfnis entspräche und daher die Mit
tel ausgebracht werden müßten; durch die Neuherstellung 
der Straßen würden die laufenden Unterhaltungskosten 
wesentlich verringert werden, da dieselben bei Straßen aus 
Vulkanol in den ersten 5 Jahren ganz wegfallen und für 
weitere 10 Jahre -mit 35 F pro gnr im Abonnement durch
geführt werden könnten.

Der Vorsitzende erläutert alsdann den Kommis-sionsbe- 
r-icht und stellt anheim, die vorgesehene Frist, innerhalb wel
cher nach Vollendung der neuen Str-aßenbefestigung Straßen- 
auf-brüche nicht mehr zugelassen- würden, -evtl. von 5 auf 10 
Jahre zu erhöhen und läßt über jedes Projekt einzeln ab- 
stimmen.

Der Eemeinderat nimmt -den Kommissionsbericht 
gegen 2 Stimmen an und beschließt die -Hospitalstraße in 
Hartgußasphalt, die Neu- -und Merschstraße in Vulkanol 
herstelle-n zu lassen und den erforderlichen Kredit von 23 800 

zu bewilligen. Die Frist, innerhalb welcher Straßen-auf- 
brüche nicht mehr erfolgen dürfen, wird -auf 10 Jahre fest
gesetzt.

5, Ausbau des Karolingerrings bis zum Fußweg 
nach der Augenklinik, eines Teils der I) I Straße 

sowie der Balduinstraße.

Der Vorsitzende verliest einen Bericht der Baukom
mission vom 28. September d. Js., welcher -lautet:

„Die vereinigten Kommissionen haben in ihrer Sitzung 
vom 22. August cr. beschlossen, d-eM -Eemeinderat durch das 
Stadtbau-amt einen -Kosten-anschlag betreffend Herstellung 
der gen. Straßenzüge vorlegen zu- -lassen. In -der Zwischen
zeit ist ein Antrag, unterzeichnet -von verschiedenen Stadt- 
räten eingegangen, die Angelegenheit auf -die Tages
ordnung der nächsten Gemeinder-atssitzun-g zu setzen.

Der Bürgermeister empfiehlt die Herstellung dieser 
Straßen- gemäß dem -vorgelegten Plane und Kostenanschläge 
und glaubt, daß Lurch die Erschließung dieser Stadtseite die 
Baulust angeregt, der Verkehr dort erleichtert und wesent
lich behoben werde. Die Herstellungskosten belaufen sich -auf 
28 200 -ll; bei gleichzeitigem Einbau der Wasserleitung auf 
31 200 -N. Bei Verwendung von alten Materialien 
(Pflaster- und Bordsteinen, herrührend -aus Hospital-, Neu- 
und- Merschstraße) ermäßigen sich diese Kosten auf insge
samt 29 500 ^l.

Die Kommission schlägt einstimmig dem Eemeinderat 
den Ausbau des Karolingerrings bis zum Fußweg nach der 
Augenklinik, eines Teiles der D I Straße -und der Balduin
straße -vor. Diese Straßenzüge sollen gleichzeitig mit 
den vorher beschlossenen Stra-ßenherstellungen ausgeführt 
werden."

Der Vorsitzende bittet den -Kommissio-nsa-ntra-g anzuneh- 
men und den erforderlichen Kredit zu bewilligen.

Im Laufe der Verhandlungen wünscht ein Mitglied - 
Auskunft über die Art der Aufbringung der Mittel zur 
Durchführung des Projektes und beantragt die Vertagung - 
der Angelegenheit bis der Bürgerm-eister das über die finan
zielle Lage der Stadt in -Aussicht gestellte Expos«; gemacht 
habe. Won anderer Seite wird die Durchführung des Pro
jektes als dringend -wünschenswert bezeichnet-, da durch die- s 
selbe neues Baugelände -erschlossen und der Weiterentwicke- 
lung der Stadt die -Bahn geebnet würde. Der Vorsitzende 
gibt kund, daß bei -einer Anleihe auf 50 Jahre die Verzin- f 
jung und Amortisation der benötigten Summe von 29 500 
-N für dieses Projekt sowie der für die Neuherstellung der 
Straßen in der Altstadt bereits bewilligten Summe den Be
trag -von 2500 Zl -jährlich- -nicht übersteigen werde, bei dein 
jetzigen Steuerprinzipal entspreche die jährlich erforderliche 
Quote kaum Iß Zuschlagspfennigen, -er hoffe aber, daß die 
Mittel -aus -laufenden Einnahmen, insbesondere -aber -auch 
durch Verkauf von Baugelände, das durch die Anlage der 
fraglichen Straßen erschlossen wird, sowie durch die Anlieger- 
kosten der entstehenden Neubauten aufgebracht werden könne.

Der Eemeinderat beschließt -hierauf den Ausbau 
eines Teils des Karolinge-rrings bis zum Fußweg -nach s 
der Augenklinik, eines Teils der D I Straße sowie der Bal- 
d-uinstraße -und bewilligt -den erforderlichen Kredit in Höhe 
von 29 500 Zl.

6. Beschlußfaßung über die Bevorzugung hiesiger
Handwerker bei öffentlichen Ausschreibungen.

Seitens des Mitgli-edes H. Frank ist folgender schrift
licher Antrag eingegangen:
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„Der Eem-e-inderat wolle die -Ve r gebung skommissio-n er
mächtigen, bei Vergebungen von städtischen Arbeiten hiesige 
Gewerbetreibende -nach nachstehender Skala zu berücksich
tigen, d. h. eine Festsetzung der Grenzen nach der unten fol
genden Skala vorzunehmen, nach welcher den hiesigen Ge
werbetreibenden und Unternehmern bei höheren Angeboten 
auswärtiger Firmen der Zuschlag erteilt wird.

1. Bei Angeboten bis zu 3000 -lt 10
2. bei Angeboten bis zu 6000 7z A,
3. bei Angeboten bis zu 10 000 oll 6
4. bei Angeboten bis zu 15 000 -4t 4z
5. Lei Angeboten bis zu 25 000 oll 3z A,
6. bei Angeboten bis zu 100 000 -K 2z
7. bei Angeboten über 100 000 4t 2

Die Grenze für Angebote, welche zwischen die vorge
nannten Zahle-nwerte fallen, werden nach nachstehendem 
Umspiele ermittelt und auf Zehntelprozente abgerundet.

Beispiel: Es liegt ein Angebot von 7650 4t vor.
Wert fällt zwischen Ziffer 2 und 3, d. h. zwischen 

vOOO und 10 000 4t. Die Grenzen fallen zwischen! 7z und 6 
70 . Somit Grenze in vorliegendem Falle:
?,5-(7,^6,00)^7650-6000) 7,5—1,5 . 1650 -- 7,50—

10000—6000 4000
0,62 rimd 6,9°/o

Das Angebot des hiesigen Unternehmers darf hiernach 
dasjenige des auswärtigen um 7650.6,9 -- ergibt 527,85 Mk.

100 
übersteigen.

Weiteres Beispiel: Es liegt ein Angebot von 21200

fällt zwischen Ziffer 4 und 5, d. h. zwischen 
G 000 und 25 000 4t.

wäre zwischen 4, 5 und 3, 5 hb- Somit 
olenze für den vorliegenden Fall:
4,5—- (4,5—3,5) (212000—15000) -- 4,5—62000 -- 4,5— 

25000^^15060^ 10666^
0,62 ergibt rund 3,9 A

Das Angebot des hiesigen Unternehmers darf demnach 
"sjemgc des auswärtigen um 21200 . 3,9 -- 826,80 Mk.

... , ^66^
überschreiten."
det ^,^^m Antragsteller feinen Antrag mündlich begriin- 
batt>> n Annahme desselben empfohlen
it n r r Iweß t d e r G e m e- i n der -a t de-ms-elb en 
nllltzu geben.

Freigabe der Oktroibesteuerung aus die von 
der Militärverwaltung eingesührten Konserven.

Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski. — 

hierfeUü teilt .mit, daß das Proviantamt
öeantr,aat^^bch?sib!en v. 26. Aug. d. I. — Nr. 2157 — 
Carniidn sogen. Armeekonserven, d. h .die für die
Oktroiu^" Diedenhofen einzuführenden Konserven von der 
seitens ^eizugeben und führt weiter aus, daß
ven als ^"^'vetWaltuwg Metz sowohl die Armeekonser- 
Eseko.nse7v?nÄä ^^ Fleisch- und Ge
sehen welche nicht als Delikatessen ange-
geben word->n t".""ten von der Oktroibesteuerung freige-

v seien. Dr-e Oktroibesteuerung der Konserven 

erfolgt auf Grund des Gemeinderatsbeschlusses vom 18 
Juli d. Js.

Der Gemeinderat, nach kurzer Debatte be
schließt mit Rücksicht auf den namhaften Oktroiaüsfall 
durch die seit 1. 4. d. Js. aufgehobene Besteuerung des 
Fleisches u. f. w., sowie auf die erhöhten finanziellen Anfor
derungen an die Gemeinden, E r h e -b u n g von Oktr o -i- 
ab gaben auf EeniÜse-, Frucht- und Fleischkonferven, 
welche von der Militärverwaltung eingefiihrt werden, 
beizubeh alt en.

8. Antrag aus Bewilligung einer Vergütung für 
Vertretung eines Hauptlehrers.

— Berichterstatter Beigeordneter Haas. —
Der Lehrer Sa-ur an der evangel. Elementarschule 

hierselbst, welchem durch Verfügung des Herrn Bezirkspräsi
denten vom 25. September d. Js. die -Geschäfte eines Haupt
lehrers an den evangelischen Schulen zu Diedenhofen und 
Beauregard vom 1. Oktober d. Js. -ab- übertragen worden 
sind, hat gebeten, ihm die Zulagen für Ha-uptlehrer vom 1. 
April d .Js. ab zu bewilligen. Er' führt in fe-in-sm Gesuche 
an, daß er bereits feit Ostern 1909 die Ha-uptlehrerqeschäfte 
geführt habe.

Der Ee- meinderat auf den Antrag des Berichter
statters beschließt, mit Rücksicht darauf, daß der erforderliche 
Kredit noch vorhanden ist, dem Lehrer Sajur die Vergütung 
für Verrichtung der Geschäfte eines Hauptlehrers, vom 1. 
April d. Js. ab zu bewilligen.

9. Beschaffung von Lehrmitteln für die Volksschule.

— Berichterstatter Beigeordneter Haas. —
Infolge Errichtung mehrerer neuer Elementarschul- 

klassen in Diedenhofen und Beauregard' hat der laufende 
Kredit zur Beschaffung und Unterhaltung der Lehrmittel 
nicht genügt. Aus dem Jahre 1909 ist eine Rechnung über 
den Betrag von 346,53 -lt unbeglichen geblieben, welche -auf 
den Kredit pro 1910, der insgesamt 800 ölt beträgt und für 
den Ankauf von Lernmitteln für 3 Mittelschul- und 23 
Elementarschulklassen wohl -kaum hinreichen wird, nicht an
gewiesen werden kann. Es wird daher die nachträgliche 
Bewilligung des bereits verausgabten Betrages von 346,53 
4t erforderlich-.

Der, E -e m e i n d e r a t auf Antrag des Berichterstat
ters -beschließt den angef-ordert-en Kredit zu be
willigen.

10. Gesuch um Erhöhung einer Remuneration.

Der Vermessungstechniker Royer, welchem von dem 
Herrn Direktor der direkten- Steuern- die Vornahme von 
Kartierungsarbeiten für die -Stadt Diedenhofen übertragen 
worden -ist, bittet um Erhöhung des s. Zt. für die frgl. Ar
beiten bewilligten Gehaltes -von 180 4t pro Monat auf 
220 4t -pro Monat. Royer führt in seinem Gesuche an, daß 
das s. Zt. bewilligte Gehalt für einen jüngeren Techniker 
bestimmt gewesen sei, während er schon längere Zeit im 
Dienst -stehe, verheiratet sei und Familie habe.

Der Gemein berat mit Rücksicht darauf, daß es 
sich nur um eine 3monatli-che Beschäftigung des p Royer 
handelt, beschließt, das- -Gehalt auf 220 4t zu erhöhe n 
und bewilligt den erforderlichen Kredit von insgesamt 
120 < tt. " -
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11. Begutachtung von Baugesuchen.
Ge-schäftsa-gent Oppenheim hierselbst hat in einem vor- 

,gelegten Bangesuche die Anlage zweier Aborte vorgesehen, 
von denen derjenige neben dem Badezimmer aus Grund des 
8 46 der städt. -Bauordnung Vorschriftswidrig ist. Der Vor
sitzende führt aus, daß das Baugesuch der Vaukommission 
Vorgelegen und diese dasselbe abgelehnt habe, -es sei jedoch 
gegen die Anlage der Aborte nichts einzuwenden, wenn 
die Trennungsmauer zwi-chen Badezimmer und Abort nur 
bis zu einer Höhe von 2,5 in aüfgeführt werde.

Der Gemeinderat beschließt den Einbau des 
Abortes in das Badezimmer unter den oben erwähnten Be
dingungen.

Geschä.ftsa-gent Oppenheim hat ferner die Genehmigung 
nachgesucht, im Vorgarten seines Neubaues 
einen den Bestimmungen der Bauordnung zuwiderlausen
den Vorbau errichten zu dürfen. Der Vorsitzende führt 
aus, daß die Baukommission sich gegen die Genehmigung 
ausgesprochen habe, da- durch den geplanten Vorbau der 
nebenangelegene städt. Bauplatz eine erhebliche Wertver
minderung erlitte. Er beantragt den K-ommissionsbeschluß 
aufrecht zu erhalten.

Mitglied Pfanschilling empfiehlt die An
nahme des von Oppenheim vorgel-eg-ten Baugesuches, da er 
der Ansicht sei, daß die Stadt den Vorbau, wie er im Bau- 
gesuche vorgesehen fei, nicht verbieten kann.

Der Eemein-d erat beschließt dem Anträge 
des Vorsitzenden entsprechend und lehnt die Geneh
migung des Baugesu-ches Oppenheim -be-zgl. des geplanten 
Vorbaues, da nach der Bauordnung nicht zulässig, ab.

12. Erwerb militärfiskalischen Geländes am 
Gymnasiumgebäude.

Der Vorsitzende verliest ein Schreiben des Ar
tillerie-Depots, nach welchem dessen Vorgesetzte Dienstbe
hörde dasselbe beauftragt hat, das Gebot Der Stadt für 1 
<Iw des Geländes hinter der Munitionsanstalt einzuholen. 
Es wird um Mitteilung eines Angebots für die ganze in 
Frage kommende Fläche — 1501,5 Hin — bezw. für einen 
Streifen von 12 m Breite und seiner ganzen Länge 71,5 w 
— 858 hm — gebeten.

Der Gemeinderat nach eingehender Diskussion 
beschließt auf den Antrag des Mitglieds Zimmer hin, ent
sprechend dem s. Zt. bei Abtretung von Stadterweiterungs- 
gelände an Korporationen pp. durch die Militärverwaltung 
geltenden Zonentarif, einen Preis von 5,35 M pro 
Hm abzutretender Fläche anz-ubiets-n.

13. Genehmigung einer bereits durch die evangel.
Kirchengemeinde ausgenommenen Anleihe

Der Vorsitzende verliest eine Verfügung des 
Herrn Bez.-Piäsidenten vom 30. August d. I. — lc 2127 — 
nach welcher gemäß 8 69 Ziff. 4 der Gemeindeordnung eine 
Beschlußfassung des Gem-einde-mts über den Antrag des 
evangel. Kirchenrats auf Ermächtigung ziur Aufnahme 
-einer Anl e i h e herbeizusühren ist. Die evangel. Kir
chengemeinde hat wie dies den Behörden und Korporatio
nen vorbehalten war, vom Militärfiskus Stadterw-eite- 
rungsgelände für einen Betrag von 4470 M erworben und 
ist am 26. März 1906 in dessen Besitz getreten. Zur 
Deckung des Kaufpreises mußte die evangel. Kirchenge
meinde eine Anleihe aufn-ehmen, deren Genehmigung die

selbe bisher n-achzusuchen unterlassen hat. Auf den aufgenom- 
m-enen Anleihebetra-g sind noch 3259,65 -R geschuldet, wo
von 600 lN zinslos ohne Festsetzung eines Rückza-Hlungster- 
mines, 500 zu einem Zinsfuß von 4 ebenfalls ohne 
Festsetzung eines Rückzahlungstermines, der Rest zu 5 A 
ohne Rückz-a-hlungstermin geliehen worden sind'. Die Ab
zahlung erfolgt jährlich ratenweise.

Der Gemeinderat mit Rücksicht auf die der evan
gelischen Kirchengemeinde zugestandenen leichten Zahlungs
bedingungen gibt sein Einver st ändn -is zu den erhobe
nen Anleihen.

14. Versetzen neuer Straßenlaternen.
A uf Antr a g desVo r s itzenden genehmigt 

der E e me i n d e r a t die Errichtung einer A b e n d - 
laterne in dem Priuatwe-g Denz in Beaureg-ard in der 
Nähe -des Neubaues Hoppe und bestimmt, daß die in der 
Nähe des alten -Meßpla-tzes am Hause Papotte stehende 
Abendlaterne nunmehr als Nachtl a te r n- e bren-uen 
soll. Der erforderliche Kredit von 80 -N pro Jahr wird 
bewilligt.

Der Vorsitzende teilt dem Gemeinderat mit, daß 
er bei der Gas-gesellschaft den Versuch machen wird, eine 
weitere Anzahl von Pflichtlaternen zu erlangen.

Mitglied F r a -n o i s beantragt die Veleu ch- - 
tung des Leidweges in Veauregard auf die heu
tige Tagesordnung zu setzen. Dieser Antrag wird abge- 
lehnt, da der Gemeinderat die Dringlichkeit desselben 
nicht anerkennen kann.

15. Bewilligung eines Kredits zur Einrichtung 
eines Haushaltungskursus.

Der Vorsitzende erläutert, daß es notwendig er
scheine, wie in anderen Gemeinden auch in der Gemeinde 
Diedenhofen einen H a u s h a l tu n g s ku r sus einzurich- 
ten. Die Kosten dieses Kursus werden durch- einen Zuschuß 
des Vaterl. Frauenvereins, durch Erhebung eines noch 
näher f-eftzusetze-nden Beitrages -von den Teilnehmerinnen, 
sowie durch Bewilligung eines Zuschusses der -Stadt a-ufzu- 
bringen sein. Das Lokal -müßte seitens der -Stadt gestellt 
werden.

Der E-e m einderat im Hinblick auf die gemein
nützigen Bestrebungen, welche mit einem Haushaltungskur- 
sus verfolgt werden, beschließt den Bür g-e rme i st er zu 
ermächtigen, der Einrichtung eines solchen näher zu 
treten, ein städt. Lokal für denselben zur Verfügung zu stel
len und gewährt einen B e i t ra g von 250 cN.

16. Anträge aus Verlängerung von Bausristen.
a) Der H o t e l i e r K ö n i g, welcher im Juni d. Js. 

eine Verlängerung -der Frist zur Ueberbauung des von ihm 
von der Firma Wildberger erworbenen -Bauplatzes r i-m 
Bau-block 43 nachgesucht hat, hat inzwischen srgl. Bauplatz 
an den Unternehmer Gabbardo in Niederjeutz -veräußert. 
Letzterer hat mit der Ueberbauung des srgl. Platzes begon
nen. -Es liegt somit vorderhand keine -Veranlassung vor, 
gegen den Rechtsnachfolger -des König wegen verspäteter 
Ueberbauung auf Grund des 8 9 des Lastenheftes vorzu- 
gehen.

Der Gemeinderat ist e i n v e r sta n d e n, daß 
vorläufig Zwangsmaßregeln unterlassen werden.

U) Der Elaserme i st e r -H. W e i n -heimer in Al- 
gringen hat am 7. November 1904 den Bauplatz i im Bau
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block 3 erworben und läuft die Baufrist mit -dem 6. Novem
ber d. Js. ab. Weinh-eimer bittet um lerne Verlänge - 
r u n g d er Baufri st u m 4 Iah r e, -d-a er infolge 
erheblicher Verluste in seinem Geschäfte z. Zt. finanziell 
nicht in der Lage sei, den Bauplatz zu überbauen und eine 
strikte Durchführung der Vertragsbedingungen feinen Ruin 
z-ur Folge haben müsse.

Der Eemeinderat bewilligt auf den Vorschlag des 
Vorsitzenden e i n e Verlängerung de r Baufrist 
um ei n w eiteres I ah r, b. h. bis zum 7. Novem
ber 1911.

e) Der Ingenieur K.. F re u-d e n b e r g e r ist 
gleichfalls um Verlängerung der Frist zur Ueber- 
bauung seines im Baublock 3 gelegen-sn Baugeländes ein
gekommen, da er infolge Verlegung seiner Fabrikanlage 
von der Schlachthausstraße nach dem Burgunderring die für 
den Neubau an der St. Peterstraße in Aussicht genommenen 
Geldmittel verausgaben mußte .

Der G emei n d- ernt bewilligt auch hier eine 
Verlängerung der Bau ein Jahr das heißt 
bis z-um 7. November 1911.

17. Alignement des Malgringer Weges.

Der Bors i tz e u d ,e legt einen Plan vor, in welchem 
für den Ma-lgringerweg eingezeichnet ist 

und bittet um d^
, meinderat ist mit -dem eingezeichne-
eu ll l r g n--e m-en t e i n v e r st-a n d-e n.

18. Abänderung des Bebauungsplanes an der 
Einmündung des Hohenloherings in die

St. Peterstraße.
Der Vorsitzende bringt einen Beschluß der Bau- 

kommission vom 28. Juni d. Js. zur Verlesung, nach welchem 
dieselbe die Abänderung des Bebauungsplanes um Hohen- 
lohering bei der St. Petsrstraße als empfeh-lenswert bezeich
net. Alsdann erläutert er einen nach den Vorschlägen der 
Vaukommission ausgestellten Plan, und bittet um dessen 
Annahme.

Der Eemeinderat -beschließt die Annahme des 
neu ausgestellten Bebauungsplanes im Sinne des Kom
mt ssiansbeschlusses.

19. Ermächtigung zur Vergebung der Central- 
heizung für das Stadttheater in engerer Submission.

Der Eemeinderat hat in seiner Sitzung vom 5. 
September d. Js. einen Beschluß der oer-einigten Kommi-fsio- 
nen vom 22. August d. Js., durch welchen für die Beschaf
fung einer Centralheizung für das Stadt-theater ein Kredit 
von 5000 (A beantragt worden ist, gutgehe-ißen.

Es -empfiehlt sich, die Arbeiten zur Lieferung und Her
stellung der frgl. Dampfheizungsanlage im Wege der 
freihändigen und beschränkten Submission 
zu vergeben.

Der Eemeinderat auf Vorschlag d,es Vorsitzenden 
ermächtigt den Bürgermeister, zur Vergebung der Dampf- 
heizungsanlagr für das Theater in f r eih än d-ig-er, 
beschränkter S ubm ission.

Schluß der Sitzung 8j Uhr Abends.
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Bericht
über die

Gemeinderatssltzung vom 7. November 1910,
^IcreHttriticigs 3 Wkr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter den: 
Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier die Beigeordneten 
Walkowinski, Haas und Roth, sowie die Mitglieder 
Christian, Denz, Johann Franck, Heinrich Frank, Goedert, 

^Dr. Kuborn, Dr. Medernach, P. Müller, Nouviaire, Pfan- 
schilling, Richar!d, Reuter, Steimetz, Schiltz, Salomon' und 

'Zimmer.
Entschuldigt' Mitglied Röchling.
Abwesend' Mitglieder Cailloux, Franoois und Wehr- 

'Mann.
Außerdem wohnte der Obersekretär Klam und der Se

kretär Hombourger der Sitzung bei.

Tagesordnung:
1. Atitteilungen.
2. Bepflanzung der Anlagen am Metzertor.
-l. Antrag auf Vermehrung der Straßenbeleuchtung.
t. Verlängerung von Baufvisten pp.
o. Ernennung von Spitalratsmitgliedern.
b. Niederschlagung von Hundesteuern.
<". Ergänzung des Kredits zum Erwerb einer Privat- 

wasserleitung.
8. Bewilligung einer Entschädigung an den Badeauf- 

seher.
10. Einlassung auf eine Räumungsklage.
i i. Naturalifationsantrag.
- Antrag der Kirchensabrik in Beauregard auf Herstel- 

ung einer elektrischen Anlage in der Kirche und im 
Pfarrhaus.

i^5» "^rung von Baugelände.
ra. Gelandeerwerb.
1a. Ernennung von Distriktskommissaren für die Volks- 

, Zahlung.
großen Rat-hauss-aales für einen 

rnchtbAdervortrag sowie einen Bürgerball.
D ^^"sformchor-Angelegenheit.

sunn ° Wägt an, ob gegen die Fas -
Js Cn.^i Protokolls vom 5. September d. 
und ^H°'ben würden. Dies ist nicht der Fall

oaher das frgl. Protokoll angeno m m'e n.

il. Mitteilungen.
der /Vorsitzende berichtet über den Stand 
der m ei ton betr. Neuregelung
führt «.ng ltni, se im Bürgers p i t a l und 
Abzug iämrna"^ ^ues aufgestellten Inventars nach 
üüv 177--o Passiven das Vermögen des Spitals 

vetrage, welche Summe nach genauer 

Schätzung sich wohl noch erhöhen werde. Die von der Spe- 
zialkammission ungeordnete kaufmännische Buchführung ist 
zum größten Teile eingeführt. Es sind eine erhebliche An
zahl Haupt- und Unter-Konten angelegt, die eine Garantie 
dafür bieten, daß die Uebersicht des Spitalbetriebes eine 
günstigere geworden ist. Die Arbeit der Spezialkommifsion 
wird später erst voll zur Geltung kommen,. wenn der Ge
meinderat die Begutachtung der Spitalbudgets vornehmen 
wird. Vorsitzender hofft, daß die geleistete Arbeit sowohl 
zum Segen des Spitals als auch der Gemeinde gereichen 
werde.

d) Durch Verfügung des Herrn Bezirkspräsidenteu vorn 
21. Oktober d. Js. — II 6447 — wird' mitgeteilt, daß die 
Lehrerin Fräulein Dörr während ihrer Kommandierung 
an das Vorscminar in Chateau-Salins, dortselbst ein Ge 
halt von 200 Ui bezogen, und sich bereit erklärt! habe, den 
von der Stadtverwaltung zu r ü ck g e fo r d e r t e n E e - 
haltsbetrag von 148,83 M, welchen sie für die 
Zeit der Vertretung in ChLtean-Salins aus der Ltadtkasse 
Disdenhofen empfangen hatte, aus eigenen Mitteln zurück- 
zuerstatten. Es ist somit dem vom Gemeinderat mit 
Beschluß vom 5. September d. Js. gestellten Anträge ent
sprochen worden.

e) Am Sonntag, den 13. November d. Js. findet in 
Trier die diesjährige Verbandspersammlung des Ver
bandes für K anal-i s: er u n g der Mosel un d 
Saar statt.

Der Eemeinderat beschließt die Beteiligung der Stadt 
Diedenhofen und delegiert zur Teilnahme an der Verbands
versammlung die Herren Bürgermeister Berkenheier und 
Beigeordneter Walkowinski. Mitglied Zimmer erklärt, sich 
gleichfalls zu beteiligen.

ei) D e r Vorsitzende führt aus, daß es in letzter 
Zeit wiederholt vorgekommen ist, daß von auswärts minder
wertiges Fleisch' eingeführt und auf der hiesigen Frei- 
b a n k verkauft worden fei. Die gesetzt. Bestimmungen bie
ten keine Handhabe um dies zu verhindern. Um das hie
sige Fleischer- pp. Gewerbe in Schutz zu nehmen, bezw. um 
die Einführung/auswärtigen minderwertigen Fleisches mög
lichst einzuschränken, hat die Verwaltung festgesetzt, daß von 
dem Verkauf minderwertigen Fleisches auf der hiesigen 
Freibank für Benutzuno des städt. Lokals pp. eine Gebühr 
von 2 bis 5 A des Erlöses erhoben werden soll.

e) Nach einem Erlaß des Herrn Reichskanzlers hat nach 
dem Wortlaut des Gesetzes über die Schlachtvieh- und 
Fleischbeschau vom 3. Juni 1900 und des Nahrungsmittelge- 
seßes vom 4. Juni 1879 die Gemeinde die Berechtigung, eine 
N achbes ch a u der von Auswärts eingeführten Fleisch- 
pp. Waren anzuordnen, und hierfür eine E e bühr zu er
heben. Mit Rücksicht auf die hierselbst bezahlten teueren 
Fleischpreise hat die Stadtverwaltung von dem ihr zustehen
den Rechte bisher k e i neu Gebräu ch gemacht.

k) Es ist verschiedentlich, sowohl in der Zeitung als 
auch schriftlich au das Bürgermeisteramt, darüber geklagt 
worden, daß der Verbindungsweg zwischen Kaiser Karlst'r. 
und dem Spanierring, an welchem bereits eine Anzahl Häu
ser errichtet sind, bisher keinen Namen erhalten habe, und 
deshalb die Orientierung in dieser Gegend erschwert werde.
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Der Vorsitzende teilt mit, daß er in der Baukommifsion über 
die Absicht, diese Straße zu benennen, gesprochen habe und 
daß ihm von dieser anheim gestellt worden sei, zur Ehrung 
des bei Abschluß des Stadterweiterungspertrages in Dieden
hofen stationierten Stadtkommandanten, Herrn Gene- 
r a l m ajor M uele nz, der der Stadt stets großes In
teresse entgegengebracht und ihr insbesondere immer wohl
wollend gegenüber getreten sei, die Straße n ach d i esem 
zu benennen. Hierbei weist der Vorsitzende darauf hin. 
daß die Benennung von Straßen lediglich Sache des Bür
germeisters sei, daß er jedoch jederzeit bei Neubenen- 
nung von Straßen dem Eemeinderat vorher Mit
teilung von feinen Absichten machen werde.

Einer aus der Mitte des Eemeinderats gegebene An
regung, zur Zeit bestehende, nicht allgemein gefällige Stra
ßennamen, durch andere Namen zu ersetzen, verspricht der 
Vorsitzende s p ä t e r einer Prüfung zu unterziehen, um 
nicht vor der Oeffentlichkeit den Anschein zu erwecken, als 
ob er die von seinem Vorgänger getroffenen Anordnungen 
sofort nach seinem Amtsantritt beseitigen wolle.

8) Herr Bauunternehmer Wehvmann, Besitzer des Ge
ländes auf welchem die städt. Fluß ba D e a nstalte n 
errichtet waren, hat den mit der Stadt abgeschlossenen dies- 
bezgl. Vertrag gekündigt. Wehrmann hat mündlich mitge
teilt, daß er nicht die vollständige Lösung des Vertragsver
hältnisses wolle, sondern die Kündigung lediglich erfolgt sei, 
um in die Lage gesetzt zu werden, einen neuen, für ihn. 
günstigeren Vertrag mit der Stadtverwaltung abzuschließen. 
Der Vorsitzende teilt mit, daß er entsprechende Verhandlun
gen mit Herrn Wehrmann eingeleitet habe.

b) Das Artilleriedepot teilt durch Schreiben vom 4. 
November mit, daß der Verkauf von Teilen des Grundstücks 
der Munitionsanftalt am Eymnasiumneubau nicht beabsich
tigt sei, daß aber den Verhandlungen über den Verkauf des 
ganzem Grundstücks nichts entgegenstehe. Der Vorsitzende 
bittet den Eemeinderat entsprechend seinem bereits früher 
gefaßten Beschlusse, die Verwaltung zu ermächtigen mit den: 
Artillriedepot weitere Verhandlungen bezgl. Erwerbs des 
ganzen Erundstück s zu pflegen.

Der G e m einderat i st e i n v e r st a n d e n.
i) Herr Hauptmann Dekkert der 12. Kompagnie des 

Jnf.-Regts. 135 hat mündlich um Erteilung der Erlaubnis 
gebeten, seine Kompagnie auf dem neuen Meß- und 
Marktplatz exerzierenzu dürfen. Der Vorsitzende 
teilt mit, daß er für die letzthin ftattgefundsne Rekruten
vereidigung den Platz zur Verfügung gestellt habe, und sich 
auch berechtigt halte, in Zukunft für außerordentliche mili
tärische Schauspiele selbständig den Platz zu überlassen, daß 
er jedochi in diesem Falle, wo es sich um Schaffung eines 
Prinzips handele, die Meinung des Eemeinderats erbitte.

Der Eemei nd erat nach, kurzer Debatte beschließt 
auf Vorschlag des Vorsitzendem, daß ausnahmsweise, und 
zwar bis zum 1. April 1911 der neue Meßplatz der 12. Kom
pagnie für Exerzierzwecke überlassen werden soll, und zwar 
unter der ausdrücklichen Bedingung, daß die 12. Kompagnie 
die Unterhaltung des Platzes übernimmt und für etwaige 
Schäden auskommt.

i) Die Schüler der Beauregarder Schulen sind bei 
schlechtem Wetter diesem ausgesetzt. In dem ehemaligen 
Oktrorbüro neben dem Schulgebäude kann unter Aufwen
dung eines Betrages von 69 -A ein genügender Unter- 
rum s t s r a u m geschaffen werden.
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Der Eemeinderat bewilligt den für den 
beantragten Zweck verlangten Kredit von 69 -N.

ü) Der Vorsitzende verliest ein Schreiben des 
Geschäftsagenten Oppenheim hierselbst, nach welchem der
selbe von dem Erwerb der ihm zugeschlagenen Fläche m 
Baublock 44 von 13,83 gin Flächeninhalt zurücktritt. Hieran l 
anschließend führt er aus, daß die Stadt den im Wege des 
Tausches mit Mohn zu «werbenden Garten bereits in Be
sitz genommen, d. h. verpachtet habe, und daß Hr. Mehn, in , 
er das städt. Baugrundstück noch! nicht übernommen, den s- 
Pachtzins seines Gartens beanspruchen dürfe. Schließlich i 
bittet der Vorsitzende den Eemeinderat die in dem Ee- 
meinderatsbeschluß vom 7. September 1909 festgesetzte zwei 
jährige Bebauungsfrist nicht vom 1. Januar 1910, fandem i 
von dem Datum der Verbriefung des Tausches zwischen s. 
Stadtverwaltung und Mehn festzusetzen .

Der Gemeinderat verzichtet auf die wei- ! 
lere Durchführung des Geländevsrk a u fs a n Op
penheim, überweist die diesjährige Pacht für den K 
Garten Mehn an letztge n a n n t e m und setzt die 2 jäh - 
rige Frist zur lleberbauung des an Mehn im Tauschwege ! 
abzutretenden Bauplatzes von dem Tage der Vor- I 
briefung des Tauschgeschäftes ab fest.

l ) Erhebung von Oktroi auf Wildpret, Geflügel pp.
Der Berichterstatter, Beigeordneter Walko

winski, führt aus, daß nachdem durch Entscheidung des Kai- f 
serl. Oberlandesgerichts in Colmar festgestellt worden ist, f 
daß die durch Erlaß des Reichskanzlers als zulässig bezeich- 
nete Erhebung von Oktraiabgaben auf Wildpret und Ge
flügel pp ungesetzlich bezw. unberechtigt sei, die Stadtver- s 
waltung Diedenhofen die Erhebung von Oktroigebühren s 
auf diese Gegenstände eingestellt habe. Er bittet den Ee- 
meinderat die getroffene Maßnahme zu billigen.

Aus der Mitte des Eemeinderats wird die erfolgte 
Sistierung der Gebührenerhebung als zweckmäßig aner
kannt, jedoch die Notierung der Namen sämtlicher Einfühvei ü 
von^ Wildpret und Bezieher von Geflügel pp. empfohlen. 
Diese Maßregel soll der Stadtverwaltung die nachträglich 
Erhebung bezw. Beitreibung aller z. Zt. und späterhin nicht 
erhobenen Oktroigebühren sichern, falls die Stadt Straß- iß 
bürg in einem von ihr angestrengten Rechtsstreite, der bis ß'» 
zum Reichsgericht durchgeführt werden soll, durch ein obsie- f 
gendes Urteil die Berechtigung zur Erhebung der frgl. Ab
gaben erlangen sollte. Dieser Ausführung wird entgegen i. 
gehalten, daß sich die Stadtverwaltung durch Einführung fh 
der angelegten, Kontrolle, die einer Oktroigsbührenstundung ß 
gleichkäme, der Gefahr aussetze, von den hierdurch aufmerk
sam gemachten Einführern und Beziehern auf Rückerstwt W 
tung der nach, der Entscheidung des Oberlandesgerichts Del- f 
mar seit Inkrafttreten! des Zoll-Tarifgesetzes unberechtigter -L 
Weise erhobenen Oktroiabgaben verklagt zu werden. Im - 
Uebrigen wurd>e die nachträglich!- Beitreibung als sehr R 
schwierig, w-enn nicht gar unmöglich bezeichnet.'

Der Eemeinderat beschließt alsdann, mit '; 
Stimmenmehrheit die von der Verwaltung getroffenen I 
Maßregeln gutzuheißen und von der Erhebung der be- L 
zeichneten Oktroigebühr bis auf w e i t e r e s a bzü s e h e m t

in) Oktroibesteuerung flüssiger Suppenwürzen.
Der Berichterstatter, Beigeordneter Walkowinski, Z 

fuhrt aus, daß nach No. 18 des Oktroi-Tarifs „Flüssiger 
Maggi" d. h. nur die Produkte der Firma Maggi zu be
steuern seien, während die flüssigen Suppenwürzen andrer
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Firmen wie z. B. Kno-rrs Eos u. s. w. tarifmäßig zur Be- 
ste-u-eru-nA nicht herang-ezogen werden dürfen. Da dies der 
Firma Maggi gegenüber eine Ungerechtigkeit ist, bittet er 
der Position 18 des Tarifs den Wortlaut zu geben:

„Suppenwürzen jeder Art".
Der E -s m e i n d -e r a t beschließt nach dem An

träge des Berichterstatters.

2 . Bepslanzung der Anlagen am Metzertor.
Der Vorsitzende füh r t uns, daß di e Baukoni- 

mission durch Beschluß vom 18. Oktober die Anpflanzung 
von Bäumen, und zwar abwechselnd Plaranen und Spät- 
linden auf dem Plateau der Metzertoranlagen, oberhalb 
Bastion I, sowie die Anpflanzung von Randen- zwischen- dem 
Bäumen der Metzerstraße empfohlen und die Bewilligung 
eines Kredits von 200 -ll befürwortet hat.

In der stattfindenden Diskussion weist ein Mitglied 
darauf hin, daß der Ge-meinderat im verflossenem Jahre die 
Bepflanzung mit Blumen des um Bastion I angebrachten 
Geländes, sowie die Bepflanzung mit Bäumen der in der 
Nähe befindlichen kahlen Glasflächen beschlossen habe. Nach
dem der Vorsitzende anheim gestellt, den bantrag'.cn Kredit 
von 200 auf 300 -K zu erhöhen, beantragte B eige o r d n e - 
t e r Wa l ko w i n s k i, einen Eesamtkredit von 500 M zu 
bewilligen und diesen für weitere Ausdehnung der An
lagen bezw. der neuen Bepflanzungen am Metzertor zu ver
wenden.

Der Gemeinderat beschließt entsprechend 
letzterem A n t r a- g e.

3 Antrog aus Veimehlung der Slraßeubeleuchluug

Der Bors i tz e n d e führt aus, daß ein schriftlicher 
Antrag des Mitgliedes Dr. Kuborn u. Gen. oorliegt auf 
Errichtung einer Nachtlaterne in der St. Peterstraße auf 
dem ehemaligen kleinen Exerzierplatz, in der Nähe dr Stadt- 
miihle, sowie daß Mitglied Fran^ois in der letzten Ee- 
E^deratssitzung die Beleuchtung des Leidtwe-g-es- angeregt 
habe. Ferner liegt ein Antrag des Regimentskomman
deurs des 135. Jnf.-Regts. vor auf Errichtung einer Laterne 
an der Griesbergkaserne. Bei einem Rundgang der Bau- 
ommission stellten sich heraus, daß die vorbezeichneten Ve- 
ruchtungsa-nträge berechtigt sind und empfiehlt -d-i-e Bau- 
ommission die Aufstellung dieser Easlaternen. Außerdem 
uree die Aufstellung der weiteren nachlbezeichneten Eas- 

alcrn-en' gleichfalls als notwendig anerkannt -nämlich: 2 
si?- -d-er Wallstraße, 4 Laternen in der Hildegard- 
tr b r 2-llternem iw dem alten Monhofeneuweg (Muelenz- 

> ritze) ^owie die Verlegung einer Straßenlaterne in der 
cim".^Estrahe. Irr der erfolgten Diskussion wurde 

die Annahme der Kommissionsvorschläge empfoh- 
',.^^lerseits wurde die Eefamt-Straßenbeleuchtung

M reichliche bezeichnet und daher deren Revision 
bekdv ^^"d'brung angeregt. Ei-n Mitglied bittet einer 
näb>? Ebuchtung der Kaiser Wilhelm II Promenade 
trium/" ^ESten. Ein anderes Mitglied bittet beim Elek- 

dahin vorstellig zu werden, daß die elektrischen 
wjp in der Bannosenstraße am Hause Beisel, so-
dasi tz? Eungang der Pariser-straße derart verlegt werden, 
wen nn?" ^ie Eingänge in die Neustraße zu liegen kom- 
keln liegt^^^ i'iese beleuchten, die z. Zt. vollständig im Dun

83 —

Nachdem der Vorsitzende die Prüfung sämtlicher ange
schnittenen Fragen zugesichert, beschließt der Geme i n d e - 
r a t, daß f o l g e n deLa t -e r n -e n a n- g- e b r a ch t wer
den sollen:

1 Abendlaterne in der Nähe des Eingangs der Gries
bergkaserne,

1 Nachtlaterne in der Wallstraße,
1 Abend-laterne irr der Verlängerung der Coll-egium- 

straße,
1 Abendlaterne im alten Monhofener Weg (Muelenz- 

straße),
1 Nachtlaterne im Hause Ballert, dortselbst,
4 und zwar 3 Abend- und 1 N-achtlaterne in dem neu 

nusgebauten Teile der Hildegardstraße,
1 Nacht-laterne irr der St. Peterstraß-e auf dem ehema

ligen kleinen Exerzierplatz (Verbindungsweg nach dem 
Vurgund-erring),

1 Nachtlaterne im Leydtweg in Vea-ureg-ard.
Ferner wurde die Verlegung der Abendlaterne an -der 

Ecke der Kaiser Karl-Straße und des Alten Monhofener 
Weg-ss (Muelenzstr.) und deren Einramgierung als Nacht- 
laterne beschlossen. Der -für die beschlossene Beleuchtung -er
forderliche K r -e -d i t wird b e will i g t.

Beigeordneter -Haas, welcher infolge -anderweitiger 
dringender Inanspruchnahme die Sitzung alsbald verlassen 
möchte, bittet um nunmehrige Beratung der Punkte 10 und 
ll der Tagesordnung, in welchen er Berichterstatter sei.

Der Gemeinderat i st e i n v e r sta n d e n.

10. Einladung aus eine Räumungsklage,
Der Berichterstatter, Beigeordneter Haas, 

führt aus, daß durch, Akt errichtet vor Notar Steph-any am 
7. April 1909 die -Eh-el-eute Wiedenhoff, Wag-enjust-ierer in 
Beauregard, anläßlich eines mit der Stadt abgeschlossenen 
Tauschgeschäftes die Verpflichtung übernommen haben, den 
Teil -des ihnen gehörigen Gartens, der über die Bauflucht
linie der Elisab-ethstr-aße Hin-aus reicht, sofort unentgeltlich 
an die Stadtverwaltung abzutreten. Das Ersuchen der 
Stadtverwaltung, das ihr vertraglich üb erwiesene Gelände 
zu übergeben, ließen die Eheleute Wiedenhoff unbeachtet, 
vielmehr haben dieselben beim Gemeinderat beantragt, 
ihnen das Gelände bis zur Inangriffnahme des Ausbaues 
-der Elisabeth-straße zur Benutzung zu belasten. Diesen An
trag lehnte der Eem-einderat in seiner Sitzung vom 18. Juli 
ab und gewährte p. Wiedenhoff eine letzte Räumungsfrist, 
dir nunmehr verstrichen ist, ohne daß Wiedenhoff den ein- 
gegangenen Verpflichtungen na-chgekommen wäre. Es er
übrigt sich nur mehr den Klag-sweg zu beschreiten.

Der E-e m-e i n d e ra t, dem An trage des Be
richterstatters entsprechend, beschließt die Einhaltung 
der von Wiedenhoff eing-egangenen Bertra-gsbedingung im 
Klageweg zu erzwingen und ermächtigt die Verwaltung die 
erforderlichen Schritte vorzunehmen.

- 11. Naturalisationsantrag.
Der Oberkellner Ernst Pierre, geb. am 6. Januar 1888 

zu SAN-rgemünd, welcher durch Abstammung die französische 
Staatsangehörigkeit besitzt, hat Nat u- r a l i s a t i o n be
antragt. Pierre, welcher im Hot-el Terminus hi-erselbst 
Oberkellner ist und neben freier Station monatlich etwa 100 

bis 120 M verdient, besitzt sonst kein Vermögen. Nacht-ei- 
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liges sowie Bestrafung desselben sind nicht bekannt gewor
den. Der Be r ichter statt e r, Beigeordneter Haas, 
empfiehlt die BefUrw o r t u n g des Antrages, da die in 
8 8 des Staiatsangshörigkeitsgesetzes gestellten drei Fragen 
vollauf bejaht werden können.

Der Gemeinde rat beschließt antrags
gemäß.

4. Verlängerung von Baufristen.
Der Vorsitzende erläutert, daß mit dem 7. No

vember d. Js. die Frist zur Ueberbauung der am 7. Nov. 
1904 dnrch> die Stadt veräußerten Baugrundstücke abgelau- 
fen sei, und daß mehrere der damaligen Ansteigerer die 
lleberbauung ihrer Bauplätze bisher unterlassen haben. 
Einige derselben haben sich zwecks Verlängerung der bs- 
dingungsmäßigen Baufrist an den Gemsi-nderat gewendet.

n) Die Firma Gebr. Wildberg er hietselbst 
bittet um 2 Jahre F r i st ver lä n ger u n g zur Ueber- 
bauung ihres- Bauplatzes C -im Baublock 44, da sie durch' 
umfangreiche 'Bauten in der Hild-egardstraße hierselbst ihre 
flüssigen Kapitalien erheblich engagiert habe. Die,Bau-kom
mission sowie' die FinanAkommission empfehlen die Ver
längerung der Baufrist um ein Jahr und zwar unter der 
Bedingung,

a) daß die Rechte aus Einsprüchen Dritten Vorbehalten 
bleiben sollen,

b) daß etwaige Schadenersatz- oder sonstige Forderun
gen der Nachbarn durch den säumigen Ansteigerer zu tra
gen sind.

Der Ee m e-i n-d-er a t willigt in eine Verlängerung 
der Baufrist von einem Jahr unter den von den Kom
mt s s i o n e n g e st e llte n -Bedingunge n, u n d 
setzt als weitere Bedingung fest, daß der säumige Anstei
gerer im Falle der Veräußerung des Bauplatzes seinem 
Rechtsnachfolger die sofortige Ueberbauung -desselben ver
traglich zur Pflicht zu machen habe und die vom Gemeinde- 
rat gebilligte Verlängerung der Bau-frist auf etwaige 
Rechtsnachfolger nicht ausgedehnt sei.

l») Der Ka u f -m-a n n Johann Peter Michel in 
Diedenhofen hat gleichfalls ein Gesuch um Verl-änge- 
r u n g- de r F r i st zur Ueberbauung der Bauplätze ck und 
b im Baublock 3 eingereicht und dieses damit begründet, 
daß er sowie seine Frau krankheitshalber nicht in der Lage 
seien, die aufregenden Arbeiten von Neubauten^ zu über
nehmen.

Der Gemeinde rat beschließt den Anträgen der 
Bau- und Finanz-kommission entsprechend in eine Verlänge
rung der Bausrist von e i ne m -Jahre einzuw i l l i g -e n 
unter den Bedingungen, wie sie im vorstehend- en Be
schluß bei W i l d b -e r g -e -r gestellt worden sind.

e) Der Möbelhändler Philipp Braun in 
Metz, -Beisitzer des Bauplatzes a im Baublock 6 hat gleichfalls 
Verlängerung d er B -a -u -f r t st um 2 Jahre nach- 
gesucht u-nd -als Gegenleistung die unentgeltliche Abtretung 
-an die Stadt, des vor seinem -Bauplätze liegenden Vorgar
tens, welcher zu Straßenerbreiterungszwecken benötigt wird, 
-angeboten. Die Bau-kommission befürwortet eine Verlän
gerung der Baufrist um zwei Jahre unter den bereits im 
Beschluß Wildb-er-ger angeführten Bedingungen sowie der 
weitere n, daß der frgl. Vorgarten sofort unentgeltlich 
abgetreten und die Verbriefung innerhalb einer noch zu be

stimmenden Frist -erfolgt. Die 'Finanz-kommission hat sich 
dem Anträge der Baukammission -angeschlossen.

Der E e m e i n d e r «t genehmigt -eine Verlängerung 
der Baufrist von 2 J-ahren unter -den Bedingungen der 
Beschlußfassu -n -g W i l d be -r g -e r sowie der w -e i t e - 
ren von der Baukommission -gestellten Bedingung betref
fend die sofortige unentgeltliche Abtretung des Vorgartens.

ck) Herr S-chlo sse rm ei st e r Kahle rt, Besitzer 
des Platzes b I im Baub-lock 7 ist ebenfalls um Verlän
gerung der Baufrist auf 1 Jahr eingekommen. 
Kahle-rt ist bisher nicht in der Lage gewesen sein- Grundstück 
zu überbauen, weil er außer einer bereits sicher gestellten 
ersten Hypothek, Hüne weiter -erforderliche zweite Hypothek 
nicht zu erlangen vermochte.

Der G e m e i n d e r a t wil l i g t in die n-achgesuchte 
Naufristverlängerung von einem Jahre ein unter den Be
dingungen der B -e s ch l u ß a u s f a s -s u n g e -n b e i W i l d- 
ber g e r.

e) Der B a »unter n ehmer R -e g -n e r i in Algrin- 
gen ist mit der lleberbauung des Bauplatzes 1 im Baublock 
5 im Rückstand und hat gleichfalls Verlä n g erungder 
V-aufrist n-a-chgesucht. Regneri will das Bauprojekt zur 
lleberbauung des frgl. Bauplatzes demnächst einr-richsn und 
nach Genehmigung der Pläne den Bau sofort in Angriff 
nehmen.

Der G em e i n d e r -a t bewilligt den verlangten 
kurzen Ausstand.

k) Die 'Witwe H a r t e n st e i n, Inhaberin des Bau
platzes ck im Baublock 6, teilt in einem Schreiben mit, daf 
sie den von ihrem verstorbenen Ehemanne bereits begon
nenen Neubau niemals werde durchführen können. Sie 
führt aus, daß der Bauplatz unter Hinzurechnung der -Auf
wendungen für hergestellte Fundam-entierungsarbeit-en und 
entstandenen Zins-verlust sie über 24 000 kostet und bietet 
den Platz der Stadt für die Summe von- 12 000 M AM 
Kaufe -an. Die Finanzkommisston, welcher -die Angelegen
heit zur Prüfung Vorgelegen hat, erkennt die von Frau 
Hartenstein gemachten Angaben >an, und empfiehlt dem Ge- 
-meinderat mit Rücksicht -auf die mißliche Lage, in welcher 
sich Frau Hartenstein befindet, außerordentliches Entgegen
kommen zu zeigen . Die Finanzkommission empfiehlt insbe
sondere zur Ersparung von Kosten den Platz Hartenstein 
nicht zu kaufen, sondern- durch- ein Kausverspr-echen sicher z-u 
stellen, denselben bei einer demnächstigen Eeländversteige- 
rung mit-auszubieten und den Steig-preis bis zum Betrage 
von min-dstens 12 000 M zu treiben . Ein etwaiger -Mehr
erlös als 12 000 -N soll der Ww. Hartenstein zugute kommen- 
Die Verzinsung des Kaufpreises durch die Stadtverwaltung 
soll vom Tage der Versteigerung -des 'Bauplatzes ab -erfolgen.

Der E e m e i n d e r a t e r h e b t die von der Finanz- 
kommission gemachten V o rschlä g e zum Ves -ch l -uss r.

5. Ernennung von Spitalratsmitgliedern.
Am 31. Dezember d. I. läuft die Amtsperiode der 

glieder des Verwaltungsrates des Bürgerspitals -und- def 
Armenrats Dr. Medernach- und Rentner Hubert hierselbl 
«b. Die ausscheidenden Mitglieder können wieder gewäh" 
oder müssen ersetzt werden.

Der G e m e i nderat auf Vorschlag des Bürget 
Meisters wählt die 'ausscheidenden Mitglieder Dr. Weder- 
nach und Rentner Hubert auf weitere vier Iahre.
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6. Niederschlagung von Hundesteuern.
(Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski).
Eine Anzahl von zur Hundesteuer veranlagten Bürgern 

haben gegen ihre Veranlagen g Einspr u ich erho
ben, weil sie teils keinen Hund besahen, teils der zur ersten 
Kategorie veranlagte Hund ein Wachhund gewesen sei. 
Der Steuerausschuh hat aus die erhobenen Reklamationen 
entschieden, daß von den zur Hundesteuer veranlagten Be
trägen! 164 R niederguschlagen seien.

Der Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski i e- 
a n t r a gt Ni -e derschlag un g des bezeichneten Betra
ges.

Der E-e m e i n d-e r a t beschließt wie bean
tragt.

7. Ergänzung des Kredits zum Erwerb einer 
Privatwasserleitung.

Die vereinigtein Eemei>nd-eratskom-missio-n-en haben, aus 
Grund der ihnen vom Eemeinderat erteilten Vollmacht, 
am 2. August d. I. den Erw e r b eines Teiles der Pri - 
va t w a s s e -r l e i t u n -g des Herrn Denz in Be-auregard 
beschlossen und den seiner Zeit verlangten Kredit von 150 
R bewilligt. Da in der fragt. Leitung ein Normalhydrant 
von 65 Millim. u. ein Absperrschieber vvin 80 Millim. einge
baut sind und diese in dem seiner Zeit verlangten Preis 
nicht mit einbegriffen waren, wird heute die Bewilli
gung eines weiteren Kredits von 72,50 -F. 
Ü es orde r t.

Eemeinderat in Anbetracht, daß sowohl der 
Uchperrschieber als der Hydrant sich in der neben den: 
^chulhaus Veauregard gelegenen und der Stadt gehörigen 
«tvaße befinden, beschließt na ch A nt rag.

8- Bewilligung einer Entschädigung an den 

Badeaufseher
m Badeaufseher B r a n d- ebou -r- g stellt für 

us u b u n g des V a d e a u f s i ch tsdi -e n st es in der 
Mai l. Juni eine Rechnung über 50 -R aus 

deren Begleichung, da er zufolge ihm gewor- 
in der fragl. Zeit den V-ade-aufftchtsdienst 

geübt habe. Die Badsanstalten sind am 1. Juni eröffnet 
Eren jedoch schon vor diesem Datum dem Verkehr 

und wurden auch benutzt. Es war daher -auch 
sine "Esv offiziellen Beginn der Badesaison eine Badeauf- 

EH- „Der in Rechnung gesetzte Betrag von 50
Er, für einen halben Monar nach dem
D,n -dem Brandebourg bewilligten Lohnes dar.
mM,?^^^Elss-ion hat -a-m 3. November d. I. die A-us- 
^5 cli^befürw'rt^t^^^^ Aussicht gestellten Betrages von 

s ck seinderat erklärt sich mit dem Vor - 
g der I -i -n -a nzk o mmissi o -n e i -n v e r st a.-n d -e n.

12. Antrag der Kirchenfabrik Veauregard aus 
Herstellung einer elektrischen Anlage in der 

Kirche und im Pfarrhaus.
Erck^nfabrik Veauregard hat durch Kirchen- 

Kirrlie Oktob-er d. I. b-eschlossen, in der ka-th.
ein-e »rpf^;^"Ebgard sowie in dem Pfarrhause dortselbst 

ime Be-lsuchtungsan-liage ei-nzuführen. Der Vor

sitzende beantragt beim Eemeinderat ihr den für die Her
stellung -erforderlichen Betrag von 853 M zu bewilligen. 
Eine auf Anordnung der Verwaltung vor-genommene Prü
fung der Kostenanschläge durch! das St-ädtbauiam-t Hat -erge
ben, daß die Kosten der Anlage sich auf 1230 -K belaufen 
werden- Die Finanzkommission hat in ihrer Sitzung vom 
3. d. M. beschlossen, mit Rücksicht darauf, daß das- Budget die 
erforderlichen Mittel nicht aufweist, für den beantragten 
Zweck eine Beihilfe von 425 M in Vorschlag zu bringen, in 
der Annahme, daß der Rest durch freiwillige Beiträge von 
Be-auregarder Familien erwirkt werden wird.

Der Eemeinderat nach längerer Debatte bewilligt 
die von der Finanz-kommission in Vorschlag gebrachte Bei
hilfe von 425 M unter der ausdrücklichen! Bedingung, daß 
der Restbetrag für die Veleuchtungsinstallation von den 
Beauregarder Pfarrei-nwohnern als freiwillige Beigabe 
aufgebracht, und nicht im späteren Budget von- ' der 
Stadt nachträglich angefordert wird.

13. Veräußerung von Baugelände.
Ein Liebhaber bittet -um käufliche Abtretung des 

E.ck g r u n d st ü ck e s i m Vaubl o ck 44 — Ecke der Hilde
gard- und Kaiser Karlstr. — Er bietet den Preis von 12 R 
pro gw, knüpft jedoch an sein Gebot die Bedingung, dah 
ein von ihm einzureichendes Bauprojekt, dessen Grundriß 
er schon vorgelegt hat, -und d-er -einige Abweichung-en von der 
Bauordnung enthält, genehmigt wird. Die Baukommission 
hat sich mit der Abtretung des fragl. Eckg-r-undstückes einver
standen -erklärt unter der Bedingung, -daß -die Bebauung im 
Rahmen der Bestimmungen der städt. Bauordnung erfolgt, 
u. Liebhaber einen Preis von 15 R pro gvi entrichtet. Die 
Finanzkommission hat sich dem Beschlusse der Baukommission 
angeschlossen. Im Laufe der Verhandlungen des Gemeinde- 
rates wird darauf hin-gewiese-n, daß der gebotene Preis von 
12 M pro <ziv ein angemessener sei, da es sich um ein schwer 
zu bebauendes Eckgrundstück handele. Uebrigens müßte 
-die Stadtverwaltung mit den erheblichen Anliegerkosten 
dieses Grundstückes rechnen, die sofort fällig seien, da die -an
grenzenden Straßen bereits vollständig aus-gebaut wären. 
Mitglied Sa-lom-on -stellt den Antrag, -den Preis -auf 13 M 
pro «iiu festzusetzen . Mitglied Frank bittet 14 M pro gw 
zu fordern. Mitglied Schiltz stellt den Antrag, den Preis 
auf 13,50 M zu normieren.

Der Eemein- dera t setzt de-n Preis entsprechend dem 
Antrag des M -i t g li e d e s S ch- i l tz -auf 13,50 M fest, 
unter der Bedingung, daß sofort gebaut und -die Vesti m- 
münzender Ba -u o rdnu n g e i n g e h -a-l t e n werden.

d) Architekt Pf -anschi -l l i n g hat um Abtre- 
tu-ng -ei-nes -an der verlängerten Eo-llegiumstraß-e li-eg-enderi 
Ba-uplatzes von 15 in Front -auf 40 in Tiefe gebeten- und 
den Preis von 10 R pro yin offeriert unter Der Bedingung, 
daß die Stadtverwaltung die auf dem -fragl. Platze stehende 
alte Festungsma-uer sowie die dahinter liegenden Erdmassen 
bis zur Erdoberfläche abträgt. Der Vorsitzende führt aus, 
daß er die Angelegenheit der Bau kam miss-ion vorgelegt, diese 
jedoch eine -Entscheidung noch- -nicht getroffen habe und bittet 
mit Rücksicht -auf die Bedeutung! dieser Angelegenheit, die
selbe nochmals der B -a u kam m i ssio -n zum Studium und 
Berichterstattung zu üb- e r w e i s e n.

Der G-em ei nd-erat beschließt entspre
chen d.

<) Veräußerung eines Grundstückes in der Jonktion 
droite an die Reichseisenbahnverwaltung.
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Der Vorsitzende führt aus, daß die Ksl. Eeneraloi- 
rektion der Eisenbahnen in Elsatz-Lothringen auf den Ee- 
meindevatsbeschluß vom 18. Juli d. I. betr. den Erwerb 
d> e r st ä d- t. W i! e s e in der „I o n k t i o n Ä r o i t e" eine 
mündliche Absprache gewünscht und diese mit einem Vertre
ter derselben am 5. d. M. stattgefunden habe. Nach längerer 
mündlicher Verhandlung konnte die nachstehend aufgeführte 
Einigung, welche inzwischen von der Genevaldirektion auch 
schriftlich vorgelegt worden ist, sowohl unter Vorbehalt der 
Genehmigung des Gemeinderats als auch derjenigen des 
Reichseisenbahnamtes, erzielt werden:

„Die Kaiserl. Eeneraldirektton zahlt für das rund 52 
ar große Grundstück an der Mosel, zwischen Abmarschweg 
und Eisenbahngelände einen Preis von 275 -K pro ar, wel
cher dem- von der Eisenbahn-verwaltung für die zuletzt erwor
benen benachbarten Grundstücke gezahlten Preise, insbeson
dere demjenigen, welcher an die Frau Ww. Robinet ent
richtet worden ist, entspricht oder

b) bei Zahlung eines Kaufpreises von 270 A pro ar, 
verpflichtet sich die Generaldirektion der Gemeinde das 
Grundstück an der Straße von Diedenhofen nach Monhofen 
mit rund 4 ar zu Eigentum abzutreten.

Ferner bittet die Eeneraldivektion ihr die baldige Be
sitzergreifung des für sie benötigten Teiles des städt. Grund
stückes zu gestatten, wohingegen sie die Verpflichtung über
nimmt, für diesen Teil vom Tage der Besitzergreifung ab, 
die Verzinsung des Preisanteils mit 4 Prozent zu über
nehmen."

Der Vorsitzen- d e empfiehlt den Verkauf des 
städtischen Grundstückes zum Preise von 270 -st pro ar, unter 
Dreingabe des Geländes am Wege von Diedenhofen nach 
Monhofen durch- die Ksl. Eeneraldirektion.

Der E e m e i n d e r a- t erhebt den V o r s ch l a g des 
Vorsitzenden zum Beschluß und genehmigt die teil
weise sofortige Besitzergreifung des Ee- 
ländes, entsprechend den zwischen dem Vorsitzenden und dem 
Vertreter der Kaiserlichen Eeneraldivektion mündli ch 
v e r e i n b a r t e n Be d i n g u n g e n.

14. Geländeerwerb.
Der Vorsitzende führt aus, daß zur Durchsüh. 

rung der Erbreiterung der Eutenbergstratze der Erwerb 
mehrerer auf dieselbe stoßenden Prüvatgrundstücke erforder
lich sei. Er halte die Durchführung der Erbreiterung für 
notwendig, da von dieser die Erhebung der Anli-egerkosten 
der bereits errichteten Bauten, vorbehaltlich näherer Prü
fung der Frage, abhängig gemacht werden könnte und auch 
schon von Anliegern gemacht worden sei. Zur Einleitung 
der Frage betr. den Ausbau der Eutenbergstratze habe er 
zwecks Erwerb des für den Ausbau erforderlichen Pribat- 
geländes mit den in Frage kommenden Anliegern verhan
delt Keiner derselben hat sich- zur Abtretung des für die 
Straßenuerbreitung nötigen Geländes bereit erklärt. Da
gegen hat der Bahnwärter Johann Mallinger aus Ober- 
ham, welcher Besitzer der Parzelle Gewann Niederfld Nr. 
416 p in einer Größe von 11 ar ist, sich verpflichtet, die 
ganze vorbezeichnete Parzelle an die Stadt abzutreten und 
zwar zu einem Preise von 300 -A pro ar. Das Grundstück 
liegt neben einer der Stadt gehörigen, längs der Anschluß- 
kreisstraße nach- Monhofen gelegenen städt. ErundstücksPar- 
zelle. Durch dessen Erwerb wird das städt. Grundstück erst 
die erforderliche Bautiefe erhalten und daher bebauungs- 

fähig werden. Aus diesem Grunde sowie mit Rücksicht aus 
den nicht zu hohen Preis von 300 M pro ar erscheint der 
Ankauf erforderlich.

Der E e mein d e r a t nach kurzer Debatte beschließt 
den Erwerb der MalliNger'scheu Parzelle, bewilligt den er
forderlichen Kredit von 300 -A pro ar und ermächtigt den 
Bürgermeister zum Vertragsabschluß.

e) Der Eisenbahnbeamte Hym-Schröder h-ierselbst ist 
ebenfalls Besitzer des auf die Gutenbergstrahe stoßenden 
Grundstücks Nr. 413 p, welches zur Erbreiterung der letzt
genannten Stratze teilweise erworben werden muß. Bei 
den von dem Vorsitzenden mit Hym-Schröder geführten Ver
handlungen- betr. Abtretung des über die Baufluchtlinie der 
Gutenbergstraße fallenden Grundstückteiles, erklärte Hym- 
Schröder, nur feine gange Erundstücksparzelle und zwar zum 
Kaufpreise von 300 M pro ar abzutreten. Der Vorsitzende 
führt aus, daß der geforderte Preis, für welchen er übrigens 
Hym-Schröder verpflichtet habe, nicht zu hoch- sei, und daß 
daher die Stadtverwaltung die günstige Gelegenheit, das 
Grundstück zu erwerben nicht vorüber gehen lassen dürfe. 
Es läge zudem im Interesse einer gesunden Bodenpolitik, 
daß günstig gelegene Gelände, für die heute annehmbare 
Preise verlangt und die in absehbarer Zeit im Wert steigen 
könnten, durch die Stadtverwaltung angekaust werden soll
ten.

Nachdem aus der -Mitte des Eemeinderats der gefor
derte Preis von 300 -tt pro ar als zu hoch bezeichnet worden 
war, beschließt der Gemeinder a t mit Stimmenmehr
heit, das Hym-SchrLder'sche Grundstück zu -erwerben. Der 
nötige Kredit von 300 M pro ar wird bewilligt und der 
Bürgermeister zum Vertragsabschluß ermächtigt.

15. Ernennung von Distriktskommissaren für 
die Volkszählung.

Am 1. Dezember d. I. findet eine Volkszählung 
statt. Das städt. Gebiet ist in 44 Zählbezirke eingeteilt, -und 
wird die Zahlung durch städt. Beamte, Lehrpersonen usw. 
vorgenommen. Zur Förderung des Zählgeschästes und zu 
dessen Beschleunigung empfiehlt es sich, eine Anzahl von 
Herren des E-emeinderats zu ernennen, welche als sogen. 
D i st r i k t s k o m m i s sa r e in das Zählgeschäft eingreifen 
werden. Die Aufgabe der Zählkcmmissare, oezw. deren Ver
treter besteht darin, das von den Zählern eingesammelte 
und ausgenommene Volkszähiungsmaterial nach Abgabe 
beim Bürgermeisteramt einer Kontrolle unterziehen und 
dasselbe eotl. richtig zu stellen, b-ezw. dafür zu sorgen, daß 
das Zählmaterial bis zu den noch näher bekannt zu geben
den Tagen -eingesammelt und vorschriftsmäßig abgeliefert st- 
Für die 44 Zählbezirke käme die Ernennung von 9 Distrikts
kommissaren in Frage.

Der Eemeinderat wählt die Herren Beigeordneten 
Haas und Roth sowie die Mitglieder Goedert, Joh. Franck, 
Nouviaire, Reuter, Richard, Röchling und Schilt; zu D-i- 
st r i k t s k o m m i s sa r e n und als Stellvertreter 
die Herren Cailloux und Fraichois.

16. Ueberlassung des großen Rathaussaales 
für einen Lichtbildervortrag sowie einen Bürgerball

Die Ortsgruppe Diedenhofen des deutschen Lehrerver- 
eins bittet um Ueberlassung des alten Rathaussaales a-m 
4. Dezember d. I. für die Abhaltung eines öffentliche-n 
Lichtbilder-vortrages über die Tuberkulose und beantragt die 
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Kosten der Heizung und Beleuchtung auf städtische Mittel 
zu übernehmen.

Seitens einer Anzahl von Bürgern der Stadt Dieden- 
hofen wird beabsichtigt, am 7. Januar d. I. im großen Rat- 
haussaale einen sog. Biirgerball zu verunstalten. Die Ber- 
anstalter -sind vorstellig geworden, ihnen den Saal sowie 
dessen Heizung und Beleuchtung unentgeltlich zu überlassen. 
Der lleberschuß aus ähnlichen Bällen ist in den Vorjahren 
immer den Armen der Stadt sowie den sonstigen Wohltlätig- 
keitsLnstalten zu gute gekommen.

Der Ee.mei n d e r -a t in Anbetracht, daß der Vortrug 
des Lehrervereins.gratis erfolgt und im Interesse der Ein
wohner geschieht, beschließt nach Antrag!. Desgleichen erklärt 
er sich mit der Ueberlassung des Rathaussawles zwecks Ab
haltung eines Armenballes unter der Bedingung einverstan
den, daß der Einnahmeüberschuß den Armen der Stadt zu 
gute kommt, und daß die evtl. brauchbare Dekoration bis 

nach Abhaltung der Kaisergeburtstagsfeier im Rathaus- 
saale verbleiben soll.

17. Transformator Angelegenheit.
Der Vorsitzende führt aus, daß er im Benehmen 

mit der Baukommission und den Vertretern der Elektri- 
zitätswerkes einen Punkt in der Kasernenstrahe festgelegt' 
hübe, nach welchen der auf dem Holzplatz stehende Transfor
mator verlegt werden soll. Dieser Punkt liegt 4,78 Meter 
von der Bauflucht der Kaiser Ludwigstraße entfernt und 
soll der Transformator dergestalt Aufstellung finden, daß 
zwischen ihm und der Kasernenmauer ein Durchgang von 
1,80 in verbleiben wird.

Der Eemeinder,a t erklärt sich- mit den von der 
V a ukom m i ss i o n getroffenen Anordnungen einverstan
den, und erhebt deren Bors ch läge z u m Bes -ch l u ß.

Schluß der Sitzung abends 8 Uhr.
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Bericht
über die

Gemeinderatssitzung Äm 14. November 1910,
WercHrnittcrgs 5 WHr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
dem Vorsitze des Bürgermeisters Verkenheier die Beige
ordneten Walkowinski -und Roth sowie die Mitglieder 
Cailloux, Christian, D-enz, Fr-anck-Stourm, Franeois, Frank 
Heinrich, Eoedert, P. Müller, Nonviaire, Pfanschilling, Sa- 
lomon, Ste-i-metz, S-chiltz, Wehrmann, Zimmer.

Entschuldigt: Beigeordneter Haas und Mitglieder Dr. 
Kuborn, Dr. Medernach, Reuter und Ri-chard-Go-ed-ert.

Abwesend: Mitglied Röchling.
Schriftführer Mitglied Fran^ois.

Außerdem wohnte der Sekretär Hombourger der Sitzung 
bei.

Tagesordnung.
1. Prüfung der Pläne für die Rauhfutter-magazine an 

der Kaiser Wilhelm II Promenade.
2. Eeländeprwerb.
3. Geländeveräußerungen.
4. Tausch von Grundstücken mit der svgl. Kirchenge

meinde.
6. Gelände-austausch mit Mehn.

1. Prüfung der Pläne für die Rauhfuttermagazine 
an der Kaiser Wilhelm II-Promenade.

. Die vereinigten Kommissionen erstatten folgenden Be
richt:

„Der Vorsitzende erteilt dem Stadtbaumeister das 
leart, welcher an Hand von im Sitzungssaale angebrachten 
-Plänen das Projekt betreffend Errichtung von Rauhfutter- 
luagazinen im Va-ublock 24 erläutert.

„Hiernach beabsichtigt die Militärverwaltung den- Bau 
van drei Scheunen, einer großen und zweier kleinen. Die 
5s"ere würde die ganze rd. 71 in betragende Front des Bau- 
"lEs nach dem -Karolingerrin-g einnehmen und einen Giebel 
nach der Kaiser Wilhelm II Promenade, den andern nach

Pnrallelstraße zu letzterer erhalten. Die beiden kleinen 
ch.mnen sollen auf der Nordwestgrenze des Baugrundstücks 

werden, derart, daß je ein Giebel an die Kaiser 
^lthelm II Promenade b-ezw. an die P-arallelstvwße zu letz- 

stehen kommt. Zwischen der großen Scheune und 
"einen ist ein Wirtsch-aftshof von 34 in Breite vorge- 

an!" gen. Parallelstr-atze, unmittelbar an dieselben 
^,-o^iizend, mitten zwischen den Scheunen ist ein kleines Ge- 

oe vorgesehen, das den Arbeitern als Aufenthaltsraum 
enen M. Soweit die drei Fronten nicht durch die Scheu

nen und das vorgen. kleine Gebäude in Anspruch genommen 
werden, sollen Umrahmungs-mauern von ca. 2,50 in Höhe 
zur Einfriedigung des Grundstücks hergestellt werden. Das 
Grundstück soll eine Zufahrt von d?er Kaiser Wilhelm II 
Promenade und 2 Zufahrten von der Parallslstraße er
halten.

Die Höhe der Umfassungsmauer der Scheunen beträgt 
nach den Plänen nur etwa 6 in, von den Giebeln 9 in, die 
normale Höhe des Daches unter 9 in, die Firsthöh-e somit 15 
in, die sich an den Giebelaufbauten auf 19 in erhöht. Die 
Ausführung der Mauerflächen- ist in Hammerrechten Steinen 
gedacht, welche ausgefugt werden sollen. Hierzu wird be
merkt, daß die in Aussicht genommenen Jaumonsteine nicht 
geeignet sind- und zutreffendenfalls besseres Material wie 
Vog-es-enstein-e zu fordern sein- dürften.

Fenster sind nach den Straßenseiten nicht vorgesehen, 
was zu -einer monotonen Wirkung des Bauwerks führen 
würde. Auch die geringe Höhe der Frontmauer gegenüber 
den übrigen Bauten in der Neustadt würde unangenehm 
auff-allen."

Anschließend an den technischen Bericht des Stadtbau
meisters führt der Vorsitzende aus, daß s. Zt. bei Abtretung 
d-es Platzes an- die Militärverwaltung die Stadtverwaltung 
zweifellos gewußt haben müßte, daß derselbe für die Errich
tung von Fourage-magazin-en bestimmt gewesen fei und daß 
daher auch bis zu -einem bestimmten Grade -damit zu rech
nen war, daß die zu -errichtenden Magazine nicht in der 
Weise zur Verschönerung -des Stadtbildes beitrügen, wie 
dies im Allgemeinen bei Privatg-eb-äud-en der Fall sei. Die 
von der Militärverwaltung vorgelegten Baupläne seien je
doch weit hinter der Mindestforderung, welche die Stadtver
waltung an düe Ausgestaltung der fraglichen Magazine stel
len würde und mühte, zurückgeblteb-en-. -Er bittet die ver
einigten Kommissionen d-as Vorliegende und vom St-adtbau- 
meister -erläuterte Projekt zu begutachten.

In der nunmehr stattfindenden, sehr lebhaften Dis
kussion stimmen alle Redner darin überein-, daß die Stadt
verwaltung die Errichtung von Fo-urage-magaztnen in d-er 
von der Militärverwaltun-g -geplanten -Bauart unter keinen 
Umständen genehmigen dürfe. Es wurde besonders betont, 
daß s. Zt. bei Abtretung des Baugeländes -der Gemei-nd-erat 
die feste Ueberzeugung gehabt habe, daß die- Magazine min
destens die Bauweise und architektonische Ausbildung -er
halten würden, wie sie die Körnermagazine -aus der Mosel- 
insel gegenüber dem Militärlazarett besitzen-. Alle Redner 
wiesen darauf hin, -daß d-i!e von der Militärverwaltung 
-augenblicklich geplanten Bauren -das Stadtbild verun
zieren-, das -umliegende städt. -Gelände im Wert verringern 
und -vor allen Dingen nicht würdig seien, an der Straße 
zu stehen, die den Namen -Seiner Majestät zu führen be
rufen sei. Falls nicht wesentlich besser wirkende, das ästhe
tische Gefühl nicht verletzende Baupläne in Vorlage ge
bracht würden, sei noch- jetzt -ein-e Verlegung der Ra-uhfutter- 
scheunen anzu-str-eben. Besondere gewichtige Gründe für di-e 
Errichtung frgl. Baues an dieser Stelle seien auch- nicht vor
handen, es sei denn der Grund, daß die Verwaltung des 
Proviantamts in -einem i-n der Nähe befindlichen Gebäude 
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untergebracht sei. Ein ebenfalls nicht weit von den Büros 
gelegenes Grundstück an der Vriqueriestraße entspreche den 
Wünschen der Militärverwaltung zweifistlos und solle der 
Militärverwaltung als Ersatz angeboten Meiden. Ein Mit
glied empfiehlt in einer Jmmediatsingabe >an S. M. darauf 
hinzuweisen, daß die Militärverwaltung die Errichtung von 
wenig schönen Magazinen an der Kaiser Wilhelm II Pro
menade beabsichtigt und daß Lurch deren Errichtung das 
Straßen- und Siädtebild für immer verunziert würde. Mit
glied Deuz schlägt vor, den Vorsitzenden zu beauftragen, 
beim Königl. Generalkommando in Metz eine Audienz nach- 
zusuchen, und in dieser Sr. Exzellenz dem kommandierenden 
General die Unmöglichkeit der Errichtung der geplanten 
Magazine an der Kaiser Wilhelm II Promenade vor Augen 
zu führen. Schierer Vorschlag findet allseitigen Anklang.

Die vereinigten Kommissionen beschließen hierauf dem 
Eemeinderat zu empfehlen, die Stadtverwaltung zu beauf
tragen, unter keinen Umständen die von der Militärverwal
tung vorgelegten Baupläne für die Errichtung von Rauh- 
fouragemagazinen zu genehmigen, da s. Zt. bei Abtretung 
des Geländes dem Gemeinderat diese in der festen Ueberzeu
gung genehmigt habe, daß auf dem fragt. Baugrundstück ar
chitektonisch schöne, dem Stadtbild und Straßenzug ange- 
paßte Magazine errichtet würden, die mindestens die Bauart 
aufweisen würden, wie sie die Körnermagazins auf der Mo- 
selinssl besitzen. Die vereinigten Kommissionen vrotestieren 
auf das lebhafteste dagegen, weil die unschönen Gebäude an 
einer nach Seiner Majestät benannten Straße aufgeführt 
werden sollen und beauftragen den Vorsitzenden dem kom
mandierenden General die Wünsche der Stadtverwaltung 
zum Vortrage zu bringen.

Die vereinigten Kommissionen empfehlen dem Ge- 
meindrvat weiter, dih Stadtverwaltung zu ermächtigen, be- 
zügl. anderweitiger Unterbringung der Rauhfouragemaga- 
zine mit der Militärverwaltung in Unterhandlung zu tre
ten unter vornehmlicher Berücksichtigung des an der Bri- 
gueriestraße gegenüber Hausier gelegenen Geländes."

Der Gemein d e rat im Anschluß an die Sitzung der 
vereinigten Kommissionen, die Dringlichkeit der Ange
legenheit anerkennend, beschließt die von den vereinig
ten Kommissionen gemachten Vorschläge 
zum Beschlusse zu erheben.

2. Geländeerwerb.
o) Die vereinigten Kommissionen erstatten folgenden 

Bericht:
„Der Militärlieferant David Lain hierfelbst ist Eigen

tümer der Grundstücke Sektion n, Gewann Niederfeld, Nr. 
411p und 412 mit einem Flächeninhalt von zus. ca. 91,88 
Ar, welche derselbe der Stadt zum Kauf angeboten hat. Der 
Vorsitzende führt aus, daß er in mehreren Verhandlungen 
mit p. Eain eine dahingehende Einigung erzielt habe, daß 
Eain bereit sei, das vorbezhichnete Gelände für einen Ee- 
samtpreis von rund 25 000 an die Stadt zu verkaufen.

Die vereinigten Kommissionen in Anbetracht des Um- 
standes, daß der Erwerb des angebotenen Geländes im In
teresse der Stadt liegt und der geforderte Preis auch ange
messen ist, beschließen dem Gemeinderat vorzuschlagen, das 
frgl. Gelände von ca. 91,88 Ar zu erwerben und den gefor
derten Kredit von 25 000 -N zu bewilligen.

Sie empfehlen weiter, entsprechend der von dem Vor
sitzenden mit Eain getroffenen Vereinbarung, daß der Kauf
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preis in bar bezahlt oder bis zur Aufnahme einer Anleihe 
mit 4 A verzinst wird."

Der Eemeinderat, anschließend an die Sitzung 
der vereinigten Kommissionen, auf Vorschlag des Vorsitzen
den die Dringlichkeit der Angelegenheit anerkennend, erhebt 
die von den vereinigten Kommissionen gemachten Bar
sch l ä g «s zum B e f ch l u tz, ermächtigt die Stadtverwal
tung zum Vertragsabschluß und bewilligt den Erforderlichen 
Kredit.

b) Die vereinigten Kommissionen berichten:
„Der Rentner Dominik Ponc, der gemeinschaftlich mit 

seinen Kindern Eigentümer der Parzelle Section A No. 77p 
Gewann Glacis, mit einem Flächeninhalt von 160 gw ist, 
bietet diese Parzelle der Stadt zum Kaufe an. Der Vor
sitzende führt aus, daß die Parzellr vollständig in im Stadt- 
bebauungsplane vorgesehene Straßenzüge zu fallen kommt 
und daher die Stadtverwaltung die Parzelle späterhin er
werben müsse. Bei Legung der Gasleitung im Verbin
dungsweg vom Spaniering nach der Kaiser KarbStrahe 
— Muelenzstraßc — ist das Ponc'sche Grundstück durchquert 
worden, fodaß dies ein weiterer Grund für die Erwerbung 
der Parzelle sein dürfte. Ponc hat hat einen Gesamtkauf- 
preis von 500 -ll verlangt und ist dieser angemessen.

Die v e r ei n i g t e n Kommissionen empfeh
len den A u kauf der bezeichneten Grundstücksparzelle so
wie die Bewilligung eines Kredits von 500 -K."

Anschließend an die Sitzung der vereinigten Kommissio
nen beschließt der Gemeinde rat auf Vorschlag 
des Vorsitzenden die Dringlichkeit der Angelegenheit anzuer- 
kennen und den Vorschlägen der vereinigten 
Kommissionen zu entsprechen, den erforder
lichen Kredit zu bewilligen und die Stadtverwaltung zum 
Vertragsabschluß zu ermächtigen.

3. Geländeveräußerungen.
a) Der Bericht der vereinigten Kommissionen lautet:
„Der Vorsitzende erläutert, daß der Liebhaber des 

Eckbauplatzes im Vaublock 44 zwischen Kaiser Karl- und 
Hildegardstraße, den vom Eemeinderat in der Sitzung vom 
7. d. Mts. festgesetzten Preis von 13,50 -ll pro gin angenom
men und den Wunsch geäußert habe, das ganze an jener 
Stelle noch verbleibende Baugelände, begrenzt von dem An
wesen Juving einerseits und Firma Gebr. Wildberger ande
rerseits, mit insgesamt 7,99 Ar zu dem vom Eemeinderat 
festgesetzten Preis von 13,50 -ll pro gin zu erwerben. Der 
gebotene Preis ist angemessen und empfehlen die 
vereinigten Kommissionen auf Vorschlag des 
Vorsitzenden, die Veräußern» g unter den üblichen Be
dingungen".

In der im Anschluß an die Sitzung der vereinigten 
Kommissionen stattgefundenen Gemeinderatssitzung erkennt 
der E e m e i n d e r a t die Dringlichkeit d e r A n- 
gelegenheit an, da das Ucbergebotsverfahren bereits 
eingeleitet ist und beschließt die Abtretung des 
weiter erbetenen Baugeländes zum Preise von 13,50 I 
pro gin.

b) Die vereinigten Kommissionen erstatten folgenden 
Bericht:

„In seiner Sitzung vom 7. d. M. hat der Gemeinderat 
das Gesuch eines Liebhabers um Erwerb eines Bauplatzes 
an der Verlängerung der Eollegiumstraße von 15 in Front 
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und 40 m Tiefe zum eingehenden. Studium an die Bau- 
kommission verwiesen. Der Vorsitzende fragt an, ob Beden
ken dagegen erhoben würden, daß die Angelegenheit in der 
heutigen Sitzung der vereinigten Kommissionen, in welcher 
übrigens die Baukommission mittagen würde, zur Verhand
lung kommen solle. Nachdem sich hiergegen kein Wider
spruch erhebt, führt der Vorsitzende »aus, daß der fragt. Bau
platz, wie sich die Baukommifsion an Ort und Stelle über
zeugt habe, erst bebauungsfähig würde, wenn die dort vor
handene alte Festungsmauer beseitigt ist. Liebhaber habe 
in seinem Kaufantrage die Bedingung gestellt, daß die 
Mauer von der Stadt bis zur Straßenhöhe abzutragen sei. 
Bei dieser Gelegenheit wirft sich die Frage auf, ol die ganze 
Mauer städtischekscits abgetragen, ob dies den einzelnen 
Käufern von Bauplätzen überlassen, oder ob die Mauer 
überhaupt stehen bleiben und das Baugelände bis zu der
selben ausgenutzt werden soll. Durch Beseitigung der 
Mauer würde die Stadt eine Mehrfläche von 6,70 Ar er
werben, die einen Wert von 6000 M besitzen. Durch den 
Mauerabbruch, der vom Stadtbauamt auf ca. 18000 <4i ge
schätzt wird, gekannt die Stadt ferner in den Besitz von Ab
bruchmaterial im Wert von ca. 8300 -N forme Äuffüllbvden 
im Werte von ca. 3600 sodaß unter Hinzurechnung des 
Geländewertes tatsächlich kein Verlust für die Stadt ein- 
treten würde.
, In der sich nun entspinnenden Diskussion wird einer
seits empfohlen, den Maucrabtrag auf städtische Kosten aus- 
zuführen, um dadurch in den Besitz der Mehrfläche städtischen 
Geländes, Abbruchmaterials und des Ausfüllbodens zu ge
langen, Un'drrerstitq rnird empfohlen, den Abbruch der 
Mauer den etwaigen Käufern der in Frage kommendenBau- 
pmtze zu überlassen.

Ein Mitglied hegt Bedenken, daß die Militürverwal- 
.ung den Abbruch der Mauer zuläßt, ohne daß sie die Errich
tung einer neuen Schutzmauer verlangt, welche die hinter 
der alten Festungsmauer liegenden militärischen Hangars 
null; nutzen hin abschließen soll. Diese Bedenken zerstreut 
der Vorsitzende mit der Erklärung, daß ihm von zuständiger 

wit einer einfachen Böschung, wie sie hinter der Eriesberg- 
ascrne bestehe, zufviedengeben würde.

Die vereinigten Kommissionen beschließen alsdann, dem 
wcmeinderat vorzuschlagcn, die fragl. Festungsmauer 
aus städtische Kosten abtragen zu lassen und den erbetenen 
«auplatz nach Abtragung der Mauer, zum Preise von 16 oA 
pro gin abzutreten".

« ^rn Anschluß an die Sitzung der vereinigten Kommis- 
. ^n findet eine Sitzung des Ee me i nd e r at s 

! ort, in welcher Mitglied Pfanschilling namens des mehr- 
Erwähnten Liebhabers erklärt, das schriftliche Gebot 

r lO -il auf 13 M p ro giv zu e r h ö h e n.
r., "^or G .e m -e i n dera t, WU? Vorichlao des V o r- 
erf > o" b n die Dringlichkeit der Angelegenheit an- 

oschließt, die alte Festungsmauer hinter den 
laG» < " Hangars auf städtische Kosten abtragen zu 
doch ""k, ^owilligt den erforderlichen Kredit. Bevor je- 

dem Abbruch. der Mauer begonnen wird, soll der 
im Aufträge des Gemeinderats mit dem 

Generalkommando in Metz Rücksprache nehmen 
M V.b Ermittelung der Stellungnahme der Militärbehörden 

M Mm Gemeinderat beschlossenen Mauerabtrag.
re Entscheidung über die Preisfestsetzung des Bau

geländes wird bis zur Erledigung der Besprechung mit 
dem königl. Generalkommando vertagt.

4. Tausch von Grundstücken mit der evangelischen 
Kirchengemeinde.

Die vereinigten Kommissionen berichten)
„Der Vorsitzende verliest ein Schreiben der evangelischen 

Pfarrei vom 8. d. M., worin mitgeteilt wird, daß der Pres- 
byterialrat der errang. Kirchengemeinde daran festhält, daß 
in irgend einer rechtsverbindlichen Form, entsprechend den 
Beschlüssen des Gemsinderats, der Vaublock 14 des Stadt- 
erweiterungsgeländes als Bauplatz für eine evangelische 
Kirche bestimmt werde, da vornehmlich die Tatsache, daß der 
bezeichnete Block als Kirchenplatz bezeichnet wurde, für die 
evangelische Kirchengemeinde die Voraussetzung für den mit 
der Stadtverwaltung beabsichtigten Geländeaustausch gewe
sen sei. In dem fragt. Schreiben erklärt die ,evgl. Pfarrei 
weiter, daß sie, nachdem keine Aussicht vorhanden, daß der 
Eemeinderat dieAbgabs der gewünschten,rechtsverbindlichen 
Erklärung gutheißen bezw. die Stadtverwaltung dazu er
mächtigen werde, auf die weitere Durchführung der gepflo
genen Tauschverhandlungen und auf deren notarielle Be
urkundung verzichte. Hieran anschließend erläutert der 
Vorsitzende, daß es nicht in der Gewalt des Gemeinderats 
liege, z. Zt. für den Baubtock 14 eine endgültige Zweck
bestimmung zu treffen, da hiermit unzweifelhaft in die 
Richte späterer Stadtvertretungen eingegrissen würde. Er 
bittet mit Rücksicht auf die ablehnende Haltung der evan
gelischen Kirchengemeinde, die bisher gepflogenen Tausch- 
verhamdlungen rückgängig zu machen, d. h. alle bisher in der 
Angelegenheit gefaßten Gemeinderatsbeschlüsse aufzuheben.

Mitglied. Pfanschilling erklärt anschließend an die Aus
führungen des Vorsitzenden, daß er in seiner Eigenschaft als 
Mitglied des Presbpterialrats der evangel. Pfarrei die 
Stellungnahme des Presbpterialrats herbeigeführt habe, 
in der Ueberzeugung, daß der Eemeinderat dem Wunsche 
auf endgültige Zweckbestimmung des Baublocks 14 nicht 
entsprechen werde und könne.

Die vereinigten Kommissionen beschließen 
hierauf, die mit der evangelischen Kirchengemeinde gepflo
genen Dauschverhandlungen als gescheitert anzus-chsn 
und empfehlen dem Eemeindergt, sämtliche in der be
treffenden Tauschang-leamib^mit der evangelischen Kir
chengemeinde g e fa ß ten? sch l ü s s e als ungültig 
zu erklären."

In der anschließend an die Sitzung, der vereinigten 
Kommissionen stattfindenden Eemeinderatssitzung beschließt-, 
der Gemein d e r a t auf Antrag des Vorsitzenden, unter 'L 
Anerkennung der Dringlichkeitsfrage, entsprechend den von " 
den vereinigten Kommissionen gemachten 
Bors ch läge n.

5. Geländeaustausch mit Mehn.

Die vereinigten Kommissionen erstatten nachstehenden 
Bericht:

„Der Vorsitzen d e erläutert, daß durch Eemeinde- 
ratsbeschluß vom 7. Dezember 1909 der Austausch eines dem 
Eigentümer Franz Mehn in Diedenhofen gehörigen. Gar
tens, Section A Luxemburger Tor P Nr. 90 und 98, mit 
einem Flächeninhalt von 8,69 Ar, gegen den der ovangeli-
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scheu Kirchengemeinde gehörenden, von der Stadt ebenfalls 
im Tauschwege zu erwerbenden Bauplatz r im Baublock 44, 
Sc-ction A Nr. 449 p mit 5 Ar umgetaiuscht werden sollte. 
Die Stadtverwaltung hat, ohne daß bisher mit p, Mehn 
ein Tausch beurkundet worden wäre, den Mehn'schen Garten 
in Besitz genommen. Infolge der ablehnenden Haltung der 
evangel. Kirchengemeinde in der Angelegenheit betreffend 
Eeländea-ustausch mit der Stadt, sind die Tauschverhandlun- 
gen mit der evangel. Kirchengemeinde -gescheitert. Das an 
Mohn abzutretende Baugelände kann daher von der Stadt
verwaltung nicht mehr erworben werden. Der Vorsitzende 
schlägt vor, anstelle des Bauplatzes i- den neben diesem ge
lesenen ca. 5, 58 Ar großen Banplatz — Ecke der Kaiser 
Wilhelm II-Promenade und der Hildegardstraße — an 
Mohn abzutreten. i

Die vereinigten Kommissionen mit Rück
sicht darauf, daß Mehn durch die schwebenden Tauschverhanb- 
lungon mit der evangel. Kirchengemeinde so lange hinge
halten worden ist und wesentliche Verluste erlitten hat, be
schließen dem Eemeinderat vorzuschla-gen, als Ersatz -für den 
früher angebotenen Bauplatz i- im Baublock 44 nunmehr den 
Baublock 44, Ecke der Kaiser Wilhelm II-Promenade und 
Hildegardstraße, gelegenen Bauplatz <z, Sekt. A „Stadtwall" 
Nr. 449 p, -mit einem Flächeninhalte von 5,58 Ar in Tausch 
zu geben unter den Bedingungen der bisher auf- das Tausch
geschäft mit Mehn Bezug habenden Gsmeindsratsbeschlüsse."

Der -Eemeinderat, die Dringlichkeitsfrage aner
kennend, beschließt die V o r s ch läge d ,-e r verei n i g t e n 
K o m m i s s i o- :i e n z u m V e s ch l u ß zu erheben.

Schluß der Sitzung abends 9^ Uhr.



Bericht
über die

Grmeinderatsjltznng vom 5. Dezember 19l0,
Wcichrnittags 3 Mkr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter dem 
Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier, die Beigeordneten 
Walkowinski, Haas und Roth-, sowie die Mitglieder: 
Christian, Lailloux, Denz, Johann Franck-Stourm, Fran- 
xois, Heinrich Frank, Dr. Kuborn, P. Müller, Nouviaire, 
Pfanschilling, Röchling, Salomon, Steimetz, Schiltz, Wehr
mann, Zimmer.

Später sind erschienen die Mitglieder Eoedert und Dr. 
Mcdernach.

Entschuldigt die Mitglieder: Richard und Reuter.
Schriftführer Mitglied Franc-ois.
Außerdem wohnte der Obersekretär Klam und der Se

kretär Hombourger der Sitzung bei.

Tagesordnung:
1. Mitteilungen.
2. Einführung von Schlachtvieh aus Frankreich.
3. KaiserMburtstagfeier.
4. Vorschläge zur Ernennung von Mitgliedern in die 

Schulkommission der höheren Mädchenschule.
6- Hypothekenlöschung.
6. Festsetzung der Steuerzuschläge für das Rechnungs

jahr 1911. ,
7. Prüfung der Jahresrechnung.
8. Aenderung der Satzung über die Erhebung einer 

Evundwertabgabe.
9. Kasernievungskostenbeiträge.

10. Erhöhung des Schulgeldes an städt. Schulen.
11. Antrag der Kommandantur auf Gewährung eines 

Wohnungsgeldzuschusses an die Unteroffiziere der 
Garnison.

12. Verlegung des Fußweges von der Eisenbahnbrücke 
^ch der Staatsstraße in Veauregard.

18. Freihändige Vergebung von Stratzenherstellungsar- 
beiten.

14. Eeländeumtausch.
1o. Abänderung des Bebauungsplanes zwischen Kaiserin 
. Auguste Victoria Promenade und Burgundsrring.
iv. Umbau und Ausbesserung der Kaiser Wilhelm II

17. Verbreiterung der am alten Meßplatz entlang füh-

'fi"Uchragung der Ecke am Garten des Hospizes St. 
in y^Eleine, an der Lrauser Promenade.

ü^?/?öUng des Geländes an der Nouviaire'schen 
Mühle. ö

20. Ausbesserung des chaufsierten Teiles des Luxembur
ger Torplatzes und Anlage einer Pflasterrinne.

21. Umänderung des Trottoirs beim Hause Salomon.
22. Prouiforische Verbreiterung der Fahrbahn des ver

längerten Vurgunderrings zwischen Payotte und der 
Fentsch.

23. Privatstraße Stoll.
24. Straßenbeleuchtung.
2S. Verschiedene Gesuche um Gehalts- pp Aufbesserung.

Nach Eröffnung der Sitzung frägt der Vorsitzende an, 
ob gegen die F a f s u n g der Sitzun g s b erichte vom 
3. Oktober und 7. November d. I. Einsprüche erhoben 
werden.

Mitglied Müller wendet gegen das Protokoll vom 7. No
vember ein, daß M itgl i e d Röcht i n g in demselben als 
„entschuldigt" eingetragen sei, während tatsächlich „Abwe
senheit" vorgelegen habe. Mitglied Röchling erklärt, sich 
schriftlich entschuldigt zu haben. Durch Bergleichung 
der Notizen der in der Sitzung anwesenden Bsamten wurde 
festgsstellt, daß Mitglied Röchling übereinstimmend als 
„entschuldigt" eingetragen war. Die im Protokoll erfolgte 
Eintragung wurde als gerechtfertigt anerkannt.

Gleich,zeitig bestimmte der Eemeinderat, daß in Zukunft 
Entschuldigungen nur dann als vorliegend angesehen wür
den, wenn die Entschuldigung vor der Sitzung 
fchrift l i ch an den Vorsitzenden g e langt s e i.

M i t g l i ed Wehr m a n n, welcher in dem Sitzungs
bericht vom 7. November als „abwesend" geführt ist, und 
kurz nach Eröffnung der Sitzung erschienen war, beantragt 
seine Notierung als „anwesend".

Der Gemeinderat erkennt die erhobene Einwen
dung als g e r ech tfertigt an und- beschließt die entspre
chende Abän d e r u n g des fragt. Protokolls.

Hierauf wurden beide Protokolle gutgeheißen.
Der Vorsitzende teilt alsdann dem Eemeinderat mit, 

daß nach Versendung der Tagesordnung für die heutige 
Sitzung ein Antrag auf Erwerb der Bauplätze a 
und g im Baublock 38 eingelaufen sei und bittet die An
gelegenheit als dringt i ch anzuerken neu und auf die heu
tige Tagesordnung zu setzen.

Der Gemeinderat beschließt en t sp r e
ch e n d.

Die Angelegenheit betreffend Veräußerung ei
nes G el än d e st r ei fen s neben dem N euba u 
Harter an der Parkstraße, zur Anlage einer Privatstraße 
durch den Güterhändler H. Levy hierselbst, in welcher H. 
Levy seine Stellungnahme zu dem Gemeinderatsbeschluß vom 
18. Juni mitgeteilt hat, wird insofern als drin g lich an
erkannt, als deren Beratung zum Schluß der heutigen Ta
gesordnung erfolgen soll.

1. Mitteilungen.
' u) Mitglied Röchling bittet in einem Schreiben vom 
18. November d. I., sein Fernbleiben aus der Sitzung vom 
14. November d. I. nachträglich zu entschuldi
gen, da ihm die für diese Sitzung bestimmte dringende Ein
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ladung erst nach der Sitzung, nach Rückkehr von einer Reise, 
in die Hände gelangt sei.

Der Eemeinderat ist einverstanden.
t>) Am 6. Dezember abends 8Z Uhr findet im großen 

Saal des Hotel Schillcrhof, durch den techn. Verein veran- 
staltet, ein Vo-rtr-ag statt über „die Bodenreform und die 
Reichsw-ertzu-wa-chssteuer", zu welchem die Herren vom Ee- 
meinderat -eingeladsn sind.

e) Durch Verfügung vom 11. November teilt der Be
zirkspräsident mit, daß infolge Ernennung des Vorsitzenden 
zum Bürgermeister, der bisher vom Eemeinderat gewähltes 
Mitglied der Schulkommission des Gymnasiums gewesen sei, 
derselbe gesetzliches Mitglied dieser Kommission geworden 
und an seiner Stelle durch den Gemeinde-rat ein Ersatzmann 
vorzuschlagen sei. Durch Verfügung vom 23. November d. I. 
teilt der Bczirkspräsidcnt weiter mit, daß nach Ansicht des 
Kaiser!. Oberschulrats die Ernennung eines Ersatzmannes 
nicht nötig sei.

6) Der mit der Sparkasse hierselbst abgeschlossene Dar- 
lehnsvertrag über eine Anleihe von 414200 -ll ist durch Ver
fügung des Herrn Bezirkspräsidenten vom 11. November 
d. I.. genehmigt worden.

o) Der von dem Fabrikante n L. Kuck hierselbst 
am 19. und 20. Mai 1903 Ecke der Park- und Johann Wehe- 
straße erworbene Vauplatz ist nunmehr vollständig über
baut, sodaß von einer Durchführung des Z 9 der Vertrags
bedingungen, betr. Erhebung einer 10A igen Vertrags
strafe, abgesehen werden kann.

I) Der Vorsitzende der kath. Kirchenfabrik Bcaureg-ard 
dankt für die vom Eemeinderat bewilligte Beihülfe von 420 
-4! zur Herstellung einer elektrischen Anlage in 
der kath. Kirche und im Pfarrhaus in Veauregard 
und teilt mit, daß die Kirchenfabrik für die Beibringung 
des noch fehlenden Restes Sorge tragen werde.

Die Firma Diß u. Co. ist um Erteilung der Genehmi
gung zur Erri cht u n g 0 ines Holz s chupp 0 n s lauf 
eisenbahnfiskalischem Terrain am Leid-weg in Veauregard 
eingekommen.

Die Daukommission hat in ihrer Sitzung vom 1. Dezem
ber das Baugesuch zustimmend begutachtet mit der Maß
gabe, daß die Erlaubnis für 10 Jahre erteilt wird und falls 
bis dahin Neubauten am Leidweg entstehen, der Schuppen 
entweder zu entfernen oder entsprechend architektonisch aus- 
zubauen ist.

Der Eemeinder -a t stimmt dem vorbezeichneten 
Kommissionsbeschluß zu.

ü) In ihrer Sitzung vom 1. Dezember d. I. hat die Bau
kommission die ihr vorgelegte Abrechnung der Firma Graf 
u. Altmeyer über die Herstellung von Steinh-auc-rarbeiten 
am Gymnasium-neubau hierselbst zustimmend begutachtet un
ter der Bedingung, daß von dem Mitglied Pfanschilling in 
Gemeinschaft mit dem Stadtbauamt lerne Nachprüfung der 
Masse auf Grund der vorliegenden Versatzpläne vorgenom
men wird.

Nachdem Mitglied Pfanschilling erklärt hat, daß die 
ihm übertragene Nachprüfung vorgenommen worden sei, 
und Anstände sich nicht ergeben hätten, heißt der G e - 
meinderat nach Verlesung des vorbezeichneten Vauko-m- 
missionsL-eschlusses die Abrechnung der Firma Graf u. Alt- 
meyer über insgesamt 43 460 -ll g u t.

i) In der Sitzung vom 1. Dezember d. I. hat die Bau
kommission es als wünschenswert bezeichnet, daß für den 
Reservem-otor des städt. Grundwasserwerkes, für welchen -der 
erforderliche Kredit bereits bewilligt sei, neben dem bereits 
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vorhandenen Rohölmotor (System Bolinder) der Elektro
motor und der Dieselmotor in Betracht zu ziehen seien. Die 
Baukommission hat eine Besichtigung des in Eolmar-Berg 
von der Easm-otoren-Fabrik Cöln-Dsutz ausgestellten Die
selmotoren durch die Herren Frank Heinrich, Denz 
sowie Stadtbaumeister Mayer empfohlen.

Nachdem Mitglied Denz gebeten hatte, von seiner D-ele- i 
gieru-ng abzuseh-en und Mitglied Röchling -einen sachverstän- , 
digen Ingenieur der Röchling'schen Eisen- und Stahlwerke 
als Begleiter anbot, beschließt der E -e m e i n d erat e i -n-e 
Besichtigung des Dieselmotors in Eolmar-Berg durch 
die Herren H. Frank, Stadtbaumeister Mayer und den von 
der Firma Röchling zu bestimmenden Ingenieur.

j) Es besteht die Absicht, in Bosserville bei N-an-cy ein 
Denkmal für die 1793/94 und 1813/14 dortselbst gefalle
nen französischen Soldaten zu -errichten. Für das fr-agl. Denk
mal sind bereits Zuschüsse bewilligt von den Städten: N-ancy, 
Toul, Metz, Luneville, Lütiig, N-amur, Mülh-au-sen, Straß- 
burg, Luxemburg, Köln, Trier usw.

Der E e m -e i n d e r a t beschließt, e i n -e n Z u s ch u ß 
in der Höhe zu bewilligen, wie er seiner Zeit für die Erri-ch- k 
tung eines Kriegerdenkmals in- Ehrenthal bei Saarbrücken 
gewährt worden ist.

Ich Für seine Mühewaltung in der zwischen der Stadt
verwaltung -und der evangelischen Kirchengemeinde gepfloge- ! 
nen, jedoch gescheiterten Taufchv-erhandlungen berechnet No- s 
tar Dr. C-arlebach an Gebühren und Auslagen 31,60 -ll.

Der E e m -e i nd e r -a- t b «willigt -einen Kredit in 
dieser Höhe.

l) Der Vorsitzende bringt ein Schreiben des Herrn Gens- I 
ra-l-M-aj-or a. D. Muelenz in Rostock zur Verlesung, in wel- i 
chem dieser seine Freude über die ihm zugedachte Ehrung, 
durch Benennung einer „E ener -al Mu e l e n z st ra tz e" I 
zum Ausdruck bringt, und sein Einverständnis hierzu -erteilt.

Der Eemeinderat nimmt Kenntnis.
nch Für di-e Abhaltung des diesjährigen Schützenfestes 

war dem -Sch-ützenverein der neue- Meßpl-atz zur Verfügung - 
gestellt word-en gegen Zahlung einer Pachtgebühr vo-n 100 
Mark. Am Tage vor Beginn des Schützenfestes wurde der 
damalige Restaurateur Sjurtz vorstellig und bat um Aus
stellung einer Konzession, zur -Verabreichung von geistigen 
Getränken in einem von ihm auf dem Schützen platz 
errichteten W irt sch a f t s z e l t-e. Diese Erlaubnis 
wurde versagt, da der Platz nur für die -Aufstellung von 
Schaubuden aller Art nicht jedoch für ein Wirtschaftszelt 
überlassen worden war. Schließlich- wurde jedoch mit dein 
Oberschützenmeister mündlich vereinbart, daß die 
nachg-esuchte Ausschankerlaubnis unter der Bedingung -erteilt 
würde, -daß der von p. Sjurtz -an den Schützenverein zu ent
richtende Pachtpreis, in Höhe von etwa 300 -N, von l-etzter-e-ni 
an die Stadtkasse abgeführt würde. Trotz der mit dem Ober- 
schützen-m-eiste-r getroffenen Vereinbarung hat der -Schützen- 
verein bisher unterlassen, den städt. Aufforderungen a-u' 
Einzahlung des frag!. Pachtbetr-ages zu entsprechen.

Der E e m -e i n d -e r a t beschließt die B 0 itr -e ibuug 
des sr-agl. Betrages.

Interpellation des -M i t-g li-ed-es Dl- 
Kuborn betr. Erlaß einer Polizei Ver
ordnung über die -Reinigung d-er Schorn
stein e.

Mitglied Dr. Ku b 0 r n, welcher in der heutigen 
Gemeinderatssitzung Auskunft über den Erlaß der Polizei
verordnung betr. Reinigung der Schornsteine -erbitten wollte, 
erhält das Wort und führt aus, daß die ermähnte Polizei- 
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verordnu-ng vo-n den Hausbeisitzern in der Gemeinde Died-en- 
-hosen als eine sehr harte Maßnahme empfunden Würde. 
Er geht auf die einzelnen M der Verordnung ein und be
mängelt insbesondere, daß das in 8 3 den Schornsteinfeger- 
meistern eingeräumte Recht, 24 Stunden nach vorheriger 
Benachrichtigung der Hauseigentümer, die Reinigung deren 
Schornsteine vornehmen zu dürfen, zu den größten Unan
nehmlichkeiten für die Hausbesitzer führen könnte und auch 
führen werde. Auch sei die getroffene Anordnung hinsicht
lich Zahl und Preis der einzelnen Reinigungen ungerecht
fertigt und stelle eine unverhältnismäßig starke Belastung 
der Hauseigentümer dar. Redner bittet hierauf, die Pol-izet- 
verordnung aufzuheben und es bei dem früheren Gebrauch zu 
belassen, da ja jeder Eigentümer im eigenen Interesse, je 
nach Eintritt der Notwendigkeit, die Reinigung seiner 
Schornsteine stets vorgenommen und in Zukunft auch weiter 
vornehmen lassen werde.

Der Vorsitzende eulgegn.t den Ausführungen des 
Interpellanten, daß die Polizeiverordnung keinerlei Härten 
für die Hauseigentümer enthalte, sie nur aus Gründen der 
Notwendigkeit und im Interesse einer größeren Feu-ersicher- 
hcit in der Gemeinde und zwar hauptsächlich auf Anordnung 
der Gemeindeaufsichtsbehörds erlassen worden fei. Dir durch 
rie Polizeiverordnung den Hauseigentümern auferlegten 
pekuniären Lasten seien mit Rücksicht auf die größere Fsuer- 
slcherht.it nicht besonders schwerwiegender Natur und von 
den Hauseigentümern leicht zu ertragen.

Zn der hierauf erfolgenden allgemeinen Diskussion ver- 
kin Mitglied die Auffassung, daß die ZZ 1 und 2 der 

mehrerwähnten Polizei-verordnung der rechtlichen Grund
lage entbehrten, trotzdem sei er für die Beibehaltung der 
Verfu-gung, da sie im Interesse der -Feuersicherheit und der 
Hausbesitzer erlassen worden sei; ernt. Härten wie z. B. die 
kurze Frist in Z 3 möchten jedoch geändert werden. Bon 
«Nuerer Seite wird auch -darauf hing-ewiesen, daß in -ande
ren Städten, w-o ähnliche Polizeiverordnungen erlassen wor
den sind, deren Durchführung Schwierigkeiten verursacht 
Mve. Nachdem -dann ein weiteres Mitglied den Erlaß als 
s^pr Zweckmäßig und notwendig bezeichnet hatte, da beso-n- 

der Altstadt die Schornsteine sehr mangelhaft unter- 
pallen würden und durch die Verordnung eine häufigere 
Controlle bewirkt würde boantragt Dr Kuborn die Anstel- 
lun-g eines städt. Schorn'stei-Nfegermeisters; nachdem der Vor- 

. darauf hingewiesen, daß dies erst recht einen Ein- 
„ st?? dre persönliche Freiheit bedeute und die Stadt dann 
"st dm Haftung tragen müßte, wurde der Antrag zurückge- 
' Vorsitzende stellte in Aussicht, -die Polizeiverord-

Revision unterziehen und jedenfalls die Frist zu 
'änd de-n 8 3 -dahin -abzuändern, daß -nur nach 

mit dem Hausbesitzer Reinigungen durch- die 
--,-msiernfegermsister vor-genommen werden dürfen.

dio Salomon richtet an-den Vorsitzenden
„Wie stellt sich die Verwaltung- zu der vom 

-angeschnittenen ^raae, betr. die Verhältnisse 
den hresigen Wochenmärkten?"

worin?'' teilt mit, daß er zur sofortigen Beant-
Cckiluk-'^ ski, -daß jedoch die Beantwortung erst am 
üln-r-"-?erfolgen könne, da die Anträge nicht 

erfolgt sei.
^r^chtzernng von Baugelände.

im Va'bittet um käufliche Abtretung zweier 
-uviock 38 gelegener Baugrundstücke und zwar des Eck

bauplatzes a -an der Graf Heinrichstrahe und Hildegard- 
straße mit -einem Flächeninhalt von 294 gvi -und des Platzes 
8 an der Kaiser Kurlstra-ße mit -einem Flächeninhalt von 3 
nv 31 gw . Er bietet für dem -ersteren einen Preis von 13 -4t 
pro gin und für den zuletztgenannten einen Preis von 11 -N 
pro <ziv.

Der Eemeinderat, nachdem die Dringlichkeit der 
Angelegenheit zu Anfang der Sitzung- anerkannt worden ist, 
beschließt, den Preis des Eckbaupl-atzes n -auf 15 -N pro czm 
lind denjenigen des Platzes p auf 13 -st pro giv f-estzu-setzen, 
die Verwaltung zu ermächtigen, nach Annahme dieser Preise 
das Uebergebotsverfahren einzuleiten und -die Beurkun
dung des Verkaufs unter den üblichen Bedingungen v-orzu- 
n-ehmen.

2. Einführung von Schlachtvieh aus Frankreich. 
Berichterstatter Beigeordneter W-alkow in ski. 
Durch Verordnung des Kaiser!. Ministeriums vom 12. 

Nov. d. Is. betr. die vete-rinärp-o-lizeiliche Kontrolle der Ein
fuhr und Durchfuhr von Tieren -aus Frankreich ist bestimmt 
worden, -daß Schlachtvieh — Rinder und Schweine — nur 
über die Ein-ga-ngsst-sllem, Altmünstrr-ol, De-utsch-Avricourt 
oder N-ovä-ant in Elsaß-Lothringen, und z-war für die 
Schlachthöfe in -Mülh-aus-eu, Str-aß-bur-g und- -Metz eingeführt 
oder nach Baden d-urchgeführt werden dürfen. Später ist 
auch die Einführung von Schlachtvieh in das Schlachthaus 
von C-almar und unterm 23. Nov. die Einführung -auf -dem 
Landwege in das Schlachthaus nach Markirch zu-g-el-ass-en 
worden. Das K-ai-serl. Mi-nisteri-um hat -gleichzeitig -mit der 
Zulassung der Einfuhr die Höchstz-ahl der für jeden einzelnen 
der erwähn!,en Schlachthöse bestimmten Sch-lachitiere fest
es setzt.

Der Berichterstatter, -Beigeordneter -Wälko- 
winski, erläutert, daß sich -die Einfuhr von Schlachtvieh aus 
Frankreich in das Schlachthaus in Diedenhofen empfehlen 
dürst«, -da die Fl-eischpreise hiersel-bst -eine -beinahe uner
schwingliche Höhe erreicht hätten und- durch die Vieheinsuhr 
deren Sinken erwartet -werden dürfe. Er -empfiehlt dem 
Eemeinderat zu beschließen, die Stadtverwaltung zu ermäch
tigen, beim Kaisrrl. Ministerium die Oeffnung der Grenze 
und die Festsetzung der für das Schlachthaus in Dieden- 
b-ofsn zug-elasse-ne-n Sch-lachttier-e -auf 50 -Stück Großvieh, 50 
Kälber und 50 Schweine pro Woche zu boantr-agen.

Der Gemeinde rat nach kurzer Debatte, den Aus
führungen des Berichterstatters bei-pflichtend, b eschließt, 
die V-srwaltun-g zu -ermächtigen, beim Kaiser!. Ministerium 
die Einführung in d-as S chl-acht h-au s in 
D i e d -e -n h -o f-e n von 50 Stück Großvieh, 50 Kälber und 
50 Schweine' pro Woche zu erbitten.

3. Kaisergeburtstagsseier.
Der Vorsitzende führt -aus, daß zur Vorbereituna der 

nächstjährigen Kaiser-Geburtstagsfeier eine Festkommission 
-für -das städt. Festessen, sowie die zum militärischen Festessen 
abzusendende Deputation zu wählen sei. Von einem Mit
glied wird di-e Frage angeschnitten, ob -mit -Rücksicht darauf, 
daß seitens des Kriegervereins ein größeres Festessen verun
staltet würde, die Abhaltung eines städt. Festessens noch 
notwendig erscheine. Der Vorsitzende -erwidert, daß es wohl 
keinem Zweifel unt-erlieg-e-n könne, daß -ein- städt. Festessen 
abgeh-allen werden -müsse, selbst wenn dieses nur für den Ee- 
m-ri-ndevat bestimmt sei. Hieraus wählte der Gemeinderat 
m die Kommission zur Vorbereitung des offiziellen Fest
essens die Herren Beigeordneter Walkowinski Ed'di'e -Mit- 

slcherht.it
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glieder Christian, H. Frank, Goedert und Müller. Die Her
ren nahmen die Wahl an.

Als Delegation zu dem militärischen Festessen im Ossi- 
zirr-Kasino hierselbst werden die Herren Beigeordneten 
Haas und Roth sowie Mitglied Röchling gewählt, welche die 
Wahl annehmen.

Im klebrigen erklärt sich der Gemeinderat damit einver
standen, daß die Veranstaltung- zu K-aifersg-eburtst-ag in 
demselben Rahmen stattsindet wie im Vorjahre und bewil
ligt den erforderlichen Kredit zur Verteilung der üblichen 
Kaiserw-eckcn an die Schüler der -Elementarschulen.

4. Vorschläge zur Ernennung von Mitgliedern 
in die Schulkommission der höheren Mädchenschule.

Der V -or -sitzende führt aus, daß die Amtsdauer der 
Mitglieder des Aufstchtsrats der höheren Mädchenschule mit 
diesem Jahre ablä-uft und -der Herr Kreisdirektor durch 
Verfg. vom 18. Nov. 1910 Nr. 6990 ihn zur Abgabe von 
Vorschlägen ersucht habe.

Z- Zt. gehören der Schulkommission als Mitglieder 
noch an, -die"Herren Dr-, Giß, Haas and Zim-me-r. Ausge- 
schieden ist vor kurzem, infolge Versetzung, Herr Oberstleut
nant -Sch-öning. An Stelle des letztgenannten ist vom Auf- 
sichtsvrt der fragt. Schule der Ingenieur-Offizier vom Platz 
Herr Oberstleutnant Vreisig in Aussicht genommen.

Der G e- m e i nderat beschließt die drei ausscheidenden 
Mitglied-r und dazu Herrn Oberstleutnant Vreisig in Vor
schlag zu bringen.

ü. Hypothekenlöschung.
Gelegentlich der Veräußerung eines Bauplatzes an den 

Spediteur Stosse hierselbst hat sich die Stadtverwaltung in 
der vor Notar Decker am 23. Juni.d. Js. aufgenommenen 
Kaufurkunde einen Anspruch auf Rückübcrtr-agung des frgl. 
Platzes Vorbehalten, falls Stosse die lleberbauu-ng des frgl. 
Platzes verzögern sollte. Unterm 30. Juli d. Js. ist Le:m 
Grundbuchamt die Eintragung -eines, dem Vorbehalte der 
Stadt entsprechenden Vermerks erfolgt, welcher, -da der 
Platz inzwischen überbaut worden, nunmehr gegenstands
los geworden ist. Namens des Käufers beantragt Notar 
Decker die Lö'chung der erwähnten Eintragung-.

Der Gemeinde-rat gewährt die Löschung der ge
nommenen Eintragung und ermächtigt den Bürgermeister in 
deren Löschung -einzu-willi-gen.

6. Festsetzung der Steuerzuschläge sür das 
Rechnungsjahr 1911.

Der Bü r g e r m-e i st e r führt aus, daß gemäß Ver
fügung des Herrn Vezirks-Pr-üsidenten vom 9. Sept. 1908 
der Gemein-deratsbe-schluß über die Festsetzung der Steuer- 
zuschläge bis zum 28. Dezember vorzul-ggen sei und die 
Finanzkommission -empfohlen habe, die Stenerzuschläg-e pro 
1911 auf 30 ordentl. und 13 außerordentl., wie sie bereits 
seit dem Jahre 1904 erhoben werden, festzufetzen. Hieran 
anschließend erläutert der Bürgermeister, daß es sich ermög
lichen lassen werde, trotz eines weiteren Ausfalls an Oktro-i- 
einn-ah-men auf Wild und Geflügel in Höhe von 5000 -N 
und eines solchen von 20 000 -N -aus Wasser wegen Ablaufs 
des -Vertrages mit der Reichs-EifenL-ahn-Verwaltung das 
näckstjährige Budget mit obigen Zuschlägen zu bal-anzier-en. 
Der voraussichtliche Ausfall müsse durch andere Einnahmen, 
Grundwertabgabe, höhere Verpachtungen sowie insbesondere 
durch Verminderung aller Ausgaben behoben werden.

Der Gemeinderat setzt hierauf die Steuerzuschläge 
pro 1911 dem Anträge der Fin-anzkommiss-i-on entsprechend 
auf 3 0 ordentl. und 13 außerordentl. Zu- 
schlä -g e- fest.

7. Prüfung der Jahresrechnung,
Der Vorsitzende führt aus, daß gemäß 8 68 Abs. 1 

der EcmeiNdeordnung, -vor Beratung des Budgets, vom Ee- 
meinderat die J-ah-resr-echnung zu genehmigen sei. Er bittet 
um Ernennung einer Prüfungskommission.

Der Gemeinderat, auf Antrag -des Mitglieds 
Müller, wählt in die Kommission zur Prüfung 
der I a h r e s r -s chn -u n g die Mitglieder Zimmer, Dr. 
Ku-born und Salo-mon.

Die Herren nahmen die Wahl an.

8. Aenderung der Satzung über die Erhebung 
einer Grundwertabgabe.

Der Vorsitzende führt aus, -daß -entsprechend einem 
durch Vermittelung der Katasterb-ehörd-e zu-gsstellten Schrei
ben des Direktors dc-r direkten Steuern bei der Einschätzung 
für die Erundwertab-gab-r, von d-eim i-n der Ortss-atzung be
zeichneten Gelände, eine größere Anzahl Grundstücke -aus
geschlossen worden sind. Gemäß Art. 12 No. 3 Abs. 1 der 
Ausf-llhrungsbestim-mungen zu dem Gesetze vom 14. Dez. 1989 
über dir Grundw-ertabgabe vom 29. Dez. 1909, ist d-ie Fas
sung eines Gemeinderatsbe'chlusses über die Aenderung der 
Ortssatzung sowie Genehmigung dieses Beschlusses durch das 
Kaiser!. Ministerium her-beizuführ-en.

Der Gemeinderat verweist die Angelegenheit zum 
Studium und z-ur Berichterstattung an -den Steuerausschutz.

9. Kasernrerungskostenbeiträge.
Der Vorsitzende verliest ein Schreiben der Königl. 

Militärintendantur des 16. Arme-ekorps vom 8. Nov. d. I, 
worin nach einem ihr -abschriftlich mitgeteilten Schrei
ben des Kri-egsministeriums an den Herrn Statthalter tu 
Elsaß-Lothringen die Kasernierungskost-enbeiträge in der 
bis zum 1. April d. Js. entrichteten Höhe weiter zu bezahl-en 
seien. Aus dem frgl. Schreiben geht weiter hervor, daß ein 
Teil der in Frage kommenden Els.-Lothr. Städte sich M 
Zahlung der Kasernier-ungskostenb-e-iträ-ge bereit erklärt 
habe, während gegen die sich -weigernden -Gemeinden im 
Prozeßwege vorgeg-angen werden soll. Die Intendantur 
ersucht alsdann um Mitteilung des von der Stadt Dieden- 
h-ofen -eingenommenen Standpunktes, bezw. um Einzahlung 
des Kasernierungskostenb-eitra-g-es.

Der Gemeinde rat hält seinen Beschluß vom 1ä 
Februar d. I. aufrecht und lehn t d ie Zahlun g des 
Kaserni-erungsk-ostsnbsitr-a-g-es a b, da die- Zahlungsverpflich
tung der Stadtverwaltung nicht -anerkannt werden könne-

10. Erhöhung des Schulgeldes an der städt. 
höheren Mädchenschule.

Der Vorsitzende führt -aus, daß die Schulkommis
sion der höheren Mädchenschule eine Erhöhung der -an der 
höhereniM-ädchenschule gezahltenSchulg-rldbetr-äg-e empfohlen 
hat Es werden bisher bezahlt: 1. Kl. 90 oll, 2. Kl. 80 -tz, 
3. Kl. 70 -li, 4. Kl. 60 °N, 5. Kl. 50 -ll, Kleinkinderschule 
30 ltl pro Jahr. Die Schulkommissio-n -empfiehlt die Sätze 
zu erhöhen auf 1. Kl. 100, 2. -Kl. 95, 3. Kl. 85, 4. Kl- 
5. Kl. 60 -N pro Jahr. Diese Sätze sind noch geringer als 
die der Städte Sa-arburg, Saargemünd, Metz, Straßburg.
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Auf Antrag des Vo r sitz end e n erhöht der 
Eemeinderat die Schulg-eldsätze entsprechend den von 
der Sch-ulkommission ge,machten Vorschlägen.

V e i g eo r d n e t e r W -a l ko w i n s ki empfiehlt hieran 
«nsch-ließend, dir der höheren Mädchenschule -angeschlossene 
Kleinkinderschule aufzuheben oder das Schulg-eld- derart zu 
erhöhen, daß die Eltern der Besucher für die gesamten der 
Stadtverwaltung durch die Klasse -entstehenden Kosten -auf- 
komm-rn- Es entspinnt sich hierüber eine lebhafte Diskussion, 
in welcher einerseits betont wird, daß die Aufhebung der 
Kleinkinderschule für das Bestehen der höheren Mädchen
schule gefahrbringend sei, da die künftigen Schülerinnen der 
höheren Mäd-chsnschulr teilweise aus der Kleinkinderschule 
überträten. Von anderer Seite wird einer wesentlichen Er
höhung des Schulgeldes für die Kl-ei-nkinderschulklasse ent
gegengetreten, da durch eine -solche die Verminderung des 
Besuchs h-erLeigeführt und das allmähliche Eingehen der 
Schule unvermeidlich würde. Ein Mitglied beantragt das 
Schulgeld für diese Klasse entgegen dem Antrag der Schul
kommission, eine Erhöhung von 30 -auf 40 -K eintreten zu 
lassen, aus 50 -4t fostzu-setzen.

-Bei der nunmehr erfolgten Abstimmung schloß sich der 
E-e-m eind erat dem Anträge der Schulko-m- 
-mrssion, das Schulgeld -auf 40 M pro Jahr zu erhöhen, an.

11. Antrag der Kommandantur aus Gewährung 
eines Wohnungsgeldzuschusses an die 

Unteroffiziere ver Garnison.
c» Kaiserliche Kommandantur hi-erselbst hat -mittelst 
schreiben vom 26. November d. I. beantragt, den in der 
vtadt in bürgerlichen Wohnungen eingemieteten Untero-ffi- 
Mren einen Serviszusch-uß von 30 M pro J-ah-r zu gewähren, 
turser Antrag ist damit begründet, -daß der den in Frage 
kommenden Unteroffizieren zustehende Wohnung-sserv-i-s — 
sstD —.kür die W-ohnu-n-gsmiete bei weitem nicht aus- 
rmcht und die Unteroffiziere gezwungen sind-, von ihrer ge-

Löhnung zuzusetzon. In der Gemeinde Niederj-sutz 
^öe-n bereits seit dem Jahre 1903 -an die verheirateten 
kd. nacht verheirateten Unteroffiziere, dir sich- selbst -ein- 

NMietet haben, je nach dem Dienstgrade, 24—36 -N pro 
d«hr gewährt.
. -Stadt Mörchin-gsn Zahlt -an alle v-erh-sirat-rten Un- 
„ ""iziere, gloichgültig ob -sie in -Privat- oder Dienstwoh- 

^kit-ergebracht sind, einen jährlichen Mietsg-uschuß 
inkns Bereits -am 12. Juni 1903 hat der -Eemeinderat 
run -ungünstigen Finanzlage der Stadt di-e Gewäh- 

Serviszuschusscs an die in Pvivatwoh-nungen
'ö^?ete,ten- Unteroffiziere -abgelehnt.

Finanzkommission, welche sich- -mit der Aygelegen- 
befaßt Hat,--empfiehlt die Ableh nung des 

l Uten Antrages gegen die Stimme des Bürgermeisters, 
sen r stattfindendsn Diskussion wird darauf hin-gewie- 

Sache der Militärverwaltung sei, den Unteroffi- 
ihne ^Gn-ete Wohnräu-me zur Verfügung zu stellen oder 
Es 'genügend hohen Wohnungsservis zu gewähren.

unerkannt, daß die Lage -der in der Stadt -eing-e- 
brton/v Unteroffiziere nicht besonders günstig sei, jedoch 
lM Finanzlage der Stadt sich seit dem Jahre
daraus § -gebessert habe. Von verschiedenen Seiten wird 
tur a s.hWdWen, daß der von der Kaiser!. Ko-mmandan- 
des s o1"^ Anrvag die Veranlassung gäbe zur Erneuerung 
^ersekii Kriogs-ministeriu-m gestellten E-esuches auf 
klasse Garnison Diedenhofen in eine höhere Servis-

D-sr Gemeinderat lehnt die Bewilligung des 
erbetenen Serviszuschuss-rs ab, da die Finanzlage der Stadt 
seit dem Jahre 1903 keine Besserung erfahren habe. Nach 
Ablehnung des Antrages der Kommandantur wiederholt 
der Vorsitzende seinen in der Finanzkommi-ssion gestellten 
Antrag, den in Frage kommenden Unteroffizieren, etwa 40 
-an der Zahl, einen -Serviszus-chuß von mindestens 15 M pro 
Jahr zu bewilligen; -auch dieser Antrag wurde ab-gelehnt. 
Der Eemeinderat beschließt alsdann, die Verwaltung zu er
mächtigen, bei den zuständigen Reichsbeh-ördsn die Einrei
bung- der Garnison Diedenhofen in eine höhere Servisklasse 
anzustreb-en.
12. Verlegung des Fußweges von der Eisenbahn

brücke nach der Staatsstraße in Beauregard. ,
Infolge Verlegung eines 6. -Geleises über die Mosel 

bei Beauregard h-at die Eisenbahnv-L-rwaltung ein der Stadt
verwaltung. eingeräumtes Recht -auf Benutzung eines bahn- 
eig-cncn Gelände-streifens -als Fußweg gekündigt. In dem 
vom 5. November d. I. datierten Kündigungsschreiben teilt 
die EisenLahnverwaltu-ng mit, -daß sie an Stelle des bis
herigen Geländestreifens ein -anderes Gelände für die An
lage eines Fußweges zur Verfügung stellen wird, falls die 
Stadtverwaltung einen entsprechenden Antrag bei ihr stellt.

Die vereinigten Kommissionen haben in ihrer Sitzung 
vom 14. November d. I. die Angelegenheit zur Prüfung 
und zum Studium an die Baukommission verwiesen. Letz
tere hat die Vornahme einer Ortsbesichtigung als notwendig 
anerkannt.

Der Eemeinderat verweist die -Sache- zur ein
gehenden Prüfung, Berichterstattung und zur Vornahme ei
ner Ortsbesichtig u n g -an di-e B -a u k -o- mmissio n.

13. Freihändige Vergebung von Straßen- 
herstellungsarbeiten.

Durch Gemeinderatsbe-schluß vo-m 3. Oktober d. I. hat 
der Gemei-nderat die Befestigung der Neu- und der Mersch- 
stra-ße beschlossen, und insbesondere bestimmt, daß die Aus
führung in Vulkanol zu -erfolgen habe. Die erforderlichen 
Arbeiten können nur von der Firma „Deutsche Stein-werke 
C. Vetter Act.-G. in Würzburg" (Generalvertreter Jul. 
Sommer in Straßburg) -ausgeführt werden und muß der 
Eemeinderat dir freihändige Vergebung -an die 
genannte Firma genehmigen.

Der G e m e in d -e r -a t beschließt auf den Antrag des 
Vorsitzenden die freihändig e Vergebun g an die 
vorg-en. Firma unter der Voraussetzung, daß in diesem Falle 
eine- -Garantiesumme von 10 pEt. hinterlegt und von der 
Verwaltung bis nach Ablauf von 5 Jahren hiervon zu- 
rückbehalten wird.

14. Geländeumtausch.
Der Bildhauer I. P. Legrand hierselbst beabsichtigt sein 

an der Ecke der Kaiser Karl- und Friedhofstraße liegendes 
Grundstück, auf welchem z. Zt. seine Bild-hauerwerkstätt-s sich 
befindet, weiter zu überbauen. Da das sragl. Gelände in 
-einen im Bebauungsplan vorgesehenen Platz fällt und-daher 
die Ueberbauung nicht möglich, ist, hat -er den Umtausch seines 
5,70 Ar großen Grundstückes gegen -eine 6,50 Ar große Fläche 
städt. Geländes, welche zwischen den beiden Fri-edho-fswegen 
gelogen ist, beantragt.

Der G e m ei n d e r -at nach kurzer Debatte beschließt, 
dem Anträge der Bauko-mmission entsprechend, die Vor
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Nahme einer O r t sb e sicht i g u n g, zu welcher Mitglied 
Schlitz hinz^zuzichen sein wird.

15. Abänderung des Bebauungsplanes zwischen 
Kaiserin Auguste Victoria-Promenade und

Burgunderring.
Der Vorsitzen de führt aus, daß Mitglied Dr. Ku

born bei der Verwaltung den Antrag auf Abänderung des 
Bebauungsplanes zwischen der Kaiserin Auguste Victoria- 
Promenade und dem Burgunderring gestellt und dabei den 
Wunsch geäußert habe, eine bequeme Verbindung der Ueckin- 
gerstraße mit dem nerven Marktplatz zu schaffen. Die Bau- 
kommission hat am 1. d. M. über die Sache beraten und er
stattet folgenden Bericht:

„Die fr. z. Zt. gemäß Bebauungsplan vorgesehene Ver
bindung ist eine ungünstige, da die Fuhrwerks und Fuß
gänger hierbei gezwungn sind, mehrere scharfe Wendungen 
zu machen. Eine Abänderung erscheint also angebracht. 
Es werden 5 Skizzen hierzu vorgelegt, von denen die mit 
Nr. 5 bezeichnete als die geeignetste befunden wird. Es wird 
weiter noch vorgeischlagen, für die Spitze des Blocks 12 u 
offeneVau w eise vorzus ch r e i b e n, wodurch eine 
schöne Wirkung und praktische Ausnutzung des Geländes er
zielt werden kann.

Die Kommission hält «es weiter für angebracht, die 
Breite der St. Peterstr. zwischen der Nouviair'schen Mühle 
und dem Baublock 9 von 18 auf 16 in zu verringern und 
weiter die in letzterem gegen die Mühle vorgesehenen Vor
gärten in Wegfall kommen zu lassen, wodurch der sehr 
schmale Baublock erheblich gewinnen wird.

Die Kommission schlägt weiter vor, die Breite des Ho- 
henloherings .auf 16 in festzusrtzen mit beiderseitigen Vor
gärten. Die neu hinzukammende Verbindungsstraße soll die 
gleiche Breite bei geschlossener Bauweise und ohne Vor
gärten erhalten. Für den Karolingerring soll die bei der 
neuen Post bereits zur Durchführung gelangte Stratzenbreite 
von 20 in beibehalten werden.

Am Burgundsrving soll .endlich die Bauflucht des Bau- 
blocks 10 über Baublock 9 hinaus verlängert werden, so daß 
zwischen dem letzteren und der Villa Frsudenberger eine 
kleine Trottoiriusel angelegt werden kann."

Der Eiemeinder a t beschließt entsprechend den von 
der Baukommission g em acht e n Vo r sch lüg e n.
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16. Umbau und Ausbesserung der Kaiser 
Wilhelm H-Promenade.

An der Hand von Plänen weist der Vorsitzende darmj 
hin, daß sowohl die Kaiser Wilhelm II wie die Kaiserin A». 
güstr Victoria-Promenade zwischen dem Karolinger- M 
dein Hohenlohering derart ungünstige Stratzenprofile bi- 
sitzen, daß eine Abänderung derselben dringend geboten ist 
Die beiden bezeichneten Straßenziige besitzen auf der gen. 
Strecke zwischen tiefen Vorgärten und den Bürgersteigen j« 
eine Fahrbahn sowie den Reitweg, sodaß sobald. Häuser p 
baut werden, der Reitweg durch die Häuserzufahrten unter 
brachen werden muß, da sonst kein Fuhrwerk zu den fragt 
Grundstücken gelangen kann. Die. Baukommission hat ii 
ihrer Sitzung vom 29. November d. I. angeregt, die M 
anlage des mittleren Teils der Kaiser Wilhelm II-Prom- 
nadi?, da die Straße total unbrauchbar, schon jetzt und dik 
der Kaiserin Augusts Victoria-Promenade bei einer späte: 
notwendig werdenden größeren Ausbesserung vorzunehm» 
Die Baukommission empfiehlt, den Ausbau der neuherz», 
stellenden Straßenstrecke entsprechend dem Teile der Straßen, 
züge, welcher zwei Fahrbahnen aufweist, auszuführen unt 
die erforderlichen Mittel von 11—12000 -K bereit zu stellen 
Der aus dem verflossenen Jahre für Ausbesserung der Kaiss 
Wilhelm II-Promenade noch vorhandene Kredit von 130V-t 
soll von der neuzubewilligenden Summe, die auf Anleihe N 
nehmen wäre, in Abzug gebracht werden. Der zwischen H°. 
henlohe-und Bauban- bezw. Spanierring liegende Straßen, 
teil soll gründlich ausgebesfert werden und .ein besseres Pu 
fil erhalten. Von der Wiederherstellung der gesunken« 
Bordsteine nach der Kasernenplatzfisite zu soll z. Zt. noch ah 
gesehen werden.

D sr Eo m e i nde r a t nach eingehender Debatte Ich« 
die Annahme des K o m m i s s io n s b e sch luchse! 
ab und beschließt eine Besichtigung der fragl. Stick 
durch den Eemeinderat. Die Besichtigung soll am MonM 
den 19. Dezember d. I., stattfinden und im Anschluß an die
selbe die Beratung und Beschlußfassung über das Projekt ii« 
EemeindsratssitzunZssaale.erfolgen.

Der Eemeinderat beschließt sodann eine Ver 
t a g u n g der -Eemeinderatssitzung auf Montag, den 19. D 
zember.

Schluß der Sitzung abends 7H Uhr.
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Bericht 
über die 

Gemeinderatsschung vom 19. Dezember 1910, 
McrcHrnittngs 4 Hlkr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter dem 
Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier die Mitglieder 
Cailloux, Christian, Denz, Fra-nck Johann, Frain-ois, Eoe- 
dert, Dr. Kuborn, Dr. Medernach, Nouviaire, Pfanschil- 
ling, Richard, Reuter, Röchling, Salomon, Schiltz, Wehr
mann, Zimmer,

Beigeordneter Haas und Mitglied Müller erscheinen 
später.

Entschuldigt: Beigeordneter Walkowinski und Roth so
wie die Mitglieder H. Frank und Steim-etz.

Schriftführer Mitglied Franeois.
Außerdem wohnte der Obersekretär Kl-am und der Se

kretär Homb-ourger der Sitzung bei.

Tagesordnung:
1. Mitteilungen.
2. Umbau und Ausbesserung der Kaiser Wilhelm II 

Promenade.
3. Abschrägung der Ecke am Garten des Hospizes St. 

Madeleine an der Cra-user-Promenade.
4. Abgrenzung des Geländes an der N-ouviatre'schen 

Mühle.
ü. Ausbesserung des Haussierten Teiles des Luxembur- 

ger-Torplatzes und Anlage einer Pflasterrinne.
6. Umänderung des Trotto-irs beim Hause Salomon.
7. Provisorische Verbreiterung der Fahrbahn des ver

längerten Vurg-underrings zwischen Payotte und der 
Fentsch.

8- Privatstraße Stoll.
9- Straßenbeleuchtung.

10. Verschiedene Gesuche um -Gehalts- pp. Aufbesserung.
H. Wasserlieferungsvertr-ag mit der Gemeinde Oberjeutz.
12. Erweiterung der Realschule beim Gymnasium . zur 

Ober-Realschule.
13. Veräußerung von Baugelände.
14- Veräußerung von Gelände zur Anlage einer Privat- 

straße.

1. Mitteilungen.
D. 3? Für die anläßlich eines bei ihm ausgebrochenen 

- seitens der städt. freiw. Feuerwehr geleisteten 
kein > der Landwirt Jul. Stoufflet aus Monhofen 

"im. Herr Bürgermeister Grosse aus Monhofen "»t gleichsalis mündlich gedankt.

6) Für die Teilnahme der Stadtverwa-lrung an der 
Leichenparade des verstorbenen Leutnants im Husaren-Regt. 
Nr. 13 hierselbst, Herrn von Bardeleben, ist seitens der Fa
milie von Bardeleben gedankt worden.

e) Architekt Münster bittet die Beurkundung des Kauf
aktes betr. Erwerb eines Bauplatzes an der Französisch-sn- 
Straße bis gegen Ende Januar auszusetzen, da eine von 
seiner Mutter ausgeliehens Hypothek, welche zur Beglei
chung des Kaufpreises des fr-agl. Platzes bestimmt ist, bis 
dahin erst frei und zur Auszahlung gelangen wird. Der 
Eemeinderat ist e i n v e r stan d e n.

6) Friedhofwärtsr Nik. Schweitzer in St. Franz, welcher 
infolge Entlassung mit dem 1. Januar 1911 aus dem städt. 
Dienste scheidet, ist um Regelung seiner Pension eingekom
men. p. Schweitzer, welcher seit etwa 1890 im Dienste der 
Stadt steht, hat der bis zum 30. Juni 1909 bestehenden Pen- 
sionskasse für städt. Beamten und- -Angestellten angehört und 
in dieselbe an Pe-nsi-ousbeiträgen 750,29 -N -einbezahlt. Un
ter Zugrundelegung seines Gehalts von 870 M, sowie unter 
Festsetzung des Wertes seiner Dienstwohnung mit 250 M 
pro Jahr, wäre die Pension des- p. Schweitzer aus einem Be
trag von 1120 -N, für die Dauer von 20 Jahren und 55 Ta
gen zu berechnen und würde pro Jahr 564 M betragen. Der 
Vorsitzende empfiehlt, mit Rücksicht auf die erfolgte rechts- 
mäßige Entlassung, von einer Pensionierung des Schweitzer 
abzusehen, jedoch auf Grund des Z 12 des alten Pensions- 
statuts, -die Rückzahlung der von -Schweitzer eingezahlten 
Pensionsbeiträge in Höhe von 750,29 M zu beschließen und 
demselben ferner eine einmalige Zuwendung zu machen in 
Höhe von 156,57 M, welche der Summe -entsprechen würde, 
die städtischer'eits -an Beiträgen zur Alters- und Invaliden
versicherung für Schweitzer aufgewendet worden wäre, wenn 
derselbe der städt. Pensionskasse nicht -angehört hätte.

Der Gemeinde rat -nach kurzer Debatte beschließt 
mit Rücksicht auf die zu Recht erfolgte Entlassung des 
Schweitzer, von -dessen P e n s iouier u u g -a Lzuse h -e n, 
demselben dagegen die von dem Vorsitzenden empfohlenen 
Beträge von zusammen 906,86 M einmalig zu bewilligen.

<-) Für den neu zu besetzenden Posten eines Frie-dhof- 
wärt-ers sind eine Reihe von Bewerbungen- -eingeg-aug-en. 
Als Nachfolger des entlassenen Friedh-ofwärters Schweitzer 
wird -auf Grund eines Privatdienst-vertrag-es der Gärtner 
Karl Haut -in St. Franz eingestellt werden.

k) Kasernier u n g skostenb -e i t r -a g.
Der Herr Bezirkspräsident teilt in einer Verfügung 

vom 16. 12. 10 — II a 2366 — mit, daß seitens des Kriegs- 
ministeriums die Festsetzung und zwangsweise Einziehung 
der bisherigen K a s-e r n i e run g sko st e n b e itr ä g e 
von den in Frage kommenden Gemeinden beantragt worden 
sei. Nach der vorbezeichnet-en Präsidialverfügung wird bei 
der Ermittelung und Festsetzung des Kasernierungskosten- 
beitra-ges von den bisherigen Abonnem-entsbetr-ägÄN, welche 
für Diedenhofen auf jährlich 9000 M festgesetzt waren, -aus- 
zugehen sein, soda-ß zu berechnen bleibt, um wieviel sich diese 
Beträge einesteils durch den mit dem 1. April d. Js. in
folge des Zolltarifgesetzes eingetretenen Wegfall an Oktroi 
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ermäßigen und andevnteils durch eine etwa eingetretone 
Neueinführung und Erhöhung des Oktrois für Gegenstände, 
die von der Truppe konsumiert werden, zu erhöhen haben. 
Ferner ersucht der Herr Bezirkspräsident, fdie pro 1910 ge
schuldeten Kasernierungskosten zu ermitteln und innerhalb 
4 Wochen unter Vorlage eines Eemeinderatsbeschlusses zu 
berichten, widrigenfalls seitens des Kaiserlichen Ministe
riums wegen der zwangsweisen Einziehung der Kasernie- 
rungskosten Verfügung getroffen werden wird, wenn die 
Gemeinde bei ihrer ablehnenden Haltung bezüglich des 
Grundes des Anspruches beharrt.

Der Ge m e i n d erst beharrt bei seinem Beschlusse 
betr. Nichtanerkennung der Pflicht zur Zahlung der Kaser
nierungskosten, beschließt die Verwaltung zu beauftragen, 
auf die obenbezeichnete Verfügung des Herrn Bezirks
präsidenten hin, ein vorläufiges juristisches Gut« ch- 
ten einzufordern und bewilligt den hierfür erforderlichen 
Kredit.

g) V i e h m a r k t p la tz a n g e l e g e n h e i t e n.
Von 1895 bis zum Jahre 1905 hatte die Stadtverwal

tung für die Abhaltung ihrer großen monatl. Viehmärkte 
einen -auf der Moselinfel um Schlachthause gelegenen 214 
Ar großen Platz der Eisenbahnverwaltung in Pacht, der in
folge der Erweiterung der Eisenbahnanlagen im Jahre 
1905 -auf 83 Ar 55 Quadvatm. verkleinert werden mußte. 
Die -an die Eis-enbahnverwaltung zu zahlende Pachtsumme 
wurde mit der Verkleinerung des Platzes von 1100 auf 
420 -tl pro Jahr ermäßigt. Da der Viehmarktplatz nun
mehr zu klein war, trat im Jahre 1905 die Stadtverwaltung 
mit der Kaiserl. Kommandantur in Verhandlung zwecks 
Ueberlassung des vor den Krankenpferdeställen auf der Mo
selinsel, neben dem Bahngelände gelegenen Platzes. Nach
dem das Gesuch der Stadtverwaltung am 8. November 
1905 zuerst abgelehnt worden war, genehmigte die Kaiserl. 
Kommandantur auf einen erneuten Antrag der Stadt, am 
27. August 1906, die u n entg e l t l i ch -e Benutzung des 
frgl. Platzes und zwar u. a. unter der Bedingung, daß der 
Platz nur zur Abhaltung des Ferkelmarktes verwendet und 
die Genhemigung zur Benutzung desselben von Fall zu Fall 
8 Tage vor der jeweiligen Abhaltung der Märkte nachge
sucht werden müsse. Die Genehmigung ist seit jener Zeit 
allmonatl. anstandslos erteilt worden. Auf das Schreiben 
der Stadtverwaltung vom 10. Dez. d. Js. um Ueberlassung 
des militärfisk. Platzes für den Viehmarkt am 19. Dezember 
d. Js., machte die Kaiserl. Komamndantur die Erteilung der 
Genehmigung von der Zahlung einer Benutzungsgebühr von 
100 cü pro Markt abhängig. Der Vorsitzende führt aus, 
daß er mit Rücksicht auf die Notlage, in welcher sich die Ver
waltung befand, die Zahlung der geforderten Benutzungs
gebühr für den Dezembermarkt zugösichert und im übrigen, 
zwecks RückgÄngigmachung der von der Kaiserl. Komman
dantur getroffenen Gebührenfestfetzung, mit dieser in Unter- 
handlung getreten fei. Aus den Verhandlungen mit der 
Kaiserl. Kommandantur sei erwähnt, daß der auf der Mo
selinsel gelegene Militärfiskal. Platz vor der Erbauung der 
dortselbst befindlichen Krankenpferdeställe einen Flächen
inhalt von 83,82 Ar gehabt und seiner Zeit zur Abhaltung 
der Viehmärkte gegen Entrichtung einer Jahrespacht von 
500 -N, die später auf 250 -N ermäßigt worden sei. an die 
Stadtverwaltung überlassen worden war. Für diesen Platz, 
der z. Zt. noch etwa 50 Ar groß ist, verlangt die Komman
dantur auf Veranlassung der Kaiserl. Fortifikatiom eine
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Miete von 100 A pro Benutzungstag. Auf den mündl. An
trag des Vorsitzenden hat die Kaiserl. Kommandantur vor
behaltlich des Einverständnisses der Kaiserl. Fortifikation 
sich bereit erklärt, die UeLerlassung des frgl. Platzes gegen 
Zahlung einer jeweiligen Benutzungsgebühr von 50 -ü pro 
Markt zu gestatten.

In der nunmehr stattfindenden lebhaften Debatte wird 
darauf hingewiefen, daß die von der Kaiserl. Kommandan
tur festgesetzte Benutzungsgebühr von 100 -K pro Markt 
entschieden zu hoch ist und daß im Falle der endgültigen 
Beibehaltung dieser Gebühr, dem Gedanken der anderwei
tigen Verlegung des Marktes näher getreten werden müsse. 
Mehrere Mitglieder bezeichnen eine Pacht von 600 pro 
Jahr für den 50 Ar großen Platz für angemessen, umsomehr 
als früher für einen solchen von 83,82 Ar nur 500 A jährlich 
bezahlt wurde. Ein Mitglied weist darauf hin, daß die 
Militärverwaltung verschiedene im städt. Eigentum 
stehende Plätze unentgeltlich benutzt und daß von der Kahl. 
Kommandantur die Gewährung gleichen Entgegenkommens 
verlangt werden könne. Der Vorsitzende -erinnert daran, 
daß die Festsetzung einer Benutzungsgebühr durch die Kaisl. 
Kommandantur nicht aus eigenem Antrieb, sondern auf 
höhere Anordnung hin erfolgt ist und daß er alle, für das 
Entgegenkommen der Stadt sprechende Gesichtspunkte, loi 
der Rücksprache mit dem Herrn Stadtkommandanten be
reits hervorgehoLen habe.

Der Gemeinde r a t beschließt hierauf e i n st i m - 
m i g, -einen Kredit in Höhe von 50 -ü pro Viehmarkttag 
für die Benutzung des von der Kaiserl. Kommandantur zur 
Verfügung zu stellenden Platzes vor den Krankenpferde
ställen zubewilligen und bittet die Kaiserl. Komman
dantur die Ueberlassung des Platzes gegen Zahlung dieses 
Pachtbetrages zu veranlassen.

Der Gemeinderat ermächtigt ferner den Bürger
meister, falls die Kaiserl. Komamndantur sich zur Ueber- 
lassung des Platzes gegen Zahlung einer jeweiligen Gebühr 
von 50 -N nicht bereit finden sollte, bis zur anderweitigeil 
Regelung der Angelegenheit 100 -N pro Markttag S» 
zahlen.

Schließlich' beauftragt der Gemeinderat den Vorsitzen
den die Frage der evtl. Verlegung des Vieh- 
markts den v e re inig t e n K -omm i s s i one n dem
nächst zur Prüfung -und zum Studium -vorzulegen.

b) Durch Kaiserl. Verordnung vom 5. Nov. 1910, welche 
durch Beschluß des Herrn Bezirks-Präsidrnten 24. November 
d. Js. mitgeteilt und inzwischen in ortsüblicher Weise be
kannt gemacht worden ist, ist der Baufluchtenplan der 
Staatsstraße 17 in der Ortsdurchfahrt Diedenhofen geneh
migt worden.

2. Umbau und Ausbesserung der Kaiser 
Wilhelm II Promenade.

Die durch den Gemeinderatsbeschluß vom 5. Dezember d- 
Js. angeordnete Besichtigung der Kaiser Wil
helm II Promenade, welche der heutigen Sitzu»s 
vorausgegangen ist, hat die Notwendigkeit des llmbam'- 
des Straßenprofils des zwischen dem Karolinger- nn° 
Hohenlohering liegenden Straßenteils -erwiesen.

Für den Umbau des Straßenprofils der in Frage koK 
menden Strecke der Kaiser Wilhelm II Promenade ist n<m 
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den Plänen und Kostenanschlag des Stadtbauamts die Aus- 
wendung eines Kredites von 10 000 ,1l erforderlich, mäh
rend für A-usbesserungsarbeiten an den oberhalb und unter
halb des umzubauenden Str-aßenteils liegenden St r atzen - 
strecken je 1000 -1t aufgewendet werden müssen.

Nachdem der Vorsitzende an der Hand der Pläne die 
Notwendigkeit der Abänderung des Str-aßenpro-fils sowohl 
an der Kaiser Wilhelm II Promenade wie auch an der Kai
serin Auguste Viktoria Promenade nochmals dringend em
pfohlen, stellt Mitglied Dr. Medrrnach den Antrag im In
teresse der Finanzen der Gemeinde, den Umbau der vorge- 
schl-agenen Straßen zur Hälfte auszuführen und die Aus
führung der zweiten Hälfte späterhin nach Eintritt der 
Notwendigkeit vorzunehmen. Dem wird entgegengehalten, 
daß die vollständige Durchführung des Straßenumbaues auf 
einmal vorgenommen werden müsse, da späterhin die vor
handenen Straßenbäume so stark geworden seien, daß bei 
deren evtl. Umpflanzung mit deren Eingehen zu rechnen sei. 

ech ei nderat beschließt zuerst einstim- 
rm Prinzip die Ab -änder u ng derPro s i l e an 

s'n ^.^Henzügen,- es soll jedoch zuerst das Profil der 
uayer iWilhelin II Premenade und später erst das der Kai
serin Auguste Viktoria Promenade, wenn diese entsprechend 

-genutzt Utz abgeändert werden.
dp« Abdann bewilligt der -Eemeinderat dem Vor schlag 
Dpnn" i " d ?" entsprechend zum sofortigen 

r - llmb-au ches mehrfach erwähnten Straßenpro- 
' Zur Ausbesserung der übrigen Str-aßentmlstrecken 

^llhelm II Promenade, den erforderlichen Kre- 
nchmen ist ^bgesamt 12 000 -N, der auf Anleihe zu 

3 Abschrägung der Ecke am Garten des Hospizes 
Dl. Madeleine an der Crauser Promenade.

tuno^I aus, daß sich die Spitalverwal-
grobp^ch»^^''^E'ereit erklärt hat, eine etwa 12

Grundstücks an der Erauserpromenade, 
von Ä- Abschrägung an der Ecke gegenüber
auf dp? - ^ecks H-ebung der Sicherheit des Verkehrs 
-ner mia .'erauserpromenade, tauschweise abzutreten. Fer- 
grom> ^p^^verwaltung das ihr gehörige etwa 6 gar 
i- 8t fu der Poternenstraße -abtreten, auf welchem 
tritt siin««r^treppe errichtet ist. Die Stadtverwaltung 
fläch.« rm Tauschwege eine ihr gehörige Eelände- 
'-Lben der augenblicklichen Synagoge und dem da
rb. N-P i 7?" Sprialsig-entum i-n einer Größe von 48 gin 
den A,ii«r«,st^E"Gsion hat in ihrer Sitzung vom 1. Dez. 
von d 'r -r fläche gegen-Fläche gutgeheißen, und die 
bewertet Mehrfläche -mit 80 -N pro -,n<
städt. MpNvkrÄ^" - die Spitalverwaltung den Wert der 
"nssion s>^4 pro abgeschätzt hat. Di-r Ko-m-
Absckäbnnp> der Spita-l-verwaltung vorgeno-m.mene 
teits an k^tarr gering bezeichnet; sie empfiehlt ihrer- 
den Aust-ii,r-n - Spital zu -leistenden Herauszahlung 
welches am « 'ernesSprtalgrundstücks von ca. 16 Ar Größe, 
wrsserweÄ^') Monhofen in der Nähe des städt. Grund- 
Spital liegende ^^t. zwischen Synagoge und
dem Spital ^r^ache, zu verernbaren. Es soll ferner 
byn-agog» Pslrcht gem-acht werden, nach Freigabe der 
r>r gefälliö^ der Stadt noch zu erwerbende Gelände,

Der Eemei n d s r a t l -s h n t zunächst die Abtretung 
der städtischerssits in Tausch zu gebenden Mohrfläche zu dem 
vom Spital gebotenen Preise von 5 -N pro gor ab, und 
h ä l t den von der Kommission v o r g e sch l a g e n e n 
Preis von 30 -N pro gin f e st. Er beschließt sodann, 
auf Antrag des Vorsitzenden, sein Einverständ- 
nis zu erteilen, zu einem Geländeaustausch der städtischer- 
seits in Tausch zu gebenden Mehrfläche zwischen Synagoge 
und Spitalgrundstück in einer Größe von etwa 30 gm, 
gegen ein Spitalgrund-stück -auf Gewann Monhofen, in der 
Nähe des städt. Wasserwerks, in einer Größe von 16 Ar, 
unter der Voraussetzung, daß der Preis des städt. Geländes 
mit 30 -N pro gm und der-j-enige des Spitalgrundstücks mit 
6ö -N pro Ar bewertet werden wird.

4. Abgrenzung des Geländes an der Nouviaire'schen 
Mühle.

Die Angelegenheit wird bis nach Eingang eines neuen 
Antrages der Gebr. Nouväaire vertagt.

5. Ausbesserung des Haussierten Teiles des 
Luremburgertorplatzes und Anlage einer Pslasterrinne.

Der Haussierte Teil der Fahrbahn des Luxemburgertor
platzes ist infolge der in den letzten Jahren vorgenommenen 
Ausgrabungen, sowie durch den regen Fuhrwerrsverkehr nach 
den angrenzenden Baustellen, in einem sehr schlechten Zu
stand versetzt worden: außerdem entbehrt die Fahrbahn ei
ner Pflasterrinne -an der der Häuserfront zunächst -liegenden 
Straßenseite. -Die B-aukommifsion hat bei einer äm 28. 
November vorgenommenen Besichtigung die Instandsetzung 
der (Mhrbahn und Herstellung -einer Pflasterrinne -empfohlen 
und beantragt die Bewilligung des hierzu erforderlichen 
Kredits in Höhe von 800 -ü.

Der Gemeinderat gibt sein Einverständ n -i s 
unter der Bedingung, daß für die Pflasterrinne gewöhnliche 
Pflastersteine verwendet werden.

6. Umänderung des Trottoirs beim Hause Solomon.

Nachdem der Umbau des Hauses S-alomon Ecke der Pa
riser- und Poternenstraße fertiggestellt ist, läßt sich die un
günstige Einfahrt nach der Poternenstraße durch Verschmä- 
lerung des Trottoirs verbessern. Die K-ommiMon empfiehlt 
die Vornahme dieser Arbeiten -und beantragt die Bewilli
gung eines Kredits in Höhe von 140 -N.

Der Gemei nd e r-at gibt hierzu fein Ein v-er- 
standnis -und beschließt weiter, daß das Trottoir in der 
Poternenstraße vor dem Schaufenster Salomon weiterg-e- 
führt wird unter der Bedingung, daß die Stadt wie üblich 
die Trottoirbordstsine versetzt, während -Salomon für die 
Herstellung der TrottMrfläche aufzukommen hat.

7. Provisorische Verbreiterung der Fahrbahn des 
verlängerten Burgunderrings zwischen Payotte 

und der Fentsch.

Die Verlegung des Geleises der -Nebenbahn in den am 
alten Meßplatz entlang führenden Teil des Burgunderrinqs 
hat zur Folge gehabt, d-äß die Fahrbahn der fragt. Straßen- 
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strecke — zwischen den: Hause Payotte u. der Fentschbrücke — 
derart oerschmälert worden ist, daß der ganze Fuhrwerksver
kehr dortselbst sich innerhalb derselben Spur bewegen muß, 
wodurch die Unterhaltung sehr erschwert und verteuert wird. 
Eine Abhülfe ist nur dadurch möglich, daß die längs der 
Fahrbahn angepflanzten 4 Lin-denb-äum» beseitigt und diese 
bis zur Linie der zukünftigen Trottoirgrenze verbreitert 
wird. Die Baukommission hat die Verbreiterung in der an
gegebenen Weise dringend empfohlen und beantragt die Be
willigung des erforderlichen Kredits in Höhe von 675 N.

Der G em e i nd e r a t i st einverstanden.

8. Privatstraße Stott.

Der Vorsitzende erläutert, daß der Eemeinderat 
durch Beschluß vom 7. Juni 1909 der Baufirma Stoll -die 
Anlage einer Privatstraße in der Nähe des Burgunder
rings genehmigt und unter anderem insbesondere zur 
Bedingung gemacht hat, daß die Eigentümer, welche im Be
sitz von auf die fragt. Privatstraße stoßenden Grundstücken 
sind, ihr Einverständnis zu den vom Gemeinderat gemachten 
Bedingungen betr. die Anlegung der Privatstraße notariell 
verbriefen ließen. Die Firma Stoll hat in den von ihr 
vorgelegten Projekten betr. die Uebevbauung ihres Bauge
ländes an der anzulegenden Privatstraße, Vorgärten mit ei
ner Tiefe von 3 Metern vorgesehen. Da inzwischen der 
Gemeinderat unterm 15. Februar 1910 beschlossen hat, daß 
die Vorgartentiefe von 3 auf 4 Meter erhöht werden soll, ist 
bezgl. der Bauprojekte Stoll eine erneute Beschlußfassung 
des Eemeind-srats erforderlich. Die Baukonimission hat in 
ihrer Sitzung vom 1. Dezember d. I. die Zulassung von 3 rn 
tiefen Vorgärten in diesem Falle empfohlen.

Der Eemeinderat, -auf Vorschlag des Vorsitzenden, 
nach Antrag der Bau-kommission, genehmigt a u s nah ms- 
weise, und zwar unter Aufrechterhaltung der in dem Ee- 
meinderatsbeschluß vom 7. Juni 1909 enthaltenen Bedin
gungen, daß andieser Stelle die Vorgärtentiefe 3 Meter 
betragen darf und ermächtigt den Bürgermeister, -die von 
der Firma Stoll vorgelegten Bauprojekte z-u genehmigen. 
Gleichzeitig wird bestimmt, -daß der zwischen dem Burgun
derring und der Privat-str-aße Stoll gelegene Baublock eine 
gemischte Bauweise erhalten soll.

Ferner beschließt der Gemeind-erat ausdrücklich, 
daß die Baufirma Stoll das notarielle Einverständnis 
säm blicher Eigentümer von auf die Privatstraße stoßen
den Grundstücken LeizuLrin-gen hat. Auf Antrag Dr. Me- 
dernach soll ferner in den not. Vertrag aufgenommen wer
den, daß alle Grundstückseigentümer die von ihnen einzu- 
gehende notarielle Verpflichtung auch auf ihre 
Rechtsna ch- f o l g -e r ausdehnen. Die Verwaltung wird 
beauftragt, zu prüfen, welche Eigentümer im Besitz von aus 
die Privatstraße Stoll stoßenden Grund-stücken sind; im 
übrigen behält sich die Stadt die Erhebung der Anlieger
kosten vor.

9. Straßenbeleuchtung.

Seitens der Bewohner der Merschstraße wird die An
bringung einer Gaslaterne am Hause des Friseurs Masson 
in der Merschstraße erbeten.

Der G e wo inderat dem Antrag der Baukommission 
entsprechend lehnt das Gesuch a b.
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-Mitglied Fr-anck-Stourm führt Lei dieser Gelegenheit 
Beschwerde gegen das Elektrizitätswerk und erläutert, daß 
ihm von -dem Vertreter der AGWEA die Wetterführung 
der Straßenbeleuchtung in Gentringen mittelst Elektrizität 
bis zu seinem Hause und -der Anschluß desselben an das 
Stromnetz in Aussicht -gestellt worden sei. Das Elektrizitäts- 
werk habe jedoch, sein Versprechen nicht gehalten, nachdem 
der Beschwerdeführer die Absicht geäußert habe, die Jnstal- 
lationsarbeiten im Innern seines Hauses von einer andern 
Firma als von dem Elektrizitätswerk ausführen zu lassen. 
Mitglied Franck bittet die Stadtverwaltung, ihren Einfluß 
bei der AGWEA dahin geltend zu machen., daß dieselbe ihr 
gegebenes Versprechen hält.

Der Vorsitzende sichert dies zu.

Andere -Mitglieder erheben gleichfalls gegen die 
AGWEA begründete Beschwerden. Mitglied Christian 
kommt auf das, die hiesigen Gewerbetreibenden schädigende 
Gebaren der AGWEA zu sprechen. Die in Form einer In
terpellation vorgebrachten Ausführungen des Mitgliedes 
Christian werden als nicht auf der Tagesordnung stehend, 
auf die nächste Gemeinderatssitzung vertagt.

10, Verschiedene Gesuche um Gehalts- M 
Ausbesserung.

Die vorliegenden. Gesuche um Gehalts- pp. Aufbesserung, 
werden den vereinigten Kommissionen zur Begutachtung an
läßlich der Budgetberatung überwiesen.

11. Wasserlieserungsvertrag mit der Gemeinde 
Ober-Ieutz.

Nach 8 4 des auf- Grund des Gemeinderatsbeschlusses 
vom 3. Oktober d. I. a-ngefertigten Entwurfs sines Vertra
ges zur Abgabe von Wasser aus der städt. Leitung an die 
Gemeinde Oberjeutz, soll die Wasserabgabe aus- der -auf al
leinige Kosten der Stadt hergestellten -Leitung nach dem 
Schwerberg, unmittelbar durch die Stadt erfolgen, bis die 
Gemeinde Oberjeutz an der fragt. Stelle etne eigene Lei
tung hergestellt und- -den Anschluß von Privatgrundstück-en 
an letztere erfolgt -ist. Der Abdecker Hary aus Oberjeutz, 
dessen Anwesen an dieser Leitungsstreckr liegt, wlln'cht schon 
jetzt einen Anschluß an die städt. Leitung. Die Gemeinde 
Oberjeutz möchte entgegen den Bestimmungen des 8 4 des 
Entwurfs zum Wasserlieferungsvertrag mit der Gemeinde 
Oberjeutz, die Wasserlieferung an- p. Hary selbst vornehm-en- 
Sie ist event, bereit, die Verpflichtung einzugehen, bei Ent
nahme einer bestimmten -Menge Wasser aus der städl. 
Hauptleitun-g, b-szw. nach Herstellung mehrerer Anschlüsse 
an dieselbe, nachträglich einen Teil der zur Herstellung der
selben aufgewend-eten Kosten zu übernehmen.

DerGemein d -srat gibt sein E i n v >-e r st ä -n d n i o 
und ermächtigt den Bürgermeister zur entsprechenden Ab
änderung des 8 4 des -erwähnten Vertragsentwurfs.

Die Gemeinde Oberjeutz wünscht, daß der z. Zt. in Ober- 
jeutz noch befindliche Lausbrunnen, als nicht den Bestim
mungen des 8 6 des Vertragsentwurfs zuwiderstotzend, be
sonders erwähnt wird.

Der E e me i n d e r -a t ist einver st anden.
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Schließlich wünscht die Gemeinde Obers euch daß die in 
8 7 des Vertragsentwurfs festgesetzten Mindestwassermen- 
gen, zu deren Abnahme sich die Gemeinde verpflichten muß, 
wie folgt festgesetzt werden:

für die 3 ersten Jahre des Vertragsverhältnisses -auf 
20 Cbm. pro Tag; etc. etc.

12. Erweiterung der Realschule beim Gymnasium 
zur Oberrealschule.

Die Schulkommision des Gymnasiums hat in ihrer 
Sitzung vom 6. Dezember d. I. beschlossen, daß es dringend 
wünschenswert sei, die Realschule .möglichst sofort zu einer 
vollklafsigen Oberrealschule zu erweitern. In dem Beschlusse 
der Schulkommifsion ist ausgeführt, daß die glänzende Ent
wickelung der Realschule, die seit ihrem Bestehen die Schü
lerzahl der -entsprechenden Eymnasialklassen wesentlich -über- 
stiegen hat, sowie der dauernde Stand dieser Schülerzahl 
beweisen, daß ein dringendes" Bedürfnis für Realschulbil- 
dung in Diedenhofen besteht. Es sei -als sicher anzunehmen, 
daß auch die 3 oberen Klassen der Oberrealschule in gleicher 
Weife sich entwickeln werden. Bei dem jetzigen Zustande 
leide zudem die oberste -RralklÄse dadurch.erheblich, daß ihr 
erfolgreicher Besuch das Bestehen eines Examens ooraus- 
sctzt, während bei der Oberrealschule das -Einjährigenzsugnis 
ohne Examen -durch die Versetzung in die 3. Oberrealschul- 
klasse -erworben werde. Es finde infolgedessen eine starke 
Abwanderung nach Versetzung in die oberste Realklasse zur 
Oberrsalschule statt. r

Der Gemein -d e r a t nach kurwED'ebatkes ^mnvelcher 
sämtliche Redner den Ausbau der RealMNe-Mx»Oberreal- 
schule-als dringend wünschenswert bezeichnen, ausVvrschLg^. 
des PochtzeOsn, beschließt -im Prinzip 's-ein Einverständnrs 

- und . erstennt zum eingehenden Studium der Frage sowie 
zur Verichterstättung, endchKonrmisfion beskdhend-au^ den 
Herren Bürgermeister Berkenheier, Beigeordneten Mas und 
den Mitgliedern Dr. K-uborn, Wehrmann und Zimmer.

Errichtung einer Strafkammer in Diedenhofen.
Die Oeffesttlichkeit hat'M in den letzten Tagen wieder

um -mit dem Projekt -betr. der Errichtung einer Strafkam
mer in Diedenhofen befaßt. Der Vorsitzende führt aus, daß 
bereits seit dem Fahre 1898 die Verwaltung- das Bestreben 
Schabt und bei den in -Frage kommenden Staatsbehörden 
die nötigen Schritte -eingeleitet habe, nach Diedenhofen ein 
tan-dgeri-cht -oder aber zum .mindesten eine Strafkammer zu 
^halten. Es empfehle sich, mit der Frage des Ausbaues der 
Realschule zur Oberrsalschule, auch der -Frage der Errich
tung einer Strafkammer -in Diedenhofen. abermals näher 
Zu treten. Der Vorsitzende schlägt hierauf vor, -auch diese 
»rage der soeben gewählten Kommission zum Studium und 
zur Verichterstättung zu überweisen.

. Der G -e -m e i n berat beschließt entsprechend und wählt 
E>ne Kommission -bestehend aus den Herren Bürgermeister 
berkenheier, -Beigeordneter Haas und den Mitgliedern Dr. 
tuborn, Wehrmann und Zimmer.

13. Veräußerung von Baugelände.
a) Gelände-umtausch.

- Entsprechend der Beschlußfassung des -Eemeinderats vom 
o- Dezember d. Js., hat die Bauko-m-miKon bei -einer in St. 
<iranz vorgenommenen Ortsbesichtig-ung beschlossen, dem Ge

meinderat zu empfehlen, den von Bildhauer I. P. Legr-and 
in Diedenhofen rorgeschlagenen Austausch seines Geländes 
an der -Ecke der Kaiser Karl- und--Friedhofsstraße gegen -ein 
städt. Grundstück, welches zwischen den beiden Friedh-o-fs- 
wegen gelegen -ist, -ab zulehnen, da der in Tausch ver
langte Teil vor dem isra-elit. Fried-Hof, -als Anl-ageplatz in 
Aussicht genommen ist.

Der Gemein berat beschließt entsprechend, 
b) Veräußerung eines Bauplatzes.
Der Gemeinderat hat in seiner -Sitzung vom 14. Novem

ber d. Js. sein -Einverständnis zur -Abtretung eines Bau
platzes von 16 in Front auf 40 in Tiefs an der verlängerten 
Kollegiumstr-atze unter der Bedingung erklärt, daß -seitens 
der Militärbchörde.n gegen den Abtrag der in dem fragt. 
Bauplatz liegenden alten Festungsmauer, welche das städt. 
Gelände gegen die -angrenzenden militärischen Hangars ab- 
schließt, Bedenken nicht erhoben werden. Nachdem ein Ver
treter -der Militärbauabteil-ung -erklärt hat, daß dem Ab
bruch der fraglichen Mauer keinerlei Schwierigkeiten ent- 
gegenstän-den, hat die Baukommifsio-n dir Veräußerung des 
fraglichen Bauplatzes empfohlen und den Verkaufspreis auf 
14 -N pro gin festgesetzt. Der Mauerabtrag erfolgt -auf 
Kosten der Stadt.

Der Ge m eindsrat ist e i n v e r st -a nden -und be- 
auftragt den Bürgermeister, das Uebergebotsverfahren ein- 
zuleiten und -na-ch drssem Ablauf die freihändige Veräuße
rung des Bauplatzes unter den üblichen Bedingungen zu 
beurkunden.

14. Veräußerung von Gelände zur Anlage einer 
Privalstratze.

Da der Antragsteller Henry Levy, die vom Gemeinde- 
rat unterm 18. Juli d. Js. gestellten Verkaufsbedingungen 
nicht uneingeschränkt -annimmt, seinerseits jedoch andere 
Vorschläge -gemacht hat, wird- die Angelegenheit -auf Vor
schlag des Vorsitzenden zum Studium und zur Berichterstat
tung an die Ba u ko mm-issio n verwiesen.

Interpellation. K

Interpellation Salomo-n betreffend 
den Früh verkauf von Gemüse pp. auf dem 
Wochen ma r k t hierselbst bezw. Verlegung 
der Markt st u nde n.

Mitglied Salomon wiederholt seine in der letzten 
Sitzung des-Eemeinderats vorgebrachte Interpellation betr. 
die vom Bürgerverein angelegte Marktfr-a-ge -und Littet den 
Bürgermeister um Mitteilung der Stellungnahme der Ver
waltung.

Der Vorsitzende erklärt sich bereit, die Interpellation zu 
beantworten und führt -aus, daß er von der Anregung des 
Bürgervereins zunächst durch die Presse und später durch eine 
mündliche Mitteilung des Vorsitzenden des Bürgervereins, 
Herrn Rechtsanwalt -Fitzau, Kenntnis erhalten habe, daß 
jedoch offiziell noch kein Lezüg-l. Antra-g -gestellt worden fei. 
Er habe sofort in der Angelegenheit -Erhebungen -anstellen 
lassen, die als Ergebnis hatten, daß die Mengen der von den 
Gärtnern Zum -Markt gebrachten Gemüse und Fsldsrüchte pp. 
die Nachfrage stets bei weitem überstiegen haben und daß 
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deswegen in dieser Richtung bisher von einer Aenderung 
der Marktordnung «abgesehen werden konnte. Was die Güte 
der zum Verkauf gebotenen Waren betrifft, so muß ohne 
weiteres Angegeben werden, daß die Gärtner und Verkäufer 
schon allein -mit Rücksicht auf die große Konkurrenz, da sie 
ihre Ware Korb an Korb offen zum Verkauf bieten, nur 
gute Gemüse pp. in den Marktverkehr zu bringen gezwungen 
sind und -auch- -liefern. Auch in dieser Hinsicht ist ein Ein
schreiten nicht zu empfehlen. Auch sei eine Aenderung 
bezw. Einschränkung des schon seit Jahrzehnten bestehenden 
Marktgebrauchs aus prinzipiellen «Gründen nicht zweckmäßig. 
Es könnte höchstens, ohne daß deswegen den Konsumenten 
Vorteile verschafft würden, dem Marktverkehr -und mit die
sem dem gesamten Handel der Stadt in erheblicher Weise 
geschadet werden. Die Stadtverwaltung muß gerade in 
dieser Richtung vorsichtig sein, denn es ist nachgewiesen, daß 
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es sehr schwer hält, einen nieder liegenden Markt wieder 
hoch zu bringen. Wenn einmal die Ermittelungen der Ver
waltung ergeben werden, daß -auf dem Gemüse- pp. Markt 
das Angebot die Nachfrage nicht mehr deckt, oder, datz 
schlechte Ware zum Verkauf komme, wird die Verwaltung 
bezw. die Marktpolizei pflichtgemäß einschreitsn; -welche 
Wege dann beschnitten werden können, wird dann später er
örtert werden. Z. Zt. liegt hierfür jedoch weder ein Be
dürfnis noch Veranlassung vor.

Der Gemeinderat nimmt von den -Ausführungen des 
Vorsitzenden mit Befriedigung Kenntnis und lehnt es ab, 
in eine Besprechung der Interpellation -einzutreten. Mit
glied Salomon dankt für die -Beantwortung der von ihm 
eingebrachten Interpellation.

Schluß der Sitzung Abends 9 Uhr.



III

Bericht
über die

Gemeinderatssltzung vom 16. Januar 1911,
"MacHrnittcrgs Mkr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter dem 
Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier die Beigeordneten 
Walkowinski, Haas und Roth sowie die Mitglieder: Denz, 
Franck Johann, Frangois, Eoedert, Dr. Kuborn, Müller, 
Nouviaire, Richard, Salomon, Steimetz, Schiltz, Zimmer.

Mitglieder Lailloux, Frank und Dr. Medernach er
scheinen später.

Entschuldigt: Mitglied Christian.
Abwesend: Mitglieder R.chling, Reuter, Pfans-chilling 

und Wehrmann.
Schriftführer Mitglied Franoois.
Außerdem wohnte der ObersSkvMrKlam und der Se

kretär Hombourger der Sitzung bei^E " « .

Tagesordnung:
1. Mitteilungen.
2. Interpellationen.
3. Naturalisationsanträge. .
4. Ueberlassung des Rathaussaales zur Abhaltung 

eines Balles sowie einer Wohltätigkeitslotterie.
5. Ueberlassung eines Schullokals zur Abhaltung eines 

Meisterprüsungskursus.
6. Niederschlagung eines Schulg-eldbetrages.
7. Wahl von Mitgliedern der Kommission für unge- 

, fünde Wohnungen.
8. Festsetzung des Vauf-luchtenplanes zu einer Seiten

straße der Staatsstraße No. 17 in St. Franz.
9. Abnahme der Jahresrechnung der Gemeinde pro 

, 1909.
10. Geländeerwerb.
11. Veräußerung von Gelände zur 

: Privatstrahe.
12. Anträge Leclerc und Hanse.
13. Nachtragskredit für Herstellung 

, Platzes.
14. Nachtragskredit zur Ausführung 

ß arbeiten.
i^' ArichEung zweier öffentlicher Telefonzellen.
1C Privatstraße Stoll-

G-n -I. Ersitzende eröffnet die Sitzung und entbietet den 
lw^n^oratsmitgliedern anläßlich des Jahreswechsels seine 
nun ch>r r Glück- und Segenswünsche. Er gibt der Hoff- 
Kluä i1r>sdruck, daß dem Familienleben der Mitglieder 
ied-n Zufriedenheit beschieden sei und daß es einem 
„„ ^-^uzelnen gelingen möge, das Ziel, das er sich in sei- 
in ?,,^^ruie gesteckt habe, zu erreichen. Dem Gemeinderat 
iaw° Gesamtheit möge die Einigkeit und das gemein- 
I'streben nach dem Besten der Allgemeinheit am Herzen

3 n und dessen Beschlüsse von Erfolg gekrönt sein!
keit "^geordneter -Walkowinski, der nach längerer Krank- 

b Ute zum ersten Male in der Sitzung erscheint, wird

Herstellung einer

des neuen Metz- 

von Kartierungs-

vom Vorsitzenden herzlich willkommen geheißen. Auf An
trag des Vorsitzenden erklärt sich der Gemeinderat damit ein
verstanden, daß dem schwer erkrankten Mitglied Christian 
namens des Eemeinderats baldige Genesung gewünscht 
wird.

Die Eemeinderats s i tz u n g s de r ichte vom 14. 
November und 5. Dezember 1910 werden vom Eemeinderat 
anstandslos gutgehei tz e n.

Nach einer dem Mitglied Zimmer gemachten privaten 
Mitteilung sind in dem Haushaltsetat des Landes pro 1911 
die Beiträge der Städte zu den persönlichen Kosten der hö
heren Schulen als Einnahme nicht mehr aufgenommen 
worden.

1. Mitteilungen.
a) Der Kommandant de Millerct in CHLteau la Montagne 

Preignac, Girvnde, hat der Stadtverwaltung! das Bildnis 
seines Großvaters, des Bürgermeisters der Stadt Dieden- 
hofen de Milleret, welcher von 1808-1814 die Geschäfte der 
Stadtverwaltung leitete und die städt. Feuerwehr gegrün
det hat, als Geschenk überwiesen. Der Eemeinderat 
schließt sich dem von der Stadtverwaltung ausgesprochenen 
Danke an und bestimmt, daß das Porträt im Eemeinderats- 
sitzungsfaale anzubringen ist.

d) Der städt. Bibliothek sind überwiesen worden:
von Herrn Abbe Schneider hier „Les anciens Pa-uil- 

lies du dioc^se de Metz",
von Herrn -Bankier Zimmer hier „Lännuaire du d6- 

p-artement de la Moselle -von 1819",
von Herrn Apotheker Euir in Niederjeutz „L'-annuaire 

du dopartement de la Moselle von- 1803".
Der Eemeinderat schließt sich dem von der Verwaltung 

ausgesprochenen Danke an.
e) Der Eüterhändler H. Levy, welcher einen -an der 

P-arkstratze gelegenen Bauplatz von -dem Fabrikanten Wol- 
lenweber aus Völklingen erworben hat und infolge Nicht
einhaltung der Bebauungsfrist in Verzug gesetzt werden 
-mußte, hat den fragt. Platz nunmehr vollständig überbaut, 
sodaß von der Durchführung der in den Versteigerungsbe- 
dingungen enthaltenen Zwan gs maßr egel n abge
sehen werden kann.

Der -Gemeinderat ist einverstanden.
cl) Generalmajor a. D. Muelenz in -Rostock hat anläß

lich des Jahreswechsels- der Stadtverwaltung folgendes 
Glückwunschtelegramm übermittelt: „Bürgermeister Ber
kenheier Diedenhofen, Ihnen und der -aufblühenden Stadt 
mit ihren treuen Bürgern sende ich- meine aufrichtigsten 
Glück- und Segenswünsche für das neue Jahr, möge Friede, 
Freude, Glück -und Wohlergehen die täglichen Gäste jeder 
Häuslichkeit sein, in alter nieendender Anhänglichkeit Ge
neral Muelenz."

Seitens der Verwaltung ist mittelst Telegramm wie 
folgt geantwortet worden: „General Muelenz Rostock. Die 
der Stadt Diedenhofen und mir übersandten Glück- und 
Segenswünsche -erwidere ist im Namen der loyalen Bürger- 
schaft und des Eemeinderats aufs Beste und spreche zugleich 
für Ihre Aufmerksamkeit herzlichen Dank aus. Mit beson
derer Verehrung Der Bürgermeister Berkenheier."
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«) Die AGWEA hat vom 1. Zanuar 1911 ab den Preis 
für Koch- und Heizgas, welches durch besondere Gas
messer gemessen wird, beim Bezug bis .zu 360 Cbm. auf 13 Z, 
beim Bezug von mehr als 300 Cbm. auf 12 Z pro Cbm. 
festgesetzt; es ist demnach eine Preiser m ä ß i g un g 
bei einem Jahreskonsum von 300 anstatt 500 Cbm. ein
geräumt worden.

k) Durch Erlaß des kais. Oberschulrats — O. S. 11134 
— sind die Herren Dr. Giß, Haas, Zimmer sowie Oberst
leutnant Vreisig zu Mitgliedern des Aufsich tsrats 
der höh. Mädchenschule für die Kalenderjahre 1911/12 und 
13 ernannt worden.

pj Ein Antrag auf Ausbau der Elisabeth- 
straße ist daran gescheitert, daß die größere Anzahl der 
Anstößer die unentgeltliche Abgabe, unter Anrechnung auf 
die Anliegerkosten, des zum Ausbau der Straße erforder
lichen Teiles ihrer Gärten abgelehnt hat. Es ist unter den 
obwaltenden Umständen der Ausbau der Elisabethstraße zur 
Zeit nicht möglich.

b) Die von dem Friedhofwärter N. Schweitzer in St. 
Franz gegen seine Entlassung bei dem Herrn Bczirks-Pväsi- 
denten eingelegte Beschwerde ist durch Verfügung vom 
9. Jan. d. I. — IIn 58 — als zu Recht erfolgt anerkannt 
und demnach abgewiesen worden.

i) Der Vorsitzende erläutert, daß die Einzeich- 
n ungsli st e n für das F e st esse n im großen Rathaus
saale anläßlich des Geburtstages Sr. Majestät, in den Vor
jahren in Hotels, Cafes und Restaurants zur Auflegung ge
kommen sind, und daß dieser Modus niemals einen großen 
Erfolg zu verzeichnen gehabt habe. Zur Hebung der Betei
ligung an dem diesjährigen Festessen beabsichtigt er die 
Einzeichnungsliften in verschiedenen Geschäften der Ge
meinde aufzulegen. Einwendungen werden hiergegen nicht 
erhoben.

Eine Anzahl von Teilnehmern am offiziellen. Festessen 
hat dem Vorsitzenden die Bitte vorgetragen, zwecks Bele
gung der Plätze an der Festtafel eine Zeit von etwa 
zwei Stunden am Vormittag des 26. Januar zu bestimmen. 
Es hat sich dies jedoch im Laufe der Jahre als unzweckmäßig 
herausgestellt. Da das Belegen von Plätzen an der Festtafel 
im voraus mit Unannehmlichkeiten aller Art verknüpft ist, 
bittet der Vorsitzende, ihn zu ermächtigen, in die Einladung 
zum Kaisergeburtstagsestessen aufnchmen zu dürfen, daß 
zwecks Belegung von Tifchplätzen der Saal Stunden vor 
Beginn des Festessens geöffnet werden wird.

Der Eemeinderat gibt sein Einverständnis.
An Stelle des Beigeordneten Roth wird auf dessen 

Wunsch, als Delegierter zu dem Festessen der Herren Offi
ziere, das Mitglied A. Frankens bestimmt.

Schließlich bittet der Bürgermeister die Herren des Ee- 
meindevats, die von ihm als Deputationen zu Kir
chen- oder Schulfeiern anläßlich der Geburtstagfeier 
eingeladen werden, diesen Einladungen möglichst vollzählig 
Folge leisten zu wollen.

j) Seitens der Kaiser!. Kreisdirektion wird von der 
Gemeinde-Vetwaltung der Erlaß von Bestimmungen zur 
Regelung der Sitte nkontr olle dringend gewünscht. 
Der Vorsitzende teilt mit, daß er dem Ersuchen demnächst 
stattgeben werde; die Polizeiverordnung werde jedoch nicht 
veröffentlicht werden.

1Z Veräußerung von Baugelände.
Der Liebhaber des an der Kaiser Karlstraße liegenden 

Bauplatzes g, im BauUock 38, hat den vom Eemeinderat 

festgesetzten Verkaufspreis von 13 -ü pro gm angenommen 
unter der Bedingung, daß bezügl. der Ueberbauung des 
fragt. Platzes die Klauseln des Lastenheftes vom 29. Janua-r 
1906 Platz greifen, d. h. ihm eine Baufrist von 6 Jahren 
gewährt wird.

Der Eemeinderat beschließt, daß der festgesetzte 
Preis von 13 -R pro gm nur dann in Frage kommen könne, 
wenn die Ueberbauung des Platzes binnen kürzester 
F r i st erfolgt. Bei Einräumung einer Baufrist von 6 Jah
ren erhöht sich der Preis auf 15 .ü pro gm. Der Bürger
meister wird ermächtigt, nach Annahme dieser Bedingungen 
das Uebergebotsverfahren einzuleiten, den Zuschlag zu er
teilen und den Verkauf zu verbriefen.

Der von demselben Liebhaber für den Eckbauplatz a im 
Baublock 38 gebotene Einheitspreis von 13,50 M wird als 
zu niedrig bezeichnet und das Angebot mit der Maßgabe 
abgelehnt, daß der vom Eemeinderat festgesetzte Preis von 
15 M bei sofortiger Ueberb a u u n g des Platzes 
beizubehälten ist.

l) Hieran anschließend teilt der Vorsitzende mit, daß bei 
Beurkundung des Kaufbriefs über die Veräußerung des 
Baugeländes an der Ecke der Hildegard- und Kaiser Karl- 
straße an den Unternehmer Zangiacomi, vereinbart worden 
ist, daß von dem 70 Meter Front habenden Baugelände 
50 Meter sofort zu überbauen seien, während für die Ueber
bauung der restierenden 20 Meter bis Ende des Jahres 1912 
Ausstand bewilligt worden sei.

Der Gemeinderat heißt diese Vereinbarung 
gut.

in) Die Bauleitung der Offizierspeifoanstalt Jnfante- 
rie-Regt. 135 frägt an, ob zur Errichtung einer Kegelbahn 
an der Nordostgrenze des Bangrundstücks der Offizierspeise
anstalt, in der Flucht der zukünftigen Straße, die baupoli
zeiliche Genehmigung von der Stadtverwaltung erteilt 
würde.

Der Gemeindera t, dem Anträge der Baukommis
sion entsprechend, lehnt die nachgesuchte Genehmigung ab.

n) Mitglied FrawMs teilt mit, daß die vom Gemeinde- 
rat der Stiftung Lenternier — Hospiz St. Madeleine 
gemachten Vorschläge über den gegenseitigen Austausch von 
Gelände, vom Verwaltnngsrat der Stiftung gutgeheißen 
worden sind.

n) Mitglied Frankens beschwert sich über einen zeit
weilig im Theater bemerkbaren Luftzug, der daher rühre, 
daß die Pförtnerin die Logentüren nicht schließt. Der Vor
sitzende stellt Abhilfe in Aussicht.

Mitglied Müller frägt an, wann endlich eine lyrische 
französische Aufführung im Stadttheater stattfinden werde- 

Beigeordneter Haas antwortet, daß ein aus Bürgern 
der Gemeinde zusammengesetztes Komitee, welchem er an- 
gehöre, die Aufführung von „Les noces de Jeanette" und 
„La belle Kalathoe" für den 5. Februar in Aussicht genom
men habe.

2. Interpellationen.
u) Mitglied Schiltz frägt an, in welcher Weise die vom 

Eemeinderat beschlossene Beleuchtung des Spanierringos 
zur Ausführung gelangen werde, da ihm von der die Be
leuchtungsanlage ausführendsn Firma mitgeteilt worden 
sei, daß die bewilligte öffentliche Beleuchtung nur aus einet 
Teilstrecke des Spanierrings ausgeführt werden soll.

Der Vorsitzende erklärt, daß nach dem vom Eemeinderat 
gefaßten Beschlusse vom 18. Juli 1910 zweifellos die Absicht 
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bestanden habe, den ganzen Spanierring mit einer Stra
ßenbeleuchtung zu versehen, und daß er auf eine ihm bereits 
von Mitglied Schlitz gemachte mündliche -Mitteilung hin, 
das Elektrizitätswerk mit Anweisung versehen habe/ die 5 
bewilligten elektrischen Lampe auf der g a n z e n Strecke, 
von der Vrigeriestraße bis zur Kaiser Karlstraße, nach! An
weisung des Stadtbauam-ts, zu verteil ein

b) Die Mitglieder Franck und Eoedert bitten um Wei- 
terführung der Leitung und Versorgung des Vor
ort e s E e nt r i n g -e n mit Elektrizität.

Auf Vorschlag des Vorsitzenden verweist der Gemeinde- 
wt die Angelegenheit zum eingehenden Studium an die 
V a u k o ni miisio n. zu deren Beratung die Mitglieder 
iiranck und Eoedert hinzuzuziehen find'.

e) Mitglied Dr. Kuborn interpelliert darüber in wel
chem Stadium die E r r i ch tu n g e i n e r R e i ch sLank- 
n e b e u ft e l l e in Diedmhofen sich z. Zt. befindet und führt 
aus, daß der Eemeinderat s. Zt. eine 5jährige Steuerfrei- 
heu in Aussicht gestellt, die Bewilligung der weitergehenden 

arantien für Einnahmen und Lokalmiete, jedoch abgelehnt 
pabe. Seitens der Interessenten find ca. 1500 M Garantie 
« Ei der Eefamtgarantie von etw-a 3800 M
noch _-zoo .ü aufzubringen, welche Mitglied Dr. Kuborn 
lttet auf -städt. Mittel z-u übernehmen.

Der Vorsitzende beantwortet die Interpellation, indem 
d?raus hinweist, d-a-ß es -sich vorliegend um eine 

- oitbewillrgung Handele, die da nicht auf der heutigen 
^agesordnung stehend, in der heutigen Sitzung nicht zur 

, vigung gelangen könne — und führt weiter aus -daß 
der.^nteressentengruppe geleiteten Schritte erst in- 

-doi- )um Abschluß gelangen würden und
n/n P - Verhandlungen leitende Interessent daher z. Zt. 
fiel? definitive Auskunft erteilen könne. Im übrigen 
ein!-,- fi/doch schon soviel fest, d-aß das Bedürfnis nach 
'drin-,- »/^^"^^benstelle in Diedenhofen kein besonders 
"ringendes ist.
nick?^^ Dr. Kuborn- bittet die Verwaltung, die Sache 
"<cht aus dem Auge zu verlieren.

3. Naturalisationsanträge.
(Berichterstatter -Beigeordneter Haas.) 

zembÄ Heizer August Wolf, geboren am 27. De-
Anei .. Veauregard. verheiratet mit Maria geb. 
Mrd' 1877 zu Metz, wohnhaft in Be-aure-
bat österreichische Staatsangehörigkeit besitzt,
Labn beantragt, p. Wolf -ist bei der Eisen-
'Nchchsinm^?^ etatsm-äßig angestellt und hat sich stets als 
Nuf nn>" angesehen. Derselbe genießt einen guten 
qehörink°E^^^' Bestimmungen des Z 8 des Sta-atsan- 

nongteitsgesetzes.
Wliek^^Eeinderat auf Antrag des Berichterstatters be- 
Nbeinv^ Er p. Wolf gestellten Natur-alisationsantrag 

i-u r w-o r ten.
h°irate?Äi^"^.^b. am 6. November 1879 zu Metz, ver- 
1884 in ^^"lilde geb. Hamentienne, geb. am 11. März 
um Na^o^ Frankreich, in Briguerie -wohnhaft, bittet 
der Eison^!.' p- ^ugel, der -als Rottenarbeiter Lei 
^a-mm^n beschäftigt wird, besitzt durch Ab-
üenient ichwerzerische Staatsangehörigkeit. Derselbe 
§ 8 d>>« guten Ruf und -genügt den Bestimmungen des

D>>>- ^-"^sangehörigkeitsgesetzes.
befürin ^/E'"derat auf Antrag des Berichterstatters 

rtet den gestellten Naturalisationsantrag.

4. Ueberlassung des Rathaussaales zur Abhaltung 
eines Balles sowie einer Wohltätigkeitslotterie.

u) Die Ca-rnewalsgesell-schaft Heuschreck bittet um u -n- 
entgeltliche Ueberlassung des -alten Rathaussa-ales z-ur 
Abhaltung eines Maskenballes, am Samstag-, den 4. Febr. 
d. I. und begründet ihr Gesuch- damit, daß sie infolge -der 
schlechten Witterung gelegentlich des im verflossenen Jahre 
abgehaltenen Maskenzuges, der zur Hebung des Fremden
verkehrs -in Diedenhofen wesentlich beigetragen Habe, ein 
Defizit erlitten habe, dessen vollständige Deckung z. Zt. noch 
nicht erfolgt sei.

Der E e m eind e r a t, nach kurzer Debatte, in welcher 
erwähnt wird, daß der -alte Rathausfaal nur bei besonderen 
Anlässen, und -insbesondere nicht um -den in der Gemeinde 
'ansässigen Wirten pp. schädigende Konkurrenz zu machen, 
zur Verfügung gestellt werden dürfe, lehnt den gestellten 
Antrag a b.

b) Dem Obdachlosenasyl hierselbst ist die Er
mächtigung zur Veranstaltung einer W ohltätigkeit s- 
Lotterie erteilt worden. Da im Obdachlofenasyle genü
gend große Räumlichkeiten zur Veranstaltung der Lotterie 
bezw. zur Unterbringung-und Ausstellung der Eewi'nngegen- 
ftände nicht vorhanden find, wird um Ueberlassung' des 
großen Rathausfaales gebeten. Die Lotterie ist für den 18. 
April nachmittags 2g Uhr in Aussicht genommen.

Der Eemeinder -at beschließt auf Antrag des Vor
sitzenden den großen Rath au s saa l für den beantragten 
Zweck unen t gelt -li ch zu überlassen.
5. Ueberlassung eines Schullokales zur Abhaltung 

eines Meisterprüsungskursus.
(Berichterstatter Beigeordneter Haas.)

Der Mittehchullehrer Schwarz beabsichtigt, wie im ver
flossenen Jahre, für Handwerker, welche die Meisterprüfung 
ab legen wollen, einen V o r b er er tu-ng-s k u r s-u-s ab- 
zuh-alten, und Littet um kostenlose Ueberweifung eines städt. 
Schullokals. Der fragl. Kursus, welcher sich aus die Monate 
Januar bis März erstreckt und wöchentlich 3mäl, ausnahms
weise 4mal, abgehalten werden soll, findet jeweils zwischen 
9 und 10 Uhr abends statt, sod-aß auch die Heizung und Be
leuchtung des fragt. Lokals zur Verfügung gestellt werden 
müßte.

Der Eemein -derat, -auf Antrag des Berichterstat
ters, beschließt, wie im- verflossenen Jahre ein geeignetes 
städt. Schullokal z -ur Verf ü g u n g zu stellen und 
erforderlichen Falls die Kosten für Heizung und Beleuchtung 
desselben zu übernehmen.

6. Niederschlagung eines Schulgeldbetrages.
(Berichterstatter Beigeordneter Haas.)

Dem Schülep der Mittelschule, Rudolf Hintz, ist im 
Schuljahre 1910 eine halbe Freistelle -gewährt worden mit 
der Bedingung, daß der Schulgeldbetrag für das 1. Tertial 
1910, in Höhe von 16 M, entrichtet werde. Die Mutter des 
Schülers, Witwe Hintz, bittet um Nachlaß des bezeichneten 
Schulgeldbetrages, da sie zu dessen Zahlung nicht in der 
Lage sei.

DerE e m e i n d e r a t„ -auf Antrag des -Berichterstat
ters, beschließt im Hinblick darauf, daß der «Schüler gute An
lagen besitzt und- bei der letzten Platzverteilung bei tadelloser 
Führung unter 37 Schülern den 2. Platz errungen hat, die 
Niederschlagung des rückständigen Schulgeldbetrages 
in Höhe von 16 M.
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7. Wahl von Mitgliedern der Kommission für 
ungesunde Wohnungen.

Aus Grund des Gesetzes vom 13. April 1850 betr. die 
Bildung von Kommissionen für ungesunde Wohnungen ha
ben alle zwei Jahre ein Drittel der Mitglieder der fragt. 
Kommission auszuscheiden. Es scheiden in diesem Jahre die 
Mitglieder Dr. Medernach, Berkenheier und Mayer aus.

Aus Antrag des Vorsitzenden beschließt der E em e i n- 
der a t die ausscheidenden Mitglieder Dr. Medernach und 
Mayer wieder zu wählen und an Stelle des Herrn 
Bürgermeisters Berkenheier, der von amtswegen Kommis- 
sionsmitglied ist, Herrn Denz zu ernennen.

8. Festsetzung des Bausluchtenplanes W einer 
Seitenstraße der Staatsstraße Nr. 17 in ^t. Franz.

Der Vorsitzende führt aus, daß es notwendig erscheine, 
für die zukünftigeEntlastung desWerkehrs nachMalgringen, 
nördlich des z. Zt. hestehenden Malgringerwegs, eine Ver- 
bindungsstraße von der Staatsstraße 17 nach dem Rofen- 
berge vorzusehen, einen entsprechenden Baufluchtenplan 
aufzustellen und von der Gemeindeaufsichtsbehörde geneh
migen zu lassen. Z. Zt. läßt es sich noch ermöglichen, den 
erforderlichen Baufluchtenplan derart aufzustellen, daß die 
zukünftige Straße nicht durch fertiggestellte Bauwerke hin
durchgeführt zu werden braucht.

Der Gemeinderat, auf Vorschlag des Vorsitzenden 
gene h m i g t den vor g elegtcn B a u f lu ch t e n p la n, 
nach welchem die zukünftig anzulegende Seitenstraße nach 
Malgringen, zwischen den Häusern Oury und Marquis in 
St. Franz, angelegt werden soll.

9. Abnahme der Jahresrechnung pro 1909-
Die mit Prüfung der Jahresrechnung beauftragte Kom

mission berichtet, daß die Prüfung noch nicht vollendet sei 
und beantragt Vertagung.

Der Eemei n d e r a t, auf Antrag des Vorsitzenden 
beschließt die beantragte Vertagn n g und beauftragt die 
aus den Herren Zimmer, Dr. Kuborn und Salomon beste
hende Kommission zur Prüfung der Jahresrechnung, auch 
die Jahresrechnungen des B ü r ge r spät a l s und des A r- 
m enrats zu p r ü f e n.

10. Geländeerwerb.
Die Eigentümer Munot Nikolaus und Bouillet Josef, 

beide in Rangwall, sind Besitzer dreier auf Gemeindebann 
Rangwall, im städt. Quellwassergebiete gelegener Grund- 
stücksparzellen in Größe von etwa je 6 Ar, welche sie der 
Stadt zum Kauf angeboten haben. Beide verlangen einen 
Preis von 50 M pro Ar. Mit Rücksicht darauf, daß der An
kauf der fragt. Parzellen empfehlenswert erscheint, schlägt 
der Vorsitzende vor, ihn zum Erwerb der Grundstücke zu er
mächtigen und den Kaufpreis auf 40 M pro Ar festzusetzen.

Der Gemeinderat schließt sich den Ausführungen 
des Vorsitzenden an und beschließt den Erwerb der 
fragt. Parzellen zum Preise von 40 M pro Ar.

11. Veräußerung von Gelände zur Herstellung 
einer Privatstraße.

Die Baukommission, welche sich in ihrer Sitzung vom 
12. Januar d. I. mit der Angelegenheit befaßt hat, erstattet 
folgenden Bericht:

„Durch Beschluß des Eemeinderats vom 16. Juli 1910 
ist die Anlage des fragt Weges bereits unter bestimmten 
Bedingungen gestattet worden, die der Antragsteller Levy 
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im Wesentlichen auch anerkannt hat. Letzterer Littet im 
eine Abänderung der Bedingung unter Ziffer 2, dahinge
hend, daß der Fuhrwerksverkehr für den Weg. ausgeschlossen 
werde. Weiter will Levy die Bedingung unter Ziffer 6, 
betr. die jederzeitige kostenlose Uebernahme des Weges durch 
die Stadt, nicht anerkennen und bietet für die Abtretung 
des zur Wegeherstellung erforderlichen Geländes den Preis 
von 8 M pro gru.

Gemäß Ziffer 7 der gestellten Bedingungen sind die 
Rechte Dritter vorbehalten und erhebt der Mittelschullehrer 
Harter mit Schreiben vom 27.12.10 nunmehr Einspruch 
gegeni die Anlage des Weges in der vom Gemeinderat ge
nehmigten Weise. Insbesondere schlägt derselbe vor, den 
Weg nicht dicht längs seinem Grundstück, sondern in min
destens 8 in Abstand von demselben vorbeizuführen. Die 
Kommission findet indessen die vorgebrachten Einwände und 
Forderungen für sehr übertrieben und kann sich nur dahin 
-aussprechen, daß längs dem Harter'schen Grundstück ein. 2 m 
breiter Geländestreifen freigehalten wird, an den sich der 
Weg anschließt. Der von Harter gestellten Forderung, daß 
Levy verpflichtet werden solle, zwecks Staubverhütung den 
Weg in Asphalt herzustellen, soll insoweit entsprochen wer
den, als die erste Herstellung in Teermacadam vorgenom
men und der Weg, sodann in der Folge alle 2 Jahre einmal 
wieder geteert werden solle. Alle übrigen Anträge von 
Harter werden abgelehnt.

Im klebrigen ist die Kommission mit Ziffer 2 des Levy- 
schen Antrags, betreffend den Ausschluß von Fuhrwerksver- 
kehr auf dem fragl. Wege, einverstanden, während alle übri
gen im Gemeinderatsbeschluß vom 16. Juli 1910 enthalte
nen Bestimmungen aufrecht erhalten bleiben sollen."

Der Gemeinderat erklärt sein Einverständnis 
dazu, daß Ziffer 2 des Gemeinderatsbeschlusses vom 8. Juni 
1910 in der von der B a u kommission vorgeschl a- 
g enen Weise abgeändert wird, beschließt jedoch, daß 
die ü b r i g e n an die Veräußerung des fragt, Gsländestrei- 
fens geknüpften und in den: vorerwähnten Beschluß ent
haltenen Bedingungen aufrecht erhalten bleiben.

Bezüglich, des Einspruchs des Mittelschullehrers Harter, 
beschließt der Gemeinderat dem Vorschläge der Vaukommis- 
sion entsprechend, daß die von dem Güterhändler Levy an- 
Zulegende Privatstraße in einer Entfernung von 2 Metern 
von dem Harter'schen Anwesen zur Durchführung gelangt. 
Der Antrag der Baukommission, p. Levy zur Pflicht zu 
machen, die Privatstraße in Teermacadam herzu
stellen und dieselbe alle 2 Jahre erneut zu teeren, wird 
a b g e l e h n t.

12. Anträge Leclerc und Haase.
Bei der baupolizeilichen Abnahme des Neubaues Le- 

clere an der Hildegardstratze, sowie des Neubaues Haase an 
der Briqeriestraße, hat sich herausgestellt, daß den Vorschrif
ten der Bauordnung zuwider, die Waschküchen anstatt 2,5ö 
Meter Höhe, in ersterem Neubau nur 2,10 Meter, in letz
terem 2,30 Meter Höhe haben. Die Waukommission hat mit 
Rücksicht darauf, daß bei beiden Neubauten die Grund
wasserverhältnisse ungünstige sind und bei beiden Wasch' 
küchen trotz der nicht genügenden Höhe, die Luft- und Licht
zufuhr als hinreichend bezeichnet werden kann, empfohlen, 
die festgestellte, vorschriftswidrige Bauart 
nachträglich zu genehmigen.

Der Gemeinde rat beschließt dem Anträge der 
Baukommifsion entsprechen d.
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13. Nachtragskredit für Herstellung des neuen 
Meßplatzes.

Der Vorsitzende führt aus, daß für die Anlage des neuen 
Meßplatzes am Karolingerring vom Gemeinderat ein Kre
dit von 28 000 -N bewilligt worden ist, wahrend nach einer 
vom Stadtbauamt gemachten Ausstellung die Eesamtherstel- 
lungskosten des fragl. Platzes sich auf 33 956,06 »ü belaufen. 
Die entstandere Ueberfchreitung von 5956,06 ist darauf 
zurückzuführen, daß infolge der nachträglich in Aussicht ge
nommenen Aenderung des Meßplatzplanes mehr Auffüllma- 
terial benötigt wurde, als im Voranschlag vorgesehen wor
den war. Bei den Abtragsarbeiten zur Gewinnung der zur 
Einfüllung in die vorhandenen Wallgräben erforderl. Vo- 
denmassen hat sich außerdem mehr Mauerwerk vorgefunden, 
als das Vauamt angenommen Hatte und vorauszusehen war. 
Die Ueberfchreitung ist ferner dadurch verursacht worden, 
daß das für den Ausbau des Meßplatzes und des Karolinger- 
Rings benötigte Packmaterial erst aus den umliegenden 
Wallgräben herausgeschafft werden mußte. Durch die Be
willigung des Kredits für die Ueberschreitung wird eine 
Belastung des Budgets nicht hervorgerufen., da der angefor- 
dette Betrag aus Ersparnissen in Höhe von 6000 welche 
im verflossenen Jahre bei Durchführung verschiedener Bau- 
arbeiten erzielt worden sind, gedeckt werden kann. Schließ
lich sei noch darauf hingewiesen, daß die Kreditüberschrei- 
^>ng dem späteren Weiterausbau des neuen Meßplatzes zum 
Teil zugute kommen wird und die Ueberschreitung eigent
lich nicht so groß sei, wie sie ziffernmäßig heute erscheint.

In der nunmehr erfolgenden lebhaften Debatte wird 
bemängelt, daß der vom Bauamte 'ausgestellte Voranschlag 
oö Cbm. Mauerabbrüche Vorsicht, während tatsächlich' 800 
^bm. Mauerwerk abgebrochen worden seien. Gin Unter- 

dieser Höhe hätte sich unter keinen Umständen er- 
Ssben dürfen. Ein Mitglied weist darauf hin, daß nach den 
-planen über die Herstellung des neuen Meßplatzes die Ab- 
schnung, aus welcher sich die Ueberschreitung ergibt, richtig 
im, daß jedoch die Abnahmekommission, welche die Abroch- 

geprüft habe, für die Ausführung sämtlicher in der 
Abrechnung aufgeführten Mehrarbeiten keine Garantie 
übernehmen könne. Das fragl. Mitglied rät jedoch von

Nachprüfung der Mauerabbrüche durch Herstellung von 
ürobelöchern mit Rücksicht auf die entstehenden hohen 
ssbsten ab. Ein anderes Mitglied betont, daß die Baulei- 
..5 bei Feststellung der Notwendigkeit von Mehrarbeiten 
w Verwaltung sofort hätte aufmerksam machen müssen, 

lick?^ .Baukommission zur Sanctionierung der erforder
ten Maßnahmen Hätten eingeladen werden können. Red- 

ar pittet die Verwaltung, dahingehende Anweisung zu er- 
arlZukunft das Vauamt bei sämtlichen Bau- 
od? sr"' eine Ueberschreitung der Kostenvoranschläge

-ilngebote zur Folge haben, dem Bürgermeister sofort 
?bezügliche Meldung erstattet, damit möglichst die An- 

i»i 5*ung von Nachtragskrediten für Ueberschreitungen ver- 
von werden, es sei denn, daß dieselben schon im Voraus

"er Bau- oder Abnahmekommission als erforderlich an- 
"nnt und gutgeheißen worden sind.

di Vorsitzende teilt mit, daß er bereits wiederholt 
si^„^ugliche Anweisungen dem Bauamt erteilt habe, und 

b rt nochmals scharfe Maßnahmen zu.
Eemeinderat bewilligte hierauf den 

'orderten Nachtragskredit von 5965,06 Zl.

14. Nachtragskredit zur Ausführung von 
Kartier ungsarbeiten.

Die von dem Herrn Direktor der direkten Steuern über
mittelten, für die Herstellung des Bebauungsplanes der 
Stadt Diedenhofen bestimmten Blätter .deren Kartierung 
dem Vermessungstechniker Wilhelm Royer übertragen wor
den ist, sind nur mit einem Quadratnetze, ohne Liniennetz- 
kartierung, eingegangen. Durch die Kartierung des Linien
netzes ist dem p. Royer eine wesentliche Mehrarbeit entstan
den, sodaß derselbe nicht in der Lage war, die ihm übertra
genen Kartierungsarbeiten innerhalb der bestimmten Frist 
fertigzustellen, p. Royer hat erklärt,, bis zum 15. März d. I. 
die sämtlichen Arbeiten bestimmt fertigstellen zu können. 
Es wird daher die Gewährung eines weiteren Kredits von 
220 pro Monat für die Zeit bis zum 15. März d. I. er
forderlich, dessen Bewilligung der Vorsitzende beantragt.

Der Gemeinderat beschließt entsprechend.

15, Errichtung zweier öffentlicher Telefonzellen.
Die Firma Töller in Frankfurt a. M. hat die Geneh

migung nachgesucht, in Diedenhofen zwei öffentliche Telefon
zellen, die gleichzeitig mit Automaten zum Verkauf von 
Briefmarken, Gelegenheit zum Schreiben bieten und zur 
Anbringung von Reklameschildern und öffentl. Bekannt
machungen pp. dienen, errichten zu dürfen. Die Baukommis
sion befürwortet die Aufstellung zweier solcher Telefonzellen, 
und zwar auf dem Metzertorplatz sowie dem Luxemburger
torplatz. Sie empfiehlt mit Rücksicht auf die Gemeinnützig
keit der Zellen als Platzmiete lediglich eine Anerkennungs- 
gebühr zu erheben.

Der Eemeinderat genehmigt die Aufstellung 
der beiden Telefonzellen und setzt als Platzmiete eine An- 
erkennungsgebühr von je 3 pro Jahr fest. Als Platze für 
die Aufstellung der beiden Zellen werden bestimmt, das 
kleine Dreieck vor dem Hause Nilles auf dem Luxemburger- 
torplatz, sowie ein geeigneter Platz in der Nähe des Hauses 
Fram.ois, an der Gabelung der Ueckinger und der Hayinger 
Straße in Veauregard. Falls die Aufstellung einer dritten 
Zelle gewünscht wird, so soll für diese der Metzertorplatz in 
Aussicht genommen werden.

16. Privatstraße Stoll.
Die Baukommission hat in ihrer Sitzung vom 12. Ja

nuar folgenden Bericht erstattet:
„Durch die Gemeinderatsbeschlüsse vom 7. Juni 1909 

und 19. Dezember 1910 sind bereits die Bedingungen fest
gesetzt worden, unter denen die Anlage und Bebauung der 
fragl. Privatstraße erfolgen kann. Unter anderem wurde 
durch Ziffer 8 des Eemeinderatsbeschlusses vom 7. Juni 1909 
bestimmt, daß alle Verpflichtungen der Gesuchsteller auf de
ren Kosten durch notariellen Akt vor Erteilung der bau
polizeilichen Erlaubnis festgelegt und anerkannt, und soweit 
angängig, in das Grundbuch eingetragen werden müssen.

Die Aufstellung dieses notariellen Aktes erfordert aber 
nicht allein hohe Kosten, sondern stößt auch bei der Unent- 
schlossenheit der in Betracht kommenden Grundstücksbesitzer 
auf große Schwierigkeiten. Da aber die Verantwortlichkeit 
der Stadt genügend gesichert erscheint, wenn von den An
tragstellern der Nachweis erbracht wird, daß die Zugäng- 
lichkeit des Baugrundstücks entsprechend 8 9 der städt. Bau
ordnung durch eine mindestens 3 Meter breite Zufahrt dau
ernd gesichert ist, so ist die Kommission der Ansicht, daß die
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Bauerlaubnis unter Vorbehalt des Nachweises dieser Zu- 
gänglichkeit erteilt werden kann, entsprechend dem zur Vor
lage gebrachten Bauerlaubnisschein."

DerEemei n d ernt nach kurzer Debatte erhebt dre 
Vorschläge der B a u k o mm i s s i o n zum Be- 
s ch l u ß und ersucht die Verwaltung, genau daraus zu achten, 
bezw. dahin zu wirken, daß die Vaufirma Stoll die von ihr 
zu erbauenden Häuser in der richtigen Lebauung splananäßi- 
gen Höhe errichtet.

17. Veräußerung von Baugelände.
Seitens eines Liebhabers wird der Erwerb des Bau

platzes t im Vaublock 4, mit einem Flächeninhalt von 3,31 
Ar und 18 Metr Front, welcher auf die Mühlenstraße stößt, 
gewünscht und um Festsetzung des Kaufpreises gebeten.

D e r E emeinderat, auf Antrag des Borsitzenden, 
die Dringlichkeit der Angelegenheit anerkennend, setzt den 
Preis des fragl. Baugrundstücks auf 11 -K pro giu fest und 
ermächtigt den Vorsitzenden, bei Annahme dieses Preises 
durch den Liebhaber, das Uebergobotsverfahren einzuleiten 
und die Veräußerung des Bauplatzes unter den üblichen Be
dingungen zu beurkunden.
18. Ausbau der Realschule beim Gymnasium zur 

Oberrealschule und Errichtung einer Strafkammer
Der Vorsitzende berichtet, daß die Spezialkommission die 

Veranstaltung einer Enquete empfiehlt, durch welche die 
Stellungnahme der übrigen Gemeinden der Kreise Dieden
hofen Ost und West zur Errichtung einer Stra f- 
kammer in Diedenhofen festgestellt werden soll. Gleich

zeitig bittet die Spezialkommission, die Herren Bürger
meister Berkenheier, Beigeordneter Haas und Mitglied Zimj 
mer zu beauftragen, die etwa im Interesse des Ausbaues 
der Realschule zur O b e r r e als chu l e und der Errichtung 
einer S tr a fkam m e r in Diedenhofen erforderlich erschei
nenden Schritte bei den zuständigen Abteilungen des Mi
nisteriums in Straßburg vorzunehmen. Zur Ausarbeitung 
der Petition Letr. den Ausbau der Realschule zur OLerreal- 
schule ist der Bürgermeister Berkenheier, zur Ausarbeitung 
der Petition Letr. die Errichtung einer Strafkammer, Bei
geordneter Haas bestimmt worden.

Der Eemeinderat auf Vorschlag des Vorsitzenden 
ermächtigt die in Vorschlag gebrachten Herren zur Vor
nahme der erforderlich erscheinenden Schritte mit der Maß
gabe, daß, wenn seitens des Kaiserl. Ministeriums der neue 
Kymnasiumbau für die Unterbringung der Klassen der 
Oberrealschule als nicht genügend groß bezeichnet werden 
sollte, dahingehende Zusicherungen gemacht werden dürfen, 
daß der Eemeinderat bereit sei, eine event, notwendig wer
dende Erweiterung des Eymuasiumbaues zu beschließen.

Zum Schlüsse führt Mitglied Dr. Kuborn Beschwerde 
darüber, daß die Eisenbahnverbindung von 
Diedenhofen nach E ro ß-M o y e u v re äußerst un
günstig sei. Er bittet die Verwaltung zwecks Abhilfeschaf
fung, bei den Eisenbahnbehörden vorstellig zu werden. Der 
Vorsitzende erwidert, daß es Sache der Handelskammer sern 
dürfte, in dieser Angelegenheit vorzugehen und seinem Da
fürhalten nach, etwaige Schritte einen Erfolg kaum ver
sprächen.

Schluß der Sitzung 7 Uhr 30 abends.



Bericht
über die

Gemein-eratsschung vom 6. Februar 1911
W«cHrnittcrgs 3'/? WHr.

»Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
dem Versitz des Bürgermeisters »Berkenheier die Beigeord
neten: »Walkowinski und Roth sowie die Mitglieder Cail- 
lour, Denz, Joh. Franck, Fran<,wis, Eoedert, Dr. Kuborn, 
Müller, Nouoiaire, Pfanschilling, Reuter, Richard, RLch- 
ling, Salomon, Schlitz, Steimetz, Wehrmann, Zimmer. Mit
glied Heinrich Frank erscheint später.

Entschuldigt Beigeordneter Haas, Stadtrat Dr. Meder- 
nach und Christian.

Schriftführer: Mitglied Franoois.
Außerdem wohnten der Obersekretär Klam und der Se

kretär Hombourger der Sitzung bei.

Tagesordnung:
1. Mitteilungen.
2. Aenderung bezw. Ergänzung der Satzung über die 

Erhebung einer Grundwertabgabe.
3. Ernennung einer Kommission in der Angelegenheit 

betr. Einreihung der Garnison Diedenhofen in eine 
höhere Servisklasse.

4. Ernennung einer Kommission zur Vorbereitung der 
Einweihung des Gymnasiums.

5. Ueberlassung des »alten »Rathaussaales für die Veran
staltung von 4 Vorträgen.

6. Festsetzung einer Witwenpension.
". Weiterbewilligung einer Freistelle an der höheren 

Mädchenschule.
8. Kasernierungskostenbeitvag.
9. Veräußerung von Baugelände.

10. Einführung von Schlachtvieh aus Frankreich.
ll - Antrag des Schützenvereins auf Erlaß einer Gebühr.
1- Gesuch des Carneoalvereins Heuschreck um Vewilli- 

Oung eines Beitrages zu einem Maskenzug.
13. Jahresrechnung der Gemeinde.

^Eistützung der Elsaß-Lothr. Gemeindezeitung.
io. Begutachtung von Baugesuchen.
10- Antrag auf Verlängerung einer Vaufrist.
" Herstellung eines Trottoirs auf der Westseite der 

Hayinger Straße.
? Vorsitzende stellte die Anfrage, ob gegen die Fas- 

?es Sitzungsberichtes vom 19. Dezember 
' ro Einwendungen erhoben würden.

d,- -b erhebt sich kein Widerspruch und ist daher 
fragt. Protokoll angenommen.

1. Mitteilungen.
Ein.?) Mitglied Röchling bittet sein Fernbleiben aus der 
j, 31 ug vom 19. Dezember nachträglichzu e n t s ch u l- 

ö e n, da ihm die Einladung zu der fragt. Sitzung erst 

am Sitzungstage iir einem Kurort zugestellt worden ist und 
er daher nicht in der Lage war, sich vor der Sitzung schrift
lich zu entschuldigen.

Der Gemeinderat ist einverstanden.
b) In einer Reihe von Sprechsaalartikeln wird »an der 

Beschlußfassung des Gemeinderats, durch welche die Uebe r- 
lassung des R a t h a u s s aa l e s an den Carneval- 
verein Heuschreck zur Abhaltung eines Masken
balles abgelehnt worden ist, Kritik geübt. Der Vor
sitzende führt auf diese Artikel bezugnehmend aus, daß die 
der Verwaltung zum Vorwurf gemachte zeitweise Ueber- 
lassung des fragt. Saales an den Verein für lothr. Geschichte 
und Altertumskunde sowie an den Konzertoerein zur Ab
haltung von Konzertproben, durch Gemeinderatsbeschluß, 
und zwar im allgemeinen Interesse erfolgt ist, sowie daß 
diese Vereine durch ihre wissenschaftlichen und künstlerischen 
Darbietungen dazu berufen seien, die Stadt Diedenhofen 
zum geistigen Mittelpunkt ihrer ganzen Umgebung und ins
besondere des Fentschtales zu machen. Dieselben verdienten 
daher zweifellos, daß die Stadtverwaltung ihre gemein
nützigen Bestrebungen unterstütze. Im übrigen sei es ver
fehlt, den Versuch zu machen, diese künstlerischen und wissen
schaftlichen Vereine mit den anderen -hierselbst bestehenden 
Korporationen auf eine Stufe zu stellen. Auch dem neuge
gründeten. Vortragsverband, der sich zur Aufgabe mache, eine 
Serie von populär-wissenschaftlichen Vorträgen zu veranstal- 
ten, beabsichtige er den Rathausfaal zur Verfügung zu stel
len, da der erste Vertrag sehr großen Beifall gesunden habe 
und von vielen auswärtigen Damen und Herren besucht ge
wesen sei! er bitte daher auch diesem Verbände wie oben
genannten beiden Vereinen den Saal incl. Heizung und 
Beleuchtung nach wie vor zur Verfügung stellen zu dürfen. 
Was die Ueberlassung des Rathaussaales zur Abhaltung 
von Armenbällen an.gehe, so sei dies seit langen Jahren 
Sitte gewesen und haben diese Bälle in der Regel, teilweise 
sogar erhebliche Beträge zu Gunsten der städt. Armenkasse 
abgeworfen. Wenn auch der in diesem Jahre abgehaltene 
Armenball, der auf die Einwirkung besonders ungünstiger 
Umstände hin einen schlechten Besuch aufzuweisen gehabt 
habe, nur einige Mark Ueberschuß ergeben habe, so könne 
derselbe für die Armenbälle im allgemeinen nicht als aus
schlaggebend hingestellt werden.

Der Ge m einderat schließt sich den Ausführungen 
des Vorsitzenden an und betrachtet die Angelegenheit als 
erledig t.

<-) Der Carnevalverein Heuschreck hat den Gemeinde- 
rat zu seiner 3. Damensitzung am 12. d. M. eiegeladen, wo
von der Eemeinderat Kenntnis nimmt.

6) Ingenieur Karl Freudenberger klagt in einem 
Schreiben an die Stadtverwaltung über die mangelhafte 
Beleuchtung des B u r g u n d e r r i n g s. Hieran 
anschließend werden» aus Gemeinderatskreisen gegen die Be
leuchtung im allgemeinen Beschwerden »aller Art erhoben, 
die mit obigem Schreiben der B au ko m mi ssi o n zum 
Studium und zur Begutachtung überwiesen werden.

e) Das »Militärbauamt Metz II hat durch» Schreiben vom 
21. Januar — J.-No. 341 — den Abbruchder alten 
F estungs m »a u e r hinter den Hangars V »und VI ge
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nehmigt unter der.Bedingung, daß die Niederlegungsarbei- 
ten ordnungsmäßig ausgeführt und die zu schaffenden Bö
schungen im Steigungsverhältnis von 1:1^ abgeglichen und 
durch Ansäen und Einpflanzen von Quecken pp. gesichert 
werden.

k) Seitens des Verbandes für Armenpflege und 
W o h l t ä t i g k e i t in Straßburg ist ein Rundschreiben er
gangen, welches die Erhebung statistischen Materials über 
das W an derarmcn wesen zum Gegenstand hat. Die 
erforderlichen statistischen Angaben für die Gemeinde Die
denhofen sollen vom Armenrat, dem Polizeiamt, dem 
Obdachlosenasyl und der Arbeitsnachweisstelle ermittelt 
werden. Die gemachten Erhebungen werden voraussichtlich 
zur Folge haben, daß für die Fürsorge der zahlreichen Wan- 
derarmen, der Gemeinde Diedenhofen aus Landesmitteln 
ein entsprechender Zuschuß bewilligt werden wird.

8) Durch Erlaß des Kaiser!. Ministeriums vom 29. De
zember 1910 — O. S. 11163 — ist die Lurch Gemeinderats- 
beschlutz vom 6. Dezember vorgenommene Erhöhung 
der Schulgeldsätze an der städt. höh. Mäd
chen s ch u l e genehmigt worden.

ll) Am Montag den 30. Januar d. I. hat in Straßburg 
auf Einladung des Ministeriums für Elsaß-Lothringen eine 
Konferenz stattgefunden, in welcher, nachdem die Kanalisie- 
rung der Mosel und der Saar von der preuß. Regierung -auf
gegeben worden, die Frage der Kanalisier u n g 
der Mosel von Metz n a ch D i e d e n h o f e n zur Er- 
örterung gekommen ist. Anwesend waren als Vertreter der 
Stadt der Bürgermeister und der Beigeordnete Walkowinski, 
ferner die Vertreter der interessierten Gemeinden Straßburg 
und Metz, der Industrie, der Handelskammer und des Lan- 
desausschusses. Aus der Besprechung ist zu entnehmen, daß 
dank den Bemühungen des Landesausschußabgeordneten 
Zimmer die Regierung von Elsaß-Lothringen der Kanali-sie- 
rung der Teilstrecke der Mosel von-Metz nach Diedenhofen 
nähergetreten ist, und daß dieses Vorgehen voraussichtlich 
die Wiederaufnahme des fallengelassenen -Kanalisierungs- 
projekts der Mosel und der Saar durch Preußen zur Folge 
haben wird, falls die Kanalisierung der Teilstrecke Metz- 
Diedenhofen nicht.gelingen sollte.

Einführung von Schlachtvieh aus Frankreich.
Durch Erlaß des Kaiser!. Ministeriums vom 19. Januar 

d. Js. — IV 1109 — ist der von der Stadtverwaltung ge
stellte Antrag auf Zulassung der Einfuhr französischen 
Schlachtviehes in das Schlachthaus in Diedenhofen a b g e- 
lehnt worden. Anschließend an die -am 30. Januar d. Js. 
in Straßburg stattgefundene Besprechung über die Kanali
sierung der Mosel, ist auch eine Besprechung mit dem Refe
renten des Kaiser!. Ministeriums über die Schlachtvieh- 
einfuhr erfolgt und hat hierbei der in Frage kommende 
Ministerialrat die Zulassung der Einfuhr in Aussicht ge
stellt, wenn die Entladung des -einzuführenden Schlachtviehes 
derart erfolgen könnte, daß dasselbe mit den Viehmarkt
plätzen nicht in Berührung kommt. Diese Möglichkeit ist 
vorhanden, falls für die Entladung des Viehes eine fahr
bare Rampe von der Eisenhahnverwaltung zur Verfügung 
gestellt werden würde.

Der Gemeinde rat in Ansehung des Umstandes, 
daß die Schlachtvieheinfuhr einem dringenden Bedürfnis 
entspricht, stellt der Verwaltung den zur Beschaffung einer 
event, notwendig werdenden fahrbaren Entladerampe er
forderlichen Kredit zur Verfügung und beauftragt den Bür
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germeister, zwecks Zulassung der Schlachtvieh-einfuhr aus 
Frankreich, beim K-aiserl. Ministerium weiterhin vorstellig 
zu werden.

Verlegung des Dienstag-Wochenviehmarktes in Haq- 
ingen auf einen andern Tag.

Die Bestrebungen der Stadtverwaltung, eine Verlegung 
-des Hayinger Dienstags-Wochenviehmarkttages herbeizu- 
führen, haben eine Besprechung zur Folge gehabt, die unter 
dem Vorsitz des Herrn Vezirkspräfidenten Grafen von Zep
pelin-Aschhausen, in Anwesenheit der Herren Kreisdirek
toren von Diedenhofen- Oft und -West, der Bürgermeister 
und Tierärzte der Städte Diedenhosen und Hayingen, sowie 
einer Unzahl von interessierten Viehhändlern und Metzgern 
am 2. d. Alts, im Stadthause in Diedenhofen stattfand. 
Die berechtigten Wünsche der Stadt Diedenhofen, -als der 
älteren Inhaberin des Dienstag-Wochenviehmarktes, die 
auf eine Verlegung des Hayinger Dienstag-wochen-viehmark- 
tes auf Mittwoch hinzielen, find bei den Vertretern von 
Hayingen auf starken Widerstand gestoßen. Ein Vorschlag 
des Herrn Bezirkspräsidenten, den Beginn des Hayinger 
Dienstag-markt -auf nachmittags 1 Uhr zu -verlegen, wurde 
von denselben Herren -abgelehnt. Die Absicht, den Dieden- 
hofener Die-nsdagsmarkt früh am Morgen, den Hayinger 
dagegen um 11 Uhr vormittags beginnen zu lassen, dürfte 
für Diedenhofen kaum einen praktischen Wert besitzen. Sei
tens des- Herrn Bezirkspräsidenten ist eine nochmalige Prü
fung der Angelegenheit zugesichert worden.

Auf Antrag des Beigeordneten Walkowinski, welchem 
sich der Vorsitzende anschließt, beschließt der Ge
meinde rat die -Verwaltung zu ermächtigen, falls die 
Wünsche der Stadt Diedenhofen nicht zum mindesten in der 
Weise Berücksichtigung finden, daß der -Hayinger Dienstags
markt auf nachmittags 1 Uhr verlegt wird, beim Kaiserlichen 
Ministerium entsprechende Schritte einzuleiten.

Beleuchtung der Bergschule mittels elektrischen 
Stromes.

Der Bergmeister Herr Dr. Kohl-mann -hat im Auftr-age 
des Kaiser!. Ministeriums bei der Stadtverwaltung unge
fragt, ob dieselbe bereit sei, die für Beleuchtung der Berg- 
schule erforderliche elektrische Energie, welche einen Aufwand 
von c-a. 50 -ü pro Jahr verursachen würde, auf städt. Kosten 
zu übernehmen.

Der Eemeinderat die Dringlichkeit der Angelegen
heit -anerkennend, lehnt den gestellten Antrag a b.

Haushaltsetat des Gymnasiums pro 1911.
Der Kaiserliche Oberschulrat hat durch Erlaß vom 18. 

Januar 1911 — O. -S. 525 — den vorgelegt-en Haushalts
etat des Gymnasiums, in Einnahmen und Ausgaben -mit 
11 302,08 -ü abschließend, gutgeheißen und nach Zustimmung 
durch den Eemeinderat, dessen Ausnahme in das Eemeindi'- 
budget anheimgestellt.

Der Oberschulrat bemerkt, daß hinsichtlich der Abgangs 
stellung des Beitrags zu den persönlichen Ausgaben- der 
Realschulabteilung — Titel Ib Nr. 13 des Etatsentwurfs ' 
die Entscheidung bis zur Feststellung des Landeshaushalts
etats für das Rechnungsjahr 1911 vorbehalten bleibe, -da die 
Motivierung zu dieser Nummer der aus dem Vertrag -nnt 
der Stadt Diedenhofen folgenden Verpflichtung widerspreche.

Der Eemeinderat nach Anerkennung der DriE 
lichkeitssrage, genehmigt den vorgelogten Entwurf und 
beschließt dessen Einstellung in das -Gemeindebudget.
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Auf Antrag des Mitgliedes Dr. Kuborn wird 
Punkt 13, Jahresrechnung der Gemeinde 

zuerst beraten.
Mitglied Dr. Kuborn als Berichterstatter der zur Prü

fung der Jahresrechnung ernannten Spezialkommission ver
liest den die Prüfu-ngsbemerkungen enthaltenden Bericht.

Abschluß.

Die Ist-Einnahmen betragen

Die Ist-Ausgaben betragen

Mithin Bestand

Bei der budgetmäßige» Verwaltung :

hinzu die Einnahmereste

Summe

ab die Ausgabereste 

ergibt sich Zu Ueberschuß von 

Davon ab der eiserne Bctricbsfvnd 
mit

Bleibt Ucberschuß

Für das Rechnungsjahr 1909 
ergibt sich ein reiner Ucbcr- 
ichuß, welcher verfügbar ist von

Außerbudget- 
mäßigc 
Beträge

! d,

Budget
mäßige 
Betrüge

1042091

959319

25

47

203159

218104

92

75

82771

562217

78

62

14944 83

Ausgabe- 
llberschuß

644989

492923

40

28

152066 12

152066

152066

12

12

Der Eemeinderat nach Anhörung der Prüfungsbemer- 
ungen und der vom Bürgermeister abgegebenen Aufklärun- 

faht folgenden einstimmigen Beschluß: Gegen die Rech- 
Mg und die vorgekommenen Kredit-Ueberschreitungen 

rden keine E i n w e n d u n g e n erhoben.
Aenderung bezw. Ergänzung der Satzung über 

die Erhebung einer Grundwertabgabe.
.m Bei Einschätzung für die Grundwertabgabe in der Ge- 
. Diedenyofen sind von dem in der Ortssatzung be- 
ein Gelände eine größere Anzahl Grundstücke, die bei 

Berücksichtigung der Gelände bis zu einer Tiefe von 
sen E^rn noch hätten besteuert werden sollen, ausgeschlos- 
niM^^L ' ^e hinter anderen Grundstücken lagen und 
nicht o E die Straße stießen und daher als Baugelände 
einn i" Frage kamen. Andere wurden als geeignet 
Auss"n^"' ist zunächst gemäß Artikel 12 Abs. 1 der 
! !M u gs b e st imm un g e n zu dem Gesetze vom 14. Dezember
Nist,, er die Grundwertabgabe vom 29. Dez. 1909 durch den 
derun ^^ster ein Beschluß des Eemeinderats über die Aen- 
schlnn^ v ^rtssatzung sowie die Genehmigung dieses Be- 

!>es durch das Kaiser!. Ministerium herbeizuführen.

Nach einer Mitteilung des Katasterkontrolleurs Seyfert 
sind nach den Vorschlägen des Steuerausschusses bei der Ein
schätzung zur Grundwertabgabe ausgeschlossen worden:

Die von der Stadt verkauften Bauplätze; ferner 
die Parzellen Sect. B Nr. 182, 192. 202v. 202p. 245—247. 
270—274. 286—290. 444—456. 654—666. 669. 679—689. 
692—694. 728—730. Sektion D Nr. 359p, 360p, 972 p (Pri- 
vatftraße des Bauvereins am Masserturm) 1069. 1099p 
(Privatstiaße Denz hinter der Wirtschaft Payotte) 374p. 
391p. 392p 457v 458v 459 682—684. 691 723—725. 776— 
790. 784—786. 791—800 bis 807—811. 816. 898—903.

Dagegen wurden neu als Jndustriegelände zur Be
steuerung herangezogen die nachbezeichneten Parzellen: die 
ganze Gewann Mardt und das Gelände hinter der Gasan
stalt, zwischen, der Hayingerstr. einerseits und dem Leydtweg 
und der Fentsch andererseits, und zwar die Parzellen Sek
tion D Nr. 232—244. 250 bis 252 bis 253 bis 254—262. 
254 bis 326—331. 339—349. 365. 367. 369. 371. 33p 34p 
351—354. 361 460p 461. 1209—1212. 1216—1229.

Der Eemeinderat auf Antrag, des Steueraus- 
schusses beschließt, die vorgeschlagene Aenderung des vom 
Kaiserlichen Ministerium unterm 9. April 1910 genehmig
ten Eemeinderatsbefchlussss vom 15. Februar 1910 und er
mächtigt den Bürgermeister zum Erlaß der abgeänderten 
Ortssatzung.

3. Ernennung einer Kommission in der Angelegenheit 
betr. Einreihung der Garnison Diedenhosen

in eine höhere Seroisklasse.
Unter Bezugnahme auf die an das Kaiserliche Mi

nisterium gerichtete Eingabe, zwecks Einreihung der Ge
meinde Diedenhofen in die Seroisklasse V. ersucht der 
Herr Kreisdirektor in Diedsnhofen-Ost um Anfertigung und 
Borlage zweier Nachweifungen entsprechend von ihm 
eingesandter Muster. Der Vorsitzende führt aus, daß es 
im Interesse der Sache liege, daß die vorgelegten Nachwei- 
sungen peinlichst genau ausgefüllt werden und bittet um 
Ernennung einer Kommission, welcher diese 
Arbeit übertragen werden soll.

Der Eemeinderat ernennt eine Kommission 
bestehend aus den Herren Goedsrt, Dr. Kuborn, Nouviaire, 
Salomon, Steimetz und Zimmer. Der Vorsitz in der Kom
mission wird dem Herrn Beigeordneten Walkowinski 
übertragen.

4. Ernennung einer Kommission zur Vorbereitung 
der Einweihung des Gymnasiums.

Der Vorsitzende führt aus, daß der neue Gymnasium- 
neubau seiner Vollendung entgegengehe, und daß es sich 
empfehle, zwecks Vorbereitung der Einweihungsfeierlichkeit 
des Neubaues eine K o m miss i o n zu ernennen. Es müsse 
dahin gestrebt werden, daß gleichzeitig mit der Schlußfeier 
des Gymnasiums die Einweihungsfeierlichkeit des neuen 
Gebäudes abgehalten werden könne.

Auf Vorschlag de s Vorsitzenden werden in 
die Kommission zur Vorbereitung der erwähnten Feierlich
keit gewählt: die Herren Kreisdirektor Dr. Ullersper- 
ger, Vorsitzender der Schulkommission des Gymnasiums, 
Eymnasialdirektor Dr. Möllers, die Mitglieder der Schul- 
kammission des Gymnasiums, Haas, Dr. Kuborn, Wehrmann, 
die Beigeordneten Walkowinski, Roth, und die Mitglieder 
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des Gemeinderats Zimmer -und Dr. Medernach. Außerdem 
soll dem Verein ehem. Schüler des Gymnasiums die Ernen
nung von 1—2 Mitgliedern in die frgl. Kommission über
lassen bleiben.

5. Ueberlassung des alten Rathaussaales für 
die Veranstaltung von 4 Vorträgen.

Zur Veranstaltung von 4 populärwissenschaftlichen 
Vorträgen in Diedenhofen und zwar am 4. Februar, 17. 
Februar, 21. März und Mitte April, hat sich ein Vortrags- 
v er ban d gebildet, der in Anbetracht des von ihm verfolgten 
gemeinnützigen Zweckes zur Veranstaltung -er Verträge 
-um kostenlose Ueberlassung des alten Rathaussaales, ein
schließlich dessen Beleuchtung und Heizung, Lei der Stadt
verwaltung vorstellig geworden ist. Die Reinigung des 
Lokals wird auf Kosten des Vortragsverbandes erfolgen. 
Der Vorsitzende bittet dem Antrag zu entsprechen, und er
sucht gleichzeitig, nachträglich die von ihm im Benehmen 
mit mehreren -Gemeinderatsmitgliedern genehmigte Be
nutzung des Saales am 4. Februar, gutzuheißen.

Der Gemeinderat beschließt dem Anträge 
des Vorsitze n d e n entspr e ch e n d.

6. Festsetzung einer Witwenpension.
Der am 16. Januar d. Js. verstorbene pens. Oktroivor- 

steher Kremer hat seit dem 1. Aug. 1901 ein Ruhegehalt von 
900 bezogen!, welches in Höhe von 536,48 aus -Mitteln 
der ehem. Pensionskasse für die stäkt. Beamten und Ange
stellten und im Betrage von 363,52 M als Pensionsgulage 
aus Mitteln der Stadt, entrichtet worden ist. Nach dem 
alten Pensionskassenstatut hat die Witwe des Verstorbenen 
Anspruch -auf ein Drittel dessen Pension, also auf einen Be
trag von 300 -tt. Nach H 2 des Gesetzes vom 17. Mai 1907 
betr. die Hinterbliebenenfürsorge, welches bei Aufhebung 
der Pensionskasse auf die städt. Beamten und Angestellten 
anwendbar erklärt worden ist, würde der Witwe ein Pen- 
sionsanspruch von 342 zustehen. Der Vorsitzende erläu
tert, daß p. Kremer längere Zeit nur eine minimale Pen
sion bezog, während Beamten, die ihm s. Zt. unterstellt wa
ren, heute höhere Ruhegehälter beziehen. Es erscheine 
daher angebracht, bei Zumessung der Witwenpension, beson
deres Wohlwollen walten zu lassen. Er beantragt, die 
Witwenpension ausnahmsweise auf 500 M pro Jahr festzu
setzen.

Der G e m e i n d e rat beschließt gemäß dein Antrag 
des Vorsitzenden die Pension der Witwe Kremer auf 500 -N 
pro Jahr festzusetzen.

7. Weiterbewilligung einer Freistelle an der 
höheren Mädchenschule.

Durch Gemeinderatsbeschluß vom 1. März 1909 ist der 
nunmehr 13jährigen Marie Wegel, vorläufig auf die 
Dauer von 2 Jahren, d. i. bis 31. März 1911, eine Freistelle 
an der höh. Mädchenschule gewährt worden. Die Mutter 
der Schülerin bittet um Weiterbewilligung Der frgl. Frei
stelle.

Der E e m e i n d erat mit Rücksicht darauf, daß die 
Familienverhältnisse der Witwe Wegel, welche bei der Be
schlußfassung vom 1. März 1909 mitbestimmend gewesen 
sind, heute noch dieselben sind, und die Schülerin der Ge
währung einer Freistelle würdig ist, beschließt die Weiter
bewilligung der Freistellen auf 2 Jahre, d. h. bis einschließ
lich 21. März 1913.

8. Kasernierungskostenbeitrag.
Der V orsitze n d e führt aus, daß er entsprechend der 

ihm vom Gemeinderat durch- Beschluß vom 19. Dezember 
1910 erteilten Ermächtigung über die Frage der Weiterzah
lung der Kasernierungskoftenbeiträge, von Herrn Rechts
anwalt Weck hierselbst, ein die Materie behandelndes, ein
gehendes juristisches -Gutachten cingefordert und erhalten 
habe und erläutert dasselbe in großen Zügen. Das frgl. 
Gutachten schließt mit der Ausführung:

„Die Gesetzgebung über die Verpflichtung zur Zah
lung der Kasernierungskostenbeiträge steht 'im Wider
spruch mit der Reichsverfassung und dem die Materie 
„der Friodmsleistungrn erschöpfend regelnden Gesetze 
„vom 25. Juni 1868 bez-w. 14. Juli 1871 und ist infolge
dessen -als aufgehoben zu erachten. Ein Verpflichtung 
„der Stadt Diedenhofen zur Weit-ercnt-richtung besteht 
„daher nicht."

Der Gemeinderat, im Hinblick auf die Ausfüh
rungen des Gutachtens des Herrn Rechtsanwalts Weck mni 
18. Januar d. Js., beschließt nach wie vor bei feiner Wei
gerung, Kasernierungskostenbeiträge zu bezahlen, zu 
beharren und ermächtigt den Bürgermeister, seinen ab
lehnenden Standpunkt den Regierungs- und Militärbehör
den zu übermitteln.

9. Veräußerung von Baugelände.
Der Eütsrhänd-ler Alfons Levy, Eigentümer einer 

99,41 Ar großen Eeländefläche auf Sektion Ä, Gewann Nie- 
derfeld, hat um Veräußerung zweier städt., - an sein Ge
lände anstoßender Geländeflächm von ca. 6,20 und 1,25 Ar 
Größe gebeten. Durch den beabsichtigten Erwerb der städt. 
Flächen will p. Levy sein Gelände bebauungsfähig gestalten. 
Er bietet einen Preis von 8 -N pro gm an.

Der G e meinderat v e r w e i st die Angelegenheit 
zur Prüfung und Begutachtung an die F i na nzko mmis- 
Pi o n und soll diese sich insbesondere darüber äußern, ob -die 
Stadtverwaltung Teile des fragt. Geländes veräußert, oder 
ob nur eine Veräußerung der gesamten Fläche erfolgen kann.

ich Der Liebhaber des Bauplatzes a im Baublock 38 Ecke 
der Hildegardstraße und Graf Heinrichstraße mit «einem 
Flächeninhalt von ca. 2,94 Ar, bietet bei Einräumung einer 
Baufrist von 3 Jahren einen Preis von 14,50 -N pro gw.

Der Eemeinderat auf Vorschlag des Vorsitzenden 
setzt bei Einräumung einer 3jährigen Beüauunasfrist den 
Kaufpreis auf 16 M pro gnr fest.

cch Derselbe Liebhaber wünscht den Bauplatz g- im Ba-u- 
block 38 mit einem Flächeninhalt von 3,31 Ar zu erwerben 
und bietet bei Einräumung einer 3 jährigen Baufrist einen 
Kaufpreis von 13,50 oll pro gm an.

Der Eemeinderat auf Antrag des Vorsitzenden 
setzt unter Einräumung einer 3jährigen Bebauunqsfrist den 
Kaufpreis «auf 14 -ll pro gm fest.

<1) Wieder derselbe Liebhaber wünscht den Bauplatz " 
im Baublock 37, Ecke der Hildegard-straße und Kaiser Wil
helm II-Promenade, mit einem Flächeninhalt von 6,05 D 
zu erwerben und bietet unter der Bedingung, daß ihm eine 
B-aufrist von 3 Jahren eingeräumt wird, einen Preis von 
14,50 M pro gnr.

Der E e m e i -n d e r a t auf Antrag des Vorsitzende", 
unter Einräumung einer 3jährigen Bebauungsfrist, setzt de" 
Kaufpreis des sragl. Platzes entsprechend dem gemachte" 
Anerbieten auf 14,50 -N pro ym fest.
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Der Gemeinderat ermächtigt ferner den Bür
germeister im Falle der Annahme der unter b, o und ü 
festgesetzten Preise, das Uebergebotsverfahren sinzuleiten 
und die Beurkundung der Verkäufe unter den üblichen Be
dingungen vorzunehmeii.

s) Die Mühlenb-esitzer F. u. P. -Nouviaire hier- 
selbst haben mit der Stadtverwaltung Verhandlungen über 
einen -Gelä n d e a u s t a u s ch bezw. den Erwerb einer 
städt. GMndefläche gepflogen. Da die von p. Nouviaire 
zu erwerbende Geländefl-nch-e in dcm noch nicht ausgebauten 
Teile der St. -Pe-tc-rstraße liegt, z. Zt. noch von dem mil. 
Exerzierfchuppen am Burgunderring überbaut ist, die Stadt 
also erst später in deren Besitz gelangen wird, und die Gebr. 
Nouviaire erst -nach Antritt des -Genusses der fragl. Fläche, 
deren Kaufpreis entrichten wollen, Gebr. Nouviaire übri
gens -auch nicht alle von der Baukommission an die Veräuße
rung der fragt. Fläche geknüpften Bedingungen annehm-en, 
beschließt der Gemeinderat die gemachten 
Tausch- und Erwerbsvorschläge der Gebr. Nouvi-air-e als z. 
Zt. verfrüht abzuweisen.

10. Einführung von Schlachtvieh aus Frankreich.
Ist bereits unter Mitteilungen enthalten.

11. Antrag des Schützenvereins aus Erlaß 
einer Gebühr.

Anläßlich des letztjähr. Schützenfestes ist die Erteilung 
der Erlaubnis zum Ausschank geistiger Getränke in dem 
auf dem Schiitzenplatze errichteten Schankzelte davon abhän
gig gemacht worden, daß der Schlltzenverein den von ihm zu 
vereinnahmenden Betrag für Vergebung der Aus-schankkon- 
Zefsion auf dem Schützenplatz, in Höhe von etwa 300 ->l, -an 
die Stadt abführt. Der Oberschützenmeister Hat sich s. Zt. 
hierzu bereit erklärt. Auf die verschiedenen Ersuchen der 
Verwaltung, die Zahlung des vereinbarten Betrages von 
-M cü -an die Stadtkasse zu leisten, hat zunächst der -Schützen
verein nicht geantwortet und -nunmehr, nachdem die Stadt- 
sasse mit der Eintreibung des Betrages beauftragt worden 
>!t, durch Schreiben vom 19. 1. d. Js. -Er laß des mehrfach 
"wähnten Betrages beantragt. Der Schützenverein ver
kitt in seinem -Anträge -auf Erlaß des Betrages die Auffas- 
Mg, daß er den zur Verfügung gestellten Platz fur^eineu 
Betrag von 100 0l gemietet habe -und dahe-r^^r Entrich
tung der nachträglich festIesetzten und eingcfor-derten Sum- 
>ne von 300 -tt, für ErteLung einer Schankerlaubnis, nicht 
verpflichtet fei. '

In der nunmehr erfolgenden Debatte wird einerseits 
tie Ablehnung des Niederschlagungsantrages, andererseits 
tesfen Annahme empfohlen. Ein -Mitglied -weist darauf 
mn, daß der Schützen-verein von dem Inhaber der Schank- 
wnzession auf dem Schiitzenplatze erst einen Betrag von ISO 
A vereinnahmt habe und daß der Verein für den Rest klag
bar vorgehen müsse. Mitglied D r. K ubor n beantragt 
ivdann, von dem -Schützenverein den von demselben verein- 
vlihniten Betrag von 150 -1t einzuziehen, und den Restbetrag 
von 150 -ä zu erlassen.
. Nachdem der -Vorsitzen d -e -sich -diesem -allgemein zu
logenden Antr a g e a n g e s ch l o s s e n hatte, beschließt 
vor Gemeinderat unter der Voraussetzung, daß die 
Zahlung seitens des Schützen-vereins innerhalb 14 Tagen er- 
Alst und vor -allem die ZahlunZspflicht sofort anerkannt 
wird, den geschuldeten Betrag von 300 -tt -auf 150 ^t her- 

abzusetzen. Bei Nichtzahlung innerhalb der festgesetzten 
Frist pp. soll die Forderung von 300 -N -aufrecht -erhalten 
und beigetrieben werden.

12. Gesuch des Carnevalvereins Heuschreck um 
Bewilligung eines Beitrages zu einem Maskenzug.

Der Carnevalverein Heuschreck bittet um Gewährung 
eines Zuschusses zu den Kosten eines -am -Sonntag, den 26. 
Februar zu veranftalt-enden Maskenzuges.

In -Anbetracht des großen FremdenzuDranges der bei 
Abhaltung eines Maskenzuges zu erwarten ist, bewil
ligt der G e -m e.i nderat auf Antrag des Vorsitzen
den -eine Beihilfe von 300 ctt, die nach Veranstal
tung des Maskenzuges an den Vorstand des Vereins Heu- 
schreck zu Auszahlung gelangen soll.

14. Unterstützung der Elsatz-Lothr. Gemeindezeitung.
Der Vorstand des Landesverbandes der Els.-Lothr. Be- 

rufs-Eemeindebeamten bittet in einer Eingabe um Unter
stützung der Elsaß-Lothringischen Eemeindezeitung durch 
Zuweisung von Inseraten und -insbesondere durch Gewäh
rung -eines baren Zuschusses.

Der Gemeinderat auf Antrag des Vorsitzenden 
in Erwägung, daß die els.-lothr. Eemeindezeitung zur be
ruflichen Weiterbildung der Eemeindeb-eamten wesentlich 
beiträgt, bewilligt einen Baarzuschuß für das 
Rechnungsjahr 1911 in Höhe von 20 -unter der Voraus
setzung, daß seitens des Zeitungsverlags der Gemeinde ein 
Jahresabonnement auf die Zeitung gewährt wird.

15. Begutachtung von Baugesuchen.
s) Der Bildhauer I. P. Legrand, Besitzer eines Ecke 

der Kaiser Karl- und Kirchhofstraße gelegenen Grundstücks, 
welches in bebauuugsplanmätzig vorgesehene Straßen und 
einen freien Platz fällt, Littet den Gemeinderat -um die 
Genehmigung, das erwähnte Grundstück überbauen zu 
dürfen.

Der Gemeinderat nach längerer Diskussion ver
weist den gestellten Antrag zur Prüfung, Begutachtung und 
Vornahme -einer Ortsbesichtigung an die -verei ni gten 
K o m miss i o n e n.

b) Der Eigentümer Kr-amm bittet um die Baugeneh
migung, auf der Dachterrasse seines Hauses, Ecke der Park- 
u.JohannWehestr. einen Fachwerkbau. durch den einige Zim
mer geschaffen werden sollen, errichten zu dürfen. Da nach 
der Bauordnung nur 4 bewphnte Geschosse zulässig sind, p. 
Kramm jedoch mit dem von ihm beabsichtigten Fachwerkbau 
ein 5. Geschoß herzustellen beabsichtigt, so -empfiehlt die Bau- 
kommission die -Erlaubniserteilung nur unter der -ausdrück
lichen Bedingung zu erteilen, "daß. die neu zu schaffenden 
Räume nicht zu Wohnzwecken, sondern nur -als Aufbewah
rungsräume pp dienen dürfen.

Der Gemein berat ist einverstanden.
e) Dem Oktroieinnehmer Bernard in St. Franz ist 

durch Bauerlaubnisschein vom 6. Oktober v. I. die Geneh
migung erteilt worden, an sein Groß-Hettingerstr. Nr. 40 
in St. Franz gelegenes Wohnhaus einen Anbau zu errich
ten. Nachdem nachträglich ermittelt worden ist, daß -aus 
dem bestehenden Wohnhaus nebst Anbau zwei Wohnhäuser, 
die verschiedenen Eigentümern gehören, hergestellt werden 
sollen, ist dem p Bernard zur Aufgabe gemacht -worden, zwi
schen beiden Wohnhäusern eine Brandmauer ohne Oeffn-un- 
gen zu errichten.
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Auf den erneuten Antrag des p Bernard, den geplanten 
Anbau entsprechend den eingereichten Plänen zu genehmi
gen, verweist der Eemeinderat das Baugesuch an die Bau- 
kommission, zu welcher Mitglied Schlitz bei Begutachtung 
des Projekts einzuladen ist.

16. Antrag aus Verlängerung einer Bausrist.
Die Str-aßburger Jmmobiliengesellschaft, welche den 

ihr gehörigen Bauplatz n im Baublock No. 6 bis zum 7. No
vember 1910 überbauen sollte, bittet um Abstandn-ahme von 
der Erhebung der vertraglich vorgesehenen lOKigen 
Konventionalstrafe sowie um Verlängerung der Baufrift.

Der Ee m e i n d era t, in Ansehung daß auch andern 
rückständigen Ansteigerern von Bauplätzen Baufristenoer- 
längerung bewilligt iwordon ist, gewährt dem A n trage 
der B a u k o m m i s s i o n entsprechend, eine V a u fri st- 
verlängeruug von 1 Jahr.

17. Herstellung eines Trottoirs aus der Westseite 
der Hayingerstrcche.

Nachdem in letzter Zeit an der westlichen Seite der 
Hayingerstraße eine Anzahl von Neubauten entstanden 
sind und diese Straße schon bei einigermaßen ungünstigem 
Wetter sich in einem geradezu unpassierbaren Zustande be
findet, hat die Kaiserl. Kreisbauinspektion ersucht, durch 
Anlage eines Bürgersteiges Abhilfe zu schaffen. Mit Rück
sicht auf die -mißlichen Verhältnisse hat die Baukommission in 
ihrer Sitzung von, 25. Januar d. Js. den beabsichtigten 
Ausbau eines Bürgersteigcs vom Hause G-uille bis zum 
neuen Schulhause, wofür ein Kostenaufwand von 1500 -U er
forderlich ist, empfohlen in der Annahme, daß die Herstel

lung des Rinnenpflasters durch die StraßenbauverwalruM 
erfolgt. Die Kommission hat gleichzeitig die Anlage -eines 
Bürgersteiges vorn Schulhause in Beauryg-ard bis zur Ley- 
deckerstraße als erforderlich bezeichnet und die Vorlage die
ses Projekts an den Eem-ei-nderat befürwortet. Der Vor
sitzende führt aus, daß die Anlage des Bürgersteiges vm 
Hause Emile bis zur Leydeckerstraße einen Kostenaufwand 
von 2900 -U, die Strecke vom Schülhaus in Veauregard bis 
zur Leydeckerstraße demnach eine Aufwendung -von 1400 
erfordert. Er bittet den Eemeinderat, die Anlage des gan
zen Vürgersteiges gutzuheißen und den geforderten Kredit 
zu -bewilligen, umsomehr als nach einer ihm gewordenen 
Mitteilung die Str-ahenbauverwaltung die Anlegung des 
Rinnenpflasters übernimmt.

Der Eemei n der -at nach kurzer Debatte heißt die 
Ausführung des Bürgersteigs vom Hause Euille bis zur 
Leydeckerstraße gut und bewilligt den erforderlichen 
Kredit in der Annahme, daß das Rinncnpflaster von der 
Straßenbauverw-altung -angelegt und bei einer event, spä
teren endgültigen Befestigung des -Bürgersteiges mittelst 
Asphalts pp., die Anlieger zu den Kosten mit herangezogen 
werden.

Der Vorsitzende teilt mit, daß er -am Sarge der 
Schwester Emitlie, -deren Beerdigung heute vormittag 
stattgefunden habe, einen K r a n z im Preise -von ca 60 °ll 

- -niedergelegt hat.- Er bittet mit Rücksicht -auf die Verdienst- 
-der seit über 50 Jahren in Diedenhosen in der Armenpflege 
hervorragend tätig gewesenem Schwester die Nieherlegung 
des Kranzes an deren Sarg gutzuhcißen und den erforder
lichen Kredit zu bewilligen.

D-er Eemeinderat ist einverstanden. 
Schluß der Sitzung 81. Uhr -abends.
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Bericht 
über die 

Gemeinderatssltzung vom 6. März 1911, 
Nachmittags 3^ Mkr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
dem Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier die Veige- 
ordneten Walkowinski und Roth sowie die Mitglieder Denz, 
Joh. Franck, Heinr. Frank, Eoedert, Dr. Kuborn, Müller, 
Nouviaire, Pfanschilling, Reuter, Richard, Röchling, Salo
mon, Steimetz, Schiltz und Zimmer.

Entschuldigte Beigeordneter Haas sowie die Mitglie
der Cailloux, Christian, Frankens (erscheint später) und Dr. 
Medernach (erscheint später).

Abwesend: Mitglied Wehrmann.
Als Schriftführer fungierten der Obersekretär Klam 

und der Sekretär Hombourger.

Tagesordnung.
1. Mitteilungen.
2. Allgemeine Ermächtigung des Bürgermeisters zum 

Abschluß von Verträgen pp.
3. Abhaltung eines Haushaltungskurfus.
4. Annahme eines Legats.
».Niederschlagung von Hundesteuern.
6. Gesuch des Vereins für Gesundheitspflege um Nieder

schlagung von Wassergeld.
7. Nachtragskredit für Ausbesserung von Waldwegen.
8. Errichtung der Lfsentl. Flußbadeanstalten.
9. Verlängerung einer Baufrist.

10. Einlassung auf einen Rechtsstreit.
11. Verwendung eines für die Bergschule gewährten 

Kredits.
12. Jahresrechnung des Armenrats.
13. Eeländeveräußerung.
11. Geländeerwerb.
15. Abänderung des neuen Meßplatzes.
16. Begutachtung von Baugefuchen.
17. Errichtung einer Kegelbahn auf dem Grundstück der 

Offizier-Speissauftalt.
18. Petition betr. Durchführung der St. Peterstraße.
19. Nachttagskredit für Ausbesserung der Fahrbahn an 

dem verlängerten 'Burgunderring.
-0. Bcleuchtungsanträge.
21. Errichtung eines öffentlichen Hauses.
-2. Jahresrechnung des Bürgerspitals.

Na? Eröffnung der Sitzung stellt der Vorsitzende die 
HNage ob gegen die F a s s ung des Sitzungsbe - 
Achtes vom 6. Februar d. Js. Einsprüche erhoben würden.

de tglied Röchling wünscht, daß in der Fassung 
, ^"O^ichlusses unter Punkt 13 der Tagesordnung „Jahres- 

Gemeinde", die dem Bürgermeister erteilte 
warge ausgenommen werde.

Der Vorsitzende teilt mit, daß die Fassung des frgl. 
Beschlusses den bestehenden Vorschriften des Ministeriums 
entspricht und die Aufnahme der Dechargeerteilung unter
bleiben könne.

Hiermit erledigt sich die Einwendung des Mitglieds 
Röchling und gilt das Protokoll, nachdem weitere 
Widersprüche nicht erhoben werden, als a n g e nomm en.

1. Mitteilungen
o) Durch landesherrlichen Erlaß vom 21. Januar d. Js. 

I. A. 68 — ist dem Beschluß des Bürgermeisters vom 15. De- 
St. 430

zember 1910 betr. die Benennung der General M u e - 
lenz-Straße die Genehmigung erteilt worden.

b) Generalmajor z. D. Muelenz in Rostock dankt für 
Uebersendung des veröffentlichten Beschlusses über die B e - 
nennung der General M u elen z straß e.

e) Durch Ministsrialerlaß vom 9. v. Mts. — I. A. 
1740 — wird mitgeteilt, daß zu den Kosten der Handels- 
klasse der gewerbl. Fortbildungsschule für das laufende 
Rechnungsjahr eine Beihilfe von 300 ttl bewilligt worden 
ist.

(1 ) Durch Mmisterialerlaß vom 12. Februar — I. A. 
2140 — wird' mitgetsilt, daß zu den Kosten der gewerbl. 
Fortbildungsschule pro 1910 eine Beihilfe von 500 

bewilligt worden ist.
o) Der Vertreter der Stadt in dem Leim Reichsgericht 

anhängigen Prozesse mit Paul Kreutzer aus Oberjeutz, 
Rechtsanwalt Zenetti in Leipzig, teilt mit, daß das Reichs- 

.gericht die Revision des Kreutzer z u r ü ck g e w i e sen, 
die Stadt also den Prozeß gewonnen hat.

k) Kommandant Will eret in Chateau-la-Montagne 
verleiht in einem Schreiben seiner Freude Ausdruck über 
den ihm vom Eemeinderat gespendeten Dank für die D edi- 
katio-n eines Porträts seines Großvaters, des Bürger
meisters Milleret von Diedenhofen.

p) Die AEWEA bittet, bei Beratungen des Gemeinde- 
rats in Fragen des Gas- oder Elektrizitäts-Werkes, die 
Vertreter ihres hiesigen Unternehmens hinzuzuziehen.

Der Eemeinderat lehnt dieses Ersuchen ab 
und stellt der Verwaltung anheim, gegebenenfalls die Lei
ter des Gas- und Elektrizitätswerkes zu Komimssionsbera- 
tungen hinzuzuziehen.

1») Seitens der Stadt Straßburg wird ein gemeinschaftl. 
Vorgehen der Festungsstädte auf Aufhebung des 
Verbots betr. die Veranstaltung von Flügen in 
Flugfahrzeugen über und im Umkreis von Festungs
werken empfohlen und als Ort einer gemeinschaftl. Bespre
chung die Stadt Köln vorgeschlagen.

Der Gemei n d s r a t beschließt die Teil n a h in e 
der Stadt Diedenhofen an der 'in Vorschlag gebrachten Ver
sammlung und ermächtigt den Vertreter der Stadt, die 
ihm nach, Lage der Verhandlungen erforderlich erscheinende 
Stellung einzunehmen.

i) Der M o n a t s v i eh ma r k t des laufenden Mo
nats fällt infolge des Ausbruchs bezw. der Weiterverbrei- 
tung der Maul- und Klauenseuche aus.
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Einer Mitteilung des Sch lachthausinsp ekto rs entspre
chend ist im Hiesigen Schlachthause die Maul- und 
Klauenseuche festgestellt worden. Es hat sofort die Ab- 
schla-chtung sämtlichen im Schlachthause befindlichen Wehes 
sowie eine peinliche Desinfektion der Schlachthausräume 
stattgesunden, soda-ß alle Gefahr beseitigt ist und die 
SchlachtviehmÄvkte weiter abgehalten werden können.

j) Der Vorsitzende bringt eine Verfügung des Herrn 
Bezirkspräsidenten vom 20. Februar — II a 344 — zur 
Verlesung, welche auf seinen Antrag ergangen ist, und die 
Erhebung des W i r t s-chaf t sst e m p e l s in bisher noch 
streitigen Fällen klarlegt.

k) Das neue Z u w a ch s st e u e r g esetz tritt am 1. 
April d. Js., mit Rückwirkung vom I. Jan. d. Js. in Kraft.

l) Oberlehrer Kien in Mülhausen stellt der 
Stadtverwaltung eine Reihe von Abschriften von im städt. 
Archiv befindlicher sehr alten Urkunden zur Verfügung und 
wird die von ihm begonnene äußerst interessante Ueber- 
setzungs-Arbeit demnächst, und zwar kostenlos, fortsetzen.

Der Gemeinderat ermächtigt die Verwaltung 
Herrn Kien zu d ante n.

in ) Rentner Hypolite Greivelding hat den 2. Band 
„du dictionnairs du däpartement de la Moselle von Viville" 
geschenkt.

Der Gemeinderat ermächtigt die Verwaltung 
den Dank der Stadt abgustatten.

n) Der Gemeinder »a t bedauert den Herrn Bei
gen r d n e t e n H a a s zugestoßenen Unfall und wünscht 
demselben alsbaldige Besserung seines Zustandes.

o) Auf Antrag des Vorsitzenden gene h m igt der 
Eemeinderat die Anschaffung des Werkchens „Aus 
der Schule ins Lebe n", welches an die aus der 
Volksschule zur Entlassung kommenden Schüler verteilt wer
den soll und bewilligt für die Beschaffung von 500 
Exemplaren den erforderlichen Kredit von 75

p) Die Earnevalgesellschaft H e u s chreck dankt für die 
zu dem diesjährigen Maskenzuge gemachte Zuwendung von 
300 -R und bittet um Ueberweisung eines Rau
mes durch die Stadt, in welchem das Inventar des Heu- 
schrecks untergebracht werden könnte.

Der Eemei n d erat beauftragt die Herren Roth, 
Denz und Stadtbaumeister zur Ermittelung eines ge
eigneten Raumes.

g) Für die Beschaffung einer großen Leinw a n d 
f ü r P r o j e k t i o n s z w e ck e bewilligt der Gemeinde- 
rat auf Antrag des Vorsitzenden einen Kredit von 50 -R.

i) Der bei Abhaltung von Verträgen durch! den Alter
tumsverein oder den lVortragsverband benutzte Projek
tion s a p p arat hat sich als zu klein erwiesen, weswegen 
der Vorsitzende beantragt, ihm für Beschaffung eines genü
gend großen Projektionsapparates für die Stadt, einen 
Kredit von 200 -N zur Verfügung zu stellen. Beigeordneter 
Roth teilt mit, daß Photograph Bruäre hierselbst sich bereit 
erklärt habe, einen geeigneten Apparat leihweise und zwar 
kostenlos zur Verfügung zu stellen.

Der Eemeinder a t beschließt, daß von dem Aner
bieten des Herrn Bruere Gebrauch gemacht und falls der 
Brul-re'sche Apparat sich als ungeeignet herausstellt, ein 
neuer Apparat beschafft werden soll. In diesem Falle wird 
der beantragte Kredit gewährt.

s) Ein Antrag auf Herstellung der K a na l i sation 
nach St. sFranz wird zur Begutachtung und Verichter- 
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stattung an die Baukommission verwiesen, zu welcher Mit» 
glied Schiltz hinzuzuziehen ist.

t) Auf Antrag des Vorsitzenden erteilt der Gemein- 
de r at soweit erforderlich die Ermächtigung zur frei
händigen Vergebung in engerer Submission 
nachstehender im neuen Gymnasiumgebäude auszuführender 
Bauarbeiter

gs Vergebung der Bleiverglasung, 
d) Vergebung der Bronzearbeiten, 
c) Vergebung der Beleuchtungskörper, 
ei) Vergebung der Gypsdecken für die beiden Haupt- 

eingänge.
Festlegung von Konventionalstrafen für säumige 

Unternehmer.
u) Durch Beschluß vom 2. d. M. empfiehlt die Baukom

mission dem Eemeinderat gegen die mit der Ausführung von 
Arbeiten am neuen Gymnasiumbau beschäftigten Unterneh
mer, welche ihre Fertigstellungstermine n i ch t eingehalten 
haben, von der vertragsmäßig vorgesehenen Konventional
strafe, einen Betrag in Höhe von 10 der verfallenen 
Summe festzusetzen und zu erheben. Sie empfiehlt weiter, 
bei dem Schreinermeister Hemmer, der die ihm übertrage
nen Arbeiten nicht rechtzeitig vollendet hat, von Erhebung 
der Konventionalstrafe in der beantragten Höhe -abz-u- 
sehen, dagegen Hemmer für den an einem frisch hergestell
ten Plattenbelag infolge Frostes entstandenen Schaden, 
der eine Folge der Nichteinhaltung der ihm gestellten Frist 
war, verantwortlich zu machen.

Der Ee m ein d e r a t beschließt dem An t r a g e der 
Baukommission entsprechend. >

v) Linoleumbelag im neuen Gymnasium.
Durch Beschluß vom 24. v. M. empfiehlt die Ver- 

gebungskommisston dem Gemeinderat in den Schulsälen des 
Eymn-asiumneubaues an Stelle des vorgesehenen einfarbi
gen, mehrfarbiges und zwar gran i tfarbi g e s Lino
leum zu verwenden, da das -einfarbige Linoleum den ge
ringsten Schmutz sehr leicht annimmt und alsdann einen 
unschönen Anblick gewährt. Die Verwendung granitfarbi- 
gen Linoleums verursacht eine Mehrausgabe von rund 800 
-N ,um deren Bewilligung die Vergebungskommission Littet.

In -der sich entspinnenden Diskussion vertritt der Ge- 
meinderat die Ansicht, daß ein Linoleumbelag für die 
Schulsäle des Gymn-asiumsneubaues nicht -genügend haltbar 
sei und ein solcher höchstens in der Aula und dem Kon
ferenzzimmer, bezw. den Zimmern die weniger stark in An
spruch -genommen werden, Verwendung finden dürfe. Es 
wird empfohlen, in den Schulsälen Asphaltp-arkett oder ein 
anderes geeigneteres, wenn -auch teuereres Material zu ver
legen und bei der Regierung die hierzu erforderliche Ge
nehmigung na-chgusuchen. Da der Zuschlag für Linoleum 
bereits erteilt sei, solle evtl. dem Unternehmer eine kleine 
Abfindungssumme gewährt werden.

Auf Antrag- des Vorsitzenden beschließt alsdann der 
G emeinder-at die Verwaltung, nach Anhörung der 
Baukommifsion, zu ermächtigen, die Verlegung eines geeig
net -erscheinenden Materials- anzuord-nen. Der evtl. not
wendige Mehrkredit wird bewilligt.

vv) Gesuch der Eisenhiindlex um Gewährung der oktroi- 
frcien Einfuhr von Eisenwaren.

Die in Diedenhofen ansässigen Eisenhändler erbitten 
in einem Gesuch vom 28. Februar d. Js. die Gewährung 
der oktroifreien Einfuhr von Eisenwaren 
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und beziehen sich auf eine angeblich ergangen^ Entscheidung 
des Oberlandesgerichts Eolmar, welche in diesem Sinne zu 
Gunsten der Eisenhändler in Eolmar entschieden habe. Der 
Referent für Oktroiangelegenheiten, Beigeordneter Walko- 
winski, führt -aus, daß die Verwaltung dem Anträge der 
Eisenhändler nicht entsprochen und dieselben ablehnend be- 
schieden habe. Die Einstellung der Erhebung von Oktroi 
auf Eisenwaren könne erst erfolgen, nachdem das angebliche 
Urteil des Oberlandesgerichts Eolmar durch eine reichsge- 
richtliche Entscheidung bestätigt worden sei.

Das Kaiser!. Proviantamt beansprucht Oktroi- 
freiheit für das Stroh, welches zu Streuzwecken und 
zur Füllung der Strohsäcke, also zur Unterhaltung des 
Pferdematerials und dem Lagergerät der Landarmee dient, 
und begründet seinen Anspruch mit dem Wortlaut des De
krets vom 12. Februar 1870, nach welchem sämtliche Stoffe, 
die zur Unterhaltung der Landarmee verwandt werden, 
von der Oktroiabgabe befreit sind.

Der Referent für Oktroiangelegenheiten, Beigeordneter 
Walkowinski, teilt mit, daß er die von dem Kaiser!. Prov.- 
Amt vertretene Ansicht nicht teile und daher dessen An
spruch auf Gewährung von Oktroifreiheit im Einverständ
nis mit dem Bürgermeister abgelehnt habe.

Der E e m e inderat nimmt von den Entscheidun
gen der Verwaltung Kenntnis und erklärt sich mit den
selben einverstand e n.

2. Allgemeine Ermächtigung des Bürgermeisters 
zum Abschluß von Verträgen pp.

Der Bürgermeister beantragt, der Eemeinderat möge 
svie in den Vorjahren auch für das Rechnungsjahr 1911 
ihn ermächtigen, nachbezeichnete Angelegenheiten in eigener 
Zuständigkeit zu erledigen:

1. Verpachtung der Evasnutzungen und der sonstigen 
Nutzungen an den der Stadt gehörigen Grundstücken,

2. Verpachtung von Lagerplätzen und dergl. auf freiem 
stndt. Eigentume,

3. Verkauf des Obstes und sonstiger Nutzungen an 
Straßen,
. Verpachtung der Kirmesplätze (freihändig oder 
öffentlich),

ö. Vergebung der Lieferung der Straßenunterhaltungs- 
materialien,

6. Verkauf des Holzes aus dem Walde, sowie des sonsti- 
gen anfallenden Holzes, ferner von alten Materialien und 
Abfallen aller Art,
dürf/st^r^'Ung der Kohlenlieferung und aller BUrobe-

.8. Kündigung und Erneuerung bestehender Verträge 
'"!chl. etwaiger Nachtragsverträge.

9. Freihändige Vergebung oder Vergebung in engerer 
vuvmisstoa von Gemeindearbeiten und Lieferungen, deren

1000 lN nicht übersteigt, und für welche ein Kredit 
Eemeinderat bewilligt ist,

d» «a Abschluß von Verträgen betreffend Versicherung 
-s Gemeindeeigentums gegen Feuerschaden.

trag * Gemein berat beschließt nach An-

3. Abhaltung eines Haushaltungskursus.
di Beschluß des Gemeinderats vom 3. Okt. v. I. ist 
" Abhaltung eines Haushaltungskursus in der 

Gemeinde Diedenhofen beschlossen worden und dessen Ab
haltung in der Zeit zwischen Ostern und Pfingsten beab
sichtigt. Als einzig geeignetes Lokal, in welchem der Kur
sus abgehalten werden kann, kommt ein Schulsaal im 1. 
Stockwerk des neuen Schulhauses in St. Franz in Frage.

Der Eemeinderat genehmigt die Abhaltung des 
Haushaltungskursus in dem in ^Vorschlag gebrachten L o - 
k ale und ermächtigt den Bürgermeister, den Kursus bei 
dem Vorstand des Vaterl. Frauenvereins in Metz anzu- 
melden.

Der Gemeinderat ermächtigt ferner den Bür
germeister falls erforderlich, neben einem Tageskursus für 
Bürgertöchter noch einen davon getrennten Abendkur- 
s u s für solche junge Mädchen und (Frauen einzurichten, 
welche tagsüber beruflich beschäftigt sind und stellt den evtl. 
notwendigen Kredit zur Verfügung.

4. Annahme eines Legats.
Die Witwe des französischen Majors a. D. Bellenger, 

Anna geb. Legros, welche am 4. Februar d. Js. in Died-en- 
hofen verstorben ist, hat der Stadt Diedenhofen ein Kapital 
von 4000 -N hinterlassen, dessen Zinsen zur Unterhaltung 
des Grabdenkmales ihrer Familie und desjenigen ihrer 
Tante, Frau Wwe. Bastln, welche in dem rechten Winkel 
B des neuen Friedhofs bestattet ist, verwendet werden soll.

Der Gemeinderat beschließt das Legat anzu - 
n e h m e n.

5. Niederschlagung von Hundesteuern.
(Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski.)

Der Berichterstatter beantragt namens des Steueraus
schusses die Niedersch l a g u n g eines Betrages von 116 
°ll teilweise zu Unrecht veranlagter, teilweise unbeitreib- 
licher Hundesteuern.

Der Gemeinderat beschließt dem gestellten A n - 
t r a g e entsprechend.

6. Gesuch des Vereins für Gesundheitspflege 
um Niederschlagung von Wassergeld.

Der Verein für Gesundheitspflege schuldet an die 
Stadtkasse für ihm vom 1. April 1910 bis 1. Januar 1911 
aus der städtischen Wasserleitung geliefertes Wasser einen 
Betrag von 153,67 ^tl, um dessen N ieders ch l a gung 
er, mit Rücksicht auf seine gemeinnützigen Bestrebungen, bit
tet. Gleichzeitig bittet er, ihm aus den angeführten Grün
den das für den Betrieb der Vereins-Kur- und Badeanstalt 
erforderliche Wasser unentgeltlich weiter zu liefern.

Der Eemeinderat bewilligt die erbetene 
Niederschlagung des noch für Wasserzins geschuldeten 
Betrages von 153,65 ^t, lehnt jedoch! die unentgelt
liche Lieferung des zum Betriebe der Kur- und Badean
stalt erforderlichen Wassers ab.

Unter der Voraussetzung, daß an Arme und Volks
schüler Gratis - Bäder verabreicht und für Arbeiter 
und Handwerker Preisermäßi g u n g e n zugebilligt 
werden, wird dem Eefundheitsverein für das verbrauchte 
Wasser ein A u s n a h m e p r e i s von 10 Z pro edin ein
geräumt.

7. Nachtragskredit für Ausbesserung von Waldwegen.
Der Gemeinderat hat am 18. Juli v. Js. für 

Neuanlage von Wegen und Unterhaltung der bestehenden 
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Wege im Gemeindewald einen Kredit von 600 M bewilligt, 
der jedoch- nicht hinreichend gewesen ist. Der Gemeindeför
ster hat daher um Bewilligung eines Nachtragskre
dit s für Instandsetzung von Waldwe g e n in Höhe von 
100 M nachgesucht, dessen Bewilligung die Finanzkommission 
in ihrer Sitzung vom 24. v. M. befürwortet.

Der Eemeinderat auf Antrag des Vorsitzenden 
bewilligt einen Nachtragskredit in der geforderten 
Höhe.

8. Errichtung der öffentlichen Fluhbadeanstalten.
Durch Vereinbarung vom 10. Oktober 1905 hat Bau

unternehmer Wehrmann der Stadtverwaltung die Errich
tung zweier für den öfsentl. Gebrauch bestimmter Volks- 
bade a n st alte n auf seinem unterhalb der oberen Mo- 
selbrllcke liegenden Eigentum, Gemarkung Diedenhofen, 
Sektion A, Gewann Jonction droite, No. 583 und 584, ge
stattet und sich gleichzeitig verpflichtet, einen gangbaren 
Fußweg von der Maximilian-straße über sein Grundstück 
nach den Badeanstalten einzuräumen. Diese Vereinbarung 
ist von Herrn Wehrmann für den Beginn des Jahres 
1911 in rechtsgültiger Weise gekündigt worden. Auf 
die zwischen der Verwaltung und Herrn Wehrmann ge
pflogenen Verhandlungen, hat letzterer sich! bereit erklärt, 
für die Errichtung der Leiden Badeanstalten, gegen eine 
jährliche Miete von 600 M, zwei Plätze zur Verfügung zu 
stellen. Die Finanzkommission hat in ihrer Sitzung vom 
29. Febr. d. Js. empfohlen, mit Rücksicht auf die Höhe der 
geforderten Miete, von einer Pachtung Wehrmann'schen 
Geländes abzusehen und die Badsplätze aus das jen
seitige Moselufer, ober- und unterhalb der Moselbrücke, zu 
verlegen, falls die Wasserhauverwaltung hierzu ihr 
Einverständnis erteilt.

Der Gerne ind-erat lehnt das Angebot des 
Herrn Wehrmann a b und beauftragt die Vaukommission 
im Benehmen mit der Gesundheitskom-mifsion die für die 
Aufstellung der Badeanstalten geeigneten Plätze aus
findig zu machen.

9. Verlängerung einer Baufüst,
Der Möbelhändler Philipp Braun in Metz, welchem 

durch Beschluß des Gemeinderats vom 7. November 1910, 
zur Ueberbauung des Bauplatzes g, im Baublock 6, eine 
Verlängerung der Baufrist von 2 Jahren eing-eräumt wor
den ist unter der Voraussetzung, daß er den für die Anlage 
eines Vorgartens bestimmten, nach der Balduinstratze zu 
liegenden Teil seines Geländes zur Erbreiterung der B-al- 
duinstraße alsbald unentgeltlich an die Stadt ab- 
trit-t, bittet die ihm eingeräumte B a u f r i st v e r l ä n g -e - 
rung aus 3 Jahre festzusetzen, p. Braun lehnt die 
Uebernahme etwaiger aus der Nichtüberbauung seines 
Grundstücks entstehenden Schadens- und sonstigen Forderun
gen der Nachbarn ab.

Die I. und III. Komi-ssion haben die Verlängerung der 
Bausrist auf 3 Jahre empfohlen unter der Bedingung, daß 
die Abtretung des Vorgartengeländes innerhalb 14 Tagen 
erfolgt bezw. notariell beurkundet wird und alle Rechte 
Dritter vorbehalten bleiben.

Der Gemeinde rat erhebt die Vorschläge 
derl. und III. Kommission zum Beschlusse 
unter der Voraussetzung, daß die 3jährige Baufristoerlän- 
gerung mit dem 7. November 1910, dem Tage der obenbe
zeichneten Beschlußfassung des Eemeinderats, beginnt.

10. Einlassung auf einen Rechtsstreit,

Der ehern. Fried-hofsaufseher Schweißer, dessen Pen- 
sionsansprüche an die Stadt durch Gemeinderatsbeschluß vom 
14. Dezember v. I. aLgelehnt worden sind, ist mit dem 
1. Januar d. Js. nach- rechtmäßiger Kündigung aus dem 
städt. Dienste geschieden, ohne die ihm vom Gemeinderat 
gewährte Rückerstattung seiner in die Pensionskasse der 
städt. Beamten und Angestellten eingezahlten Beiträge so
wie die ihm bewilligte Abfindungssumme für Quittungs- 
kartenbeiträge, insgesamt 906,86 M, angenommen zu haben, 
p. Schweißer beabsichtigt seine angeblichen Pensionsan- 
sprüche im P r o-z eßweg-e geltend zu machen. Er hat durch 
Vermittelung des Rechtsanwalts Fitzau -in Diedenhofen -an 
den Herrn Bezirks-Präsident in Metz eine Denkschrift ein- 
gereich-t und um Erteilung der Prozeß-ermächtigung gebeten. 
Rechtsanwalt Fitzau empfiehlt in seiner Denkschrift die 
Herbeiführung einer gütlichen Einigung mit P. 
Schweißer.

D e r G emeinderat mit Rücksicht darauf, daß die 
Zwangsentlassung des p. Schweißer die Folge gröbster 
Dienstoern-achl-äffigungen und Ueberschreitungen gewesen ist, 
beharrt bei seinem Beschlusse vom 14. Dezember, 
l eh n t die Pensionsansprüche des Schweißer sowie die Her
beiführung einer gütlichen Einigung mit demselben 
a b und -ermächtigt die Verwaltung, nach- -Erteilung der 
Prozeßermächtigung durch den Herrn Vezirkspräsidenten, 
sich -auf einen evtl. Rechtsstreit e i n z u l a s s -s n.

11. Verwendung eines für die Bergschule 
gewährten Kredits.

Bei Gewährung des Zuschusses für die Errichtung des 
neuen Bergschulgebä-udes seitens des Vereins für die Berg
baulichen Interessen Lothringens, ist s. Zt. bestimmt wor
den, daß für Beschaffung des Mobiliars der Bergschule ein 
Betrag von 5000 -A zu verwenden fei. Von diesem Betrag 
ist noch eine Summe von -etwa 500 M vorhanden. Seitens 
des Herrn Bürgermeisters wird beantragt, diesen Restkre- 
dit für Beschaffung von Mobiliarg-egenständen für die 
Bergschule dem Bürgermeister zur Verfügung zu stellen, 
ohne daß dieser in jedem einzelnen Falle den Gemeinde- 
rat in Anspruch nehmen muß.

Der Eemeinderat erteilt sein Tinv er
st ändn i s.

12. Jahresrechnung des Armenrats.
Der Vorsitzende legt die vom Verwaltungsrat des Ar

menrats bereits geprüfte Jahresrechnung des Armenrats 
pro 1909 vor und bittet um deren zustimmende Begut
achtung.

Die Rechnung stellt sich wie folgt fest: 
Einnahmen:

Ordentl. Einnahmen 
Außerordentl. „ 
Restbestand des vorigen Jahres

17 806,90 -ts 
822,12

3 262ch4^s 
21B9H66 -il

Ausgaben:
Ordentl. Ausgaben 16 727,57
Außerordentl. „ 424,91
Gesamtbetrag der Ausgaben 17 152,48
Mithin Einnahime-Ueberschuß

17 152,48^
4 739,18
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Der Gemeinderat erhebt gegen die Rechnung 
des Armenrats keine Erinnern n g.

13. Geländeoeräußerung.
n) Der Besitzer eines lauf Gewann Niederfeld gelegenen 

Geländes bittet zwecks Vaufähigreitsgestaltung seines eige
nen, um käufliche Abtretung städt. Geländes. Derselbe be
nötigt von dem städt. Gelände etwa 7,45 Ar und bietet 
einen Kaufpreis von 11 M pro gw. Bei einem Angebote 
für die ganze, der Stadt an dieser Stelle zur Verfügung 
stehenden Geländefläche hat der Gemeinderat s. Zt. den 
preis auf 12 -N pro gin normiert, und hat die Finanz-Kom- 
msston diesen Mindestpreis im vorliegenden Halle bei
behalten.

Der Gemein d e r a t im Hinblick darauf, daß es 
ich nur um die Abtretung einesTeils s des städt. Ge
ländes handelt, beschließt auf Antrag des Vorsitzenden, den 
von der Kommission vorgeschlagenen Mindestpreis von 12 
-u auf 1 3 pro gnr zu erhöhen.

b) Der Liebhaber des. Bauplatzes t im Baublock 4 
bietet erneu Preis von 9 oll pro gar an.

e i " d e r a t hätt den in seiner Sitzung 
vom 16- 1911 festgesetzten Preis von 11 M pro
gm f e st.

c) Ein Liebhaber wünscht einen Platz von 15 irr Strtz- 
» nsront, 40 vr Tiefe und 20 in Hinterfront an der Kaiserin 
Algllste Viktoria Promenade, im Banblock 13, zu kaufen, 
m!; Erwartung hat nach Anhörung der zuständigen Ge- 
mmiveratskommiffion die Veräußerung des frgl. Platzes 
gemackd nachstehender Bedingungen abhängig

^'mK'mfrvnt tzes zu verkaufenden Bauplatzes
8 dieselbe Breite haben wie die Hoffront bezw. das 

vorige Grundstück;
in Der Kaufpreis wird auf 12 M pro gni festgesetzt und 

m ^age der Auflassung voll zu entrichten;
den m Grundstück ist innerhalb 2 Jahren ensprechend 
jj^^^^ormungeii der Bauordnung architektonisch zu 

N n st G em e i n d e r a t erklärt hierzu sein Einver- 
nanduls.

14. Geländeerwerb.
der Eigentümer Jos. Bouillet in Rangwall hat 
Geiin im Quellwafsergebiet in Rangwiall gelegenes 
kaoi ."Gewann dessus de prtzs" angeboten. Der An- 
Boii.n t b Geländes erscheint angebracht, und ist dem p. 
Doa ein Kaufpreis von! 20 oK pro Ar angeboten worden. 
6^8 Ar ^"^ndstück hat einen Flächeninhalt von etwa 

an ? Ge m e inderat beschließt den Erwerb der 
mr Parzelle und ermächtigt den Bürgermeister

Beurkundung des Kaufvertrages.
BekinO Eigentümer Nikolaus Leonard in Rangwall, 

Grundstücksparzells, die inmitten des Grund- 
wall d". Gemeinde, im Quellwassergebiet zu Rang- 
reit Liegen, ist nach jahrelanger Weigerung nunmehr be- 
öuüer, 5'93 Ar großes Grundstück an die Stadt zu ver- 

o Leonard fordert einen Preis von 60 M pro Ar.
den ^omeinderat auf Vorschlag des Vorsitzen- 
von Erwerb der frgl. Parzelle zum Preise

-n pro Ar und ermächtigt den Bürgermeister im 

Falle der Weigerung des p. Leonard, zu diesem Preise zu 
verkaufen, 60 pro Ar zu zahlen und die Beurkundung 
des Vertrages vorzunehmen.

15. Abänderung des neuen Meßplatzes.
Der Vorsitzende führt aus, daß in dem Stadtbebau- 

ungsplane für die Anlage des neuen Markt- und Meß- 
platzes 2 Flächen vorgesehen sind, welche getrennt Lurch 
eine Straße, eine Größe von 13112 bezw. 7140 gw aufwei
sen . Zwischen diesen beiden Flächen und dem am Kasernen- 
b au block entlang führenden Hohenlohering, sind> 2 Baublöcke 
vorgesehen von je 50 in Durchmesser und 7450 bezw. 4000 
gin Größe. Wegen ihrer geringen Tiefe sind dieselben für 
die Bebauung weniger geeignet; deshalb und, um den 
neuen Meß- und Marktplatz einheitlicher zu gestalten, so
wie ihm eine zentralere Lage zu geben, ist beabsich
tigt, denselben auszubauen, so daß der größere der oben 
erwähnten beiden Baublöcke mit in den zukünftigen Platz 
einbezogen und dieser nunmehr eine ziemlich qua-d-ra- 
tische Fläche von 22 350 gin darstellen würde, während der 
noch verbleibende Baublock 23 mit dem bisher östlich der 
verlängerten Kaiser Ludwigstraßs gelegenen Teil des 
Marktplatzes, zu einem Baublock vereint, eine für die Be
bauung besser geeigneten, 12 000 gin große Fläche ergeben 
würde. Durch diese Aenderung wird die Stadt 5550 gw 
Bauterrain gewinnen und ca. 960 gw Fahrbahnchaussierung 
nebst Bordsteinkanten ersparen, andererseits aber 198 gw 
Frontlänge verlieren. Nach einer vorliegenden Berechnung 
des Stadtbauamtes wird die Stadt durch die geplante Aen
derung einen Gewinn von mindestens 5000 erzielen.

Die Baukommission hat in ihrer Sitzung vom 22. Fe
bruar d. I. das neue Projekt einer längeren Prüfung unter
zogen. Während der Kommissionsberatung wurde einer
seits die Beibehaltung des alten Meßplatzplanes befürwor
tet mit der Begründung, daß der neue Platz, weil an das 
Kasernengrundstück anstoßend, leicht als Uebungsplatz sei
tens des Militärs benutzt werden könnte. Der Vorsitzende 
erläuterte, daß das Kasernengrundstück genügend große 
Flächen zum Exerzieren bietet und nach der Straße zu durch 
ern Gitter abgeschlossen wird, so daß obige Befürchtung sich 
kaum bewahrheiten würde ; auch habe das Militär keinerlei 
Recht, ohne Einwilligung derSta d t, den neuen 
Platz als Exerzierplatz zu benutzen. Die in der Baukom
mission hierauf vorgenommene Abstimmung ergab 4 Stim
men für das neue Projekt und 3 Stimmen für Beibehal
tung des augenblicklichen Planes. Bei einer zweiten Ab
stimmung aller anwesenden Mitglieder des Gemeinderats, 
einfchl. der. welche nicht Mitglieder der Baukommission sinin 
wurde das neue Projekt mit 8 Stimmen gutgeheißen.

Der Gemeinderat beschließt hierauf die An
nahme des von der Verwaltung vorgeschlagenen 
neuen Projektes.

16 Begutachtung von Baugesuchen.
Wird bis zum Schlüsse vertagt.

17. Errichtung einer Kegelbahn auf dem 
Grundstücke der Ossizierspeiseanstalt.

Die Baukommission erstattet folgenden Bericht:
„Wegen Anlage einer Kegelbahn an der N. O.-Erenze 

des Grundstücks des Neubaues der Offizier-Speiseanstalt mit 
geschlossener Rückwand in der Flucht der zukünftigen Straße, 
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(verlängerten Karolingerring), sind bisher verschiedene Ver
handlungen gepflogen worden, die -auch bereits die Bau- 
kommission und den Eemeinderat beschäftigt haben. Die 
Bauerlaubnis wurde s. Zt. versagt, weil das Projekt mit 
8 12 der städt. Bauordnung in Widerspruch stand.

Nunmehr ist ein neues- Projekt eingereicht, das nach 
der Straße zu architektonische Ausbildung vorsieht. Nach 
kurzer Beratung beschließt die B-aukommission einstimmig 
dem Kemeindetat das Projekt zur Genehmigung zu -em
pfehlen."

Der Eemeinderat beschließt entsprechend den von 
der Baukommissi-on gemachten Vorschlägen.

18. Petilion betr. Durchführung der
St., Peterstratze.

Die Baukommission hat folgenden Bericht erstattet:
„Seitens der Bewohner von St. Peter und des Bur

gunderrings ist ein Gesuch um -Entfernung des Militär- 
Exerziers-chuppens -an der 'Stadtmühle eingegangen, -durch 
dessen Beseitigung die direkte Verbindung zwischen der St. 
Peterstraße und der Marientalerstraße herg-estellt werden 
könnte .

Der Vorsitzende führt hierzu aus, daß dem Gesuche z. 
Zt. noch nicht entsprochen werden kann, da die Stadt nach 
den: Stadterweiterungsvertvage Ziffer 1 noch gebunden ist, 
der Heeresverwaltung den Exerzierschuppen zu unentgelt
lichem Nutzgenuß bis zur Fertigstellung des entsprechenden 
Erfatzbaues zu überlassen.

Die Kommission beschließt die Antragsteller entsprechend 
zu bescheiden."

Anschließend an die Verlesung dieses Berichtes em
pfiehlt der Vorsitzende dessen Annahme und bittet den Ge
meinderat, ihn zu ermächtigen, die eingegangene Petition 
der Militärbehörde weiterzug-eben, um eine frühere 
Freigabe des Exerzierschupp-ens zu erlangen und evtl. durch 
Abtragung des in die spätere Straße fallenden Teiles des 
Schuppens, ohne Ausbau -der Straße, den Durchgangsverkehr 
zu ermöglichen.

Der E -e m e i n d erat beschließt entsprechend den von 
der Baukommission und dem Vorsitzenden gemachten 
Vorschlägen.

19. Nachtragskredit für Ausbesserung der 
Fahrbahn an dem verlängerten Burgunderring.

Nachdem der Eemeinderat durch Beschluß vom 19. Dez. 
v. I. die provisorische Verbreiterung der Fahrbahn des 
verlängerten Vurgunderrings, zwischen dem Hause Payotte 
und der Fentsch beschlossen und hierfür einen Kredit in Höhe 
von 675 -K bewilligt hat, hat sich die Ausbesserung der 
stark beschädigten Fahrbahn als erforderlich- erwiesen. 
Außer dem bereits geforderten Kredit wird für die Aus- 
besserungsarbeiten eine Aufwendung von 435,59 -N nötig, 
welche Summe nach den Vorschlägen des Stadtba-ua-mtes 
aus laufenden -Mitteln genommen werden könnte.

Der G'emeindera t, dem Antr-age des Vorsitzenden 
entsprechend, genehmigt die Ausbesserung der frgl. 
Straßenstrecke sowie -die vorgeschlagene Verwendung des er
forderlichen Kredits und wünscht, daß bei Vornahme der er
forderlichen Arbeiten dem Terrainausgleich beim Hause 
Wiedenhoff Rechnung getragen wird.

20. Beleuchtungsanträge.
o) Bauunternehmer Kollen und -Landwirts-chastslehrei 

Fisch, welche an der Eentrin-gerstraße Wohnhäuser besitzen, 
sind darum ei »gekommen, die Eentringerstraße -mit Stra
ßenbeleuchtung zu versehen. Die Baukommission hat das 
Bedürfnis für die Einrichtung der Straßenbeleuchtung an
erkannt, empfiehlt jedoch dem. Eemeinderat anstatt der be
antragten Gasbeleuchtung 2 Glühlampen o 50 Kerzen zu 
genehmigen.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend.

d) Die Bau-kom m-ifsion hat in ihrer Sitzung -vom 22. 
Febr. 1911 beschlossen, dem Eemeinderat zu empfehlen-, die 
Beleuchtung für Nieder- und Ober-Eentrin-gen im Prinzip 
zu genehmigen, jedoch -eine Komission mit der weiteren Er
ledigung der Angelegenheit an Ort und Stelle zu beauf
tragen.

Der E e m -e i n derat erhebt den Vorschlag der Bau
ch-mini,sion zum Beschlusse, bestimmt jedoch, daß von der 
Verwaltung Kostenanschläge über die Ausführung einer 
Gasbeleuchtung sowie der Beleuchtung mittels elektr. Lichts 
aufzustellen und diese der Kommission vorzulegen sind.

16. Begutachtung von Baugesuchen.
Aenderung des Bebauungsplanes.

a) -Der Vorsitzende führt aus, daß die vereinigten Kom
missionen die Erteilung der Genehmigung des von dem 
Bildhauer Legrand eingereichten Baugesuches, über die Er
richtung -eines Neubaues nebst Sandbläserei an der Ecke 
der Kaiser-Karl- und Kirchhofstr-atze empfohlen, und zur Er- 
mögli'chung der Eenehmigungsert-eilung eine Aenderung 
des Bebauungsplanes an dieser Stelle als erforderlich- be
zeichnet haben.

Der Eemeinderat nach kurzer Debatte beschließt die von 
den vereinigten Kommissionen empfohlene, auf den Vorschlag 
der Verwaltung als erforderlich bezeichneten Aende
rung des St a d tbeb a u u n g s p l a n e s an der Ecke 
der Kaiser Karl- und der Kirchhof-Straße.

Geländeerwerb.
b) Hieran anschließend erläutert der Vorsitzende, daß 

zur Herbeiführung -einer endgültigen Regelung der Bau- 
angelegenheit des Bildhauers Legrand, -der Erwerb einer 
an das Legrand'fche Anwesen -anstoßenden- Wiese, bezw. 
eines Teiles derselben, welche im Besitz des Herrn Gierden 
steht, erforderlich sei. Er — der Vorsitzende — habe nw 
dem Eigentümer der in -Frage kommenden Wiese, Herrn 
Gierden, Verhandlungen angeknüpft, welche ihren AbsckM 
darin gefunden haben, daß.p. Eierden sich bereit erklärt 
hat, seine g a n z e Wiese Section A Nr. 208p mit einem 
Flächeninhalte von 55 Ar 61 Quadratm. zum Preise vo" 
190 -tt pro Ar abzutreten. Bei Abnahme von nur 16 Ar 
der fr-gl. Wiese, d. h. des Teils, welcher in den hinter dem 
Legvand'schen Anwesen sich hinziehenden Baublocke zu liegen 
käme, verlangt Eierden einen Preis von 300 -N pro As- 
Ueber die Abtretung derjenigen kleinen Fläche, welche fsa 
den Neubau -Legrand erforderlich und zu einem Umt-aM 
mit p. Legrand benötigt würde, war eine Einigung nru 
G. nicht zu erzielen. Mit Rücksicht auf den an und für W 
noch annehmbaren Preis von 190 -N pro Ar, zu welchem je
doch noch die von dem Verkäufer zu tragende Wertzuwachs- 
steuer hinzutreten würde, da G. deren Uebernahme -auf den
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Käufer abwälzt, Empfiehlt der Bürgermeister den Erwerb 
der ganzen E.'schen Wiese. Am der Steigerung des von E. 
geforderten Preises vorzubeugen, falls derselbe erfährt,, 
daß das von ihm abzutretende Wiesengrundstück durch die 
Stadt erworben werden soll, empfiehlt der Vorsitzende, ihn 
zu ermächtigen, den Erwerb der Eierden'schen Wiese auf 
eigenen Namen vorzunehmen und sofort nach Beurkun
dung des Vertrages das Eigentum Auf die Stadt zu über
tragen.

Der Eemeinderat, dem Vorschlags des Vor
sitzenden entsprechend, beschließt den Erwerb 
des Eierden ' sche n Wiesongrundstücks mit nachstehen
der Bezeichnung, Bruchwiese, Sect. A 208p und einem 
Flächeninhalt von 55 Ar 61 Quadratm. zum Preise von 190 
-Ä pro Ar, übernimmt die von dem Verkäufer zu tragende 
We r tzu w a-chsste u er auf städt. Mi ttel und 
ermächtigt den Bürgermeister, die Vertragsbeurkundung in 
der von ihm beabsichtigten, dem Eemeinderat vorgetrage- 
nen Form.

Eeliindeaustausch.
c) Hierauf kommt der zur Ermvglichung der Ausfüh- 

rung des Legrand'schen Bauprojekts erforderliche Eelände- 
austausch zur Sprache.

Legrand ist Eigentümer der Geländeflächen Sect. A 
No. 2g8p, welche in dem vorgelegten Plane mit den Buch- 
itabm o, «I nii nnd alll bezeichnet sind und zusammen

Flächeninhalt von 5 Ar 78 Quadratm. haben. Von 
oie^en Flächen fällt in das von ihm zu überbauende Ter
rain der im Plan mit dem Buchstaben all! bezeichnete 
-teil mit 168 Quadratm,, während die mit den Buchstaben 

und all bezeichneten Flächen, mit einem Inhalt von 
4,l0 Ar, in Straßenzüge bezw. in einen anderen Baublock 
zu liegen kommen. Zur Ermöglichun g der Bebauung 

es nicht in Straßen pp fallenden, noch restierenden Gelän- 
des p. Legrand, beabsichtigt die Stadt die Parzelle b 

urit zus. 4,10 Ar, gegen die vorstehend bezeichneten 
mndeteile n, nl und all, mit ebenfalls 4,10 Ar Inhalt 

umzutauschen.

/
Durch die infolge des Baugefuchs des p. Legrand be

dingte Aenderung des Bebauungsplanes, fällt die an städt. 
Besitz übergehende Fläche des Legrand'schen Grundstückes 
all mit 116 Quadram. in einen Baublock,, der bisher aus
schließlich von im Besitze des Herrn Berkenheier befind
lichen Geländes gebildet war, während die im Plan einge
tragene mit e bezeichnete, einen Teil des Grundstücks des 
Herrn Berkenheier, Sect. A No. 208p bildende Fläche, mit 
einem Inhalt von 116 Quadratm. in den Baublock kommt, 
der nach Erwerb des Eierden'schen Grundstücks mit Aus
nahme des Legrand'schen Baugeländes, zum großen Teile 
Eigentum der Stadt wird-. Es macht sich demnach eine Ge
länderegulierung durch Austausch städt. Geländes gegen 
Gelände des Herrn Berkenheier notwendig.

Nachdem der Vorsitzende vorstehend angeführte Auf
klärungen gegeben hatte, übertrug er den Vorsitz an Herrn 
Beigeordneten Walkowinski und entfernte sich aus dem 
Sitzungssaal.

Beigeordneter Walkowinski führt aus, daß der Aus
tausch der Fläche all mit 116 Quadratm. gegen die Erund- 
stücksfläche des Herrn Berkenheier, planmäßig mit c be
zeichnet, ebenfalls mit 116 Quadratm,, im städt. Interesse 
liegt, da die Stadt durch diesen Umtausch! in Besitz zweier 
an den Legrand'schen Bauplatz anstoßender Baustellen ge
langt, während die Parzelle all für die Stadt nur wenig 
Wert besitzt, da sie nicht bebauungsfähig ist. Er empfiehlt 
dem Eemeinderat den Austausch der gleichgroßen Flächen 
all gegen Fläche o und bittet einen diesbezügl. Beschluß zu 
fassen.

Der Eemeinderat beschließt den von dem 
Vorsitzenden vorgeschlagenen Eeländ e a u s t a u s ch m i t 
p. Legrand sowie den von Herrn Beigeordneten Walko
winski empfohlenen Eelä n d e a ust a u sch zwische >n 
der Stadt und Herrn Berkenheier.

21 und 22 Siehe Eeheim-Protokollbuch.

Schluß der Sitzung Abends 9 Uhr.



Bericht
über die

Gemeinderatsschung vom 27. März 1911,
«venös 9 MHr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter dem 
Vorsitz des Bürgermeisters Berkenheier, die Beigeordneten 
Walkowinski und Roth, sowie die Mitglieder Cailloux, 
Christian, Franck Joh., Francois, Frank Heinr., Eoedert, 
Dr. Kuborn, Müller, Reuter, Richard, Salomon, Steimetz, 
Schiltz, Wehrmann und Zimmer.

Entschuldigt: Beigeordneter Haas und die Mitglieder 
Denz, Dr. Medernach, Nouviaire und Röchling.

Abwesend: Mitglied Pfan'chilling.
Schriftführer: Mitglied Francois.
Außerdem wohnten die Sekretäre Klane II und Hom- 

bourger der Sitzung bei.

Budgetderatung
Nach Eröffnung der Sitzung gibt der Vorsitzende seiner 

Freude Ausdruck, daß es dem seit längerer Zeit erkrankt ge
wesenen Mitglied Christian wieder vergönnt ist, im Ge- 
weinderat erscheinen und sein Mandat ausfüllen zu können. 
Sodann erläutert er den den Mitglieder zugegangenen 
Entwurf zum Ergänzungsbudget pro 1910. Aus 
bsn in großen Zügen gegebenen Erläuterungen ist zu ent
nehmen, daß der im Ergänzungsbudget pro 1909 enthaltene 
Einnahme-Ueber chuß von 126 819,25 durch Vermehrung 
der Einnahmen und Verminderung der Ausgaben auf 
152 066,12 M angewachsen ist. Die ordentlichen Einnah
men des Ergänzungsbudget bestechen aus dem Einnahms- 
llebevschuß des Hauptbudgets pro 1909 mit 13 112, 34 M, 
lowie aus den Ersparnissen bei einzelnen Titeln mit 
19 774,47 M. Die außerordentlichen Einnahmen des Er- 
Mnzungsbudget bestehen aus dem Mehrertrag aus Grund- 
nucksverkäufen mit 24 345M -N, aus dem Mehrertrag an 
4nliegerkosten mit 9000 -N; aus den demnächst anzuweifen- 
den Kanalänliegerkosten mit 27 840 M; aus den Zuschüssen 
M dem Gymnasiunrneubau mit 60 000 -K, sowie aus An- 
^chen mit 119 200 Bezgl. der ordentlichen Ausgaben sind 
rine besonderen Erwähnungen zu machen. Die außeror- 
eatlichen Ausgaben enthalten 11 550,00 Zt für Wasserlei- 

,,^banlagen, somit nutzbringende Ausgaben; 
40-10,23 -N für Anlage von Straßen, gärtnerische Anla

gen, Einführung einer Zentralheizung in das Stadttheater 
oso' ^Et Ausgaben zu Verkehrszwecken ;

403,3t M für Ankauf von Gelände und Bau des Gym- 
^mit w erbende Ausgaben; Mr sonstige Zwecke 

10,63 M. Die außerordentlichen Ausgaben belaufen sich 
bge^amt aus 393 774,17 M.

Hrevauf erstattete der Vorsitzende n a mensder 
er n i g t en Kom m issio n e n folgenden Bericht: 

»Sitzung der vereinigten Kommissionen vom 3. März 11. 
nwefend waren unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Ber- 

??oeier die Beigeordneten Walkowinski und> Roth, sowie 
e Mitglieder Francois, IFMnck Joh., Goedert, Müller, 
vuvraire, Röchling, Salomon, Zimmer.

Der Vorsitzende trägt das Ergänzungsbudget pro 
1909 positionsweise vor und empfiehlt den Kommissionen 
dasselbe anzunehmen.

Die Kommissionen treten in Beratung des Er- 
gänzungsbudgets ein und machen folgende Anregungen:

Zu Abt. II Tit. 2b der außerordentlichen 
Einnahme n. Die Anliogerkosten für die an der Erau- 
serpromenade liegenden Häuser Laverny, Petit, Peltrer 
Schwestern und Nilles sollen ohne Verzögerungen angewie
sen und vereinnahmt werden.

Zu Abt. II Tit. 4 der außerordentlichen 
Einnahmen. Die Stadverwaltung wird beauftragt, bei 
der Militärverwaltung vorstellig zu werden und die als- 
baldige kleb ergäbe der an die Städt fallenden militärsts- 
kalischen Gebäude, welche im Stadterweiterungsvertrage 
aufgsführt sind, zu verlangen; insbesondere soll die Frei
gabe des die St. Peterstraße durchquerenden Exerzierschup- 
pens im Verkehrsinteresse erheten werden.

Zu Abt. II Titel 58s der außerordent
lichen Aus g a b e n.

Die Kosten für Neuanlage eines Trottoirs in der Po- 
ternenstr!aße sollen wie üblich gedeckt werden, d. h. die Stadt 
wird die Bordsteine auf ihre Kosten versetzen und liefern. 
Die übrigen Kosten trägt der Anlieger .

Z u Abt. II Ti t. 56ä der au ß e r o rd e n t l iche n 
A u sgaben.

Die Kommissionen empfehlen die Wiedereinziehung 
der von der Stadt verausgabten Beträge für Einebnung 
des der evangelischen Kirchengemeinde gehörigen Platzes 
an der Kaiser Wilhelm II Promenade, wie dies s. Zt. für 
den Platz zur Errichtung eines Hauptzollamtes an der Kai
serin Auguste Viktoria Promenade geschehen ist.

ZuAbt. IITit. 26a der außerordentlichen 
Ausgaben.

In den ver chiedenen Jahreszeiten soll die Ergiebig
keit der städt. Wasserquellen tunlichst nachgemessen und über 
die jeweiligen Resultate Bericht erstattet werden.

Bei dieser Gelegenheit teilt der Vorsitzende mit, daß 
das städt. Pumpwasserwerk anläßlich des letzten Hochwassers 
keinen Schaden genommen hat.

Zu Abt. IlTit. 58eder außerordentlichen 
Ausgaben.

Die Kommissionen wünschen die sofortige Ausführung 
der beschlossenen Arbeiten, insbesondere die Umpflanzung 
der Slraßenbäume.

Zu A b t. II T i t. 64 d e r außerordentlichen 
A u sgaben.

Die Kommissionen empfehlen, daß auch für Anferti
gung von Lageplänen zu Neubauten auf Privatgrund- 
stücken. die auf bebauungs- bezw. alignementsplanmäßigem 
Gebiete gelogen sind, die vom Gemeinderat unterm 2. Mai 
1910 beschlossenen Gebühren für die Stadt erhoben werden."

Hieran anschließend tritt der Gemeinde rat in 
die Beratung des Ergänzungsbudget ein.

Zu dem von den Kommissionen gestellten Anträge zu 
Abt. II Tit. 64 Letr. Erhebung von Gebühren für 
alle vom Stadtvermessungsamte angefertigten Lage
pläne, der Teile des Gemeindsgebiets, auf welche der 
Alignomentsplan bereits ausgedehnt ist, erhebt sich eine 
längere Debatte.
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Mitglied Müller beantr ag t, die Gebühren-
erhebung auf alle Lagepläne zu erstrecken, die von dem 
städt. Bermessungsamte angefertigt werden. Von einer an
deren Seite wird darauf hingewiesen, daß Stadtgeometer 
Friz sämtliche von ihm angefertigten Pritvatarbeiten in 
den städt. Diensträumen unter Zurhilfenahme ihm unter
stellter, von der Stadt bezahlter Hilfskräfte macht, es sei 
daher nur billig, daß die erhobenen Gebühren zur Stadt
kasse fließen oder aber die Neben- und Privatarbeiten 
untersagt werden. Ein Mitglied glaubt, daß Stadtgeo
meter Friz zur Vornahme von Privatarbeiten berechtigt 
ist und bittet die Verwaltung diesbezügliche Feststellungen 
zu machen. Ein anderes Mitglied nimmt für den Eemein- 
derat das Recht in Anspruch eine evtl. erteilte Erlaubnis 
zur Ausführung von Privatarbeiten rückgängig zu machen. 
Seitens des Vorsitzenden wird für den Antrag Müller ein
getreten und der Zusatz antrag gestellt, dem Stadtgeo
meter die Vornahme von Privatarbeiten nur mit Geneh
migung des Bürgermeister zu gestatten.

Der Gemeinde rat beschließt sodann, daß die 
Gebühren für alle von dem Stadtgeometer angefer
tigten Lagepläne von der Stadt eingezogen und Pri - 
va tarbeiten von dem Stadtgeometer nur mit E e - 
nehmigung des Bürgermeisters ausgeführt werden 
dürfen.

Hierauf nahm der Eemeinderat das von den 
vereinigten Kommissionen zur Annahme empfohlene E r - 
gänzungsLudget pro 1910 a n und heißt die 
von den Kommissionen gemachten Anregungen 
gu t.

Hauptbudget pro 1911.
Nunmehr trat der Eemeinderat in die Beratung des 

Hauptbudget pro 1911 ein.
Der Vorsitzende berichtet ausführlich über den 

Entwurf zum Hauptbudget für 1911. Aus den gemachten 
Ausführungen ist hervorzuheben, daß unter Abt. I der 
ordentl. Einnahmen bei Titl. 9 der Ertrag 
der Wasserleitung um 15 000 -4t niedriger eingesetzt 
ist, weil die Lieferung von Wasser zur Speisung von Loko
motiven an die Reichseisenbahnverwaltung nicht mehr sei
tens der Stadt erfolgt. Unter Abt. I Tit. 28 sind für 
ordtl. und außerordentl. Zuschläge nur 83 850 -4t eingetra
gen, während das verflossene Rechnungsjahr bereits einen 
Betrag von 86 881,14 -4t eingebracht hätte. Die Oktroiab- 
gaben, Abt. ITit. 30, sind um 10 000 -4t herabgesetzt wor
den. Die Wirtschaftsstempelstouer, Abt. I Tit. 33a, ist 
mit 4000 -4t eingetragen, hat jedoch pro 1910 bereits 5700 
-4t erbracht. Die Warenhaussteuer, A b t. I Tit. 33b, 
trägt 678 -4t ein. Die Grundwertabgabe, Abt. ITit. 33e, 
welche bisher noch nicht erhoben worden ist, wird mit 5000 
-4t veranschlagt. Bei Abt. I Tit. 42 ist derErhöhun g 
des Schulgeldes der höh. Mädchenschule und der größeren 
Anzahl von Schülerinnen, welche diese Anstalt besuchen, 
Rechnung getragen. Unter Abt. I Tit. 44a sind für Ge
bühren aus dem Rollbockbctrieb 100 -4t eingesetzt.

Unter Abt. II Tit. 1 und 2 sind die Einnahmen aus 
dem Verkauf von Bauplätzen sowie die Anliegerkosten in 
derselben Höhe wie für 1910 vorgesehen.

Die Einnahmen und Ausgaben sowie die 
Verzinsung der Ausgabeüberschüsse von 1900 bis Ende 1909 
ergeben für die Stadterweiterung einen Ausgabeüberschuß

von 1562 861 -4t 30 F. Bei einem Zinsfüße von 31 «>
sind während 50 Jahren pro Jahr 63 655,75 -4t zur Amor
tisation aufzubringen. Dieser Betrag setzt sich zusammen 
aus 32 398,53 -4t Durchschnittszins und 31 257,23 Durch- 
schnittstilgungsbetrag. In der Aufrechnung sind Kanal- 
und Wasserleitungsarbeiten nicht enthalten. Auf von der 
Stadt veräußertes Baugelände find noch- 13 198,63 -4t ge
schuldet. Als letztes, auf die Anliegerkosten geschuldetes 
Drittel, welches nicht im Budget vermerkt und erst mch 
Anlage der definitiven Trottoirs geschuldet ist, find mch 
anzuweisen und einzuziehen 18 200 -4t.

Die Gesamt kosten der Stadterweiterung können 
auf Grund der bisherigen Erfahrungen wie folgt berechnet 
werden:

Einnahmen:
Bis Ende 1909 verkaufte Bauplätze —

58 068 gnr — für insgesamt 922 921,25 4
Der Durchschnittskaufpreis beträgt somit

15,90 -4t pro giv.
Es sind noch zu verkaufen ca. 257 000 gnr 

zum Durchschnittspreis von 12 -4t pro gnr 3 084 000,— 4 
Die noch fernerhin einzuzieh enden Uulieger-

kosten werden veranschlagt auf ca. 350 000,— 4

Summa der Eosamteinnahmen: 4 356 921,25 4
Ausgaben:

Für Stvaßenanlagen und Zahlungen auf 
den Kaufpreis des Festungsgeländes 2 063 791,69 4 

Niederlegung des Moselwalles 255 394-54 4
Gärtnerische Anlagen 24 847,68 4
Verzinsung der Ausgabereste nach Abzug

der Einnahmen 239 036,14 4
Für noch anzulegende Straßen 1 462 694,15 4
Für die noch- restierenden Zahlungen auf

das Feftungsgölände (8. bis einschl. 12.) 311 155,25 -«
Summa der Ausgaben: 4 356 921,25 4

Bei Annahme der Gesamtkosten der StadtevweiterunS 
mit 4 356 921,25 -4t würden die übernommenen 315 068 E 
Baugelände für die Stadt einen Einheitspreis von 13,8- 
-4t pro <zrn haben, der sich jedoch infolge der Verzinst^ 
der jeweiligen Ausgabeüberschüsse noch erhöhen wird.

Zu den A u s g a b e n des Hauptbudgets 
der Vorsitzende folgende Erläuterung:

Abt. I Tit. 6b ist infolge Verringerung des Kanal 
personals um einen Mann, geringer angesetzt. Dü 
Straßenbeleuchtung, A b t. I Tit. 24, ist um einen BetraS 
von 4000 -4t erhöht worden. Bei A b t. I Ti t. 32 
eine Trennung der Betriebskosten pp des Schlachtha"' 
ses und der Unterhaltungskosten des Viehmarktplatzes D 
stattgefunden. Die Kosten für das Gymnasium mit RiM 
schule, Abt. ITi t. 60, sind infolge der in Aussicht stehe»' 
den Streichung des Zuschusses zu den persönl. Kosten 
Realschule, wesentlich verringert. Das Gehalt de 
Stadtarztes unter Abt. ITit. 61 ist infolge der durch d" 
Armenwesen pp bedingter Mehrleistungen um 200 -4t el 
h ö h t.

Abt. II Tit. 1—15 enthält die Tilgungsbeträge E 
Anleihen mit insgesamt 152 953,44 -4t, das sind 3075 nn4 
als pro 1910, die eine Folge von neu aufgenommenen M 
leihen sind. Unter Tit. 13a sind nur 10 000 -4l einge" ' 
gen, da erst im Laufe des Rechnungsjahres 1911 bel» 
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1912 weitere Anleihen ausgenommen werden sollen, deren 
volle Amortifationsannuität 17 858,88 -ll betrügt.

Nach Anhörung des Berichts des Vorsitzenden tritt der 
Eemeinderat in die Beratung des Vudgetentwurfs ein.

Namens der vereinigten Kommissionen er
stattet der Vorsitzende folgenden Bericht vom 3. 3. 11:

„Die vereinigten Kommissionen haben nach Anhörung 
des Berichts des Vorsitzenden sowie nach positionsweiser 
Durchberatung des vorgelegten Entwurfs eines Hauptbud
gets pro 1911 folgende Anregungen gegeben und Anträge 
gestellt:

Z u Abt. I T i t. 3 d er Einnahmen. Der An
trag auf Umbau zu Kaufläden des Stadthausflügels, in 
welchem Stadtkasse und Armenamt pp untergebracht sind, 
wolle auf 3 Jahre vertagt werden.

Zu A b t. I T i t. 7 d e r Einnahmen: Bei Be
antragung eines Extra-Holzschlages wird empfohlen, den 
Wunsch zu äußern, daß nur Bäume und kein Unterholz ge
fallt werden oll, da Brennholz z. Zt. wenig im Wert stehe.

Zu Abt. I Tit, 16 der Einnahmen: Die 
Neuregelung der Friedhofs- und BeerdiguNgs-V-rhältnisse 
rst ins Auge gefaßt und sollen die durch dieselbe der Stadt 
gesicherten Mehreinnahmen eine bessere Unterhaltung pp 
der Friedhöfe ermöglichen. Zur Unterbreitung eingehen
der Vorschläge wird eine Kommission ernannt bestehend aus 
^5 Herren 2oh. Franck. Heinr. Frank, Franyois, Müller, 
ouchard, Salomon und Zimmer. Vorsitz wird Herr Veige- 
Emter Walkowinski übernahmen.

Zu Abt. ITit. 30 der Ein n a h men : Die Ok- 
rvorgebühren wollen auf 185 000 -ll d. h. mit 5000 -ll we- 
ulger als bereits vorgesehen, eingesetzt werden.
Nr Abt. I Tit. 33a der Einnahmen: Die 
^"Waftsstempelabgaben sind von 4000 auf 5000 -ll zu 
ryohen, da im Rechnungsjahre 1910 eine Einnahme von 

-ll nachgewiesen ist.
^" Abt. I Tit. 34 der Einnahmen: wird 

das Schulgeld für die Mittelschule für auswär-
Echüler von 50 auf 70 -ll und für Schüler aus der 

wdtgemeinde von 40 auf 50 -ll zu erhöhen. Hierdurch 
k roe pro 1911 voraussichtlich eine Mehreinnahme von 

siii>o erzielt werden und der Zuschuß der Stadt jährt.
leden Schüler noch 55 -ll betragen. Da nach einer 

lMp lun^ der Regierung künftighin für Mittelschulen und 
süM? Mädchenschulen nur noch ganz ausnahmsweise Zu- 
Vedü Staatsmitteln und zwar nur wenn besondere 

rät Gemeinde vorliogt, bewilligt werden, 
ien i.b v v Stadtverwaltung gegebenen Falls auch die gan- 
lem halben Freistellen, welche auswärtigen Schü- 
^Ezw "reduzi ^^telschule eingeräumt werden, amheben 

betracht Tit. 35 der Einn ahmen : In An- 

wnkÄ?"- ^^e Elementarschulen von vielen Kindern aus
y habenden Familien besucht werden,

aus Erhebung eines Schulgeldes größerer Wert
gslmaßrgen Schulbesuch pp gelegt wird,

e) daß die günstige Finanzlage der Stadt, welche s. Zt. 
den Verzicht auf Erhebung eines Schulgeldes von den 
Elementarschülern ermöglichte, nicht mehr besteht,

6) daß die Stadt außerordentlich große Ausgaben für 
Errichtung neuer Schulhäuser aufbringen muß,

empfehlen die Kommissionen mit allen 
gegen eine Stimme vom 1. April 1911 ab von den Elemen- 
tarschülern gemäß 8 55 Ziff. 6 der Gemeinde-Ordnung 
Schulgeld zu erheben.

Von der Zahlung von Schulgeld sollen befreit 
bleiben

u) die Ortsarmen,
b) die Freischüler, welchen die Lehrmittel unentgelt

lich geliefert werden.
Ganz oder teilweise sollen befreit sein, 

Kinder aus Nachweisbar bedürftigen Familien sowie von 
je drei Kindern aus einer Familie, welche gleichzeitig die 
Schule besuchen, 1 Kind. Durch Festsetzung eines Schul
geldes für den Besuch der Elementarschulen könnte in das 
Budget eine Einnahme von 400x6^-2400 -ll eingesetzt 
werden. Die Kommissionen empfehlen der 
Stadtverwaltung die Erwirkung eines Zuschusses aus 
Land e s m i t t e l n zu den Kosten der Elementarschulen.

Zu A b t. I T i t. 41 d e r Einahmen: Die Ein
nahmen aus der Fortbildungsschule sind auf Grund des 
Eemeinderatsbeschlusses vom 5. Juli 1909 wie folgt ver
anschlagt:
45 Lehrlinge von außerhalb bei hiesigen Meistern

ü 10 -ll 450 -ll
5 Lehrlinge von außerhalb Lei ausw. Meistern

ü 20 -ll 100 -ll 
zus. 550 -ll 

Zu A b t. I T i t. 25 d e r Au s ga b e n : Die Kom
missionen empfehlen nach Ablauf des Vertrages 
über die Straßenreinigung, diese Arbeiten wieder öffontl. 
auszuschreiben, um in den Besitz billigerer Angebote zu ge
langen. Ferner wird gewünscht, daß die z. Zt. im Stunden- 
bezw. Tiagelohn ausgeführten Reinigungsmrbeiten alsbald 
öffentlich vergeben werden.

Weitere von den Kommissionen gewünschte, auf das 
Hauptbudget bezügliche Auskünfte werden von dem Vor
sitzenden sofort erteilt, bezw. einer späteren Besprechung 
Vorbehalten.

Hierauf würd e das ganze Budget mit Aus
nahme der persönlichen Ausgaben von den 
vereinigten Kommissionen gutgeheißen und dem Ee- 
meinderat zur Annahme empfohlen.

Die Weiterberatung der persönlichen Ausgaben wird 
vertagt, und soll im Anschluß an die noch festzusetzende 
Sitzung der vereinigten Kommissionen, der Gemeinderat 
in die Beratung des Budgets eintreten und über dasselbe 
Beschluß fassen."
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Fortsetzung der Budgetberatung.

Sitzung der vereinigten Kommissionen vom 27. März 1911.

Anwesend waren unter dem Vorsitze des Herrn Bür
germeisters Berkenheier die Beigeordneren Walkowinski 
und Roth sowie die Stadträte Lailloux, Christian, Fr-an- 
<MS, Franck Joh., Frank Heinr-, Eoedert, Dr. Kuborn, 
Müller, Reuter, Richard. Röchling, Salomon, Schiltz, 
Steimetz, Wehrmann und Zimmer.

Entschuldigt: Beigeordneter Haas, sowie die Stadt
räte Denz, Dr. Medernach, Nouviaire.

Abwesend: .Mitglied Pfanschilling.

Der Bürgermeister verliest die Budgetvorlagen -und 
den Bericht über die Sitzung der vereinigten 3 Kom
missionen vom 3. 3. 1911, welcher ohne Beanstandung 
angenommen wird.

Sodann finder die Prüfung der eingereichten Gesuche 
statt.

1) Lehrer Dentzer -bittet um Anrechnung seiner 
Militärdienstzeit, welche er vor feiner provisorischen Er
nennung zum Lehrer abgeleistet hat, und um Neuregelung 
seines Gehalts.

Die Kommissionen lehne n das Gesuch a b, da 
das Gehalt nach der Diedenhofener Besoldungsordnung 
zu berechnen ist und jetzt schon 300 -R mehr beträgt als 
das gesetzliche und nach 30 Dienstjahren 800 mehr be
tragen wird.

2) Die Lehrerinnen Bruns und C o u sta n s 
tragen vor, daß ihre Wohnungsentschädigung unzulänglich 
ist.

Die Kommissionen schlagen vor, die Woh
nung s e n t s ch ä d i g u n g der provisorisch angestellten 
Lehrpersonen der Volksschulen, welche bisher 200 -R be
trägt, und diejenige der definitiv angestellten ledigen Lehr- 
personen der Volksschulen, welche bisher 250 -ll beträgt, 
gleichmäßig auf 350 -R jährlich vom 1. 4. 1911 ab festzu
fetzen.

3) Lehrerin Arend bittet im Hinblick auf ihre 
evt-l. baldige Pensionierung um Anrechnung weiterer 
Dienstjahre für das Aufrücken in höhere Gehaltsstufen.

Die Kommissionen sind der Ansicht, daß die durch 
Gemeinderatsbeschluß vom 5. 11. 1908 festgesetzte Gleich
stellung des Gehaltsverhältnisses der Lehrerinnen mit Be
rücksichtigung auf die Dienstzeit bestehen bleiben soll, und 
lehnt das Gesuch ab.

4) Kleinkinderlehrerin Maria Reuter bittet um 
Aufbesserung ihres Einkommens.

Die Kommissionen erachten die durch die Ge
haltsordnung festgesetzten Gehaltssätze für hinreichend und 
lehnen das Gesuch a -b, zumal Fvl. Reuter seit 1907 
eine persönliche Zulage von 100 M jährlich aus der Stadt- 
kasse bezieht.

5) Die Gehilfin an der Kleinkinderschule, Luise 
Reuter bittet ebenfalls um Gehaltsaufbesserung.

Die Kommissionen befürworten das Ee-

bis 3
6
9

12

such und schlagen dem Eemeinderat vor, folgende Eehalts- 
skala zu genehmigen:

Für die Dienstjahre 1
4
7

10
über

Mk. 
Mk. 
Mk. 
Mk. 
Mk.

700 
750 
800 
850 
900

Das Aufrücken in die verschiedenen Gehaltsstufen soll 
auf Anordnung des Bürgermeisters geschehen und nur an 
dem dem Aufrückung-stage folgenden 1. April oder 1. Ok
tober.

Luise Reuter ist seit Januar 1903 in ihrem jetzigen 
Amte tätig. Ihr Gehalt würde vom 1. 4. 1911 ab 800 
betragen. Seit 1905 bezieht sie 700 jährlich.

6) Lehrerin Hellbrück bittet ihr die 12 Jahre, 
welche die Stadt Diedenhofen von den 16 in anderen Ge
meinden zugebrachten Dienstjahren, nicht wie hier üblich 
vom Tage der ersten provisvri'chen Anstellung, sondern 
vom Tage der definitiven Anstellung in Anrechnung 
zu bringen.

Die Kommissionen lehnen das Gesuch -a b, 
weil die erwünschte Berechnung nicht -den Bestimmungen 
Diedenhofener Besoldungsordnung entspricht, schlagen 
aber mit Stimmenmehrheit dem Gemeinderat vor, dieser 
Lehrerin anstatt 12 Jahre 14tz Jahre auswärtiger 
Dienstzeit a n z u r e ch n e n.

7. S e k r e tar i t s a s f i st e n t Hombourger bit
tet um Beförderung zum Sekretär. Die Kommissio
nen empfehlen die Annahme des Gesuches, da p. Hombour- 
-ger vor dem Bestehen der Gehaltsordnung von 1905 den 
Sekretären im Gehalt gleich stand und durch die Gehalts
ordnung von 1905 -erst die Assistenz-stellen errichtet und 
Hombourger in eine solche ein-gereiht worden ist.

In Anbetracht des vorerwähnten llmstandes, sowie da 
Ee'uchstcller Sckretärdienste verrichtet, schlagen die- Kom
missionen vor, Herrn Hombourger zum außeretats- 
-m äßigen Sekretär vom 1. 4. 1911 -ab zu ernennen -mit 
Gehalt nach Klasse V III der Dienst- und Gehaltsordnung. 
Die Kommissionen empfehlen ferner das Gehau 
des Herrn Hombourger vom 1. -April 1911 -ab nach Stuft 
3 festzusetzen, d. h. dessen Gehalt von 2150 auf 2300 -n 
zu erhöhen. Hierdurch wird Hombourger zur Erlangung 
der nächsten Gehaltssteigerung um 1g Jahr vorgerückt.

8. Sekretär Riedinger bittet um Anr e ch - 
n u ng -weiterer Dienstjahre als dies in der Ge
haltsordnung von 1905 geschehen ist, damit ihm die Mög
lichkeit gegeben wird, nach ein bis zwei Jahren von doM 
Höchstgehalt die Pension zu beziehen. Ferner bittet er 
Bewilligung des Höchstgehaltes vom 1. 4. 1911 ab.

Die Kommissionen schlagen dem Gem-ei-nder-at 
vor, dem Eesu-chsteller die Berechnung der Pension nach de^ 
Höchstgehalte zugusichern, falls derselbe vor Erreichung 
des Höchstgehaltes ausschärden sollte, es jedoch im UebrigeN 
bei den von der Gehaltsordnung -getroffenen Bestimmu-mg^ 
bewenden zu lassen.

9. Die städt. Bauarbeiter sowie die Wege
wärter bitten um Eehalt serhöhung.

D i e Kommiss ion en le h nen die Befürwortung 
des Gesuches ab, da der Jahresverdienst der ersteren von 
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1200 -ll, und der letzteren von 1080 -ll, mit dem Verdienst 
anderer Arbeiter mit ähnlicher Beschäftigung, gleich ist.

10. O k t r o i v o r st e h e r Rock bittet um eine Ent
schädigung für A u s ü b u n g d e s Kontr ol ldienste s, 
welcher ihm infolge Eingehens der Oktroikontrolleurstellc 
am 1. April 1910 zug-efallen ist.

Die Kommissionen empfehlen, ob schon 
einige Oktroihebeftellen eingegangen sind und die Erhebung 
von Oktroiabgaben -auf Fleisch nicht mehr geschieht, wodurch 
der Dienst eine Einschränkung erfahren hat, dem Oktroivor- 
stcher vom 1. April 1911 ab eine außerordentliche, 
jederzeit widerrufliche, nicht p e nsi -o n s fä h i g e Zu
lage von 300 -M pro Jahr zu bewilligen, und zwar unter 
der Voraussetzung, daß der Kontr-oll-dienst auch nachts recht 
eingehend ausgeübt wird.

11. Oktroieinn-ehmer Lider tritt mit einer 
ähnlichen Bitte an den Eemeinderat.

Die Kommissionen lehnen dieselbe ab, da p. 
Liber erst durch EsmeinderatsbS'chluß vom 18. Juli 1910 
für Mehrleistungen eine Stellenzulage von 100 M erhal
ten hat.
.. 12. O k t r o i -e i n n e hm e r Sa l i e s bittet um Pen
sionierung aus Gesundheitsrücksichten.

DieKom Missionen schlagen vor, das Gesuch 
ausnahmsweise zu b e rück'i ch t ig e n. Nach den z. 
Zt. geltenden Bestimmungen würde die Pension, da Salies 
am 1. 12. iggg Oktroi-ausseh-er eingestellt wurde und 
demnach am 1. April 1911 10 Jahre und 6 Monate Dienst 
getan hat, sich wie folgt berechnen: 10 Jahre — 20/60 des 
Echalts von 1800 M 600 M. 8 Monate 5 '60 X 5/12 
X 1800 — 12,50 --ll; abgerundet nach den geltenden Be
stimmungen 15 -N. Insgesamt 615 -ll.

13. Oktr o ihilfsei-n-n ehm e r Roth bittet um 
Beförderung zum Sekretariatsassistenten.

Die Kommissionen lehnen das Gesuch ab, 
ea bei der Oktroiverwaltung eine solche Stelle nicht besteht 
und auch nicht geschaffen werden soll.

.11- Po l i z e i v o r st eh er Metzger bittet um Be- 
^ulrgung einer Fuhr k o st e n e n t > ch ä d i g u n g zur 
^rmoglichung der Benutzung von Wagen bei Ausübung der 
mchtrevisionen sowie in besonderen Fällen.

. Die Kommissionen befür-wo-rten die Be- 
EjMng einer a u ß e r -o r d en t l -i ch- e n, jederzeit wider- 
llichen^ nicht pensionsfähigen Zulage von 300 

s- pno Jahr unter der Voraussetzung, daß die Nachtrevi- 
nen sehr eingehend ausgeübt werden.

, 15. P o l i z e i - V i z e w a ch t m e i st erKl a ine bit- 
umBeförder -u n g zu-m Wachtmeister.
Die Kommissionen befürworten das 

uluch und -empfehlen die W i e d e r b e s e tz u n g der seit 1. 
ober 1909 eingegangenen Wach-tmeisterstelle.

E; P o l i z e i r eg i strator Dreetz bittet um 
t/ erhungin die G e h a l t s k la s s e B VII (Sekre- 
lari-atsassistenten).
br b^ Kommissionen lehn- en das Gesuch ab, 
nick/s dolig-eiverwaltung eine solche Beamtenklasse 

l oesteht und- -auch nicht geschaffen werden soll.
st tzss ' ^0 li z e ia n w ä r t e r D o st e r t bittet um Ein- 
setzun " den -städt. Polizeidienst in der Voraus- 

n)e'tz demnächst einige Schutzm-annsstellen neu geschaf-

Die Kommissionen lehnen das Gesuch ab 
und sind der Ansicht, daß -der Gemeinderat in absehbarer 
Zeit die Schutzmannschaft nicht vermehren wird.

18. Kanalmei -ster Fingueneisel bittet um 
Anstellung auf Lebenszeit.

Die Kommissionen empfehlen die Ab
lehnung des Gesuches, da nach» den BsstinMUNgen der 
Dienst- und Gehaltsordnung der K-an-almeister auf Kündi
gung anzustellen ist. Eine -Abänderung der Dienst- und 
Gehaltsordnung ist nicht beabsichtigt.

19. D -e r T r i ch i n en s ch a u g -e h i l f e Feller bit
tet -um Erhöhung seines Einkommens.

Die Kommissionen empfehlen das Ein
kommen des p. Feiler für Ausübung der Trichinen schau vom 
1. April 1911 ab von 150 auf 250 -ll zu erhöhen unter 
der Bedingung., daß p. Feller wegen seines hohen Alters 
sich alle 6 Monate auf eigene Kosten der Untersuchung 
seines Sehvermögens durch ein-sn Augenarzt -unter
wirft und der Verwaltung das ausg-ustellende ärztliche 
Attest oorlegt.

20. D i -s Schre -i bgehilfe n W-e g e l und Bottke 
bitten gleichfalls u-m Erhöhung ihrer Lohnb-züge.

Die Kommissionen befürworten die Ge
suche und empfehlen den beiden GesuchstellLrn monatlich je 
10 -ll Lohnerhöhung zu gewähren, sodaß Wegel in Zukunft 
110 und Vottke 70 -ll monatlich beziehen wird.

Die vereinigten Kommissionen em
pfehlen alsdann dem Ee-meinderat, d-as vo-m Vorsitzenden 
vorgelegt-e H-auptbudget pro 1910 mit den- in 
vorstehendem Berichte -angelegten Abänderun
gen gutzuhei ßen."

Der Gemeinderat trat nunmehr in die Bera
tung des Hauptbudget ein und faßte über jede einzelne 
Position Beschluß.

Zu Abt. I Tit. 3 der Einnahmen bean
tragt Mitglied Go-edert die Einsetzung einer 
Kommi > sio n,, welcher die anderweitige Verwendung 
des Stadthausflüg-els, in dem Stadtkasse pp unter-gebrach-t 
sind, zur Prüfung und- Begutachtung -überwi-esen werden 
soll.

Es findet hierüber eine lebhafte Diskussion statt und 
wird in deren Verlauf einerseits betont, daß mit dem Aus
bau dieses Gebäudeflüg-els zu Geschäftshäusern d m Handel 
und Gewerbe der Stadt eine fühlbare Konkurrenz bereitet 
würde; hierzu die Stadt jedoch nicht berechtigt sei; dies 
-wird von anderer Seite bestätigt mit dem Bemerken, daß 
s. Z. beim Ankauf des heutigen Stadthaus-anwesens der Ge
danke vorgeherrscht habe, daß der Erwerb lediglich erfo-l-ge 
um einer erheblichen Schädigung des städt. Handels durch 
große Konkurrenzgeschäfte entgegenzutret-en, und- an diesem 
Prinzipe auch heute noch festgehalten werden müsse. Der 
Vorsitzende schließt sich den gemachten Ausführungen an und 
betont seinerseits, daß das Stadthaus infolge seiner günsti
gen Lage einer guten Zukunft -entgegensehe; es wäre insbe
sondere verfehlt dasselbe heute -als -Spekulations-grundstück 
zu betrachten u. zu -veräußern, selbst wenn ein äußerst günsti
ger Preis geboten -würde, da mit Rücksicht -auf evtl. spätere 
Eingemeindungen umliegender Ortschaften kaum ein geeig
neterer Zentralpunkt für die Errichtung -eines neuen Stadt
hauses ausfindig gemacht -werden könnte.

Aus diesen Gründen empfiehlt der Vor
sitzende die Annahme des Vorschlages der vereinigten
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Kommissionen, die Angelegenheit aus 3 Jahre zu ver
tag e n.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend.

Zu Abt. I Titel 7 der Ei nahmen führt der 
Vorsitzende aus, daß evtl. zur Balanzierung des Hauptbud
gets die Beantragung eines E x t raholz h i e b es in 
Aussicht genommen war, daß dies jedoch nunmehr nicht 
nötig erscheine, da auch ohne die voraussichtliche Einnahme 
aus einem Extraholzhieb die Balanzierung des Budgets er
folgen konnte.

Der E emeinderat ermächtigt den Bürgermeister, 
da die Preise für Brennholz anläßlich der diesjährigen Ver
steigerung außerordentlich günstig waren und auch voraus
sichtlich bleiben werden, evtl. bei Beantragung eines Extra
holzhiebes entgegen dem Kommissionsvorschlage, auch 
die Genehmign ng zur Fällung von Brennholz 
zu erbitten.

Zu Abt. I Tit. 16 der Einnahmen führt Bei
geordneter Walkowinski als Referent für Friedhofsange- 
Isgenheiten aus, daß die städt. Friedhöfe jährlich die Auf
wendung erheblicher Ausgaben für die Stadtverwaltung 
zur Folge haben, daß daher aus den Fricdhöfen neue Ein
nahmen verschafft werden sollen, mit welchen zum mindesten 
die entstehenden Ausgaben gedeckt werden können. Zu die
sem Zwecke sei beabsichtigt die G e b ü h r e n für >e wige 
pp Ruherechte sowie die G r >abm a ch e r l ö hn e zu 
erhöhen und für die Errichtung von Grab
denkmälern, Einfassungen und Anlage von 
Grüften pp einen G ebü hr e n ta r i f ainzufüh- 
r e n. Die Gebühren für Anfertigung von Gräbern, welche 
bisher von den Friedhofwärtern direkt eingezogsn wurden, 
sollen in Zukunft von der Stadtkasse vereinnahmt und die 
dem Ersteren zugsbilligten Geldbeträge an diese durch die 
Stadt abgeführt werden. Hierauf schlägt der Berichterstat
ter vor folgendem E e b ü hrentarif zuzustimmen:

1. G rab mach er lo h n ei n schl. Herstellung
der Hügel.

n. Bei Vegränissen I. Klaffe:
für Erwachsene 20,— -41
für Kinder von 6—14 Jahren 12,— -4t
für Kinder bis 6 Jahre 8,— -4t

b. Bei Begräbnissen II. Klaffe:
für Erwachsene 15,— -4t
für Kinder von 6—14 Jahren 8,— -4t
für Kinder bis 6 Jahre 6,— -4t

c. Bei Begräbnissen III. Klasse:
für Erwachsene 8,— -4t
für Kinder von 6—14 Jahren 6,— -4t
für Kinder bis 6 Jahre 5,— -4t

Anmerkung: Für die Festsetzung der Klasse ist die 
kirchliche Ceremonie oder der Leichenwagen bestimmend.

cl. Bei Begräbnissen Armer, im Spital verstorbener
Armer und Militärpersonen:

für Erwachsene 5,— -4t
Mr Kinder von 6—14 Jahren 3,50 -4t
für Kinder bis 6 Jahre 2,50 -4t

e. Bei Begräbnissen unzeitig geborener Kinder 2,— -4t 
k. Beisetzungen in Konzessionsgräbern 40,— -4t

2. Verleihung von Konzessionen.
I. Friedhöfe St. Franz und Beauregard.

1. bei ZOjährigom Ruherecht pro gw 50,— -4t 
2. bei dauerndem Ruherecht:

a) an Nebenwegen pro gw 75,— -ll
b) an Hauptwegen pro gw 100,— 4l
II. Friedhof Eentringen.

rr) bei ZOjährigem Ruherecht pro gw 15,— -ll
b) bei dauerndem Ruherecht pro gw 25,— -ll

3. Unterhaltung der Gräber siehe 8 27.
3. Exhumationen.

g) vor 5 Jahren beigesetzte Leichen:
für Erwachsene 40,— -ll
für Kinder von 6—14 Jahren 25,— -lt
Kinder unter 6 Jahren 15,— 4l

d) über 5 Jahre Leigesetzte Leichen:
für Erwachsene 30,— -ll
für Kinder von 6—14 Jahren 20,— -ll
für Kinder unter 6 Jahren 10,— -ll

e) Beschaffung einer Kiste für die Ueberreste 4,— -ll 
4. Gebühren für zu errichtende Denk-

m ä l e r, Einfri e d i g u n g e n.
a) bei Reihengräber 3,-— -ll
b) bei 30jühr. Konzessionen 10,— -ll
e) bei dauerndem Ruherccht:

Denkmal ohne Gruft 15,— -ll
Gruft mit Denkmal 25,— -ll
Gruft mit Kapelle 50,— -ll

Gruft- u. Fundamentausschachtungcn pro obin 3,— -ll

Aus der Mitte des Gemeinderats wird hierauf unge
fragt, in welcher Weise bei der Eebührenfestsetzung die 
Klasse der Beerdigung bestimmt und wie dies insbesondere 
bei dem evangelischen und israelitischen Kultus geschehe" 
werde, wo keine kirchlichen Klassen bestehen. Der Bericht
erstatter erklärt, daß hierfür sowohl die kirchliche Ceremonie 
als auch die Klasse des Leichenwagens, der benutzt wird, 
als Grundlage dienen werden und die Friedhofverordnung 
entsprechende Bestimmungen enthalten werde.

Die hierauf erfolgte positionsweise Abstimmung des 
Gemeinderats ergab dessen Z u st immung zu dem neu in 
Vorschlag gebrachten Gebührenrurzeichnisse; dasselbe tritt 
vom 1. April ab in Kraft, jedoch soll insoweit der Er
werb von Ruherechten in Frage kommt, bis zu 
1. Juli d. Js. nur ein Z u s chla g von 50 A auf du 
bisher erhobenen Sätze zur Einziehung gelangen.

Zu Abt. I Titel 35 d e r Ei n n a h m e n : bean
tragt Mitglied Müller die von den vereinigte" 
Kommissionen vorgeschlagene Erhebung eines 
Schulgeldes von den die Elementarschule besuchenden 
Schülern, in Höhe von 6 -41 pro Jahr a b zulehne n.

Der lZemeinderat beschließt entspre
chend. „ .

Der Besuch der Elementarschulen ist demnach für da 
in der Gemeinde ansässigen Schüler nach wie vor unent
geltlich.

Zu Kap. I T i t ei 4a d er Ausgav en : erM' 
tert Mitglied Müller, daß der Eemeinderat aus M
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ner Mitte einen Schriftführer ernannt habe, der auch 
für die Anfertigung der Protokolle verantwortlich sei, wäh
rend tatsächlich die E e mei nd erats pro totolle von dem Vor
sitzenden unter Zuhilfenahme der zu den Sitzungen zugezo
genen Sekretariatsbeamten aufgestellt würden.

Der Vorsitzende erklärt, daß die Arbeit, welche durch An
fertigung der Sitzungsberichte bedingt wird, eine derartig 
umfangreiche ist, daß sie einem Schriftführer im Ehrenamts 
dilligerweise nicht zugemutet werden kann, und, daß übri
gens die von ihm zu den Sitzungen zugezogenen Sekreta
riatsbeamten mit Genehmigung des Eemeinderats anwe
send seien.

In der sich entwickelnden, lebhaften Debatte wird 
einerseits behauptet, daß der Schriftführer des Gemeinde- 
rats für die Fassung der Eemeinderatsberichte verantwort
lich sei. Dem wird von dem Mitglied Franuois, der als 
Schriftführer fungiert, widersprochen und auf den Text der 
Geschäftsordnung hingewiesen, nach welcher der Schriftfüh
rer nur den Beschluß des Eemeinderats niederzulegen habe. 
Redner will, wenn ihm als Schriftführer eine größere Ar
beit und Verantwortlichkeit als bisher erwachsen sollte, von 
seinem Amte zurücktreten. Von einer Seite wird gewünscht, 
daß der Schriftführerposten des Gemeinderates wie bisher 
üblich! bei behalten wird, andererseits wird die Bei
nhalt u n g des Postens als unnöti g bezeichnet, da 
ja der Schriftführer weder die Protokolle anfertigt noch für 
dieselbe eine Verantwortung übernehmen wolle. Ein Mit
glied empfiehlt die Angelegenheit zum Gegenstand einer 
K o m mi s s i o n sb e ra tu n g zu machen.

Auf Vorschlag des Vorsitzenden beschließt 
alsdann der E e m e i n d e r a t, die Sache in der n ä ch - 
gen Sitzung des Eemeinderats als besondeen Punkt 
dee Tagesordnung zu beraten.

Zu Kapitel I Tit. 9u der Ausgaben setzt 
der Gemeinderat auf Antrag des Mitgliedes Zim - 

er die Büro kosten des Stadtbauamtcs von 1100 M 
Mf 1000 cll h era b.

Zu Kap. 6 Tit. 48 d e r A u s g a b e n wird die An
rechnung von 2z weiteren Dienstjahren der von der 

Frl. Helbrück außerhalb der Gemeinde Diedenho- 
' " zurückgelegten Dienstzeit abgelehnt.

Z u Kap. 8 T i t. 62 d er A u s g!a b e n stellt Mit - 
vo Müller den Antrag, die Aerzte, welche nachts 

on der Polizei requiriert werden, um aufgsgriffenen Ver- 
Men pp sofortige Hilfe zu leisten, aus städt. Mitteln zu 

nononeren.

Der Vorsitzende erklärt, daß alle von stadt- 
wegen erfolgten Requisitionen der Aerzte von der Stadt 
vergütet worden seien und auch fernerhin vergütet würden.

Z u Kap. 10 Tit. 84 der Aus g aben beantragt 
MitgliedDr. Kuborn, die für Bezirksfeldwebel ein
gesetzten Mietsentschädigung von 147,33 -N zu streichen.

Der Gemeinderat beschließt den Posten beizu- 
behalten.

Zu Kap. 15 T i t. 94 d e r A u s g a b e n beantragt 
Mitglied Müller die Streichung des an den 
Direktor des Metz« Stadttheaters zu gewährenden Zuschus
ses für die während der Theatersaison 1911/12 zu verunstal
tenden französischen Vorstellungen und dessen 
Ueberweisu n g!an die Kommission, welche sich die Aus
führung französischer Vorstellungen insbesondere Opern pp 
zur Aufgabe gemacht hat.

Der Vorsitzende bittet den Betrag ungekürzt im 
Budget zu be l a ss e n. Wegen der Verteilung des 
Betrages würden späterhin Anordnungen und Abmachun
gen getroffen.

Der Gemeinderat ist e i n v e r st ande n.
Nachdem die einzelnen Positionen des Hauptbundgets- 

entwurfs durchberaten waren, nahm der Gemeinde- 
rat nach den Vorschlägen und unter Berücksichtigung der 
von den vereinigten Kommissionen bezw. dem Eemeinderate 
gemachten Anregungen, Beschlüssen und Abänderungen das 
Hauptbudget pro 1911 zunächst kapitel- 
weise und schließlich insgesamt an.

Das endgültig festgesetzte und ange
nommene Hauptbudget befindet sich im 
Anhang II.

Mitglied Zimmer dankt namens des Ee
meinderats dem Vorsitzenden für die bei Ausstellung des 
Budgets bewiese Umsicht und Sachkenntnis und giebt seiner 
Zufriedenheit Ausdruck, daß bei Einsetzung der Ausgaben 
die größte Sparsamkeit obgewwltet und dadurch die Fest
setzung weiterer Steuerzuschläge vermieden worden sei.

Der V o rsitzen d e erwidert, daß er im Interesse 
einer guten Finanzpolitik, stets bestrebt sein werde, die 
größte Sparsamkeit an den Tag zu legen und daß seine Be
mühungen dahin gingen, sich der steten Zufriedenheit des 
Eemeinderats und der gesamten Bürgerschaft zu versichern.



Anhang I

Stadt Diedenhofen

Krgänzungs-Wuöget 

für 1910



HvöenMche Hinnahmen.
-........- ' ------- - .......... -- ------------------------

- Bezeichnung der Einnahmen Ansatz de-- Ev treten Es gehen

Titel H Hauptbndgets hinzu ab Bemerkungen

_________________________________________________ _________ l— ! _____

Einnahme-Ueberschust aus 1908 152066 12

Einnahme-Ueberschust aus dem Ausg. Abt 11 MelZv
Hauptbudget I9i0 13112 34 4999,01

1a Zinsen 2000 — 3000 — Abfchluß-Ueberschuß
8113,33

Der Verkauf der Wert-
titel findet später statt,
daher mehr Zinsen,

3 Mietzins von Genieindegebüuden 2536 — 750 — 300 M. Theater S.
u, 200 M. bakteriol.

s Anstalt Gärtnerraum
i, Wasserturm lllOM.

4 Pachtzins von Genieindeländereien 4550 - 713 50 Bessere Verpachtung

7 Holzschlag 8680 — 2254 lO Mehrergebnis d, Ber-
inn. -rrrr steigerung

8 Forstnebennntzung 550 -- Für Dekorationsreisig
am Fronleichnamsfest

. u. für Schießschaden,
9 Wasserleitung I l5000 — 800 — Für neue Conz, m

Terlven.
l6 Gebühren für Grabstätten >400 — 150 —

2'a Freibankgebühren — — 20 — G. R, B vom 7,0
1910 Nr. I.

E 25 Ertrag der Herbstmesse 9200 3600 —

Z 28 i3"/o Ordentliche Zuschläge 24050 7300 — ^Laur Mitteilung der

8 29 Huudesteuer 6540 — 900 — Merergebnis nach den
neuen Sätzen.

30 Octroigebühren - - - - ggooo

33a Wirtschaftsstemvelsteuer — — 5700 — Neueingeführt durch
Beschluß vom IS.
ISIO Nr. 7ä.

33b Warenhaussteuer — — 678 — iNeueingeführt durch
r Beschluß vom 17. 3.

>1910 Nr. II.
34 Schulgeld für die Mittelschule 4250 - 300 — Mehr durch Erhöhung

der Schülerzahl.
36 Staatszuschuß für die Mittelschule 1»00 - — — oOO «am Verfügung des

Bezirkspräsidinms voin
25. 7. 1910.

38 Dienstaltersznlaqen der Lehrvcrsonen 7900 — 1550 /Nach näher. Berechn»-
su Erhöhung d. Sätze

1 42 Schulgeld für die höhere Mädchen- 9450 - 300 - ^'ÄZrLnN

8 schule

44 Beuutzung der Straßen zum Rollbock- lG. R. B. vom
betrieb - - 250 - 12. l909Nr. is W"

»Juni 1910 an t
Unvorhergesehene Einnahmen 1000 — 330 — Darunter d. Gestellung

von Stadtarbeitern an
Anerkennungsgebühren 1000 — 1000 — Wegen? Erhöhung der

53 ,, X r «r k- — Einheitssätze, pp.Umlage-Beitrag zur landwirt. Berufs- — lWiedereinziehung
genossenschaft 28 87 fHerr Baur .

. -.00 - G- R. B. v. L. B!at
1 Anfertigung von Lageplänen 1910 Nr. >6

.......  BeinertilUF.I9o4b2 93 W500^ Titel bringen
, mehr oder weniger e>

Summa der ordentlichen Einnahmen ' 84952 93 I heben sich also gem
I f fettig aus.



AußeroröenMche Einnahmen

Titel
Bezeichnung der Einnahmen 

Abt. II.

Anfatz des 
Hauptbudgets

Es treten 
hinzu

Es gehen 
ab Bemerkungen

1

lu

2

2a

2t>

11

4

Verkauf von Immobilien, Bauplatzen

Verkauf der Wiese in Jonetion droite

Anliegerkosten

Anliegerkosten für Kanalanlage

Anliegerkosten für Einebnung und 
Kanalisation der Mvselstadens incl. 
Haus Nilles

Zuschuß aus der Landeshauptkasse 
zum Neubau des Gymnasiums

l. Rate
2. Rate
3. Rate

Anleihe für die 9. und 10. Rate auf 
Erwerb d. Festungsgeländes2X59600

Summa der anßerordentl. Einnahmen

Summa der vrdentl. Einnahmen

Summa aller Einnahmen

60000

6000

5000

10000

14345

9000

19500

8340

30000
30000

119200

10

Beschluß vom 15. 2. 
1910 Nr. 4, 6. 5 n. 
29. 7. 1901, Guten- 
bergstr. Ringstr Hay- 
ingerstr. Laydeckerstr.

Beschluß 11. 3. IM 
Seite 158. 2.0. lS 5 
Seite 47 betr. Nilles, 
Peltrerschwesternschul- 
haus, Petit, Laverny.

Der Gesamtzuschluß 
beträgt 150 600 M.

Geineinderatsbeschl. v. 
18. 7 1910 In einem 
Anleihe-Vertrag sind 
aufzunehmen 
die 2. Anleihe für

Gymnasium 22600Ü 
die 2. Anleihe f.
Grundwasserlt. 2000 
die Anleihe für

7. Rate 73000
die Anleihe für

9 u. 10 Rate NSM 
4I4Ä

240385

184952

10

93

425338 03



HröenMche Ausgaben.

Titel
Bezeichnung der Ausgaben 

Abt I.
Ansatz des 

Hauptbudgets
Es treten 

hinzu
Es gehen 

ab
Genehmigt 

durch Beschluß 
vom

6b

6^
- 12

13

22

24

35

41

43

47»

48

55 55»

74

88

97

101

102

103

104

Besoldung des Bürgermeisters

Gehalt der Octroibeamten

Gehalt des Gärtners pp.

Stempel- und Enregistrementsgebührn

Porto- und Telephongebühreu

Reinigung des Polizeibüros und des 
Meldeamts

Straßenbeleuchtung

Unterhaltung der gärtn. Anlagen

Kosten zur Werbung pp. des zum 
Verkaufe bestimmten Holzes

Steuern

Lehrerinnen-Vertretnngs-Kosten

Gehalt der Lehrerinnen an den Ele- 
mentar-Schulen

Beschaffung von Lehrmitteln

Oeffentliche Feste

Pachtzins für den Viehmarktplatz

Unterhaltung der Volks-Badeanstalten

Mitgliedsbeitrag der Stadt zum Elf.
Lothr. Verband für Armenpflege 
und Wohltätigkeit

Mitgliedsbeitrag zum Verband für 
Trinkerfürsorge

Pauschbetrag für Untersuchung des 
Trinkwassers

Beitrag zum Haushaltnngs-Kursns

6055
1211

39402

380

2700

16000

3129

2400

18700

800

400

460

700

55
12

48

1590

80

137

90

56

850

1488

760

406

160

346

200

200

100

30

10

300
250

!

40

53

70

1488

400 —

Bürgerm. Mk.
Böhnl 5886,87

Bürgerm.
Berkenheier 3000,-

8856,67 
Vorgesehen 7266,67 
Nachzutragen 1690,— 
18. 7. 19,0 No. 33 
Liber Gehaltszulage 
Infolge Vergebung da 
Arbeiten. Vergl. No. 3S 
Für den Wasseroertrag 
mit der Gem. Tertven 
Für I weiteren Tele
phon-Anschluß G R. B. 
6.6. lONo. 16(120 M. 
jährlich)
Vom 21. Jnni ab 6 
Mk monatlich (Beschl. 
6. 6. 10. No >6.)

18. 7. 10.^ Elisabet- 
straße Briguerie
3. 1o. 1910" Weg 
neben sder Schule zu 
Beauregard
Infolge Vergebung der 
Arbeiten Vergl 6g. 
Nach der Menge des 
Holzes und dem Ein
heitspreise des Arbeits
vertrages pp. u. 30 M. 
laut Beschluß vorn 18.
7. 1910 No. 32.
Für den Betrieb des 
Wasserwerks 363,1b 
Für neuangek. Grund
stücke PP. 42,88
An Stelle der erkrankten 
Lehrerin Frl. HellbriU

Erspart dnrch Vertre
tung nach auswärts u. 
Wechsel im Personal 
3. 10. 1910 No. S

6. 2. 1911 No. 5n.a 
19.12.1910 No. 1K 
50 Mk. monatlich von

Dez. 1910 ab für den 
Platz v.d. Schlachthaus 
7. 11. 10. ° für den 
Aufseher 46,-
8. 7 10. für 
den Aufseher 3S,- 
Zu bewilligen ^20Fv 
laut Anlage rOv-70

2. 5 10. No. 1s

5. 9. 10. No. 14.

18 7. 10. No. 7.
3. 10. 1910 No. lb.

Summa der ordentlichen Ausgaben

7054 63 1888 —

!

5166! 63 l



AußeroröenMche Ausgaben.

Titel
Bezeichnung der Ausgaben 

Abt. II

Ansatz des 
Hauptbudgets

Es treten 
hinzu

Es gehen 
ab

Genehmigt durch 
Gemeinderats
beschluß vom.M

l 3a

26a
27a

27b

27o

29

3li
3IK

3ll
31m, o, o

35

45

51
51a

52

56a

56b

56

56ä

57

57a

58

Zinsen u. Amortisation für Anleihe 
zum Neubau des Gymnasiums

Anlage der Wasserleitung zu Terweu
Herstellung der Wasserleitung in der

Privatstraße Frey, Peiffer, Giebel
Herstellung der Wasserleitung in der 

Nieder-Gentringerstraße nach deni 
Hanse Kollen und Fisch

Herstellung der Wasserleitung nach 
den Häusern Hartmann u. Quentin 
in der Kaiser-Wihelm-Prom.

Neubau des Gymnasiums

Wiederherstellung d. N.-Gentringcrstr.
Ausbau der Gras-Heinrich-Straße

Straßenarbcit 6 800
Kanalarbeit 3 300
Wasserleitung 700

Ausbau der D'Straße pp 
Asphaltierung von 3 Straßen
Prozeß PP. Kosten

Ausdehnung der gärtn. Anlagen am 
Metzertorplatz

Theaterdekvrationen 2. Hälfte
Anlage der Centralheiznng ini Theater
Beschaffung eines Asbestvorhanges 
Zuschuß an das israel. Konsistorium 

2. Rate

Ankauf von 1501 Vz qm Terrain beim 
Kriegslaboratorium
Eventl. Vertragskosten

Ankauf von Terrain zu Rangwall

Aukauf von Terrain in Gewann 
Niederfeld incl. Vertragskosten und 
Zinsen

Gelände-Ankauf und Tausch für 
Straßenanlage

9. Rate auf Erwerb des Festuugs- 
Geläudes

10. Rate auf Erwerb des Festuugs- 
Gelüudes

Herstellung des neuen Marktplatzes 
null. Straßenauschlüsse

Zu übertragen

6924 14
8700

600

1950

300 
60000

1500

10800
29500
23800

600

1500
1000
5000

500

1500

8033
450 

1210

41510

600

59600

59600

33956 ! I I 
!__

__
__

__
__

 L____
__

__
! ! L

 ! ! !
 ! ! 

! I i 
! 

! 
! ! 

! 
! 

! ! 5000
Uebrig wegen späterer 
Aufnahme der Anleihe

S. 8. !910 No. 2

4. 1. 1910 No. 4b

4. 4. 1910 No. 4» 
9. 5. 1910 No. 10

2. 5. 10. No. 2
2. u. 3. Rate d. Staats- 
zuschusses. Bergl. Ein. 
Abt. II Titel 11.

7. 3. 1910 No. 2a

6. 6. 1910 No. 4a 
3. 10. 1910 
3. 10. 1910
Bezügl. Kasernierungs- 
kosten u. Abfuhrwesen 
(Kreutzer) Ueberg. eines 
Grundst. (Wiedenhos)

4.4.1910. No.3 0» 
7 11. 1910 No.2 SO 
4. 10. 1909 No. 500 
5. 9. 10. No. 20.
3. 10. 10. No. 2 
Von 1909 bis 191« 
je 1500 Mk. Beschluß 
v. 6. 4. 09 No. 13

3. 10. 1910 No. 12

5. 9. 10. No. 8 
Varnier 4306 ar 37 qn> 
>6. 1. I9II
Muno I 12 ar
Bouillet j^" 6 ar

14. 11 1910 No. 2 
Cain 26680,23 M. 
91,88 ar. 18.7.IS10" 
Bach 5250 M 19,66 ar 
7. II. 1910" 
Mallinger 3130 M 
11 ar
Herm.Schr. 5630 M 
17,58 ar.
Zinsen bis 15. 8. W 
auf Grund d. Vertrages 
v. 13. 11. 09 414,09 
an Frantz u. Genossen 
Jonc14.11.lO.N.2,SlO 
Ballert I . g ,giO 
HaaseKleys

Seite 63, 65
Mehnö. I2.I0.N.1 3V 
Vergl. Anleihe bei den 
Einn. Abt. II Tit 4

dto.
4. 1.10 No.2, 28000 
16.1.11 No.13, 595»

352209 31 5000 —



AußeroröenMche Ausgaben.

Beschlossen im Gemeinderat am 27. März 1911.

Titel
Bezeichnung der Ausgaben

Abt. 11.

Ansatz des 
Hauptbudgets

Es treten 
hinzu

Es gehen 
ab

Genehmigt durch 
Gemeinderats
beschluß vom

Uebertrag 352209 31 5000

58a

586

58o

58ä

58s

58k

58A

59

59a

60

62

64

66

67

68

68a

69
70

71

Abbruch der Kriegslatrine in der 
Colleginmstraße

Abbruch des Mauerwerks an der 
verlängerten Colleginmstraße

Instandsetzung der Kaiser-Wilhelm II 
Promenade

Instandsetzung des Lnxemburgertor- 
Platzes

Umänderung des Trottoirs Ecke 
Pariser- und Poternenstraße

Erbreitung des Burgunderring beim 
alten Meßplatz

Herstellung eines Trottoirs an der 
Hayingerstraße

Renovierung des kathol. Pfarrhauses 
zu Diedenhofen

Zuschuß an die Kirchenfabrik Beau- 
gard zur Einrichtung der elektrischen 
Beleuchtung in der Kirche und 
im Pfarrhaus

Zuschuß an den Verein ehemaliger 
6. Dragoner-

Ankauf von 17 qm Terrain bei der 
Reichshalle

Für Kartieruug von Plänen

Instandsetzung des gerutschten Wald
weges oberhalb Griesberg

Zuschuß an die evangelische Kirchen
gemeinde zum Umbau des Pfarr
hauses

Zuschuß zur Umpflasteruug der Jeutzer- 
Straße

Zuschuß zur Erbreiteruug der Kreis- 
Straße Diedenhofen-Monhofen

Volkszählung
Zuschuß an den Verein Heuschreck 

zur Veranstaltung eines Masken- 
zuges

Unterstützung au die Elsaß-Lothring.- 
Gemeinde-Zeitung

4000

18000

12000

800

140

675

2900

380

425

100

215
1539

400

1200

1000

1970

500

300

20

63
23

5 9.19 Seite 63

14. 11. 10 No. 3b

19. 12. 10. No. 2

19. 12. 10. No. 2

19. 12. 10. No. 6

19. 12. 10. No 7

6. 2. 11. No. 17

4. 4. 10. No. 5

7. 11. 10. No. 12

3. 5. 1909 No. 5

7. 12. 1909 No. 4
219,23

18.7. O.No 30S46 
3. 10. 10. No. 10 120
16 1 11. No. 14 668

9. 5. 10. No. 1

18. 7. 10. No. 23

18 7. 10 Nr. 27.
5. 9. 10. Nr. 10s o 
unentgeltliche Abgabe 
des Terrains.

S. 9. 10. Nr. 12

6. 2. 1911 Nr. >2

6. 2. 1911 Nr. 14

398774 17 5000

Summa der außerordentl. Ausgaben 393774 17

Sununa der ordentlichen Ausgaben 5166 63

Summa aller Ausgaben 398940 80

Abschluß.
Gesamtsumme der Einnahmen

Gesamtsumme der Ausgaben
425338
398940

03
80

Ueberschuß der Einnahmen 26397 23



Stadt Medenhofen

Mpl-D«tzel str i>»8 KchumMK

Zahl der Einwohner (inkl. 2527 Militär).............................................................. 14.179
Volkszählung vom I. Dezember 19 lO.

Zahl der Feuerstellen........................................................................................... 2.590

Zahl der Schulkinder, inkl. der in höheren Lehranstalten Diedenhosens

und in den Kleinkinderschulen, darunter 1475 Kinder, welche im eigent

lichen schulpflichtigen Alter und aus der Gemeinde Diedenhofen sind

bezw. zeitweilig zu Diedenhofen gehören......................................................2.390



PrinzipMeuerbetrage.

Grundsteuer..............................................
Gebäudesteuer..............................................
Kapitalsteuer..............................................
Lohn- und Besoldungssteuer. . . .
Gewerbesteuer..............................................
Bergwerkssteuer ....

Zusammen

Amtlich angegebener Betrag für 1910, 
Mk. 3497,08 
„ 55670,03 
„ 20477,54 
„ 19424,94 
„ 82231,15

Mk. 181300,74

Einnahmen.
Abteilung I. Ordentliche Einnahmen.

Einnahmen Borge-
Genehmigt

Titel Bezeichnung der Einnahmen nach der 

Rechnung 1909

schlagen für
1911

Gemeinderat 

für 1911

Kapitel 1. Ertrag des Gemeindevermögens.

») Rente« und Zinsen von Aktivkapitalien rc
1 Kapitalzinsen und Staatsrenten 1097 — 1097 — 1097 ——

la „ aus dem ehem. Pensionskassenfonds 5557 92 2000 — 2000 —

2 Zinsen von den bei der Staatsdepositenverwaltung hinter- 
legten Barbeständen 1185 10 900 — 900 —

t») Einnahmen aus der Nutzbarmachung 
des Gemeindeeigentums.

3 Mietzins von Gemeindegebäuden 2525 72 2750 — 2750 —

4 Pachtzins von Gemeindeländereien 5119 89 5200 5200 —

5 Verkauf von Baumfrüchten 849 40 450 — 450 —

6 Verpachtung der Jagd (einschl. 10 A Zuschlag) 3099 21 3100 — 3100 —

7 Für verkauftes Holz aus dem Gemeindewalde (ausschl. der 
außerordentl. Holzschläge) 11237 47 9400 — 9400 —

8 Für Forstnebennutzungen 89 82 105 — 105 —

9 Ertrag der Wasserleitung incl. Ifde. Anschluhkosten 109831 66 100000 — 100000 —

10a Kanalmiete 14278 20 16500 — 16500 —

10 Einnahme aus den Spielplätzen im Stadtpark 200 80 400 — 400 —

Kapitel 2. Gebühren, Strafgelder rc.

11 Einnahmen aus Polizeistrafgeldern 4292 88 3500 — 3500 —

12 Strafen und Konfiskationen bei der Oktroi-Verwaltung 140 — 100 100 —

13 Anteil an den Gebühren für ausgefertigte Jagdscheine 602 — 450 — 450 —

14 Gebühren für Angel- und Fischerkarten 165 — 160 — 160 —

15 Gebühren für Ausfertigungen aus den Standesregistern PP. 410 22 330 — 330 —

16 Gebühren (Konzessionen.) für Grabstätten in den Kirchhöfen 1731 73 1400 — 4000 —

16a Grabmacherlvhne, Exhumatioueu, pp.
Zu. übertragen

— — — — 2000 —

162414 02 147842 — 152442 —



Einnahmen (Fortsetzung).

Titel Bezeichnung der Einnahmen

Einnahmen 
nach der 

Rechnung 1909

Vorge
schlagen für

1911

Genehmigt 

vom 
Gemeinderat 

für 1911

17
Uebertrag

Schlachthausgebühren

162414

9257

02

20
147842

9500 _
152442

9500 __

18 Fleischbeschaugebühren 5826 30 6000 — 6000 —

19 Wiegegebühren im Schlachthause 1326 70 1250 — 1250 —

20 Kaldaunengebühren im Schlachthause 173 25 120 — 120 —

21 Aufenthaltsgebühren im Schlachthause 301 40 250 — 250 —

2la Freibankgebühren — - 100 — 100 -

22
23

Marktstandgeld

Gemüsemarkt
8681
1944

45

20
8700
1950 —

8700

1950

—

24
24s
25

Lagerungs- und Stapelungsgebühren

Wanderlager-Gebühren
Ertrag der Herbstmesse

2965
60

12819

35

76

3000
20

12000
—

3000
20

12000
26 Straßenreinigungsgebühren 8994 14 9000 — 9000 —

27

28

28

Reinigung der Moselbrücke

Kapitel 3. Steuern und Steuerzuschläge.
13 Zuschläge zu den direkten Staatssteuern (ausschl. der 

außerordentlichen Zuschläge)

Anteil an der Gewerbesteuer

200

26863

6653
47
42

200

25350
6700

-

200

25350

6700

—

29 Hundesteuer 3980 — 7660 — 7600 —

30 Verbrauchsabgaben (Oktroi) 228322 88 190000 — 185000 —

31s Oktroibegleitungsgebühren 465 — 500 — 500 —

31 Wiegegebühren am Oktroi 2971 75 3000 — 3000 —

32 Anteil an der Saisonarbeitersteuer 1359 99 1400 — 1400 —

33 Oktroi für von der Stadtverwaltung eingeführte Gegenstände 764 77 600 - — 600 —

33a

33b

33o

34

Wirtschaftsstempelsteuer

Warenhaussteuer
Erundwertabgabe

Kapitel 4. Einnahmen für den Schulunterricht.
Schulgeld für Mittelschulen 4057

4000
678

5000

4590 ! 
I ! > 5000

678

5000

6000
35 Schulgeld für Elementarschulen 191 40 180 — 180 —

36 Staatszuschuß für die Mittelschule 1500 — 1000 — 1000 —

37 Bezirkszuschuß für den evang. Wanderlehrer 1600 — 1600 — 1600 —

38 Dienstalterszulagen der Lehrer und Lehrerinnen 4146 63 9750 — 9750 —

39 Schulversäumnisstvafen 67 35 100 — 100 —

40 Staatszuschutz für die Fortbildungsschule 800 — 800 — 800 —

41 Schulgeld für die Fortbildungsschule 543 20 550 — 550 —

42 Schulgeld für die höhere Mädchenschule 9747 — 12605 — 12605 —

43 Staatszuschuß für die höhere Mädchenschule 3000 — 3000 — 3000 —

43a Lehrer-Vertretungskosten 740 32 — — — —

Zu übertragen 512737 95 478935 — 480945 —



Einnahmen (Fortsetzung.)
Einnahmen Borge Genehmigt

Titel Bezeichnung der Einnahmen
nach der

Rechnung 1909

schlagen für
1911

vom 
Gemeinderat 

für 1911

-/k. -F

Uebertrag 512737 95 478935 — 480945 —

Kapitel 5. Einnahme für den Wegebau.
44 Gewerbliche Beiträge für Abnutzung der Gemeinde-Vizinal- 

wege 184 55 160 — 160 —

44a Benutzung der Straßen zum Rollbockbetrieb 100 — 100 —

Kapitel 6. Sonstige Einnahmen.
45 Von der Wildschadensgenossenschaft zu erstattende Aufwen

dungen für Schwarzwildschaden (vier Fünftel der ausge- 
zahlten Beträge) — — 80 - 80 —

46 Unvorhergesehene Einnahmen 1406 51 1000 — 1000 —

47 Anerkennungsgebühren f. Dienstbarkeiten u. f. Lagerplätze 1190 17 1500 — 1500 —

48 Verkauf alter Materialien 107 65 100 100 —
49 Beitrag zu den Kosten der Handwerkskammer 945 24 960 — 960 —

51 Einnahmen vom Fischmarkt 6954 69 7000 — 7000 —
52 Einnahmen aus den Automaten der Bedürfnisanstalten 163 15 150 — 150 —
53 Umlage der landwirt. Versicherungsbeiträge 82 50 28 87 28 87
54 Anfertigung von Lageplänen. 100 — 300 —

Gesamtsumme der ordentlichen Einnahmen 523772 41 490113 87 492323 87

Abteilung II. Außerordentliche Einnahmen.
1 Verkauf von Immobilien 118446 58 60000 — 60000 —

2 Anliegeckosten 3858 08 6000 — 6000 —

3 Schenkungen, freiwillige Beiträge für die Realschule 1000 — 1000 — 1000 —

4 Aufnahme von früheren Anleihen 200000 —

5 Kanalanschlußkosten 6721 10 4000 — 4000 —
6 Außerordentliche Zuschläge, 30 A 49680 54 58500 — 58500 —
7 Wasseranschlußkosten in der Neustadt — — 200 — 200 —

9 Zuschuß zu den Stückvermesfnngskosten 1300 — 500 — 500 —

10 Anliegerkosten für Kanalisation 112 32

11 Uebernahme der Psnsionskasse 12064 79

12 Trottoiranlagekosten 303 91
13 Zuschuß von der Garnison-Verwaltung für Kanalisation der 

Brigueriestraße 13450 -

14 Verkauf von Arbeitsvergebungsunterlagen für das neue 
Gymnasium 291 54

15 Dto. für das Wasserwerk 60 35
16 Wiedereinziehung von Straßen instandsetzungskosten 1516 02 -

17 Sanierung des Beckergrabens 755 86

Gesamtsumme der außerordentlichen Einnahmen 409561 09 130200 — 130200 —

Gesamtsumme der ordentlichen Einnahmen 523772 41 490113 87 492323 87

Hauptsumme aller Einnahmen 933333 50 620313 87 622523 87



Ordentliche Ausgaben.
Ausgaben Kredite

Titel Bezeichnung der Ausgaben
nach der

vorgeschlagen
Genehmigt 

vom
Rechnung 1909 für 1911

Gemeinderat 
für 1911

Kapitel 1. Allgemeine Verwaltungskosten
Persönliche Ausgaben.

1 Vergütung des Bürgermeisters für Repräsentationskosten 10000 — 4000 — 4000 —
Wohnungsentschädigung 2000 — — — — —

2 Vergütung der Beigeordneten für den gewöhl. Dienstaufwand 1500 - 1500 — 1500 —
3 Gehalt des Gemeinderechners 5500 — 5500 — 5500 —
4a Gehalt der Gemeindeschreiber 14125 — 14800 — 14950 —
4i> Gehalt des Kanzleipersonals. 1648 08 1951 20 2131 20
5 Gehalt des Gemeindedieners 1264 20 1470 — 1470 —
6 Gehälter sonstiger Gemeindebeamten: 

a) des Bibliothekars 200 — 200 — 200 —

b) der Oktroibeamten 46293 83 39272 48 37772 48

c)Hoch- nnd Tiefbauamt 18816 84 19341 84 19461 84

d) Vermessungsbeamte 6009 36 6009 36 6009 36

e) Wegebau-Personal 9360 — 9460 — 9460 —

f) Wasserleitungs-Personal 3379 36 3759 36 3759 36

g) Gärtner und Aufseher 2098 64 363 64 363 64

k) Kanalpersonal 5278 08 4143 72 4143 72

i) Friedhofswärter 1382 — 1370 — 1370 —

k) Tiefbau-Berufsgonossenschaftsbeitrag 788 12 920 — 920 —
7 Zur Unterstützung und Gewährung besonderer Vergütungen

an Beamte für außerordentliche Leistungen 585 — 600 — 600 —
8 Kosten der Dienstreisen der Stadtverwaltung und Vertre-

tung innerhalb Elsaß-Lothringens 672 30 1000 — 1000 —
Sächliche Ausgabe».

9 Vürokosten des Bürgermeisteramts, Arbeitsnachweis 950 — 950 —
9a Bürokosten des Bauamts 1100 — 1000 —
96 Bürokosten des Vermessungsamts

. 4754
150 _ 150

9e Vürokosten des Polizeiamts 26
250 - 250 _

9ä Druckkosten der Eemeindevatsbechlüsse und der Budgets 750 — 750 _ .
9s Insertionskosten 1000 — 1000 —

10 Kosten der Gesetz- und Amtsblätter, Zeitungen 114 66 130 — 130 —
11 Heizung, Beleuchtung u. Reinigungsmaterial des Gemeinde-

Hauses 1199 32 1200 — 1200 —

12 Siempel- und Enregiströmentsgebühren, sowie Versteige-
rungskosten (ausschl. Holzversteigerungskosten) 335 55 380 — 380 —

13 Porto u. Frachtauslagen für dienstliche Sendungen, Telefon 2487 35 2700 — 2700 —
14 Druckkostenentschädigung für den Gemeinderechner 100 -- 100 — 100 —
15 Kosten der Hundesteuerveranlagung 70 14 80 — 80 _
16 Sächliche Ausgaben für die Oktroiverwaltung

(Telephonkosten unter Titel 13) 6530 85 5343 50 5253 50
16a Aichung und Unterhaltung der Wagen 584 21 600 — 600 _ _
161) Ausrüstungsstücke der städt. Schutzmannschaft 198 20 200 — 200 —

Zu übertragen 147275 35 130595 10 129355 10



Ordentliche Ausgaben (Fortsetzung.)

Titel Bezeichnung der Ausgaben

Ausgaben 
nach der

Rechnung 1909

Kredite

vorgeschlagen 

für 1911

Genehmigt 
vom 

Gemeinderat 
für 1911

Uebertrag 147275 35 130595 10 129355 10

17 Kasecnierungskostenbeitrag 9000 — — — — —

18 Ankauf von Büchern für die Bibliothek (Legat Wehe) 295 27 475 80 475 80

18a OktroigebUhren für von der Stadt eingeführte Gegenstände 764 77 600 - 600 -

Kapitel 2. Polizeiliche Ausgaben.
19 Besoldung der Schutzmannschaft 25676 44 24020 - 24330 —

20 Besoldung der Turmwächter 1306 24 1506 24 1506 24

21 Besoldung der Feldhüter 1964 84 3240 — 3240 —

22 Heizung, Beleuchtung und Reinigung des Polizeiamts 629 67 720 — 720 —

23 Zuschuß an die Feuerwehr, Besoldung der Feuerwehrmann-
2766 2800 2800schüft pp. 80 — —

24 Straßenbeleuchtung 13517 82 20000 — 20000 —

25 Straßenreinigung u. Besprengung, Abfuhr v. Eis u. Schnee 33425 24 35000 — 35000 -

25a Unterhaltung der Bedürfnisanstalten >31 09 200 — 200 —

Kapitel 3. Unterhaltung und Nutzbarmachung
der Vermögensobjette der Gemeinde.

a) Kosten der Unterhaltung der Gemeindegebäude und des
sonstigen Eemeindeeigentums, ausschl. der Waldungen.

26 Feuerversicherung der Gemeindegebäude 1227 23 1350 — 1350 —

27 Unterhaltung der Gemeindegebäude und des Mobiliars
11978 10000 10000(einschl. der Turmuhr) incl. Titel 28 30 — ——

28 Kosten für Bewirtschaftung und Aufbesserung von Liegen-
985 66schaften (Titel 27 nnd 28 sind gegenseitig übertragbar). - - — —

28a Unterhaltung der Meß- und Viehmarktplätze 1992 73 2000 — 2000 —

29 Unterhaltung der Brücken, Brunnen, Schwemmen, Wasch-
anstalten pp. und Kanäle (sächl. Ausgaben) 3984 43 4000 - 4000 —

30 Unterhaltung der Fenerlöschgerüte, Uniform, der Mannschaft 987 22 1000 — 1000 —

31 Unterhaltung der Eemeindekirchhöfe, Evabmacherlohn pp. 881 43 2000 — 4630 -

32 Betriebskosten des Schlachthauses incl. persönliche Kosten 11136 69 9923 49 10023 49
34 Betriebskosten der Wasserleitung (sächliche Ausgaben) incl.

Lohn für den Maschinisten 6993 14 9200 — 9200 —

35 Unterhaltung der gärtnerischen Anlagen 5972 33 6000 6v00 —

36 Gehalt des Theaterpförtners 210 40 270 40 270 40
37 Ausgaben für das städt. Museum (Reste sind übertragbar) 411 85 500 — 500 —

37a Unterhaltung der Spielplätze im Stadtpark (Vergl. Ginn.
Abt. 1 Titel 10a 150 5" 220 — 220 —

K) Koste» der Bewirtschaftung der Gemeinde
Waldnngen.

38 Gehalt des Gemeindeförsters (720st-150-s-4,81) 874 81 874 81 874 81

39 Beiträge zu den Forstverwaltnngs- und Forstschutzkosten 207 67 250 -- 250 —

40 Ausgaben für Forstkulturen und die Unterhaltung der
Forstabfuhrwege 934 — 678 — 778 —

Zu übertragen 285681 92 267423 84 269323 84



Ordentliche Ausgaben (Fortsetzung.)

Titel Bezeichnung der Ausgaben

Ausgaben 
nach der 

Rechnung 1909

Kredite

vorgeschlagen 

für 1911

Genehmigt 
vom 

Gemeinderat 
für 1911

-4 -4 !

Uebertrag 285681 92 267423 84 269323 84

41 Kosten der Werbung und des Transportes des zum Ver- 
kaufe bestimmten Holzes und anderer Forsterzeugnisse 
(ausschl. der Kosten für außerordentl. Holzschläge)

4004 04 3000 — 3000 —

42 Beitrag zu den Unterstützungen dienstunfähiger Forstschutz
beamten der Gemeinde pp. 61 40 70 — 70 —

Kapitel 4 Steuern und Abgaben von den
Gemeindegütern.

43 Direkte Steuern und Abgaben von den Gütern in toter 
Hand

2523 77 2806 2806 —

Kapitel 5. Für Straßen- und Wegebau.

45 Unterhaltung a) der Gemeinde-, Vizinal- und Feldwege, 
einschließlich der Obstbämne an den rtraßeu 6981 95 7000 — 7000 —

b) der Straßen der Alt- und Neustadt 4915 62 5000 — 5000 —

Unterhaltung der Obstbäume an den Straßen 194 80 — — — —

Kapitel 6 Unterrichtswesen.

46 Gehälter der Lehrer an der Mittelschule 14308 33 14950 — 14950 —

47 Gehälter der Lehrer an der Elementarschule 31274 52 31960 — 32310 —

47a Vertretungskosten 1386 02 — — — —

48 Gehälter der Lehrerinnen an der Elementarschule 17604 17 18750 - 19200 —

49 Ausgaben für die höhere Mädchenschule 16725 48 17320 40 17320 40

50 Gehälter der Vorsteherin und der Gehilfin der Klein
kinderschule 3256 24 3406 24 3506 24

50a Für die Leiterin des Kleinkinderhorts Gentringen 500 — 500 — 500 —

51 Vorschuß für den evangelischen Wanderlehrer 1600 — - 1600 — 1600 —

52 Remuneration der Lehrer an Fortbildungsschulen und sach
liche Ausgaben 1502 35 1580 — 1580 —

53 Ausgaben für die Bergschule 1166 80 1070 — 1070 —

54 Heizung, Beleuchtung und Reinigung der Schulen: Mittel
schule, Elementarschulen und Kleinkinderschulen 6967 17 7045 64 7045 64

55 Unterhaltung der Schulutensilien und Ankauf von Lehrmit- 
teln (Karten pp.) 1019 10 800 — 800 —

56 Ankauf von Büchern pp. für ärmere Kinder 1604 90 850 — 850 —

57 Turn-Unterricht 100 — 100 — 100 —

58 Ausgaben für den Musik-Unterricht 300 — 300 — 300 —

59 Beitrag zur Lehrerunterstützungskasse und Lehrerinnenheim 20 — 20 — 20 —

60 Ausgaben für das Gymnasium 15486 25 11302 08 11302 08

60a Für Schulärzte und Schulzahnärzte, Gehalt 1500 — 1500 — 1500 —

60b Für Schulärzte und Schulzahnärzte, sachl. Ausgaben 64 — 100 — 100 —

Kapitel 7. Für den Kultus.
6t Wohnungsentschädigung des Rabbiners 400 — 400 — 400 —

6ta Unterhaltung der Pfarrhäuser, pp. 756 74 — — — —

Zu übertragen 42!905 57 398854 20 40 654 20



Ordentliche Ausgaben (Fortsetzung)

Titel Bezeichnung der Ausgaben

Ausgaben

nach der 

Rechnung 1909

Kredite

vorgeschlagen 

für 1911

Genehmigt 
vom 

Gemeinderat 
für 1911

-4

Uebertrag 421905 57 398854 20 401654 20

Kapitel 8. Armen- und Krankenpflege.
62 Gehalt des Stadtarztes 320 — 500 — 500 —
63 Beitrag zu den Kosten der Unterhaltung der Geisteskranken 437 — 700 700 —
64 Beitrag zu den Kosten der unterstützten Kinder 676 05 750 — 750 —
65 Verpflegung Armer und Kranker in Hospitälern und An

stalten 137 21 — — — —
65a Zuschuß au den'Ortsarmenverband incl. Titel 65, 66, 68, 71 — — 3549 — 3549 —
66 Entschädigung an Hebammen für Dienst an armen Wöch

nerinnen 94 — — — — —
67 Zuschuß an das Spital 2500 — 2500 — 2500 —
68 Zuschuß an die Armenkasse 1000 — — — — —
69 Unterstützung bedürftiger Reisenoer 110 95 — — — —
70 Zuschuß aus Obdachlosen-Asyl 1500 — 1500 — 1500 —
71 Ankauf von Kleidern für Arme (Legat Lenternier) 49 — — — — —
72 Wohnungszuschuß für die Diakonissinnen 300 — 300 — 300 —
72a Remuneration für Gemeindewaiscnräte 25 — 400 - 400 —

Kapitel 9 Pensionen und Unterstützungen 
an ehemalige Gemeindebeamte u. Hinterbliebene

von Gemeindebeamten.
73 Pensionen 13527 34 17175 87 17790 87
73a Erstattung von Pensionsbeiträgen. 630 66 — — — —

Kapitel 10. Sonstige-Ausgaben.
74 Oeffentliche Feste und Repräsentationen 452 75 600 — 600 —
75 Für das Aufziehen der Turmuhren 275 — 280 — 280 —
76 Uufallversicherungsprämien pp., Haftpflichtversicherung 168 — 168 168 —
77 Kredit für unvorhergesehene Ausgaben 794 95 1000 — 1000 —
78 An die Wildschadengenossenschaft zu zahlender Beitrag zu 

den Kosten der Schwarzwildschäden 348 77 360 360 —

79 Ausgleichung v. Schwarzwildschäden, vergl. Einn. Titel I, 45 — - 100 — 100 —
80 Zuschuß an den landwirtschaftlichen Kreisverein 3 — 3 — 3 —
81 Beitrag an den Verein vom Roten Kreuz 250 — 250 — 259 —
82 Verteilung von Sparkassenbüchern (Legat Wehe) 165 73 165 73 165 73
83 Beitrag zu den Kosten der Handwerkskammer 973 71 960 - 960 —

84 MietsentschädüMng des Vezirksfeldwebels 147 33 147 33 147 33
85 Besoldung der Tierärzte für Beaufsichtigung der Monats- 

und Wochenviehmärkte 1160 — 1160 — 1160 —

86 Wohnungsentschädigung für den Hirten 92 48 92 48 92 48

87 Beitrag an die Landwirtschaft!. Berufsgenossenschaft 2363 08 2130 — 2130 —

88 Pachtzins für den Viehmarktplatz und Benutzung des Weges 460 — 1060 — 1060 —

90 Beitrag zum Geschichts- und Altertumsverein 10 — 10 — 10 —

Zu übertragen 450877 58 434715 61 438130 61



Außerordentliche Ausgaben

Titel Bezeichnung der Ausgaben

Ausgaben 

nach der 
Rechnung 1909

Kredite

vorgeschlagen 

für 1911

Genehmigt 
vom 

Gemeinderat 
für 1911

7>>

Uebertrag 450877 58 434715 61 438130 61

9l Beitrag zum Mosel- und Saar-Kanal-Verein 50 50 — 50 —

92a Beitrag zum deutschen Verein für öffentl. Gesundheitspflege 6 — 6 — 6 —
99 Beitrag zum Lothr. Fischereiverein 5 — 5 — 5 —
94 Kosten des Stadttheaters 3772 03 4420 — 4420 —
95 Beitrag zum Verband der mittleren Städte Elf.-Lothr. — — 10 — 10 —
96 Mitgliedsbeitrag zum Gemeindebeamtenverein 3 3 — 3 —
97 Unterhaltung der Volksbadeanstalten 662 92 700 — 700 —
98 Beisteuer zur Fürsorge für entlassene Gefangene 50 — 50 — 50 —
99 Ausgaben für den Fischmarkt 6954 69 7000 — 7000 —
100 Miete für die früheren Räume der bakteriologischen Anstalt 900 — 900 —. 900 -
101 Beitrag zum Els.-Lothr. Verband für Armenpflege und 

Wohltätigkeit — — 30 — 30 —
102 Beitrag zum Verband für Trinkerfürsorge — — 10 — 10 —
103 Pauschbetrag für Untersuchung des Trinkwassers — — 300 — 300 —

104 Beitrag zum Hnushaltungskurfus — — 250 — 250 —

105 Beitrag zum deutsch-französischen Wirtschaftsverein — — 20 20 —

Summa der ordentlichen Ausgaben 463281 22 448469 61 451884 61

Abteilung II. Außerordentliche Ausgaben
pro 1SL1

1 Anlage von Kapitalien in Wertpapieren pp. — — — - — —
2 Verzinsung der Anleihe von 319 081,60 Mk. 

Tilgung (14. Rate)
8215,29
6334,58 14549 87 14549 87 14549 87

3 Verzinsung der Anleihe von 300 000 Mk. 
Tilgung (12. Rate)

8708,93
3510,15 12219 08 12219 08 12219 08

4 Verzinsung der Anleihe von 60 000 Mk. 
Tilgung (10. Rate)

1634,72
1260,49 2895 21 2895 21 2895 21

5 Verzinsung der Anleihe von 400 000 Mk. 
Tilgung (2. Rate)

12837,14
5174,04 13000 — 18011 18 18011 18

6 Verzinsung der Anleihe von 350 000 Mk. 
Tilgung (9. Rate)

10535,08
3720,52 14255 60 14255 60 14255 60

7 Verzinsung der Anleihe von 400 000 Mk. 
Tilgung (8. Rate)

12173,94
4118,17 16292 11 16292 11 16292 11

8 Verzinsung der Anleihe von 560 000 Mk. 
Tilgung (7. Rate)

17224,99
5583,96 22808 95 22808 95 22808 95

9 Verzinsung der Anleihe von 300 000 Mk.
Tilgung (6. Rate)

9321,83
2897,25 12219 08 12219 08 12219 08 -

10 Verzinsung der Anleihe von 134 000 Mk. 
Tilgung (5. Rate)

4204,49
1253,37 5457 86 5457 86 5457 86

11 Verzinsung der Anleihe von 120 000 Mk.
Tilgung (4. Rate)

3800,54
1087,09 4887 63 4887 63 4887 63

12 Verzinsung der Anleihe von 55 000 Mk. 
Tilgung (4. Rate)

1741,92
498,25 2240 17 2240 16 2240 16

13 Verzinsung der Anleihe von 120 000 Mk. (Eym.) 
Tilgung (2. Rate)

3867,90
1019,73

— — 4887 63 4887 63

Zu übertragen 120825 56 130724 36 13072 4 36



Außerordentliche Ausgaben (Fortsetzung).

Titel Bezeichnung der Ausgaben

Ausgaben 
nach der

Rechnung 1909

Kredite

vorgeschlagen 
für 1911

genehmigt 
vom 

Gemeinderat 
für 1911

1^) 4k 4k.

Uebertrag 120825 56 130724 36 130724 36

13a Verzinsung der Anleihe von 414 200 Mk. 14497,—
Tilgung (4. Rate) 3161,88 — — 10000 — 10000

14 Verzinsung der Anleihe von 120 000 Mk. 3800,54
Tilgung (4. Rate) 1087,09

5907 36 4887 63 4887 63

15 dto. dto. für Erundwasserleitung von 180 000 Mk. 5752,14
Tilgung (3. Rate) 1579,31

2750 39 7331 45 7331 45

17 5. Rate der pro 1912 fälligen Vermessungskosten 
(Zus. 15 404,40 Mk., zahlbar in 2 gleichen Raten am 1.
4. 1912 und 1. 4. 1917. Beschluß v. 13. 6. 06. 15 — — 1500 — 1500 —

19 Vermessungskosten für Gemeindegelände II6I 40 1000 — 1000 —
22 Auherordentl. Arbeiten in den Fviedhöfen, 1907, 1908, 1909 766 14 — — —
24 Bergschulneubau 523 30 — — — —
24a Mobiliar für die Bergschule 18 05 — — - —

25a Beschaffung von 2 Müllwagen 200 — — — —

26 Anlage der Grunidwasserleitung 95352 51 — — — —
28 Vorschuß für Kanalanschlüsse (Vergl. Einn. Abt. 2 Titel 6) 6768 77 4000 — 4000 -

29 Neubau des Gymnasiums 101535 63 — — — —

30 Reservefonds zum Ankauf der Gasanstalt — — 5000 — 5000 —
30a Reservefonds für Schulbänken — 5000 — 5000 —
30l) Reservefonds für event l. Umbauten! — — 2400 82 1195 82

25 Schulhausneubau zu St. Franz 9325 18 — — — —
25a Mobiliar für dto. 912 23 — — — —
27a Anlage der Wasserleitung nach Bahnhof Flörchingen 1908 02 — — — —
285 Kanalisation, II. Teil 4295 40

28s Kanalisation, III. Teil 775 35

28ä Kanalisation der Altstadt 10882 64

28s Kanalisation der Briqueriestraße 7611 56

3l Ausbau der Kriegsstraßen 261 10

3 la Instandsetzung der Ringstraße 1638 72

3lo Verlängerung der Straßen pp. nach den verkauften Bau
plätzen 1763 65

31§ Ausbau der Eutenberg-Straße 4 —

32 Instandsetzung des Platzes längs der evang. Kirche 2496 46

33 Niederlegung der Westfrontwälle 609 41

34a Bänke für die Schule zu Gentringen 460 10

346 Bänke für die Schule zu Beauregard 205 05
34o Einrichtung einer neuen Schulklasse im Rathause 1124 95
35 Prozeßkosten in Sachen Baur, etc. 138 90
38 Mehrkosten für Erbauung eines Blockhauses 6556 35

39 Vertragskosten für Ankauf des Hauses Davilld 147 40

40 Ausbau der Kaiser Ludwigstraße 5348 61

40a Ausbau des Karolingerrings vor der Post 4062 06
Zu übertragen 396336I 52 171844 26> 170639 26



Außerordentliche Ausgaben (Fortsetzung.)
Ausgaben Kredite

Titel Bezeichnung der Ausgaben
nach der

Rechnung 1909
vorgeschlagen 

für 1911

genehmigt 
vom 

Gemeinderat 
für 1911

c//6.

Uebertrag 396336 25 171844 26 170639 26

4l Beschaffung eines Schlaminwagens 1154 05

42 Umbau des ehem. Hauses Erethen 1993 23
42a Vertagskosten für Ankauf dto. 401 25
43 Anlage der Wasserleitung nach dem Eriesberg 1394 14

44 Verlegung einer Octroi-Wage in der Hüttenstratze 1427 50

45 Ausdehnung des Vo-lksgartens am Metzertorplatz 996 76
45a Anschaffung non -Rosen und Sträuchern 60 20

46 Zuschuß an die kath. Kirchenfabrik Diedenhofen für Hei- 
zu-ngsanl. i. d. Kirche 3000 —

47 Ankauf von Grundstücken zu Rang-wall 472 93

47a Ankauf -eines Wassermessers für Rang wall 534 05

48 Lohn -an den Weinberghüter 85 10

50 Pissoir--An tage in d-er Uecki-ngevftraße 299 05
5l Beschaffung von Theaterdekorationen. 1. Hälfte 1018 98
54 Beschaffung eines Rutschtuches für die Feuerwehr 229 80

56 Ankauf von Terrain in Gewann NiederfelD 8211 80
57 VII. Rate auf Ankauf des Festungsg-elä-ndes 72755 —
58 Vergütung an Förster Becker 30 —

60 Zuschuß an den Verein Heu-schreck 300 -
6l Straßen-, Kanal- und Wasserle-itungsanlage in der Hilde

gard-straße 4865 61

62 Vertragskosten für Eintausch des Gartens Vertier 472 55

Summa II. Außerordentliche Ausgaben 496038 25 171844 26 170639 26

Dazu Summa I. Ordentliche Ausgaben 463281 22 448469 61 451884 61

Summa aller Ausgaben 959319 47 620313 87 622523 87

ZttjarnmensteUmtg.

Gesamtbetrag der Einnahmen

Gesamtbetrag der Ausgaben

Ileberschnß der Einnahmen

Vorgeschlagen 

für 1911

Genehmigt 
vom 

Gemeinderat 
für 191 l

620313 87 622523 87

620313 87 622523 87

_

Festgestellt vom Gemeinderat durch Beschluß vom 27. März 1911.

Diedenhofen, den 28. März 1911.

Der Bürgermeister: Berkenheier.
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Kericht
über die

Gemeinderittssitzung vom 3. IpriL 1911,
WcrcHrnittags 3'/- Uhr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
dem Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier die Beige
ordneten Walkowinski und Roth sowie die Mitglieder 
Caillour, Christian, Denz, iFranck-St-o-urm, Frangois, Heinr. 
Frank, Go-edert, Dr. Kuborn, Dr. Medernach, Müller P., 
Nouviaire, Pfanschilling, Reuter, Richard, Röchling, Sa
lomon, Echiltz.

Entschuldigt: Beigeordneter Haas und die Mitglieder 
Steimetz, Wehrmann und Zimmer, welcher später erscheint.

Schriftführer: Mitglied Franeois.
Außerdem wohnte der Obersekretär Klam und der Se

kretär Hombourger der Sitzung bei.

Tagesordnung.
1. Mitteilungen.
2. Eeländeveräußerung.
3. Schriftführer des Gemeinderats.
l. Prozeßermächtigung.
5. Abgabe von Wasser an das Obdachlosenasyl.
6. Vornahme von Bauarbeiter: am kath. Pfarrhau-se. 

Straßenbeleuchtungs-anträge.
8. Veitritt zum Reichsverband deutscher Städte.
9. Anfertigung von Wellen für die Schulen.

10. Gesuche um Gehaltsaufbesserung pp.
11. Ergänzungsbud-get und ,Hauptbudget des Bürger- 

spitals.
12. Ergänzungsoudget und Hauptbudget des Armen

rats.
13. Kanalisation St. Franz.
11. Polizeiverordnung betr. die Anlage von Kies- und 

Sandgruben.
13. Pflasterung der St. Peterstraße.
Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung und stellt die 

örage, ob gegen die Fassung der Sitzungsprotokolle vom 
1». Januar 1911, welches den Eemeinderatsmitgliedern 
Nunmehr zugestellt worden ist, Einwendungen erhoben 
werden.

Mitglied Röchling beantragt, daß in Zukunft begrün- 
^'te Entschuldigungen, welche nach der Sitzung, d. h. vor 
°er Drucklegung des Sitzungsberichts eingehen, auch berück- 
Migt werden mögen. Zur Begründung seines Antrages 
Wort er an, daß ihm die Einladung zur außerordentlichen 
Atzung vom 16. Januar d. Js. erst am 17., als er auf 
besten war, zugegangsn sei, infolgedessen ihm unmöglich 
geworden war, sich vor der Sitzung zu entschuldigen. Er 
otttet nochmals, ihn zu dieser Sitzung als entschuldigt zu 
luhren. Dem Anträge wird stattgegeben.

Sodann verliest der Bürgermeister das Protokoll der 

Geheimsitzung über die Errichtung eines öffentlichen Hau
ses. Dasselbe wird in geheimer Sitzung ohne Erinnerung, 
angenommen.

1. Mitteilungen.
u) Der Vermessungstechniker Royer, welcher mit der 

Kartierung des neu vermessenen Geländes, welches bei der 
Aufstellung des revidierten Bebauungsplanes in Betracht 
kommt, beauftragt war, hat seine Arbeiten beendigt. Es 
sind hierfür fünf Einzelblätter im Maßstab 1:2500 und ein 
Uebevsichtsplan im Maßstab 1:5000 angefertigt worden.

Noch nicht vermessen sind die Altstadt einschl. des größ
ten Teils des Moselforts, das jetzige Stadterweiterungsge- 
biet und der Teil von Beauregard anschließend an das letz
tere und begrenzt durch die Mosel, Laydeckerstraße und 
Elisabethstraße, sowie das Gelände der Karlshütte.

Ein Mitglied beantragt, daß auch die Bauordnung 
revidiert und Gelände für Arbeiterwohnungen bereitge
stellt wird, ebeno sollen auf Wunsch eines anderen Mit
gliedes die Straßenniveaus im neuen Bebauungsplan ver
merkt werden, damit jeder Bauherr bezw. Bauleiter die 
Sockelhöhe des Baues selbst bestimmen könne.

Schließlich wird Klage geführt, daß die Straßenh-öhe 
zu dem Neubau Wiedsnhosf am Burgunderring seinerzeit 
unrichtig angegeben worden sei. Diese Erklärung wird der 
Baukommission- zur Prüfung überwiesen.

b) Der Prozeß mit dem Wagenjustierer Wiedenhoff 
wegen Abtretung des in die Bauflucht der Elisabethstraße 
fallenden Geländ-estreifens ist von der Stadt gewonnen 
worden.

c) Aus dem Jahresbericht des Obdachlosenasyls geht 
hervor, daß im Laufe des letzten Rechnungsjahres 3861 be
dürftige Personen beherbergt worden sind-, davon 3049 un
entgeltlich und 812 gegen Zahlung einer kleinen Ent
schädigung.

<1 ) Der -Landesverband der Els.-Lothr. Gemeindebeam
ten dankt der Stadt für die Bewilligung des Zuschusses zu 
den Kosten der Herausgabe der Elsaß-Lothringischen Ge
meindezeitung

s) Das Kaiserl. Ministerium für Els.-Lothr. teilt mit, 
daß die bereits erteilte Erlaubnis zur Einfuhr von fran
zösischem Schlachtvieh nach Diedenhofen zurückgezogen wer
den mußte, infolge Ausbruch der Maul- und Klauenseuche.

k) Die vom Gsmeinderat beschlossene Ortssahu-ng über 
die Erhebung einer Grundwertabg-abe ist durch Erlaß des

I 3904
Kaiserl. Ministeriums vom 21. 3. 1911 ^ZöÖ7 genehmigt 

worden.
<Z Die Lehrerin Uhrland, welche die erkrankte Leh

rerin Helbrück vom 4. 2. bis einschl. 14. 3. 1911 vertreten 
hat, ist nach Hagendingen verseht worden.

' b) Der Möbelhändler Ph. Bräun in Metz, Anfteigerer 
des Bauplatzes a im Baublock 6, hat sich mit der Abtre
tung des Vorgartengeländes in der Valduinstraße, unter 
den im Gemeinderatsboschlusse vom 6. 3. 1911 angegebenen 
Bedingungen, einverstanden erklärt. Die notarielle Ver- 
briefung der Vereinbarung wird spätestens Ende April 
erfolgen.
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1) Seitens der Kaiserlichen Fortifikation ist unge
fragt worden, ob die Stadtverwaltung das ihr auf ewige 
Zeiten überlassene militärfiskalische Gelände auf der Mo
selinsel, auf welchem das städtische Schlachthaus steht, und 
welches so lange es für den augenblicklichen Zweck verwen
det wird unentgeltlich von der Stadt benutzt werden bann, 
käuflich erwerbe n will. Der Vorsitzende erklärt, 
diesen mündlich gestellten Antrag abgelehnt zu 
haben.

Der Eemeinderat heißt die getroffene Ent
scheidung gut.

j) Die Eisenbaihnverwaltung hat ungefragt, ob und 
unter welchen Bedingungen ihr aus der städtischen Wasser
leitung für Betriebszwecke Wasser geliefert, und 
wie ihr der von der Stadtverwaltung gestellte Doppelmesser 
überlassen werden könne.

Der Eemeinderat beschließt auf Vorschlag des 
Vorsitzenden, daß Wasser zu den Bedingungen des früher 
mit der Eisenbuhnverwaltung bestehenden Vertrages 
abgegeben und der Wassermesser gegen eine Vergütung von 
jährlich 50 M überlassen werden soll.

2. Keländeveräußerung.
n. Herr Bürgermeister Grosse in Monhofen hat um 

käufliche Abtretung des Bauplatzes im Baublock 37 ge
beten und einen Preis von 12,50 -ll pro <pn geboten. Gleich
zeitig bittet Herr Grosse die mit 14 m vorgesehene Straßen
front des frgl. Bauplatzes um 1 bis 2 in zu vergrößern.

Der Gemeinderat heißt den gebotenen Preis 
von 12,50 M pro <pn gut, beschließt jedoch die Abtretung 
einer größeren als der planmäßig vorgesehenen Straßen
front möglichst zu vermeiden; dies könne erreicht werden, 
wenn der frgl. Platz noch geschlossen bebaut würde und 
nur der anschließende Platz nach dem Direktorwohnhaus zu, 
als Villenplatz festgelegt würde. Zum Studium u. zur end- 
giltigcn Entscheidung dieser Frage wird die Angelegenheit 
nochmals an die Baukommission zurückverwiesen und der 
Bürgermeister ermächtigt, alsdann das Uebergebotsverfah
ren etc. einzuleiten und durchzuführen.

d) Durch Beschluß des Gemeinderats vom 6. März d. 
Is. ist die Abtretung städtischen Geländes auf Gewann 
Niederfeld an den Güterhändler Alfons Levy gutgeheißen 
worden. Von der Parzelle 422p des Levy'schen Eigentumes, 
zu dessen Vaufähigkeitsgestaltung derselbe städt. Gelände zu 
erwerben beabsichtigt, fallen ca. 15 csw in Straßengelände, 
p. Levy Littet diese kleine Fläche zu dem von ihm für städt. 
Gelände zu zahlenden Preise von 13 M pro <pn zu überneh
men ,d. h. bei Verbriefung des Kaufaktes gegen eine gleich
große Fläche des durch ihn von der Stadt erworbenen Ge
ländes umzutauschen und zu verrechnen.

Der Gemeinderat erklärt sich hiermit einver - 
stand e n.

o. Ein Liebhaber bittet um Abtretung von Bauge
lände, gelegen im Baublock 5, Ecke der Ueckinger- und C- 
Straße, mit einem Flächeninhalt von 6 bis 7 Ar gegen ein 
Gebot von 9 pro gna.

Der G e m e i n d e r a t, mit Rücksicht darauf, daß die 
Frage der Verlegung der C-Straße einer eingehenden Prü
fung bedarf, beschließt die Sache zunächst an die Bau
kommission zur Prüfung und Begutachtung zu über
weisen.

3. Schriftführer des Eemeinderats.
Der Vorsitzende führt aus, daß Mitglied Franyois 

sein Amt als Schriftführer des Gemeinderats niedergelegt 
hat und bittet Beschluß zu fassen, ob aus der Mitte des Ee
meinderats ein neuer Schriftführer gewählt, bezw. mit der 
Protokollführung in Zukunft Gemeindebeamten betraut 
werden sollen. Er erörtert sodann, daß es sich wohl empfeh
len dürfte von der Ernennung eines Schriftführers im 
Ehrenamte abzusehen, da die demselben zufallende Arbeit, 
wenn sie im vollen Umfang geleistet werden soll, sehr um
fangreich und zeitraubend sei, er bittet, wie in Metz und 
anderen els.-lothr. Städten, ihn zu ermächtigen, Gemeinde
beamten zur Protokollführung heranzuziehen, wie dies seit 
einiger Zeit bereits geschehe.

Hieran anschließend gibt Mitglied Fran^ois Aus
kunft über die Gründe, die ihn zur Nisderlegung des Schrift
führeramtes bewogen haben und erklärt, daß er bereit sei 
das Amt weiterhin beizubehalten, wenn von ihm keine 
größere Arbeitsleistung wie vorher verlangt und ihm keine 
größere Verantwortung auferlegt würde.

In der nunmehr stattfindenden lebhaften Diskussion 
wird einerseits gewünscht, daß der Schriftführer aus der 
Mitte des Eemeinderats beibehalten wird, und daß neben 
diesem Gemeindebeamte als Protokollführer herangezogen 
werden. Von anderer Seite wird die Beibehaltung des 
Schriftführers aus dem Eemeindevate als unnötig bezeich
net, da die Protokolle doch ohne dessen Mitwirkung ausze- 
arbeitel werden.

Mitglied Zimmer empfiehlt als Schriftführer bezw. 
stellvertretenden Schriftführer des Gemeinderats einen ober 
zwei Gemeindebeamten zu bestellen, während ein anderes 
Mitglied vorschlägt, keine Ernennung vorzunehmen, son
dern es dem Bürgermeister zu überlassen, sich jeweils die 
ihm geeignet erscheinenden Beamten als Schriftführer zu- 
zuziehen.

Der Eemeinderat beschließt alsdann die 
Niederlegung des S ch r i f t f ll h r e ram t e s durch 
Mitglied Fran^ois a nzuneh m e n und ermächtigt den 
Vorsitzenden, zu den Gemeinderatssitzungen jeweils die ihm 
nötig erscheinenden Gemeindebeamten als 
Schriftführer Zu bestellen.

4. Prozetzermächtigung.
Der ehem. Krankenwärter im Bürgerspital, Eustov 

Quambusch in Diedenhofen, welcher wegen Ungehorsams 
aus dem Spitaldienste zwangsweise entlassen worden ich 
hat gegen die Spitalverwaltung -auf Lohnzahlung Klage 
angestrengt und beim Herrn Bezirkspräsidenten die Pr§- 
zcßermächtigung nachgesucht. Der Spitalverwaltungsrn 
hat unterm 10. Febr. d. Is. beschlossen, sich auf den Rechts
streit einzulassen. Seitens des Herrn Vez.-Präs. wiu 
durch Verfg. vom 8. März um Vorlage eines begutachten
den Gemeinderatsbeschlusses ersucht.

Der Eemeinderat im Hinblick auf die Begrüß 
düng des Spitalratsbeschlusses vom 10. Febr. d. Is., nach 
welchem die zwangsweise Entlassung des p. Quambusch h" 
Recht erfolgt ist, erklärt sich mit der Führung des Rechm- 

- streites einverstanden.
s 5. Abgabe von Wasser an das Obdachlosen-Asyl- 

Mittelst Antrags vom 24. März d. Is. bittet die L^i- 
- tung des Obdachlosen-Asyls, wie in den Vorjahren auch l" 

das laufende Rechnungsjahr, die unentgeltliche Abgabe oe 
zur Wirtschaftsführung erforderlichen Wassers aus ber . 
Leitung zu bewilligen. Die Anstaltsleitung führt in ihre" 
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Ersuche aus, daß die Finanzverhältnisse des Asyls im letz
ten Jahre sich nicht gebessert hätten und die für die unent
geltliche Wasserabgabe bestehenden Voraussetzungen auch 
heute noch beständen.

Der Gemeinderat bewilligt unter densel
ben Bedingungen wie im Vorfahre für das laufende Rech
nungsjahr die unentgeltliche Wasserabgabe.

6 Vornahme von Vauarbeiten am katholischen 
Psarrhause.

Seitens der kath. Kirchenfabrik wird um Instandsetzung 
der reparaturbedürftigen Kamine des kath. Pfarrhauses 
erbeten. Zur Vornahme der Arbeiten ist die Aufwendung 
eines Betrages von insgesamt 140 -N erforderlich. Die 
Baukommission hat die Ausführung der Reparaturarbeiten 
auf städt. Kosten empfohlen, falls die Kirchenfabrik nicht 
über die erforderlichen Mittel verfügen sollte.

Der Eemeinderat, nach Einsichtnahme des Bud
gets der kath. Kirchenfabrik pro 1910/11, bewilligt 
dem Antrag der Baukommission entsprechend den geforder
ten Kredit von 140 -K.

7. Strahenbeleuchkungsanträge.
Durch Beschluß des Gemeinderats vom 5. Februar 

lllO ist für die Rechnungsjahre 1909 und 1910 bestimmt 
worden, daß die Brenndauer der elektr. Bogenlampen Um 
eme halbe Stunde über die vertraglich vorgesehene Dauer 
verlängert werden soll.

Der Vorsitzende erläutert, daß die Verlängerung der 
-Brenndauer für das Rechnungsjahr 1911 von neuem in 
einem besonderen Beschlusse festzulegen ist.

Der Eemeinderat beschließt die Ausdehnung 
oes Eemeinderatsbeschlusses vom 18. Februar 1910 auf das 
Rechnungsjahr 1911.
N i- Baukommission hat am 18. März d. Js. bei 

Züchtigung des Burgunderrings beschlossen, dem Gemein- 
hat zu empfehlen, daß von den Laternen des Burgunder- 
>ngs als Halbnachtlaternen bis 1 Uhr Nachts brennen sol-

Nr. 263, 171, 266, 264, während die Nr. 268, 169
-no 17g die ganze Nacht brennen sollen.

Der Eemeinderat ist einverstanden.
e) Die Vaukommission hat bggl. der Straßenbeleuch- 

stattet" Annexen Eentringen folgenden Bericht er- 

üi- Kommdem nimmt eine Besichtigung der Orts- 
ü Nieder- und Obergentringen vor und hält auf 
nune derselben die Anbringung weiterer 12 Elühlam- 

forderlich, deren Stellen genau bezeichnet und in 
sl" >^-n eingetragen werden. Mit Ausnahme von 3 

b« ^Aachtlampen, die nur bis 1 Uhr Nachts brennen sol
len die übrigen Glüh-Lampen nur als Abcndlam- 
i-u trennen haben. Die Kosten für diese Beleuchtung 
Zurren sich pro Jahr auf rd. 680 -ü belaufen."
sj<- Eemeinderat, dem Vorschläge des Vor- 
^enoen entsprechend, heißt den -Baukom missionsb eschluß 

Maßgabe, daß, da im Budget für die öffentlich?
7, .Eltung 4000 mehr als bisher vorgesehen sind, ein 
no» . f Kredit für die Straßenbeleuchtung in Eentrin- 
Sen nicht erforderlich ist.

Richard führt in einem Schreiben an die 
bei^»r "g.aus, daß s. Zt. bei Einführung der Straßeu- 

chtung in der Hllttenstraße, vom Eemeinderat bestimmt 

worden sei, daß er, Richard,, zu den Beleuchtungskosten 
einen jährlichen Zuschuß von 80 -N zu leisten habe. Er 
bittet um Rückerstattung der bereits entrichteten Zuschüsse 
und Erlaß der künftigen Zahlung desselben.

Der Gemeinderat nach kurzer Debatte beschließt, 
die s. Zt. festgesetzten Zuschüsse in Zukunft nicht mehr 
zu erheben, l e h n t jedoch die Rü cke rsta t tung der 
bereits erhobenen Beträge ab.

8. Beitritt zum Reichsverband deutscher Städte.
Der Reichswerband Deutscher Städte (Verband der Ge

meinden von weniger als 28 000 Einwohnern) Littet in 
einem Aufruf um Anschluß an den Verband.

Der Vorsitzende, im Hinblick darauf, daß be
reits ein elsaß-lothringischer Verband der Mittelstädte be
steht, welchem die Stadt Diedenhofen als Mitglied ange
hört, und da die Bestimmung der preußischen Städte- 
ordnung mit den hierselbst bestehenden Gesetzen nicht über- 
einstimmen, empfiehlt die Ablehnung des Antrages.

Der Gemeinderat beschließt entspre
che e n d.

9. Anfertigung vvn Wellen für die Schulen.
Alljährlich bei den Versteigerungen des Brennholzes 

im Eemeindewald werden von der Stadtverwaltung 6 bis 
700 Wellen reserviert, welche zur Anfeuerung der Oefen. in 
den Schulen pp. Verwendung finden. Bei der am 20. 
März d. Js. abgehaltenen Brennholzvsrsteigerung wurden 
für Holzwellen derart günstige Preise erzielt, daß seitens 
des die Versteigerung leitenden Beigeordneten die übliche 
Reservierung von Wellen unterlassen und dem Gemeinde
förster Auftrag erteilt wurde, nachträglich die Anfertigung 
von 600 Wellen zu veranlassen. Es ist hierfür ein Kredit 
von 14 -ü pro 100 Wellen erforderlich.

Der Eemeinderat bewilligt den geforder
ten Kredit.

10. Gesuche um Gehaltsaufbesserung pp.
Der Vorsitzende führt aus, daß anläßlich! der letzten 

Eemeinderatssitzung, bei der Budgetberatung, einige Ge
suche von Beamten versehentlich liegen geblieben sind, über 
die er heute zu entscheiden bittet.

a) Sekretariats-Ässistent Johannes bittet um Ein
reibung in eine höhere Eehaltsklasse sowie Ernennung 
zum Sekretär (Versetzung von Eehaltsklasse BII nach 
Bill).

Der Gemeinderat, dem Anträge der Finanz- 
Kom. entsprechend, lehnt den Antrag ab.

b) Straßenreinigungsaufseher Martin, welcher im 
Tagelohn auf Kündigung angestellt ist, bittet um definitive 
Anstellung und Einreihung in Klasse VVIII der Dienst- 
und Gehaltsordnung.

Der Eemeinderat, dem Anträge der Finanz- 
Kommission entsprechend, lehnt den Antrag ab.

o) Techniker Bobbert bittet sein Gehalt von 1800 auf 
2000 -R zu erhöhen und ihn mit Pensionsberechtigung defi
nitiv anzustellen.

Der Gemein d e r a t, dem Anträge der Finanz- 
Kommission entsprechend, lehnt den Antrag ab.

ü) Bauassistent E. Knas, welcher auf Widerruf mit 
Pensionsberechtigung in Gehaltsstufe B II der Dienst- und 
Gehaltsordnung eingereiht ist, bittet -um definitive An
stellung.
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Der Eeme i n dera t, dem Vorschläge der Finanz- 
Kommission entsprechend, lehn t den gestellten Antrag a b.

o) Der Bote des Stadtbauamts -E. Masson bittet sein 
Einkommen von 720 -A pro Jahr auf 900 4l zu erhöhen.

Der G e m e i n d e ra t, auf Vorschlag der Finanz- 
Kommission, bewilligt, dem p. Masson eine monatliche 
Zulage von 10 d. i. pro Jahr 120 -4i.

0 Die Lehrerin Frl. Hellbrück, welche um Anrech
nung von 12 Jahren ihrer außerhalb der Gemeinde Die
denhofen zurUckgelegten- Dienstzeit gebeten hat, ist bei Be
ratung des Budgets abschlägig beschieden worden.

Der Vorsitzende erläutert, daß er bei der Beschlußfas
sung vom 27. März gegen die Gewährung der erbetenen 
Anrechnung gewesen sei, da er angenommen habe, daß 
Fräulein Hellbrück durch Gewährung eines erhöhten Woh- 
nungsgeldes genügend entschädigt worden fei. Nachdem 
er nun aber festgestellt habe, daß Fräulein Hellbrück eine 
Dienstwohnung und daher keinen Anspruch auf Wohnungs- 
geld, also auch keines höheren Wohnungsg-eld-es habe, stehe 
er einer teilweise» Annahme des Gesuchs sympathisch! gegen
über und bittet der Eesuchstellerin 1^ Jahr der außerhalb 
der Gemeinde Diedenhofen zurückgelegten Dienstzeit weiter 
in Anrechnung zu bringen.

Der Gemeinderat lehnt den gestellten A n - 
trag ab .

p) Mitglied Eoedert bittet den in der Budgetsitzung 
am 27. März abgelehnten Antrag 'der -Straßenwärter auf 
Gehaltsaufbesserung erneut zu verhandeln, da die s. Zt. 
bestrittene Tatsache, daß die Straßenwärter ihre Arbeits
geräte selbst stellen, zuträfe.

Der Gemeinderat ist nicht für eine nochmalige Bera
tung und bestätigt den am 27. März gefaßten Beschluß.

11. Ergänzungs- und Hauptbudget des 
Bürgerspitals.

Der Vorfitzende erläutert das Ergänzungsbudget des 
Bürgerspitals für das Rechnungsjahr 1910, welches wie 
folgt ab-schließt:
I. Ordentliche Einnahmen 23644,14 Mk.

II. Anßerordcntl. Einnahmen —,— Mk.
Summa aller Einnahmen 23644,14 Alk.

I. Ordentliche Ausgaben 18561,45 Alk.
II. Außerordentl. Ausgaben 3550,98 Mk.

Summa aller Ausgaben 22112,43 Mk.
Ucbcrschnß der Einnahmen 1531,71 Mk.
Der Eemeinderat heißt das Ergänzungsbudget wie vom 

Verwaltungsvat des Bürgerspita-ls vovgef-chlagen gut.
Hierauf trägt der Vorsitzende das Hauptbudget des 

Bürgerspitals pro 1911 vor, welches wie folgt abgeschlos
sen worden ist:
I. Ordentliche Einnahmen 107548,20 Mk.
II. Natnralcinnahmcn 13885,— Mk.

Summa aller Einnahmen 121433,20 Mk.
I. Ordentliche Ausgaben 106884,55 Mk.

II. Naturalnusgabcn 13885,— Mk.
Summa aller Ausgaben 120769,55 Mk.
Ucbcrschnß der Einnahmen 663,65 Mk.
Der Eemeinderat heißt das vorgelsgte Hauptbudget 

einstimmig gut.
(Fortsetzung dieses Beschlusses siehe Geheimprotokoll- 

buch.)

12. Ergänzungs- und Haugtbudget des 
Armenrats.

Der Vorsitzende trägt das vom Armenrat aufgestellte 
Ergänzungsbudget pro 1910 vor, welches wie folgt ab- 
schließt:
I. Ordentliche Einnahmen 8294,25 Mk.

II. Außcrodentl. Einnahmen —,— Mk.
Summe aller Einnahmen 8294,25 Mk. 8294,25 Mk.

I. Ordentliche Ausgaben 2942,56 Mk.
II. Außerordentl. Ausgaben 460,83 Mk.

Summe aller Ausgaben 3403,39 Mk. 3403,39 Mk.
Ucberschnß der Einnahmen 4890,86 Mk.
Der Eemeinderat nimmt das Ergänzungsbudget 

nach- Vorschlag an.
Alsdann trägt der Vorsitzende das Hauptbudget des 

Armenrats pro 1911 vor. Dasselbe schließt wie folgt ab:
I. Ordentliche Einnahmen 22257,75 Mk.

II. Außerordentl. Einnahmen 2000,— Mk.
Summe aller Einnahmen 24257,75 Alk. 24257,75 Mk

I. Ordentliche Ausgaben 24257,75 Alk.
II. Außerordentl. Ausgaben —,— Alk. —,— Mk.

24257,75 Mk. 24257,75 M
Ucbcrschnß ' —,— Mk.

Nach einer kurzen Debatte über einzelne Positionen 
des vorgelegten Hauptbudgets, in welcher besonders bemän
gelt wurde, daß seinerzeit Gelder des Armenrats für Ee- 
l-ändespeku-lationen verausgabt worden sind, nimmt der 
Eemeinderat das vom Armenrat vorgeschlagene 
Hauptbudget pro 1911 a n .

13. Kanalisation von St. Franz.
Der Vorsitzende führt aus, daß die -Baurommission am 

29. März bei einer -Besichtigung der Fandel'schsn Häuser in 
St. Franz die Ueberzeugung gewonnen habe, daß es 
einem dringenden Bedürfnis entspricht, die Kanalisation 
in der Kaiser Karlstraße bis zu den Häusern Fandel in St. 
Franz durchzusühren. Die Kosten für Herstellung des er
forderlichen K-an-alstranges würden sich, einemK-osten-Ueber- 
schl-ag des Stadtbauamts entsprechend, -auf etwa 23 000 -Ü 
belaufen. Er bittet vorbehaltlich- der Aufstellung eines de
taillierten Kostenanschlages und- Prüfung -aller damit noch 
in Verbindung stehenden sonstigen Fragen, die von der 
Baukommission empfohlene Kanalisation im Prinzip gut' 
zuheißen.

In der sich nunmehr entspinnenden lebhaften Dis
kussion wird einerseits die geforderte Kanalisation als not
wendig bezeichnet,- andererseits wird auf die technische 
Schwierigkeiten des Kanalpr-ojekts hingewiesen und ver
langt, daß bei Ausbau der fr-gl. Kana-lstrecke -die Abwässer 
des Tafeld- und des Depenherdgrabens mit -abgeleitet 
werden. -Von dritter Seite wird das Projekt als verfrüht 
hingestellt und die Verschiebung des Ausbaues der K-an-al- 
strecke empfohlen.

Bei der Abstimmung erklärte -sich der Eemeinderat,im 
Prinzip damit einverstanden, daß die fr-g-l. Kanalisation 
ausgeführt werden soll, wünscht jedoch, daß ein eingehend 
ausgearbeitetes Projekt, in welchem insbesondere die Abm- 
tung des Tafeld- und des Depenherdgrabens Berückst^ 
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tigung finden und sämtliche etwa weiter auftretenden tech
nischen Fragen gewürdigt werden, den vereinigten 
Bau- und F i n a n z k o m missio u e n zur vorheri
gen Begutachtung vorzulegen sei.

14. Polizeiverordnung betr. die Anlage von Kies- 
und Sandgruben.

Der von dem Stadtbauamte aufgestelle Entwurf einer 
Ortspolizeiverordnung wird zur Begutachtung an die 
B a u ko m m i s s i o n verwiesen.

15. Pslasterung der St. Peterstrabe.
Der Vorsitzende erstattet namens der Bankommission 

folgenden Bericht:
„Gemäß Tauschvertrag zwischen der Straßenbauver- 

waltung und der Stadt Diedenhofen vo,m 5. Juli 1904 hat 
letztere die infolge der Städterweiterung verlegten Strecken 
der Staatsstraße 17, d. h. die St. Peterstraße, den Luxsm- 
durgertorplatz und die Kaiser Karl-Straße bis zum neuen 
Theaterplatz mit Pflasterung zu versehen und bis zur Her
stellung der letzteren die zunächst mit Lhaussierung versehe
nen Straßenstrecken zu.unterhalten. Mit Rücksicht auf die 
ungleichmäßige Beschaffenheit des Untergrundes und die 
durch die Herstellung der Kanalisation, Gas-, Wasser- und 
Elektricitätsleitung bedingten Auf-brüche hat das Bezirks- 
präsidium der Stadt wiederholt Ausstand für die Herstel
lung dieser Pflasterung gegeben. Nunmehr ist aber, wenig
stens für die St. Peterstraße, der Moment gekommen, die 
Pflasterung auszu-führen, da die starke Abnutzung dieser 
Straße sehr erhebliche Jnstandsetzungsarbeitcn erfordern 
Würde. Hierzu kommt aber noch, daß demnächst das Geleise 
der Fentschtalbahn in der St. Peterstraße verlegt wird und 
die Konzessionärin dieser Bahn nach dem Lastenheft ver
pflichtet ist, die Straßenbefestigung in und neben dem Ge
leise, im Ganzen auf einer Breite von 1 w 70 ein, in der 
gleichen Ausführung vorzunehmen, wie solche für die übrige 
Straßenfläche vorgesehen ist. Die Stadt kann daher bei 
dem Bezirkspräsidium beantragen, daß gen. Konzessionärin 
Mr Tragring der Kosten für die Herstellung des bezeich
neten 1,7 in breiten Pflasterstreifens verpflichtet wird.

Die Fahrbahnbreite der neuen Straße beträgt 11,50 in, 
während die eingegangene Strecke der Staatsstraße nur 6 

breit war. Es erscheint daher nicht unbillig, wenn die 
Stadt für die Pflasterung der erheblich breiteren Straßen- 
stäche um einen entsprechenden Zuschuß aus Staatsmitteln 
dittet, umsomehr als der Stadt später die Unterhaltung der 
das Breitenmaß von 6 in überschreitenden Pflasterfläche 
Zufällen wird. Die Kommission heißt daher eine vom 
Stadtbauamt aufgestellte Kostenverteilung gut, nach wel
cher der Staat die Pflasterung und Unterhaltung eines 6 
'» breiten Streifens in der Mitte der Fahrbahn, sowie der 
beiden 0,50 in breiten Rinnen längs der Bordsteine über
nimmt. Den Wert der seinerzeit beim Aufbruch der alten 
^traßenstrecke gewonnenen Pflastersteine hat die Stadt an 
den Staat zu vergüten.

. Die Gesamkosten stellen sich nach dem vorgelegten 
Kostenanschlag auf 59 000 Ul. Hiervon würden bei obiger 
Verteilung entfallen:

1. auf die Stadt Diedenhofen 34 000
2. auf den Staat 19 200 -1l
3- die Fentschtalbahn 5 800 ^ll

zus. 59 000 -N

Die Kommission ist der Ansicht, daß die Verwaltung in 
vorstehendem Sinne mit dem Vezirks-präsidium verhandelt 
und beantragt gleichzeitig beim Gemeinderat die Genehmi
gung der zur Pflasterung der St. Peterstraße erforderlichen 
Mittel. Die Kommission ist weiter der Ansicht, daß zur 
Umpflasterung der Staatsstraßenstrecke vor dem Luxembur
gertor für die Stadt eine weitere Fristverlängerung von 
einem Jahre bei dem Vezirkspräsidium beantragt wird."

Anschließend teilt der Vorsitzende mit, daß die Stadt 
der Ausführung der Straßenpflasterung wohl nicht mehr 
aus dem Wege gehen könne und ihm seitens des Herrn 
Kreisbauinspektor die Befürwortung der Gewährung eines 
Staatszufchusses zu den entstehenden Kosten in Aussicht ae- 
stellt worden sei.

In der sich nunmehr entspinnenden Debatte wird ge
wünscht, daß die Regierung einen höheren als den von der 
Baukommission empfohlenen Zuschuß gewährt. Dieser 
Wunsch wird damit begründet, daß die aufgegebene alte 
Staatsstraße No. 17, für welche die St. Peterstraße der Er
satz ist, im Falle des Weiterbestehens z .Zt. ebenso hätte 
umgepflastert werden müssen, wie dies bei der Staatsstraße 
im Fort Jeutz der Fall ist, und daß die Umpflasterung dann 
ausschließl. auf Kosten des Staates geschehen wäre. Ferner 
sei der Stadt zur Pflicht gemacht, wesentlich besseres und 
teuereres Material zu verwenden als das vorhanden g-e- 
gewesene alte Material. Schließlich wird betont, daß die 
Stadt die Ersatz-St. Peterstraße auf eigene Kosten auf 
ein höheres Niveau gebracht und hierdurch dem Staat we
sentliche Ausgaben -er part und die neue Straße bis dato 
(St. Peterstr.) allein unterhalten habe, während die 
Unterhaltung der -alten Metzerftr. Sache des Staats gewe
sen wäre.

Der Vorsitzende bittet hierauf die Pflasterung der St. 
Peterstraße im Prinzip gutzuheißen, in im klebrigen jedoch 
zu ermächtigen, beim Bezirk, unter Anführung vorstehen
der Begründung, einen höheren Zuschuß als den von 
der Baukommisston empfohlenen zu beantragen. Die Vor
nahme der Pflasterung bittet der Vorsitzende mit dem Aus
bau der Fentschtalbahn in Angriff nehmen zu dürfen.

Der Eemeinderat beschließt entsprechend der von 
dem Vorsitzenden gemachten- Vorschläge.

16. Ausbau der Anschlutzkreisstraße nach Monhofen.
Auf den Antrag des Vorsitzenden wird die Angele

genheit als dringend anerkannt und auf die heutige Ta
gesordnung gesetzt.

Der Vorsitzende führt nach Verlesung der Berfg. des 
Herrn Bez.-Präs. vom 29. März 1911 I. No. — V 1366 — 
aus, daß der Vezirksrat als Beitrag der Stadt zu den 
Kosten für den Ausbau der Anschluhkreisstraße nach Mon
hofen jenen Betrag gefordert hat, den die jährlichen Unter
haltungskosten des jetzigen Eemeindevizinalweges auf 
Dann Diedenhofen ergeben. Die Stadt Diedenhofen hatte 
die Unterhaltungskosten für die fragt. Strecke taxiert auf 
jährlich 109,60 ^it und sich bereit erklärt diese Summe zu 
5 tzL kapitalisiert -- 2200 M zum Ausbau der Anschlutz- 
kreisstraße demgemäß Leizutragen. Der Herr Bezirks-Prä- 
sident berechnet hingegen auf Grund eines Unterhaltungs- 
betrages von 400 M pro bin, ergibt für die 450 in lange 
Strecke auf Bann Diedenhofen eine Aufwendung von 180 
-N pro Jahr oder zu 5 kapitalisiert eine Summe von 
3600 M, welche er vom Eemeinderat als Beitrag der Stadt 
zu den Ausbaukosten beansprucht.
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Nach dem von dem Herrn Kreisbauinspektor ausgestell
ten Kostenanschlag belaufen sich die Kosten für den kreis- 
straßenmäßigen Ausbau der ganzen Strecke bis zur Eisen
bahnlinie auf 17 000 M, während nach dem Kostenanschläge 
des Stadtbauamts eine Summe von 19 700 M erforderlich 
Wäre. Unter Zugrundelegung ersterer Summe würde die 
Stadt 3600 -,tt, der Bezirk 13 400 Ul zum Ausbau der Strotze 
Leizutragen haben. Der Unterschied zwischen dem Kosten
anschlag des Stadtbauamts und demjenigen der Kveisbau- 
inspektion ist darauf zurückzuführen, daß das Städtbauamt 
eine stärkere Beschotterung der Straße, mehr Bäume und 
einen größeren Betrag für Unvorhergesehenes im Kosten
anschläge eingesetzt hatte. Um den baldigen Ausbau der 
fragl. Strecke zu erreichen, empfiehlt der Vorsitzende den 
vom Herrn Bezirks-Präsidenten geforderten Zuschuß von 
3600 M zu bewilligen und den Wunsch auszusprechen, daß 
für den Ausbau der Straße der städt. Kostenanschlag zu 
Grunde gelegt werden möge.

Der Gemeinderat im Hinblick darauf, daß bei 
Ausbau der Straße nach dem städt. Kostenanschlag die 
Straßenunterhaltungskosten wesentlich eingeschränkt wer
den, erhebt den Vorschlag des Vorsitzenden zum Beschluß.

Mitglied Dr. Kuborn frägt an, wie weit es Mit dem 
Ausbau der Fentschta l b a h n steht.

Der Vorsitzende teilt mit, daß die Arbeiten zum Aus
bau der Fentschtalbahn demnächst in Angriff genommen 
werden, daß leider neuerdings eine neue Schwierigkeit hin
zugekommen sei, indem der Gesellschaft -vom Ministerium 
in Berlin aus eine neue Bedingung ins Lastenheft einge
tragen wurde und zwar, daß die Genehmigung zur Inbe
triebnahme der Fentschtalbahn erst dann erteilt würde, 
wenndieSchmälsputbahn Novsant-Gorze ebenfalls betriebs
fertig gestellt sei. Das Ministerium in Straßburg beab
sichtige jedoch durchzusetzen, daß diese Klausel insofern ge

mildert werde, als nur verlangt werden soll, daß der Be
ginn der beiden Bahnen zugleich erfolgen solle, so, daß 
nach Fertigstellung der Fentschtalbahn diese alsbald in 
Betrieb genommen werden kann. Mitglied Zimmer bestä
tigt die Ausführungen des Vorsitzenden und erklärt, daß 
nach mündlicher Rücksprache mit einem Herrn des Ministe
riums die frgl. Klausel zweifellos gemildert werden wird.

Die Angelegenheit betr. Errichtung einer 
neuen Synagoge bezw. Bestimmung eines Platzes 
für dieselbe wird auf Antrag des Mitgliedes Salomon 
vertagt.

Der Eisenhändler Vreistroff ,,beabsichtigt, sein am 
Marktplatz Nr. 30 gelegenes Wohnhaus umzübauen und zu 
diesem Zwecke den unter dessen erster Etage liegenden Ar
eadenbogen so umzubauen, daß dem Erdgeschoß wesentlich 
mehr Licht zugeführt wird. An Hand eines vom Architek
ten Dornseiff angefertigten, im Sitzungssaale ausgehängten 
Umbauprojektes erläutert der Vorsitzende den geplanten 
Arcadenumbau und empfiehlt dem EemeinDerat sich im 
Prinzip mit dem Arkadenumbau einverstanden zu erklären, 
die Details der Ausführung jedoch der Bau-kommission zur 
Begutachtung vorlegen zu lassen.

Aus der Mitte des Gemeinderats wird einerseits der 
Umbau der Arcaden im Interesse des Fortschritts empfoh
len, andererseits die Beibehaltung der alten historischen 
Bogen befürwortet. Mitglied Müller beantragt Verwei
sung der Angelegenheit an die Baukommission; Mitglied 
Zimmer beantragt Abweisung des Antrages auf Erteilung 
der Umbauerlaubnis.

Der Gemeinderat beschließt hierauf im Prin
zip den Umbau der A r k a d e n auf dem Markt
platz gutzuheitzen und vetweist das Bauprojekt 
Vreiftroff an die Vauk om'm issio n.

Schluß der Sitzung !U Uhr Abends.
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Bericht 
über die 

Gemeinderatssitzung vom 19. April 1911, 
Machrnittcrgs 4 Akr.

Anwesend waren nach Eröffnung -der Sitzung unter 
dem Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier dre Beige
ordneten Roth -und Walkowinski sowie die Mr-tglreder^Earl- 
loux, Christian, Denz, Fränck Iohann,^^rantz0is, <^rank 
Heinrich, Eoedert, Dr. Kuborn, Dr. Medern-ach, Müller, 
Nouviaire, Ps-anschilling, Reuter, Röchling, Rrch-ard-, Sal-o- 
mon, Steimetz, Schlitz, Zimmer.

Entsck-uldi-gt Beigeordneter Haas.
Abwesend: Mitglied Wehrmann.
Schriftführer: Obersekretär Klam und Sekretar Ho-m- 

bourger.
Tagesordnung:

1. Mitteilungen.
2. Verbesserung -der Zug-verbindung zwischen Dreden- 

hoseii und dem Fentschtal.
3. Aenderung der Viehmarktordnung.
4. Rauhsutterscheunen.
ö. Kanalisation St. Franz.
6. Erwerb von Gelände.
7. Niederschlagung von Wassergeld.
8. Oberrealschule.
9. Strafkammer.

Der Vorsitzende frägt -an-, ob -gegen die iFass-ung des 
Sitzungsprotokolls vom 6. März 1911 Einwendungen er
hoben würden. , « <

Da dies nicht geschieht, gilt -das Protokoll als ange- 
-no mmen.

1. Mitteilungen
u) Der Vorsitzende teilt ein Urteil des Oberlandesge

richts Eolmar, welches in einem Rechtsstreite der Colmarer 
Eisenhändler gegen di-e -Stadt Eolmar ergangen ist und 
die Erhebung von Oktroiab-g-aben auf Ei-senw-aren zum 
Eegenstan-d hatte, -auszugsweise mit. Das sehr umfang
reiche Urteil, welches -hauptsächlich -auf Entscheidungen 
französischer Zivil-gerichte beruht, die nach 1870 ergangen 
sind, dürfte nach Ansicht -des -Vorsitzenden eine Bestätigung 
durch das Reichsgericht wahrschein-lich nicht erfahren.

Hieran schließt -sich eine kurze Debatte über die Zweck- 
-rnäßigkeit der Beibehaltung des Oktrois, -wenn das obige 
Urteil rechtskräftig werden sollte; es wird von einem 
Mitgliede ein Antrag gestellt -die Oktro-ifra-ge demnächst 
wieder auf die Tagesordnung zu setzen, w-as ober von der 
großen Majorität des Gemeinderats nicht gewünscht wird-, 
da erst im vorigen Jahre der Eemeinderat sich eingehend 
mit dieser Frage befaßt hat -und seinerzeit entschieden für 
die vorläufige Beibehaltung des Oktrois Entscheidung ge
troffen hat.

d) In einem Artikel der -Lothringer Nachrichten vom 
23. Januar d. Js., der über eine Rekurs-verhandlung in 
einer Konzessionssache Micheln berichtet, wird- von Mei
nungsverschiedenheiten gesprochen, die bei Prüfung der Be- 
dürfnisfrage in dieser Konzessionsangel-egen-heit zwischen 
dem Bürgermeister und -einem Beigeordneten entstanden 
sein sollen. Der Vorsitzende erläutert, daß in der Stadt -an
läßlich dieses Artikels Ansichten -aufgetaucht und verbreitet 
worden seien, nach denen er bei Vergebung einer Konzession 
einen in seinem Hause wohnenden Herrn begünstigt haben 
soll und weist nach, daß die in Frage stehende Person wäh
rend seiner Amtspcriodc überhaupt, kein Gesuch um Gewäh
rung einer Konzession eingereicht habe, daß es sich viel
mehr um einen Herrn ähnlichen Namens handle, dessen 
Kcnzes-sic-nsgesuch entgegen dem Zeitungsberichte gerade e r 
zweimal nicht befürwortet habe und a-u-ch nicht befür
worten könne. -Mit Rücksicht darauf, daß die mitgeteilt-en 
Meinungsverschiedenheiten bei der Verwaltung überhaupt 
nicht bestanden, und jeder unberechtigte Angriff -auf die 
Verwaltung eine gebührende Zurück-weisung erfahren müsse, 
habe er, der Vorsitzende, diesen schon längere Zeit zurücklie
genden Vorfall aufg-egriffen und -dem Eemeinderat zu-r 
Kenntnis gebracht.

es Durch- Verfügung vom 5. April d. Js. — Ila 663, 
hat der Herr Vezirks-Präsi-dent die Stadt Diedenhofen er
mächtigt ,sich -auf den Prozeß mit dem e-hsm-al. Friedhof- 
wärter Schweißer einz-ul-assen.

(1 ) Vom ll. bis 14. Juni d. Js. findet in Leipzig der 
zweite -Deutsche Wohnungskon-gre-ß statt. -Eine Beschickung 
-dieses Kongresses ist nicht beabsichtigt.

e) Bewilligung einer Beihilfe an den Eesang-Verein 
zum Berbands-Sängersest.

Am 30. Juli d. Js. findet gleichzeitig mit dem Feste 
des 30i-ährig-en Bestehens des Männergefa-ngvereins, hier- 
selbst das erste lothringische Verbands,sängerfest statt. Der 
Männergesang-verein ist um Bewilligung einer Beihilfe 
zu diesem Doppslfe-ste eingeko-mmen -und begründet seinen 
Antrag damit, daß zu dem Feste eine große Menschenmenge 
erwartet wird.

Da der Antrag des Männergesang-vereins erst nach 
Absendung der Dages-ordnung eingelaufen ist, erkennt der 
Eemeinderat zunächst die Dringlichkeit der Angelegenheit 
an und beschließt sodann dem Gesangverein eine Beihilfe 
von ö00 4L zu bewilligen.

k) Mitglied Salo-mon bittet die Verwaltung dahin zu 
wirken, daß während -der sehr verkehrsreichen Markt-stunden 
an den Samstag-Vormittagen -geschlossene Truppenkö-rper 
nicht mehr über den Marktplatz geführt werden, sondern 
ihren Weg über die Cr-auferpromenade nehmen. Mitglied 
Müller regt an, Samstags-Bor-mittags den gesamten Wa
genverkehr über die Crauserpromenade zu leiten.

Der Vorsitzende teilt mit, daß er ein von seinem Vor
gänger erlassenes Verbot der Benutzung der Lrauserp-rome- 
nade durch geschlossene Tru-ppenkörper, im Verkehrsin
teresse bereits aufgehoben habe, die Verwaltung im übri
gen alle erforderlichen Maßnahmen treffen wird.
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gj Mitglied Dr. Kuborn bittet um Auskunft, wie weit 
die Spit-älan-gelegenheiten gediehen sind. Der Vorsitzende 
teilt mit, daß er den letzten in dieser Angelegenheit gefaß
ten Beschluß des Gsmeinderats noch nicht habe ausführen 
können, weil der Verwaltungsrat des Bürgerspitals in der 
Angelegenheit noch keine Stellung genommen habe.

2. Verbesserung der Zugverbindungen zwischen 
Diedenhofen und dem Fentschtal.

Der Vorsitzende führt aus, daß mit Inkrafttreten des 
Sommerfahrplans 1911 der Abendzug Nr. 1523— ab Die
denhofen 11"- — in Wegfall kommen wird Und dadurch die 
Verkehrs-verhältnisse von Diedenhofen nach dem Fentschtal 
eine wesentliche Verschlechterung erfahren. Der Lothringer 
Hüttenverein Aumctz-Friede sowie die Handelskammer Metz 
hat bei der Kaiser!. Eeneraldirektion der Eisenbahnen in 
Elsaß-Lothringen in Straßburg die Beibehaltung des fragl. 
Zuges nachgesucht und die Stadtverwaltung Diedenhofen 
um Unterstützung dieses Antrages gebeten. Der Vor
sitzende bittet den Eemeinderat Stellung zu nehmen u. er
läutert, daß der v-orbez. Zug für das Fentschtal die wich
tigste Verbindung mit dem Elsaß, der Saargegend, b-ezw. 
Frankfurt a/M., sowie durch die Schnellzüge 52/15 und 146 
mit Süddeutschland ist. Eine nicht -minder wichtige Bedeu
tung hat der Zug für den Lo-kalverkehr zwischen Dieden
hofen und dem Fentschtal, bezw. der Bezirkshauptstadt Metz, 
welche mit Wegfall dieser Verbindung fast vollständig auf
gehoben wird. Zunächst wird der Reisende des Fentsch- 
tales, der mit dem Schnellzug Metz^Diödenhose-n abends 
um 10" Uhr in Diedenhofen ei-ntrifft, an eine 2Mündige 
Wartezeit gebunden, während er bisher direkten Anschluß 
nach dem Fentschtale fand. Die Bewohner des Fentschtal-es, 
für welche die Stadt Diedenhofen der geistige, gesellschaft
liche und kommerzielle Mittelpunkt ist, sind bei Besuch von 
Konzerten, Theatervorstellungen und sonstigen gesellschaft
lichen Veranstaltungen in Diedenhofen, meist auf die Be
nutzung des Zuges 11"- -ab Diedenhofen angewiesen gewe
sen. Der Besuch- dieser Veranstaltungen wird in Zukunft 
unmöglich gemacht, bezw. außergewöhnlich -erschwert, denn 
der !U" Uhr abends in Diedenhofen -abfahrende Zug liegt 
für die Theater- pp. Besucher viel zu früh, -während bei Be
nutzung des Zuges ab Diedenhofen 1?" Nachts eine lange 
Wartezeit erforderlich würde, durch -welche ein großer Teil 
der Bewohner des Fentschtales von einem Besuch der zu 
ihrer Lebenshaltung notwendigen gesellschaftlichen Veran
staltungen voraussichtlich Abst-and nehmen -wird: und dies 
umfomehr, als der 11" Uhr -abgehend-e Triebwagen Nr. 1009 
nur 3. und 4. Klasse führt. -Alle diese Tatsachen bedeuten 
gegen früher eine erhebliche Verschlechterung 
der V e r k e h r s v e r hä l t -n is s e, obschon bereits der 
Enguete-ausschuß zur Begutachtung der Einrichtung der 
Verbindu-ngskur-ve —sFlörchingen für den Perso
nenverkehr am 21. April 1908, sein Gutachten dahin ab
gegeben hat, daß die bestehenden direkten 
Verbindungen z w i sch-e n D i ed en h-o fe n und 
dem Fentschtal und D i ed euch o f e n — M e tz 
nicht verschlechtert, sondern soweit mög
lich, verbessert werden, und daß Diedenhofen an 
die geplanten direkten Züge zwischen dem Fentschtal und 
Metz, wenn irgend möglich, direkten Anschluß erhalten solle. 
In seiner Sitzung vom 19. Nov. 1910 hat -auch der Eisen
bahnausschuß nochmals ausdrücklich hervorge
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hoben, daß durch die Einführung direk
ter Züge Metz-Fentsch die bestehenden 
Verbindungen zwischen Diedenhofen — 
Fentsch nicht geschädigt werden sollen.

Außer der Beibehaltung des Zuges -Nr. 1525 — 1L« 
Uhr abends ab Diedenhofen dürfte sich weiter eine Ver
legung des Kurven-Eilzuges -Metz—Deutsch-Oth von 9" 
auf 11 bis 11^ Uhr empfehlen. Hiermit würde den Bewoh
nern des Hochplateaus Aumetz und Deutsch-Ot-H die Mög
lichkeit gegeben, von Metz, Straßburg, der Saar, Franks-urt 
a/M. und Süddeutschland abends noch nach Hause kommen 
bezw. ihre Geschäfte in Straßburg und an der Saar in 
einem Tage erledigen zu können. Diese Verlegung würde 
in Verbindung mit der Beibehaltung des Zuges 11°- Uhr 
ab Diedenhofen, -auch einen Spätanschluß von Diedenhofen 
nach Deutsch-Oth in Hayingen ermöglichen und einem wei
teren Wunsche des Hochplateaus entsprechen.

Der Eemeinderat nach kurzer Debatte beschließt, 
im Hinblick auf die vorstehenden Erläuterungen sowie un
ter besonderem Hinweis auf die Ausführungen des Eisen- 
b-ahnausschusses vom 19. 11. v. Js., und die Begutachtung 
der Enquetckommission vom 21. 4. 08, sowie auf die von dcr 
Handelskammer in Metz und dem Lothringer HUttenver- 
ein Aumetz-Friede -an die Kaiserliche Eeneraldirektion ge
richteten Eingaben, den Vorsitze n d e n z u ermä ch- 
tigen .bei -der Kaiserlichen Eeneraldirektion die Bei
behaltung des -Ab endzug es Nr. 1525 — ab 11°° 
Uhr Diedenhofen — zu -erwirken.

Mitglied Dr. Kuborn führt Beschwerde über die man
gelhafte Bahn-Verbindung des Ornetales, insbesondere 
von Groß-Moyeuivre -mit der Kreisstadt Diedenhofen und 
bittet den -Eemeinderat, die Verwaltung zu beauftragen, 
eine Verbesserung der -Bahnverbindungen Diedenhofen— 
Er-o-ß-Moyeuvre herbeizuführen, mindestens jedoch die Ein- 
legun-g eines direkten Zuges von Diedenhofen nach Eroß- 
Moyeu-vre zu erstreben.

Nach kurzer Debatte, in welcher empfohlen wird, die 
Handelskammer in Metz für die Verbesserung der Bahnver
bindungen von Diedenhofen nach -Eroß--Moyeuore zu in
teressieren, ernennt -der Eemeinderat eine Kommission, be
stehend aus den Herren Dr. Kuborn, Röchling und Zimmer, 
welche die Verbindungen zwischen Diedenhofen und Eroß- 
Moyeu-vre und diejenigen zwischen Metz und Eroß-Morp 
euvre vergleichen und- alsdann -dem -Eemeinderat Abän- 
derun-gsvorschläge -machen -werden. Inzwischen wird die 
Verwaltung ermächtigt, die -Eeneraldirektion der Eisenbah
nen sofort -auf die ungünstige Verbindung Diedenhofen— 
Eroß-Moyeuvre hinz-uweisen, und deren Bessergestaltung 
zu erbitten.

3. Aenderung der Viehmarktordnung.
Auf einen Bericht des Hrn. Bürgermeisters in Hayin

gen vom 2. Februar d. Js- , der z-ur Verlesung kommt, und 
dessen Tonart der Eemeinderat mißbilligt, hat -der Herr 
Vezirksipräsident durch Verfügung vom 23. v. Mts. — I 0 
814 — den Hrn. Kreisdirsktor in Diedenhofen-Ost ersucht, 
die Stadtverwaltung Diedenhofen zu veranlassen, die Be
stimmungen der Vieh-marktordnung vo-m 30. Juni 1905 
hinsichtlich des Marktbeginns während der Wintermonate 
abzuändern, da der Beginn des Marktes zu der festgesetzten 
Stunde — 8 Uhr vormittags — praktisch nicht durchführbar 
fei.
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Hieran anknüpfend erläutert der Vorsitzende, daß er, 
abschon die Aenderung der Viehmarktordnung zur Zustän
digkeit der Verwaltung gehöre, die Meinung des Eemein
derats einholen wolle und teilt mit, daß die Erfahrungen 
gelehrt hätten, wie ungünstig die Verlegung von alters- 
hergcwohnten Marktstunden auf das Fortbestehen der 
Märkte gewirkt hätten.

In der sich entspinnenden Diskussion sprechen sich a l 1 e 
Redner gegen die Verlegung der z. Zt. bestehenden Stunden 
aus. Es wird betont, daß die Verlegung die Unzufrieden
heit der marilbe'uchenden Landbevölkerung hervorrufen 
und eine wirtschaftliche Schädigung für die Stadt zur 
Folge haben werde. Uöbrigens seien die von dem Bürger
meister in Hayingen für die Notwendigkeit der Verlegung 
der Marktstunden angeführten Gründe vollständig rück- 
haltslos.

Im Hinblick darauf, daß die Monatsviehmärkte mit 
den wöchentlichen Schlachtviehmärkten in keiner Weife ver
glichen werden können, da erstere sofort mit dem Aus
tin s b, letztere erst nach erfolgte m Auftriebe beginnen, 
tag außerdem auf den Monatsviehmärkten bei dem großen 
ändrang von An- und Verkäufern Kaufabschlüsse vor der 
folgten vollständigen Untersuchung des sämtlichen 
Kleinviehs nicht zu vermeiden sind und wegen der scharfen 
polizeilichen Kontrolle auch absolut keine Gefahr bieten, 
daß ein Abfahren von nicht untersuchtem Vieh stattfindet, 
wahrend die Schlachtviehmärkte erst nach Untersuchung a l - 
' er Tiere, beginnen dürfen, beschließt der Gemeinderat 
unsiimmig, einer Aenderung der Viehmarktordnung aus 
nurhchaftlichen Gründen nicht zustimmen zu können und er- 
masttigt den Bürgermeister den Herrn Bezirks-Präsidenten 

bitten, von der angeordneten Marktpolizeiverordnungs- 
Aenderung abzusehen.

4 Nauhfutterscheunen.

Vorsitzende führt aus, daß die Bestrebungen der 
s- -.tverwaltung, die Errichtung von Rauhfutterscheunen 

den von der Militärverwaltung erworbenen Baugelän- 
f'',' . d Kaiser Wilhelm II Promenade, im Baublock 24, 

i ^hindern, den Erfolg gehabt haben, daß die frgl. Scheu- 
. """Ehr auf dem Kaserncngrmidstück an der verlnn- 
st'" ^dllegiumstraße, hinter der Teroillekaserne, in einer 
brnung von 30 in von der Kaiserin Augusta Viktoria- 

-- errichtet werden sollen. Auf dem Gelände an 
Wilhelm II Promenade ist der Bau einer Offi- 

aeni b^^stalt für die Offiziere des Fußartillerie-Bataill. 
Rmiw". Militär-Verwaltung hat die Verlegung der 
der st" ^ö'cheuncn M die Bedingung geknüpft, daß seitens 
imd m? ^EEang noch dortselbst befindlichen Erd- 
stj?: ^^"drmassen pp auf ihre Kosten beseitigt und der Mi- 
stimm^^^rmg Dvn den abzutragenden Massen eine be- 
e>no r oa. 10 000 obin zum Preise von 0,75 M pro

-°ur Einebnung des Baugeländes für das neue Batail- 
!>tärn abgibt. Durch Annahme der von der Mi-

vorgeschlagenen Vereinbarung wird die 
brassen Besitz von ca. 50 000 cViri Erd-
für tzen^m? die ste notwendig als Auffüllmaterial 
Höheren ^st^bplatz gebraucht und die späterhin zu erheblich 

ca 7^0 beschafft werden müßten,' außerdem wer- 
bauten ri ebm Steinmassen gewonnen, die für Straßen- 

stets Verwendung finden werden.

Der von der Militär-Verwaltung im Einverständnis 
mit der Verwaltung vorgelegte Vertragsentwurf hat fol
genden Wortlaut:

„Die Militärverwaltung erklärt sich bereit, auf dem 
15 6laut Kaufvertrag vom—O' ' 09. erworbenen Bauplatze — 
1 o. y.

gelegen im Vaublock 24 an der Kaiser Wilhelm II Prome
nade, dem Karolinger Ring und einer den zukünftigen 
Marktplatz an seiner Nordseite begrenzenden Straße—an
stelle der beabsichtigten zwei Rauhfutterscheunen eine Offi- 
zierspLiseanstalt zu errichten und dafür die beiden Rauh- 
futter'cheunen auf dem zum Bereiche der Garnisonoerwal- 
tung gehörigen Militärfiskalischen Gelände zwischen der 
Kaiserin Augusta-Promenäde, dem Karolingerring, der 
verlängerten Kollegiumstraße u. der Teroillekaserne zu er
bauen. Dagegen erklärt sich die Stadt Diedenhofen bereit, 
den vorbezeichneten Platz bei der Teroillekaserne durch 
Entfernen der darauf befindlichen Erd-, Mauer- usw. Mas
sen und Einebnung baufertig herzurichten.

Von den zu beseitigenden Erdmassen sind die zur Ein
ebnung des Bauplatzes für den Neubau der Bataillonska
serne erforderlichen, von der Militärverwaltung festzu- 
setzenden Mengen nach diesem Platz gegen Zahlung einer 
Vergütung von 0,75 -N für das cbin zu verbringen.

Für die weitere Einebnung wird irgend welche Ver
gütung seitens der Militärverwaltung nicht gewährt, da
gegen wird der Stadt das gewonnene Material unentgeltlich 
überlassen.

Falls in dem abzutragenden Gelände Minengänge vor
handen fein sollen, sind dadurch gegebene Löcher so auszu- 
füllen, wie es für die Verwendung des Geländes als Bau
platz notwendig ist."

Nachdem aus der Mitte des Gemeinderars angeregt 
worden war, in dem vorgelegten Vertragsentwurf die an 
die Militärverwaltung abzugebenden Erdmassenmengen ge
nau anzugebm und dieses Verlangen vom Vorsitzenden als für 
die Militärverwaltung nicht gut annehmbar bezeichnet 
wurde, da sie die genauen benötigten Mengen nicht be
stimmt angeben könnten, beschloß der Eemeinderat den 
Vertragsentwurf in der vorgelegten Fassung anzunehmen, 
die Verwaltung zu ermächtigen, den Vertrag, der übrigens 
noch der Genehmigung des Kriegsministeriums bedarf, ab- 
zuschließen und die zur Ausführung des Vertrages erfor
derlichen Arbeiten zu vergeben. Der erforderliche Kredit 
wird bewilligt.

5. Kanalisation St. Franz.
Der Vorsitzende führt aus, daß die Frage des Aus

baues der Kanalisation vom Theaterplatz bis zu den Fan- 
del'schen Häusern am Eingang von St. Franz von der Bau- 
lommission in der Sitzung vom 12. April d. Is. geprüft 
worden sei und diese nach Beantwortung folgender Vor
fragen :

1. Ob das für den Ausbau des Kanalstrangs erforder
liche Gefalle vorhanden sei,

2. ob in den neu anzulegenden Kanal die Abwässer 
des Depenherd- und Tafeldgraben mit aufgenommen 
werden können,

3. ob durch den Kanal nicht der Abfluß der Abwässer 
der vorbezeichneten beiden Gräben gehemmt werden 
wird,

die Notwendigkeit des Ausbaues der fraglichen Kanalstrecke 
einstimmig als im öffentlichen Interesse liegend dringend 
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anerkannt habe. Die Baukommission empfiehlt die Bewilli
gung des geforderten Kredits von 23 500 »ll und bittet die 
Kanalmiete auf 5 des Nutzunswertes der anzuschlie- 
ßenden Gebäude festzusetzen.

In der sich entspinnenden sehr lebhaften Debatte wird 
einerseits bezweifelt, daß der Kanalstrang genügend tief zu 
liegen kommt, um den Abfluß der Abwässer des Tafeld- 
grabens nicht zu hemmen. Nachdem dieser Zweifel behoben 
war, wurde von verschiedenen Seiten anerkannt, daß die 
hygienischen Zustände in den Fandel'schen Häusern zwar 
viel zu wünschen übrig ließen, daß jedoch deshalb für die 
Stadt noch kein Anlaß vorläge, eine Ausgabe von 23 500 °N 
zu machen, um hygienische Uebelstände zu beseitigen, die 
in auf Privatbesitz errichteten Häusern aufgetreten seien. 
Es wurde sodann empfohlen, mit allen zur Hand stehenden 
Polizei-Maßregeln einzuschreiten, damit die unhaltbaren 
Zustände alsbald beseitigt werden.

Nachdem der Vorsitzende noch darauf hingewiesen hatte, 
daß es zu den Pflichten der Stadtverwaltung gehöre, zur 
Sanierung hygienisch schlechter Zustände beizutragen, umso- 
mehr als alle bisher angewandten Hilfsmittel, wie Sicker- 
schächte pp., infolge der schlechten Bodenverhältnisse versagt 
hätten, und schließlich, daß die Kanalisation das einzige er
folgversprechende Mittel zur Besserung der Verhältnisse sei, 
wurde aus der Mitte des Eemeinderats behauptet, daß die 
in den Fandel'schen Häusern angelegten Entwässerungs- 
fchächte fehlerhaft seien und durch Herstellung von Vorrei- 
nigungsanlagen verbessert und funktionsfähig gestaltet 
werden könnten.

Auf Antrag des Mitgliedes Müller wurde hierauf 
Schluß der Debatte angenommen.

Der Gemein berat beschließt sodann, entgegen 
dem Antr-age der Baukommission, die Kanalisation der Kai
ser Karlstraße vom Theaterplatz bis zu den Häusern Fandel 
in St. Franz nicht h erzu st ellen und die Verwaltung 
zu beauftragen, zwecks Besserg-estaltung der hygienisch un
haltbaren Zustände in den Häusern Fandest die Anlage 
besserer Sickerschächte nach Angabe des Mitglieds Röchling 
zu verlangen und evtl. dieselben auf Kosten der Hausbe
sitzer auszuführen.

6. Erwerb von Gelände.

n) Der Rentner Nikolaus Filstrosf in Mouhofen, Besitzer 
der Parzelle Sekt. A, Eew. Niederfeld, Nr. 373p, 409p und 
4l0p, mit einem Flächeninhalte von 33 Ar 01 Qm., bietet 
diese der Stadtverwaltung zum Kauf an und setzt den Ver
kaufspreis auf 200 »ll pro Ar fest.

Nachdem ein Mitglied den Erwerb dieses Geländes, 
welches später zur Anlage eines Klärbassins für die städt. 
Kanalisation evtl. benötigt wird, empfohlen hat, be
schließt der Gemeinderat einstimmig den 
E r w e r b und bewilligt den erforderlichen Kredit. Der 
Vorsitzende wird ermächtigt, den Kauf zu beurkunden.

b) Durch Verkaufsversprechen errichtet vor Notar 
Kerckhoff am 12. September 1908, haben die Eheleute A. 
Levy, Güterhändler in St. Franz, das ihnen gehörige 
Grundstück Sekt. A, Gewann Niederfeld, Nr. 372p, mit 
einem Flächeninhalt von 39 Ar 72 Qm., der Stadtverwal
tung auf die Dauer von 4 Jahren an die Hand gegeben. 
Als Kaufpreis ist in dem beurkundeten Verkaufsversprechen 
ein Preis von 5 0-1l pro Ar festgesetzt worden.

Der Vorsitzende empfiehlt den Ankauf dieser Parzelle 
und betont, daß dieselbe neben dem von p. Filstrosf zu er
werbenden Gelände gelegen ist und ebenfalls zur Anlage 
eines KlärbaHsins Verwendung finden kann.

Der Eemeinderat faßte hierauf einstimmig 
den Beschluß, das sagst Grundstück zu erwerben und 
den Vorsitzenden zu beauftragen, die Beurkundung des Kauf
geschäftes vorzunehmen.

<-) Das Kommando des 3. Lothr. Inst.- Regts. Nr. 
135 bittet um pachtweise Ueberlassung des jetzt unbenutzten 
Teiles der verlängerten Schillerstraße, und zwar von dem 
Pferdestall des Kreisdirektionsgebäudes bis zur Mosel. 
Das Stück soll als Gemüsegarten angelegt und nach der 
Straße zu abgefperrt werden.

Der Eemeinderat ermächtigt die Verwal
tung die Verpachtung des frgl. Straßenteils in jederzeit 
widerruflicher Weise v o r z u n e hm e n und setzt den Pacht
preis auf 10 »ll pro Jahr fest.

7. Niederfchkacsung von Wassergeld.

a) Der combinicrtc Wnssermcsscr der Röchlin'schm Eifco- 
und Stahlwerke für die Kolonie Gäfsion hat im 4. Quartal 
1910 einen Wasserverbrauch von 13 341,03 obin für insge
samt 3338,08 »ll angezeigt, während in der Zeit vom 1. 
Quartal 1909 bis einschl. 3. Quartal 1910 der Höchstver
brauch auf 323, 93 »ll pro Quartal ermittelt worden war. 
Eine Untersuchung der Röchling'schen Leitung hat ergeben, 
daß dieselbe an mehreren Stellen defekt war und hierdurch 
der enorm hohe Wasserverbrauch im 4. Quartal erngetreten 
ist. Die Firma Röchling hat Nieder'chlagung der HiW 
des Betrages von 3338,08 »ll beantragt.

Der Eemeinderat mit Rücksicht darauf, daß der 
größere Teil der angezeigten Wassermenge infolge Bruchs 
der frgl. Leitung nutzlos verlaufen ist, bewilligt die 
beantragte Ni e d e r s ch kagu n g.

l>) Herr Richard-Eoedert in Barrage, dessen Wasseruhr 
für das 2. Quarlal 1910 einen Wasserverbrauch für insge
samt 198,94 »ll angezeigt hat, bittet um teilweise Nieder
schlagung dieses Betrages, da derselbe infolge Defekts seiner 
Leitung cingctrctcn sei. Der Wasserverbrauch des Nst 
chard'schen Hauses hat sich seit dem 1. Quartal 1909 bis 
einlchl. des 1. Quartals 1910 zwischen 45 und 65 -/ll bewegt 
und hat im 3. Quartal 1910, nachdem der Leitungsbrust 
welcher den hohen Wasserverbrauch im 2. Quartal zur Folge 
hatte, ausgebessert worden war, für 93,60 »ll Wasser v«- 
braucht. Es wird um teilweise Niederschlagung des B 
das 2. Quartal berechneten Betrages gebeten.

Der Eemeiu berat e r m ä cht i g t die Verwrl- 
maltung nach Prüfung der Ursache des hohen Wasserver
brauchs, nur die Hälfte der angefochtenen Wasserrechnuug 
einzufordern und b ewilligt entsprechende Nieder
schlagung.

8. Oberrealschule.
Der Vorsitzende teilt mit, daß er in Begleitung der 

Herren Beigeordneten Walkowinski und Stadtrat 
bei dem Herrn Präsidenten des Oberfchulrats in Straßlnml 
vorstellig geworden sei, und dort den vom Eemeinderat g' 
äußerten Wunsch, die Realschule zur Oberrealschule ausz - 
bauen, vorgetragen und begründet habe. . „

Der Präsident des Oberschulrats warnte vor ein. 
zu schnellen Vorgehen und hegte unter Hinweis auf 
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Oberrealschulen in Forbach und Metz Bedenken, daß eine 
Oberrealschule in Diedenhofen existenzfähig werde. Er em
pfahl, der bestehenden Realschule eine Maschinenbauschule 
anzugliedern, da diese, weil sie nicht wie die Oberrealschule 
einen besonderen Direktor benötigt und die in den in
dustriellen Werken der Umgegend beschäftigten Jngeniöre 
als L-ehrpersonen Verwendung finden könnten, weniger 
Mehrausgaben verursachen würde und daher gerade für 
Diedenhofen als Mittelpunkt der Industrie zweckmäßiger 
würde. Auf die Entgegnung des Vorsitzenden, daß die 
Existenzfähigkeit einer Oberrealschule in Diedenhofen als 
zweifellos feststehend gelten müsse, wies der Herr Präsident 
darauf hin, daß der Ausbau der Realschule zur Oberreal
schule eine Erweiterung des neuen Gymnasiums, und den 
Bau eines weiteren Direktorwohnhauses erforderlich mache. 
Er ersuchte dem Eemeinderat die Frage zur Entscheidung 
vorzulegen, ob der Oberrealschule nicht die Angliederung 
einer Maschinenbauschule vorzuziohen sei, erklärte jedoch 
weiter, daß er dem Ausbau der Realschule zur Oberreal
schule, falls derselbe erst im nächsten Jahre erfolgen solle, 
kein Hindernis in den Weg legen werde, wenn der Ee
meinderat auf seinem Wunsche bestehen bleibe.
. Mitglied Röchling beantragte an der Oberrealschule 
Wzuhalten, da die hiesige Gegend wegen Mangel von Ma
schinenbauanstalten keine Gelegenheit biete, die etwaigen 
Maschinenbauschüler praktisch aus,zubilden.

Nachdem von verschiedenen Mitgliedern auf die Not
wendigkeit einer Oberrealschule hingewiesen worden, be
schließt der Eemeinderat sodann einstimmig an dem 
Ausbau der Realschule zur Oberrealschule festzu - 
halten und ermächtigt den Bürgermeister die vom Hrn. 
Präsidenten des Oberschulrats gewünschten Pläne nochmals 
durcharbeiten zu lassen und alle erforderlichen Verhand
lungen zu führen und nochmals persönlich vorstellig zu 
werden.

9. Strafkammer.
Anläßlich der Anwesenheit in Straßburg hat die Ab

ordnung des Eemeinderats, bestehend aus dem Bürger
meister sowie der Herren Beigeordneten Walkowinski und 
Stadtrat Zimmer .entsprechend dem Auftrag des Gemeinde- 
rats dem Herrn Unterstaatssekretär Petry ihre Aufwartung 
gemacht zwecks abermaliger Anregung der Errichtung einer 
detachierten Strafkammer. Herr Unterstaatssekretär Petry 
bezweifelte die Notwendigkeit der Errichtung einer 
Strafkammer in Diedenhofen und erklärte, daß zu
nächst die Einführung der neuen Strafprozeßordnung 
im Jahre 1912 abgewartet werden müsse, die auf die 
Rechtspflege und die Inanspruchnahme der einzelnen Ge
richte von einschneidender Wirkung sein werde. Auf den 
Hinweis des Vorsitzenden auf den Beschluß des Landesaus- 
schusses, nach welchem der Errichtung eines Landgerichts in 
Diedenhofen näher getreten werden soll, wenn sich die Er
richtung einer weiteren Strafkammer in Metz erforderlich 
machen wird, erklärte der Herr Unterstaatssekretär, daß z. 
Zt. diesbezügliche Aussichten nicht beständen, machte jedoch 
die Zuisicherung, daß falls die vom Kaiser!. Ministerium zu 
machenden Erhebungen, die Notwendigkeit der Errichtung 
einer Strafkammer in Metz ergeben würden, er der Stadt
verwaltung in Diedenhofen eine entsprechende Mitteilung 
zugehen lassen werde, auf welche ihrerseits die Stadt Die
denhofen zwecks Erlangung einer Strafkammer die erfor
derlichen Vorlagen machen könne, die er dann wohlwollend 
zu prüfen verspreche.

Der Gemeinderat nimmt von der gemachten 
Mitteilung Kenntnis.

10. Verschiedenes.
Siehe Geheim-Praiokollbuch.
Schluß der Sitzung abends 9 Uhr.



Bericht
über die

Gemein-eratsschung vom 1. Mai 19 N,
McrcHmittags 4 AHr.

Anwesend waren, nach, Eröffnung der Sitzung, unter 
dem Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier die Beige
ordneten Walkowinski und Roth sowie die Mitglieder Lail- 
leux, Christian, Frank Heinr., Fran^ois, Franck-Stourm, 
Eoedert, Dr. Kuborn, Müller, Nouviaire, Pfanschilling, 
Reuter, Röchling, Salomon, Steiinetz, Schlitz, Wehrmann, 
Zimmer.

Entschuldigt: Mitglied Dr. Medernach, Röchling (er
scheint später), Eoedert (erscheint später), Richard, Eail- 
loux (erscheint später),, Haas.

Als Schriftführer fungierten der Obersekretär Klam 
und der Sekretär Hombourger.

Tagesordnung:
l. Mitteilungen.
2. Wahl von Mitgliedern der Museumskommisfion.
3. Teilnahme am deutschen Wohnungskongr eß.
l. Aenderung des Statuts betr. den Besuch der Fort

bildungsschule.
5. Einlassung auf Rechtsstreite.
k. Beschlußfassung nach tz 42k der Gewerbe-Ordnung.
7. Errichtung der beiden öffentlichen Flußbadeanstalten.
8. Bewilligung eines Extraholzhiebes pro 1912.
9. Bewilligung eines Zuschusses an die Freiw. Feuer

wehr.
lv. Antrag auf Bewilligung eines Beitrages zum Nar- 

Z'ssenfest.
1l. Neubau einer Synagoge.
12. Antrag auf Veräußerung eines städt. Gebäudes.
13. Herstellung von provis. Bürgersteigen in der Fran

zösischen- und Piceolomini-Straße.
1. Mitteilungen.

r , >0 Der Vorsitzende teilt mit, daß eine Anzahl von Ge- 
cyen um Anstellung als Dienstmänner eingegangen 

m, und daß er 3 neue Dienstmänner, die Herren Ereiner, 
rernel und Breis, ernannt habe.

ein -> ebenfalls neu ernannte Dienstmann Linn wird 
tr» errichten, welches sich die Besorgung von Auf- 
^gen mittels Fahrrad, nach dem Vorbild der sogen. Metzer 

oiin adler ", zur Aufgabe macht. Die Genehmi- 
-/Urzu ist von der Verwaltung erteilt worden.

t.. Mit dem 1. Mai ist für die städt. Büros die unge - 
^..? "e englische Arbeitszeit eingeführt. Die 
taas von 7I Uhr vormittags bis 3 Uhr nachmit-
öslnet ük^^andesamt außerdem bis 5 Uhr nachmittags ge- 

lun/'^Der Lehrerin Frl. Arend ist zur Wiederherstel- 
Gesundheit ein Urlaub bis zum 1. August d. Js.

Mne ' Horden. Die Vertretung haben 2 hiesige Kolle- 

o) Am 15. April d. Js. ist das mit dem 1. April d. Js. 
in Kraft getretene R e i chsb e st eu er u n g sge s e tz er
lassen worden, welches u. a. die Erhebung der Kajernie- 
r u n g s kost e n b e i t r äg e von den oktroiberechtigten 
Gemeinden in Elsaß-Lothringen in Wegfall kommen 
läßt.

o) Nach einer Mitteilung der Handelskammer in Metz 
hat die Ksl. Generaldirektion in Straßburg auf den im 
Benehmen mit der Handelskammer und- dem Lothr. Hllt- 
tenverein vom Eemeinderat gestellten Antrag, auf Bei- 
behaltung des Zuges ab Diedenhofen 11,02 Uhr 
abends, entsprochen. Der Kurveneilzug ab Metz 9,19 Uhr 
abends ist nicht wie beantragt auf 11 bis 11K Uhr,, sondern 
auf 9,55 Uhr abends verschöben worden.

k) Auf die Petition vom 12. Januar d. Js., deren 
Weitergabe an die Militärverwaltung der Gemeinderat 
am 6. März beschlossen hat, ist von der Earnisonverwaltung 
hierselbst der Bescheid eingegangen, daß der Bau eines 
neuen Exerzierhauses im günstigsten Falle bis zum 1. Ja
nuar 1913 fertig gestellt sein wird, und daß vor diesem 
Termine eine Ueb ergäbe des Exerzierhauses 
bei der Stadtmühle nicht erfolgen könne.

g) Freihändige Vergebung der Einrichtungen des 
Physik- und Chemiezimmers im neuen Gymnasium
gebäude.

I. Die Einrichtung d e s L h em i e z im m e r s 
im neuen Eymnafiumgebäude kann nur von einer Spezial- 
firma geliefert werden. Nach einem vom Bauamt aufge
stellten Kostenanschläge ist hierfür die Aufwendung einer 
Summe von 2925 -N erforderlich. Die Baukommission hat 
entsprechend einem Vorschläge des Herrn Pros. Jaschke em
pföhlen, die Lieferung der frgl. Einrichtung freihändig an 
die FirMa Paul Eebhardt Söhne in Berlin zu vergeben.

Der Gemeinderat erkennt die Dringlichkeit der 
Angelegenheit an, setzt dieselbe auf die Tagesordnung der 
heutigen Sitzung und beschließt die freihändige Ver
gebung der frgl. Einrichtung an die in Vorschlag ge
brachte Firma Paul Gebhardt Söhne in Berlin.

II. Die Ei n r i cht u n g des Physikzimmers 
im neuen Gymnasium-Gebäude erfordert eine Aufiwendung 
von 2415 -N. Auch diese Einrichtung ist zweckmäßig an eine 
Spezialfirma zu vergeben und schlägt die Baukommission 
im Benehmen mit Herrn Pros. Jaschke die Firma Max 
Kohl A. E. in Chemnitz vor.

Der Gemeinderat erkennt die Dringlichkeit der 
Angelegenheit an, setzt dieselbe auf die Tagesordnung der 
heutigen Sitzung und beschließt dem Vorschläge der Bau- 
kommission entsprechend die frei h. Berge b ung der 
frgl. Einrichtung an die Firma Kohl in Ehemnitz.

b) Verkleidung der Wände der Aula des neuen Gym
nasiums mit Linkrusta.

Mit Rücksicht auf die sehr hohen Preise, die zur Her
stellung der Holzvertäfelung der Aula des neuen Gymna
siums verlangt worden sind, hat die Vergebungskommifsion 
am 22. April empföhlen, anstelle dieser Vertäfelung eine 
Verkleidung mit Linkrusta treten zu lassen. 
Nach einem Kostenanschläge des Stadtbauamtes ist für die 
Ausführung dieler Arbeiten die Aufwendung eines Kre
dites von rund 2000 -N erforderlich.
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Der Eemeinderat, nach Anerkennung der 
Dringlichkeit, setzt die Angelegenheit auf die Tagesordnung 
der heutigen Sitzung, beschließt die Annahme des Vor
schlages der Vergebungskommifsion und bewilligt den er
forderlichen Kredit.

1) Kanalisation St. Franz.
Eine Anzahl in St. Franz pp ansässiger Bürger hat 

mittelst Petition vom 29. April d. Js. erneut beantragt, 
im Interesse der öffentlichen Gesundheit, den Kanal 
vom Theaterplatz nach St. Franz auszubauen, und die 
Angelegenheit in der Gemeinderatssitzung vom 1. Mai zu 
beraten. Auf die Anfrage des Vorsitzenden, ob die Dring
lichkeit der Angelegenheit anerkannt und deren Beratung 
in der heutigen Sitzung zugelassen wird, erhebt sich eine 
Stimme gegen die Dringlichkeit pp, worauf die Angelegen
heit vertagt werden mußte.

j) Schießschaden im Gemeindewalde.
Im Juli nnd August vorigen Jahres hat das Jnfant.- 

Regt. gelegentlich! abgehaltener Schießübungen im Ee- 
meindewald einen Baumschaden von 533,29 verursacht, 
der von einer von dem Herrn Kreisdirektor einberufenen 
Abschätzungskommission auf 140 -ll festgesetzt worden ist. 
Dieser Betrag wurde von der Militärverwaltung bei der 
Stadtkasse eingezahlt, während die höher gehende Forde
rung der Stadt im Betrage von 385,29 bestritten wurde. 
Durch Beschluß vom 3. Okt. v. Js. ermächtigte der Eemein
derat die Verwaltung entweder mit der Militärverwal
tung eine gütliche Einigung Herbeizufuhren, oder den städt. 
Anspruch über den Rest-Betrag von 385,29 Zl im Klageweg 
geltend zu machen. Auf einen diesbzgl. Bericht der Ver
waltung hat der Herr Bezirks-Pväsident entschieden, daß 
zwar das Verfahren der von dem Herrn Kreisdirektor ein
berufenen Abschätzungskommission im allgemeinen endgül
tig, d. h. der Rechtsweg ausgeschlossen ist, daß jedoch infolge 
vorgekommener formeller Mängel das stattgefundene Ab- 
schätzungsverfahren als ungültig erklärt und eine neue Ab
schätzung angeordnet werde, zu welcher als dritter Sachver
ständiger der zuständige Oberförster hinzugezogen werden 
sollte. Um das an sich kostspielige Zusammentreten einer 
Abschätzungskommission zu .umgehen, hat der Herr Bezirks- 
Präsident auf Antrag des Herrn Kreisdirektors in Dieden- 
Hofen-Ost sich damit einverstanden erklärt, daß die Angele
genheit durch gütliche Einigung aus der Welt geschaffen 
wird. Der Herr Kreisdirektor fragt nun an, ob die Stadt
verwaltung bereit sei, die Angelegenheit auf gütlichem 
Wege dadurch zur Erledigung zu bringen, daß sie sich 
einem Gutachten des sachverständigen Forstaufsichtsbeam- 
ten, Herrn Regierungs- und Forstrats Wohmann in Metz, 
endgültig unterwirft.

Der Vorsitzende empfiehlt dem Eemeinderat mit Rück
sicht auf das seitens des Infanterie-Regiments 135, durch 
Zurverfügungstellung des Musikkorps für die öffentlichen 
Promenadenkonzerte pp, jederzeit gezeigte Entgegenkommen 
eine gütliche Beilegung der Angelegenheit. Er bittet, die 
städtische Forderung durch die vom Jnf.-Rsgt. Nr. 135 ge
leistete Zahlung von 140 -R als gedeckt anzusehen sowie 
den noch bestehenden Anspruch in Höhe von 385,29 -K 
niederzuschlagen.

Der Eemeinderat beschließt entsprechend dem 
vom Vorsitzenden gemachten Vorschläge.

k) Mitglied S chiltz frägt «an, wann der in Aus
sicht genommene H a u s h a l tungs kursus beginnen wird.

Der Vorsitzende erwidert, daß dies noch nicht bestimmt 
angegeben werden könne, daß jedoch die nötigen Schritte 
bei dem Vaterländischen Frauenverein eingeleitet sind. Die 
Eröffnung wird demnächst erfolgen.

1) Mitglied Müller wünscht eine Inter
pellation einzubringen, welche der Eemeinderat aus
nahmsweise zuläßt, da in der Regel Interpellationen 
schriftlich, ein,zureichen oder erst am Schluß der Sitzung 
mündlich vorzubringen sind.

M itglied Müller führt alsdann aus, daß an
läßlich einer am 25. April d. Js. im Münchener Kindl statt- 
gefundenen Versammlung der Interessenten des Ausbaus 
des Kanals nach St. Franz Stadtbaumeister 
Mayer zugegen gewesen sei und Auskünfte erteilt habe, die 
er sich nur in seiner Eigenschaft .als städt. Beamter ange
eignet haben könne. Es sei nicht zulässig, daß städt. Beam
ten in öffentlichen Versammlungen mit dienstlichen Aus
künften dienten, dafür seien die Diensträume da.

Der Vorsitzende erklärt, daß er sowohl in seiner Eigen
schaft als Bürgermeister wie auch als Interessent eine Ein
ladung zu der frgl. Sitzung erhalten, und da er persönlich 
nicht erscheinen konnte, den Stadtbaumeister mit seiner 
Vertretung beauftragt hübe, .mit der Maßgabe alle erfor
derlich erscheinenden Auskünfte zu erteilen. Er betrachte 
es übrigens nicht als eine Ueberschreitung seiner Machtbe
fugnisse, einen Beamten zur Auskunftserteilung in eine 
öffentliche Versammlung zu entsenden. Auf die Ausfüh
rungen eines Redners, daß der mehrfach erwähnten Ver
sammlung die Absicht zugrunde lag» an einem Beschlusse des 
Eemeinderats eine unbillige Kritik auszuüben, erwidert 
der Vorsitzende ,daß dies aus dem Texte der ihm zugestell- 
ten Einladung keineswegs zu ersehen gewesen sei. Er bit
tet den Eemeinderat, über seine Handlungsweise, einen 
Beschluß herbeizuführen.

Der Eemeinderat billigt fast einstimmig das 
Vorgehen des Bürgermeisters.

vr) Errichtung von Nauhfutterscheunen.
Nachdem der ursprünglich beabsichtigte Neubau von 

zwei Rauhfutterscheunen im Baublock 24 .aufgegeben, »no 
dafür auf dem fragl. Gelände eine Offizierspeiseanstalt er
richtet werden soll, kann nach einem Schreiben der KoE 
lichen Militär-Intendantur des 16. Armeekorps die Mm- 
tärverwaltung die in dem Kaufvertrag vom 15. Juni M 
unter Ziffer 6 der Bedingungen eingeräumte Baufrist, voi 
6 Jahren nicht mehr einhalten, weil noch nicht f^ststeh. 
ob der Bau der Offizierspeiseanstalt gleichzeitig mit den 
Bau der Mannschaftskaserne begonnen werden kann. De 
Vorsitzende bittet die in dem vorbezeichneten Vertrage W- 
gesetzte Baufrist fallen zu lassen.

Nachdem ein Mitglied Bedenken hegr, ob nicht dum 
das Fallenlassen der Baufrist ein Präzedenzfall geschah 
wird, und der 'Vorsitzende dieses Bedenken mit der Aus
führung zerstreut, daß die Stadt keinerlei Zugeständnis 
mache, sondern! in diesem Falle die Militärverwaltung 
durch ihr Entgegenkommen eine besondere Behandlung v^ ' 
diene, beschließt der Eemeinderat die Bestür
mung der Ziffer 6 des Kaufvertrages vom 15. Juni ll 
fallen zu lassen. Die Militärverwaltung ist somit für m 
Bau einer Osfizrerspeissanstalt im Baublock 24 an kei 
Baufrist gebunden.

n) Mitglied Müller hat in der letzten Sitzung^es M- 
meinderats die Frage gestellt, ob Stadtgeometer Fn) 
Lebenszeit angestellt ist. Der Vorsitzende teilt mit, dag 
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an der Hand der Personalakten des Stadtgeometers ermit
telt hat, daß derselbe ein ständiges Gemeindeamt inne hat 
und eine auf Grund des Z 25 der Eemeindeordnung ausge
stellte Bestallungsurkunde besitzt, die am 1. April 1902 in 
Kraft getreten ist.

Hieran anschließend will Mitglied Müller sich in län
gere Ausführungen über das außerdienstliche Verhalten des 
Stadtgeometers ergehen, Wird jedoch auf einen Zuruf aus 
der Mitte des Eemeinderats, daß die Angelegenheit nicht 
auf der Tagesordnung steht, hieran gehinvert. Mitglied 
Müller erklärt sodann,, einen schriftlichen Antrag stellen zu 
wollen, damit seine Interpellation in der nächsten Sitzung 
des Eemeinderats zur Verhandlung kommt.
2. Wahl von Mitgliedern der Museumskommission.

Infolge Versetzung des Mitgliedes der -Museumskom- 
mission, Professor Dr. Wehmann, sowie Verzugs des Mit
gliedes Dr. Erotkaß von Rodsmachern- nach Metz, werden 
zwei Sitze in der Mu'eumskommifsion frei, die neu zu be
sehen sind. Der Vorsitzende empfiehlt dem Gemeinderat 
die Herren Kreisarzt Dr. Giß, Amtsgerichtsrat Jrle und 
Major Lamey, welche auch Mitglieder des Vorstandes des 
Vereins für Lothringische Geschichte und Altertumskunde, 
Ortsgruppe Diedenhofen sind, als Ersatz- Lezw. Ergän- 
zungs-Mitglieder der Museumskommifston zu wählen.

Der Eemeinderat beschließ t entspra
ch e n d.

3 Teilnahme am deutschen Wohnungskongreß.
Es liegt ein Antrag von neun Mitgliedern des Ee- 

Minderats vor, welcher die Beteiligung der Stadt Dieden- 
hosen an dem vom 11. bis 14. Juni d. Js. in Leipzig statt- 
lmdenden zweiten deutschen W oh n u ng s k o n g r e ß zum 
Esgenstande hat.

Der Gemeinderat beschließt die Teilnahme 
der Stadt an dem Wohnungskongreß und ermächtigt den 
Vurgermeister die Stadt zu vertreten.
4- Aenderung des Statuts betr. den Besuch der 

Fortbildungsschule.
„ Der Gewerbe- und Fortbildungsverein von Disden- 

-°len und Umgegend hat mittelst Schreibens vom 26. März 
u. a. beantragt „Lehrlinge, die mit Erfolg die 1. 

fuchse der städt. Mittelschule besucht haben, vom Unterricht 
ezw. Besuch der Fortbildungsschule zu befreien." Diesem 
mrage kann nur mit Genehmigung des Gemeinderats 

ntzprochen werden, da das z. Zt. in Kraft befindliche 
ut, betreffend die Verpflichtung zum Besuche der 

Fortbildungsschule vom 20. Februar 1901, auf Grund eines 
^^v^evatgtztz^^sses vom 20. Dezember 1900 erlassen

Eemeinderat auf den Antrag des Vorsitzen- 
" schließt daß Z 4 des Ortsstatuts über den Besuch der 
/^"dungsschule vom 20. Februar 1901 abgeändert 
öden und folgende Fassung erhalten soll:

. " . * Schulpflicht wird genügt durch einen zweijähri- 
e erfolgreichen Besuch der Fortbildungsschule. Für Ab- 
s, gMüler der Mittelschule oder einer höheren Schule 

..^dertertia ab ist der Besuch der Fortbildungsschule 
ein Edtorisch. Lehrlinge, welche die Mittelschule oder 

v^ere Schule längere Zeit besucht haben, können, 
foln" einjährige Besuch der Fortbildungsschule von Er- 
entbu"d*' Antrag von dem weiteren Besuch derselben 

5. Einlassung aus Rechtsstreite.
u. Pro zeß Mieden hoff. Der Rechtsstreit der 

Stadt gegen die Eheleute Wiedenhosf ist durch Erkenntnis 
des Landgerichts Metz vom 20. März d. Js. zugunsten der 
Stadt entschieden und die vorläufige Vollstreckbarkeit des 
Urteils von der Hinterlegung einer Sicherheit von 1400 -ll 
abhängig gemacht worden. Eheleute Wiedenhosf haben das 
Urteil durch Berufung angefochten und zwar anscheinend, 
um die Uebergabe des vertraglich an die Stadt abgetrete
nen Eartengeländes zur Verbreiterung der Eligbeth- 
straße, hinzuziehen. Der Vorsitzende stellt dem Eemein
derat anheim, die Hinterlegung der vom Gericht festgesetz
ten Sicherheit von 1400 -ll zwecks Ermöglichung der Voll
streckung des landgerichtlichen Urteils zu beschließen, glaubt 
jedoch, daß die Stadt ein dringendes Interesse hieran nicht 
hat und schlägt vor, von einer Hinterlegung der Sicherheit 
abgusehen, die Verwaltung zu ermächtigen, mit Vertretung 
der Stadt in der 2. Instanz Herrn Justizrat Burg in Lol- 
mar und mit Erteilung der für die 2. Instanz nötigen In
formation den Vertreter in 1. Instanz, Hrn. Rechtsanwalt 
Erottke hier, zu beauftragen.

Der Eemeinderat ist hiermit einverstanden.
d. Prozeß Haas. Am 1. März Ä. Js., abends gegen 

^12 Uhr hat Hr. Rechtsanwalt Haas in der Kaiser Ludwig- 
Straße einen Unfall erlitten, für dessen Folgen er die 
Stadt verantwortlich macht. In seinem Auftrage hat Hr. 
Nechtsanw-alt Erottke beim Kaiserlichen Bezirkspräsidium 
die Ermächtigung erbeten, gegen die Stadt im Klageweg 
vorzugehen. Durch Verfügung vom 6. April d. Js. — Ila 
672 — ersucht der Herr Bezirkspräsident um Herbeiführung 
einer Beschlußfassung über die namens des Hrn. Rechtsan
walts Haas, von Herrn Rechtsan-walt Grottke, eingereichte 
Denkschrift.

Der Vorsitzende führt aus, daß die Stadt bei der 
Schweizerischen Unfallversicherungsgesellschaft Winterthur 
gegen Haftpflicht versichert ist und dieser gegenüber sämt
liche Rechte der Stadtverwaltung fristgerecht gewahrt sind. 
Diese wird den Prozeß evtl. führen und muß die Stadt den 
Namen dazu hergeben.

Der Gemeinderat ermächtigt die Verwaltung, 
sich lauf den angedrohten Rechtsstreit sinzulas - 
i e n und die Erteilung der erforderlichen Prozeßer- 
m ä chtigun g zu beantragen.

o. Prozeß Moyen u. Ei e. Der Vorsitzende er
läutert, daß durch Grunddienstbarkeitsbestellung der Firma 
Moyen u. Tie., errichtet von Notar Stephany am 20. Juli 
1903, der Stadt auf Grundeigentum -der vorgen. Firma 
auf ewige Zeiten, zur unentgeltlichen Benutzung, ein Ee- 
ländestreifen überwiesen worden ist, der zur Anlage eines 
Bürgersteiges bestimmt war, w»lcher die Verbindung von 
der oberen Moselbrücke nach der Staatsstraße 17 herstellen 
sollte. Dieser Geländestreifen ist durch einen späteren Kauf 
in Besitz der Eisenbahnverwaltung übergegangen, ohne daß 
der städt. Grunddien-stbarkeit Rechnung getragen worden 
wäre. Nachdem die Eisenbahn-verwaltung der Stadt das 
Recht auf Benutzung des frgl. Gelände-streifens gekündigt 
hat, ist seitens der Stadtverwaltung bei der Firma Moyen 
u. Cie. erfolglos ein geeigneter Ersatz verlangt Wor
den. Der städt. Rechtsanspruch kann also nur mehr i m 
Prozeßwege geltend gemacht -werden.

In der sich entspinnenden Debatte wird darauf hinge
wiesen, daß, nachdem der städt. Rechtsanspruch beim Grund- 
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Such eingetragen ist, und derselbe weder von der Eisenbahn- 
verwaltung anerkannt, noch von der Firma Manen u. Cie. 
für denselben Ersatz geschaffen wird, im Prozehwege vorge
gangen werden muh. Es wird insbesondere betont, daß die 
Rechtslage nicht klar liegt, und daß daher zunächst ein 
juristisches Gutachten darüber eingefordert werden muh 
ob sich der Rechtsstreit gegen die Eisenbahnverwaltung 
oder gegen die Firma Moyen -u. Cie. richten soll. Ein Mit
glied empfiehlt der Eisenbahnverwaltung gegenüber das 
städt Recht auf Einräumung eines Verbindungsweges von 
der oberen Mosel-brücke nach- der Staatsstraße Nr. 17 gel
tend zu machen und im -Wege einer gütlichen Einigung 
von derselben das Recht auf dauernde Benutzung des Fu-tz- 
gängersteges über die obere Moselbrücke für das Publikum 
zu sichern.

Der Gemeinderat beschließt alsdann die Verwal
tung zu beauftragen, im Prozehwege das durch 
Crunddienstbarkeitsbestellung und Eintragung in das 
Grundbuch seitens der Firma Moyen u. Cie. der Stadt 
eingeräumte Recht auf Benutzung eines Verbindungsweges 
von der oberen Moselbrücke nach der Staatsstraße Nr. 17 
gegen die Firma Moyen u. Cie. oder die Eisenbahnverwal
tung bezw. gegen Beide geltend zu machen. Es soll 
ferner bei der Eisenbahnverwaltung versucht werden, eine 
Anerkennung des städt. Anspruchs herbeizusühren, und als
dann eine gütliche Auseinandersetzung unter noch- naher zu 
vereinbarenden Bedingungen, wobei auch -die Zusicherung 
eines dauernden Rechts zur Benutzung des Futzgängerstegs 
über die Moselbrücke bei Beauregard im Auge zu behalten 
ist, angestrebt werden.

Vor Anstrengung einer Klage ist von dem durch- die 
Verwaltung zu beauftragenden juristischen Vertreter der 
Stadt die Frage zu prüfen, ob gegen Moyen u. Cie. oder die 
Eifenbahnverwaltung vorgegangen werden soll.

6. Beschlußfassung nach 8 42k der Gewerbe-Ordnung

Der Eemeinderat kann auf Grund des 8 42b der Gew. 
Ord. durch Beschluß, welcher der Genehmigung des Herrn 
Bezirks-Präsidenten unterliegt, bestimmen, daß Personen, 
welche in der Gemeinde ihren Wohnsitz oder eine gewerbl. 
Niederlassung haben, und die innerhalb der Gemeinde auf 
öffentl. Wegen, Straßen und Plätzen oder an sonstigen 
öffentl. Orten ohne vorgängige Bestellung von Haus zu 
Haus Waren feilbieten, oder gewerbliche Leistungen, hin
sichtlich deren dies nicht Landesgebrauch ist, anbieten wol
len, der ortsp-olizeilichen Erlaubnis bedürfen. Da des 
Abends und insbesondere an Sonntagen die Zahl der ambu
lanten Händler mit Backwaren -pp eine,erhebliche, über das 
tatsächliche Bedürfnis hinausgehende ist, empfiehlt es sich-, 
eine Einschränkung des Hausierhandels anzustreben, die 
wohl am zweckmäßigsten durch Einführung des Erlaubnis- 
zwanges herbeigeführt werden kann. Durch den Erlaub
niszwang wird auch die polizeiliche Ueoerwachung auf die
sem Gebiete wesentlich eingeschränkt.

Der Vorsitzende empfiehlt eine Beschlußfas
sung nach 8 42b der Gew. Ord. und bitter um Ermäch
tigung der Verwaltung, die Genehmigung des frgl. Be
schlusses herbeiz-uführen.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend.

140 —

7. Errichtung der beiden öffentlichen 
Flußbadeanstalten.

Die Errichtung der beiden öffentl. Flußbadeanstalten 
wird für die kommende Badesais-on nicht erfolgen können, 
da besonders geeignete Plätze für die Aufstellung derselben 
nicht auffindbar waren und die mit Herrn Bauunternehmer 
Wehrmann gepflogenen Verhandlungen, zwecks Ueberlas- 
fung der bisher benutzten Plätze, gescheitert sind. Um der 
bedürftigen Bevölkerung nach wie vor die Gelegenheit zu 
geben, unentgeltliche Bäder zu nehmen, hat sich die Bau
kommission damit einverstanden erklärt, daß der Vorsitzende 
mit dem Besitzer der Zivil-badeanstalt ein Uebereinkommen 
vorbereitet, und die Bedingungen festlegt, unter welchen 
die unentgeltliche Benutzung der Civilbadea-nstalt er
folgen könnte. Der Vorsitzende erläutert, daß er mit dem 
Besitzer'der Lidilbade-anftalt mündlich- verhandelt und sich 
dieser prinzipiell zu einem Vertragsabschluß bereit erklärt 
hat. Als Badezeiten für die bedürftige Bevölkerung sind 
vor der Hand in Aussicht genommen: an Wochentagen die 
Stunden bis 10 Uhr Vormittags, sowie von 12 bis 3 Uhr, 
und nach 7 Uhr Nachmittags; außerdem an 2 Wochenta
gen die Stunden von —4 Uhr Nachmittags für -die Schüler 
der Vclsschulen; an Sonntagen von früh bis 3 Uhr Nachmit
tags. Nur mit entsprechenden Ausweiskarten versehene 
Personen sollen während -der noch näher zu vereinbarenden 
Stunden die Privatbadeanstalt unentgeltlich benutzen dür
fen. Der Besitzer der Badeanstalt übernimmt die B-ade- 
aufsicht und wird ihm für sämtliche zu gewährende Leistun
gen ein Zuschuß von 500 M pro Jahr seitens der Stadt in 
Aussicht gestellt. Dieses Abkommen wird für die Stadt
verwaltung den- Vorteil haben, daß sie die beiden öffentl. 
Flußbadeanftalten, von denen eine übrigens in einem nicht 
mehr verwendbaren Zustande ist und daher ersetzt werden 
müßte, nicht mehr aufzustellen braucht und außerdem die 
Kosten für den B-adeaufseher erspart, sowie keine Verant
wortung mehr zu tragen hat.

In der folgenden lebhaften Debatte wird die Befürch
tung ausgesprochen, daß die Durchführung des Abkommens 
mit dem Civilbadea-nstaltsbesitzer -auf Schwierigkeiten sto
ßen wird, da durch die Gratisbaden-den die zahlenden Bade
gäste vom Besuch der Badeanstalt fern-gehalten werden und 
dadurch dem Anstalts-besitzer pekuniäre Nachteile erwachsem 
Der Vorsitzende zerstreut die erhobenen Bedenken und wem 
darauf hin, daß die diesjährige Vereinbarung lediglich 
als Verbuch angesehen werden müsse. Im nächsten JaW 
werden übrigens positivere Vorschläge gemacht werden kön
nen. Eine Schädigung des Änftaltsbesitzers ist ausgeschlol- 
sen. d-a für die Gratisbadenden solche Zeiten gewählt wer
den, die im allgemeinen von dem zahlenden Publikum nur 
wenig in Anspruch genommen sind. Der in -Vorschlag 
brächte städt. Zuschuß -von 500 M wird als angemessen be
zeichnet. Ein Mitglied empfiehlt die an Wochentagen von 
12—3 Uhr n-achm. in Aussicht genommene -Badezeit -auf m 
Stunden von 1—3 Uhr nachmittags festzusetzen, um da 
Baden im Anschluß an das Mittagessen zu verhüten , 
anderes Mitglied wünscht, daß die mit dem Anstaltsbesttze 
zu vereinbarenden Vertragsbedingungen nicht allzu scha k 
ausfallen mögen, damit eine Erneuerung des im allgeme - 
nen nicht ungünstigen Abkommens in späteren Jahr 
nicht unmöglich gemacht wird.

Nachdem ein Antrag auf Schluß der Debatte angenom
men war, beschließt der Eemeinderat, de 
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Vorsitzenden zu ermächtigen, mit dem Besitzer der Zivil- 
badeanstalt Hoffmann hierselbst eine Vereinbarung 
zu treffen, nach welcher derselbe die unentgeltliche 
Benutzung seiner Badeanstalt durch mit entsprechenden 
Ausweiskarten versehene Personen gestattet. Für die von 
dem Badsanstaltsbesitzer zu gewährenden Leistungen be
willigt der Gemeinderat einen jährl. Zuschuß von 500 
oll. Die Verwaltung wird ermächtigt mit Hoffmann einen 
Vertrag ab zu s chl i e ß e n.

8. Bewilligung eines Eitraholzhiebes pro 1912.
Nach einer Mitteilung des Herrn Oberförsters Bill- 

hardt in St. Franzkann die Stadtverwaltung pro 1912 
etwa 100 Festmeter Holz als Reserve schlagen lassen, die 
eine Nettoeinnahme von annähernd 2000 -N ergeben 
werden.

Der Gemeinderat, auf Vorschlag des Besitzen
den, in Anbetracht des Umstand es, daß das städt. Budget 
ohne die Einnahme aus einem Extaholzhieb balanziert 
werden konnte, beschließt vorläufig von der Ausbeu
tung der zur Verfügung stehenden Reserve abzusehen.

9. Bewilligung eines Zuschusses an die 

Freiw. Feuerwehr.
Die freiw. Feuerwehr hat beantragt, ihr aus den in 

dem Jahre 1910 ersparten Löhnungsgeldern der Feuerwehr 
eine Beihilfe von 100 Ul zur Teilnahme an dem am 28. 
Mai. d. Js. in Metzerwiese abzuhalrenden Kreisfeuerwehr- 
iag zu gewähren.

Der Eemeindera t, auf Vorschlag des Vorsitzenden, 
bewilligt die geforderte Summe.

10. Antrag aus Bewilligung eines Beitrages zum 

Narzissensest.
Beigeordneter Walkowinski hat im Auftrage des Ko

mitees zur Veranstaltung eines Blumenkorjos, anläßlich 
des am 21. Mai d. Js. in Diedenhofen stattsindenden Nar- 
pssenfestes, mündlich den Antrag gestellt» für Beschaffung 
einiger Preise zur Prämierung der am schönsten ausge- 
ihmückten, in dem Blümenkorso gefahrenen Wagen, sowie 
zur Bestreitung der vorläufig durch das Korsokomitee, dem 
eine Mittel zur Verfügung stehen, aufzuwendenden Aus- 

iogen, einen städt. Zuschuß von 500 -N zu bewilligen. Der 
Antrag wird damit begründet, daß das Vlumenfest voraus- 
!ichtlich! einen starken Fremdenzuflutz zur Folge haben wird 
und daß die Gewährung einer Beihülfe, wie dies bei ähn- 
tigt^st Wiederholt geschehen, vollständig gerechtfer-

Nach einer kurzen Debatte, während welcher der An- 
^ogsteller den geforderten Zuschuß von 500 auf 900 -lt er- 
sisAtzigt hatte, beschließt der Gemeinderat die 
^Willigung eines Zuschusses von 300 mit der Maßgabe, 
oaß dieser Betrag für Preise entsprechend den Ausführun
gen des Beigeordneten Walkowinski verwendet und der 
?wa verbleibende Restbetrag zu dem Fonds für Errich- 
"Ug eines Krüppelheims fließen soll.

11. Neubau einer Synagoge.
Durch Beschluß vom 11. Dezember 1905 hat der Ge- 

einderat der israelitischen Gemeinde zum Bau einer 

Synagoge mit Rabinnerwohuung und Religionsschule die 
Abtretung eines Bauplatzes an der Ecke der Kaiser Wil
helm II Promenade und Piccoloministr., Sekt. A, Stadt- 
wall P. 449p, in Größe von 24,98 Ar unter der Bedingung 
zugesichert, daß keine höheren Anforderungen an die Stadt 
gestellt werden. Auf eine Verfügung des Herrn Kreisdi
rektors vom 2. Februar 1909 aus Gewährung eines Baarzu
schusses zu den Kosten des Synagogenneubaues hat der Ge
meinderat in seiner Sitzung vom 3. Februar 1909 be
schlossen, keinen Baarzuschutz leisten zu können.

Unterm 8. März 1909 hat die Regierung erneut die 
Bewilligung etzres Baarzuschusses angeregt. Durch Beschluß 
vom 6. April 1909 hat der Gemeinderat die Verpflichtung 
zur Leistung eines Bwarzuschusses nicht anerkannt, sich' je
doch bereit erklärt, in Abänderung des Beschlusses vom 3. 
Februar 1909 von dem der israelitischen Gemernde zuge
sprochenen Gelände solches bis zum Höchstbetrage von 15 000 
-N zurückzunehmen, wobei das Ar zu 1000 oll berechnet wer
den soll. Der hierdurch an die israelitische Gemeinde zu 
leistende Betrag wird in 10 gleichen Jahresraten in Höhe 
von je 1500 -N zur Auszahlung gelangen. Gleichzeitig 
wurde der israelitischen Gemeinde anheimgestellt, einen 
anderen geeigneten Bauplatz mit geringerem Flächeninhalt 
auszusuchen. Mittelst Antrags vom 27. April d. Js. bittet 
die israelitische Gemeinde, ihr anstelle des zugesicherten 
Bauplatzes an der Ecke der Kaiser Wilhelm II Promenade 
und der Piccolomiinilstrwße mit einem Flächeninhalt von ca. 
25 Ar, einen solchen in demselben Baublock von ca. 13 Ar 
zuzuweisen und schlägt den in der westlichen Ecke des Bau
blocks 28 gelegenen, sehr geeigneten Platz vor.

Der Gemeinderat gibt e i nst imm i g sein Ein- 
verständnis und bewilligt den in Raten von 1500 
pro Jahr aus Grund des Gemeinderatsbeschlusses vom 6. 
April 1909 an die israelitische Gemeinde auszuzahlendsn 
Baarzuschuß. Die Verwaltung wird ermächtigt, die erfor
derlichen Schritte einzuleiten und Verträge abguschließen.

12 Antrag aus Veräußerung eines städt. Gebäudes.
Der Kirchenrat der katholischen Pfarrei in Diedenhofen 

bittet in einem Schreiben vom 25. April d. Js. um käuf
liche Abtretung des demnächst in Besitz der Stadt 
übergehenden Gebäudes, welches z. Zt. als Speiseanstalt 
für die Offiziere des 135. Infanterie-Regiments dient, da
mit dieses Gebäude nicht späterhin zu einem für die Nähe 
der Kirche unwürdigen Zwecke verwendet werden kann. 
Die Baukommission hat sich auf den Antrag des Kirchenrats 
dahin ausgesprochen, daß von einer Veräußerung des fragt. 
Gebäudes abgesehen werden möge, da über dasselbe bereits 
anderweitig bestimmt worden sei.

Der Gemeinderat spricht sich hierauf einstim- 
mig gegen e in e V eränßerung des frgl. Gebäudes 
aus.

13 . Herstellung von proo. Bürgersteigen in der 
Französischen- und Piccolomini-Straße.

Namens der Baukommiffion erstattet der Vorsitzende 
folgenden Bericht:

Der seiner Vollendung entgegensehende Neubau des 
Gymnasiums hat vorerst nur einen Zugang und zwar durch 
die Graf Heinrichstraße. Es erscheint aber notwendig, den
selben auch einerseits direkt mit der Altstadt, andererseits 



Eemeinderatsfitzung vom 1. Mai 1911.

auch mit dem nordöstlichen Teil in der Neustadt in Verbin
dung zu bringen. Es genügt hierzu eine Fußwegverbin
dung, die in einfachster Weise durch die Herstellung des 
Trottoirs der Piccoloministraße -auf der Seite des Gymna
siums, andererseits durch die Herstellung des östlichen Trot
toirs der Französischen Straße zu erreichen ist. Für das 
Trottoir der Piceolomiuistraße auf die Frontlänge des 
Gymnasiums empfiehlt sich die Verwendung von definitiven 
Bordsteinen, während für die übrigenStreckeu desTrottoirs 
mit Rücksicht auf die hier noch zu errichtenden Neubauten 
die Herstellung provisorischer Bordkanten aus alten Schicht- 
steinen angebracht erscheint. Nach dem vorgelegten Kosten
anschlag stellen sich die Kosten für die Piecolonnnistraße 
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einschl. der Verwendung neuer Bordsteine aus rd. 650 -K, die 
Kosten für die Französische Straße auf 400 oü.

Die Kommission befürwortet die Herstellung der 
Trottoirs in der vorstehend angegebenen Weise.

Der Gemeinde rat beschließt entspre
che n d d e m Anträge der Baukommission und bestimmt 
weiter, daß das Gelände vor dem Gymnasiumgebäude durch 
Abtrag pp. etwas begehbar gemacht werden soll. Die er
forderlichen Ausgaben sollen aus laufenden Mitteln ge
deckt werden.

Schluß der Sitzung 7Z Uhr.



Bericht
über die

Grumnderatsschllng vom 6. Juni 1911,
ncrcH mittags 3'/? HlHr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
dem Vorsitze des Bürgermeisters Verkenheier die Beige
ordneten Walkowinski, Haas und Roth sowie die Mitglie
der Lailloux, Christian, Denz, Franck-Stourm, Franaois, 
Heinr. Frank, -Goedert, Dr. Kuborn, Müller, Nouviairs, 
Pfanschilling, -Richard, Salomon, Schiltz, St-eimetz und 
Zimmer.

Entschuldigt die Mitglidd-er Dr. Medernach, Reuter, 
Röchling (erscheint später) und Wehrmann.

Schriftführer: Obersekretär K-lam und Sökretär Hom- 
lourger.

Tagesordnung.
1. Mitteilungen.
2. Niederschlagung unbeitreiblicher Einnahmen und 

Hundesteuern.
3. Antrag auf Niederschlagung eines Wasserzinses.
4. Natur-alisationsantrag. (Berichterst. Beigeordneter 

Haas.)
5. Antrag auf Bewilligung eines Ehrenpreises zum

1. lothr. Mustk-Verban-ds-Wettstreit.
6. Veräußerung von städtischen Bauplätzen.
7. Geländea-ustausch.
8. Löschung einer Hypothek.
6. Antrag auf Verkürzung der Messe und- Abschaffung 

der Verkaufsmesse.
10. Einsprüche gegen die Erundwertabgabe bszw. Nie

derschlagung derselben.
11-Abänderung des Masserlieferungsvertrages mit der 

Gemeinde Niederjeutz.
12. Anschlußkreisstraße nach Monhofen.
13. Ausbau der Pavkstraße an der Abzweigung der 

Eutenbergstraße.
14. Neubau eines Nolksschulgebäudes.
in Bauangelsgenheit G-wbbardo.
16. Entwässerung des städt. Gebäudes in der Hospital- 

straße.
^-Kanalisation St. Franz.
ia Abänderung des Bebauungsplanes.
in Festsetzung der Bauweise für den evtl. Umbau der 

Arkaden.
^0 Kühlanlage im städt. -Schlachthause. (Berichterst.
?i ^igeordneter Walkowinski.)

Polizeiverordnung betr. Anlage von Kies- und 
» Sandgruben.
^-Begutachtung einer Anleihe der israelitischen Kir- 

„ chengemeinde.
3-Abänderung der Bauordnung.

sun Vorsitzende frägt an, ob gegen -die F a s - 
vom Mitgligdern zugestellten Sitzungsberichte
würden """ ^0- April d. Js. Einwendungen erhoben

Mitglied Salomon vermißt in dem Protokoll 
vom 19. April die Erwähnung des von ihm gestellten An
trages, auf der Moselbrücke Schilder angubringen mit der 
Inschrift „Rechts gehen".

Der Vorsitzende wiederholt seine in der frgl. 
Sitzung gegebenen Erklärungen, daß es sich Lei der Anbrin
gung der gewünschten Schilder um eine Verwaltungs - 
Maßregel handele und die Verwaltung alle zur glatten 
Abwickelung des Verkehrs erforderlichen Maßregeln treffen 
werde. Mitglied Salomon verzichtet alsdann 
auf Aufnahme seines Antrages in das Protokoll.

Weitere Einwendungen werden nicht erhoben und gel
ten die vorgelegten Protokolle demnach -als an genom
men.

1. Mitteilungen.
a. Das Kaiserliche Ministerium teilt unterm 29. Mai 

— O. S. 4550 — mit, daß, nachdem durch den -Landeshaus
haltsetat für 1911 auf die Zahlung- des Jahresbeitrages zu 
den persönlichen Ausgaben der Realschul- 
abteilung Leim Gymnasium, zu deren Zahlung sich die 
Stadt Diödenho-fen vertraglich Verpflichtet habe, verzichtet 
worden sei, der zwischen Oberfchulrat und- Stadtverwaltung 
abgeschlossene diesbezügliche Vertrag mit Wirkung vom 1. 
April 1911 ab -gelöst würde.

b. Die Polizeivevordnung betr. die Reinigung 
der S -cho r n st eine vom 22. Oktober 1910, welche s. Zt. 
als zu hart bezeichnet worden -ist, wird demnächst in einer 
neuen mildern Fassung -erlassen werden. Der neue Ent
wurf sieht eine Abänderung der HZ 3, 4, 7 und 8 sowie eine 
vollständige Streichung des H 6 vor. ,Jn ihrer neuen Fas
sung enthält die Polizeiverordn-ung keine Härten, ist 
sehr leicht durchführbar und -aus feu-ersicherhe-itspoli-zeilichen 
Gründen notwendig.

e. Der Direktor des Reichstages teilt unterm 3. Mai 
— II Nr. 3331 — mit, daß die Kommission des Reichstags 
für Petitionen den Antrag der -Stadt Diedenhofen -auf 
Aenderung der O r tsk la s s e n ei nt e i l u n -g für den 
Wohnungsgeldzuschuß dem Herrn Reichskanzler als Mate
rial überwiesen habe.

ci. Professor Dr. Schulte hat für den 1. Okto
ber d. Js. seine Pensionierung beantragt und tritt 
von diesem Zeitpunkte ab -von der Stelle des Vorstehers 
der höheren Mädchenschule zurü ck. Die Verwaltung hat 
entsprechend einer vom -Eemeinderat bereits gutgeheißenen 
Anregung Leim Oberschulrat die Besetzung der Vorsteher
stelle an der höheren Mädchenschule mit einer a cads-misch 
gebildeten Lehrer in beantragt.

6. Der Bürgermeister von Straßburg teilt -mit. daß die 
geplante Besprechung der Vertreter der Städte, für welche 
das Verbot der Vornahme von Flügen mittelst Flug- 
fahrzeugen in der Nähe von Festungswerken evtl. 
nachteilige Folgen haben wird, bis nach Beendigung des 
Zuverläfsigkeitsflu-g am Oberrhein vertagt worden ist und 
demnächst stattfinden wird.

k) Nach einer in der Zeitschrift „Der städt. Tiefbau" 
-aufgenommenen Entscheidung des Reichsgerichts vom 13. 
9. 1910 werden Ausführungen von K a n alsa n-s chlu ß- 
arbeiten an öffentlich gebauten Straßen vor Ertei
lung der baua-mtlichen Erlaubnis mit einem Monat Ee- 
fängnis-Mindeststrafe bestraft.
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Oberst Freyer vom 135. Jnf.-Regt. dankt in 
einem liebenswürdigen Schreiben der Stadtverwaltung 
und dem Eemeinderat für das bei der teilweisen Nieder
schlagung der Entschädigung für verursachten Waldschia
den gezeigte Entgegenkommen.

b) Der Männerge s a ngverei n dankt für die 
Gewährung einer Beihilfe zu den Kosten des 1. lothringi
schen V e r ba n d s s ä n g e r f est e s.

i. Das Fe u er w eh r komma ndo dankt für die 
Gewährung einer Beihilfe zur Teilnahme an dem Kreis- 
feuerw e hrta g in Metzerwiese.

Auf Antrag des Mitglied e s Müller beschließt 
sodann der Eemeinderat nach Anerkennung der 
Dringlichkeitssrage die Bewilligung eines Kredits 
zur Beschaffung von w e i stl ei n e n en Hosen 
für die freiwillige Feuerwehr. Vezgl. der zu beschaffenden 
Hosen wird sich die Verwaltung mit dem Feuerwehrkom
mando ins Benehmen setzen.

j. Herr Kreisdirektor Dr. Ullersperger 
dankt für das seitens der Stadt anläßlich des Narzissen- 
festcs bewiesene Entgegenkommen, sowie die städtischer- 
seits gewährte Spende. Die für Sammslzwecke verwende
ten Sammelbüchsen werden der Stadt nach! gemachtem 
Gebrauche für Verwendung bei ähnlichen Gelegenheiten 
überwiesen werden.

b. Oktroivorste h erRock dankt für die ihm vom 
Eemeinderat bei der Vudgetberatung gewährte Z ulag e.

!. Sekretär Hombourger dankt dem Eemein
derat für die ihm bei der Budgetberatung gewordene Be- 
förderun g zum Sekretär.

rn. Auf Anregung des Mitgliedes Zimmer hat die 
Stadtverwaltung die 19. Kommissii.>n des Reichstages ein
geladen, bei äner angeblich in Aussicht genommenen Ve
reisung d.Mischer Städte, zwecks Besichtigung von 
Masserstraßen, auch die Stadt Diedenhofen mit ihrem 
B e such zu beehren. Nach einer unterm 27 Mai ergange- 
nen Mitteilung der 19. Reichstagsko mmisston ist eine Reist 
der gedachten Art nicht beabsicktstt gewesen.

Der Vorsitzende haue es für notwendig, daß die 
Stadtverwaltung bei Vorkommnissen vorbezeichneter Act 
ohne vorherige Genehmigung des Esmeinderats vorgeht 
und alle im Interesse der Stadt erforderlichen Schritte vor- 
nimmt und Ausgaben macht. Hiergegen erhebt sich kein 
Widerspruch.

n. Der Herr Bezirkspräsident hat mittelst Verfügung 
vom 24. Mai d. Js. — IIu 927 — die Stadtverwaltung er
mächtigt, sich auf den von Herrn Rechtsanwalt Haas ange- 
drohtsn Rechtsstreit einzulassen.

o. Durch Beschluß des Herrn Vezirkspräsidenten vom 
selben Tage — Ila 928 — ist die Ermächtigung Zur Füh
rung eines Rechtsstreites gegen die Firma Moyen u. Eie. 
in Beauregard erteilt worden.

p. Der Eemeinderatsbeschluß vom 1. Mai d. Js. betr. 
Abänderung des 8 14 des Ortsstatuts über den Besuch 
der Fo r tb i ld ung s sch u l e ist durch Verfügung d es 
Herrn Bezirkspräsidenten vom 31. Mai d. Js. — Ick 1518 
— genehmigt worden.

g. Der Referent für Oktro iang elegenheiten, Beige
ordneter Walkowinski, teilt mit, daß durch das neue 
R e ichs be st eue r u n g s g e s e tz Ur solche Gegenstände, 
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die in auf Rechnung des Staates betriebenen Verwaltun
gen Verwendung finden, Oktro ia bgaben nicht 
mehr erhoben werden dürfen. Dadurch erleidet 
die Gemeinde einen Einnahmeausfall von ca. 15 Mt bis 
20 000 -ü pro Jahr.

Der der Gemeinde entstehende Einnahmeausfall an 
Oktroigebühren hat die Verwaltung veranlaßt, eine Ein
schränkung der durch das Oktroi der Stadt entstehenden Aus
gaben anzustreben und eine Aufhebung der Oktroihebestelle 
am Saarlouisertor ins Auge Zu fassen. Der Referent be
tont daß — mit dem Inkrafttreten des neuen Rcichsoe- 
steuerungsgesetzes die srgl, Hebestelle entbehrlich geworden 
sei, da dieselbe ja doch hauptsächlich den Absecrigungsdimst 
mit Militärbehörden besorgt habe. Die Einstellung des 
Dienstbetriebes in dieser Hebestelle werde für die Stadt
verwaltung eine Ersparnis an Beamten und Material pp 
und somit eine Verminderung der Ausgaben zur Folge 
haben, die mit Rücksicht auf den vorbezeichneten erheblichen 
Einnahmeausfall mit Freuden zu begrüßen sei. Die etwa 
am Saarlouisertor noch erforderliche Abfertigung soll durch 
Patrouilleure pp erfolgen.

Mitglied Zimmer bezeichnete die Beibe
haltung der frgl. Hebestelle als dringend notwendig, 
da in dem alsdann nicht mehr überwachten Gebiete meh
rere militärische Kantinen betrieben werden; auch sei 
dort, wo keine Kontrolle ftattfindet andauernd mit Oktroi- 
defraudationen und demnach, mit erheblichen Einnahmeaus- 
fällen für die Stadt zu rechnen.

Der Referent weißt darauf hin, daß dem Eemeinderat 
eine Entscheidung in der von der Verwaltung bereits 
entschiedenen Frage nicht zusteht, daß vielmehr nach 
dem Oktroireglement dem Eemeinderat von der getroffenen 
Maßnahme lediglich Mitteilung zu machen, ist. Mitglied 
Müller widersetzt sich einer weiteren Besprechung 
der Angelegenheit, da dieselbe nicht auf der Tagesordnung 
steht.

Mitglied Eoedert schließt sich sodann den Aus
führungen des Mitgliedes Zimmer über die Zweckmäßig
keit der Beibehaltung der Oktroihebestelle am Saarlouiser
tor an und erläutert seinerseits, daß bei Ausdehnung des 
Oktrois der Eemeinderat gehört worden sei und daher auch 
bei Aufhebung von Oktroieinrichtungen billigerweise eben
falls gehört werden müsse. Er beantrag t, die Ange
legenheit als besonderen Punkt auf die Tages
ordnung einer der nächsten Gemeinde
ratssitzungen zu setzen.

Der Eemeinderat schloß sich diesem An
träge mit großer Majorität an.

r. Der Referent für Oktroiangelegenheiten, Beige
ordneter Walkowinski, teilt mit, daß nach dem Vorbild des 
bereits für die Vororte bestehenden Oktroiabonnements M 
Pferde nunmehr für die gan z« Gemeinde ein Abonnement 
für Pferde eingeführt worden sei, und daß nach demselben 
gegen Zahlung eines Jahresbetrages von 7,50 -N pro Pstrd 
sämtlichen Pferdebesitzern O k t r o i frei h ei t bei Ein
führung von Futter mitt eln eingeräumt würde.

s. Mitglied Nouviaire frägt an, ob es schon bestimnst 
seststehe, daß der M onatsvie h markt am 19. Iuj" 
infolge Weiterverbreitung der Maul- und Klauenseuche 
un t e rsa g t sei. Der Vorsitzende bej a h t diese Anfrage 
und kommt «auf einen tendenziösen Zeitungsartikel zu spE 
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chen, nach welchem es den Anschein habe, als ob der Vieh
bestand der ganzen Delmer Gegend durch vom letzten Mo- 
natsviehm-arkte nach dort transportiertes- Vieh verseucht 
worden sei. Dieser Artikel, dessen Herkunft nicht ermittelt 
werden könne, der aber zweifellos in der bestimmten Absicht 
geschrieben worden fein müsse, um dem Diedenhofen-er 
Markte zu schaden, trifft insoweit zu als 5 zum letzten Mo
natsviehmarkt auf-getriebene Tiere einige Tage nach dem 
Markte -als feucheerkr-ankt ermittelt worden sind. -Es kann 
keineswegs behauptet werden, daß die Infektion in 
Diedenhofen auf dem Markte,, oder bereits sonstwo- erfolgt 
ist, -da der Ausbruch der Seuche- häufig -erst ca. 8 Tage nach 
erfolgt» Infektion eintritt. Die mit Beaufsichtigung des 
Marktes und Untersuchung der auf-g-eriebenen Tiere beauf
tragten Tierärzte trifft keine -Schuld, da die Seuche erst 
nach Ausbruch und nicht schon nach Infektion 
ermittelt werden kann. Der Viehmarktplatz ist nach An
weisung der Kaiserlichen Kreisdirektion sofort -gründlich 
desinfiziert worden.

Der Eemeinderat giebt sich mit -den vom Vor
sitzenden gemachten Aufklärungen zufrie d e n.

t. Mitglied Müller beschwert sich darüber, 
d-aß die mit Vornahme der N e -u v e r m e s s u n g s -a r - 
betten beauftragten staatlichen Verm-essungsbeamt-sn zur 
Ausführung ihrer -Arbeiten fremdes Eigentum betreten, 
ohne die in Frage kommenden Eigentümer zu bonachrich- 
ugen; -auch sei es vorgekomm-en, daß Mauern in einer un- 
zulchsigen Weise beschädigt worden sind.

Beigeordneter Walkowinski erwidert, daß 
i. Zt. mit dem Kat-asterperfonal-Vorft-eher -vereinbart und 
nne entsprechende Bekanntmachung erlassen worden ist, daß 
ore Vermessungsbeamten -bei Vornahme von Vermessungs- 
arberten -sich zunächst mit den in Frage kommenden H-aus- 
s.Worn pp ins Benehmen fetzen und Beschädigungen an den 
Dauern der zu vermessenden Häuser -vermieden -würden. 
-ne>e Vereinbarung werde schriftlich in -Erinnerung ge
bracht werden.
U, Mitglied Christi -an fragt an, warum die 
-uchuhrung der elektrischen Beleuchtung i-m 
orort-e E-entringen noch nicht zur Durchführung 

o ro-mmen ist, während später erteilte Aufträge bereits 
'angst erledigt seien.
AEynnr/ Bor sitz ende teilt mit, daß er bei der 

nrit einem diesbezüglichen energischen
G-n n-- vorstellig geworden sei und dem Vertreter der 
bi-r "uch mündlich die Dringlichkeit der Ausführung 
^er Arbeiten n-ahegelegt -habe.

dnm»' t.'g lied C h risti a n bittet die Verwaltung 
bi> > Af.. wirken, daß bei Ausführung der Fentschtalbahn 
aus a n zur Führung der Starkstromleitung

s städtischem Gebiete nicht errichtet, sondern durch
' er r rd- is ch e K aL e-l -ersetzt werden.

kuns^v Borsitze n d e gibt dem Eemeinderat Aus- 
batn Abhaltung -der Enquete über die Fentschtal- 
di,' ar/^Ä^^^nd einer Beschlußfassung -des Gemeind-er-ats 
aen^^E^ung von Ro h rmast en anstatt der in Aussicht 
wobs wmen Gittermasten verlangt -worden ist, und daß 
^t s» Forderung festgehalten -werden müsse. Z. 
Mast ^"^^ens noch nicht bekannt, wo in der Altstadt 
be,imr;^"^vfftellung gelangen; auch fei noch keine dies-

Mglrche Erlaubnis -nachgesucht.

2. Niederschlagung unbeitreiblicher Einnahmen und 
Hundesteuern.

— Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski. —
-Seitens des Sta-dtre-chners ist Niederschlagung bean

tragt :
u. Eines Betrages von 15 Zl, geschuldet durch den Hüt

tenarbeiter Edmund Thilique in Ran-gwall für eine gepach
tete Grundstückparzelle -aus Bann Rangwall. Bei dem 
Schuldner ist P fand m -a n -g -e l festgestellt worden. Der 
-als Bürge in das Verpachtungsproto-koll eingetragene Ja- 
quet verweigert die Zahlung, da nicht er -sondern seine Ehe
frau die Bürgschaft durch Unterschrift übernommen habe. 
Ein Vorgehen gegen den -Bürgen ist von zweifelhaftem 
Erfolg.

d. Felix Hay, -Schuster und Ja-Lob Braun, beide früher 
in Diedenhofen, schulden -an Handwerkskammerkosten insge
samt 4,33 oll. Beide sind verzogen und -deren augen
blickliche Adresse nicht zu ermitteln.

o. Schmidt Wilh. in Terwen schuldet an Schulgeld den 
Betrag von 6 -N. Bei dem Schuldner ist P fand m a n g e-l 
festg-estellt worden.

6. Schreinermeister Kurz hi-erselbst schuldet -an Repa
raturkosten für eine von seinem Sohne beschädigte Pumpe 
in der Altstr-aße einen Betrag von 5 der infolge 
Pfandmang -e -l s nicht beig-etrieben werden kann.

6. Zwei Hundebesitzer, Werner Leo und Baum Karl 
schulden zusammen 16 Zl Hundesteuern. Da der Aufent
halt der beiden Schuldner nicht zu er
mitteln ist, kann der vorbezeichnete Steuerbetrag nicht 
Lei-getrieben werden.

t. Von 23 Hundöbositzern, die insgesamt 352 Hunde
steuern schulden, ist die Beitreibung unmöglich, und zwar 
infolge P f a n d-m a n-g-e l s bei 15, Doppelveran
lagung bei 3 und Verzugs ins Ausland,, bezw. 
N i cht e r m i t t e l u n-g des -neuen Wohnorts von '5 
Steuerpflichtigen.

Der -Berichterstatter, Beigeordneter Wa-lko- 
winski, empfiehlt die Niederschlagung aller -vorstehend an
geführten Einnahmen und Steuerbeträge und betont, daß 
zur Vermeidung der zu-künftigen Niederschlagung von 
Schulg-eldbetr-ägen der unter o. bezeichneten Art angeordnet 
worden sei, daß auswärtige Schüler in die Schulen 
der Stadtgemein-de nur nach Vorlag-e der Quittung über 
die Entrichtung des geschuldeten Schulgeldbetrages ausge
nommen würden.

-Der Gemeimderat bewilligt die beantragte 
Niederschlagung.

3. Antrag aus Niederschlagung eines Wasserzinses
— Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski. —
Der Verein für Gesundheitspflege bittet um Erlaß 

eines Betrages von 46 -N, welcher für Wasserverbrauch in 
der von dem gen. Vereine betriebenen Kur- und Badean
stalt in der Zeit vom 1. Januar bis 1. April 1911 -ent
standen ist. Der Wasserzins für die Zeit vom 1. April 1916 
bis 1. Januar 1911 ist bereits vom Eemeinderat in der 
Sitzung vom 6. März d. -Js. niedergeschlagen worden. Auf 
einen Antrag des vor-gen. Vereins um ständige unent
geltliche Lieferung des in der Kur- und Badeanstalt ver
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brauchten Wassers, ist vom Gsmeinderat bis ^derzeitige 
Niederschlagung der für die verbrauchten Mengen geschul
deten Wasserabgaben in Aussicht gestellt worden.

Der Eemeinderat, dem Anträge des Berichter
statters entsprechend, beschließt die beantragte Nie
derschlagung mnter den Bedingungen der Beschlußfas
sung vom 6. März d. Js.

4 Naturalisationsantrag.

— Berichterstatter Beigeordneter Haas. —
Der Metzgermeister Ernst Nieder in Dibdenhofen bean

tragt Na t u ral i sa t i o n. Nieder hat bereits im Jahre 
1908 Antrag auf Naturalisation gestellt und hat der Ee
meinderat in seiner Sitzungvom 4. Mai 1908 die Aufnahme 
des p. Nieder in den deutschen Staatsangehörigen-Bund 
zustimmend begutachtet. Die für die Beschlußfassung vom 
4. Mai 1908 gegebenen Voraussetzungen sind noch heute zu
treffend. Metzgermeister Nieder, der seit 1893 in Dieden
hofen ansässig und Besitzer eines Wohnhauses sowie einer 
Metzgerei ist, genügt den Bestimmungen des 8 8 des Staats- 
angehörigkeitsgesetzes vom 1. Juni 1870.

Der Gemeinderat auf Antrag des Berichterstat
ters b e f ü r w o r t e t die Naturalisation des p. Nieder auf 
das wärmste.

5. Antrag aus Bewilligung eines Ehrenpreises zum
1. lothr. Musik-Verbands-Wettstreit.

Der Vorstand des Musikvereins Frohsinn hierselbst 
Littet um Stiftung eines Ehrenpreises zu dem am Sonntag, 
den 23. Juni d. Js. in Diedenhofen stattfind enden 1. Lothr. 
Musikverband-Wettstreite. Die Finanzkommiffion hat in 
ihrer Sitzung vom 30. Mai die Bewilligung eines Ehren
preises befürwortet und empfiehlt, dem Eemeinderat 
zur Beschaffung eines solchen, einen Kredit von 100 zur 
Verfügung zu stellen.

Der -Eemeinder a t, dem Vorschläge der Finanz- 
kommision entsprechend und entgegen dem Vorschläge des 
Mitglied Lailloux 150 zu bewilligen, beschließt zur V e - 
schaffung eines Ehrenpreises einen Kredit 
von 100 üt zur Verfügung zu stellen. Der Bürgermeister 
wird ermächtigt im Benehmen mit dem Vereinsvorstand 
den zu gewährenden Ehrenpreis zu beschaffen.

6 Veräußerungen von städtischen Bauplätzen.
u) Ein Kaufliebhaber bittet um käufliche Abtre

tung des im Baublock I an der MeAvstraße und der Ecke 
des neu anzulegenden verlängerten Karolingerringes lie
genden Villenbauplatzes 6 mit 10,32 Ar Flächen
inhalt und 29,12 in Front nach der Metzerstraße, sowie 46,39 
in Frontlänge nach dem Karolingerring. Der Kauflieb
haber bietet einen Preis von 18 üi pro gni, wenn er eine 
den Bestimmungen der Bauordnung entsprechende Villa 
errichten muß, und erhöht sein Angebot auf 20 4l pro gni, 
wenn es ihm erlaubt wird in die Bauflucht der Straße zu 
bauen, welche als Verlängerung des Karolingerringes ge
dacht ist. Dieser Bauplatz, für welchen sich schon wiederholt 
Liebhaber gemeldet haben, ist infolge seiner günstigen Lage 
s. Zt. wiederholt mit 25 pro gni bewertet worden. Die 
Finanzkommiffion hat in ihrer Sitzung vom 30. Mai be
schlossen auf der für den frgl. Bauplatz bestimmten Bau
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weise zu bestehen und den s. Zt. festgesetzten Normalpreis 
von 25 -N pro gni auch heute noch aufrecht zu erhalten.

Der Eemeinderat, nach! kurzer Debatte, erhebt 
die von der F in a n z k v mmission gemachten Vor - 
s ch läge zu m B e s chl u ß.

b) Ein anderer Kaufliebhaber bittet um käufliche Ab
tretung de Bauplatzes i im Baublock 43, stoßend auf 
die Johann Wehestraße. Dieser Bauplatz hat eine Front
länge von 16,64 m und Tiefe von 26,50 in, somit einen 
Flächeninhalt von 3 Ar 88 gin. Es sind pro gin 10 4l ge
boten.

Die Finanzkommission befürwortet den Verkauf 
zu dem gemachten -Angebot von 10 -N pro gni, da der Bau
platz teilweise in alten Feststungsgräben liegt und bei Her
stellung eines Neubaues kostspielige Mauerwerksabbrüche 
vorgenommen werden müssen. In der Finanzkommission 
gemachte Anregungen, den Platz mit 11 bezw. 12 .ü zu be
werten, fanden keinen Anklang.

Der Eemeinder a t beschließt die Veräußerung 
des Bauplatzes i im Baublock 43 zum Angebots
preise von 10 pro gni, ermächtigt den Bürgermeister 
das Uebergebotsverfahren einzuleiten und die 
Verkaufsbeurkundung vorzunehmen.

7 . Keländeaustausch.
Durch Abschluß vom 19. Dezember 1910 hat der Ee

meinderat sein Einverständnis gegeben zu einem Gelände- 
austausch mit der Spitalverwaltung St. Madeleine, durch 
welchen die Stadt unter näher vereinbarten Bedingungen 
im Besitz des Spitalgrundstückes „Gemarkung Monhostn", 
Flur 19, Kanton im Stein, No. 105A, mit einem Flächen
inhalt von 16,75 Ar" gelangen sollte. Dieser Beschluß ist 
unterm 2. März d. Js. von dem Herrn Bez.-Präs. in Metz 
genehmigt worden, und hat auf Grund desselben am 28. 
März d. Js. die Beurkundung vor Notar Sibille des Mi
schen Stadt und Spitalverwaltung vereinbarten, und auch 
durch Spitalratsbeschluß gut geheißenen Geländmustausches 
stattgefunden. «Mittelst Schreiben vom 5. Mai d. Js. teilt 
Notar Decker in Kattenhofen der Stadtverwaltung mit, daß 
er am selben Tage zwischen der Eutehoffnungs-Hütte iu 
Oberhausen, die zur Errichtung eines Hüttenwerkes auf 
Bann Monhosen größere Ecländgankäufe vorgenommen 
hat, und der Spitalverwaltung St. Madeleine, bezgl. des 
der letzteren gehörigen auf Bann Monhofen gelegenen Host 
gutes, einen Kaufvertrag beurkundet habe, und daß bei 
dieser Gelegenheit auch die durch von Notar Sibille am 28. 
März d. Js. beurkundeten Kaufakt, in städt. Besitz nber- 
gegamgene Grundstücksparzells Flur 19 No. 105A, durch die 
Gute Hoffnungs-HLtte erworben - worden sei. Letzterer 
Kauf sei auf Grund eines durch den Herren Bezirkspräp- 
denten genehmigten Kaufvsrsprechens vom 23. März d. Js- 
geschehen. Auf die briefliche Mitteilung des Herrn Notars 
Decker hat mit einem Vertreter der Gute Hoffnungs-Hütta 
eine mündliche Besprechung stattgefunden, und ist anläßlich 
dieser zwischen dem gen. Herrn und der Stadtverwaltung 
vereinbart worden, daß die durch zweimaligen Verkauf 
der mehrfach erwähnten Grundstücksparzelle entstandenen 
Schwierigkeiten durch einen gütlichen Eeländeaustausch 
zwischen Stadt und Gute Hoffnungs-Hütte beseitigt werden 
sollen.

Der Vorsitzende führt aus, daß es im Interesse des gu
ten Einvernehmens mit der Direktion der Gute Hoffnungs
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Hütte empfehlenswert erscheine, die Angelegenheit auf güt
lichem Wege aus der Welt zu schaffen und teilt anschlie
ßend mit, daß die Baukommifsion in ihrer Sitzung vom 24. 
Mai 1911 vorgeschlagen habe, mit der Gute Hoffnungshütte 
einen Geländeaustausch der Parzelle No. 105A, gegen die 
in derselben Gewann und Flur gelegene Parzelle No. 128 
mit oa. 2V Ar Flächeninhalt, anzustreben. Ferner hat die 
Baukommifsion empfohlen, die dem Hüttenwerke gehörigen 
Parzellen in derselben Gewann und Flur, Nr. 91 und 92, 
welche von städt. Gelände von allen Seiten umschlossen sind, 
käuflich zu erwerben. Als Kaufpreis schlägt die Baukom
mission 100 -ü pro Ar, vor und befürwortet evtl. eine 
Preissteigerung bis zu 120 -ll pro- Ar.

Nach einer kurzen Debatte, in welcher zur Sicherung 
des guten Einvernehmens mit der neuen Gesellschaft, der 
von der Verwaltung und Baukommission vorgeschlagene Ee- 
ländoaustaufch als eine praktische Lösung der entstandenen. 
Schwierigkeiten bezeichnet wird, beschließt der Gemein- 
dcrat die V e r w a l t u ng zu ermächtigen, ent
sprechend dem Vorschlag der Baukommifsion 
einen G e lä n d e a u s ta u s ch anzustreben und falls 
angängig die Parzellen Nr. 91 und 92 zu dem von der B a u- 
ko-mmifsion vorgeschlagenen Preise zu er
werben.

Falls eine Einigung mit der Gute Hoffnungshütte auf 
der vom Eemeinderat vorgeschlagenen Basis nicht zu erzie
len sein sollte, so crmächti g t der Eemeinderat den Bür
germeister neue E i n i g un g s vo rs ch l ä g e einzufor- 

und nach Prüfung pp dem Eemeinderat dieselben zur 
l-'nticheidung vorzulegen.

8 Löschung einer Hypothek.
Bauunternehmer Zangiacomi hat von der Stadt die im 

Baublock 44 gelegenen Bauplätze i und l< mit einem Ee- 
mmtflächeninhalt von 7,99 Ar erworben und von dieser 
dkache eine Teilfläche von 4,43 Ar überbaut. Nicht über- 
aut ist ein übriger Teil von 3,56 Ar. Mittelst Schreibens 

^>m 3. Mai d. Js. bittet Notar Decker in Kattenhofen um 
"Ichung der im Eigentumsbuche am 25. März d. Js. 
"getragenen Vormerkung zur Sicherung des Anspruchs 

er Stadt Diedenhofen auf Rückübertragung des Eigentums 
»maß Eintragungsbewilligung vom 14. Januar d. Js. und 

wnt, daß infolge Inangriffnahme von Bauten die Ein- 
agung gegenstandslos geworden sei.

„, " V o r si tz end e führt aus, daß der Kaufpreis 
l .Binsen des frgl. Baugeländes bezahlt, und die Anlie- 

^'t der Sparkasse hierselbst mittelst Faustpfan
ds gestellt seien. Er bittet in die Löschung der auf 
. m.^eile des Bauplatzes ruhenden Einschreibung ein- 

t g e n, dessen Ueberbauung bereits in Angriff 
genommen ist.
der " Eemeinderat willigt in die L öfchung

Prägung, soweit der Teil des mehrfach erwähnten 
E Landes belastet ist, welcher z. Zt. überbaut wird, 
Erök " E Hypothekenlöschung auf einer Fläche von 4,43 Ar 
a z x ttnd erm ä ch tigt den!Vorsitzenden die beantragte 

! chu ng sh ew i lli gun g zu erteilen.
9 Antrag auf Verkürzung der Herbstmesse und 

Abschaffung der Verkaussmesse.
und worein selbständiger Kaufleute sowie der Gewerbe- 

oortbildungsverein Diedenhofen haben mittelst An- 
6s vom 9. Mai d. Js. gebeten:

1. Den Verkauf von Bekleidungsgegenständen sowie 
Bijouteriewaren und Haushaltungsgegenständen in Zu
kunft auf der Herbstmesse nicht mehr zuzulassen;

2. Die Dauer der Messe umeineWochezu kürzen.
Die Antragsteller begründen ihr Gesuch damit, daß 

dem ortsansässigen Handel und Gewerbe durch die Messe 
ein empfindlicher Schaden erwächst und empfehlen, den der 
Stadt durch Ausschluß der Verkaufsftände von der Messe 
erwachsenden Ausfall an Platzgeldern durch Heranziehung 
weiterer Schaubuden zu decken.

Seitens zweier Vereine reisender Schausteller pp sind 
gegen die vorbezeichneten Anträge sowohl schriftlich als auch 
anläßlich einer nachgesuchten Audienz, mündlich eine Reihe 
von Gründen angeführt worden, die in nachstehenden von 
dem Vorsitzenden in extenso gegebenen Ausführungen 
niedergelegt sind. Diese Gründe haben in der Sitzung der 
Finanzkommstsion vom 30. Mai d. Js. dazu geführt, daß 
die Finanzkommission eine Ablehnung der von 
dem Verein selbständiger Kaufleute und Gewerbe- und 
Fortbildungsverein gestellten Anträge und die Beibe
haltung der Messe in ihrem bisherigen Umfange 
empfiehlt.

Der Vorsitzende machte annähernd folgende Aus
führungen : Die Herbstmesse ist eine alte Institution, 
mit welcher eine Stadt wie Diedenhofen, die in voller Ent
wickelung steht, aus volkswirtschaftlichen Prinzipien nicht 
brechen darf. In ihrem augenblicklichen Umfange stellt die 
Messe für die Stadt eine Ei n n a h m e g u e l l e von jähr
lich 13 000 -R dar und ist bestimmt damit zu rechnen, daß 
bei einer auch nur teilweisen Einschränkung oder Verkür
zung derselben eine nicht unerhebliche Einbuße an Platzgel
dern eintreten wird, die auf anderem Wege nicht gedeckt 
werden kann. Es gilt heute schon als feststehend, daß der 
Ausschluß der Verkaufsbuden von der Messe oder auch deren 
Verkürzung, das Fernbleiben einer größeren Anzahl 
von Schaustellern zur Folge haben wird, die die von den 
petitionierenden Diedenhofener Vereinen empfohlene Her
anziehung weiterer Schaubuden illusorisch macht. Schau- 
und Verkaufsbuden gehören zusammen zum Mehgepräge 
und ist das Vorhandensein größerer Mengen der Ersteren 
die hauptsächlichste Voraussetzung für das Eintreffen der 
letzteren. Eine Abkürzung der Messe wird eine Abänderung 
der Reisetouren der Meßreisenden und hiermlt eine Schä
digung der Herbstmesse zur Folge haben, wenn nicht gar 
deren Weiterbestehen überhaupt gefährdet wird. Außerdem 
ist die Herbstmesse für Diedenhofen eine sehr ergiebige 
Quelle des Fremdenzufluss es. Während bei größe
ren Vereinsfeierlichkeiten die Stadt durch Zuschüsse zur 
Hebung des Fremdenverkehrs beiträgt, wird durch die 
Messe neben einer erheblichen Einnahme an Platzgeldern 
ein außerordentlicher Fremdenzufluß herbeigeführt, der 
durch keine Vereinsfeierlichkeit auch nur annähernd erzielt 
wird. Schon aus diesem Grunde erscheint es notwendig, 
daß die Stadt eher für eine Hebung, d. h. Vergrößerung der 
Messe, als für deren Verkürzung pp, die einer allmählichen 
Abschaffung gleichkommt, eintritt. Der von der ortsansässi
gen Geschäftswelt angegebene Schaden ist nicht nachweisbar. 
Außer den im Laufe des Jahres den Diedenhofener Ge
schäftsleuten erwachsenden Vorteile, die nicht zum Mindesten 
von dem Fremdenverkehr anläßlich der Herbstmesse abge
leitet werden können, wo die Fremden sich von der Ange- 
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botskräftigkeit des Diedenhofener Handels überzeugt haben, 
entsteht denselben noch von den mchbesuchenden Schaustel
lern pp eine nachweisbare Einnahme von 25—30 000 -ll 
pro Messe. Es ist auch zu berücksichtigen, datz die Ver
brauchsgegenstände, die auf der Messe gekauft werden, nicht 
immer in der Stadt angekauft würden; die Käufer lassen 
sich meistenteils durch das Angebot hinreitzen und erwerben 
häufig für wenig Geld eine Ware 2. oder 3. Wahl, die 
ihnen in der Stadt niemals ang-eboten worden wäre. In 
dem Metzverkauf kann das stehende Gewerbe keine Kon
kurrenz erblicken. Diese ist vielmehr in dem heute stark 
verbreiteten Hausierhandel zu finden, der bis in die ent
legensten Dörfer und Flecken zu ebenso billigen Preisen 
wie in der Stadt jene Verbrauchsartikel trägt, die im All
gemeinen sonst nur in der Stadt zu haben sind. Wenn die 
ortsansässige Kaufmannschaft in der Messe eine schädigende 
Konkurrenz sieht, so kann ihr nur empfohlen werden, die 
Verkaufsstände auf der Messe selbst zu pachten und den 
Metzhandel auszuüben. ähnlich wie dies in andern Städten 
Elätz-Lothringcns der Fall ist. Aus allen diesen Gründen 
erscheint der Beschluß d e r F i n a n zk o m in i ss i o n, 
die Anträge der selbständigen Kaufleute und des Gewerbe- 
und Fortbildungsvereins ab zu lehnen d. h. die 
Messe in ihrem bisherigenUmsangebei- 
zu behalten, vollkommen gerechtfertigt und kann der
selbe dem Gemeinderat dringend zur Annahme em
pfohlen werden.

Im Anschlutz an die vom Vorsitzenden gemachten Aus
führungen entspinnt sich eine sehr lebhafte Debatte, an wel
cher sich fast alle Mitglieder beteiligen.

Mitglied Beigeordneter Haas weist da
rauf hin, datz außer den von dem Vorsitzenden für die B e i
behaltung der Messe angeführten Gründe noch folgende 
hinzutreten: Die Stadt hat mit erheblichen Mitteln einen 
neuen Platz angelegt, auf welchem die Messe -abgehal- 
ten werden soll und wäre es im Höchsten Grade unkonse- 
quent, nunmehr die Messe abzukürzen, d. h. deren Weiter
bestehen in Frage zu stellen. Die wirtschaftlichen In
teressen, insbesondere die Verkehrstraditionen -lassen eine 
Verkürzung oder teilweise Aufhebung nicht gerechtfertigt 
erscheinen. In Metz z. B. ist man niemals für eine Ab
schaffung der Messe zu haben gewesen,, es hat sich vielmehr 
stets das Bedürfnis auf deren Beibehaltung fühlbar ge- 
rnacht und in den letzten Jahren haben sich verschiedene 
Stadtteile -eifrigst bomüht, ja sogar bekämpft, um die Messe 
in ihren Bereich zu erlangen. Die Abkürzung der Messe 
wird nur von einem kleinen Teil der Einwohnerschaft ge
wünscht, während die g r ö tz e r e M eh rh e i t für Bei
de h a l t u n g der auf alten Traditionen hervorgegangenen 
Einrichtung ist. Der großen Allgemeinheit kommt der Er
trag der Messe zugut und müßte diese den aus -einer Ver
kürzung der Messe unbedingt entstehenden Einnahme- 
ausfall decken.

Mitglied Salomon erklärt in der Kommission 
für Beibehaltung der Messe gewesen zu sein, inzwischen je
doch Informationen erhalten zu haben, daß die ansässige 
Geschäftswelt durch die Messe fühlbar geschädigt werde. Um 
auf die Meßreisenden den Zwang auszuüben, ihre Waren 
teurer zu verkaufen als bisher, und dadurch deren Konkur
renzfähigkeit gegenüber dem ansässigen Handel herabzu- 
setzen, beantragt -er die, für die Verpachtung der Ver

kaufsstände -auf der Messe festgesetzten Ansatzpreise 
um 30 zu erhöhen. Der Vorsitzende bezeichnet 
eine derartige Erhöhung als zu radikal und bittet um 
Zurückziehung des Antrages. Antragsteller hält seinen An
trag jedoch aufrecht.

Mitglied Christian beantragt die Ent
scheidung auf die Petition der ortsansässigen Kaufleute 
auszusetzen und dieselbe nach einigen Jahren einer er
neuten Prüfung zu unterziehen; vielleicht inzwischen 
schlechte Waren vom Verkauf -auf der Messe auszu- 
schließen. Der Vorsitzende widersetzt sich diesem mit 
-einer Vertagung gleichwertigen Anträge, da die Angelegen
heit spruchreif ist und eine Vertagung den städt. In
teressen zuwidersteht.

Einige andere Mitglieder sind aus den bereits -ange
führten Gründen für Beibehaltung der Messe; unter 
diesen Beigeordneter Walkowinski, der bei 
einer Versammlung ansässiger Gewerbetreibender anwesend 
war, welche die Verkürzung der Messe befürworten. 
Er erklärt die Ueberzeugung gewonnen zu haben, daß ein
zelne Gewerbe durch die Messe empfindlich geschädigt wer
den, kann sich, jedoch aus Gründen der städt. Finanzpolitik 
für eine Verkürzung ni ch t -aussprechen, da eine Verkürzung 
das allmähliche Eingehen zur Folge hätte. Wennschon der 
Wunsch einzelner gerechtfertigt ist, so muß doch der 
Wunsch der Allgemeinheit, der für Beibe- 
haltu n g spricht, und hauptsächlich das städt. Finanzin- 
teresse Vorgehen.

Nur wenige Mitglieder betonen die Schädigung des 
städt. Handels und Gewerbes, führen Einzelfülle an, wel
chen jedoch keine -allgemeine, grundlegende Bedeutung beige- 
nnssen werden kann, stellen jedoch ihrerseits keine An
träge.

Bei der nunmehr erfolgten Abstimmung sprach 
sich der Gemeinderat gegen 3 S t i m m en für du 
Annahme des Finanzkommiffionsbeschlusses d. h st'' 
Beibehaltung der Messe in dem bisherigen Um
fange aus.

Durch diese Abstimmung ist der V er t ag u n g s an - 
trag des Mitgliedes Christian erledigt.

Zu seinem Antrag -auf -Erhöhung u -m 3 0 A> der 
Ansatzpreise für Verpachtung der Plätze zur Errich
tung -von Verkaufsständen auf der Messe, der entgegen dem 
Wunsche des Vorsitzenden aufrecht erhalten worden ist, 
wiederholt Mitglied Salomon seine Ausführungen 
und betont, datz derselbe lediglich eine Inschutznahme des 
ortsansässigen Handels bezweckt.

Bei der vom Vorsitzenden vorgenommenen A b stim- 
mung über diesen Antrag wurde derselbe vom 
Gemeinderat gegen 3 Sti m m en abgeleh n t.

10. Einsprüche gegen die Grundwertabgabe bezw- 
Niederschlagung derselben.

Der Vorsitzende erläutert, datz Die Einführung 
der vom Gemeinderat am 15. Februar 1910 beschlösse'" 
Erund-wertabgabe bei der Einwohnerschaft nicht besonder 
freudig ausgenommen worden sei und teilweise böses Blu 
erregt habe. Bei der vor kurzem erfolgten erstmalige! 
Veranlagung zu dieser neuen Steuer sind eine sehr erheb
liche Anzahl von Einzeleinsprüchen und ein von einer grv- 



Gemeinderatssitzung vom 6. Juni 1811.

- 161 —

ßen Anzahl Grundeigentümern unterschriebener Kollektiv- 
antrag auf Aufhebung der Ortssatzung über Einführung 
der Grund-wertabg-abe eingegangen. Die durch teilweise 
Aufhebung des Oktrois bedingt gewesene Grund-wertabgabs 
hat heute nach Erlaß und Einführung des Gesetzes über die 
Reichszuwachssteuer, die den Gemeinden vorausstckMcy 
größere Einkünfte bringen wird, keine Existenzberechtigung 
mehr. Die Fin-anzkommifsion, welcher die erhobenen Ein
sprüche vorgelegen haben, hat in ihrer Sitzung vom 30. Mai 
d. Js. beschlossen, d e m Eemeinderat vorzu- 
schl-a g e n :

Unter Aufhebung des Gemeindevatsbeschlusses vom 
E. Februar 1910 bezw. vom 6. Februar 1911

1. von einer Erhebung der Grundwertabgabe fürd-er- 
hin abzusehen, d. h. die Ortssa tzu n g über die Er
hebung der Grundwert-abgabe vo-m 15. Februar 1910 bezw. 
den Nachtrag zu derselben vom 6. Februar 1911 -aufzu- 
hcben;

2. die für 1910 fällige und eingeforderte Erundweri- 
abgabe n i e d e r z u -s-ch l a ge n, bezw. die bereits -einge
zahlten Beträge z u r ü ck z u e r st -a t t e n;

3. die entstandenen K o st e n der Veranlagung 
auf Rechnung der Stadt zu übernehmen.

In der sich entspinnenden kurzen Debatte wird darauf 
hingewiesen, daß bei Weitertagung des bisherigen Landes
ausschusses die Aufhebung des- Gesetzes über die Grundwert- 
abgabe zweifellos schon erfolgt sein würde, da die große 
Majorität des L-andesausschusses der Aufhebung symp-a- 
thchch gegenüber gestanden habe.

Der Eemeinderat beschließt alsdann ein -stim - 
i g entsprechend den von der F i n -a n z k o m m ssion 

gemachten Vorschlägen und erhebt dieselben zum 
es chluß.

11. Abänderung des Wasserlieferungsvertrages für 
die Gemeinde Nieder-Ieutz.

. Der Vorsitzende erstattet namens der Baukom- 
anchon folgenden Bericht:

„Nach dem Wafserlieferungsvertrag -mit der Gemeinde 
Rrederjeutz (tz 7 Abs. 2) ist dieselbe verpflichtet, vom 1. 
Ä?' ^911 ab eine tägliche Wass-ermenge -von mindestens

ebiw zu garantieren. Bis zu gen. Zeitpunkte hatte die 
^emenidx 200 edw pro Tag abzunehmen, das ergibt pro 
^ahr eine Mindeftmenge von 73 000 ebna oder 7300 ^l, 
..^and sie nur einer! Verbrauch von vd-, 30 000 obin oder 
"lbv cN aufzuweisen hatte. Die Gemeinde Niederjeutz be
gründet diesen geringen Verbrauch damit, d-aß die Bevöl- 
^","'8szunahme durch die eingeschränkten Bahnprojekte 

ischt in dem Ma-ß-e eingetreten ist, wie sie bei Abschluß des 
Antrages erwartet wurde und bittet, den- im- 8 7. Abs. 2 
l rtrages festgesctzen Zeitpunkt noch um 1 Jahr also bis 
- April 1912 h i n a u s z u s -ch i e b e n, es demnach bis da-

,^'i der Verpflichtung eines täglichen Wass-erkonsums 
200 ebw belassen zu wollen.

- Mährend in der Kommission der Vorsitzende Entgegen- 
mm-sn befürwortet, wurde andererseits die Einhaltung

ei« ^Mgangenen Vertrages gefordert, umfomehr, als von 
: Seite ausg-eführt wurde, daß die Gemeinde Nied-er-

>8 das Wasser billiger an ihre Konsumenten abgibt wie 
"e Stadt Diedenhofen selbst.

Die K o-m m ission beschließt somit, den Antrag 
der Gemeinde nur dann zu befürworten, falls 
es nicht Tatsache ist, daß -sie das Wasser bi lliger ab
gibt, wie die Stadt Diedsn-Hofen."

In der sich nach Erstattung des KommiMo-nsberichtes 
entspinnenden ziemlich, lebhaften Debatte -wird von Mit
glied -S-alomon darauf hin-gewiesen, daß die Ge
meinde Nied-erjeutz ihrer Einwohnerschaft das- -aus der 
städt. Wasserleitung gelieferte Wasser billiger abgibt, -als 
dies seitens der Stadt an die Einwohnerschaft von Die
denhofen geschieht. Er beantragt dem Ersuchen der 
Gemeinde Nied-erjeutz, auf Hinausschiebung um ein weite
res J-ahr der in tz 7 Abs. 2 des Wasserlieferungsvertrages 
übernommenen- Verpflichtung, nur unter der Bedingung 
zu entsprechen, daß die Gemeinde Niederjeutz zukünftig das 
Wasser an ihre Einwohnerschaft unter Zugrundele
gung der Diedenhofener Preise abgeben wird. 
Einige Redner sprechen sich für bedingungslose Ableh
nung des Antrages aus. -Mitglied Christian 
wünscht die Einführung der Niederjeutzer 
Wasserpreise für die Einwohnerschaft in Diedenho
fen, stellt jedoch auf die Einwendungen des Vorsitzenden, 
daß eine Ermäßigung des Wasserabgabetarifs für die Ge
meinde Diedsnhofe-n einen Einnahmeausfall von ca. 20 000 
M pro Jahr bedeuten würde, keinen diesbezügl. Antrag.

Aus die hierauf vom Vorsitzenden vorgenommene Ab
stimmung ergab sich eine Mehrheit für den 
K o m m i ss i o n sbe sch lu ß und- -ist somit der von der 
Gemeinde -Niederjeutz gestellte Antrag -ab gelehnt, 
dagegen erklärte sich der Gemsinder -at d -amit ein
verstanden, daß der Gemeinde Nied-erjeutz die erbetene 
Vergünstigung eingeräumt werden soll, wenn dieselbe in 
Zukunft das von der Stadt bezogene Wasser Zu demsel
ben Preise, wie dies an die städt. Einwohner 
geschieht, abgibt.

12. Anschlußkreisstratze nach Monhosen.
Der Vorsitzende verliest eine Verfügung des 

Herrn -Bezirkspr-äsidenten vom 27. Mai d. I. — V 2840 —. 
Die Regierung hat wach dieser gegen einen Ausbau der 
Anfchlußkreisstr-aße nach Monho-fen unter Zugrundelegung 
des vo-m Stadtbauamt -aufgestellten Projektes, nach- welchem 
die Mehrkosten für den Ausbau, außer dem bewilligten 
Beitrag von 3600 -N, 27-00 M betragen, nichts einzuwenden, 
wenn die -Stadt den erwähnten Mehrbetrag von 2700 oll 
aus eigenen Mitteln bestreiket. Dagegen muß, wenn die 
Stadt den Mehrbetrag auf eigene Kosten nicht übernehmen 
will, das von dem Herrn Kveisbauinspektor ausgestellte 
Projekt b-eibehalten werden, da dasselbe nach den für An- 
schlußkreis-str-aßen maßgebenden Normen aufgestellt ist. Das 
Ausbaupr-ojekt kann voraussichtlich in dem Zuschußplan für 
1912 Aufnahme finden. D ie Baukommissio n hak 
in ihrer Sitzung vom 30. Mai d. Js. mit allen gegen eine 
-Stimme den Ausbau der An-sch-lußkreisstratza nach Mon- 
hofen nach dem vom Stadtb-au-amte -aufgestellten Projekte 
befürwortet, und die Bewilligung des erforderlichen 
Mehrkredites von 2700 in Vorschlag gebracht.

Mitglied Pfanschilli n g regt den Ausbau nach 
den Vorschlägen der Baukommission an unter der Voraus
setzung, daß der für Unterhaltung einer mit der neu -auszu- 
bauenden Straße gleichgroßen Straßendecke vom Staat -im 
Allgemeinen vorgesehene Unterhaltungsbetrag, der Stadt
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als Zuschuß zu den Unterhaltungskosten vom Staate 
gewährt wird.

Der Eemeinderat erhebt den Bors ch l a-g d e r 
Va u ko m m i ssio n mit der von Mitglied Pfan
schilling gemachten Anregung zum Be
schluß und bewilligt den erforderlichen Kredit.

13. Ausbau der Parkstrabe an der Abzweigung 
der Gutenbergstratze.

Der Eemeinderat hat s. Zt. mit dem Ausbau der An
schlußkreisstraße nach Man Höfen die Herstellung der Park
straße an der Abzweigung der Eutenbergstraße im Prinzip 
gutgeheißen, jedoch damals unterlassen, den für den frag
lichen Ausbau erforderlichen Kredit von 3200 -/tt zu bewilli
gen. Der Vorsitzende bittet nunmehr einen Kredit in die
ser Höhe zu gewähren.

Auf die Anregung des Mitgliedes Müller auch dem 
Ausbau der nur zur Hälfte hergestellten Eutenbergstraße 
näher zu treten, entgegnet der Vorsitzende, daß dies zur 
Zeit noch nicht angängig sei, weil zu diesem Ausbau der 
Erwerb von Privatgelände nötig würde und die Besitzer 
des fragt. Privatgeländes dieses nur zu erheblichen Preisen 
abzugeben geneigt sind; die Angelegenheit würde jedoch 
nicht aus dem Auge gelassen.

Hierauf bewilligt der Eemeinderat den 
für den Ausbau der Parkstraße an der Abzweigung der 
Eutenbergstraße erforderlichen Kredit von 3200 -tt.

14. Neubau eines Volksschulaebäudes.
Gelegentlich einer am 26. v. Mts. stattgefundenen Bau- 

kommifsionssitzung ist bei der ^Besprechung über die Verle
gung einiger Volksschulklassen in das demnächst freiwer
dende alte Eymnasiumgebäude, die Errichtung eines neuen 
Vvlksschulgebäudes angeregt und die Prüfung der Ange
legenheit, sowie die evtl. Entscheidung über die Platzfrage, 
an den Eemeinderat verwiesen worden.

Der Vorsitzende führt -aus, daß die Errichtung 
eines neuen Schulgebäudes zur Unterbringung von 16—20 
Elementarklassen schon längere Zeit im Bau-programm der 
Stadtverwaltung enthalten ist und, wenn auch die vor
übergehende Unterbringung von Elementarklassen im alten 
Eymnasiumgebäude notwendig wird, es nicht zweckmäßig 
sei, diese dauernd in diesem Gebäude zu belassen. Es würde 
jedenfalls Anstoß erregen, daß für die Unterbringung des 
Gymnasiums ein neues Gebäude errichtet worden ist, und 
die Volksschule mit dem alten Gymnasium vorlieb nehmen 
müßte, im klebrigen seien tatsächlich seiner Ansicht nach die 
Räume, weil z. T. zu klein und baufällig, ungeeignet. Er 
bittet den Gemeinderat, darüber Beschluß zu fassen, ob die 
Errichtung eines 16—20klassig-en Elementarfchulgebüudes 
im Prinzip zu genehmigen ist, und evtl. hieran anschließend 
die Platzfrage zu entscheiden. In: Anschluß hieran erläutert 
er ein vom Stadtbauamt ausgestelltes -Vorprojekt für ein 
16klassiges Elementarschulgebäude, welches nach einem 
Kostenüberschlage die Aufwendung einer Summe von 
220 000 -ü erfordert, geht auf die unzulänglichen Verhält
nisse der Elementarschulräume ein und bezeichnet den ge
planten Neubau als absolut notwendig und unumgänglich; 
er beantragt die Verwaltung zu ermächtigen, ein 
eingehendes Projekt durch das Stadtbauamt a u- f - 
stellen zu lassen und dieses dem Eemeinderat 
zur Beschlußfassung vorzulegen.

In der nun folgenden allgemeinen Diskussion wird 
einerseits für die Errichtung eines neuen Elementarschul- 
gebäüdes, anderseits gegen dessen Errichtung Stellung ge
nommen-, und das alte Eymnasiumgebäude nach Vornahme 
einiger notdürftiger llmbauarbeiten als noch -aufJahre hin
aus zur Unterbringung einer Reihe von Elementarklassen 
hinreichend- bezeichnet. Dem wird von einem Redner ent
gegengehalten, daß das alte Eymnasiumgebäude, nachdem 
es zur Unterbringung von Gymnasiumklassen nicht mehr 
geeignet war, kaum für Elementarschulzwecke verwendungs- 
fähig sein dürste. Ein Redner bezweifelt die Entwickelung 
der Stadt in dem Maßstabe, daß das neu projektierte S-chul- 
gebäude schon jetzt notwendig sei und empfiehlt -einen Um
bau des alten Gymnasiums, der mit verhältnismäßig 
niedrigerem Kosten-aufwand ausgeführt werden könne. 
Dieser Anregung entgegnet der Vorsitzende, daß das alte 
Gymnasium von der Schulaufsichtsbehördg schon vor Jahren 
als baufällig bezeichnet worden ist und der ordnungs
mäßige und gebrauchsfähige Umbau die Aufwendung sehr 
erheblicher Beträge bedingen wird. Vom sozialen Stand
punkte -aus sei es 'verwerflich, die Kinder weniger gut situ- 
ierter Volksklassen, die teilweise noch- unterernährt seien, 
in hygienisch nicht einwandfreien Schulräumen unterzubrin
gen, während den kräftigen Kindern besser situierter Klas
sen schöne große und gesunde Räume üb-erwiesen würden, 
auch könne das alte Gymnasium gut zu -Fabrikzwecken Ver
wendung finden und würde beim Verkauf gut bezahlt wer
den. Ein Redner warnt vor einem Umbau und den un
vorhergesehenen, erst im Lause der Bauarbeiten sich ergeben
den Mehr-Arbeiten und weist beispielsweise auf den Um
bau des Stadttheaters hin, das trotz Aufwendung erheb
licher Mittel immer nocb ein altes und reparaturbedürftiges 
Gebäude sei. Ein anderer Redner glaubt durch die Projek
tierung eines Umbaues auf die Regierung einen Druck aus
üben und hierdurch die Gewährung eines Staatszu- 
schusses zu einem Neubau wahrscheinlicher gestalten zu 
können. Nachdem seitens -eines Mitgliedes ausgeführt 
worden war, daß ein Umbau des Gymnasiums nur auf 
einige Jahre als Ersatz für ein neues Elementarschulgc- 
bäude angesehen werden könne und die Notwendigkeit ein 
solches zu errichten, durch den Umbau nicht ausgeschlossen 
werde, somit die Umbaukosten eine unnütze Ausgabe dar
stellen, wird auf Antrag des Mitgliedes Dr. 
Kuborn Schluß der Debatte angenommen.

Von den sich noch zum -Wort gemeldeten Mitgliedern 
beantragt Mitglied Z i m m e r die evtl. Ausfüh
rung des Elementarschulneubaues in 2 getrennten 
Gebäuden, wovon je eins zur Unterbringung von Knaben- 
und Mädchenschulen Verwendung finden soll, -vorzusehen.

Bei der nunmehr vorgenommenen Abstimmung 
erklärte sich der Eemeinderat im Prinzip M" 
der Errichtung eines 12—20klassigen Elementarschulgebäu
des einverstanden, ermächtigte den Bürgermeister Pro
jekt nebst detailliertem Kostenanschlags 
unfertigen zu lassen und dieselben demnächst dem Ee- 
m-einderat zur endgültigen Beschlußfassung vorzulegen.

Das neue Elementarschulgebäude soll in getrennten 
Plänen und Kostenanschlägen für 12, 16 und 20 Klassen 
projektiert, und zwecks Ermittelung der billigsten Bauwesie 
-auch ein Projekt angefertigt werden, welches Schulräume im 
vierten- Sto-ckwerk vorsieht. Dem Stadtbauamte soll aus- 
gegebcn werden, an Hand der Abrechnungen der Schul-Hän-



Eemeinderatssitzung vom 8. Juni 1911.

— 163

ser in Beauregard und St. Franz die Herstellungskosten je 
eines Schulsaales in den gen. Schulgebäuden sowie in dem 
neu projektierten Gebäude und zwar bei 3- und Istöckiger 
Bauweise zu ermitteln.

Auf Vorschlag des Vorsitzenden bestimmt 
der Gemeinderat sodann, daß das neue Schulgebäude 
auf einem auf der Metzertorseite noch näh er 
zu bestimmenden Platze errichtet werden soll. 
Die Wahl des Platzes hat durch die Baukom- 
missio- n zu erfolgen.

Zum Antrag Zimmer, zwei für die Unter
bringung von Knaben und Mädchenklassen räumlich ge
trennte Gebäude vorzusehen, beschließt der Ge
nre ind er at, daß vorderhand nur ein Gebäude 
zu errichten ist, in welchem nach Vornahme einer Trennung 
der Knaben- von den Mädchenklassen, Knaben und Mädchen 
gemeinschaftlich untergebracht werden sollen, daß jeldoch der 
zu errichtende Neubau, sobald er von Knabenklassen ganz 
eingenommen werden kann, diesen zu überweisen und der 
Errichtung eines neuen Gebäudes zur Unterbringung der 
Mädchenklassen näher zu treten ist.

1.5. Bauangelegenheit Gabbardo.
Der Bauunternehmer Gabbardo in Niederjeutz hat ent

gegen einer ihm erteilten Bauerlaubnis, in nach der Bau
ordnung unzulässiger und strafbarer Weise, an feinem 
Neubau in der Kaiser Karlstraße, das im Fachwerk geneh
migte Mansardengeschoß massiv in Steinen und ferner 
dem Z 37 der Bauordnung zuwider, Mauern in nicht ge
nügender Stärke herstellen lassen. Wegen dieser Verstöße

Neubau am 15. Mai d. Js. eingestellt worden. Zur 
Wahrung der städt., durch die Bauordnung gegebenen 
Nechte, hat die Stadtverwaltung eine einstweiligie Verfü
gung erwirkt, mit welcher dem p. Gabbardo die Weiterar- 
beit an seinem Neubau bei Androhung einer Strafe von 
MO für jÄen Fall der Zuwiderhandlung verboten 
wurde. Die am 20. 5. d. Js. zugestellte einstweilige Ver- 
Mung, macht der Stadt zur Pflicht innerhalb 14 Tagen 
illage auf Feststellung deren Rechtsmäßigkeit zu erheben. 
Bauunternehmer Gabbardo hat inzwischen eine neue Fassa- 
uenzeichnung, welche der tatsächlichen Ausführung des Neu
baues Gabbardo entspricht, eingereicht und um deren Ge
nehmigung gebeten. Die Abweichungen von der bereits er- 
leuten Bauerlaubnis sollen einem Vorschläge der Baukom- 
"chslon gemäß nachträglich gebilligt werden.
. Der Vorsitzende teilt Mit, daß er, vorbehaltlich 

er Genehmigung des Gsmeinderats, Gabbardo die Weiter- 
ussuhrung der begonnenen Bauarbeit genehmigt hat un- 
cr der Voraussetzung, daß Gabbardo sich den Bedingungen 
aes Reverses folgenden Inhalts unterwirft:

„Revers.
Der Unterzeichnete, Bauunternehmer Anton Eab- 

bardo in Niederjeutz erklärt sich hiermit einverstan
den, daß die Beibehaltung der gegen die baupolizei
liche Genehmigung hergestellten Frontmauer des 
vierten Obergeschosses seiner Neubauten in der Kai
ser Karl-Straße, bezüglich deren unterm 20. Mai 
v- Js. die einstweilige Verfügung 2 E 18/11 des 
Kaiserlichen Amtsgerichts in Diedenhofen ergangen 
llt, nur unter den nachstehenden Bedingungen gestat
tet wird:

1. Herr Gabbardo hat den schriftlichen Nachweis zu er
bringen, daß sowohl die Besitzer der Seiden angren
zenden, als auch der 3 gegenüberliegenden Häuser 
mit dem Belassen der fraglichen Frontmauer einver
standen sind.

2. Herr Gabbardo zahlt für die vorliegende U-eberschrei- 
tung eine Geldbuße von 200 M in Worten „Zwei
hundert Mark" an die Armenkasse in Diedenhofen.

3. Herr Gabbardo verpflichtet sich hiermit die in dem 
5. Geschoß befindlichen Räume entsprechend Z 15 
Ziffer 4, Abs. 2 der städt. Bauordnung nur zu solchen 
Wohnräumen zu verwenden, die als Gesiädestuban 
und anders Nebenräume der darunter liegenden 
Hauptgeschosse dienen. Für jede hiergegen in der 
Folge festgsstellte Zuwiderhandlung zahlt Herr Gab
bardo eine Buße von 100 -N. Außerdem hat die 
Räumung der evtl. als Wohnung vermieteten 
Räume auf Ersuchen des Bürgermeisters sofort zu 
erfolgen.

4. Der vorliegende Revers bedarf der Zustimmung des 
Eem-einderats.

5. Herr Gabbardo erhält die Erlaubnis zur Fertig
stellung des Neubaues unter der ausdrücklichen Be
dingung, daß bei der noch ausstehendsn Rohbauab
nahme keine Beanstandungen vorgefunden, werden 
und, daß falls der Gemeinderat den vorliegenden 
Revers nicht genehmigen sollte, das oberste Geschoß 
wieder abzutragen und gemäß den genehmigten 
Zeichnungen umzubauen ist.

6. Herr Gabbardo verpflichtet sich den vorliegenden 
Revers bei einem Verkaufe der Häuser auf seine 
Rechtsnachfolger zu übertragen.

7. Die bereits entstandenen Gerichtskosten pp. sind zu 
Lasten des Herrn Gabbardo.

Diedenhofen, den 27. Mai 1911.
gez. A. Gabbardo.

Gesehen 29. 5. 1911.
Der Bürgermeister:

gez. Berkenheier."

Nach Verlesung des fragl. von Gabbardo angenomme
nen Reverses durch den Vorsitzenden, entspinnt sich eine 
lebhafte Debatte, in welcher einerseits die Fest
setzung einer Strafe und die Ueberbüvdung aller entstande
nen Eerichtskosten auf Gabbardo als gerecht, alle übrigen 
Reversbedingungen jedoch als zu weitgehende Forderungen 
bezeichnet werden. Dem wird vom Vorsitzenden wider
sprochen und entgegengehalten, daß die Rechte der Stadt 
gewahrt werden müssen und dies nur in der im Revers 
niedergslegten Form geschehen könne.

Ein Mitglied bittet alle Maßnahmen, welche eine Ver
minderung der Bautätigkeit einschränken können, zu unter
lassen und erblickt in dem Vorgehen der Stadt eine unge
rechte Behandlung des Gabbardo. Hiergegen wird vom 
Vorsitzenden protestiert und- insbesondere betont, daß die 
Bauordnung da sei um respektiert zu werden und von der 
Verwaltung gegen ermittelte Verstöße rücksichtslos einge
schritten werden müsse und auch würde.

Nachdem seitens eines Mitgliedes dem städt. Bauper
sonal -ein Borwurf daraus gemacht wurde, daß die von Gab
bardo vorgenommenen Verstöße erst nach mehreren Tagen 
fsstgestellt w-otden sind, und der Vorsitzende diese Vorwürfe 
als unzutreffend und nicht gerechtfertigt zuriickgewiesen 
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hatte, wurde der Antrag des Mitgliedes Sa- 
lomon aufSchluß der Debatte angenommen.

D e r E e m e i n d e r a t ermächtigt alsdann mit 
großer Stimmenmehrheit die Verwaltung, die vom 
Unternehmer Gabbardo nachgesuchte NachtragsbauerlauLnis 
unter den mit demselben vereinbarten Bedin
gungen des Reverses vom 27. Mai 1911 zu er
teilen, die festgesetzte Strafe zu vereinnahmen und den 
Revers in für Gabbardo rechtsuerbindliche Form zu bringen.

16. Entwässerung des städt Gebäudes in der 
Hospitalstratze.

Die Stadt ist Eigentümerin eines in der Hospital
straße hierselbst gelegenen Hausanwssens, dessen Anschluß 
an das städt. Entwässerungsnetz noch nicht erfolgt ist. Da 
die Stadtverwaltung dort wo die Kanalisation vorhanden 
ist, den Anschluß aller Privatgrundstücke zür Pflicht macht, 
entspricht es auch der Billigkeit, daß sie die eigenen Anwe
sen entwässert. Die Anschlußkosten sind auf 1300 -1l ver
anschlagt und können aus dem noch vorhandenen Kredit für 
die Kanalisation der Altstadt gedeckt werden. Die Baukom
mission hat in ihrer Sitzung vom 26. Mai d. Js. die Aus
führung des frgl. Anschlusses empfohlen.

Der G e m e i n d e r a t auf Antrag des Vorsitzenden 
und dem Vo r s ch lag e der Bau komm ission ent
sprechend beschließt einstimmig das städt. Haus in der 
Hospitalstraße an die Kanalisation anzuschließen.

17. Kanalisation St. Franz.
Der Vorsitzende führt aus, daß der Gemeinderat 

in seiner Sitzung vom 1. Mai d. Js. einen Kollektivantrag 
auf Ausbau des Kanalstrangs nach St. Franz, nach Ableh
nung der Dringlichkeit desselben, in die heutige Sitzung 
verwiesen habe. Er bringt diesen Antrag, sowie ein den
selben unterstützendes Gesuch des Gewerbe- und Fortbil- 
dungsvereins zur Verlesung und bittet um Beschlußfassung. 
Die Baukommission ist in ihrer Sitzung vom 30. Mai. d. 
Js. zu einer definitiven Beschlußfassung nicht gekommen 
und überläßt daher dem Eemeinderat die Entscheidung.

Im Laufe der Verhandlungen des Gemeinderats wird 
von einem Mitgliede der Ausbau des Kanals nach St. 
Franz von der Herstellung der Entwässerung des Vorortes 
St. Peter abhängig gemacht. Ein anderes Mitglied hegt 
Bedenken, ob der Kanal in der augenblicklich vorgesehenen 
Ausführung etwaigen späteren Anforderungen, insbeson
dere auch dann entspricht, wenn auf Bann Monhofen ein 
Hüttenwerk errichtet wird und die Eingemeindung von 
Monhofen erfolgen sollte. Ein Redner erklärt sein Einver
ständnis mit dem Ausbau des Kanals, wenn die Anlieger 
die Herstellungskosten verzinsen und amortisieren. Mehrere 
Mitglieder sind unter den bereits in früheren Beschlüssen, 
angeführten Gründen für den Ausbau des Kanals und 
wünschen dessen Ausführung unabhängig von der-Ent
wässerung von St. Peter.

Nachdem ein von Beigeordneten Haas begrün
deter Ver t ag u n g sa n t ra g ab gelehnt worden 
war, beschließt derGemei n der a t mit 8 gegen 7 Stim
me,:, bei Stimmenthaltung des Vorsitzenden, die Ableh
nung des Ausbaus des Kanals nach St. Franz.

18. Abänderung des Bebauungsplanes.
An der Hand eines Lageplanes erläutert der Vor
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Abänderung des Stadtbebauungsplanes an der Verbin- 
dungsstraße zwischen Metzer- und Ueckingeristratze, der sagen. 
E-Straße. Nach diesem Plane ist beabsichtigt die südliche 
Straßenfluchtlinie, die bisher mit der Grenze des Reiser'- 
schen Eigentums zusammenfiel, um einige Meter nach Nor
den vorzurücken.

Die Vaukommissi o n hat am 24. Mai die vor
geschlagene Aenderung zustim m e n d begutachtet und be
schlossen, daß die Ecke der Ucckinger Straße eine gleiche Aus
bildung wie die C-Straße erfahren soll.

Der Eemeinderat schließt sich dem Vorschlag 
der Va u kommt ssio n an.

19. Festsetzung der Bauweise für den evtl. Umbau 
der Arkaden.

Bei Prüfung des Baugesuchs Breistroff, welches den 
Umbau des zum Hause Marktplatz Nr. 28 gehörigen Arka- 
denbogens zum Gegenstand hatte, hat die Va ukom- 
nr i s s i o n in ihrer Sitzung vom 5. April 1911 empfoh - 
l e n, daß der Eemeinderat im Falle des etwaigen Um
baues weiterer Arkadenbögen, für dieselben die gleiche Bau
weise wie für den Vreistrosf'schen Bogen anordnen möge.

In der sich nach Vortrag des vorbez. Kommissionsbe- 
schlusses entspinnenden Debatte wird einerseits im Interesse 
der Verschönerung des Marktplatzes die angeregte Fest
setzung einer einheitlichen Bauweise als dringend notwen
dig bezeichnet. Von anderer Seite wird mit Rücksicht auf 
den historischen Charakter der Arkaden, deren Beibehaltung 
empfohlen. Die nunmehr vorgenommene A bstimmung 
ergab eine große Mehrheit für den in Vorschla g 
gebrachten Umbau der Arkaden nach der für das 
Breistroff'sche Haus angeordneten Bauweise.

20. Kühlanlage im städt. Schlachthaus.
(Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski.)

Namens der Baukommission erstattet Beigeordneter 
Walkowinski folgenden Bericht:

„Bereits seit mehreren Jahren ist die Errichtung einer 
Kühlanlage geplant. Das Fehlen einer solchen zum Auf
bewahren von Fleisch im Schlachthause erweist sich immer 
mehr als ein Mißstand. Es ist dieser Mangel umso fühlbarer 
als auch hierselbst besondere Eisfabriken nicht bestehen u. die 
Einwohnerschaft gezwungen ist, das zur Konservierung v»n 
Nahrungsmitteln erforderliche Eis aus den Bierbrauereien 
und Wirtschaften zu beziehen. Nach dem vom Stadtblauamt 
ausgoarbeiteten Entwurf ist die Möglichkeit zur Errichtung 
einer Kühlanlage im Hofe des Schlachthauses gegeben. Du' 
Kommission erkennt das dringende Bedürfnis an und er
klärt sich mit der Platzfrage einverstanden. Die Verzin
sung und Amortisation wird aus den Einnahmen für die 
Vermietung, der in verschiedenen Größen anzulegenden 
Zellen, an Metzger, Hoteliers und sonstige Interessenten, 
sowie aus dem Verkauf von Eis Hinreichend gedeckt und füll 
hierüber besonders Budget geführt werden.

Die Anlage der Zellen soll so bemessen werden, dast 
solche für 20 Jahre den Bedürfnissen entsprechen und auch 
den anliegenden Ortschaften Raum zur Unterbringung 
ihrer Waren bieten. Die maschinellen Anlagen werden 
einzurichten sein, daß sie ebenfalls den Betrieb der übrigen 
maschinell zu betreibenden Schlachthauseinrichungen ge
statten.
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Herr Beigeordneter Walkowinski wird beauftragt eine 
Versammlung der Metzger und Interessenten -einzuüerufen 
um die Bedürfnisfrage tn Bezug auf die Anzahl der Zellen 
und Größe zu ermitteln. Ungeachtet dessen über wird das 
Stadtbauamt beauftragt, die wetteren Vorarbeiten zu 
fördern."

Der E emei n Vera t, dem Anträge des Berichter
statters entsprechend, beschließt die E r b a uung einer 
Kühlan l a g e im städt. Schlachthause im Prinzip 
und beauftragt di« Verwaltung demnächst ein diesbezgl. 
Projekt nebst Kostenanschlag dem Eemeinderat 
zur Genehmigung vorzulegen. Die von der Vautommisfion 
gemachten weiteren Anregungen werden gutgeheißen.

21. Polizeiverordnung betr. Anlage von Kies- und 
Sandgruben.

Infolge zu weit vorgeschrittener Abendstunde beantragt 
der Borsitzende Vertagung dieser Angelegenheit.

Der Eemeinderat ist einverstanden.

22. Begutachtung einer Anleihe der israelitischen 
Kirchengemeinde.

Nach einer der israelitischen Kultusgemeinde Angegan
genen, abschriftlich mitgeteilten Verfügung des Herrn Bez.- 
Präs. vom 23. Mai d. Js. — Ie 1070 — hat der Landes
ausschuß bei der 2ten Lesung des Etats, bei den einmaligen 
Ausgaben des Etats der Kultusverwaltung, unter der 
Überschrift „Israelitischer Kultus" als Kap. 39 Titl. 1 fol
gende Position eingeschaltet:

Beitrag von 25 000 Zt zum Neubau einerSyna- 
g o g e in Diedenhofen (1. Rate) . . . 1000 Zt.

Da diese Aenderung auch bei der dritten Lesung des 
Etats angenommen wurde, ist die Beihilfe von 25 000 Zt 
als sicher zu erachten.

Der Herr Bezirkspräsident ersucht das israelitische 
Konsistorium sowie die israelitische Kultusgemeinde Die
denhofen zur Fassung eines erneuten Beschlusses über die 
Aufnahme eines Darlehns von 50 000 Zt bei der Akt.-Ees. 
für Boden- und Kommunal-Kredir zu einem A, nicht 
übersteigsnden Zinsfuß einschließlich 1 Abschluß-Pro
vision und bittet diese Beschlüsse nebst einem Tilgungsplan 
und der Rechnung der isvael. Kultusgemeinde Diedenhofen 
für das Rechnungsjahr 1910 vorzulegen. Nach Erwirkung 
der landesherrlichen Ermächtigung zur Aufnahme der An
leihe wird die erforderliche Bauerlaubnis erteilt.

Der Herr Bez.-Präs. ersucht ferner um Vorlage eines 
die Aufnahme der Anleihe begutachtenden Ge
mein d e r a t s b e s ch l u s s e s.

Der Eemeinderat «auf Antrag des Vorsitzenden 
beschließt einstimmig die aufzunehmende Anleihe z u - 
stimmend zu begutachten.

23. Abänderung der Bauordnung.
Infolge zu weit vorgerückter Abendstunde beantragt 

der Vorsitzende Vertagung dieses Punktes.
Der Eemeinderat ist hiermit einver

standen.
Schluß der Sitzung 10I Uhr.
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Gemeinderatsschung vom 26. Juni 1911,
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Anwesend- waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
dem Vorsitze des Herrn Bürgermeisters Berkenheier die 
Beigeordneten Walkowinski, Haas und Roth, sowie die 
Mitglieder Laillour, Christian, Denz, Frank Heinr., Franck- 
Etourni, Eoedert, Dr. Medernach, Müller, Nouviaire, 
Pfanschilling Röchling, Richard, Steimetz, Schiltz, Salomon, 
Wehrmann und Zimmer.

Entschuldigt: Dr. Kuborn.
Abwesend: Mitglieder Frangois und Reuter.
Schriftführer: Ober-sekretär K-lam und Sekretär Hom- 

bourger.

Tagesordnung.
1. Mitteilungen.
2. Antrag auf Bewilligung einer Beihülfe aus Lan

desmitteln zur Bekämpfung der Rebschädlinge.
3. llebertragung der Leitung der höheren Mädchen

schule an eine akademisch gebildete Lehrerin.
4. Veräußerung von Baugelände.
5. Haushaltungskursus.

1. Mitteilungen
->) Der Vorsitzende gibt dem Gemeinderat davon 

Kenntnis, daß durch Verfügung des Hrn. Vezirksprästden- 
"N vom 21. Juni — I(- 1387 — der EöMeinderatsbeschluß 
""m 1. Mai betr. die Abtretung eines -Platzes an die israe- 
ugche Kultusgemeinde zur E r r i ch t u n g einer S y - 
lag o g e, sowie die Gewährung eines Barzuschusses, g e - 
"bhmigt word en ist.
ick einer Entscheidung des 7. Senats des preußi- 

erverwaltungsgerichts ist die bisher streitige Frage, 
-Vildpret und Geflügel im Sinne des 8 13 

es Zolltarifgesetzes vom 25. Dezember 1910 als „Fleisch" 
, Setzen sind und daher deren oktroifreie Einfuhr 
- ^^ll^ten ist, bejaht worden. Es wird daher in Zu- 
, die Erhebung von Oktroiabgaben auf diese Artikel 
. erbioiben müssen. Eine Aenderung des Oktvoi-Abgaben- 
y. der Gemeinde Diedenhofen kann bis auf weiteres

-U werden, da die Abgabenerhebung auf Wildpret 
Geflügel durch Gemeinderatsbeschluß vom 7. 11. 1010 

stiert worden ist.
.^ Mittels Verfügung vom 27. Mai d. Js. — IIn 804 

Ober!: der Hr. Vezirkspräsident ein Urteil des Ksl.
O x . esgerichts Eolmar, in welchem die Erhebung von 
lz-s. ifldgab e n auf Eisenwaren als unzu- 

- ^^chnet wird. In diesem Urteil wird auch die 
stä n?8kett der Oktroierhebung auf M ob i lia r g e g en - 
zirs^ - pp in Zweifel gestellt. Seitens des Herrn Be- 
ger^apden.ten wird in der vorbezeichneten Verfügung an- 
lande^' '"cht angenommen werden könne, daß das Ober- 

Herrcht von seiner Rechtsauffassung in der Folge ab

gehen wird, das Oktrot auf Eisenwaren fallen zu lassen. 
Die Weiterversteuerung von Holzwaren und neuen Möbeln 
dagegen stellt der Herr Vezirkspräsident einer weiteren 
Entschließung der Gemeinde anheim.

Durch Einstellung der Oktroierhebung auf Eisenwaren 
wird die Stadt einen Einnahmeausfall von etwa 5631 Zt 
erleiden: der Einnahmeausfall auf Holzwaren und Mobi
liargegenstände würde annähernd 9739 Zt betragen. Wäh
rend auf ersteren Ausfall mit ziemlicher Bestimmtheit ge
rechnet werden kann, trifft dies bezl. des Letzteren nicht 
zu und können die in Frage kommenden Gegenstände wei
terhin versteuert werden.

Der Vorsitzende teilt mit, daß die Frage der Oktroi
erhebung im Allgemeinen, begw. die A b ä n - 
derung des Okt roi ab g ab e n ta r i fs in einer 
besondern Sitzung demnächst zur Besprechung kommen wird.

<l) Nach Zeitungsberichten der letzten Tage ist seitens 
der Gemeinde Hayingen gegen -die von dem Herrn Vezirks- 
Präsidenten getroffene Entscheidung, welche eine Verle
gung des Beginns der Hayinger S ch l a chtvie h - 
markte von vormittags 9 auf 11 Uhr zum Gegenstand 
hatte, Einspruch erhoben worden. Der Vorsitzende teilt 
mit, daß er namens der Verwaltung dem Kaiser!. Ministe
rium die Bitte vorlegen w.rde, in dieser Frage vor Anhö
rung der Gemeinde Diedenhofen keine Entscheidung zu 
treffen.

Mitglied Zimmer, unterstützt durch Mitglied 
Röchling, beantrag t, den Bürgermeister sowie den Re
ferenten für Marktangelegenheiten, Beigeordneten Walko
winski, zu beauftragen, in dieser Angelegenheit beim Ksl. 
Ministerium vorstellig zu werden, um den Bestrebun
gen der Gemeinde Hayingen vorzubeugen.

Der Vorsitzende hält dieses Vorgehen für gerechtfertigt, 
um so m ehr als bei einer Audienz beim Ksl. Ministerium 
auch noch andere die Stadtverwaltung interessierende 
Fragen zur Erledigung gebracht werden können.

Der Gemeinderat erklärt sein Ein-v er
st ä nd nis.

e) Der Vermessungspersona-l-Vorsteher teilt auf die in 
der letzten Sitzung des Gemeinderats vorgebrachte Be
schwerde über das willkürliche Vorgehen ver staatlichen 
Vermessungsbeamten bei den Grenzfeststellungs- 
u nd V e r m e ssun g s a r b e i t e n in den Stadtlagen in 
einem Schreiben an die Stadtverwaltung mit, daß der z. 
Zt. mit derartigen Arbeiten betraute Katasterfeldmesser 
die Hauseigentümer vor Betreten der Hausgrundstücke stets 
in hösl. Weise in Kenntnis gesetzt habe.

Mitglied Müller führt erneut Beschwerde 
über das Vorgehen des Vermesiungspersonals und er
wähnt, daß am Vormittage des heutigen Sitzungstages, in 
einem Hause der Zweiplatzstraße, von den Vermessungsbe-. 
amten, bei Einsetzung von Vermessungsbolzen, die Mauern 
in einem neu tapezierten Zimmer in unzulässiger Weise 
beschädigt worden seien.

Der Vorsitzende sichert Untersuchung des 
Vorfalls zu.

k) Die Mitglieder Franck Joh. und Eoe
dert haben die Verwaltung ersucht, eine Regelung der 
bereits seit zwei Jahren schwebenden Entschädigung: 



Gemeinderatssitzung vom 26. Juni 1911.

— 152 —

der durch das Rayon des Forts Ob er-E entrin
gen geschädigten Eigentümer herbeizuführen.

Der Vorsitzende erläutert, daß er sich dieserhalb 
an die Ksl. Kommandantur gewendet und diese die voraus
sichtliche Beendigung der örtlichen Feststellungen über die 
beantragten Entschädigungsforderungen für Ende Juli in 
Aussicht gestellt habe. Eine Zeitangabe über die endgül
tige Regelung der Rayonangelegenheit kann seitens der 
Ksl. Kommandantur nicht gemacht werden.

Auf die Anfrage des Vorsitzenden, ob die Antragsteller 
sich mit einer Fristgewährung von zwei Monaten 
einverstanden erklären und alsdann die Herbeiführung 
einer Entscheidung durch die Reichsrayon-Kommission 
wünschen, erfolgt deren Einverständnis.

g) Seitens des Konservators der geschichtlichen Denk
mäler für den Bezirk Lothringen wird gegen die Ab
tragung eines Teiles der Arcaden auf dem Markt
platz Einspruch erhoben, da dieselben für die Bange- 
schichte der an Profanbauten armen Stadt von großer Be
deutung sind und dem Marktplatz ein charakteristisches Ge
präge verleihen. Der Vorstand der Gesellschaft für loth
ringische Geschichte und Altertumskunde in Metz bedauert 
gleichfalls aus denselben Gründen den Beschluß des Ge
meinderats, durch welchen die grundsätzliche Preisgabe der 
Arcaden gutgeheißen wird und bittet das durch die Ar
caden typische Stadtbild zu erhalten; zugleich teilt der 
Vorstand mit, daß der Herr Bezirkspräsident beabsichtige, 
demnächst nach Diedenhofen zu kommen, um sich die Arcaden 
anzufehen und sich von den Motiven der Beschlußfassung 
des Gemeinderats unterrichten zu lassen; bis zu der in 
Aussicht gestellten Besichtigung wolle die Ausführung des 
den Umbau betreffenden Gemeindevatsbefchhusses ausge
setzt werden.

Der Vorsitzende führt anschließend an die von ihm ver
lesenen Schreiben des Konservators sowie des Altertum- 
vereins aus, daß er am Tage nach der letzten Beschlußfas
sung über die gleichmäßige Durchführung des Umbaues der 
Arcaden Herrn Beigeordneten Haas und Stadtbaumeister 
Mayer zu verstehen gegeben habe, daß er mit Rücksicht auf 
die Minderheit und evtl. Wünsche eines Teiles der Bür
gerschaft beabsichtigt habe, die vom Gemeinderat gefaßten 
Beschlüsse dem Hrn. Bez.-Präsid. zu unterbreiten, mit der 
Bitte, evtl. nach Anhörung des Vorstandes des Nltertums- 
Vereins seine Meinung zu äußern, daß aber während seiner 
Abwesenheit in Leipzig u. Dresden Hr. Beigeordneter Wal
kowinski gemäß dem Beschlusse des Gemeinderats die Bau
erlaubnis zum Umbau des Hauses Breistroff gegeben habe, 
da derselbe von dem Vorhaben des Bürgermeisters nicht 
Kenntnis erhalten hatte; da nun die beiden Schreiben in 
unzweideutiger Weise zu Gunsten der Erhaltung der Arca
den sprechen, habe er dem Architekt des Herrn Breistroff 
mitgetei-lt, daß vorläufig nicht mit den Umbau-arbeiten 
begonnen werden dürfe, bis der Herr Vez.-Präs. zu dem 
Beschlusse des Gemeinderats Stellung genommen habe. Im 
Uebrigen wundere er sich über den Einspruch des Eonser- 
vators, da doch die Arcaden wie aus -vorhandenen Akten 
hervorgeht, nicht zu den Denkmälern oder Altertümern 
gehören, die nur auf Genehmigung des Bez.-Präs. umge- 
bant werden dürfen.

Ein Mitglied weist den Einspruch des Konservators als 
unzulässig zurück und bittet die Verwaltung, dies in einem 
Schreiben zum Ausdruck zu bringen. Ein anderes Mit
glied bestreitet die Berechtigung der Stadtverwaltung, den 

geplanten Umbau in eigener Zuständigkeit zu gestatten, 
da die Beibehaltung des Ortsbildes durch Gesetzeskraft dem 
Schutze der Regierung unterstellt sei. Von einem Mitglieb 
wird der Befürchtung Ausdruck verliehen, daß die llnter- 
sagung des bereits genehmigten Umbaus des Vreistroff- 
schen Hauses für die Stadt einen zweifelhaften Prozeß im 
Gefolge haben könne -und aus diesem Grunde der etwaigen 
Bauausführung keine Hindernisse in den Weg gelegt wer
den dürsten. Nachdem auf Antrag des Mitgliedes 
Schiltz Schluß derDebatte angenommen worden 
war, betont ein weiteres Mitglied die Notwendigkeit des 
Umbaues der Arcaden aus sanitären und verkehrstechm- 
schen Gründen. Er hofft, daß der Hr. Bez.-Präs,, wenn er 
die Gründe kenne, die den Eemeinderat bewogen haben 
den fragl. Beschluß zu fassen, sicherlich nichts einzuwenden 
habe. Der Vorsitzende pflichtet diesen Ausführungen bei 
und gab die Erklärung ah, daß -die Stadtverwaltung vor 
Inangriffnahme irgend welcher Ba-uarbeiten am Breistross- 
schen Hause die von dem Hrn. Vezirkspräsidenten in Vor
schlag gebrachte Besichtigung abwarten werde.

Der Eemeinderat ist hiermit einverstan
den und läßt es bis -auf weiteres bei der Beschlußfassung 
vom 6. Juni beruhen.

— Mitglied Müller verläßt -die Sitzung ohne Ent
schuldigung. —

2 Antrag auf Bewilligung einer Beihülfe aus 

Landesmitteln zur Bekämpfung der Rebschädlinge.

Der Vorsitzende verliest eine Verfügung des 
Herrn Kreisdirektors vom 7. d. Mts., I. No. 3307, nach 
welcher in dem Landeshaushaltsetat für 1911 ein Betrag 
eingestellt worden st, zur Bewilligung von Beihülfen -an 
weinbautreibende Gemeinden, die sich die einheitliche um 
-umfassende Bekämpfung der Rebkrankheiten und Schäd
linge, vor allem des.Heu- und Saue-rwurms, angelegen sein 
lassen werden. Er führt anschließend hieran aus, daß die 
Gemeinde Diedenhosen im Sinne der vo-rbez. Verfg. als 
weinbautreibende Gemeinde anzusehen ist; sie dürfe ihrer 
Vermögenslage und ihren sonstigen Verhältnissen nach, 
insbes. im Hinblick darauf, daß die in der Gemeinde ansässi
gen Winzer im verflossenen Jahre einen vollständigen Aus- 
fall der Weinernte zu verzeichnen hatten, und infolge
dessen der Gemeinde weder Oktroi noch Steuern zugefloisin 
sind, bei Verteilung der Beihülfe grundsätzlich in Betratst 
zu ziehen sein. In dieser Annahme empfiehlt er, daß 
die Gemeinde Diedenhofen sich an der Bekämpfung 
der Rebschädlinge pp beteilige und beantragt, der 
Verwaltung einen für diesen Zweck bestimmten Krcd" 
zur Verfügung zu stellen. Anträge auf Gewährung vn" 
Beihilfen sind bis zum 1. Juli dem Herrn- Kreisdirektor 
vorzulegen; später eingehende Anträge bleiben unberück
sichtigt.

Bei einer Größe von ca. 65 da -der aus Gemeindebann 
Diedenhofen gelegenen We-inbauflächen, ist der Annahusi 
Raum zu geben, daß mindestens 15 du Rebflä-chen im Best? 
besser g e st ellter Eigentümer sind, die evtl. -an de 
allgemeinen Rebschädlingsbekämpfung auf eigene Kosten 
sich beteiligen werden. Um die Bekämpfung auf den übri
gen, im Besitz Minderbemittelter stehenden 50 ba "ev- 
flächen einigermaßen durchgreifend ausführen zu können, 
ist nach einem von der Verwaltung ausgestellten Kosten- 
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LberWage die jährliche Aufbringung einer Summe von 
mindestens 1650 oll erforderlich. Der Vorsitzende 
empfiehlt die Bewilligung eines Teiles der vorbez. 
Summe unter der Voraussetzung, daß aus den 
vorhandenen Staatsmitteln ein höherer als der von der 
Gemeinde gewährte Beitrag zur Verfügung gestellt wird.

In der nunmehr folgenden lebhaften Debatte wird 
von Mitglied Zimmer auf die große Notlage der 
Winzer, die infolge der letztjährigen Mißernten nahe am 
Ruin stehen, hingewiesen und zur Erlangung besserer 
Weinernten eine sehr umfassende und andauernde Be
kämpfung aller Rebkvankheiten empfohlen; hierfür fei 
neben der vom Staat in Aussicht gestellten Beihülfe, auf die 
bestimmt gerechnet werden müsse,, eine Beitragsbowilli- 
Krng der Gemeinde bis zu 2000 oll erforderlich, deren 
Gewährung unter den von dem Vorsitzenden ge
machten Voraussetzungen beantragt werde. Andere 
Redner, welche den Ausführungen des Vorsitzenden und des 
Mitgliedes Zimmer betpflichten, finden die beantragte Ee- 
meindebeihilfe von 2000 oll zu hoch und beantragen 
ihrerseits Kreditbewilligungen in Höhe von 1000 oll. Wäh
rend der Verhandlung des Gemeinderats -wurde auch betont, 
daß die Reb-chädlingsbekämpfung tunlichst auf dem gan
zen Rebgebiet einsetzen und die Gemeinde selbst intensiv 
Mitwirken müsse; wie in anderen Orten, so seien auch hier 
die Schulkinder zur Mitwirkung heranzuziehen.

Ein Mitglied empfiehlt bei Beantragung der Regie- 
rmgsbeihilfe darauf hinzuweisen, daß der Vorort Eentrin- 
8en, der ausschließlich Weinbau betreibt, einen abgöschlosse- 
den Teil der Gemeinde Diedenhofen bildet, dessen Bevöl
kerung, wenn auch für die Gesamt gsmeinde Diedenhofen 
von einer Not infolge Weinmißernten im Grunde genom- 

nicht gesprochen werden kann, in große Not geraten 
und daher bei Zuwendung von Staatsbeihilfen genau 
wenso berücksichtigt zu werden verdient, wie andere klei
ne Gemeinden. die unter den anhaltenden WLinmißern- 
m der letzten Jahre -auf keinen Fall.so zu leiden hatten 
vE^,^t^entringer Winzer, die zum größten Teile total 

o. Mitglied Johann Franck befürwortet 
"Ok-willigung eines Eemeindezuschusses von 2000 oll 

^°^v"tragt, um einer ungerechten Verteilung der 
evtl. zu bewilligenden Zuschüsse zur Rebschäd- 

. gsbekämpfung -aus dem Wege zu gehen, die -Ein
übung einer Kommission, welche bei der Vertei- 

"kg PP. evtl. mitzuwirken hat.
di m Vorsitzende betont,, -daß er annehme, daß nicht 

e oelder, sondern nur die Materialien, die zur Bekäm- 
hMNg beschafft werden, -den Winzern verteilt werden sollen, 
WionEet im klebrigen die Erennnu-ng einer Kom- 

«s„ der alsdann erfolgten Abstimmung wurde der 
^"trag Zimmer :

„D e r !Eemeinderat Lewi l l igt z u m A n - 
lauf von Materialien und Apparaten 
lur die R eLs chä dl i ng sb e kam pfu n g pp. 
^rnen Betrag bis zu 2000 -ll unter der 
Voraussetzung, daß die Regierung eine 
d o h r e B ei h ilfe g e w -ä h r t."

lt Stim m e n Mehrheit a n geno m men.

im m o "r e inderat ermächtigt die Verwaltung, 
^nehmen mit der auf A n t r a g d e s M i t g l i e d e s 

Franck gewählten Kommission, bestehend aus 
den Herren Bürgermeister Berkenheier sowie den Mitglie
dern Franck, Goedert, Richard, Roth, Schiltz und Zimmer, 
die B e s cha ffu-n g von R eb sch-ädl in g sb e kä-mpf- 
u n gsmaterialie n in die Wege zu -leiten, die Vertei
lung vorzunehmen, sowie alle etwa erforderlich erscheinen
den sonstigen Maßnahmen zu treffen.

3 Uebertragung der Leitung der höheren 
Mädchenschule an eine akademisch gebildete Lehrerin

Unterm 13. Juni — O. S. 4101 — teilt der Herr 
Direktor des Obersch-ulrates mit, daß er bereit sei, die Lei
tung der höheren Mädchenschule in Diedenhofen einer aka - 
demi sch gebildeten Lehrerin zu übertragen, wenn eine ge
eignete Persönlichkeit zur Uebernahme der Stelle bereit ist. 
-Gleichzeitig wird um Mitteilung des von der -Gemeinde aus
gesetzten Gehaltes gebeten.

Der Vorsitzende führt anschließend an die Verlesung des 
vorbez. Erlasses aus, daß der Gemeinderat letzthin bei Er
höhung der Schulgeld-sätze für die höhere Mädchenschule, die 
Berufung einer akademisch gebildeten Lehrerin an diese An
stalt im Prinzip gutgehei-ßen hat. Er empfiehlt die Fest
setzung eines Gehaltes von 2400 oll pro Jahr, steigend in 
dreijährigen Perioden -um je 300 oll bis zum Höchstgehalte 
von 4200 oll.

Beigeordneter Haas beantragt das Anfangsgehalt auf 
3000 oll sestzusetzen.

D e r G -em e i n d e ra t b e s ch l i e ß t, die Verwaltung 
zu ermächtigen, eine akademisch gebildete Lehrerin an 
die höhere Mädchenschule zu berufen, dieser neben der 
Erteilung einer beschränkter Anzahl Lehrstunden die dem
nächst frei werdende Leitung der Anstalt zu übertragen 
und setzt die Eehaltsbez ü g e entsprechend dem Vor
schläge des Vorsitzenden fe st.

4. Veräußerung von Baugelände.
Seitens eines Liebhabers sind für einen Bauplatz im 

Baublock 42, mit einem Flächeninhalt von 5,25 Ar, auf die 
Parkstraße stoßend, neben dem von der evangelischen Ge
meinde zur Errichtung eines evangelischen Krankenhauses 
vorbehaltenen Gelände -liegend, 12 oll pro giu geboten unter 
der Voraussetzung, -daß die -Stadtverwaltung Gewähr dafür 
bietet, daß die evangel. Kirchengemeinde das -geplante 
Krankenhaus nicht baut. Im Falle der Nichtübernahme 
der geforderten Gewähr, bietet der Liebhaber 10 -ll -pro gin. 
Der Vorsitzende bittet jede Garantie bezgl. der Errichtung 
eines Krankenhauses an dieser Stelle abzulshnen und be
dingungslos 15 oll pro gru zu verlangen. Aus der Mitte 
des Gemeinderates werden Anträge gestellt den Preis des 
frgl. Platzes auf 13, 14, 16 und 17 oll festzufetzen.

Der Gemeinderat, entsprechend dem Antrag 
des Mitgliedes Salomon beschließt den Preis auf 
1 6 oll pro (pu zu normieren und keinerlei Gew ä h r 
zu übernehmen. Im Fälle der Annahme dieses Preises 
wird der Vorsitzende -ermächtigt, das llebergebotsverfahren 
einzuleiten, den Zuschlag zu erteilen und Beurkundung der 
Uebertragung auf den Liebhaber vorzunehmen.

Mitglied Pfanschilling verläßt die Sitzung -mit Ent
schuldigung.

5. Haushaltungskursus.
Die Teilnehmerinnen des z. Zt. im Schulhaus in St. 

Franz stattfindenden Haushaltungskursus haben den 
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Wunsch nach einer 4 wöchentlichen Verlän g erung des 
Kursus um Erlernung der bessere n Küche geäußert. Auf 
eine Anfrage der Stadtverwaltung hat der Vaterländische 
Fvauenverein in Metz sich bereit erklärt, für den verlänger
ten Kursus die bisher zur Verfügung gestellten Geräte wei
ter zu überlassen, jedoch die Vergütung der Lehrerin, die 
auch weiterhin mit Leitung des verlängerten Kursus be
auftragt werden könne, nicht zu übernehmen.

Der Vorsitzende führt aus, daß dem Wunsch der Schüle
rinnen stattgegeben werden könne, da die Kursusteilnehms- 
rinnen die entstehenden Auslagen aufbringen und der 
Stadt, w'e mit ziemlicher Bestimmtheit feststchc. keinerlei 
Kosten entstehen werden.

Der Eemeinderat genehmigt einstimmig 
eine vierwöchentliche Verlän g erun g des augenblickli

chen Haiishaltungskursus und stellt das bisher benutzte Lokal 
pp. zur Verfügung.

Auf den Antrag des Vorsitzenden beschließt 
der Eemeinderat ferner die Veranstaltung einer Schluß
feier nach Beendigung des Haushaltungskursiis und be
willigt hierfür einen evtl. Kredit in mäßiger Höhe. Die 
Festsetzung des Programms für die frgl. Schlußseier bleibt 
der Stadtverwaltung überlassen.

Schließlich heißt der Eemeinderat die Veranstal
tung eines zweiten Haushaltungskursus gut 
und gewährt zu dessen Abhaltung einen Kredit bis zu 200 
Dieser Kursus soll tunlichst im Spätherbst abgehaltm 
werden.

Schluß der Sitzung 6I Uhr.



Bericht
über die

Gemeinderatsschung vom 3. Juli 1911,
W«cHrnittcrgs 4 WHr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
t>em Vorsitze des Herrn Bürgermeisters Berkenheier die 
Beigeordneten Walkowinski, Haas und Roth sowie die 
Mitgliöder Cailloux, Christian, Denz, Franck Joh-., Fran- 
tzois, Frank Heinr., Goedert, Dr. Msdern-ach, Müller, Nou- 
viaire, Pfanschilli-ng, Reuter, Richards Salomon, Sch-iltz, 
Cteimetz, -Wehrmann und Zimmer.

Entschuldigt: Dr. Kuborn und Röchling.
Schriftführer: Obersskretür Kl-am und Sekretär Hom- 

bourger.

Tagesordnung.
1. Mitteilungen.
2. Niederschlagung von unbeitreiblichen Eemeindeein- 

nahmen und von Hundesteuern.
3. Erhöhung der Mietsents-chädigung für Kleinkinder- 

Lehrerinnen.
4. Verlängerung der Wasserleitung in der Kollegium- 

straße.
5. Straßenbeleuchtung.
6. Theatervertrag.
7. Antrag auf Anfertigung eines Projektes für den 

Van einer Straßenbahn nach Briguerie pp.
8. Verkaufsversprechen Hartenstein.
9. Polizeiverordnung betreffend Anlage von Kies- und 

Sandgruben.
10. Abänderung der Bauordnung.

1. Mitteilungen.
ir) Seitens des Militärbauamts II in Metz wird unterm 

-9. ^uni — I. N. 3079 — mitgeteilt, daß für E i n e b - 
ungszwecka des Bauplatzes zur Errichtung des neuen 

Cn-f ant e r ie-Käse r-n em-e-n t s rd. 10 000 cd in Bo- 
benötigt werden, welche nach Abzug von 4000 cdin, die 

em Bau der für die Fuhartillerieunter-brin-gung bei der 
NesbergkasernL geplanten Gebäude gewonnen werden, auf 

Jnf.-Ka-sernement Lestimmten Bauplatz zu 
sind. Für die von der Stadt zu liefernden Bod-on- 

^assen von rd. 6000 ebin, die vom Wallabtrag an der Ter- 
Mekaferne herrühren, werden seitens der Militärverwal- 

wie vom Gemeinderat s. Zt. gutg-sheißen 76 Z pro 
tin^ "^Tütet; die Aufschüttungsarbeiten können gleichgei- 

S mit den von der Stadt übernommenen Abtra-gungsar- 
^ien erfolgen.

von Herrn Rechtsanwalt Haas gegen die Stadt- 
. Wallung angestrengte Schadensersatz - Rechts- 

P infolge einer gütlichen Einigung mit der Unfall- 
^^rungsgesellschaft Winterthur erfreulicher Weise aus 

wis^" geschafft. Der bestehende Versicherungsvertrag 
" unverändert weiterbestehen bleiben.

e) U mp f last er u n g dar St. Peterstraße.
Seitens des Herrn Bezirks-Prästdenten in Metz ist eine 

Verfügung folgenden Inhalts eingegangon:
„Metz, den 23. Juli 1911.

„Auf den Antrag vom 18. März d. Js. V. a. 393/11 an 
die Kreisbauinspöktion in Diedenhofen und den Bericht vom 
9. v. M. V 720/1,1 teile ich ergebenst mit, daß das Kaiser
liche Ministerium sich bereit erklärt hat der Stadt Dieden
hofen zu den Kosten der Neupflasterung der verlegten 
Strecken der Staatsstraße Nr. 17 in Diedenhofen eine Bei
hilfe aus Landesmitteln zu gewähren.

Für den Zuschuß des Staates kommt nur der Mehrwert 
des neuen Pflasters gegenüber dem alten Pflaster in Frage, 
während die Kosten der Pflasterung selbst von der Stadt 
Diedenhofen allein zu tragen sind, wie es auch im gleichen 
Falle Lei der Stadt Metz geschieht. Die alten, Pflaster
steine besitzen einen Wert von 2 für das Quadratmeter. 
Da nur die Hälfte der alten Steine wieder verwendbar 
war, während der Wert der neuen Quarzitpflastersteine, 
nach Diedenhofen geliefert, 5,50 beträgt, so berechnet sich 
der Mehrwert für die 301,75 Meter lange, 6,00 Meter breite 
Straßenfläche zu 301,75 X6.00 (5,50—2,00)—6336,75 -R oder 
rund 6400 -N, die vom Ministerium in Aussicht gestellt sind.

Die Beihilfe kann aber erst im Rechnungsjahr 1912 
gemährt werden, weil die im laufenden- Rechnungsjahre 
verfügbaren Mittel anderweitig verwendet werden. Da 
nach Ihrem Bericht vom 9. Mai. d. Js. V a 720/11 die ver
legte Strecke der Staatsstraße vor dem Metzertor (St. 
Peterstraße) in der letzten Zeit einer Ausbesserung unter
zogen worden ist, so erkläre ich mich- damit einverstanden, 
daß die Pflasterung, soweit dieselbe außerhalb des Geleise- 
bereichs der Fentschtalbahn liegt, auf ein Jahr verscho
ben wird.

-Gegen die -Verschiebung der -Neupfla-sterung der Strecke 
vor dem Luxemburgertore um ein weiteres Jahr ist eben
falls nichts zu erinnern.

Im Aufträge geg. Kays e r.
An den Herrn Bürgermeister in Diedenhofen V 2516."

Anschließend, an den- Verles vorstehender Verfügung 
trägt der Vorsitzende den Inhalt des dieser vorausgegange
nen Berichts der Verwaltung vom 9. Mai d. Js. vor, mit
telst welchem ein Staatszuschuß in Hohe von 19 200 -N ver
langt wird, und, bittet um Angabe weiterer als der in dem 
verlesenen Bericht enthaltenen Gründe, welche die Gewäh
rung eines h ö her e-n als dem in dankenswerter -Weise in 
Aussicht gestellten Staatszuschuß -von 6400 -N rechtfertigen 
können.

Mitglied Dr. Bieder nach erläutert, daß bei 
dem erheblichen- Verkehr, welcher über die von der Stadt 
verlegte Straßenstre-cke geleitet wird, die bei Berechnung 
des Staatszus-chusses -angenommene 6 Meter breite Straßen
fläche nicht mehr hinreichend gewesen, und- schon längst, wie 
bei der Moselbr-ücke, eine Verbreiterung auf Staatskosten 
unumgänglich geworden wäre. Das in der alten Staats
straße vorhandene Strwßenpflaster, das übrigens schon -stark 
abgenutzt w-ar, hätte während des -6jährigen -Bestehens der 
neuen St. Peterstraße, die bisher von der Stadt unterhalten 
worden ist, nicht mehr genügt. Der Staat hätte neben der 
6jährigen Unterhaltung der -alten -Straße heute auch- noch 
deren Umpflasterung auf eigene Kosten auszuf-ühren. Die 
sehr kostspielige -Verlegung der Straße auf ein höheres 
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Straßenniveau, die der Staat gegebenenfalls auch hätte vor
nehmen müssen, fei nur nebenbei erwähnt.

Schließlich weist Redner darauf hin, daß der in Aus
sicht gestellte Staatszuchuß nur die Lieferung, der neuen 
Qnarzit-steine nach Diedenhofen berücksichtigt, indem 5,HO 
-R pro gin a-nge-setzt sind, während der Transport an die 
Verwendungsstelle und der Arbeitslohn pp für die Verle
gung vollständig außer Betracht bleiben. Ein anderes 
Mitglied schließt sich den Ausführungen des Dr. Medernach 
an und betont, daß die alte Staatsstraße stellenweise w e - 
n iger als 6 Meter Fahrbahn aufwies, und daher bei Be
rechnung des Staatszuschusses eine a llge m eine Stra- 
ßenbreite von 6 Meter nicht hätte angenommen werden 
dürfen. Von anderer Seite wurde darauf hingewiesen, daß 
die notwendig gewordene MoselbrückenkVerbreiterung auf 
Kosten des Staates, nach Leistung- eines verhältnismäßig 
niedrigen Zuschusses durch die Stadt erfolgt ist; hieraus 
erhelle daß der Staat an dieser Stelle dem vermehrten Ver
kehr Rechnung getragen habe und- daß, -wenn nun die Stadt 
an anderer -Stelle dem Staate diese Last -abnimmt, eine 
wesentlich höhere Beihilfe wie 6400 -R angemessen 
sei.

Nachdem der Vorsitzende die für die 'Gewährung ernes 
höheren Staatszuschusses bereits früher und auch heute an
geführten Gründe zu'-sammengefaßt hatte, wurde folgender 
Beschluß gefaßt:

Der Eemeinderat betrachtet die seitens der Re
gierung zur Umpflasterung der verlegten Strecke der 
Staatsstraße Nr. 17 in Diedenhofen (St. Peterstraße) -be
rechnete -Sta-atsb eihi lf-e von rd. 6400 Ul -als vor
läufige Inaussichtstellung eines Zuschusses, spricht hier
für der Regierung seinen besten D a n k aus und bedau
ert jedoch bei diesem mäßigen Zufchusse die fragt. Um
pflasterung nicht beschließen und ausführen lassen zu 
können.

Der Eemeinderat Littet ferner, unter Anerken
nung der in seiner Beschlußfassung niedergelegten Begrün
dung, um Gewährung eines er h -ebl ich- h öh -er -e n Staats
zuschusses und ermächtigt den Bürgermeister, diesen Wunsch 
der Regierung zu unterbreiten.

cl) Der Schützenverein läd den Eemeinderat zu seinem 
diesj. 26. Schütz enfeste am 9., 10. und 11. d. Mts. ein. 
Das Fest findet -aus den -alten Schießständen des Schützen
vereins statt.

o) In der Rekurssache des Augenarztes Dr. Kuborn 
gegen die Entscheidung des Kaiser!. Bezirksrats in Metz 
vom 6. Januar 1911, wegen Anfechtung der Höhe von 
Kanalgebü h r -en der Augenklinik am Burgunderring, 
hat der Kaiserl. Rat -am 17. Juni den erhobenen Rekurs 
abgelehn t. Die Veranlagung der Kuborn'scheu Augen
klinik zur Kanalgebühr ist somit zu recht erfolgt.

k) Der Männerges-an-gv-erein Diedenhofen läd den Ee- 
meind-erat zu dem am 23. d. -Mts. stattfi-ndend-en Lothr. 
Verbandssänger-Fest verbunden mit 30jährig-em 
Stiftungsfest des Männergesangverei-ns -ein.

Der Eemeinderat nimmt von sämtlichen Mit
teilungen dankend Ke n n tnis.

2. Niederschlagung von unbeitleiblichen 
Gemeindeeinnahmen und von Hundesteuern.

(Berichterstatter Beigeordneter W-alkowinski.)
a) Bon den nachbezeichn-eten Personen Benati, Braden, 

Kurtz,, Seelg-en, Ulrich, Weistr-off-cr, Klein, Schiel und Fel- 

lerm-ann konnten die Ha ndw e r ks ka mm e r ko st e n pn 
1910 im Gesamtbetrag von 23,16 -R nicht bcigetrieben wei
den, und zwar wurde in 5 Fällen P fand Mangel fch- 
,gestellt, 3 Schuldner waren unbekannt verzogen 
und bei einem Zahlungspflichtigen, der in Konkurs ge
raten ist, war die Anmeldefrist verstrichen. -Der zur Zah
lung- des Betrages von- 2 -R 79 F verpflichtete Handwerker 
Joh. Schiehl Hat gegen seine Veranlagung Einspruch er
haben und- wäre die Niederschlagung dieses Betrages nur 
unter der Voraussetzung zu bewilligen, daß der Schichl'schs 
Einspruch angenommen wird.

Der G e-m -e i n de r a t auf Antrag des -Berichterstü!- 
ters b e schli eß t die N i ed e r s ch la g u ng der unbei- 
treiblichen Handwerkskam-merk-osten in Höhe von 23,16 li 
mit der Maßgabe, daß bezgl. des von Schiehl geschuldeten 
Betrages von 2,79 -R der Erfol g dessen Einspruchs alzu- 
warten ist.

d) die Dienstmagd Emili-e Bäppler -schuldet für Anfer
tigung eines Grabes 2 -R. Da die Bäppler -gestorben ist, 
kann die Beitreibung des Betrages nicht erfolgen.

Der -Eemeinderat auf Antrag des Berichterstat
ters, bewilligt die Ni -ederschl -a g u n -g des Betrages
vo n 2 lü.

<-) Bauunternehmer Dorn schuldet -an Lage-rplatzgM- 
ren 72,90 -ü deren Beitreibung infolge Pfandman
gels erfogl-os verlaufen ist. Der Vorsitzende schlägt vor 
den Betrag -nicht niederzuschlagen-, sondern zu stunden 
und dem- -Schuldner -gelegentlich' eine städt. Arbeit zu Mi- 
tvag-en, mit deren Kostenbetrag die städt. Forderung -als
dann a u -f g e r >e ch n -e t werden könnte.

-Ein Mitglied bittet zur Sicherung städt. Ansprüche, an 
den auf städt. Lagerplätzen lagernden Materialien evtl. bis 
zur Begleichung -der La-gerplatzmieten -das gesetzlich- 
stehende R e te n t i o n s rech t auszuüben.

Der Gemeinderat beschließt entsprechend dei- 
Vorschläge d es Vorsitzenden und beauftragt M 
Verwaltung, evtl. in Zukunft von dem ihr gesetzlich zm 
stehenden R et e n t i o n sre-cht Gebrauch zu machen. ,

cl) Für den Schüler der Mittelschule Io-H. Wurm n- 
Briquerie ist aus dem Rechnungsjahr 1910 ein Schu- 
geldbetra -g in- Höhe von 12 -R infolge Psand -m a i- 
gels nicht beizutreib-en. Es wird- Niederschlagung des de- 
trag-es und Ausweisung des Schülers aus der MittelW 
beantragt.

Auf den Vorschlag des M i t gl i ed e s D r. M e o ' 
n -a -ch beschließt der -Gemein d erat -die Ber-wciltung 
ermächtigen, dem Schuldner Aus stand und er
rat -e n w e i s -e Zahlung d-es geschuldeten Betrages z 
gewähren, und nach Einholung eines zusagenden Gute p 
tens seitens des Schulleiters, dem Schüler weiterhin den 
such der Mittelschule zu gestatten, bei Nich-tübernahme ° 
Verpflichtung zur ratenweisen Abtragung des Bett S- 
bezw. Nichteinhaltung der Ratenzahlungen soll der 
aus der Mittelschule verwies e n werden. .

s) Der Steuerausschuß befürwortet die Nl-ede 
fchlagung von 32 -N teilweise unbeitreiblicher und r 
weise zu Unrecht veranlagter Hundesteuern.

Der Eemeinderat ist einverstanden.
3. Erhöhung der Mietsentschädigung für Klei"' 

linder-Lehrerinnen.
Die Lehrerin an der Kleinkinderschule in St. 8^'^ 

Fräulein Edelblut, bittet um Erhöhung ihrer Wohn
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entschädigung um 100 oN und begründet den Antrag damit, 
daß den unverheirateten Elömentarschullehrpersonen bei der 
Budgetberatung, mit Rücksicht -auf die teueren Mietsver- 
hältnisse in Diedenhofen, die -auch die K-leinkinderlehrerin 
fühlbar träfen, -eine -Erhöhung der Wohnungszufchü-sse von 
je 100 M gewährt worden sei.

Der Vorsitzende e m p f- i e h- lt das Gesuch zu 
berücksichtigen und gleichzeitig auch den -anderen in Dieden- 
hofen tätigen Kleinkinderlehrerinnen nicht nur den Woh- 
n-ungszuschuß auf 300 zu erhöhen, sondern dieselben viel- 
-m-chr mit den übrigen unverheirateten L-ehrpersonen der 
Esmeinde gleich zu stellen, d. h. deren Wohnun-gse-ntschä- 
digung auf 350 -ü pro Jahr zu normieren.

Der Eemeinderat beschließt entsprechend 
diesem V o r s -ch l a g e und bewilligt -d-en erforderlichen 
Kredit mit Rückwirkung- vom 1. April d. Js. ab.

4. Verlängerung der Wasserleitung in der 
Kollegiumstraße.

Der Schmiede-meister Bohl, der auf einem -von der 
Ct-adt erworbenen Bauge-lände an der verlängerten Lolle- 
sium-straße einen Neubau errichtet, bittet um Anschluß an 
die städt. Wasserleitung. Da die Leitung noch nicht bis zu 
der Vohl'schen Baustelle liegt, wird deren V-c r l ä n g e - 
rung erforderlich. Es ist die Aufwendung eines Betrages 
von oa. 400 notwendig,

Eemeinderat ist mit der erforderlichen 
Verlängerung einverstanden und bewilligt 
den von der Verwaltung gewünschten Kredit.

5 Straßenbeleuchtung,
Mitglied Dr. Kuborn bittet die durch Beschluß vom 3. 

funl d. Js. zur Halbn-achtlaterne degradierte Nacht- 
-chrne Nr. 171 vor der Augenklinik am Burgund,erring 

nder zur Nachtlaterne zu erheben, da hierzu ein 
ringendes Bedürfnis vorhanden sei.

Nach kurzer Debatte, in welcher die größere Anzahl der 
coner gegen den gestellten Antrag -spricht, lehnt der 
rmeinderat mit großer Stimmenmehrheit die Er- 

t e^n^ Ha-lbnachtlaterne Nr. 171 zur N-achtla-

6 Theatervertrag.
rim Do r sitzende teilt mit, daß nach- einer Ver- 
^gun-g des Herrn Bezirks-Präsidenten vom 7. Juli d. Js. 
von in 'T.lür Spielzeit 1911/12 die Veranstaltung 
b,>nn^0 K^ri-zösifchen Vorstellungen im Stadttheater in Die- 

^len gestattet worden ist, und führt -anschließend hieran 
t die französischen The-atervorstellungen- in den letz- 

infolge ihres minimalen künstlerischen Wertes 
hm. s der Metzer Th-saterdirektion- -an den Tag gs- 
ilm v wringen Interesses, -an Besuch stark gelitten hätten. 
hH '^s ^ukeresse den franz. Vorstellungen wieder zu 
kreist '-E ^ine Anzahl zu-m Teil nicht aus Gemeinderats- 
Bein, jf^mender Herren unter dem Vorsitz des Herrn 
frg». ^ch^Ln Ha^s als nicht offizielle KommiM-on für 
der r ^^.?terv-orstellu-ngen zus-ammen-getreten, und hat in 
ly^c/rfwssenen Theatersaison mit guten Truppen einige 
iuch di ^Eervorstellungen vermittelt, wodurch- der Ve- 
franriun^c sich wieder etw>as -gehoben habe. Das 
Kreis, v n Publikum sowie -auch eingewanderte
Zur E den Wunsch, daß -auch in diesem Jahre etwas 

u vung der französischen Vorstellungen getan werde: 

um nun erfolgreich wirken zu können, ist -es zweckmäßig, 
daß soweit franz. Vorstellungen in Frage kommen, die Di
rektion des Herrn Brucks aus-cheidet und eine Theaterkom- 
mission, in welche die vorjährig tätig gewesenen Herren -aus 
Bürg-erkreisen sowie die zweite Kommission des Gemeinde- 
rates zu berufen sein würden, in Tätigkeit tritt. Anläßlich 
einer vor einigen Tagen stattge-fundenen privaten Bespre
chung einiger Herren des Gemeindevats mit den Mitglie
dern der vorjährigen Kommission für -franz. Vorstellungen, 
haben sich die zuletzt bezeichneten Herren bereit erklärt, 
wirklich g e d i e-g s n e und künstlerische französische 
Vorstellungen zur Aufführung bringen zu lassen, wenn die 
Leitung dieser -Vorstellung, -nach Entziehung aus den Hän
den des Herrn Brucks, ihnen übertragen sowie von der im 
Budget vorgesehenen Th-eaters-ubvention 500 -N für 
franz. Vorstellungen bestimmt und v-om Gcmetnderat -außer
dem weitere 500 ob für diesen Zweck zur -Verfügung gestellt 
würden. Es würden daher für -die 10 franz. Vorstellungen 
1000 -und für die 20 deutschen Vorstellungen 2000 -N zu 
bewilligen- sein. -Dafür, daß keine unstatthaften Stücke zur 
Aufführung gelangen werden, wird -einerseits- die Zensur, 
andererseits die von einer aus der zu benennenden Kom
mission zu wählenden Unterko-mmMon die Gewähr bieten.

Nach kurzer Debatte beschließt derGemeinde- 
rat -ei n sti m m i g, die Leitung der franz. Theatervor
stellungen einer noch zu ernennenden Spezialkom- 
mission z-u übertragen, dieser von der budgetmäßig vor- 
goehenen Theatersubvention 500 ^l, sowie -einen weiteren 
Kredit von 500 -N, -also insgesamt 1000 -N zur Verfügung 
zu stellen: der Rest der Thoatersubvention von 2000 soll 
für die Veranstaltung von 20 deutschen Theatervorstellungen 
vorgesehen und nach Abschluß eines evtl. entsprechenden 
Vertrages an die Direktion des Stadttheaters in Metz zur 
Auszahlung -gelangen.

Für die Veranstaltung der franz. Vorstellungen wird 
eine S p e z i a l kom m i s si o n ernannt bestehend aus 
den Mitgliedern der 2. Kommission d-es Eemeinderats, Hrn. 
Beigeordneten Roth sowie den nicht zum Gemeinderat 
gehörenden Herren Andin, Berthier, Dondelinger, E. Fran- 
q-ois, Henri -Levy und WiMphen unter dem Vorsitze des 
Bürgermeisters bezw. i. V. d. Vei-g. Haas.

Ein von Mitglied B e i g eord n e t e n- H -a a s gestell
ter Antra g -auf Gewährung eines Kredits zur Beschaf
fung w e i t e r e r Mob i l-ia r g eg e n stä nd e für das 
Foyer des Städttheaters wird zur Prüfung und Begutach
tung -an die 2. Komm i s s i o n verwiese n.

7. Antrag aus Anfertigung eines Projektes für den 
Bau einer Straßenbahn nach Vriquerie pp.
Die M i t g l i ede r F r -a n ck Joh. u n d G o e d e r t- 

Eentringen haben -eine geschästsord-nungsmäßig-en, von acht 
Mitgliedern unterschriebenen Antrag auf Ausar
beitung eines Projektes zum Ausbau einer 
Straßenbahn nach den Vororten Vriquerie und Gentringen 
ein-gebvacht, der -vom -Vorsitzenden verlesen wird. Anschlie
ßend hieran -führt der Vorsitzende aus, daß die Antragsteller 
bereits vor -einiger Zeit die Anfertigung des bezg-l. Bahn
bauprojektes durch das Stadtb-auamt an-geregt haben, er 
jedoch die Angelegenheit als zur Zuständigkeit einer Bahn- 
baugösellsch-aft gehörend -bezeichnet und die Antragsteller -an 
die Firma Bering u. Waechter verwiesen habe.

Mitglied Eoedert um Begründung des Antra
ges ersucht, führt -aus, daß die von ihm angegangene Bahn
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baugesellschaft für den Bau einer Straßenbahn nach Bri- 
querie pp kein Interesse gezeigt habe; er erläutert, daß 
durch die demnächstige Fertigstellung der Fentschtalbahn die 
Vororte Briquerie und Ecntringen, und mit diesen die Ge
meinde Diedenhofen, leiden werde, da sich zweifellos eine 
Abwanderung der Bevölkerung nach Terwen und 
Flörchingen pp einstellen müsse. Redner verkennt nicht die 
erheblichen Kosten des Bahnbaues nach Briquerie pp, 
glaubt jedoch ein lebhaftes Interesse der Gemeinde an dem
selben feststellen zu können und empfie h l t zwecks Er
mittelung der entstehenden Kosten die Anfertigung 
eines Projektes, entweder durch das Stadtbauamt 
oder im Benehmen mit einer Bahnbaugesellschaft.

Mitglied Franck erwartet von der Ausführung 
eines Bahnbaues nach Gentringen eine lebhafte Entwicke
lung und Bevölkerungszunahme auf dieser Seite der Ge
meinde.

In der sich alsdann entspinnenden allgemeinen 
Diskussion empfiehlt Beigeordneter Walko
winski die Stadtverwaltung zu ermächtigen, von einer 
Bahnbaugesellfchaft ein Projekt nebst Kostenüberschlag 
einzufordern. Beigeordneter Haas beantragt 
Verweisung an eine K o m m issi on. Mitgli e d 
Dr. Medernach meist darauf hin, daß bei Ausführung 
des Projektes nicht nur die Baukosten, sondern auch, die 
evtl. sehr erheblichen Betriebskosten zu beachten find 
und diese letzteren von der Stadt zweifellos nicht getragen 
werden können, llebrigens sei der von dem Antragsteller 
angeführte Hauptgrund, die voraussichtliche Bevölkerungs- 
abwanderung, wohl kaum derart ausschlaggebend, daß die 
Stadt für einen unrentablen Bahnbau riesige Summen in
vestiere. Aus diesem Grunde könne auch die Anfertigung 
eines Projektes nicht gerechtfertigt erscheinen. Mit
glied Zimmer sieht in dem mit der AGMEA abge
schlossenen Gasvertrag ein Hindernis für die Ausführung 
einer Bahn nach Briquerie pp.

Seitens des Vorsitzenden wird empfohlen, falls 
der Eemeinderat nicht -von« vornherein dem Projekt ableh
nend! gegenüber steht, die Stadtverwaltung zu ermäch
tige n, durch das Städtbauamt die evtl. Trasse der be
antragten Bahn aufstellen und an Hand dieser von einer 
Vahnbaugesellschaft ein k o st e nloses Vorprojekt 
n e b st K o »st -enllb e r s ch l a g anfertisten zu lassen, wel
ch es zunächst der Baukommiss i o n zur Begutachtung 
vorzulogen sein würde.

Der Eemeinderat wie auch die Antragsteller 
erklären sich hiermit einverstanden. Zu einer 
evtl. Tagung der Baukommission sind die Mitglieder Goe- 
dert und Franck hinzuzuziehen.

8. Verkaussversprechen Hartenstein.
Der Vorsitzende trägt vor, daß die Verwaltung 

auf Grund eines Esmeinderatsbeschlusses vom 14. November 
1810 mit der Wwe. Hartenstein hierselbst ein Kaufver
sprechen abgeschlossen habe, durch welches letztere sich auf 
die Dauer eines Jahres verpflichtet habe, ihren an der 
Kaiserin-Auguste-Viktoria-Promeniade gelegenen Bauplatz 
der Stadt im Kaufwege abzutreten. Der Kaufpreis des 
fraglichen Platzes wurde s. Zt. auf 12 000 -N festgesetzt. Bei 
vorbezeichneter Beschlußfassung des Eemeinderats bestand 
die Absicht, im Laufe des Jahres eine ö f fentliche Ee- 
ländeversteigerung auszuschreiben, bei dieser Gelegenheit 
den Hartenstein'schen Platz mit auszubieten und nach Er
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reichung eines Höchstgebotes von 12 000 -R den Zuschlag zu 
erteilen. Da sich die Konjunktur für eine Geländever- 
steigerung bisher nicht günstig gezeigt hat, ist auch die Ver
äußerung des Hartenstein'schen Platzes unterblieben. Bei 
Abschluß des Hartenstein'schen Kaufversprechens war mit 
einer Veräußerung des fraglichen Platzes, vor dem 1. t. 
1911 gerechnet morden und empfiehlt der Vorsitzende 
der Wwe. Hartenstein den vereinbarten Kaufpreis von 
12 000 vom 1. 4. d. Js. ab mit 4 A zu verzinsen.

Bei der nun folgenden kurzen De b atte wird' em
pfohlen, im Spät-Herbst d. Js. eine öffentliche Ee- 
ländeversteigerunN abzuhalten, da für 'Baugelände zur Er
richtung kleiner Häuser für Arbeiterfamilien ein Be
dürfnis vorliege und daher eine Versteigerung für die 
Stadt gute Resultate verspreche; im übrigen wurde der 
Verzinsung nach, dem Anträge des Vorsitzenden beigepflich- 
tet. Von einer Seite wird angeregt, einzelne städt. Bau
gelände zur Errichtung von Häusern für Handwerksbetriebe 
zu bestimmen, jedoch kein diesbozgl. Antrag gestellt. Der 
Vorsitzende bezeichnet eine derartige Schematifierung nicht 
als empfehlenswert, sondern schlägt vor, dem Eemeinderat 
die Entscheidung v on Fall zu F a l l vorzubehalten.

Der Eemeinderat beschließt alsdann e i n st i m - 
mig den Kaufpreis des Hartenstein'schen Bauplatzes in 
Höhe von 12 000 vom 1. 4. d. I., ab mit 4 A> zu ver
zinsen und regt die Abhaltung einer öffentlichen 
Baugeländerversteigerung- für den Herbst d. Js. an.
9. Polizeiverordnung betr. Anlage von Kies- und 

Sandgruben.
Der Vorsitzende verliest den von der Baukom

mission befürworteten Entwurf einer Polizeiverordnung 
betr. Anlage von Kies- und Sandgruben und bittet, obschon 
der Erlaß der Polizeilverovdnung Sache der Verwaltung 
ist, -um die Meinung des Eemeinderats. ,

Beigeordneter Hm a s nach eingehenden juristi
schen Darlegungen hegt Zweifel über die RechtsgLlt r g- 
keit der in Aussicht genommenen Polizeiverordnung, da 
die in derselben behandelte -Materie bereits in bestehenden 
Gesetzen erschöpfend geregelt sei. Vom Vorsitzenden «wir» 
hierauf entgegnet, daß der vorbez. Entwurf mit den Lain 
desgefetzen n i ch t in Widerspruch steht; übrigens Würde die 
Verordnung, falls sie zu Unrecht erlassen werde, emf «Ver
anlassung des Herrn Bezirkspräsidenten wieder aufgehove 
werden müssen. Mitglied Christian wünscht «ern 
Vertagung und Prüfung des Verordnungsentwu - 
fes durch -einen Juristen. Mitglied G oede r 
bittet die Bestimmungen über Grubenanlage finsbesonSer 
soweit solche in zukünftige -Str-aßenzüge zu fallen^ kom'-mei, 
und die Materie nicht bereits durch bestehende Gesetze ger - 
gelt sei, in die Ba uord n u n g aufzun-ehmen.

Der Eemeinderat entsprechend dem Antr a g 
des Mitgliedes E h risti a n, bittet die Berm-altung, « 
Entwurf zu einer Polizeiverordnung betr. Anlage., v 
Kies- und Sandgruben durch einen Juristen prüfe 
und be gutacht e n zu lassm.

10. Abänderung der Bauordnung.
Nach Verles des Kommissionsbeschlusses vom 24. 

d. Js. durch den Vorsitzenden« und nach- Anregung des -h 
gliedes Pfanschilling, die Stärke der bei Neubauten zu 
wendenden Jsolierkorkplatten auf mindestens 2^ e,w v 
zu normieren, beantragt Mitglied ZilNw 
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Vertagung und Littet jedem Mitglied einen Abdruck 
der neu 'beabsichtigtem Aenderungen zuzustellen.

DerGemei n d ernt ist hiermit einver st a n d en.
Bor Eintritt in die Verhandlung der Punkte 11, 12 

und 13 erkennt der G emeinderat auf Antr a g 
des Vorsitzenden die Dringlichkeit der zur 
Beratung stehenden Angelegenheiten an, und genehmigt 
deren Aufnahme an die heutige Tag es - 
ordnun g.

11. GelSndeübertragung der Erben Reyter aus die 
Stadt.

Herr Emil Reyter und Gen. haben sich bereit erklärt, 
einen in ihrem Eigentum stehenden Geländestreifen zwischen 
der ehemals Reyser'schen Holzhandlung und dem Garten 
Schütz in Beauregard, von der Staatsstraße Nr. 17 nach 
der Mosel führend, unentgeltlich an die Stadt zu 
übertragen. Die Beurkundung der Geländeübertragung 
auf die Stadt ist durch Akt .vor Rotar Sibille Hierselbst er
folgt und ist die nachträgliche Einverftändnserklärung 
des Esmeinderas erforderlich, Zwecks Berechnung der ent
standenen Kosten ist der Wert des von der Stadt übernom
menen Grundstücks auf 200 R festgefetzt.

Der Gemeinderat erklärt sich nachträglich 
mit der beurkundeten Geländellbertragung e i n v -er sta n - 
d e n und bewilligt den zur Deckung der entstandenen Kosten 
notwendigen Kredit.

12. Gesuch des Schützenvereins um Bewilligung 
eines Ehrenpreises.

Der Schützenverein bittet um Gewährung eines 
Ehrenpreises zu seinem am 9., 10. und 11. Juli d. 
Ho. stattfindenden Stiftungsfeste.

Mit Rücksicht darauf, daß bereits in einem früheren 
Beschluß des Gemeinderats die allgemeine Regel aufgestellt 
worden ist, daß nur bei b eiondere n Anlässen, nicht 
aber bei jährlich Wiederkehr e n d e n Stiftungsfesten 
PP, an Vereine Beihilfen bezw. Preise gewährt werden 
sollen, beschließt der Gemeinderat den gestell- 
un Antrag a b z -ul eh n e n und erneut das Prinzip 
aufznstellen, nur bei besonderen Anlässen Vereinen evtl. 
ouwendungen zu machen.

13. Kanilisation St. Franz.
Der Vorsitzende erläutert, daß seitens einer 

wruppe Interessenten ein neuer Antrag auf Ausbau der 
uakmlifatiön nach St. Franz eingereicht worden ist, in wel- 
heni die Uebernahme von Anliegerkosten bis zum Betrage 
von 10 pro lfd. Meter Kanalstrang, sowie neben der 
von den Kanalnehmevn geschuldeten Kanalgebühr,, ein 
werterer Betrag in Höhe von 1 A vom Nutzungswerte

^n,zuschließenden Gebäude, als Verzinsung in Aussicht 
öestellt wird. Er bittet den Gemeinderat Stellung zu neh- 
. an, erklärt jedoch selbst keinen Antrag stellen zu wollen, 
" er als Eigentümer in fraglicher Gegend als interessiert 

besehen werden könne.
Laust der entstehenden Debatte weist ein Mit- 

d ^^mauf hin, daß der Eemeinderat einer Ausführung
Kanals nach St. Franz beipflichten könne,, wenn die 

"a geller endende Kapital zu einem ange-
f, st^nen Zinsfuß verzinsen. Mitglied Dr. Medernach 

hierauf, nach Anerkennung der Notwendigkeit 
s Kanalbaus, den Antrag, den Ausbau der Kanal

strecke nach St. Franz im Prinzip zu beschließen unter 
den Voraussetzungen

1) daß die Anlieger ein Drittel der entstehenden 
Kosten als Anliegersebühren aufbringen,

2) daß der nach Zahlung eines Drittels verbleibende 
Baukostenrest, seitens der Kanalnehmer mit 4 
verzinst wird, wobei jedoch die zu zahlende 
Kanalbenutzungsgebühr auf die zu verzinsende 
Summe an g erechnet w erden soll.

Mitglied Zimmer schließt sich diesem Antrag 
an und erweitert denselben dahin, daß die sämtlichen 
Eigentümer von Hausgrundstücken auf der Kanalstrecke vom 
Theaterplatz bis zum Haus Lsclaire in St. Franz zur Her
stellung der Kanalanschlüsse zu zwingen sind.

Nachdem noch weitere -Redner die Notwendigkeit des 
Kanal-ausbaues nach St. Franz begründet, dem Antrag Dr. 
Medernach und Zimmer beigepflichtet und angelegt hatten, 
daß es wünschenswert scheine, mit den Besitzern größerer 
an der Kanalstrecke liegender nicht überbauter Gelände- 
flächen noch- zu verhandeln, schließlich die Gärtner in St. 
Franz von der Verpflichtung zur Herstellung von Kanalan
schlüssen zu entbinden, wurde ein Antrag des Mitgliedes 
S a l o m o n auf S ch l u ß der D eba t t e abg e l e h n t.

Der Vorsitzende, der an der Kaiser Karlstrahe 
Grundbesitzer ist, und an der Ausführung des Kanals nach 
Et. Franz nach seinen eigenen Mitteilungen ein Interesse 
hat, überträgt hierauf dem Beigeordneten Walko - 
winski den Vorsitz und zieht sich aus dem 
Sitzungssaale zurück.

Es wurde alsdann einstimmig folgender von Mit
glied Dr. Medernach formulierter Beschluß gefaßt: 
Der Eemeinderat ist im Prinzip mit dem Aus
bau des Kanals nach St. Franz einverstanden und be
schließt dessen Ausführung, wenn

1) die Anlieger je ^/g der Kanalbaükosten als An- 
liegerge b ü hren sofort aufbringen,

2) die R e st bauko st e n unter Anrechnung der Ka
nalbenutzungsgebühr mit 4 verzinst werden, 

3) sämtliche Hausamvesen vom Theaterplatz bis 
zum Hause Leclaire in St. Franz zum An
schluß an den Kanalstrang gelangen, bezw. auf de
ren Besitzer iein diesbezgl. Zwang ausgeübt wird, 

4) die Hausanwesen in St. Franz, soweit sie rein 
gärtnerischen Zwecken dienen, vom An
schlüsse an den Kanal und der Zahlung der Anlis- 
gerkosten entbunden werden.

Mit den Besitzern größerer, nicht überbauter 
Geländeflächen sollen seitens der Verwaltung bezgl. 
der Anliegerkosten noch Verhandlungen geführt 
werden.

Der Gemeinderat -bestimmt, daß im Monat 
Juli, und zwar vor dem 30. Juli, eine GemetndLratssitzung 
statt findet, die Augustsitzung ausfällt und die 
Septembersitzung am zweiten Montag des Monats 
September abgehalten wird.

Die vereinigten Kommissionen werden als Ferien- 
kommissionen ermächtigt, in der Zeit vom 1. 
August bis zum 11. September d. Js. in dringlichen 
Angelegenheiten in eigener Zuständigkeit für den 
Eemeinderat zu beschließen. Die Beschlußfassung der Kom
mission hat sich auf die Ausführung kleinerer Projekte und 
Eeländeveräußerungen, die dringlich sind, zu beschränken 
und sind größere Projekte und schwerwiegendere Auge-
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legenheiten der Beschlußfassung des Eemeinderats vorbe
halten.

Die von der F e r i e n komm i f s i o n gefaßten, zur 
Zuständigkeit des Eemeinderats gehörenden Beschlußfassun
gen sind dem Eemeinderat in seiner ersten 
Sitzung zu unterbreiten.

Gehe im :
a) Der Präsident des Oberschulrats, Herr Dr. Albrecht, 

ist damit einverstanden, daß die Einweihung des 
neuen Gymnasium-Gebäudes mit Eröffnung 
des Winterschulhalbjahrs stattfindet, d. i. nach Beginn des 
Schulunterrichts.

Se. Excellenz der Herr Statthalter ist während 
des Monats August abwesend, dagegen während des Sep
tember in Straßburg, sodatz mit einer evt. Teilnahme Sr. 
Ex. bei der Einweihungs-Feierlichkeit gerechnet werden 
kann.

Der Eemeinderat ist mit der in Aussicht genom
menen Eymnaisium-Einwethung nach Beendigung der 
Herbstferien einverstanden.

b) Der Vorsitzende teilt mit, daß Herr Eymna- 
sialdirektor Dr. Moellers zum Geheimen Re
gier ungsrat ernannt worden ist, und er anschließend 
an die Ernennung die Glückwünsche der Stadt mündlich 
dargebracht habe.

Der Eemeinderat beauftragt die Verwaltung, 
Herrn Dr. Moellers zu der ihm gewordenen Ehrung die 
Glückwünsche des Eemeinderats auch schriftlich zu 
übermitteln.

e) Der Vorsitzende frägt an, ob der Eemeinde
rat beim Weggang des während annähernd 27 Jahren M 
Gymnasium in Diedenhofen tätig gewesenen Direktors Dr. 
Möllers eine Ehrung durch die Stadtverwal
tung wünscht, oder ob der Eemeinderat sich an eine vorn 
Lehrerkollegium des Gymnasiums in Aussicht genommenen 
Abschiedsfeier beteiligen solle.

Da einige Herren den Sitzungssaal verlassen, kemint 
es nicht zu einer Beschlußfassung.

Schluß der Sitzung Uhr.



Bericht
über die

Gemeinderatsschung oom 29. Juli 1911,
nachmittags 6 Ahr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
dem Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier der Beige
ordnete Walkowinski sowie die Mitglieder Christian, Denz, 
Frank Heinr., Goedert, Dr. Medernach, Müller, Dr. 
Kuborn, Pfan-schilling, Salomon,, Steimetz, Schiltz.

Entschuldigt: die Beigeordneten Haas und Roth sowie 
die Mitglieder Cailloux, Franc! Zoh., Nouviaire, Richard, 
Röchling, Wehrmann und Zimmer.

Abwesend die Mitglieder Fran^ois und Reuter.
Schriftführer: Obersekretär Klanr und Sekretär Hom- 

bourger.

Tagesordnung.
1. Mitteilungen.
2. Deklassierung des Vizinalweges Nr. 2 auf Gemeinde- 

bann Monhofen.
3. Hauungs-, Kultur- und Wegebauplan für den Ge

meindewald.
4. Bau-angelegenheit -GaLbardo.
5. Verlegung des Trottoirs in der Hayingerstraße.
6. Erwerb von Gelände.
7. Antrag des Fußballvereins um Ueberlassung eines 

Spielplatzes.
8. Beseitigung der Erabenrinne in der Kaiser Lud

wigstraße.
3. Herstellung der Wasserleitung in der Kaiser Wil

helm II Promenade.
10. Festlegung einer Bauflucht.
11. VerschiedeneL
Vor Eintritt in die Tagesordnung bringt Mitglied 
die Gratulationen des Gemeinderats zu der im Hause 

Herrn Bürgermeisters stattgefundenen -Doppelverlobung 
F* und verleiht dem Wunsche Ausdruck, daß das zwischen 
^Everwaltung und Eemeinderat bestehende gute Einver- 
uchnicm zwecks Gewährleistung -eines -ersprießlichen Zusam- 
wenwirkcns ungetrübt w-eiterbestehen und es dem Herrn 
^urgernnister vergönnt sein möge, die Geschicke der Stadt- 
crwaltung noch «auf lange -Jahre hinaus zu leiten. Der 

oeinünderat schließt sich den Ausführungen durch Bravo
rufe an.

Der Vorsitzende dankt für die angenehmen Worte des 
^"lölredes Denz und spricht dem Eemeinderat seinen Dank 
! * den anläßlich seiner Verlobung über-sandten Blumen- 

ausf er habe daraus entnommen, daß der Gemeind-e- 
r dem Bürgermeister auch bei diesem Familienfeste seine 

dUfammengshörigkeit beweisen und die Harmonie zwischen 
crwaitung und Eemeinderat nach Außen zum Ausdruck 
'ngen wollte. Er hofft, daß die Zukunft die bestehenden 

wiBeziehungen nicht nur erhalten, sondern noch festigen 
A n 0>bt seiner Ueberzeugung Ausdruck, daß in diesem 

^"kben auch seine künftige Gattin mit ihm einig gehe.
Beigeordneter Walkowinski bedauert durch eine ge-

fchäftliche Besorgung etwas verspätet und aus diesem 
Grunde nicht in der Lage gewesen zu sein, die von Mitglied 
Denz übermittelten Gratulationen selbst darzübringen. 
Namens des Eemeinderats gibt er die Versicherung, daß 
der Gemeinderat das Bestreben habe, seine Zusammengehö
rigkeit mit dem Herrn Bürgermeister nach Außen hin zu 
dokumentieren, im Interesse des Gedeihens und- -der Ent
wickelung der Stadt Diedenhofen mit dem Herrn Bürger
meister gemeinsame und- zielbewußte Arbeit zu verrichten.

Hierauf wird in den offiziellen Teil -der Sitzung ge
treten.

1. Mitteilungen.
u) Der Vor,sitzende teilt mit, daß durch Verfügung des 

Herrn Bezirkspräsidenten vom 6. 6. II — Icl 184-1 — dem 
Bürgermeister in Hayingen anheimgegeben- worden sei, 
den Beginn des Hayinger Dienstag-Schl-achtviehmarktes, 
der früher durch Beschluß des Herrn 'Bezirkspräsidenten vom 
II. 12. I9II — Icl 421 — auf 11 Uhr norm. be-zw. 1 Uhr 
nachm. festgesetzt worden war, auf 10 Uhr vormittags zu 
legen. Der Vorsitzende erwartet, daß den Diedenhofener 
Dienstag-Schlachtviehmärkten durch die inzwischen erfolgte 
Verlegung der Hayinger Marktstunden keine -große Einbuße 
erwachsen wird und sichert zu, die Verwaltung werde die 
Marktangelegenheit im Mu-ge behalten und ein etwaiges 
Niedergehen der Diedenhofener Märkte verfolgen, um gege
benenfalls rechtzeitig Verhinderungsmaßregeln ergreifen 
zu können. Beieordneter Walkowinski befürchtete, eine 
Schädigung der Diedenhofener Märkte durch das auf Boy- 
kottierung derselben hinzielende Verhalten und Wirken 
der Hayinger Metzger.

b) Die AGWEA teilt unterm 8. 7. 1-1 mit, daß sie nicht 
mehr die Absicht habe, das Diedenhofener -Gaswerk an die 
Stadt Diedenhofen zu verkaufen. Der Vorsitzende hält hier
durch die s. Zt. in einer Geheimsitzung besprochene Frage 
des Rückerw-erbs des Gaswerkes für erledigt.

e) Fräulein M. Reuter, Lehrerin an der Kleinkinder
schule, dankt für die Bewilligung der erhöhten Wo-Hnungs- 
entschädi-gung von 350 oN pro Jahr.

cl) Herr Theaterdirektor -Brucks-Metz hat sich mit 
Uebernahme der Regie durch die Stadt der in Diedenhofen 
zu veranstalienden französischen Vorstellungen einverstanden 
erklärt und dankt für Gewährung der Theatersuvvsntion 
von 2000 oll für Veranstaltung der deutschen Vorstellungen.

e) Der Vertreter des Arbeitsamtes Straß-burg, Herr 
Friedrich, hat anläßlich einer vor kurzem vorgeno-mmenen 
Bereifung sämtlicher Arbsitsnachweisstellen des Landes, 
bei einer mündlichen Rücksprache -mit der Stadtverwaltung, 
den von Herrn Unterstaats-s-ekretär Mandel geäußerten 
Wunsch vorgetr-agen, die Arbeitsnachweisstelle Diedenhofen 
zu erweitern und zu einer Hauptzentrale für Arbeiter- 
vermitteku-ng umzu-gestalten. Dieser Wunsch verdankt sein 
Entstehen dem Umstände, daß die aus-gebrettete Industrie 
der Kreise Diedenhofen-Ost und -West sowie des angren
zenden Industriegebietes von Luxemburg einen erheblichen 
Anspruch an Arbeitskräften stellen, die beguem aus anderen 
Gegenden des Landes, wo Ueberfluß an Arbeitern herrscht, 
durch Vermittelung des Diedenhofener Arbeitsamtes be
schafft werden könnten. Der Vorsitzende führt aus, daß 
vom wirtschaftlichen und sozialen Standpunkte aus, der 
geäußerte Gedanke der Berücksichtigung verdient. Um dem
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selben der Verwirklichung näher zu bringen, ist es notwen
dig eine räumliche Vergrößerung des augenblicklichen Ar- 
beitsnachweisstellenkorales ins Auge zu fassen, den Verwal
ter zn einer 8tägigen Information an das Arbeitsamt 
Straßburg zu entsenden, und demselben alsdann eine jün
gere Hilfskraft zur Verfügung zu stellen. Zwecks Sicherung 
einer hinreichenden Tätigkeit sowie Erreichung des gesteck
ten Zieles, hat sich Herr Friedrich! bereit erklärt, mit dem 
Arbeitsnachweisverwalter Grand die umliegenden Jn- 
dustriewerke zu besuchen und dieselben für die Arbeitsnach
weisstelle Diedenhofen zu interessieren. Zu etwa erforder
licher weiterer Reklame mittelst Druckschriften, wird das 
Kaiserliche Ministerium die letzteren unentgeltlich liefern. 
Auch ist zur Durchführung der gesamten Neuorganisation 
eine Beihilfe «aus Landesmitteln in Aussicht genommen.

In der sich nunmehr entspinnenden Diskussion wird 
einerseits der Durchführung der geplanten Neuorganisation 
das Wort geredet und dieselbe vom wirtschaftlichen und so
zialen Standpunkte als dringend notwendig bezeichnet. Von 
anderer Seite wird das Interesse anerkannt, jedoch auf die 
für den Ortsarmenverband gezwungenermaßen entstehenden 
Pekuniären Nachteile hingewiesen und Vorsicht angeraten.

Bei der jetzt erfolgenden Abstimmung erklärte sich der 
Eemeinderat im Prinzip mit dem geplanten weiteren 
Ausbau der Arbeitsnachweisstelle einverstanden unter der 
Voraussetzung, daß der Stadt weitere als die bisher lau
fend auszubringenden Auslagen nicht entstehen werden. 
Die Verwaltung wird ermächtigt, auf dieser Grundlage wei
ter mit dem Kaiser!. Ministerium zu unterhandeln.

k) Nach der Verfügung des Herrn Bezirkspräsidenten 
vom 14. Juli — II 4665 — sind der Stadtverwaltung aus 
Landesmitteln als Zuschuß zu den Kasten Der Mittelschule 
1000 Zl bewilligt worden. Seitens des Kaiserlichen Mi
nisteriums ist entschieden worden, daß mit Rücksicht darauf, 
daß in Diedenhofen ein Gymnasium mit Realschule besteht, 
vom nächsten Jahre ab eine Beihilfe zu den Kosten der 
Mittelschule aus Lamdesmitteln nicht mehr bewilligt wer
den wird.

») Der Gemeinderats-beschluh vom 1. Mai d. Js. betr. 
Einführung des Erlaubniszwanges für den Hausierhandel 
in der Gemeinde Diedenhofen aus Grund des 8 42d der 
Eew. Ordn, ist unterm 31. Mai — 16 1507 — von dem Hrn. 
Bezirkspräsidenten genehmigt worden. Der anschließend 
hieran an den Herrn Kreisdirektor gerichtete Antrag auf 
Erteilung der Ermächtigung zur Zulassung von Ausnahmen 
für den Hausierhandel von der allgemeinen Sonntagsruhe 
gemäß 8 55a der Gew.-Ordn. ist gleichfalls gutgsheißen 
worden.

b) Beigeordneter Walkowinski führt aus, daß auf die 
in der letzten Gemeinderatssitzung erhobenen Beschwerden 
gegen das mit Vornahme von Grenzfe-ststcllungsarbeiten 
beschäftigte staatl. Vermessun-gspersonal auf Antrag des 
Vermessungs-personalvo rstehers am 6. Juli d. Js. eine Be
sichtigung der s. Zt. bezeichneten als in unzulässiger Weise 
beschädigten HausgrunÄstücke in der Zweiplatzstraße und 
im Merschhof stattgefunden hat, die die gerügten, angeblich 
rücksichtslosen, Beschädigungen an Mauern keineswegs er
wiesen haben. Es ist im Gegenteil föstgestellt worden., daß 
die Vermessungsbeamten in jeder Weise korrekt vorgegan
gen sind und sie in den beiden besichtigten Fällen kein Dor- 
wurf treffen kann. Referent weist sodann auf die gesetz
lichen Bestimmungen über das Neuvermessungsw-esen hin 
und betont, daß die Haus- pp Eigentümer nach 8 6 des
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Kataster-Ees. zur Duldung der Vornahme von Vermessungen 
und nach 8 15a a. a. O. zur Duldung der Anbringung von 
Grenzmarken gesetzlich verpflichtet sind. Für -evtl. Beschä
digungen wird nach 8 9 a. a. O. durch die Gemeinde Ersatz 
geleistet. Er bittet unter Hinweis auf die Notwendigkeit 
der Bermefsungsarbeiten bei der Bürgerschaft dahin zu 
wirken, daß die häufigen gegen die Neuvermcssung gerich
teten Reklamationen aufhören und die damit betrauten Be
amten unterstützt werden.

2 Deklassierung des Vizinalweges Nr. 2 auf 
Gememdebann Monhosen.

Der Vorsitzende erläutert einen Antrag der Gemeinde 
Monhofen vom 9. Juni d. Js., mittelst welchem im In
teresse der auf Ecmeindebann Monhofen zu errichtenden 
Anlagen der Eutchoffnungschütte, eine Deklassierung des 
Gemeindevizinalweges Nr. 2 von der Scheuernstratze bis zu 
seiner Einmündung in die Kreisstraße Nr. 66 angestrebt 
wird. Auf Anordnung des Kaiserlichen Kreisdirektors vorn 
9. 6. 11 — I. Nr. 2385 -— hat dieser Antrag gemäß 8^3 
des Vizin-alwegereg-lements vom 14. 6. bis 13. Juli d. Zs. 
auf dem Bürgermeisteramte offengelegen, ohne daß Ein
sprüche gegen die beabsichtigte Deklassierung erhoben wor
den wären. Nach beendigter Offenlogung hat der Eemein
derat gemäß 8 30 des Vizinalwegereglements einen die Dc- 
klassierung begutachtenden Beschluß zu fassen.

In der nunmehr stattfindenden ziemlich lebhaften De
batte führt Mitglied Dr. Medernach aus, daß der zu de
klassierende Gemeindevizinalweg die kürzeste Verbindung 
von Monhofen nach Earsch bildet und daher der öffentliche 
Verkehr ein dringendes Interesse an der Beibehaltung die
ser Wegeverbindung hat, für die dar geplante neue Weg an 
der Eisenbahn entlang ein verhältnismäßig weiter Umweg 
und keineswegs ein geeigneter Ersatz sei. Er bittet den Ke- 
meinderat, die in Aussicht genommene Deklassierung nur 
unter der Voraussetzung gutzuheißen, daß der von Mon
hofen nach Garsch am städt. Pumpwerk v-orbeisührende 
nicht klassierte Weg kreisstraßenmäßig ausgebaut und 
dauernd in diesem Zustand unterhalten wird und stellt ent
sprechenden Antrag. Dieser Antrag findet lebhafte Unter
stützung und zwar umfomehr, als letzterer Weg die natür
liche und -am meisten benutzte Verbindungsstraße noch 
Earsch ist. Ein Mitglied bittet im Interesse der Weiter- 
entwickclung der Industrie der Deklassierung im Prinzip 
zuzustmmen, jedoch- zwecks Aufrechterhaltung guter Weg^ 
Verbindungen mit Garsch die von Mitglied- Dr. MedernaM 
gemachten Anregungen zum Beschluß zu erheben.

Nachdem ein Antrag des Mitgliedes Lhristian aus 
Schluß der Debatte angenommen war, beschließt 
der Eemeinderat gegen die beabsichtigte Deklassierung rw 
Prinzip keine Einwendungen zu erheben, und beauftragt 
die Verwaltung dem Herrn Kreisdirektor den dringenden 
Wunsch zu äußern, der Gemeinde Monhofen bezw. der 
Eutehoffnungshütte zur Pflicht zu -machen, anstelle des aul- 
zugebenden Vizinalweges den am städt. Wasserwerke vorbeu 
führenden Weg, als die kürzeste Strecke von Monhofen nacy 
Garsch, kreisstra-ßenmäßi-g auszubauen und dauernd in die
sem Zustande zu erhalten.
3. Hauungs-, Kultur- und Wegebauplan für den 

Gemeindewald.
Beigeordneter Walkowinski trägt vor, daß -nach d^ 

vom Herrn Oberförster vorgelegten H -auungsplan si 
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das Forstwirtschaftsjahr 1912 ein Holzhieb im Gemeinde- 
wald auf einer Fläche von 17 Hektar in Aussicht genommen 
ist. Der Wert des zu fällenden Holzes ist auf 9000 -ll ver
anschlagt, von welchem die Werbungskosten mit 3000 -N ab- 
gchen, sodatz ein Reinertrag von 6000 cN zu Gunsten der 
Äadtkassc verbleiben wird.

Der F o r st w eg eLa u p l a n, der die Anlage von ca. 
IN Meter Wegestrecke, und die Herstellung von 3 Ueber- 
fahrten über Wegsgräben, 1 Ueberfahrt über eine 3 Meter 
tiefe Schlucht sowie die Ausbesserung bereits bestehender 
Holzabfuhrwege vorsteht, schließt mit einer Endsumme von 
M -K ab.

Im F o r st ku l t u rp la n wird- für Ausheben von ca. 
AV lsd. Meter -alter Grenzgräben sowie für unvorherge
sehene Fälle die Aufwendung eines Kostenbetrages von 40 
>t! als erforderlich bezeichnet.

Der Referent bittet die drei Borlagen entsprechend dem 
roin Herrn Oberförster gemachten Vorschlägen anzunehmen. 

Der Gemeinderat beschließt entsprechend.

— 17b —

4. Bauangelegenheiten Gabbardo.
Nachdem der Gemeinderat in eine Beratung dieses 

Punktes einaetreten war, verließ Mitglied Müller den
Sitzungssaal, sodaß der nunmehr auf 12 anwesende Mit
glieder zufammengeschmolzene Gemeinderat ni cht mehr 
beschlußfähig war und eine Beschußfassung durch den
selben nicht mehr herbeigeführt werden konnte. Es trat 
somit Vertagung ein.

Nach gegenseitiger Aussprache wurde bestimmt, daß die 
Fortsetzung der Sitzung am Donnerstag, den 3. August, 
nachm. 6 Uhr stattfinden solle und daß zu dieser Sitzung in 
dringlicher Form unter Hinweis auf 8 49 Z. 1 der 
Gem.-Ordn. einzuladen sei.

Schluß der Sitzung 8 Uhr.



Bericht
über die

Gemeinderatssitzung oom 3. Äugust 1911,
«venös g MHr.

(Fortsetzung -er Sitzung vom 29. Juli 1911.)
Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter dem 

Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier der Beigeordnete 
Walkowinski sowie die Mitglieder: Eailloux, Christian, 
Denz, Frankens, Frank H., Eoedert, Dr. Kuborn, Dr. Me- 
dernach, Müller, Reuter, Röchllng,, S-alv-mon, Schütz, Stei- 
metz, l^hrm-ünn.

Entschuldigt: Beigeordneten H-a-as und Roth, sowie 
Mitglieder Joh. Franck, Nouviaire, Richard und Zimmer.

Abwesend Mitglied Pfanschilling.
Schriftführer Obersekretär Kla-m und Sekretär H-om- 

bourger.

Bor Eröffnung der Sitzung bittet der Vorsitzende die 
Dring li ch.keit der zur Beratung stehenden Angelegen
heiten -a n zu er k e n n en was seitens des Gemeinde- 
rats geschieht.

4. Bauangelegenheit Gabbardo.
Bauunternehmer Gabbardo hat, wie aus einem Be

schluß des Eemeinderats vom 6. Juni d. Js„, auf den Bezug 
genommen wird, zu ersahen ist, bei Errichtung von Neubau
ten an der Kaiser Karlstraße in u-nqualifizierter Weise 
Segen die Bauordnung verstoßen und sich durch Vollziehung 
eines in vorbez. Sitzung vom Gemeinderat gebilligten Re
verses unter anderem verpflichtet, eine Geldbuße von 200 
A an die Armenkasse zu zahlen, die im 4. Obergeschoß feiner 
Neubauten hergestellten Räume nicht zum dauernden 
Aufenthalt von Menschen zu vermieten und alle Reversbe- 
hngungen bei einem Verkauf der in Frage stechenden H-au- 
nr auf -eine Rechtsnachfolger auszudeh-nen. Gemäß der 
-oeschlußsassung des Eemeinderats vom 6. Juni ist Gabbardo 
von der Verwaltung ersucht worden, die von ihm einge- 
Mngentn Reversbedingungen durch notarielle Verbriefung 

liir ihn rechtsverbindliche Form zu bringen.
Gabbardo hat dem diesbezgl. Ersuchen der Stadtver

waltung bislang nicht entsprochen., sondern mittelst an den 
Eemeinderat gerichteten Antrages vom 21. Juli d. Js. ge
lten, auf die notarielle -Beurkundung und Eintragung in 
as Grundbuch der in deM von ihm unter-schriftlich voll- 

»vgenen Reverse vom 27. 5. 1911 festgelegten Bedingungen 
»u verzichten und ihm zu -gestatten, die vierten Obergeschosse 
! wer Neubauten an der K-aiserK-arlstr-aße an kleinere Fa- 
w^"vn-, d. h. tm Gegensatz zur -Bauordnung, zum dauern-

Aufenthalt von Menschen, vermieten zu dürfen. G-ab- 
ardo führt in seinem Anträge -aus, daß die Eintragung 

notariell zu verbriefenden Reversbedingungen in das 
^vndbuch eine Belastung seiner Häuser bedinge^, durch die 

a pekuniär geschädigt würde. In dem dauernden Bewoh- 
vn der Räume im 4. Obergeschoß -erblickt Gabbardo keine 

Bedenken, d-a die frgl. Räumlichkeiten die für gewöhnliche 
Wohnräum-e notwendige Höhe beinahe erreichen.

Nachdem der Vorsitzende den der Beschlußfassung vom 
0. Juni zugrunde liegenden Sachderhalt vorgetragen h-atte, 
eröffnet -er die Debatte.

Beigeordneter Walkowinski bittet Gab- 
b-ardo e n t g e g enzuko m nr e n, dessen Anträgen zu -ent
sprechen und -als Aeguiv-alent die von Gabbardo zu zah
lende Buße -auf 1000 -N zu erhöhen, im -übrigen jedoch von 
einer weiteren Verfolgung der Angelegenheit abzusehem. 
Mitglied Denz beantragt -es bei der Beschlußfas
sung vom 6. Juni be-wenden zu lassen, da Gabbardo- in 
fraudulöser Absicht und wohlüberlegter -Weise den Bestim
mungen der Bauordnung zuwider gebaut habe und die 
vereinbarten Reversbedingungen in jeder -Weise -als gerecht 
angesehen werden müssen. Dem wird von verschiedenen an
deren Mitgliedern beiWpfli-chtet und insbesondere betont, 
daß der Bauordnung Achtung verschafft werden solle und 
dies nur durch strikte Durchführung -des von Gabbardo an
erkannten Reverses bezw. des Ge-mei-nderatsbeschlusses vom 
6. Juni erfolgen könne. Ein Redner weist darauf hin, daß 
in der Erhöhung der vereinbarten Geldbuße auf 1000 für 
die gegen die Bauordnung begangenen Verstöße eine Sühne 
nicht erblickt werden könne und das Ansehen der Stadt, 
die Ablehnung der Gabbardo'schon -Anträge bedinge. Nach
dem ein Mitglied die Annahme der Gabbardo'schon Anträge 
als eins ungerechte Bereicherung desselben gegenüber -ande
ren Hauseigentümern in der Neustadt, die der -Bauordnung 
entsprechend- gebaut haben, bezeichnet hatte, bittet der -Vor
sitzende nach Rekapitulation der -ganzen Verhandlung, 
unter Ablehnung der Gabbard-o--sch-en -Anträge den Be
schluß des Eemeinderats «am 6. Juni d. Js. -aufrecht zu 
erhalten.

Der Eemeinderat schließt sich diesem An
träge- mit großer Stimmenmehrheit a n.
5. Verlegung des Trottoirs in der Hayingerstraße.

Durch Beschluß vom 6. Februar d. Js. hat der Ee
meinderat die Herstellung eines Trottoirs auf der Westseite 
der H-ayingerstraße beschlossen und den erforderlichen Kredit 
bewilligt. Bei -einer Vergebung -der -auf 2900 -N veran
schlagten Arbeiten waren nur zwei Angebote -abgegeben 
worden, die beide über den Veranch-lagungsbetra-g hinaus 
gingen. Die Verg-e-bungskommission hat daher die Auf
hebung des ersten Verfahrens und eine neue freihändige 
Vergebung in beschränkter Submission beschlossen. Dieselbe 
ist inzwischen erfolgt und- ist der Zuschlag dem Unterneh
mer Harz für einen Angebotspreis von- 2256 M, d. i. 644 
M unter der Kostenanschl-agssu-mme, -erteilt worden. Der 
Vorsitzende bittet um nachträgliche Ee n e h m -i g ung der 
beschränkten freihändigen Wer -g ebun g.

Der Eemeinderat beschließt n-ach An
trag.

6. Erwerbung und Veräußerung von Gelände.
u) Unterm 6. März d. Js. hat der Eemeinderat den 

Erwerb der im- Quellwasserg-ebiete -Rang-wall gelegenen 5,93 
Ar großen, dem Nikolaus Leonard in Rang-wall gehörigen 
Parzelle, Sect. A Pro L-all einund No. 805p u. 806p beschlvs- 
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sen und einen Kredit bis zu 60 -ü pro Ar bewilligt, 
p Leonard hat sich nunmehr bereit erklärt, die Parzelle zum 
Preise von 53 pro Ar abzutreten. Gleichzeitig bietet er 
eine weitere ihm gehörige, im Quellwafsergebiet liegende 
Grundstücksparzelle zu demselben Preise zum Kaufe an. 
Der Erwerb der letzteren Parzelle, welche noch nicht ver
messen ist uüd einen Flächeninhalt von oa. 6—7 Ar aufweist 
liegt im städt. Interesse und ist der Kaufpreis nicht über
trieben.

Auf Antrag des Vorsitzenden geneh
migt der Gemeinderat den Erwerb der 
frgl. Parzelle, bewilligt den erforderlichen Kredit und er
mächtigt die Verwaltung den Kauf zu beurkunden.

Wei dieser Gelegenheit wird der Wunsch geäußert, und 
von verschiedenen Seiten unterstützt, alle im Quellwasser- 
gebiet in Rangwall pp gelegenen Erundstücksparzellen, die 
Quellen enthalten, der Stadt zu sichern. Ferner wird Aus
kunft gewünscht, ob alle Quellen in Rangwall bereits ge
faßt sind, bezw. bezgl. welcher dies nicht der Fall ist und 
mit welchen Mengen die Speisung der Rangwaller- pp 
Leitung durch die dortigen Quellen erfolgt.

Die Va u ko m m i s si o n wird beauftragt, 
die Wasserleitungsverhältnisse an Ort und Stelle zu prüfen 
und dem Eemeinderat Vorschläge zu machen.

d) Die Durchführung der Erbreiterung der 
G u t e n b e r gst r a he ist bisher stets daran gescheitert, 
daß einige Besitzer von auf Gewann Niederfeld gelegenen, 
auf die Eutenbergstraße stoßenden Grundstücksparzellen, 
einerseits die zur Erbreiterung der Straße notwendigen 
Teile ihrer Grundstücke nicht abtreten wollten, andererseits 
auf die Ersuchen der Stadt um Veräußerung der ganzen 
Parzellen mit übertriebenen -Forderungen geantwortet 
haben. Namens der Besitzer der Parzellen, Sekt. A Ge
wann Niederfeld No. 416p und 413p, mit 
einem Flächeninhalt von zus. 38,34 Ar, der Erben des in 
St. Franz verstorbenen Rentners Ioh. Men<>, hat der Kauf
mann P. Menä in Diedenhofen der Stadtverwaltung mit
geteilt, daß ihnen seitens eines ernsten Liebhabers 500 M 
pro Ar geboten worden sind. P. Mene will mit Rücksicht 
auf bereits früher mit der Stadtverwaltung gepflogene 
Kaufwer-Handlungen dieser zu dem gemachten Angebotspreise 
von 500 lü den Vorzug geben.

Der Vorsitzende erläutert, daß Erben Menä bei 
früheren Kaufverhandlungen einen Preis von 700 -N pro 
Ar gefordert haben, während der heutige Preis nur mehr 
500 cü pro Ar beträgt und noch angemessen sei. Er bittet 
den Erwerb zu beschließen umsomehr,, als die bei
den Menchchen Parzellen, sowie eine den Erben Him in St. 
Franz .gehöriges Grundstück, dessen Ankauf ebenfalls ange
bracht erscheint, die letzten Erundstücksparzellen auf Ge
wann Niederfeld, im Winkel der Gutenbergstraße, und der 
Kreisstraße nach Monhofen sind, welche noch nicht der Stadt 
gehören.

Der Eemeinderat nach kurzer Debatte b e - 
schließt den Erwerb der obenbezeichneten Mens'- 
schen Parzellen zum Preise von 500 -ü pro Ar und ermäch
tigt die Verwaltung den Erwerb notariell zu verbrieten. 
Außer den entstchendenAktverbriefungskosten und Verkehrs
steuern werden an d ere Abgaben, insbesondere die Wert
zuwachssteuer auf städt. Mittel " nicht übernommen. Der 
erforderliche Kredit wird bewilligt.

o) Da die Stadt an dem Erwerb der Him'schen 
Parzelle, Sekt. A. G e w. Niederfeld N o. 416p, 
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mit ca. 20 Ar Inhalt, dasselbe Interesse hat wie best. des 
Ankaufs Menä, ermächtigt der Eemeinderat 
die Verwaltung, mit den Erben Him in St. Franz in 
Unterhandlung zu treten und die denselben gehörige -vorke- 
zeichnete Parzelle zu erwerbe n. Als Kredit für den frgl. 
Erwerb wird neben der zur Deckung der Aktverbriefungs- 
koften und Steuern notwendigen Summe ein Betrag bis 
zu 500 lü pro Ar bewilligt.

ä) Es liegt ein A ngebot vor auf einen 12 Ar gro
ßen Villenplatz an der Ecke der Piccoloministraße und Ver
längerung der Graf Heinrichstraße, schräg gegenüber dem 
neuen Gymnasium. Der Liebhaber des frgl. Platzes bietet 
10 M pro gw.

Der Vorsitzende empfiehlt den Preis des Platzes auf 
15 lü pro gin festzufetzen, da die Werte des Baugeländes 
gestiegen und noch stetig im steigen begriffen seien, er bit
tet die Verwaltung zu ermächtigen, bei Annahme des 
Preises von 15 -ll den Zuschlag zu erteilen und den Eigen
tumsübertrag vorzunehmen.

Der Eemeinderat nach Ablehnung des 
Antrages des Mitgliedes Denz auf Ver
weisung an eine Kommission, sowie eines Antrages 
des Mitgliedes Frank H. den Kaufpreis auf 16 
zu normieren, beschließt nach Antrag des Vor
sitzenden. Die Veräußerung wird an die üblichen Be
dingungen geknüpft, die Verwaltung zur Einleitung des 
Uebiergebotsverfahrens und zur Zuschlagserteilung ermäch
tigt. Dem Käufer wird die sofortige Ueberbauung des 
Platzes zur Pflicht gemacht.

Bei dieser Gelegenheit wird aus Esmeinderatskreiseii 
unter Darlegung von Zweckmäßigkeitsgründen der Wunsch 
nach einer öffentliche n G e l ä n d e v e r st e i g erun g 
geäußert, deren Abhaltung nach von dem Vorsitzenden gege
benen Erklärungen für den Spätherbst in Aussicht genom
men ist.

s) Ein Liebhaber bittet um Festsetzung des 
Kaufpreises für den neben der Villa Reuter gelegenen, aus 
die Metzerstvaße stoßenden, 20 in. Front habenden Villen- 
bauplatz von ca. 11 Ar Inhalt.

Der Eemeinderat im Hinblick darauf, daß der 
frgl. Villenplatz im Bette der «alten Fent'ch liegt,, daher 
einen ungünstigen -Baugrund hat, setzt den Preis auf 12-" 
pro g in fest und ermächtigt die Verwaltung das llebcr- 
gebotsverfahren einzuleiten, den Zuschlag zu erteilen um 
die Veräußerung vorzunehmen unter den -üblichen Bau- pp 
Bedingungen.

k) Derselbe Lie bh a b c r bittet um Normierung 
des Kaufpreises eines neben dem Neubau Haut gelegenen 
auf die St. Peterstraße stoßenden Bauplatzes von ll m 
Front und- oa. 4,50 Ar Inhalt.

Der Gemeinderat setzt den Preis unter den n 
vorstehender Beschlußfassung angeführten Bedingungen 
auf 15 M pro gin fest.

7. Antrag des Fußballvereins um Ueberlassung 
eines Spielplatzes.

Der Fußballverein bittet um vertr -a g l i ch 
Ueberlassung auf 9 Jähre des ihm z. Zt. zur Verfügum 
stehenden Spielplatzes am Burgunderring sowie um o 
Genehmigung den frgl. Platz zweckentsprechend "nzuU' 
nen zu dürfen. Ein neu ins Leben -gerufener Vor?. 
„S po r t i n g-C l u b" ist mit einem -gleichen Antr z 
an den Eemeinderat getreten.
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Der Vorsitzende nach Verlesung der beiden Anträge, 
teilt mit, daß seitens der momentanen Pächter der Eras- 
Iiutzung des Platzes, dem Fußballverein die Erlaubnis er
teilt worden ist, die notwendig erscheinende Umzäunung 
zu errichten. Anschließend führt er sodann aus, daß es im 
Interesse des Fußballsportes liegt, wenn alle Elemente in 
guter Harmonie vereint dasselbe Ziel zu erstreben suchen 
und jedem unbescholtenen Bürger die Aufnahme in den 
Verein nicht versagt werden kann. Die erfolgte Gründung 
des „Sporting-Club" ist anscheinend durch einen im Fuß- 
dülver-ein aufgekommcnen bedeutungslosen Zwiespalt ent
standen, den näher zu untersuchen nicht Sache des Gemeinde- 
rats ist. Wenn auch der Gemeinderat grundsätzlich geneigr 
ist, nach allen Seiten gleiches Entgegenkommen zu zeigen, 
so muß doch in erster Linie bei Platzzuweisung der alte 
Futzballverein mit der bedeutenderen Mitgliederzahl und 
vor allen Dingen, weil er schon längere Zeit den erbetenen 
Platz benutzt hat, bevorzugt werden. Eine Einzäunung des 
Platzes muß als zweckmäßig und nur dann als zulässig be
zeichnet werden, wenn der Bürgerschaft durch dieselbe der 
Zutritt zum Platze nicht erschwert und von dieser bei Sport
veranstaltungen kein Eintrittsgeld erhoben wird. Einer 
vertraglichen Zusicherung des Platzes auf die Dauer von 9 
Jahren vermag der Vorsitzende nicht zuzustimmen, glaubt 
icdoch die Ueberlassung auf unbestimmte Dauer unter Vor
behalt des jederzeitigen Widerrufs, wenn dies dringend im

Interesse liegt, empfehlen zu können.
Am Laufe der sich alsdann abwickglnden allgemeinen 

Diskussion b ea n t r a g t M i tg l i e d Müller den bei- 
«sn eingekommenen Vereinen das momentan als Fußball- 
lplelplatz zugewiesene städt. Gelände gemeinschaft- 
uch zuzuteilen und einen Spielturnus elnzurichtsn, nach 
Mlchein beide Betonten den Platz abwechselnd benutzen 
dürfen.

. Mehrere Mitglieder weisen darauf hin, daß die ge- 
^mschastliche, abwechselnde Benutzung des Spielplatzes 

Usch beide Vereine nicht angängig erscheint, da sich Unzu- 
wglichkeiten .g^f die Dauer nicht vermeiden lassen. Daher 

mro der Platzüberweisung an den alten Verein unter den 
'°m Vorsitzenden vorgeschlagcnen Bedingungen beigepflich-

Ein Mitglied empfiehlt den Spielplatz öffentlich zu 
^pachten und dem Meistbietenden Verein zuzuschla-

Dem wird von anderer Seite widersprochen, da es zu 
Pflichten der Stadtverwaltung gehört, im Interesse 

. Sermon Entwickelung der Jugend, Sportvereine zu 
E nerstiitzen. MitgliedGo o dort beantr a gtVe r- 

8ung bezw. Verweisung an eine Kommission, welche 
lHn""horen Bedingungen der Platzüberlassung festzusetzen

M^glied Dr Moder nach Littet die Ver- 
vor endgültiger lleberroeisung des Platzes festzu- 

vliit^' stch bei anderer Einteilung nicht zwei Spiel-
8e ergeben, die an die beiden Conkurrenzvereine zur Ver

eng gelangen könnten.
be ^chdem der Antrag Eoedert aus Vertagung 
zKommissionsberatung ab gelehnt worden war, 

icyließt d g r G e m e i n d e ra t dem Fußball- 
ri, Diedenhofen das städt. Gelände am Burgunder-

Spielplatz zur Ausübung des Fußballsportes pp 
ein- eltli ch zur Verfügung zu stellen, falls sich durch 
zu/e' l' Neueinteilung die Möglichkeit zur Herstellung 
Sob v Spielplätze auf dem frgl. Gelände nicht er- 
FuKk . Die Verwaltung wird ermächtigt, mit dem 

o allverein einen V e r p acht u ng sv e r t r >a g auf 

u n b e stimmte Zeit abzuschließen, sich jedoch! den jede r- 
zeitigen Widerruf VorZubehalten, falls dieses dringend 
im städt. Interesse erforderlich werden sollte. Als besondtzre 
Bedingungen sind in den aözuschließenden Vertrag aufzu- 
nehmen, daß dem Verein zur Pflicht gemacht wird, jeden 
unbescholtenen um Aufnahme ersuchenden Bürger in den 
Verein aufzunehmen. Dem Fußballverein soll die Herstel
lung einer ll m z ä u n u n g des Spielplatzes gestattet 
werden unter der ausdrücklichen Voraussetzung, daß durch 
dieselbe nicht etwa den Nichtmitgliedern des Vereins der 
unentgeltliche Zutritt zu dem Platze unmög - 
l i ch gemacht wird. An schulfreie n Nachmittagen ist 
der Platz den st ä d t. Schulen ko st enIos zu über
lassen. Der Antrag auf Festsetzung einer 9jährigen 
Vertragsdauer wird abgelehnt.

8. Beseitigung der Grabenrinne in der Kaiser 
Ludwigstratze.

Da sich die Notwendigkeit ergeben hat, für den Umbau 
der Kaiser Ludwigstraße ein neues Projekt aufzustellen, be
antragt der Vorsitzende Vertagung, die vom Ge
mein d c r a t ausgesprochen wird.

9, Herstellung der Wasserleitung in der Kaiser 
Wilhelm tl Promenade.

Der Vorsitzende führt aus, daß demnächst der 
vom Gemeinderat beschlossene Umbau des Straßenprofils 
der Kaiser Wilhelm II Promenade in Angriff genommen 
würde und es sich empfehlen dürfte, vorher oder gleichzeitig 
die noch nicht vorhandene Wasserleitung zu verlegen. Die 
Kosten der frgl. Wasserleitungsanlage belaufen sich auf 5400 
M und hat die Baut o m missio n die Vornahme der er
forderlichen Arbeiten befürwortet.

Der Eemeinderat beschließt die Her
stellung der frgl. Wasserleitung, bewilligt den erforder
lichen Kredit und äußert den Wunsch, daß der Rohrgraben 
tunlichst mit den Arbeiten zur Ausführung des Straßenum- 
baues vergeben wird, während die Rohrverlegungsarbeiten 
zur Grundlage einer besonderen Submission gemacht werden 
sollen. Hierdurch hofft der Gemeinderat für die Stadt 
günstigere Preisangebote zu erzielen.

10 Festlegung einer Bauflucht.
Bauassistent Varth-en bittet um F e st legung der 

Bauflucht einer Seitenstraße Zum Bur
gunderring, welche an dem Riedinger'schsn Eckbau 
gegenüber den Beamtcnhäusern der Eisenbahn ihren An
fang nimmt.

Der Eemeinderat genehmigt die Fest
legung der frgl. Bauflucht gemäß dem zur Borlage gebrach
ten Plane und ermächtigt die Verwaltung, die Genehmigung 
derselben durch die Aufsichtsbehörde herbeizuführen.

11 Verschiedenes.
a) Rechtsanwalt Erottke hierselbst hat in 

Sachen gegenPaulKreutzer inOLerjeutz, welche durch! reichs- 
gerichtliches Erkenntnis zu Gunsten der Stadt entschieden 
worden ist, Abrechnung gelegt. Die der Stadt entstandenen 
vor der Gegenseite nicht ersetzten Auslagen stellen sich auf 
81 M. Rechtsanwalt Erottke regt mit Rücksicht auf seine 
umfangreiche Tätigkeit in dem Prozesse und dessen günsti
gen Ausgang die Gewährung eines E x t rah o no ra r s 
an.
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D e r E e m ei ndera t lehnt denAntrag ab.
d) Einweihung des Gymnasium - Neu- 

baue s.
Der Vorsitzende trägt vor, daß. Se. Ex. der Herr 

Statthalter Ende September von seinem Urlaub nach 
Straßburg zurückkehren wird und daher die Ein
weihung des ne u e n G ym na s i u m - E eb äu d e s 
für Ende September oder Anfang Oktober in Aussicht ge
nommen werden könne. Der Herr Statthalter werde viel
leicht an der Einweihungsfeierlichkeit teilnehmen. Der 
Vorsitzende bringt für die Feier Samstag, den 30. Sep
tember in Vorschlag.

Mitglied Dr. Medernach befürchtet, daß durch 
die Anwesenheit des Herrn Statthalters eine ausgedehnte 
Feierlichkeit bedingt und daher bei Bestimmung eines 
Samstags, der Wo-chenmarkt ungünstig beeinflußt 
wird; er bittet einen anderen Wochentag im Oktober 
zu wählen. Nachdem von anderer Seite entgegen gehalten 
worden war, daß svtl. der Herr Statthalter zu einer vor
geschrittenen Vormittagsstunde, nach Beendigung des 
Marktes eintreffen würde, beschließt der Ge
mein d e r a t die Feierlichkeit für den 3 0. Sep t e m b e r, 
N a ch mitt a g s in Aussicht zu nehmen.

e) Kanalh a f e n.
Das Kaiserliche Ministerium ersucht nnttelst Erlaß vom 

19. 7. 1911 — IV 16 653 — um Uebersendung eines Lage- 
plans, aus welchom das Gelände der Stadt bei Monhofen 
ersichtlich ist, welches! für Anlage eines Kanalhafens 
in Aussicht genommen ist, damit bei Ausstellung eines Pro
jekts für die Kanalisierung der Mosel den diesbezüglichen 
Wünschen der Stadt Rechnung getragen werden kann.

Nachdem aus der Mitte des Gemeinderats einerseits 
das städt. Gelände auf Gewann Niederfgld als das einzige 
für eine Hafenanlage in Frage kommende bezeichnet wird, 
da Bahnanschluß hergestellt werden kann, andererseits ein 
Kanalhafen an dieser Stelle als ungeeignet hingestellt wor
den war, verweist d e r Eemeinderat die Prüfung 
der Frage an die vereinigten Gemeinderats- 
k o m m i s s i o n e n.

6) Bäckermeister Gantzer bittet ihm zu gestatten, eine 
Kelleröffnung in der Hospitalstraße mit 80 am Ein
schnitt in den Bürgersteig herstellen zu dürfen, da die aus
nahmsweise gestattete, 60 ein in das Trottoir einschneidende 
Oeffnung für ihn ungeeignet ist.

Der Eemeinderat genehmigt ausnahms
weise im Hinblick auf die Eigenartigkeit der bestehenden 
Verhältnisse die Herstellung einer Kelleröffnung in der ge
wünschten Größe und setzt zwecks jed-erzeitiger Dokumentie- 
rung der Tallache, daß es sich nur um eine Duldung 
handeln kann, eine A n e r k e n n un g s -g e b ü h r von 
10 M pro Jahr fest.

e) Fentschtalbah n.
Die Bau- und Vetr.-Abt. der Lothringischen Eisenbahn- 

Akt.-Ees. hält zur Erlangung einer glatteren Linienführung 
der F-entschtalbahn bezw. der Bering und Wacchter'fchen 
Bahn, nach einem ihrerseits notwendig befundenen Ge- 
ländea-ustausch die Verschmälerung des Trottoirs vor dem 
Hause Payotte an der Ueckingerstratze für erforderlich. Der 
Vorsitzende glaubt die Genehmigung zu der von der L. E. 
A. G. vorg-echlagenen Linienführung davon abhängig 
machen zu müssen, daß dieselbe zunächst den Nachweis des 
stattgefundenen, als erforderlich angesehenen Eeländeer- 

werbs erbringt und eine Verschmälerung des Trottms 
nicht stattfindet.

Der Eemeinderat ist einverstanden.
k) Spitalang elege n hei te n.
DerVorsitzende erläutert, daß bei Aufstellung des 

Hauptbudgets des Bürgerspitals pro 1910 sich ein Ausgabe- 
überschuß von 21330,50 M ergab, dessen Bewilligung der G- 
meinderat s. Zt. ablehnte und eine Neuovganisaion der Epi- 
talverhältnisse anordnete. Auf Grund der von dem Spital- 
rechner ausgestellten Jahresrechnung pro 1910 ergiebt sich 
nunmehr zu Gunsten des Spitals ein Einnahmeplus m 
18 511,28 -Ü. Dieser Einnahmcüberschuß, der unter Hinzu
rechnung des obenbezeichneten Minus von 21 330,50 -i! 
eigentlich 39 841,78 M beträgt, stellt sich zusammen aus 
einem Einnahmeüberschuß pro 1909 von 5124,48 aus 
Einnahmeresten pro 1910 in Höhe von 1661,50 sowie aus 
Mehreinnahmen im Betrage von 33 055,80 M. Die erziel
ten Mehreinnahmen in Höhe von 33 055,80 -K stellen sich zu
sammen aus einer Einnahme vom .Ortsarmenverbande M 
Verpflegung von Ortsarmen im Bürger pital im Betrage 
von ca. 3800 M, außer einer Mehreinnahme infolge besserer 
Belegschaft des -Spitals und schließlich! aus einer Erhöhung 
der Pflegeatze. Es darf nicht unerwähnt bleiben, daß die 
stärkere Belegschaft des Spitals logischerweise eine Er
höhung der Ausgaben bedingt .hätte, die tatsächlich nicht 
konstatiert worden ist. Es steht vielmehr fest, daß trotz 
einer wesenlich stärkeren Belegschaft, ldid Spitalrusgabru 
circa 5000 M weniger betragen, als dies bei der bishe
rigen Belegung der Fall war. Letzteres ist allerdings iu 
erster Linie dem Umstände zuzuschreiben, daß die Spitalver
hältnisse neuorganisiert worden sind und die bisherige un
beaufsichtigte Tätigkeit des Spitalbeamten Horn einer 
schärferen Kontrolle unterzogen wurde.

Mitglied Röchling äußert seine Freude über 
das günstige Resultat und gibt der Genugtuung bes 
Gemeinderats Ausdruck. Er führt die mitgeteilte günstige 
Situation auf das energische Vorgehen des Bürgermeisters 
zurück und betont, daß der Gemeinderat dem Bürgermeister 
dieserhalb zu Dank verpflichtet sei. (Der Gemeinderm 
nimmt diese Ausführungen beifällig auf.) 

Der Vorsitzende freut sich ob der ihm zuteil ge
wordenen Anerkennung seines Vorgehens, spricht seine» 
Dank aus und weist darauf hin, daß sein -energisches Handem 
durch das zielbewußte und durchgreifende Eingreifen der 
vom Eemeinderat ernannten Spezialkommission zur Sanie
rung der Spitalverhältnisse bedingt gewesen sei. Er freu 
sich umsomehr, weil die gegen den Spitalbeamten. H-orn 
griffenen Maßnahmen sich! als vollkommen gerecht e -
weisen.

^Einrichtung -einer v o r l -ä u f i g e n FÜ h r e 
über die Mosel in Beauregard. ,

M it g lied Fr -a- n § ois frägt an, warum der 6"°' 
gängersteg über die obere Eisenbahnbrücke gesperrt woM 
sei, ohne daß das Publikum hiervon verständigt rour , 
Der Vorsitzende giebt -Auskunft, daß die Verwaltung von- 
Sperrung schriftlich benachrichtigt und die Bürgersch i 
durch eine öffentliche Bekanntmachung auf die bis aus wo. 
teres erfolgte Sperrung hingswiesen habe. Die Sperrung 
wird einige Monate, d. h. bis nach Fertigstellung des 
und 6. Geleises über die Mofelbrücke andauern.

Mitglied Frank Heinr. beantragt -auf 
Zeitdauer der Sperrung des Brücken-Fußgängersteigs, 
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äffentl. Verkehrsinteresse, in Beanregard eine Fähre ein- 
zurichten, die!den Verkehr von Veauregard nach! dem Bahn
hof aufrecht erhält. Diesem Antrag wird allerseits lebhaft 
zugestimmt.

Der Eemeinderat heißt die Errichtung einer 
Fähre in Beauregard unterhalb der Eisenbahnbrücke gut 
und ermächtigt die Verwaltung mit einem geeigneten Fähr
mann in Unterhandlungen zu treten, der in der Lage ist 
die Verantwortung selbst zu übernehmen. Der Fährmann 
M von bemittelten Bürgern für einmaliges Uebersetzen 
eine Entschädigung von 5 pro Person beanspruchen dür
fen, während Unbemittelte, und solche, die Dienstlich, die 
Fähre benutzen, die sich aber vorher vom Bürgermeisteramt 
mit einem entsprechenden Ausweis versehen lassen müssen, 
unentgeltliche Fahrt zusteht. Der Eemeinderat stellt der 
Verwaltung den zur evtl. Honorierung des Fährmannes 
aus städt. Mitteln erforderlichen Betrag zur Verfügung.

^Rechtsstreit mit Mor> en und Ci e.
Nach einem Schreiben des Herrn Rechtsanwalts Schrö

der hat Architekt Kaul in Beauregard, der im Zwangsver- 
steWrungsverfahren Eigentümer aller der Firma Mögen 
u. Lie. gehörenden Terrains geworden ist, sich bereit er
klärt, ohne gerichtlichen Austrag der Angelegenheit, der 
Ctadt längs seiner Eigentumsgrenze, an einer anderen als 
im Akt errichtet vor Notar Stephany am 20. Juli 1903 an
gegebenen Stelle, ein Weg er echt auf einem 1 Meter 
breiten Eeläitdestreifen einzuräumen. Herr Kaul hat sich 
ferner dazu bereit erklärt, neben dem ernzuräumenden 
Wege einen Eeliändestreifen in einer weiteren Breite von 
oO ein an die Stadt käufli ch abzutreten, sodaß Lei 
Annahme dieses, Vorschlages die Stadt in Besitz eines 1,60 
w breiten Weges gelangen würde. Zur Erlangung des 
IHO m breiten Weges müßte die Stadt etwa 20—26 grn 
Kaul'schen Geländes erwerben, die Kaul zum Preise von 
ch pro giu abzutreten geneigt ist. Der Vorsitzende em
pfehlt die Annahme des Kaul'schen Vorschlages und bittet 
um Ermächtigung, die zur Anlage des breiten Weges erfor
derlichen Eeländeflächen zu 20 -N pro gnr erwerben zu dür-

Zur Gewährleistung der städt. Rechte werde die Ver
waltung in den neu aufzunehmenden notariellen Akt den 
Vorbehalt machen, daß im Falltz einer etwa notwendig, wer

denden Verlegung des Weges an einer anderen,, in gegen
seitigem Einverständnis zu bestimmenden Stelle ein Wege
recht aus einer 1,60 in breiten Geländesläche einzuräumen 
ist.

Mitglied Dr. Medernach regt an, mit Kaul 
eine dahingehende Vereinbarung zu treffen, daß gegen Zah
lung der mit 20 -R pro gin bewerteten Mehrfläche nicht 
nur diese, sondern auch noch die übrige Wegefläche in städt. 
Besitz üb ergeht.

Der Eemeinderat beschließt sodann, sich 
mit der Verlegung des städt. Wegerechts einverstan
den zu erklären und ermächtigt die Verwaltung die Stelle 
für den neuen Weg in eigener Zuständigkeit zu bestim
men. Ferner wird die Stadtverwaltung ermächtigt, evtl. 
neben dem frgl. Wege einen weiteren 60 ein breiten 
Geländestreisen zu 20 R pro gin von Kaul zu erwerben 
und sämtliche Rechte der Stadt wahrzunehmen. Die von 
Mitglied Dr. Medernach gemachte Anregung soll, wenn an
gängig, als Grundlage der Verhandlungen mit Kaul gelten.

1) L a st w a g enverkehr über die Crwuser - 
pro m e n a d e.

Mitglied Müller bittet die Crauserpromenade für 
Lastwagen zu öffnen und auf diese Weise die Er
höhung der Sicherheit des Marktverkehrs an den Samstag- 
Vormittagen zu fördern. Der Vorsitzende ist der Ansicht, daß 
im Interesse der Ruhe und Sicherheit der Anlagen ein 
Lastwagenverkehr über die Lrauserpromenade vom Publi
kum unangenehm empfunden würde und es nicht empfeh
lenswert erscheine die nur für leichte Fuhrwerke hergestellte 
Promenadenstraße einer raschen Abnutzung preisgugeben.

Der Eemeinderat schließt sich dieser An
sicht an.

j) Fe r i e nko m mi s s i o n.
Auf Antrag des Vorsitzenden wird die Ferienkommis- 

sion ermächtigt, Kredite für laufende Arbeiten bewilligen 
und dringende Gesuche auf Erwerb von Baugelände in Zu
ständigkeit des Eemeinderats erledigen zu dürfen. Größere 
Prosekte und insbesondere Geländeankäufe sollen der Be
schlußfassung des Eemeinderats vorbehalten bleiben.

Schluß der Sitzung, 9 Uhr Abends. -



Derrcht
über die

Sitzung der Fericnkommission v. 3V. August 1911,
nachmittags 4 Uhr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
Um Vorsitze des Bürgermeisters Berkc-nheier die Beige
ordneten Walkowinski, Haas und Roth sowie die Mitglieder 
Christian., De-nz, Franck Johann, Fran^ois, Go-edert, Dr. 
Kudorn, Müller, Pfanschilling, Richard, Reuter, Salomo-n, 
Echiltz, -Steimetz, Zimmer.

Entschuldigt: Mitglied C-ailloux, N-ouviairs, Röch- 
ling.

Abwesend: Mitglied Frank Hcinr., Dr. Medsrnach und 
Wehrmann.

Schriftführer: Sekretär Homb-our-g-er.
Tagesordnung.

1. Mitteilungen.
2. Bestimmung von 2 Ekmcinderatsmit-glied-ern zur 

Ausstellung der Wahllisten.
3. Schließung der Weinberge.
4 Einlassung aus eine Klage.
8. Versicherung des Gymna-sialdirektor-Wohnh-auses ge

gen Feuerschaden.
6. Bcrw-altungsb-cricht der Sparkasse.
7. Anlage eines Kanals in der verlängerten D I Straße 

zwischen dem Vurgu-nderring und der Privatstraße 
Stoll.

8. Vergebung in engerer Submission der Lieferung 
einer Hauptschülttafel für das neue Gymnasium.

, 9. Instandsetzung bezw. Erneuerung der Thsaterbel-euch- 
tung.

1. Mitteilungen.
n) Der Vorsitzende teilt mit, daß die Kaiserliche' Gene- 

Mdirektion der Eisenbahnen in Elsatz-Lothringen durch- 
schreiben vom 18. August 1911 — C 3099 — sich mit dem 
rurch Gxineinderatsbeschlutz vom 3. April 1911 für die be- 
"trfsweife Lieferung von Wasser für Bahnhof 
me-o-enhosen gestellten Bedingungen einverstanden erklärt

Die als Höchstleistung -angegebene Menge von 1000 
kbiu wird vorläufig genügen, da der Anschluß nur zur Re- 
nrve dienen soll. Sobald die Leitung in Benutzung gdn-om- 
n>-cn wird-, soll das Stadtbauamt durch das Maschinenamt 
eii-achri.chti.gj. w-erd-en. Die Miete von 50 -K für die 2 Was- 

!crmessrr ist von der Genevaldirektion llb-ernommsn worden.
b) Der Deutsch-Französische Wirts-chaftsverein in B-er-
^det zu dem vom 10. bis 12. November d. Js. in Paris 

Uutfindenden Congräs du Comnrerce Fra-.nco--Allemand- ein. 
--er Gemeinderat bittet die Verwaltung von dieser Einla- 
"ng späterhin nochmals Mitteilung zu machen.

„ e) Der -Herr Bezirks-Präsident üb-exsendet unterm 8. 
August 1911 — le 1834 — Abschrift der landesherrlichen 
Unordnung vom 26. d. Mts., durch- welche der Kirchenrat 
s'l -evangelischen Pfarrei in Diedenhofen zur Aufnahme 

AAer.Anleihe behufs Deckung- des Kaufpreises zweier vom 
-linärfis-kus erworbiener Baugrundstücke ermächtigt ist.

» 6) Der Herr Bezirks-Präsident teilt unter dem 9. 
ugust ^gii — v zggg — auf dan -Gemeinderatsb-es-chlutz 
»m 6. Juni 1911 -mit, daß zu einer Berichtigung der Be

rechnung des Zuschusses für -die Umpflasterung der Staats
straße Nr. 17 kein Anlaß vorliegt, dem d-iesb-ezgl. Anträge 
der Stadtverwaltung also nicht entsprochen werden könne. 
Bei Aufstellung der Berechnung sei davon ausgogangen, 
daß der Wert des Quadratmeters alter Pflastersteine, einsch-l. 
der nicht wieder -verwendbaren 2 M betrage, -wie dieses -auch 
in der Verfügung vom 23. Juni 1911 — V 2516 — zum 
Ausdruck gebracht sei.

Die tatsächlich wieder verwendeten -alten Steine seien 
demnach zu 4 M pro giv angesetzt, wenn der Wert der nicht 
wieder verwendeten Steine außer Betracht bleibe.

e) Das Kaiserliche Verkehrs-Steuer-amt I in Dieden- 
Hofen teilt durch -Schreiben vom- 21. August d. Js. mit, daß 
die Anteile der Stadt Diedenhofen an den Einnahmen aus 
den Erträgen der W -ertzuw a -ch sst eu e r -abzüglich von 
5 Verw-altung-skoste-n 788,70 -R betragen. Die bei Nie
derschlagung der G r u n d- w e r ta b g- -a b e vom Gsmeinde- 
rat erhofften Einnahmen aus der Wertzuwachsstsuer, wel
che -einen Ersatz für die nicderge chlagene Erundwerta-bgabe 
ergeben sollten, sind somit eingetreten. Durch Verfügung 
des Kaiser!. Ministeriums- vom 12. August 1911 — I. Nr. 
I A 13034411 A 10872 — ist der Geme-inder-atsb-r-sch-lutz vom 
6. Juni d. Js., betreffend Aufhebung der Ortssatzung 
über die Erhebung der -Grundwerta-b-Mbe vom 15. 2. 10 
bezw. der Nachtrag zu derselben vom 6. 2. II. genehmigt 
worden. Die K o st e n, die durch die Veranlagung der 
Grün d wert -ab g abe bei der Kataster-verwaltung ent
standen sind, belaufen sich- auf 521,81 M.

k) Der Vorstand des Vereins F r o h s i n n spricht dem 
Gemeinderat für den von der Stadt gestifteten Ehrenpreis 
anläßlich des 1. Musik-Wettbewerbs feinen Dank -aus. 
Derselbe bittet die verspätete Dankabstattung- zu entschul
digen, da der Schriftführer nach dem Feste beurlaubt war.

g) Der Kaiserliche Obers-chulrat teilt durch Verfügung 
vom 22. Juli 1911 — O. S. 5883 — mit, daß die Verhand
lungen mit einer zur Leitung der hiesigen höheren Mädchen
schule in Aussicht genommenen, geeignet erscheinenden, aka
demisch gebildeten Lehrerin gescheitert -seien, daher der 
Stadtverwaltung- -anheim gestellt werden müsse, die vakante 
Stelle auszuschreiben. Der Vorsitzende führt aus, -daß er 
eine Ausschreibung der Stelle v-orgenommen habe und sei
tens eines Fräuleins Dr. Wa-nd-a -Braun, welche er -als Lei
terin- der hiesigen höheren Mädchenschule dem- Kaiserlichen 
Oberchulr-at in Vorschlag zu bringen beabsichtige, eine Be
werbung eingegangen sei. Fräul. Dr. Braun erklärt sich mit 
dem vom Gemeinderat bewilligten Gehalte einverstanden, 
bittet ihr aber außerdem eine Dienstwohnung zu üb-erwei- 
sen. Da die -Stadtverwaltung eine Dienstwohnung nicht 
zur Verfügung stellen kann, empfiehlt der Vorsitzende der 
Bewerberin eine jährliche W o h n u n g sents ch- -ä d i - 
gung von 600 M neben dem- bereits bewilligten Gehalte zu 
gewähren. Die F er i en k-o mm i ssio n, nach Anerken
nung der Dringlichkeit, beschließt eine Wohnungs-entschädi- 
gung von 600 M pro Jahr zu gewähren.

Herstellung d e r Wa s s er -l e i t un g in der 
Kaiser Wilhelm II Promenade.

In seiner Sitzung vom 3. August d. Js- hat der Ge- 
mcinderat be'chl-ossen, daß vor den demnächst ausguführen- 
-den Umbau-arbeiten des Straßenprof-ils der Kaiser Wilhelm 
II Promenade, -die Wasserleitung in diesem Stratzenzu-ge 
zu verlegen sei. Bei diesem Anlaß hat -der Gemeinderat 
den Wunsch -geäußert, daß der R -ohrgr -aben für die 
Wa sser lei tung tunlichst mit den Arbeiten des Straßen- 
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Umbaues an einen Unternehmer vergeben werden soll, 
während die R o h r v g r l e g-u n g s a r b e i t e n durch 
einen andere n Unternehmer -auszuführen sein würden. 
Der Vorsitzende trägt vor, daß den: vom Gemeinderat ge
äußerten Wunsche n i ch t entsprochen werden könne, da der 
Stvaßonumbau weg-en Versetzung von Straßenbäumen vor 
Ende Oktober bis Mitte November nicht ausgeführt werden 
könne und bis dahin der Wasserloitun-gsrohrgraben ausg-e- 
fllhrt sein müsse, um störende Straßen-setzun-gen im Profil 
der Kaiser Wilhelm II Promenade zu vermeiden. Auch sei 
die Vergebung an einen Unternehmer nicht zweckmäßig, 
weil der Rohrgraben 530 iu Länge besitzt und die Kaiser 
Wilhelm II Promenade nur auf einer Strecke von ca. 140 
ru umgebaut werden soll.

Die Ferienkommission auf Antrag des Vor
sitzenden nimmt von dem am 3. August de Js. geäußerten 
Wunsche Ab st and, und ermächtigt die Verwaltung die 
beiden auszuführe-nden Arbeiten getrennt zu ver
geben.

Der Vorsitzende bittet nunmehr die Dringlichkeit der 
nächsten 4 Punkte anzuerkennen und deren Veckhandlun-g in 
der heutigen Sitzung zu genehmigen.

Die Ferienkommission, unter Anerken
nung der Dringlichkeit genehmigt, daß 
über die Begutachtung zweier N -a tu ra l i s a t i o n san - 
träge, die Einlassung auf eine Klage des 
Herrn Dr. Kuborn, der Erwerb des Infanterie,Kaser- 
nements Nr. III sowie die Veräußerung von Bauge
lände, Beschluß gefaßt wird.

2. Begutachtung zweier Naturalisationsanträae.
Der Gipser August Gachez bittet um Naturalisa - 

t i o n. Gachez ist geboren am 2. 2. 1887 in Died-sn-hosem 
besitzt die französische Staatsangehörigkeit durch Abstam
mung und hat beim Kaiser-Alexander-Garde-Gr-en-adier-Re- 
gimcnt Nr. 1 gedient. Er hat zwar kein Vermögen, be
zieht jedoch ein jährliches Einkommen von etwa 1500 M. 
Gachez ist seit seiner Geburt im Reichsgebiet ansässig, und- 
hat stets einen guten Rus genossen; Strafen sind nicht be
kannt.

Der Gipser Franz Desiderius Gachez bittet ebenfalls um 
Naturalisation. Derselbe ist geboren am 26. 2. 1889 
in Diedenhofen,, besitzt die französische Staatsangehörigkeit 
durch; Abstammung und hat noch nicht gedient. Gachez hat 
zwar kein Vermögen, bezieht jedoch ein jährliches Einkom
men von etwa 1500 4t. Gachez ist seit seiner Geburt im 
Reichsgebiet ansässig und hat stets einen guten -Ruf genos
sen; Strafen sind nicht bekannt.

Die F e r i-en kommission, durch EemeiNderatsbe- 
schluß vom 3. August d. Js. ermächtigt, in Z u st ä n d i g - 
keit d es Gemei n- d e rats Beschluß zu fassen, be
schließt nach Feststellung, daß die Antragsteller die Bedin
gungen des 8 8 des Staatsangehörigkeitsgesetzes erfüllt ha
ben, die beiden Anträge -au f Na tu ralisa t i on 
zu befürworten.

3. Einlassung aus eine Klage des Hrn. Dr. Kuborn
Herr Augenarzt Dr. Kuborn hat in einem Verwal- 

tungsstreitverfahren die Angemessenheit der Höhe der für 
seine Allgenklinik am Burgunderring festgesetzten Kanal
miete bestrickten und ist ein diesbezüglicher, an den Kaiferl. 
Rat in Straßburg eingelegter Rekurs, wegen Unzulässigkeit 
des Verfahrens abgswiesen worden. Herr Dr. Kuborn wen

det sich- nun an- die ordentlichen Gerichte und hat beim 
Kaiserlichen .Landgericht in -Metz Klage erhoben. Verhand
lungstermin steht auf den 6. Oktober d. Js. -an. Die Klage
zustellung ist erfolgt, ohne daß bisher die nach- den Bestim
mungen der -Geme-irideotdnung erforderliche Denkschrift bei 
dem Herrn- Bezirkspräsidenten eingereicht und der Ee- 
m-eind-er-at über die -Einlassung auf die Dr. Kuborn'sche 
Klage -Beschluß gefaßt hätte.

Mit Rücksicht darauf, daß in der Klagesa-che bereits 
Termin anberaumt ist und die etwaige Nichtvertretun-g der 
Städt eine Verurteilung im VersäumniSverfahren nach sich 
ziehen würde, beschließt -die F-erien-koImmis
sion auf Antrag des Vorsitzenden, die Verwaltung- zu er
mächtigen, in der schwebenden Prozehangelegsnheit die 
städt. Rechte zu wahren und zu diesem Zwecke einen 
Vertreter zu bestellen.

3. Erwerb des Infanterie kasermments kll°
Die Garnisonverwaltung teilt unterm 14. Aug. mit, 

daß sie Anweisung erhalten habe, -mit der -Stadt zwecks Ver
kaufs des Jnf.-Ka-sernements III in Verbindung zu treten.

Die Ferienkommission -auf Antrag des Vor
sitzenden beschließt, die Verwaltung zu -er möcht i-gen 
zwecks evtl. Erwerbs der fragt. Kasern-ements mit der Mi
litärverwaltung in V er b i nd-u ng zu treten.

4. Veräußerung von Baugelände.
Durch Beschluß des Gemeinderats vom 3. August d. Js. 

ist der Kaufpreis eines Geländes an der Ecke der Picco-lo- 
ministraße auf 15 M pro cziu festgesetzt worden. Der Lieb
haber des fvgl. Platzes hatte 10 4t pro gm geboten. Inzwi
schen hat der fvgl. Liebhaber sein Angebot auf 12 4t pro 
giu erhöht. Der -Vorsitzende bittet -die Ferienkommission 
über den neuen Antrag Beschluß zu fassen.

Die F e r i -en k -o m m issi -o- n beschließt bei dem Be
schlusse des GeMeind-evats -vom 3. August d. Js. zu behar - 
r e -n- und die Verwaltung zu ermächtigen, bei Annahme des 
Preises von 15 4t pro gna, das llobergebotsverfahren pp 
ein,zu leiten.

Bei dieser Gelegenheit trägt der -Vorsitzende vor, daß er 
die Absicht -habe, -dem Eemeinderat demnächst einen Plan 
vorzul-egen, nach welchem die im Glacis liegenden mit Bäu
men bestandenen Baublöcke unbebaut bleiben sollen, um der 
Stadt die so sehr notwendigen Spaziergän-gs und möglichst 
viel Baumanlagen in der Mitte der Stadt zu erhalten! Der 
Gemeinder-at stimmt dem Vorhaben des Bürgermeisters ZU. 

2. Bestimmung von 2 Nemeinderatsmitgliedern zur 
Ausstellung der Wahllisten.

Der Vorsitzende trägt -vor, daß nach § 5 des Gesetzes 
-über die Wahlen zur zweiten Kammer -des Landtages für 
Elsaß-Lothringen vom 31. Mai 1911 und- den- Bestimmun
gen der 88 2 bis 5 der Wahlordnung für die Wahlen Z^r 
zweiten Kammer des Landtages für Elsaß-Lothringen vom 
31. Juli 1911, zu der am 22. Oktober d. Js. -stattfi-nden«n 
Landtagswa h l, z w e i aus der Mitte des Eem-einde- 
rats zu bestimmenden Mitgliedern, die Aufstellung 
der Wa h l l ist e n zu übertragen ist.

Die Ferienkommission ernennt zur Aufstellung 
der Wahllisten die Gemeindevatsmitglie-der Christr-an 
und Müller.



Ferienkommissions-Sitzung vom 3V. August 1911.

... 185 -

3. Schließung der Weinberge
Der Vorsitzende trägt vor, daß der ausnahmsweise sehr 

heiße Sommer eine ausgezeichnete Förderung des Wachs
tums der Trauben in den Weinbergen zur Folge gehabt 
Hut und zur Vermeidung der Schädigung der Ernte eine so- 
sc-rti-ge Schließung der Weinberge angebracht erscheine. Die 
Herren Gemeinderatsmitgl-ied-er Goedert u. Eigentümer Ri- 
hurd Eisenbach haben gleichfalls gebeten eine baldm-ög- 
liche Schließung der Weinberge -anzuordnen, um die in den 
letzten Jahren arg mitgenommenen Winzer in diesem eini
germaßen ergiebigen Jahre, vor all zu großen Schädigun
gen, die durch das Betreten der Weinberge verursacht wer
den, zu schützen.

In der sich entspinnenden Debatte wird allseitig der so
fortige Erlaß der Schließungsverordnung als dringend not
wendig anerkannt und hierbei der Wunsch geäußert, daß 
die Stadtverwaltung -auch die Arbeiten der Röblausunter- 
siichungskommission in den zu schließenden Weinbergen inhi
bieren möge, da diese in erster Linie für die Weinernte 
eine nicht gerechtfertigte Schädigung- nach sich ziehen werde. 
Dem wird von dem Vorsitzenden entg-eengeh-alten, daß die 
isogl. Kommission in ausdrücklichem Auftrage des Kaiser
lichen Ministeriums handele und der Verwaltung keinerlei 
Mittel zur Hand stehen, um in zulässiger Weise einzuschrei- 
lkn. Hierauf wurde aus der Mitte des -Gem-einderats ang-e- 
W, die Landes- und Reichsvertretungen -auf die schädigen
den, durch das Gesetz unterstützten Eingriffe der Reblaus- 
untLr-suchungskommissionen hinzuweisen und um Abhilfe zu 
"fiten. M itgl -e d -E o e d ert b e -a n t r a g t : Um 
Me Wider-setzung der Winzer in Gentring-en pp (Gemeinde 
diedenhofen) möglichst zu vermeiden, unterbreitet der Ee- 
Aind-erat dem Kaiserlichen Ministerium den dringen
den Wunsch mit Erlaß der Verordnung über Schließung

Weinberge auch die Arbeiten der Rcbl-ausuntersuchungs- 
lomnnssion geneigtest einstellen zu wollen.

Der Eemeinderat beschließt die Verwaltung zu 
^nächtigen, die sofortige Schließung der Weinberge 
""zuordnen und -entsprechend dem Antrag Goedert beim 
^tzerlichen Ministerium tunlichst bald vorstellig zu

Auf Antrag des Mitgliedes Goedert be
acht der Gümeinderat ferner die Anstellung zweier 
"rn-ber g hü t er, welche von der Verwaltung zu er- 

sind, und stellt für deren Besoldung einen Kredit
W M zur Verfügung.

4. Einlassung auf eine Klage.
Seitens der Königl. Militärinten-dantur XVI. Armee- 

ch Werden zu den Stoffen, welche z-ur Herstellung und 
ä^Mitung des Materials der Landarmee verwendet wer-
""d die gemäß 8 29 des Oktroir-eglements d-er Stadt 

,'H^chofen -oktr-oifrei in das Egmeindsgebi-et einge- 
fM dürfen, auch das zu Streuzwecken und zur 
i-ai Strohsäcke verwendete Stroh bezeichnet, und 
ieb Rückerstattung der für diese Materialien entrich- 
tar^ ^roitchgaben verlangt. Am 10. 4. d. I. hat die Mili- 
W ^?"bbung a,r die Oktvoiverwaltung -an Oktroiabg-aben

Militär. Zwecke einen Betrag- von 190,32 M 
düv Einem Rückevstattun-gsantrag der Militärver-
ield die Stadtverwaltung nicht entsprochen. Mit-
tz.i ^"'skschrift vom 31. Juli d. Js. hat die Königl. Mili- 
^z^,v"dantur bei dem Herrn Vezirkspräsid-enten die Er- 

uUgung -nachgesu-cht, gegen die Stadt eine Klage auf 

Rückerstattung der bei der Einführung, von Streustroh pp 
erhobenen Oktroiabgaben, im Betrage von 190,32 M, -an- 
strengen zu dürfen. Seitens des Herrn Bezirkspräsidenten 
wird durch- Verfügung vom 5. August d. Js. — Ila 1382 
— um Beschlußfassung nach Maß-gabe des Z 56 Zisch 15 der 
-Gemeindeordnung und -Borlage des zu fassenden Beschlusses 
ersucht. -Inzwischen -hat die Militärintendantur gegen die 
Stadt -auf Rückerstattung des mehrfach erwähnten Betrages 
von 190,32 M geklagt und die -erhobene Klage -auch- gleich
zeitig! gegen die Städte Metz, -St. Avold und Mörchingen 
angestrengt. Termin zur Verhandlung vor dem Ksl. La-nd-- 
gericht in Metz ist anberaumt auf den 25. Oktober d. Js.

Der G em e i nd-e ra t -auf Antrag des Vor
sitzenden beschließt die Verwaltung zu ermächtigen, sich 
-auf den angestrengten Rechtsstreit -e i n z u l-a ss e n und die
selbe zu beauftragen, die erforderliche Prozeß-ermäch
tigung na-chzu su chen.

b) Der Bürgermeister der Gemeinde St. Avold hat in 
einem Schreiben vom 24. August d. Js. -gebeten, in dem von 
der Militärintendantur angestrengten -Rechtsstreite gegen 
die Städte- Metz, -St. Avold, Mörchingen und- Diedenhofen, 
wegen Rückerstattung der auf von der Militärverwaltung 
eingeführtes Streustroh pp erhobenen Oktro-ige-bühren. die 
Stadt Metz mit der Prozeßführung zu beauftragen und es 
dieser zu überlassen-, für die beklagten Städte einen gemein
schaftlichen Rechtsanwalt zu bestellen. Die -Kosten- sollen 
sich in diesem- Falle nach dem Verhältnis des Streitwertes 
verteilen.

Der G e m e i n berat mit Rücksicht darauf, daß es sich 
um eine prinzipielle Entscheidung handelt, ist n i -ch t 
für ein gemeinschaftliches Vorgehen der 4 b-ekla-gten Städte, 
sondern beschließt, daß die Stadt Diödenh-ofen selbstän
dig, vorg-eht und zur Vertretung ihrer Interessen ihren 
eigenen Rechtsan-walt beauftragt.

5 Versicherung des Gymnasialdirektorwohnhauses 
gegen Feuerschaden.

Der Vorsitzende führt -aus, daß die Arbeiten zur Her
stellung eines Neubaues für den Direktor des Gymnasiums 
an d-er Ecke der Hildegatd- und Gra-f-HeiNrichstraße dem
nächst ferti-gg-estellt sein werden, und daß es sich- empfehle, 
das frgl. Gebäude gegen Feuersch -a -den zu ver- 
sicher n. Nach- K 56 Zisch 4 der Gem.-Ordng. hat der Ee- 
meinderat über die Versicherung- städt. Gebäude B-sschluß 
zu fassen.

Auf den Antrag des Vorsitzenden beschließt 
d er G e -m ei n -der >a ch die Verwaltung zu ermächtigen, 
die Versicherung -gegen- Feuerschaden des neuen Direktor- 
wohn-hauses in -eigener Zu st ändi g- keit zu veran
lassen.

6. Verwaltungsbericht der Sparkasse.
Der Vorsitzende trägt den -Verwaltungsbericht der 

Sparkasse Diedenhofen pro 1910 vor. Derselbe schließt in 
E i n na h m- e n mit 1 382 689,83 -R
in A u sgab e n mit 1 222 848,34 M 

-ab, -sod-aß ein Einn -ah -m e -übers -ch u- ß
von 159 841,49 -R

zu verzeichnen ist.

Der Ee -meinderat nimmt den verlesenen Verwal
tungsbericht debattenIos an.

üb
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7. Anlage eines Kanals in der verlängerten N I 
Straße zwischen dem Burgunderring und der 

Privatstraße stoll.
Die Baufirma Gebr. Stoll wünscht die von ihr an einer 

hinter der Dr. Kuborn'schen Augenklinik angelegten Privat
straße errichteten Häuser an die städt. Kanalisation des Vur- 
gunderrings anzuschließen. Um dies zu ermöglichen, ist die 
Herstellung eines Entwässerungskanals in der D I Straße, 
zwischen dem Burgunderring und der Stoll'fchen Privat
straße erforderlich und stellen sich die Herstellungskosten die
ses Kanals, nach einem von dem Stadtbauamt ausgestellten 
Kostenanschläge, aus rd. 1700 -R. Der Vorsitzende empfiehlt 
die Ausführung des frgl. Kanals nach von dem Stadtbau
amt anzufertigenden Bauplänen gutzuheißLn unter der Vor
aussetzung, daß die Firma Stoll den Kanal unter Aufsicht 
und nach den Anweisungen des städt. Baupersonals aus- 
führt oder auf ihre Kosten durch die Stadt ausführen läßt. 
Die Firma Stoll muß sich ferner verpflichten, bei einer spä
teren Uebernahme des Kanals durch die Stadt, lediglich' die 
zins l o s e Rückerstattung des von ihr aufgewsndeten Kapi
tals für Herstellung des Kanals zu verlangen und. die statu
tenmäßigen Kanalbenutzungsgdbühre'n Zu entrichten.

Die Ferienkommissio n erklärt sich, mit einem 
Ausbau des Kanals unter Zugrundelegung, der von dem 
Vorsitzenden gemachten Vorschläge einverstanden und 
.ermächtigt die Verwaltung' die etwa erforderlichen weiteren 
Maßnahmen zu treffen. Falls der Ausbau des Kanals 
durch die Stadt auf Kosten der Firma Stoll erfolgen sollte, 
so wird, die vors 'ch u ß w eis e Zahlung, der Kamalbau- 
kosten aus städt. Mitteln genehmigt.
8. Vergebung in engerer Lubmission der Lieferung 

einer Hauptschalt-Tasel für das neue Gymnasium.
In dem neuen Gymnasiumsgebäude an der Graf Hein

rich-Straße ist die Anbringung einer Haupt - Schalt - 
t a f e l erforderlich und find seitens der Verwaltung eine 
Anzahl Offerten von Spezialfirmen eingefordert worden. 
Der Vorsitzende empfiehlt dem Eemeinderat, die Ver
waltung zu ermächtigen die für das Gymnasium notwendige 
Hauptschalttafel in engerer Submission freihändig 
zu vergeben.

Der Eemeinder a t erklärt sich hiermit einver - 
sta n den.

9. Instandsetzung bezw Erneuerung der 
Theaterbeleuchtung.

Bei einer am 26. August d. I. durch die Vaukommission 
im Stadttheatcr vorgenommenen Besichtigung! ist festgestellt 
worden, daß ein Ersatz der Bühnenbeleuchtung und der 
Brenner des Kronleuchters erforderlich ist. Der Ersatz 
würde zweckmäßigorweise durch elektrisches Glühlicht zu 
schassen sein. Die Kosten der Instandsetzung bezw. Erneue
rung. der TheaterbcleuckMng stellen sich auf annähernd 
1300 oll und wird von der Bau ko m m issio n em p f o h- 
l e n den erforderlichen Kredit auf laufende Mittel zu neh

men und zwar je zur Hälfte in den Rechnungsjahren 1911 
und 1912.

Mitgli ed P fa n s ch i l l i n g b eantragt auch 
im Orchesterraum des Stadttheaters eine Erneuerung 
der Theaterbeleuchtung. gutzuheißen, durch. welche eine Er
höhung des geforderten Kredits um etwa 200 Zl erforderlich 
würde.

Die Ferienkommission b e s ch ließt die von 
der Vaukommission vorgeschlagene Instandsetzung und Er
neuerung der Theaterbeleuchtung einschließlich. derjenigen 
des Orchesterraumes und bewilligt den erforderlichen 
Kredit von etwa 1500 °li, der jo zur Hälfte in den 
Rechnungsjahren 1911 und 1912 auf laufende Mittel 
zu nehmen ist. Falls die vorhandenen laufenden Mittel 
zur Instandsetzung pp. der Theaterbeleuchtung nicht voll
ständig hinreichen sollten, so bewilligt die Ferieiikoin- 
mission den etwa fehlenden Kredit.

10. Instandsetzung der Laydeckerstraße.
Mitglied Beigeordneter H a a s reicht einen von 

8 Mitgliedern unterschriebenen Antrag ein betreffend 
Instandsetzung der Laydeckerstraße. Der Vorsitzende 
erläutert, daß dieser Antrag zunächst einer Prüfung durch 
die Vaukommission unterzogen werden müsse und da
her der Eemeinderat noch nicht in die Beratung der Angp 
legenheit eintrcten könne.

Die Ferienkommission erklärt sich hiermit 
ein.versta n d e n.

11. Verschiedenes,
ich Auf ein schriftliches Ersuchen des Mitgliedes Dr. M- 

Lorn gibt der Vorsitzende Auskunft über die Ei n n ah- 
m e- u n d A u s g aber e r h ä l t n i s se des Bür-g er- 
spitals in den Monaten Mai, Juni u. Juli 1910 und 
1911.

Die Ferienkommission nimmt von den ge
machten Mitteilungen dankend Kenntnis.

6) Mitglied Beigeordneter Walkowinsu 
Littet auf die Tagesordnung der nächsten Eemeinderw- 
süung zu setzen' Beschaffung eines Zweit^l 
Motorsfür d a s P u m p w a s s e r w e r k aufwe - 
m eindcbann M o n h o f o n.

Der Vor sitz endesührt aus, daß die VerwallE 
sowie die Vaukommission die Frage der BeschahE 
eines zweiten Motors für das Erundwasserwerk berei- 
wiederholt bchiandelt haben, jedoch ein endgültiges ResmU 
noch, nicht erzielt worden ist, weil die Verhandlung mit de 
Elektrizitätswerk betr. dieFührung des elektrischen Stronw 
bis zu dem Pumpwerke noch nicht zuEnde geführt we 
den konnte. Die Frage der Beschaffung eines 
Motors wird dem Eemeinderat Zur Entscheidung vorgchÄ 
werden, sobald die Vorver h a n d. lung en e r l e d r g 
sind. .

Die Ferienkommission ist hiermit einvo 
st a n d e n.

Schluß der Sitzung Abends 6,30 Uhr.



Bericht
über die

Gemein-eratssitzung vom 2. Oktober 1911,
nachmittags 4 MHr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
dem Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier die Beige
ordneten Walkowinski, Haas und Roth, sowie die Mitglie
der Lailloux, Christian, Denz, Franck Joh., Frank Heinr., 
Eoedert, Dr. Kuborn, Dr. Medernach, Müller, Nouviaire, 
Pfanschilling, Röchling, Schiltz, Steimetz, Wehrmann und 
Zimmer.

Entschuldigt: Franxois, Reuter, Richard, Salomon.
Schriftführer: Obersekretär Klam und Sekretär Hom- 

dourger.

Tagesordnung.
1. Mitteilungen.
2. Bewilligung eines Kredits für den Statthalter

besuch.
8. Wahl eines Mitgliedes in die Krersrommission für 

die Veranlagung der Kapital-, Lohn- und Besol- 
dungssteuer.

4. Festsetzung eines Lehrergehalts.
ö. Bewilligung einer llmzugsentschädigung.
6. Antrag der Elementarlehrer um Gewährung einer 

Teuerungszulage.
7. Antrag der Lehrerinnen der höheren Mädchenschule 

auf Gewährung einer Wohnungsentschädigung.
8. Ermäßigung einer Anerkennungsgebühr.
9. Angelegenheit Mögen u. Cie.

lO. Verlängerung der Wasserleitung.
1. Antrag des Eastwirte-Vereins auf Ermäßigung der 

Kanalgebiiyren für Wirtschaften pp.
2. Antrag der kath. Vikare um Gewährung eines städt. 

Zuschusses.
3. Antrag eines Vereins um Gewährung eines städt. 

Zuschusses.
4. Ankauf der Munitionsanstalt an der Kaiser Wil

helm II Promenade.
T Anlage von Reitwegen.
6-Eeländeaustausch mit der Eutehoffnungshütte.
Die Genehmigung der Eemeinderatsprotokolle 

vom 27. März, 1. Mai, 6. und 26. Juni, 3. und 29. Juli 
sowie das Protokoll der Ferienkommission wird bis zur 
nächsten Sitzung vertagt.
. Mitglied H. Frank, welches in dem Protokolle 

^erienkommission vom 20. 8. als „abwesen d" ge- 
> drt ist, bittet um Eintragung als „entschuldigt", 
d" ^?eurlaubt gewesen sei und der Stadtverwaltung, mit 
f Bitte um Entschuldigung seines Fernbleibens von allen 
Mngen, hiervon Mitteilung gemacht habe.

Der Gemeinderat ist einverstanden.

1. Mitteilungen.
a) Der Vorsitzende teilt mit, daß er am 17. Oktober d. 

Toüü^"e Vermählungsfeier mit Frl. Möllers, der 
Direktors a. D. des Gymnasiums Herrn Ge- 

Uirat Dr. Möllers, begehen und anschließend an die 

Vermählung einen Urlaub bis Anfangs November d. 
Js. antreten werde. Es erhebt sichkeinWiderspruch.

b) Der vom Eemeinderat bewilligte Kredit von 2000 
zur Beschaffung eines Geschenkes für das Offizierkorps 

des Jnfanterie-Regt. Nr. 135 anläßlich der Einwei
hung der neuen Offizierspeiseanstalt, 
welche in der Zeit vom 15.—19. November d. Js. stattfinden 
soll, ist auf Wunsch des Herrn Obersten Freyer an diesen 
in bar ausbezahlt worden. Das Offizierkorps wird mit 
einer Summe von 1500 °R, den an den Herrn Obersten aus
gezahlten Betrag, zur Ausstattung eines Saales ver
wenden. Derselbe soll durch eine silberne Platte mit ent
sprechender Gravierung als Geschenk der Stadt 
Diedenhofen gekennzeichnet werden,' der Rest von 
500 soll zur Anschaffung eines Tafelaufsatzes 
gelegentlich des im Mai nächsten Jahres stattfindenden 
2 5 jähr. Jubiläums des Infanterie-Regi
ments Verwendung finden.

Der Eemeinderat ist einverstanden.
e) Der Vorsitzende gibt erneut Kenntnis von der Ein

ladung des Deutsch-Französischen Wirtschaftsvereins zu 
dem am lO.—12. November d. Js. in Paris stattfindenden 
Congräs commercial Franeo-Allemand, welcher durch das 
Comitä Commercial Franco-Allemand veranstaltet wird.

0) In einem Bericht über seine schulzahnärzt- 
liche Tätigkeit im 1. Halbjahr 1911 teilt Zahnarzt Elk 
mit, daß er aus den Elementarschulen in Diedenhofen und 
Beauregard 52 Kinder zur Eratisbehandlung aufgefordert 
und von diesen 20 erschienen seien, die er auch unentgeltlich 
behandelt habe. Es haben sich ferner aus St. Franz, Een- 
tringen und den evangelischen Klassen in Beauregard 20 
Kinder unbemittelter Eltern eingestellt, und 9 Kinder sind 
durch Lehrpersonen überwiesen worden, welche unentgelt
lich in Behandlung genommen wurden.

a) Der Vorsitzende teilt die nach den Herbstferien vor
genommene Verlegung sämtlicher Elementar
sch u l k l a s s e n in das alte Gymnasium mit und verweist 
auf eine von ihm s. Zt. veröffentlichte diesbezügliche Be
kanntmachung.

t'j Durch das Kaiserl. Ministerium ist unterm 14. Sept. 
IV 20020 — angeordnet worden, daß die Reblausbe - 
kämpfungsarbeiten in der Gemarkung Diedenho
fen einzustellen seien und voraussichtlich erst nach der Wein
lese wieder ausgenommen würden.

Es ist somit dem vom Eemeinderat unterm 30. August 
geäußerten Wunsche, wenn auch spät, Rechnung getragen 
worden.

Bei dieser Gelegenheit bespricht der Vorsitzende einen 
in den Lothr. Nachrichten erschienenen Sprechsaalar- 
tikel, betitelt „W er steckt d a h i n t e r ?" der anschei
nend ihm den Vorwurf mache, er habe, als er s. Zt. auf 
Drängen der Winzerbevölkerung die Arbeiten der Reblaus- 
bekämpfungskommisston auf eigene Verantwortung einstel
len ließ, seinen eigenen Willen durchsetzen wollen. Der 
Vorsitzende protestiert gegen diese Insinuation, da er s. Zt. 
auf allseitiges Drängen, und nicht zuletzt auf Wunsch des 
Eemeinderats, vorgegangen sei und in jeder Weise korrekt 
und uneigennützig verfahren habe.

§) Der Vorsitzende gibt dem Eemeinderat Kenntnis 
von einem Schreiben der Kommandantur Diedenhofen vom 
21. Sept., nach welchem die örtlichen Feststellungen über die 
beantragten Entschädigung sforderungen iml. 
Rayon der Feste Obergentringen durch Sachverständige 
nunmehr abgeschlossen seien, jedoch über die endgültige 
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Regelung der Angelegenheit bestimmte Zeitangaben nicht 
gemacht werden könnten.

Nach einer kurzen Debatte, in welcher Mitglied 
Eoedert beantragt, der Eemeinderat möge sich zur 
Herbeiführung einer Beschleunigung der Angelegenheit an 
die Reichsrayonkommission wenden, und in 
welcher der Vorsitzende den Standpunkt vertritt, die Erle
digung der Angelegenheit könne nunmehr wohl keine län
gere Zeit mehr in Anspruch nehmen, erklärt sich Mitglied 
Eoedert auf Wunsch des Vorsitzenden mit dem von der 
Kommandantur erteilten Bescheide zufrieden und zieht 
seinen Antrag zurück.

b) Erteilung der Konzession für einen 
Autotaxameterbetrieb.

Der Ingeniör C. Freudenberger ist um Erteilung der 
Konzession zur Einrichtung eines Autotaxameterbe
triebes eingekommen und hat einen Fahrpreistartf ein
gereicht, der in gewissen Punkten der Verwaltung zu hoch 
erschien. Es sind deshalb bei anderen Städten Ermittelun
gen über die Höhe der dort üblichen Auto-Fahrpreise ange
stellt worden, die ergeben haben, daß der Freudenberger'sche 
Tarif einer Revision bezw. teilweisen Ermäßigung bedarf. 
Die von der Verwaltung vorgeschlagenen Kürzungen an 
dem Freudenberger'schen Tarif stellen denselben auf die 
Stufe der in Trier und Straßburg gültigen Autotaxameter- 
Fahrpreisverzeichnisse. Der Vorsitzende empfiehlt, ihn zu 
ermächtigen, dem p. Freudenberger vertraglich auf 
eine bestimmte Zeitdauer das alleinige Recht einzu- 
räumen, in Diedenhofen, an noch näher zu bestimmenden 
Plätzen pp Autodroschken aufzustellen und zwar unter der 
bestimmten Voraussetzung, daß Freudenberger den 
von der Verwaltung vorgeschlagenen Fahrpreistarif an- 
nimmt und für den Personenverkehr zugrunde legt.

Nach einer kurzen Debatte, während welcher über die 
Zahl der zu gestehenden Autodroschken u. s. w. Wünsche ge
äußert werden, erklärt sich der Eemeinderat mit den 
Vorschlägen des Vorsitzenden einver- 
standen. Die Verwaltung wird mit der Führung der 
weiteren Verhandlungen sowie zum Vertragsabschluß er
mächtigt.

i) Die Herren Oberst Freyer und Oberstleutnant Mül
ler haben für die Einladung zu den Einweihungs- 
feierlichkeiten des neuen Gymnasiums gedankt und 
die Verwaltung gebeten dem Eemeinderat gleichfalls ihren 
Dank abzustatten.

j) Der Bezirkspräsident hat durch Verfügung vom 24. 
9. — Ila 1659 — die Stadtverwaltung ermächtigt, sich auf 
den von der Kgl. Intendantur XVI. Armeekorps zu Metz 
angestrengten Prozeß wegen Rückerstattung von 
Oktroigebühren einzulassen.

ü) Das Ksl. Verkehrssteueramt I teilt mit, daß der 
Anteil der Stadt Diedenhofen an derReichs-Wert- 
zuwachssteuer für das 2. Vierteljahr Rechnungsjahr 
1911 3419,25 -N beträgt.

Niederschlagung von Oktroigebühren für Einfuhr von 
Kraftautos.

Die Firmen Wildberger und Lampert, welche in letzter 
Zeit L a st a u to mo b i l e angeschafft und für diese die 
tarifmäßigen Oktroiabgaben entrichtet haben, beantragen 
Rückerstattung der gezahlten Beträge, da die Be
steuerung der Kraftwagen zu Unrecht erfolgt sei. Der Re
ferent für Oktroiangelegenheiten, Beigeordneter Walko- 
winski, führt aus, daß die Verwaltung beabsichtige, den 

gestellten Rückerstattungsantrügen zu entsprechen; er bittet 
den Eemeinderat um Aeußerung seiner Ansicht.

In der nun folgenden Debatte wird einerseits dafür 
eingetreten, daß alle Automobile zu besteuern seien, ande
rerseits wird es als unbillig bezeichnet Lastautos, die Ver
kehrsfahrzeuge seien, mit Oktroiabgaben zu belegen. Es 
wird empfohlen, die Lastautos freizugeben, bezw. die 
bereits entrichteten Oktroiabgaben zur ückzuer st al
ten, den Oktroitarif entsprechend zu ergänzen und endlich 
das von den Lastautomobilen zu verwendende Benzin 
derOktroiabgabe zu unterwerfen.

Der Eemeinderat erklärt sich mit der oktroi- 
freien Einfuhr von Lastautomobilen einverstanden und 
ermächtigt die Verwaltung, die etwa für solche bereits er
hobenen Oktroigebühren zurückzuerstatten. Der 
Oktroiabgabentarif soll unter Pos. 78 Motorfahrzeuge'

den Zusatz erhalten „für Personenverkehr".
Ferner beschließt der Eemeinderat, daß für das 

zum Betriebe von Lastautomobilen bestimmte Benzin 
Oktroiabgaben zu entrichten sind.

Auf Antrag des Vorsitzenden erkennt der Eemein
derat die Dringlichkeit nachbezeichneter Angele
genheiten an und setzt dieselben auf die heutigeTa- 
gesordnung. Die Verhandlung der dringlichen Punkte 
wird bis zum Schluß der Tagesordnung verschoben.

Dringliche Angelegenheiten.
I.Neubeschotterung der Laydeckerstratze.
2. Uebereinkommen mit der AEWEA bezgl. Lieferung 

elektrischer Energie zum Betrieb des Erundwasser- 
werkes in Monhofen.

3. Freihändige Vergebung von Schulbänken.
4. Veräußerung städt. Geländes.

2. Bewilligung eines Kredits für den 
Statthalterbesuch.

Der Vorsitzende trägt vor, daß Seine Excellenz der 
Kaiserliche Herr Statthalter zu der am 9. Oktober d. Is. 
stattfindenden Einweihung des neuen Eymna- 
siums sein Erscheinen in Aussicht gestellt habe und er
läutert das im Benehmen mit dem Oberschulrat und dein 
Büro des Herrn Statthalters festgesetzte Festprogramm, 
welches folgende Feierlichkeiten versieht: Am 9. Oktober, 
Vorm. Iltz Uhr, Empfang Seiner Excellenz und der Herren 
von der Regierung am Bahnhof; Fahrt durch spalierbn- 
dende Vereine und Schulen nach dem neuen Gymnasium, 
dortselbst Festakt; nachmittags 1 Uhr Festtafel im großen 
Rathaussaal; abends 9 Uhr Lampionzug der Vereine zu 
Ehren Seiner Excellenz und Kommers des Vereins ehem. 
Schüler des Gymnasiums.

Der Vorsitzende hält es für notwendig, den Herrn 
Statthalter als Vertreter Seiner Majestät des Kaisers so
wie die Herrn Vertreter der Regierung in einer für die 
Stadt Diedenhofen würdigen Weise zu empfangen und zu 
feiern und bittet ihm die Mittel zur Verfügung zu stellen, 
damit er eine im Rahmen der geplanten Veranstaltungen 
liegende Ausschmückung der städt. Straßen pp. durchführen 
lassen könne. Es sei beabsichtigt, an der Einmündung der 
Graf Heinrichstraße in die Hrldegardstraße einen Triumpl- 
bogen zu errichten, im übrigen jedoch eine einfache Aus
schmückung mittelst Fahnenmasten und Fahnen vorzuncP 
men. Die von dem Triumpfbogen bis zum Gymnasiums^ 
bäude in der Graf Heinrichstraße aufzustellenden Fahnen
masten sollen durch Tannenzweiggirlanden verbunden mer- 
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den. Die Kosten der Ausschmückung, bei welcher möglichst 
sparsam verfahren werden solle, werden annähernd auf 
WO oll veranschlagt. Die Stadtverwaltung hat ferner die 
Wicht, bei dem im Rathaussaale stattfindenden Fest
mahle, zu dem auch der Gemeinderat, das Lehrerkollegium 
des Gymnasiums, sowie die Spitzen der Behörden einzula- 
dcn sind, den Herrn Statthalter, sowie dessen Gefolge und 
die an der Feier teilnehmenden Regierungsvertreter zu be
wirten. Hierfür wird eine Ausgabe von mehreren Hundert 
Mark entstehen, die gleichfalls vom Eemeinderat zu bewil
ligen wäre. Die Finanzkommission hat in ihrer Srtzung 
mm 28. Sept. die Zurverfügungstellung des erforderlichen 
Kredits empfohlen.

In der sich nunmehr entspinnenden allgemeinen Dis
kussion wird allerseits anerkannt, daß die Stadt auch mit 
Rücksicht auf den ihr zum Neubau des Gymnasiums ge
währten Staatszuschuß von 150 000 -li die Pflicht habe, den 
Herrn Statthalter würdig zu empfangen, jedoch wird ge
wünscht die erforderlichen Ausgaben möglichst einzuschrän- 
len. Dies wird von dem Vorsitzenden zugesichert.

Der Gemeinderat beschließt alsdann der 
Verwaltung zur Vorbereitung des Besuchs des Herrn 
Statthalters bezw. zur Bewirtung S. Exc., dessen Gefolge 
und der Herren Regierungsvertreter pp. einen Kredit bis 
M 2VV0 oll zu bewilligen.

Der Eemeinderat wünscht, daß zur Teil
nahme an der Festtafel im alten Rathaussaale auch die 
um Eym.nasiumneubau tätig gewesenen Handwerker 
"nzuladen sind und ersucht die Verwaltung, in diesem 
bsnne beim Statthalterbüro vorstellig zu werden. Ferner 

bestimmt, daß während der Festtafel, außer der Reden 
Herrn Kreisdirektors und des Herrn Bürgermeisters, 

aus eine Rede der Schulverwaltung namens des Eemeinde- 
Mitglied Dr. Medernach antworten soll.

Wahl eines Mitgliedes in die Kreiskommission 
Zur Veranlagung der Kapital-, Lohn- und

Besoldungssteuer.
s .^us der für den Kreis Diedenhofen-Ost gebildeten 
l^bkoinmission für die Veranlagung der Kapital-, Lohn- 

^svldungssteuer scheidet wegen Ablauf der Amtsdauer
«IEemeinderat gewählte Herr August Müller, 
üa > M Diedenhofen, demnächst aus. Es ist somit eine

Äahl erforderlich und kann der ausscheidende Herr 
°u°dergervählt werden.

An * Eemeinderat wählt, mit Rücksicht auf das 
ur des E>rn. Aug. Müller, an dessen Stelle das Gemein- 

^atsimtglied Peter Müller.

4. Festsetzung eines Lehrergehaltes,
der Sitzung vom 27. 3. d. Js. hat der Eemeinderat 

'Mim -- ^"8 des Elementarlehrers Dentzer um Anrech- 
vor Ablegung seiner Dienstprüfung abgeleiste- 

"kErjahres mit der Begründung abgelehnt, daß das 
rechn! r b p- Dentzer nach der Gehaltsordnung richtig be- 
Tkaln-n ' vnd außerdem die durch das Gesetz festgelegte 
Äntrn tt^stmge. Dentzer wandte sich hierauf mit feinem 
die N e lw den Herrn Bezirkspräsidenten, dem gegenüber 
Nxt ermaltung die vom Eemeinderat unterm 27. 3. ver- 

Huug einnahm. Mittels Verfügung vom 9. 9. 
Punkt — vertritt der Herr Bezirkspräsident den Ständ
en ""ch der Gehaltsordnung für die Lehrpersonen 

"enhofen die Normierung des Dentzer'fchen Gehaltes 

zwar nicht zu beanstanden sei, daß es jedoch Billigkeits- 
grllnden entspräche, Dentzer in seinem Vesoldungsdienstal- 
ter um ein Jahr vorzurücken; für die Zukunft sollte das 
Militärdienstjahr als Dienstzeit gelten.

Der Eemeinderat beschließt auf Vorschlag 
der Finanzkommission, dem Lehrer Dentzer, der vor seiner 
provisorischen Anstellung ein Jahr beim Militär gedient 
hat, diese Zeit bei Bemessung seines Gehaltes in Anrech
nung zu bringen. Da Dentzer am 1. 10. 1900 in den Mili
tärdienst trat, aber erst am 26. 11. 1902 seine Lehrerdienst
prüfung abgelegt hat, ist der 1. 4. 01 der Berechnung ves 
Gehaltes zu Grunde zu legen. Der erste DienstabschMit 
bis zum 1. Aufrücken in die 2. Gehaltsstufe läuft demnach 
oom 1. 4. 1901 bis zum 1. 4. 1904, an welchem Tage das 
Gehalt von 1200 M auf 1400 -N gestiegen ist, so daß das 
Gehalt am 1. 4. 1907 1600 »ti, im 1. 4. 1910 1800 -K und 
am 1. 4. 1913 2000 M betragen wird. Dentzer wird dem
nach in der Eehaltssteigerung um 6 Monate vorge
rückt.

5. Bewilligung einer Umzugsentschädigung.
Fräulein Dr. Wanda Braun, welche durch Erlaß des 

Oberschulrats zur Vorsteherin der hiesigen höh. Mädchen
schule ernannt worden ist, mußte ihre bisherige Stellung 
in Berlin plötzlich aufgeben und ihren Umzug nach Dieden
hofen bewerkstelligen; hierdurch entstehen derselben erheb
liche Auslagen, um deren Ersatz Frl. Dr. Braun cingekom- 
men ist. Gelegentlich einer mündlichen Rücksprache mit dem 
Bürgermeister hat sich Fräulein Dr. Braun mit einem Be
trag von 250 als Umzugskostenentschädigung pp zufrie
den erklärt. Die Finanzkommission hat unterm 
28. 9. die Gewährung eines Betrages in Höhe von 250 -N 
befürwortet.

Der Eemeinderat beschließt entsprechend.

6. Antrag der Elementarlehrer um Gewährung 
einer Teuerungszulage.

Die Lehrer an den Elementarschulen der Stadtge
meinde Diedenhofen haben unterm 22. 9. mittelst eines 
von dem Herrn Schulinspektor befürworteten Antrages um 
Gewährung einer dauernden Teuerungszulage von 150 ^tl 
für verheiratete und 75 -N für ledige Lehrpersonen gebeten 
und darauf hingewiesen, daß die Lebenshaltung in Dieden
hofen nachgerade unerschwinglich geworden ist.

Der Vorsitzende trägt vor, daß der Antrag der Finanz
kommission bereits am 28. 9. Vorgelegen und diese unter 
Anerkennung der augenblicklich teueren Lebensverhältnisse 
und der geschilderten Notlage die Bewilligung einer Teu
erungszulage empfohlen hat. Ein in der Finanzkommission 
von dem Vorsitzenden gestellter Antrag, den städt. Beamten,' 
welche unter der unverhältnismäßigen Teuerung ebenso 
zu leiden haben wie die Lehrpersonen, ebenfalls eine Teu
erungszulage in der den Lehrern zu bewilligenden Höhe 
zu gewähren, wurde zurückgezogen; der Vorsitzende stellte 
jedoch in Aussicht, diesen Antrag zu erneuern, sobald ihm 
seitens der Beamten die nötigen Unterlagen an die Hand 
gegeben worden seien.

In der nun folgenden eingehenden Diskussion wurde 
vom Vorsitzenden erneut darauf hingewiesen, daß es der 
Billigkeit entspräche, den städt. Beamten gleichzeitig mit 
den Lehrern evtl. eine Teuerungszulage zu bewilligen.

Unter Berücksichtigung, daß zur Zeit die Lebensmittel, 
besonders Gemüse und Kartoffeln, außergewöhnlich teuer 
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sind, beschließt der Eemeinderat die Bewilligung einer 
einmaligen Teuerungszulage an die Lehrer 
und städt. Beamten und bestimmt, daß für die Auszahlung 
derselben folgende Voraussetzungen gelten sollen:

u) Unverheiratete Lehrer und Beamten mit 
einem Einkommen von weniger als 2500 Ut pro Jahr er
halten 50 Ul,

d) verheiratete, jedoch kinderlose Lehrer 
und Beamten mit einem Einkommen von weniger als 3000 
M pro Jahr erhalten 80 Ul,

o) verheiratete Lehrer und Beamten mit Kin
dern und einem Jahreseinkommen von weniger als 3500 
Ul erhalten ebenfalls 80 Ut,

außerdem erhalten letztere für jedes ihrerKin- 
der eine weitere Zulage von je 10 Ul.

Bei Berechnung des Jahreseinkommens sollen neben 
dem Gehalt auch die evtl. von der Stadt bezogenen Neben- 
einkünfte wie Wohnungsentschädigung, Kleidergeld, Haupt
lehrerzulagen usw., jedoch nicht das von den Lehrern für 
ihre Tätigkeit bei der Fortbildungsschule bezogene 
Einkommen, in Ansatz gebracht werden.

Der erforderliche Kredit wird der Verwaltung 
zur Verfügung gestellt und diese ermächtigt die Auszahlung 
der Teuerungszulage nach eigenem Ermessen vorzu- 
nehmen.

7. Antrag der Lehrerin der höheren Mädchenschule 
auf Gewährung einer Wohnungsentschädigung.

Die Leherinnen der höh. Mädchenschule haben gebeten, 
ihnen in Anbetracht der teuern Wohnungsverhältnisse in 
der Stadt Diedenhofen, und auch mit Rücksicht auf die den 
Elementarlehrerinnen bewilligten Erhöhungen der Miets- 
entschädigung, einen Wohnungsgeldzuschuß zu gewähren.

Die Finanzkommission, welcher das Gesuch zur 
Beratung vorgelegen hat, lehnte dasselbe ab und em
pfahl dessen erneute Vorlage an den Eemeinderat 
bei der Budgetberatung, wenn die Verwaltung bei anderen 
els.-lothr. Städten das zur Anstellung von Vergleichen e r - 
forderliche Material eingefordert und er
halten habe.

Die Finanzkommission hatte sich bei ihrer Beschlußfas
sung davon leiten lassen, daß die Elementarlehrer einen 
gesetzlichen Anspruch auf eine Wohnungsentschädigung 
oder eine Dienstwohnung besitzen und die Lehrerinnen der 
höh. Mädchenschule in ihren pensionsfähigen Eehaltsbezll- 
gen, nach Einbezug der ihren Kolleginnen von den Elemen
tarschulen gewährten Wohnungsentschädigung von 350 
noch immer um etwa 150 besser stehen als letztere.

In der folgenden Debatte treten einige Redner für 
die Gewährung eines Wohnungsgeldzuschusses ein, während 
ein Mitglied die Gewährung eines solchen mit einer Auf
besserung des Einkommens als gleichbedeutend bezeichnet. 
Solche Anträge sind, einem früheren Beschlusse des Ge
meinderats entsprechend, nur bei den Budgetberatungen 
zur Verhandlung zu bringen.

Der Ee m e i n d e r a t lehnte alsdann dem An- 
trageder F i n a n z k o m m i s s i o n entsprechend 
das Gesuch der Lehrerinnen der höh. Mädchenschule ab, be
auftragte die Verwaltung bei anderen els.-lothr. Städten 
Material über die einschlägigen Verhältnisse einzufor- 
dern und das Gesuch evtl. bei Beratung des Bud
gets dem Eemeinderat wieder vorzulegen.
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8. Ermäßigung einer Anerkennungsgebühr.
Bäckermeister Gantzer bittet um Ermäßigung 

bezw. Erlaß einer durch Gemeinderatsbeschluß vom 3. 
August auf 10 alt pro Jahr festgesetzten Anerken
nungsgebühr für vorschriftswidrige Anlage eines 
Kellereingangs am Hause Hospitalstr. Nr. 14. Die Fi
nanzkommission hat dem Eemeinderat unterm 28.9. 
empfohlen, die fragliche Anerkennungsgebühr aus 3 äi 
pro Jahr herabzusetzen.

Im Laufe der Eemeinderatsverhandlung wird einei- 
seits für Beibehaltung der Anerkennungsgebühr von 
10 alt eingetreten, andererseits wird Ermäßigung der
selben auf 1 alt empfohlen. Ein Mitglied hält es nicht siir 
angebracht, den unterm 3. August gefaßten Beschluß schon 
jetzt umzustoßen, sondern schlägt vor den Antragsteller zn 
bescheiden, seinen Antrag nach Jahresfrist zu erneuern.

Die von dem Vorsitzenden vorgenommene Abstim
mung ergab eine Mehrheit für Ermäßigung 
der durch Eemeinderatsbeschluß vom 3. 8. 11 festgesetzten 
Anerken nungsgebühr.

Entgegen dem Anträge der Finanz- 
kommission, die Anerkennungsgebühr auf 3 all festzu
setzen, wurde dieselbe auf den Betrag von 1 alt pro Jahr 
normiert.

9. Angelegenheit Moyen L Cie
Durch Beschluß vom 3. 8. d. Js. hat der Gemeinderat 

sich mit der v e r g l e i ch w e i s e n Regelung des Rechts
streits mit der Firma Moyen u. Cie., wegen Einräumung 
eines Wegerechts über Moyen'sches Gelände von der obe
ren Moselbrllcke nach der Staatsstr. Nr. 17 in Beauregard, 
einverstanden erklärt und gleichzeitig beschlossen, von dem 
Rechtsnachfolger der Firma Moyen u. Cie., Herrn Archi
tekt Kaul, einen Eeländestreifen von 50 ein Breite zu er
werben, zur Erweiterung des von Herrn Kaul unentgelt
lich zur Verfügung zu stellenden Fußweges.

Gelegentlich einer von den Herren Stadtbaumeisteu 
Stadtgeometer und Rechtsanwalt Schrader im Be
nehmen mit Herrn Architekt Kaul am 1. 9. d. Js. abgehm- 
tenen Besichtigung, bei welcher auch die Linienführung dc-' 
neuen Fußweges erörtert wurde, erklärt sich Architekt stau 
bereit, der Stadt neben dem über sein Eigentum unein- 
zeitlich einzuräumenden Wegerechte, einen Gelände- 
streifen von 1 in Breite zum Preise von 20 -ll 
käuflich abzutreten. Die Stadt würde in diesem 6"^ 
in Besitz eines 2 in breiten Eeländestreifens treten und n» 
1 in Terrain zu bezahlen haben.

Die Finanzkommission hat unterm 28. 9. dc 
Erwerb eines 1 in breiten Geländestreifesn zum Preise v 
20 all pro gin als im Interesse der Stadt liegend e n 
pfohlen. , »,-r

Der Eemeinderat schließt sich dem Beschluss " . 
Finanzkommission an und bewilligt zum Erwerb eim 
1 in breiten Eeländestreifens neben dem vom Architew 
Kaul unentgeltlich einzuräumenden Wegerecht, den eil 
derlichen Kredit von 20 pro gin.

10. Verlängerung der Wasserleitung.
Fräulein H. Spire bitte um Anschluß ihres in Marien 

thal liegenden Anwesens an die städt. Wasserleitung- 
diesen Zweck zu ermöglichen, ist die Verlängerun g 
Wasserleiung in Eentringen vom alten Weg Belle- 
nach Marienthal erforderlich und bedingt der Ausbau 
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ser Strecke einen Kostenaufwand von rd. 2900 -N.
Die Finanzkommission hat unterm 28. 9. den 

Ausbau der Wasserleitung nach Marienthal empfoh
len unter der Bedingung, daß die Antragstellerin 1. die 
Hälfte der Herstellungskosten der Wasserleitung trägt, 2. 
die Restsumme auf 20 Jahre mit 5 A verzinst und 3. den 
Verbrauch an Wasser auf 20 Jahre garantiert und entspre
chend dem städt. Wasserstatut bezahlt. Schließlich soll der 
Stadt das Recht vorbehalten bleiben, an die fragliche Lei
tung auch noch andere Grundstücke anzuschließen.

Der Gemeinderat erhebt den Antrag der 
Finanzkommission zum Beschluß.

11. Antrag des Gastwirtevereins auf Ermäßigung 
der Kanalgebühren für Wirtschaften pp.

Der Eastwirteverein hat um Herabsetzung der 
Kanalbenutzungsgebühren für Wirtschaften von 2 A auf 
l A gebeten und zur Begründung seines Antrages ange
führt, daß der Kanal von Gastwirtschaften pp nicht wesent
licher in Anspruch genommen wird als von Pri- 
mthäusern, dieselben ferner infolge erheblichen Wasser
verbrauchs und dessen Einführung in die Kanäle zur 
Spülung des Kanalnetzes in erheblichem Matze beitragen 
und durch Ueberlassung ihrer Aborte, der Stadt einen Teil 
ihrer Pflicht, für die Errichtung und Unterhaltung öffent
licher Bedürfnisanstalten Sorge zu tragen, abnehmen.

Die F i n a n z k o m m i s si o n konnte sich in ihrer 
Sitzung vom 28. 9. den Ausführungen des Eastwirtever- 
emes nicht anschließen sondern stellte vielmehr ihrerseits 
W, daß ein großer Teil der städt. Ausgaben durch das 
ilurtsgewerbe bedingt werde und empfahl das Gesuch ab- 
i"lehnen, da der Satz von 2 A angemessen sei.

Während der eingehenden Diskussion, in welcher die für 
v>e Stellungnahme der Finanzkommission ausschlaggebend 
gcwesenen Ausführungen erneut vorgetragen werden, wird 
uus Gesuch von einigen Mitgliedern als begründet bezeich- 

Nachdem die Mitglieder Joh. Franck und 
> lanschilling den Antrag der Wirte, die Kanalgebüh- 
"n auf 1 A des Nutzungswertes herabzusetzen nochmals 
Ausgenommen, beschließt der Gemeinderat im Sinne 
^Antrages d e r F i n a n z k o mm i s s i o n; oer 
Antrag des Gastwirtevereins ist somit abgelehnt.

12- Antrag der katholischen Vikare aus Gewährung 
eines städtischen Zuschusses

. Die katholischen Vikare Hennequin, Spacher in Dieden- 
und Hentinger in Beauregard bitten den Eemeinde- 

um Gewährung eines städtischen Zuschusseszu ihren 
^Aen^Eer.ältern.
^e Finanzkommission, welche den Antrag am 

s September d. Js. begutachtet hat, empfiehlt dem Ge- 
inderat, denselben bezüglich der beiden Diedenhofener 

"" die katholische Kirchenfabrik in Diedenhofen 
„ ZVMeben mit der Aufforderung, den beiden Herren 
von - Ekeln der Pfarrei den gesetzlich festgesetzten Zuschuß 

600 zu bewilligen. Für etwaige infolge dieser 
"strmg Budgets der Kirchenfabrik entstehende 

ben m Gemeindeverwaltung aufzukommen ha-
liiinn- ewiglich des Beauregarder Kaplans, der in einer 
mZ"geren Lage ist, weil er freie Station im Bürgerspi- 
in empfiehlt die Kommission, die Kirchenfabrik 
van /?"*egard zur Bewilligung einer Zulage von 100 bis 

" pro J^r anzuhalten.

Der Vorsitzende erläutert, daß die drei Eesuchsteller aus 
Landesmitteln ein Gehalt von je 600 -N pro Jahr beziehen, 
wozu die seitens der Kirchenfabrik gewährten Zuschüsse und 
die sonstigen Nebenbezüge treten, so, datz die Gesamteinnah
men auf circa 1800 -N taxiert werden können. Von der 
Annahme des Finanzkommissionsbeschlusses rät der Vor
sitzende ab, weil die Voraussetzungen unter denen dieser 
gefaßt worden ist, nicht mehr zutreffen, vielmehr feststehen
dermaßen die Kapläne aus Mitteln der Kirchenfabrik be
reits Zuschüsse erhalten. Er bittet eine Vertagung 
bis zur Budgetberatung auszusprechen.

Von den zum Wort gekommenen Mitgliedern spricht 
sich die Mehrzahl für eine Vertagung bis zur Budget
beratung aus und wünscht die Anstellung vor Ermittelun
gen, wie die Verhältnisse der Vikare in anderen Städten 
geregelt sind.

Der Gemeinderat vertagt den Antrag der 
Vikare auf Bewilligung eines städtischen Zuschusses bis zur 
Budgetberatung und beauftragt die Verwaltung 
bei anderen elsaß-lothringischen Städten über die Verhält
nisse der Vikare Material einzuziehen.

13. Antrag eines Vereins aus Gewährung eines 
städtischen Zuschußes.

Der Musikverein Frohsinn bittet um Gewährung 
einer laufenden Beihülfe aus städt. Mitteln und begrün
det seinen Antrag damit, daß der Verein sich an den öffent
lichen Anlagenkonzerten aktiv beteiligt hat, auch fernerhin 
beteiligen wird, und der Diedenhofener Jugend Gelegen
heit gibt, sich in der Musik unentgeltlich unterweisen und 
ausbilden zu lassen.

Im Laufe der Verhandlungen des Eemeinderats treten 
einige Mitglieder für Gewährung einer dauernden Bei
hülfe ein- andere Mitglieder bitten um Feststellung, ob 
seitens des Frohsinn an junge Leute Musikunterricht er
teil wird. Mitglied Dr. Kuborn beantragt Ver- 
tagungder Angelegenheit bis zur Budgetberatung.

Letzterem Anträge wird vom Gemeinde
rat mit Stimmenmehrheit beigepflichtet.

14. Ankauf der Mumtionsanstali an der Kaiser 
Wilhelm IL Promenade.

Nachdem der Gemeinderat am 7. 11. 1910 beschlossen 
hatte, zwecks Erwerbs des ganzen Grundstücks der Mu- 
nitionsanstalt an der Kaiser Wilhelm II Promenade mit 
dem Artilleriedepot in Verhandlung zu treten, ist durch Er
laß des allgemeinen Kriegsdepartements das Artilleriede
pot beauftragt worden, mit der Stadt in weitere Verhand
lungen einzutreten, nachdem die Frage über die erforder
lichen Ersatzräume inzwischen geregelt worden ist. Als 
Grundlage für die Verhandlungen werden vom Kriegsmi
nisterium folgende Bedingungen gestellt:

1. Die Stadt kauft das ganze Grundstück.
2. Die Stadt erklärt sich vertraglich bereit dem Artil- 

lercedepot die eigentliche Munitionsanstalt — das ist der 
bebaute diesseits der Abschlutzmauer gelegene Teil des 
Grundstücks — unentgeltlich solange zur weiteren Be
nutzung zu überlassen, bis die im Fort Jeutz in Aussicht ge
nommenen Ersatzräume nach Fertigstellung der Kasernen- 
neubauten frei werden. (Voraussichtlich Herbst 1914.)

Die Finanzkommission hat unterm 28. 9. ein
stimmig empfohlen die gestellten Bedingungen anzu
nehmen.
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Der Gemeinderat schließt sich diesem Be
schlusse einst immig an.

15. Anlage von Reitwegen.
Auf Antrag des Vorsitzenden verweist der 

Gemeinderat die Angelegenheit zur Prüfung und zur 
Begutachtung an die B a u k o m m i s s i o n.
16. Geländeaustausch mit der Gute Hossnungshiltte

Der Vorsitzende hält eine erneute mündliche Bespre
chung mit der Direktion der Gute Hoffnungshütte für not
wendig und bittet den Eeländeaustausch bis auf weiteres 
zu vertagen.

Der Gemeinderat erklärt sich damit einver
standen.

17. Neubeschotterung der Laydeckerstratze
Nach einem von dem Stadtbauamte aufgestellten 

Kostenanschläge belaufen sich die Kosten für die Instand
setzung der Laydeckerstraße auf 1800 Ul. Da dieser Betrag 
etwas hoch erscheint und dessen Herabsetzung erwünscht ist, 
bittet der Vorsitzende um R ü ck v e r w ei s u n g der Ange
legenheit an die B au k o mm i s s i o n.

Der Gemeinderat ist damit einverstanden. 
18. Uebereinkommen mit der AGWEA bezüglich 

Lieferung elektrischer Energie für den Betrieb des 
Grundwasserwerkes in Monhosen.

Der Vorsitzende verliest ein Schreiben der AGWEA 
enthaltend die Grundlage zu einem Vertrage betr. die 
Lieferung der elektr. Energie zum Betriebe des Grund- 
wasserwerks in Monhosen. Er bittet die Verwaltung zum 
Vertragsabschluß zu ermächtigen oder die Angelegenheit 
zur erneuten Prüfung und Begutachtung an die Bau - 
kommission zu verweisen. Während der Debatte wird 
von einem Mitgliede darauf hingewiesen, daß der Reserve- 
betrieb des Wasserwerks mittels elektrischer Energie teurer 
sei als mittelst Disselmotorbetriebs. Dem wird entgegen
gehalten, daß bei größerem Konsum an elektrischer Kraft 
eine bedeutende Verbilligung eintrete. Ein Mitglied bit
tet die B au ko m m i s si o n zu beauftragen, eine Renta
bilitätsberechnung aufzustellen, die dem Gemeinderat wie
derum zur Prüfung und endgültigen Beschlußfassung vor- 
aelegt werden solle.

Der Gemeinderat verweistdie Sache an die 
Baukommission und behält sich die endgültige 
Entscheidung vor.

19. Freihändige Vergebung von Schulbänken.
Die Firma Fuhrmann u. Hautz in Frankenthal hat für 

das neue Gymnasium Schulbänke für den Betrag von 3l32 
-K geliefert. Die nachträgliche Genehmigung der freihän

digen Vergebung sowie eines diesbezüglichen Vertragsab
schlusses ist erforderlich.

Der Gemeinderat genehmigt nachträg
lich die freihändige Vergebung der bereits beschafften 
Bänke, ermächtigt die Verwaltung zum Vertrage
nd s ch l u tz und beauftragt dieselbe die weiter erforder
lichen Formalitäten zu erfüllen.

20 Veräußerung städt. Baugeländes.
Der Bankbeamte Ludwig Star bittet um käufl. Abtre

tung von 28 gm städt. Baugeländes, welches an einen ihm 
gehörigen Bauplatz an der Parkstratze anstötzt und bietet 
als Kaufpreis den von ihm für den Bauplatz gezahlten Er- 
werbspreis von 17 Ul pro hin an.

Der Gemeinderat hält den gebotenen Preis von 
17 Ul pro gm für angemessen und ermächtigt die 
Verwaltung die Veräußerung an Herrn Star zu b e- 
urkunden sowie die etwaigen sonstigen Formalitäten 
zu erfüllen.

21. Geländeerwerb.
Mittelst Beschluß vom 3. August d. Js. hat der Ee- 

meinderat die Stadtverwaltung ermächtigt, die den Erben 
des verstorbenen Rentners Joh. Men6 in Si. Franz gehöri
gen Grundstücksparzellen, Sektion A Gewann Niederfeld, 
Nr. 413p und 416p, mit zusammen 38,34 Ar Flächenin
halt, zum Preise von 500 Ul pro Ar zu erwerben und zwar 
unter der Voraussetzung, daß außer den Aktverbriefungs- 
kosten und Verkehrssteuern der Stadt keine weiteren Kosten 
entstehen. Die Erben Men6 wollten zunächst nur unter 
der Bedingung veräußern, daß die Stadt die von den Ver
käufern zu tragende Wertzuwachssteuer übernimmt. Dies 
ist von der Verwaltung, als vom Gemeinderat ausdrücklich 
nicht gebilligte Forderung, abgelehnt worden und das 
Kaufgeschäft war als gescheitert anzusehen. Inzwischen ha
ben die Erben Men6 der Stadtverwaltung gegenüber ihre 
Bereitwilligkeit erklärt, die bez. Parzellen zum Preise von 
500 -N abzutreten, wenn die Stadt die üblichen Aktkosten 
trägt und auf den ihr zustehenden Anteil von 40 A> an der 
Wertzuwachssteuer verzichtet. . .

Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat Beschluß zu sah 
sen, ob unter der letzteren Voraussetzung das Gelände zu er
werben ist.

Der Gemeinderat beschließt den Erwerb der 
obenbezeichneten Parzelle zum Preise von 500 pro Ar, 
und ermächtigt die Verwaltung den Erwerb zu beurkunden. 
Neben dem Erwerbspreis wird der erforderliche Kredit M 
die Aktkosten bewilligt. Auf den der Stadt zustehendw 
Anteil von 40 A an der von den Erben Mens zu ent
richtenden Wertzuwachs st euer wird ausnahmsroern 
zu Gunsten der Erben Mens verzichtet.

Schlutz 11 Uhr Abends.



Bericht
über die

Gemein-eratsj'chunq vom 6. November 1911,
MacHrnittags 3 Htkr.

Anwesend waren bei Eröffnung der Sitzung unter 
dcm Vorsitze des Beigeordneten Walkowinski die Beige
ordneten Haas und Roth sowie die Mitglieder Cailloux, 
Christian, Denz, Frank H., Eoedert, Dr. Kuborn, Dr. 
Mcdernach, Müller, Nouviaire, Pfanschilling, Richard, 
Reuter, Salomon, Schiltz, Steimetz und Wehrmann.

Entschuldigt die Herren Bürgermeister Berkenheier, 
Ctadträte Joh. Franck, Röchling und Zimmer.

Abwesend: Mitglied Franxois.
Schriftführer Obersekretär Klam und Sekretär Hom- 

bourger.
Tagesordnung.

1. Mitteilungen.
2. Niederschlagung von Hundesteuern.
3. Straßenbeleuchtung.

Verlängerung der Wasserleitung.
5. Beseitigung der Erabenrinne in der Kaiser Ludwig- 

straße.
6. Verlängerung von Baufristen.
7. Einlassung auf eine Klage.
8. Oktroiangelegenheiten.
9. Antrag auf Gewährung eines Zuschusses für Einfüh

rung der elektrischen Beleuchtung in die katholische 
Pfarrkirche.

10. Festlegung der Bedingungen für Lieferung elek
trischer Kraft für das Pumpwasserwerk bei Mon- 
hofen.

1b Herstellung eines Verbindungsweges zwischen der 
Hayingerstraße und dem Friedhofswege in Veaure- 
gard.

12. Instandsetzung der Laydeckerstraße.
18. Beschaffung einer neuen Kehrmaschine.

. , Aach Eröffnung der Sitzung teilt der Vorsitzende mit, 
"8 das Protokoll der Eemeinderatssitzung vom 2. 10. 

^solge des Statthalterbesuches und der Beurlaubung des 
.'kn. Bürgermeisters nicht hat fertiggestellt werden kön- 

Dasselbe wird in der nächsten Sitzung des Ee- 
klnder^ zur Annahme vorgelegt werden.

(- Auf die Anfrage des Vorsitzenden, ob gegen die 
^tzungsprotokolle vom 27. 3., 1.5., 6.6., 26. 
. ' 0 7., 2g. 7., 3. 8. und 30. 8. Einwendungen zu er- 
1 seien, bittet Mitglied H. Frank ihn in der 
w o vE 30. 8., in welcher er trotz Entschuldigung „a b - 
g geführt sei, als „entschuldigt" einzutra- 
üb? erhebt sich kein Widerspruch. Gegen die 

Fassung der vorgelegten Protokolle werden gleich- 
tzi K leine Einwendungen erhoben und gelten 

>eiven demnach als angenommen.

1. Mitteilungen.
Vorschlag des Vorsitzenden ermächtigt der 

^'Ucinderat die Verwaltung, Herrn Professor 
^V?chulte, anläßlich seines Ausscheidens als Leiter 
erwi . sÜM höhnen Mädchenschule, für die lange und 
aus, Leitung dieser Schule, den allerbesten Dank 

^ül.prcchen und Herrn Dr. Schulte für sein ferneres 

Wohlergehen die b e st e n Wünsche des Eemeinderats 
zu entbieten.

b) Seine Excellenz der Kaiserliche Herr Statt
halter hat anläßlich seiner Anwesenheit in Diedenhofen 
am 9. Oktober cr. den Herrn Bürgermeister gebeten, für 
den ihm bereiteten freudigen Empfang und die zu seinen 
Ehren vorgenommene schöne Ausschmückung der Straßen 
pp, dem Eemeinderat und der Bevölkerung seinen 
besten Dank abzustatten. Dies ist durch öffentliche 
Bekanntmachung bereits geschehen.

e) Herr A m t s g e r i ch t s r a t I r l e hat der Stadt
bibliothek 12 Jahrgänge der Zeitschrift „L ' A u st r a s i e" 
geschenkt. Die Verwaltung hat Herrn Jrle ihren Dank ab
gestattet. Der Eemeinderat ermächtigt die Verwal
tung Herrn Jrle auch in seinem Namen zu danken.

6) Nach Preßnotizen hat zu Beginn des Monats Ok
tober eine Anzahl Reichstagsabgeordnete die Berei
fung des Moselgebiets von Trier bis nach Metz 
ausgefllhrt und bei dieser Gelegenheit in verschiedenen 
Orten auf di e Moselk analisierung bezügliche An
regungen entgegengenommen. Es soll im Laufe einer in 
Metz stattgefundenen Unterredung, an welcher auch der 
Bürgermeister von Metz beteiligt war, die Auffassung der 
augenblickliche Lage dahingehend ausgelegt worden sein, 
daß Metz nur allein zur Anlage eines Umschlaghafens für 
das lothringische Erz- und Industriegebiet, im Falle der 
Ausführung der Moselkanalisierung, in Frage kommen 
könne.

Der Vorsitzende führt aus, daß der diesseitigen 
Stadtverwaltung von der stattgefundenen Bereifung des 
Mosslgebiets durch die Herren Reichstagsabgeordneten 
erst durch die Presse Kenntnis wurde, und daß daher keiner
lei Maßnahmen getroffen werden konnten, um einen Be
such dieser Abgeordneten in Diedenhofen herbeizuführen. 
Er bedauert, daß diese Herren die Stadt Diedenhofen, wel
che als Mittelpunkt des lothringischen Industrie- und Erz
gebietes an der Moselkanalisierung ein so eminent großes 
Interesse hat, nicht berührt haben, obschon bereits vor 
längerer Zeit, als die Absicht einer Moselbereisung durch 
eine Reichstagsabgeordneten - Kommission in die Öffent
lichkeit gedrungen war, Einladung zum Besuch der Stadt 
Diedenhofen an die zuständige Kommission erfolgte.

Der Eemeinderat ersuchte hierauf die Verwal
tung, dem Vorstände des Vereins zur Kanalisierung der 
Mosel und der Saar, ihrem Befremden Ausdruck zu 
geben, daß der Stadt Diedenhofen von der geplanten Be
reifung des Moselgebiets durch Reichstagsabgeordnete 
keinerlei Mitteilung gemacht worden ist, und gleich
zeitig um Angabe des Grundes zu bitten, welcher zur 
Uebergehung der Stadt Diedenhofen bei dieser Besich- 
tigungsreise geführt hat.

a) Die Bau- u. Betriebsabteilung der Lothringi
schen Eisenbahn - Aktiengesellschaft hat auf 
eine Anfrage der Stadtverwaltung, wann mit der In
betriebnahme der Fentschtalbahn gerechnet werden 
könne, geantwortet, daß über die Eröffnung des Betriebes 
bestimmte Angaben noch nicht gemacht werden könnten, 
daß jedoch der Bau mit allen Kräften gefördert wird und 
der Betrieb dieser Bahn Ende Januar oder Anfangs Fe
bruar n. Js. eröffnet werden kann.

Hieran anschließend wird aus der Mitte des Ee
meinderats die Bitte ausgesprochen, daß die Verwaltung 
bei der Bürgerschaft dahin wirken wolle, daß der Bahn- 

, baugesellschaft nicht unnötigerweise Schwierigkeiten, ins
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besondere bezüglich Anbringung von Rosetten an Privat- 
hüusern gemacht werden, welche die Vetriebseröffnung noch 
mehr verzögern.

Der Vorsitzende erklärt, daß die Verwaltung in 
dem empfohlenen Sinne bereits vorgegangen ist, und auch 
fernerhin alle im Bereich ihrer Macht liegenden Schritte 
unternehmen wird, um die alsbaldige Vetriebs
eröffnung der Bahn zu ermöglichen.

k) Der Kommandeur des 3. Lothringischen Infanterie- 
Regiments Nr. 135, Herr Oberst Freyer, sendet der Stadt
verwaltung 4 Einladungskarten zur Ein- 
weihungsfeier des neuen Regiments
hauses, welche am Freitag, den 17. ll. d. Js. stattfindet, 
und bittet um Entsendung einer aus 4 Herren bestehenden 
Deputation des Gemeinderats. Der Vorsitzende 
empfiehlt Herrn Bürgermeister Berken
heier zur Teilnahme an der Einweihungsfeier zu dele
gieren und bittet um Vorschläge, welche weitere Herren 
als Abordnung des Eemeinderats zu entsenden sind.

Auf Vorschlag des Beigeordneten Haas 
werden weiter zur Teilnahme an der Einweihung des 
neuen Regimentshauses delegiert die Herren Beige
ordneten Walkowinski und Roth sowie Mrtglied 
Dr. Kuborn.

g) Der Vorsitzende teilt mit, daß in Sachen 
der zwangsweisen Entlassung des Spitalverwaltungsin- 
spektors Horn eine Verfügung des Herrn Bezirksp.räsiden- 
ten eingegangen ist, von welcher er dem Eemeinderat mit 
dessen Einverständnis eventl. Kenntnis geben will; er 
empfiehlt jedoch die Sache als E e h e i m zu behandeln. 
Mitglied Sa lomon, unterstützt von Mitglied Dr. 
Kuborn, stellt den Antrag zur Vertagung dieser 
Mitteilung bis nach Rückkehr des Herrn Bürgermeisters.

Der Eemeinderat schließt sich diesem 
Anträge an.

b) Wahl von 2 Mitgliedern zur Aufstellung der Wiihl- 
lerlisten für die demniichftige Reichstagswahl.

Mit Rücksicht auf den bevorstehenden Ablauf der Le
gislaturperiode des gegenwärtigen Reichstages sind, nach 
einer Verfügung des Herrn Bezirkspräsidenten, die Vor
bereitungen zur Neuwahl ohne Verzug einzuleiten 
und insbesondere die Aufstellung der Wähler
listen zu veranlassen.

Beigeordneter Roth, als Vorsitzender der 
Kommission zur Aufstellung der Listen für die vor kurzem 
stattgefundenen Landtagswahlen, erklärt, daß die Aufstel
lung dieser Listen eine sehr zeitraubende gewesen sei, und 
die Kommission nach bestem Wissen und Gewissen pflicht- 
mäßig verfahren habe. Trotzdem wurde die Tätigkeit der 
Kommission aus Wählerkreisen auf das Schärfste ange
griffen u. ist sogar gegen dieselbe der Vorwurf der Einsei
tigkeit erhoben worden. Beigeordneter Roth 
protestiert gegen diesen Vorwurf, und weist denselben 
als durchaus unbegründet zurück. Die Kommissionsmit- 
glieder Christian und Müller schließen sich 
dem Proteste an. Mitglied D en z empfiehlt den 
mit Aufstellung der Landtagswahllisten beauftragten Her
ren Müller und Christian das Vertrauen des Ee
meinderats dadurch wieder zu beweisen, daß dieselben auch 
zur Aufstellung der Reichstagswahllisten bestimmt werden 
möchten. Die genannten Herren erklären jedoch einen 
Auftrag zur Aufstellung dieser Listen unter keinen Um

ständen anzunehmen. Mitglied Wehrmann schlägt 
sodann die Herren D r. Kuborn und Nouviaire 
vor. Der Vorsitzende bittet diese Herren und als Vertre
ter derselben in etwaigen Hinderungsfällen die Mitglie
der Salomon und Schiltz zu bestimmen.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend.

Mitglied Dr. Kuborn erklärt die auf ihn gefallene 
Wahl nicht anzunehmen. Der Vorsitzende eritgeg- 
net, daß es bei dem Beschlusse des Gemeinderats bewen
den bleiben müsse.

i) Antrag auf Niederschlagung von Anliegerkosten.
Die Schwestern der göttlichen Vorsehung in 

Peltre, welche Besitzerinnen des an der Crauserpromenadc 
hierselbst gelegenen Pensionats zur göttlichen Vorsehung 
sind, haben um Niederschlagung der der Stadt Die
denhofen geschuldeten Anliegerkosten in Höhe von 
3297,26 nachgesucht, und begründen den Antrag damit, 
daß die von ihnen in Diedenhofen geleitete höhere Mäd
chenschule eine erhebliche Anzahl Schülerinnen ausgenom
men hat, für deren Unterbringung die Stadt entgegenge
setzten Falles selbst Sorge zu tragen hätte; hierdurch nehme 
die Anstalt der Stadt eine wesentliche, dauernde Last ob, 
die derselben eine jährliche Ersparnis von ca. 10—15 000 
-N verursacht.

Der Gemeinderat nach Anerkennung der 
Dringlichkeit der Angelegenheit beschließt auf A n - 
trag des Vorsitzenden, die angeführten Gründe 
nicht als stichhaltig anzuerkennen und den gestellten 
Niederschlagungsantrag abzulehnen.

j) Durch Kaiserliche Verordnung vom 10. Oktober d. 
Js. ist der Lothringischen Eisenbahn Aktren
ge feilsch aft in Diedenhofen zum Bau und Betrieb 
einer Eisenbahn von Diedenhofen nach Fentsch sowie von 
Flörchingen nach Fameck und von Kneuttingen nach «l- 
gringen die Konzession auf 90 Jahre, d. h. bis 27. - 
2001 erteilt worden.

ü) Mitglied Dr. Kuborn hat schriftlich gebeten, 
dem Eemeinderat unter „Mitteilungen" der heutigen Ta
gesordnung darüber Auskunft zu geben, warum ein der 
Stadtverwaltung gemachtes Anerbieten auf Anlieferung 
von Auffüllboden zu 20 F den obva nicht ange
nommen worden ist.

Der Vorsitzende erklärt, daß die B aukom- 
mission die Annhame des ihr gemachten Angebots am 
gelehnt habe, weil für die Auffüllarbeiten an der D 
Straße eine Dringlichkeit nicht vorliegt und der Erwerb 
von etwa 6000 abm Erdmasse, und deren Transport an dn 
Auffllllstellen, die erhebliche Ausgabe von etwa 10 000 > 
zur Folge gehabt hätte. Er bittet den Eemeinderat den 
gefaßten Kommissionsbeschluß gutzuheißen.

Der Eemeinderat schließt sich mit gr^ 
ßer Mehrheit dem Kommissionsbeschlull 
a n.

— Mitglied Dr. Kuborn verläßt die Sitzung oh^ 
Entschuldigung. —

1) Mitglied Müller führt Beschwerde darüber, 
daß jeweils in den Eemeinderatssitzungen in erhebliche 
Maße Mitteilungen gemacht werden, die teilwen 
als besondere Punkte der Tagesordnung aufgeführt » 
werden verdienten. Er bittet in Zukunft alle in den 
meinderatssitzungen zu machenden Mitteilungen den M 
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gliedern bei Uebersendung der Tagesordnung namentlich 
cmzufiihren.

Der Vorsitzende hält die gemachte Anregung 
nicht für durchführbar und bittet von deren Anordnung 
abzusehen. Es erhebt sich kein Widerspruch.

m) Mitglied Schiltz führt aus, daß von Ein
wohnern des Vorortes St. Franz wiederholt bei ihm Be
schwerde darüber geführt worden sei, daß die Klein
kinderschule in St. Franz häufig wegen Erkrankung 
der Lehrerin geschlossen ist. Er bittet die Verwaltung 
Schritte zur Beseitigung dieses Mißstandes zu unternehmen.

Beigeordneter Haas erläutert, daß jeweils 
bei längeren Erkrankungen von Lehrerinnen für deren 
Vertretung Schritte unternommen werden, daß jedoch 
in den meisten Fällen infolge Mangels an geeigneten 
Kräften die Vertretungen unterblieben. Die Stadtver
waltung habe in dem gerügten Falle Ermittelungen unge
füllt, jedoch sei deren Ergebnis noch nicht bekannt; übri
gens sei der Unterricht in der Kleinkinderschule in St. 
Franz inzwischen wieder ausgenommen worden.

2 Niederschlagung von Hundesteuern.
25 in der Gemeinde Diedenhofen wohnende Bürger 

find zur Hundesteuer von zusammen 332 M veranlagt wor
den und haben gegen diese Veranlagung Einspruch 
»hoben. Die Einsprüche sind bis auf einen, wo für einen 
^geschafften Hund Ersatz beschafft worden war, vom 
«teuerausschuß als begründet anerkannt worden. Der 
^teuerausschuß empfiehlt die Niederschla
gung der zu Unrecht veranlagten Hundesteuern im Be
trage von 332 M.

Der Gemeinderat beschließt entspre
chend.

3. Straßenbeleuchtung
. n) Von Bewohnern des Leidtweges und der Ko- 

wnie Eassion ist die Aufstellung einer weiteren Nacht- 
^?rne im Leidtweg beantragt worden, weil eine in der 
nahe befindliche elektrische Bogenlampe der Reichseisen- 
"M, die zur Beleuchtung des Leidtweges' beigetragen 
Mte, seit einiger Zeit eingegangen sei. Die Baukom- 
A'Islon hat in ihrer Sitzung vom 23. Oktober er. die 
Notwendigkeit zur Aufstellung der beantragten Nachtla- 
rrne a a e r k a n n t und befürwortet die Bewilligung des 
-n'rfür erforderlichen Kredits von 79,66 M pro Jahr.

Der Gemeinderat beschließt diesemAn- 
*uge gemäß.

.. h) Der Vorstand des Gärtnervereins St. Franz bittet 
// lm Malgringerweg aufgestellten Easlaternen, 

als Abendlaternen brennen, in Zukunft als Nacht- 
t u r n.e n brennen zu lassen, damit der am frühen Mor- 

. u stattfindende Wagenverkehr in dem sehr engen Mal- 
^urweg sich ungestört abwickeln kann.

itglied Dr. Medernach nimmt bei dieser 
j Neuheit Anlaß darauf hinzuweisen, daß die Veleuch- 
aiv? Gemeinde Diedenhofen des abends zu früh 
' A"udet und des morgens zu früh gelöscht werde; er 
Übr das Löschen der Abendlaternen bereits um 10 
tern ""ends vornehmen und dafür eine Anzahl solcher La- 

oim frühen Morgen auf eine Stunde anzuzünden 
üucki Tn^es Verfahren würde sich auch für die Be- 

des Malgringerwegs in erster Linie als praktisch 
"oepen.

Auf diese Ausführungen erklärt der Vorsitzende, daß 

wiederholt eine Revision und Abänderung des 
Brennkalenders stattgefunden habe und die Stun
den für das Anzünden sowie das Löschen der Laternen 
in den verschiedenen Jahreszeiten dem jeweiligen Beginn 
der Dunkelheit bezw. des Tages genau angepaßt seien. Es 
komme ja vor, daß an einzelnen Tagen ein stark bewölkter 
Himmel den Tag später eintreten läßt, und daß dann das 
Löschen der Laternen zur festgesetzten Zeit zu früh erfolgt. 
Solche Tage kommen aber auch nur vereinzelt vor, lassen 
sich im Voraus nicht bestimmen und können daher im 
Brennkalender nicht berücksichtigt werden. Der Vorsitzende 
erklärt sich jedoch bereit eine erneute Revision dieses Ka
lenders zu veranlassen.

Mitglied Schiltz erläutert, daß die Laternen in 
St. Franz und Malgringen automatisch angezündet und ge
löscht werden, und daß es empfehlenswert sei, die sämtlichen 
Laternen im Malgringerweg des Morgens zu Beginn des 
Marktverkehrs brennen zu lassen. Nachdem der Vorsitzende 
eine Prüfung der Anregung des Mitgliedes Schiltz zuge
sichert hatte, bewilligt der Gemeinderat eine 
weitere Nachtlaterne für den Malgringerweg und ge
währt den erforderlichen Kredit.

Die Baukommission soll an Ort und Stelle 
die Nachtlaterne bestimmen. Bis zur Entscheidung 
der Baukommission soll die Laterne beim Hause Enrique in 
Malgringen als Nachtlaterne brennen.

4. Verlängerung der Wasserleitung.
u) Die Firma Gebrüder Stollhatum Ver

längerung der Rohrleitung in der D I Straße, Abzweigung 
vom Burgunderring bis zur Privatstraße Stoll gebeten, 
zwecks Versorgung der daselbst errichteten Wohnhäuser mit 
Wasser. Die Kosten der 80 in langen Leitung, mit 125 
uiiv Rohrweite, betragen rd. 800 M.

Die Baukommission empfiehlt in ihrer 
Sitzung vom 23. 10. d. Js. die Herstellung ver fraglichen 
Leitung unter den gleichen Bedingungen wie bei den An
schlüssen Kollen und Eriebel, sowie die Bewilligung des er
forderlichen Kredits in Höhe von 800 M.

Der Eemeinderat schließt sich diesem An
träge an.

b) Der Vorsitzende führt aus, daß im Laufe des 
verflossenen Sommers die Vororte Eentringen und Bri
querie unter stetem Wassermangel zu leiden hatten, und 
daß diesem Uebelstande, durch Kombinierung der Quellen- 
und Grundwasserleitung abgeholfen werden müsse. Zu 
diesem Zwecke ist die Verlängerung der Wasserleitung in 
der Briqueriestraße vom Hause Lange bis zur bestehenden 
Leitung in Briquerie, beim Hause Biver, notwendig. In 
Betracht kommt eine 150 inm weite Leitung in einer Länge 
von 210 in. Die Herstellungskosten belaufen sich auf 2000 M.

Die Baukommission hat unterm 23. 10. er. die 
Kombinierung der Quellen- und Erundwasserleitung für 
eine ungestörte Wasserversorgung der beiden Vororte als 
dringlich anerkannt und empfiehlt die Ausfüh
rung dieses Projektes und Bewilligung des erforderlichen 
Kredits.

Der Gemeinderat schließt sich diesem 
Anträge einstimmig an.

5, Beseitigung der Krabenrinne in der Kaiser 
Ludwigstrane.

Diese Angelegenheit ist in der Eemeinderatssitzung 
vom 3. 8. er. vertagt worden. Die Verwaltung ist der Am 
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vom 3. August cr. vertagt worden. Die Verwaltung ist 
der Ansicht, daß die tiefe Erabenrinne in der Kai
ser Ludwigstraße im Interesse der öffentlichen Ver
kehrssicherheit alsbald beseitigt werden müsse. Mit 
der Beseitigung der Erabenrinne muß auch der von der 
Kaiser Ludwig-Straße nach einer Badeanstalt in der Ka
serne I führende Treppenvorbau entfernt werden. Die Mi
litärverwaltung hat sich mit dem Abbruch dieses Treppen- 
vorbaues unter der Bedingung einverstanden erklärt, daß 
die Stadt auf ihre Kosten 1) den Eingang zur Kaserne aus 
dem Vorbau in ein Fenster umwandelt und 2) als Ersatz 
des Vorbaues einen besonderen Flurabschluß in einer 
Mannschaftsstube als Zugang zum Aus- und Ankleideraum 
der Badeanstalt herstellt. Die beim Abbruch des Treppen- 
vorbaues gewonnenen Materialien werden bei Herstellung 
des Flurabschlusses wieder verwendet. Die Kosten für 
diese Arbeiten betragen nach dem vom Stadtbaumeister 
vorgelegten Kostenanschläge rund 400 <4i. Das ferner vom 
Stadtbaumeister vorgelegte Projekt über die Zufüllung 
der Erabenrinne und Anlage eines Trottoirs über dersel
ben, Beseitigung der ganzen Pflasterung und Herstellung 
einer «haussierten Fahrbahn in der Kaiser Ludwig Straße 
fand, mit Rücksicht auf den erheblichen Kostenaufwand 
von 3300 M nicht den Beifall der Baukommission. Da
gegen hat die Kommission dem zweiten Projekt für diese 
Straße zugestimmt, nach welchem die Erabenrinne zu- 
gefllllt, über derselben ein Trottoir mit Vordsteinkante aus 
gewonnenen Pflastersteinen hergestellt und der gepflasterte 
Etraßenteil nur ausgebessert wird. Dieses Projekt fordert 
nur einen Kostenaufwand von rd. 700 M. Die Baukom
mission erkennt die Dringlichkeit dieser Arbeiten an und 
befürwortet die Bewilligung eines Kredits von 400-Ü700 

1100 M.
Der Eemeinderat gibt seiner Genugtuung 

Ausdruck, daß die Baukommission das billigere Projekt 
zur Ausführung empfiehlt und dadurch das Bestreben 
zeigt, bei allen erforderlichen Bauarbeitern die größte 
Sparsamkeit walten zu lassen. Der geforderte Kre
dit von insgesamt 1100 -N wird bewi lligt.

6. Verlängerung von Bausristen.
Eetreidehändler Michel, Ingenieur Karl Freu- 

denberger, Schlossermeister Kahlert, die Straß- 
bürger Jmmobiliengesellschaft sowie Elasermeister 
Weinheimer haben bei der öffentlichen Eeländever- 
steigerung am 7. November 1904 von der Stadt Bauplätze 
angesteigert und hierbei vertraglich die Verpflichtung ein
gegangen, diese Vaugrundstücke innerhalb 6 Jahren zu 
überbauen, oder sich der Zahlung von Konventionalstrafen, 
bezw. Rückgängigmachung des Kaufs zu unterwerfen. Die 
Genannten haben die vertraglich übernommenen Bauver
pflichtungen nicht eingehalten, auch die vom Eemeinderat 
am 7. 1l. 1910 bewilligte Baufristenverlängerung von 
einem Jahr verstreichen lassen, ohne bis heute irgend 
welche Anstalten zur Ueberbauung der fraglichen Plätze ge
troffen zu haben. Die Genannten bitten nun den Ge
meinderat erneut um Verlängerung der Baufrist.

Der Vorsitzende, nach Verlesung der einzelnen 
Gesuche um Fristverlängerung, bittet den Eemeinderat um 
Stellungnahme zu denselben.

Beigeordneter Haas beantragt die Ableh
nung der Anträge auf Fristgewährung und führt aus, daß 
die Petenten stets mit denselben Gründen kommen, die aber 
jetzt nicht mehr anerkannt werden können. Die Nichter
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füllung der Baupflicht habe zur Folge, daß das Stadtbild 
stets einen unfertigen Eindruck macht. Die Nachbarn 
der säumigen Eigentümer werden erheblich geschädigt und 
ist schon in deren Interessen eine Beschleunigung der 
Ueberbauung anzustreben. Schließlich betont Redner, daß 
die Stadt erst nach Fertigstellung der Neubauten zur Er
hebung der Anliegerkosten befugt sei und bis dahin an den 
Eigentümern der nicht überbauten Plätze erhebliche 
Zinsverluste erleide.

Der Eemeinderat lehnte hierauf ein
stimmig die beantragte Baufristenverlänge
rung ab.

7. Einlassung aus eine Klage.
Der Gastwirt Th. Rinschler aus Niederjeutz 

erlitt angeblich am 13. Oktober 1909 in der Kaiser Lud
wig-Straße einen Unfall, für dessen Folgen er die Stadt
verwaltung haftbar macht. Rinschler erhebt eine vorläu
fige Schadensforderung von 6000 Ut und hat bei dem Hrn. 
Bezirkspräsidenten eine Denkschrift eingereicht, in der er 
bittet, der Stadt Diedenhofen die zur Führung des ange
drohten Rechtsstreits erforderliche Prozeßermächtigung zu 
erteilen.

Der Vorsitzende trägt vor, daß die Stadt Die
denhofen bei der Schweizerischen Unfallversicherungs Ak
tiengesellschaft gegen Haftpflicht versichert ist und diese nach 
dem bestehenden Versicherungsvertrag Prozesse wegen 
Schadensforderungen zu führen und die etwaigen Folgen 
derselben zu tragen habe. Er bittet die Verwaltung zu 
ermächtigen, sich auf den Rechtsstreit einzulassen.

Der Eemeinderat erteilt die Ermächti- 
o u ng zur Führung des fraglichen Rechtsstreits.

8. Oktroiangelegenheiten
Der Vorsitzende erläutert, daß durch reichsge- 

richtliche Entscheidung die Erhebung von Oktroiabgaben aus 
Möbel und Eisenwaren etc. als unzulässig bezeichnet 
worden ist, die ergangene Entscheidung der Verwaltung ie- 
doch noch nicht vorliegt. Die Möbelhändler Glaser, 
Wimphen, Marx und Fahrradhändler Voß, von 
welchen bis zur Bekanntwerdung des vorbezeichneten 
Reichsgerichtsurteils, bei Einführung von Mobiliargegen- 
siänden und Fahrrädern, Oktroiabgaben erhoben wurden, 
haben durch ihren Vertreter, Herrn Rechtsanwalt Albrecht 
hierselbst, die R ü ck e r st a t t u n g der seit 1. April d. 
entrichteten Abgaben gefordert. Um eine Verjährung der 
Ansprüche seiner Klienten Glaser und Wimphen zu ver
meiden, hat Rechtsanwalt Albrecht, namens dieser beiden 
Herren, in an den Herrn Bezirkspräsidenten eingereichten 
Denkschriften, die Ermächtigung zur Anstrengung von 
Rllckerstattungsklagen nachgesucht. Die fraglichen Dent- 
schriften sind zur Herbeiführung eines Eemeinderatsve- 
schlusses nach Maßgabe des 8 56 Ziffer 15 der Gemeinde- 
ordnung der Verwaltung übermittelt worden und soll de 
Eemeinderat zu denselben heute Stellung nehmen. Dr 
Oktroiverwaltung hat zwecks Feststellung, wie in andere 
els.-lothr. Sädten die Frage der Rückerstattung zu Ünrea) 
erhobener Oktroiabgaben entschieden worden ist, Auskunnr 
eingezogen. Die Stadtverwaltungen Straßburg, Miilhaw 
sen und Metz stehen auf dem Standpunkte, daß auf entspre
chende Rückerstattungsanträge, die im Laufe der letzten ' 
Monate auf Möbel- und Eisenwaren erhobenen Beträge z 
erstatten sind.
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Um aussichtslosen Prozessen zu begegnen empfiehlt 
der Vorsitzende sich dem Vorgehen der anderen els.- 
lothringischen Städte anzuschließen und die Rückerstat- 
tung der innerhalb der sechs letzten Monate zu Unrecht 
erhobenen Oktroiabgaben zu billigen.

Außer den bereits genannten Geschäftsleuten Glaser, 
Wimphen, Marx und Voß haben ferner Antrag auf Rück
erstattung von bei Einfuhr von Mobiliargegenständen ent
richtete Oktroiabgaben gestellt der Kaufmann Herber- 
Cequer und Amtsrichter Ziegler. Die Singer 
Nähmaschinen A. E. Straßburg bittet um Auskunft, 
wie es die Oktroiverwaltung mit Rückerstattung der von 
ihr zu Unrecht erhobenen Oktroigebührcn halten wird.

In der nunmehr stattfindenden Debatte bean
tragt Mitglied Dr. Medernach die Verwal
tung zu ermächtigen, etwaige Streitigkeiten wegen Rücker
stattung von Oktroiabgaben nach eigenem Ermes
sen auf gütlichem W e g e aus der Welt zu schas
sen. Der Vorsitzende bittet diesem Anträge beizu- 
Pflicht e n und weiter zu bestimmen, daß die Rückerstat- 
tungsanträge nach Maßgabe der bestehenden Gesetzesbestim
mungen zu bescheiden sind.

Hierauf beschließt der Gemeinderat die 
berwaltung zu ermächtigen, Anträge auf Rückerstattung 
u°n zu Unrecht erhobenen Oktroigebühren im Sinne des 
M Mitglied Dr. Medernach und dem Vor- 
Ohenden gemachten Vorschlages zu bescheiden.

Eine Stellungnahme des Eemeinderats zu den na
mens der Möbelhändlcr Glaser und Wimphen von Rechts- 

Albrecht an den Herrn Vezirkspräsidenten einge- 
^lchten Denkschriften erscheint nichtmehr zweck- 

d-k.seitens der Verwaltung mit den Antragstellern 
Ounche Einigungen angestrebt und auch wohl erzielt 
meiden.

9. Antrag aus Gewährung eines Zuschusses für 
Einführung der elektrischen Beleuchtung in die 

katholische Pfarrkirche.
Kirchenrat der katholischen Pfarrei Die- 

Hosen beabsichtigt in die katholische Pfarrkirche der 
ssrZu elektrische Beleuchtung einzuführen, sowie das 
r, Anspiel und die Orgel auf elektrischem Wege zu betrei- 
oin bittet Zu den Kosten der beabsichtigten Anlage, die 
ödi b' 0000 veranschlagt sind, einen städtischen Zu- 

gewähren. Die vorgelegte vorjährige Rechnung 
diesjährige Budget der Kirchenfabrik sind in Ein- 
und Ausgaben gleichhoch und will die Kirchenge- 

tni^ keinerlei Mittel für geplante Einführung der elek- 
schen Beleuchtung pp besitzen.

Mitglied Denz die Gewährung eines 
von 425 -4t, wie er der Kirchengemeinde von 

l o bewilligt worden ist, und Mitglied Cail- 
len Bewilligung einer Beihülfe von 2000 <Tl empfoh-

' beantragt Beigeordneter Haas 
H, F 7 ""0 an die Finanzkommission. Mitglied 
romE beäntragt Verweisung an die v e r e i n i g t e 1. 
'"^Kommission.

tl o. Eemeinderat schließt sich letzterem A n - 
lUstn beauftragt die Verwaltung, von der katho-

' Zusage 'Fabrik einen detaillierten Kostenanschlag ein-

10. Festlegung der Bedingungen für Lieferung elek
trischer Kraft für das Pumpwasserwerk bei Monhosen

Nach längeren Verhandlungen hat sich die AEWEA 
mittelst Schreibens vom 28. September d. Js. bereit er
klärt, die Lieferung des elektrischen Stromes zur Inbetrieb
nahme eines Elektromotors für das Pumpwasserwerk bei 
Monhofen, unter folgenden Bedingungen zu übernehmen:

1. Das Eas- und Elektrizitätswerk verlegt für eigene 
Rechnung die erforderlichen Kabel und Freileitungen bis 
zur Pumpstation im Eemeindegebiet Monhofen unter der 
Voraussetzung, daß die Erlaubnis seitens der beteiligten 
Wegebesitzer hierfür erteilt wird.

Die Stavt Diedenhofen sichert zur Erlangung dieser 
Erlaubnis Unterstützung zu.

2. Die Strompreise werden wie folgt berechnet:
15000
30000
40000
50000
50000

LTV. per LV^. Std. 9 
8,5
8 
7,5

Pfg1 —
15000 — 
30000 — 
40000 —

über
Die Stadt verpflichtet sich den Oel-Motor als Reserve 

stehen zu lassen und hierfür ausschließlich den Elektro-Mo- 
tor in Benutzung zu nehmen, sowie per Kalenderjahr min
dest 15000 KW. Std. abzunehmen.

Die Aufstellung des mietweise zu überlassenden Elek- 
trizitäts-Zählers und des Transformators geschieht für 
Rechnung des Gas- und Elektrizitätswerkes, jedoch unter 
der Bedingung, daß seitens der Stadt der hierfür erforder
liche Raum kostenfrei zur Verfügung gestellt wird.

Die Lieferung und Aufstellung der Schalttafel, sowie 
Lieferung und Aufstellung des Elektro-Motors nebst Zube
hör-Teile geschieht ausschließl. für Rechnung der Stadt Die
denhofen.

3. Die Stadt Diedenhofen verpflichtet sich innerhalb 
der Beleuchtungszeiten den Elektro-Motor nach Möglichkeit 
nicht in Betrieb zu nehmen, also die Sperrzeiten für den 
Betrieb einzuhalten."

Die Baukom m i s s i o n, welche sich unterm 23. Ok
tober mit den Vorschlägen der AEWEA beschäfigte, e m - 
pfiehlt dem Eemeinderat die Annahme der gestellten 
Bedingungen mit nachstehenden Abänderungen:

1. Die Verpflichtung, den Oel-Motor als Reserve 
stehen zu lassen, und a u s s ch l i e ß l i ch den Elektromotor 
zu benutzen, wird von der Stadt auf die Dauer von 10 Jah
ren übernommen.

2. Es hat eine prozentuale Ermäßigung der 
zu garantierenden 15 000 KW. Std. einzuireten, falls eine 
längere als 1 Tag dauernde B e t r i e L s st ö r u n g in der 
Stromlieferung zu verzeichnen ist.

3. Bezüglich der abzunehmenden Jahresmenge ist hin- 
zuzusetzen: „Bei einem evetl. Verkauf des Erundwas- 
serwerks während dieser Zeit, hat die Stadt diese Verpflich
tung auf den Käufer zu übertragen. Geht aber das Was
serwerk durch Verseuchung des Untergrundes oder aus 
sonstiger Zweckmäßigkeit ein, soerlischt hiermit die Ver
pflichtung der Stadt zum Bezug von elektrischer Energie.

4. Die Zahlung für den Bezug von elektrischer 
Energie erfolgt in der ersten Hälfte des folgenden Monats 
auf Grund der am Monatsschlusse durch den Elektrizitäts- 
zähler im Maschinenhaus erfolgten Ablesung, die gemein-
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fchaftlich durch einen Beamten der Stadt Diedenhofen und 
des Elektrizitätswerks zu erfolgen hat.

5. Die betriebsfähige Fertigstellung der Zulei
tung hat spätestens am 1. Juni 1912 zu erfolgen.

Der Vorsitzende, nach Verlesung der von der 
AEWEA gestellten Lieferungsbedingungen und den von 
der Baukommsision gemachten Abänderungsvorschlägen, 
hält die prozentuale Ermäßigung der zu garantierenden 
Mindeststrommengen bereits nach 6 ständigen Be
triebsstörungen für nötig, und empfiehlt im 
Interesse der regelmäßigen Wasserlieferungen an die Abon
nenten, den Fertig st ellungstermin der elektri
schen Zuleitung nach dem Pumpwerke auf den 1. Januar 
1912 festzusetzen.

In der sich nunmehr entspinnenden allgemeinen Dis
kussion wünscht ein Mitglied, daß die Lieferung des erfor
derlichen Elektromotors nicht freihändig an die 
AEWEA, sondern in beschränkter Submission 
vergeben wird. Mitglied Heinr. Frank spricht sich 
gegen die beabsichigte ständige Inbetriebnahme auf 10 
Jahre des neu zu beschaffenden Elektromotors aus, und 
hält die Führung des z. Zt. in Betrieb befindlichen Rohöl
motors als Reservemotor, für nicht angebracht. Redner 
steht auf dem Standpunkte, daß die Garantieleistung eines 
gewissen Mindeststromkonsums eine genügende Sicherheit 
für die AEWEA abgiebt, und daß es aus prinzipiellen 
Gründen nicht empfehlenswert sei, den Betrieb des Elektro
motors bei Dunkelheit, d. h. während der Inbetriebnahme 
der elektrischen Beleuchtung, vollständig auszuschließen. 
Auch müsse schon nach ^ständigen Betriebsstörungen eine 
prozentuale Ermäßigung des garantierten Mindestjahres- 
verbrauchs eintreten und die Eesamtanlage bestimmt für 
den 1. März 1912 betriebsfertig sein.

Diese Ausführungen finden Anklang und werden von 
verschiedenen Mitgliedern unterstützt. Mitglied 
We hrmann empfiehlt einen Vertrag mit der AEWEA 
nur auf 5 Jahre, nicht, wie von der Baukommission 
vorgeschlagen, auf 10 Jahre abzuschließen.

Mitglied Dr. Medernach, sich im Sinne der 
von Mitglied Frank gemachten Ausführungen äußernd, 
hält es für dringend notwendig, der Stadt vertraglich die 
Freiheit zu sichern, neben dem Elektromotor evtl. auch den 
Rohölmotor benutzen zu dürfen,' er empfiehlt der AEWEA 
evtl. als Gegenleistung einen höheren Mindestkonsum, 
evtl. 20 000 KW pro Jahr, zu gewährleisten, umsomehr, 
als der Jahreskonsum sicherlich mehr als 20 000 KW be
tragen wird.

Auf Antrag des Vorsitzenden beschließt als
dann der Gemeinderat eine Spezialkommis- 
fion bestehend aus den Mitgliedern der 1. Kommission 
und den Herren Haas, Roechling, Christian und Jng. Fin- 
gerhut zu ernennen, welche auf Grund vorstehender Aus
führungen die der AEWEA zu machenden städt. Vorschläge 
einer Prüfung und Begutachtung unterziehen soll. Die er
nannte Kommission wird mit der erforderlichen Vollmacht 
versehen. Die Stadterwaltung wird ermäch
tigt, an Hand der Kommissionsvorschläge, mit der 
AEWEA einen Stromlieferungsvertrag a b - 
z u s ch l i e ß en.

11 Herstellung eines Verbindungsweges zwischen der 
Hayingerstratze u. dem Friedliosswege in Beauregard.

Der Vorsitzende erläutert, daß das Stadtbau
amt anläßlich eines Unfalles mit tödlichem Ausgang die

Schließung des an der Fentsch entlang führenden Fußpfa
des von der Fentschbrücke oberhalb des Wasserturmes zu 
der Brücke in der Verlängerung der Laydeckerstr. als em
pfehlenswert bezeichnet und vorgeschlagen hat, als Ersatz 
einen 1 Meter breiten Verbindungsweg von der Hayinger- 
stratze durch die Bauvereinskolonie am Wasserturm über 
die Fentsch, nach dem Friedhofswege anzulegen. Die 
V a u k o m m i s s i o n, welcher diese Anregung unterm A. 
Oktober ds. Js. vorlag, hat sich für die Ausführung dieses 
Verbindungsweges, jedoch in größerer Brette, ausgesprochen 
und empfiehlt behufs Erwerbs des hierfür erforder
lichen Geländes mit den Eigentümern der am jenseitigen 
Fentschufer gelegenen Privatgrundstücke in Verhandlung zu 
treten.

Der Vorsitzende betont, daß die Baukommission 
die Anlage des neuen Verbindungsweges in Erkenntnis 
der Notwendigkeit empfehle und nicht etwa, weil durch 
denselben ein für die Einwohnerschaft in Beauregard ge
fahrbringender Zustand beseitigt werden soll,' er teilt nun 
ein Schreiben des Eigentümers Barozzi mit, in welchem der
selbe das zur Herstellung als Verbindungsweg benötigte 
Gelände der Stadt zum Preise von 500 -N pro Ar anvietet.

Der Eemeinderat, auf Antrag des Mit
gliedes Pfanschilling hält den geforderten Preis 
für zu hoch, lehnt das gemachte Angebot ab und beauf
tragt die Verwaltung eine etwaige neue Lösung der An
gelegenheit demnächst vorzuschlagen. Inzwischen soll der 
unauffällige Versuch gemacht werden, eine wesentliche Er
mäßigung des Barozzi'schon Angebots her
be i z u f ü h r c n.

12. Instandsetzung der Laydeckerstraße.
Der Eemeinderat hat unterm 2. Oktober einen Kosten

anschlag über 180lüll für Beschotterung der Laydeckerstraße 
in Teermakadam als^zu^hoch befunden und dessen Rückver- 
weisung an die Baukommissiöm beschlossen. Unterm 23.10. 
d. Js. ist die Angelegenheit in der Bk u ko m m i ssio" 
verhandelt worden und hat diese sich im Prinzip für die 
Instandsetzung mit Oberflächenteerung ausgesprochen. Dn 
Kosten der letzteren Ausführung sind auf 1350 --ll veran
schlagt. Die Kommission bittet um Bereitstellung 
des erforderlichen Kredits, der selbstverständlich sp"^ 
sa m verwendet werden soll. Mitglied Denz, 
der Baukommission mit der nochmaligen Besichtigung der 
Laydeckerstraße und Begutachtung des Projektes beaui- 
tragt, hält die von der Baukommission vorgeschlagem'" 
Arbeiten als dringend wünschenswert. M" 
glied Dr. Medernach, unterstützt von Mitgln' 
Pfanschilling, klagt über den schlechten Zustand am 
städtischen Straßen und wünscht deren bessere Mieden 
instandsetzung nach Straßenaufbrüchen. Von Mitglrs' 
Denz wird der Befürchtung Ausdruck verliehen, daß 
folge Eintretens der feuchten Jahreszeit die Jnstan' 
setzungsarbeiten der Laydeckerstraße in OberflüchenteerE 
zur Zeit nicht ausführbar sind. Mitglied D r. M 
dernach beantragt sodann, die sofortige Vornahme enn 
notdürftigen Ausbesserung der Laydeckerstraße dur. 
die städtischen Arbeiter unter Aufsicht eines Wegemeiste^ 
und Vertagung der endgültigen Beschlußfassung um 
die von der Baukommission angeregten Neuherstellungcm

Der Gemeinde! at schließt sich diese'" 
Anträge an.
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13. Beschaffung einer neuen Lehrmaschine.

Der Vorsitzende fuhrt aus, daß die im städtischen 
Aratzenreinigungsbetriebe verwendeten Kehrmaschinen 
-klärt verbraucht sind, daß die Beschaffung einer weiteren 
neuen Straßenkehrmaschine ins Auge gefaßt werden müsse. 
Die Baukommission hat in ihrer Sitzung vom 23. 
!ö. d. Js. die Neuanschaffung einer Straßenkehrmaschine 
zustimmend begutachtet und empfiehlt dem Gemeinde- 
mt, die Verwaltung zu ermächtigen, die neu zu beschaffende 

Kehrmaschine in engerer Submission freihändig zu ver
geben. Die Baukommission empfiehlt ferner die Anschaf- 
fungskosten aus laufenden Mitteln des Titels 25 
(Straßenreinigung) zu decken und falls dieser Titel keine 
genügenden Fonds aufweisen sollte, den Anschaffungsbetrag 
im Ergänzungsbudget 1911 aufzunehmen.

Der Gemeinderat heißt den Kommission s- 
vorschlag einstimmig gut.

Schluß der Sitzung 6K Uhr.



Bericht
über die

Gemeinderatssitzung vom 4. Dezember 1911,
nachmittags 4 MHr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
dem Vorsitze des Herrn Bürgermeisters Berkenheier die 
Beigeordneten Walkowinski, Haas und Roth sowie die 
Mitglieder Cailloux, Christian, Denz, Franck-Stourm, 
Franxois, Frank Heinrich, Eoedert, Dr. Kuborn, Müller, 
Nouviaire, Pfanschilling, Reuter, Richard, Röchling, Salo- 
mon, Schiltz, Steimetz, Wehrmann.

Entschuldigt die Herren Dr. Medernach und Zimmer.
Schriftführer Obersekretär Klam und Sekretär Hom- 

bourger.

Tagesordnung.
l. Mitteilungen.
2. Interpellationen.
3. Kaisergeburtstagsfeier.
4 Wahl von Mitgliedern der Schulkommission des 

Gymnasiums.
5. Verpychtung städtischen Terrains zur Errichtung 

eines ständigen Kinematographen.
6. Niederschlagung von Hundesteuern.
7. Ausdaü der Eutenbergstraße.
8. Nachtragskredit für den Betrieb des Wasserwerkes.
8. Nachtragskredit für die Eymnasiumeinweihung.

10. Bewilligung eines Kredites zum Ankauf von phy
sikalischen Apparaten und Instrumenten.

1l. Erwerb des Miteigentums einer Einfriedigungs- 
mauer.

12. Antrag auf Gewährung eines Zuschusses für Ein
führung der elektrischen Beleuchtung in die kathol. 
Kirche Diedenhofen und die Kirche in Eentringen.

13. Antrag auf Erhöhung einer Pension.
11- Antrag auf Gewährung einer Umzugsentschädigung.
1o. Antrag auf Bewilligung einer Teuerungszulage.
16. Einführung des Elektromotorenbetriebes für das 

Grundwasserwerk in Monhofen.
17. Festsetzung der Steuerzuschläge pro 1912.
18. Antrag auf Beschaffung von Lebensmitteln infolge 

Teuerung.
18. Ermäßigung einer Kanalbenutzungsgebühr.
10. Einführüng eines Autotaxameter-Vetriebes.
11- Bestimmung des Bauplatzes zur Errichtung eines 

Elementarschulgebäudes der Neustadt.
12- Vauangelegenheit Kollen.
23. Uebernahme der Kanalisation in der verlängerten 

D I Straße.
21- Abhaltung einer öffentlichen Bauplätzeversteigerung.
25. Bestimmung eines Baublockes für die Errichtung 

kleiner Landhäuser.
26- Eotl. Erwerb eines Grundstücks zur Errichtung von 

Kleinwohnungen.
2?' A.^chlllng ^"es Schuppens zur Unterbringung der 

Müllabfuhrwagen.
Eintritt in die Tagesordnung dankt der Vor- 

dem Gemeinderat für die ihm anläßlich seiner Ver

mählung bewiesenen Aufmerksamkeiten, insbesondere für 
das gestiftete Hochzeitsgeschenk sowie die Teilnahme 
während des Festaktes in der Kirche.

1. Mitteilungen.
a) Der Vorsitzende erwähnt, daß über den in den letz

ten Tagen plötzlich eingetretenen Wassermangel in 
der Presse Notizen erschienen sind, die, bei Verkennung der 
Tatsachen durch den Artikelschreiber, eine gewisse Kritik der 
Stadtverwaltung enthielten. Zugegebenermaßen sei es 
eine der vornehmsten Aufgaben der Stadtverwaltung, stets 
für hinreichenden Wasserüberfluß zu sorgen, jedoch sei die zu
letzt eingetretene Kalamität auf unvorhergesehene 
Umstände zurückzuführen. Die Inbetriebnahme eines Re
servemotors für das Grundwasserwerk, eine schon seit län
gerer Zeit erwogene Sache, mußte infolge der mit der 
AGWEA gepflogenen sehr langwierigen Verhand
lungen über Lieferung der elektrischen Kraft bis dato hin
ausgeschoben worden, geht aber nunmehr einer für die 
Stadt und die Allgemeinheit zufriedenstellenden Weise 
ihrer Lösung entgegen und soll die Inbetriebnahme bis 
Anfang März erfolgen. Die in den letzten Tagen vorüber
gehend eingetretenen Störungen im Wasserwerke 
sind auf die Lieferung ungeeigneten Rohöls für den 
Motorenbetrieb, sowie nicht zuletzt auf den außergewöhnlich 
niedrigen Stand der Wasserhöhe in den städt. Brun
nen zurückzuführen. Auch die Rangwaller und 
Mo rlinger Quelleitungen sind in ihrer Ergie
bigkeit von einer Wassermenge am 20. September d. Js. 
von 1200 obiu pro Tag auf eine solche am 9. November d. 
Js. von 939 ebiu täglich zurückgegangen und seitdem 
wieder im Steigen begriffen. Die letzte Messung am 28. 
November hat eine Ergiebigkeit von 1094 obiu gezeigt. Da 
der Wasserkonsum an Wochentagen 1500—1600 abm und an 
Sonntagen ca 1800 ebiu beträgt, müßte das Erundwasser- 
werk bei Monhofen zur Zeit des Wassermangels sehr 
starkin Anspruch genommen werden und müssen z. Zt. ca. 
600—800 odiu Wasser pro Tag gepumpt werden.

Mitglied Röchling ersucht die Stadtverwal
tung, das in diesem Jahre festgestellte Wassermini - 
mum der Quelleitung an der Quelle selbst schriftlich fest
zulegen, was vom Vorsitzenden zugesagt wird.

Der Gemeinderat nimmt von den gemachten 
Mitteilungen Kenntnis.

d) Die Lehrer Müller und Saur wollen im 
großen Rathaussaale vom 14.-20. Dezember eine Ausstel
lung von Schundlitteratur veranstalten und gleich
zeitig auch solche Bücher ausstellen, 'die als Ersatz für 
Echundlitteratur gelten können. Die Vaukommission und 
die Finanzkommission haben' sich mit der unentgeltlichen 
Ileberlassung des Saales einverstanden erklärt. Der Ge - 
nieinderat hat nichts einzuwenden.

a) Der Eigentümer I. Rilles und der Hotelier 
A. Petit, Besitzer von an der Crauserpromenade liegen
den Häusern, bestreiten die Berechtigung der Stadtverwal
tung zur Erhebung von A n l i e g e r k o st e n für ihre An
wesen und haben gegen die ihnen dieserhalb zugestellten 
Zahlungsbefehle des Stadtrechners Einspruch beim Bezirks
rat erhoben. Der Vorsitzende gibt an der Hand von 
Planskizzen Erläuterungen über die Lage pp der Häuser der 
Reklamanten vor Abtrag des Moselwalles und Her
stellung der Moselanlagen sowie der Crauserpromenade; er 
bezeichnet die Ansprüche der Stadtverwaltung als vollkom
men gerechtfertigt und begründet.
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Der Eem einderat beauftragt den Vorsitzenden die 
Rechte der Stadt vor dem Bezirksrat zuver treten und 
evtl. den Herrn Stadbaumeister hierzu heranzuziehen.

ck) In einem Eingesandt der Lothringer Nachrichten 
wird dagegen Beschwerde erhoben, daß die Schienen 
für die Fentschtalbahn dicht an dem Bürgersteig 
der St. Peterstraße gelagert und bei Nacht nicht beleuchtet 
sind, sodaß Passanten bei Ueberquerung des Straßendamms 
zu Fall kamen. Der Vorsitzende erläutert, daß die fragl. 
Schienen an der Bordsteinkante der St. Peterstraße gela
gert gewesen, den allgemeinen Verkehr nicht gehindert 
haben und bei Revisionsgängen Nachts stets hinreichend 
beleuchtet vorgefunden worden seien, sodaß die in dem 
Eingesandt erhobene Klage nicht als begründet an
erkannt werden könne.

Mitglied Denz bittet bei diesem Anlaß während der 
Legung des Geleises für die Fentschtalbahn in der Pari
serstraße den Verkehr über die Crauserpromenade zu 
leiten. Dies wird von dem Vorsitzenden als bereits ins 
Auge gefaßt zugesagt. Gleichzeitig teilt der Vorsitzende 
mit, daß er an die Bahnbaugesellschaft die Bitte gerichtet 
habe, die Geleisverlegungsarbeiten in der Pariserstratze 
bis nach Neujahr zu verlegen, damit in der verkehrsreichen 
Weihnachtszeit die Sperrung der Pariser st raße 
vermieden werden könne. Inzwischen sei jedoch von 
der Bahnbaugesellschaft mit Genehmigung der Straßen
bauverwaltung die Geleisverlegung in der Pariserstraße 
rn Angriff genommen worden und würde derart beschleu
nigt, daß die Arbeiten bis zum 9. d. Mts. vollendet seien.

s) Werntgen's Flugunternehmen in Köln 
hat sich zur Abhaltung von Schauflügen in Diedenhofen er
boten und ist die Stadtverwaltung in diesbezügliche Unter
handlungen getreten. Da die gestellten Bedingungen kei
neswegs geeignet sind, der Stadtverwaltung eine Garan
tie für das Gelingen der Flugveranstaltung zu gewähren, 
ist davon abgesehen worden, näher auf die Angelegen
heit einzugehen. Der Eemeinderat ist einver- 
st a n d e n.

k) In dem Rechtsstreit mit der AEWEA betr. 
Tragung der L eu ch m i t t t e l st e u e r ist die Stadt auf 
Grund eines Urteils des Landgerichts Metz vom 20. 10. 
1911 unterlegen. Entsprechend der mit der AGWEA ge
troffenen Vereinbarung wird die Stadt in Berufung 
gehen und hat Herrn Rechtsanwalt Burg in Lolmar mit 
ihrer Vertretung beauftragt. Die Prozeßführung geht auf 
Kosten der AEWEA.

x) Auf Grund eines notariellen Schenkungsaktes 
vor Notar Sibille vom 1. 7. 11 ist die Stadt in Besitz des 
den Erben Reyter hierselbst bisher gehörigen Wegen 
getreten, welcher bei dem ehemals Reyser'schen Holzlager 
die Ueckingerstraße mit dem Moselleinpfad verbindet.

b) Der Herr Bezirkspräsident beabsichtigt nach einer 
Verfügung vom 14. November — II 7257 — den Lehrer 
Karl Reutler in Veauregard fest anzu st eilen 
falls hiergegen keine Bedenken erhoben werden. Dies ist 
nicht der Fall.

1) Hr. Oberst Freyer, Kommandeur des 3. lothr. Infan
terie-Regiments Nr. 135, dankt der Stadtverwaltung 
und Vertretung in einem herzlichen Schreiben für die an
läßlich der Einweihung der neuen Offizier-Speisean
stalt gestiftete Einrichtung eines Saales und 
knüpft an den namens des Offizierskorps abgestatteten 
Dank die Hoffnung, daß das Verhältnis zwischen Regiment 
und Stadtverwaltung stets das Beste sein möge.

j) Die bei Zuwendung einer Teuerungszulage 
berücksichtigten Lehrpersonen und städt. Beamten haben dem 
Eemeinderat ihren Dank abgestattet. Die von den Lehr
personen in ihrem Dankschreiben vertretene Auffassung, 
daß durch die Bewilligung einer Teuerungszulage die 
Unzulänglichkeit der Lehrergehälter aner
kannt worden sei, wird als ungerechtfertigt zurückge
wiesen.

ü) Der Technische Verein lädt die Stadtverwal
tung und den Eemeinderat zu einem Vortrage des 
Herrn P. Rüppel aus Berlin über „die Aufgabe einer mo
dernen Gemeindeverwaltung" ein. Der Vortrag findet 
im Schillerhof am 5. Dezember, abends Uhr statt und 
ist eine rege Beteiligung aus Eemeinderatskreisen wün
schenswert.

1) Die Unteroffiziere des 3. Bataillons des 8. 
Rhein. Fußartillerie-Regiments laden den Eemeinderat 
zu der von ihnen veranstalteten Barbarafeier am 
Samstag, den 9. Dezember.

m) Der Verein „E i s e n h ll t t e - S ü d w e st" Zweig
verein des Vereins deutscher Eisenhüttenleute wird am 11 
Januar 1912 in Diedenhofen seine Winterhauptver- 
sammlung abhalten und bittet um Ueberlassung städt. 
Lokale zur Abhaltung der Versammlung sowie eines Fest
mahles. Es wird mit einer Teilnahme von 200 Personen 
gerechnet. Der Vorsitzende erklärt die Ueberlassung 
des großen Rathaussaales für das Festessen in 
Aussicht gestellt und die Veranstaltung der Versammlung 
in einem anderen Lokale angeregt zu haben. Der Ge
rn einderat nach Einwendung eines Mitgliedes, daß die 
Ueberlassung städt. Lokale an Vereine eine Schädigung des 
ortsansässigen Wirtsgewerbes darstelle, genehmigt den 
Vorschlag des Vorsitzenden.

n) Schutzmann Mersch ist am 24. v. Mts. der 
Verrichtung seines Dienstes angefallen und durch mehrere 
Messerstiche lebensgefährlich verletzt worden. 
Der Vorsitzende hat dem verletzten Beamten am Tage nach 
dem Unfälle einen Besuch abgestattet und ^ihm das Bei
leid der Verwaltung und des Eemeinderats ausgespro
chen. Mersch befindet sich in einem verhältnismäßig zu
friedenstellenden Zustande. Mersch ist im Bürgerspital m 
Veauregard untergebracht und empfiehlt es sich die ent
stehenden Kosten pp auf städt. Mittel zu nehmen.

Der Gemeinderat ist einverstanden.
Anläßlich dieses Vorfalls wird der Stadtverwaltung in 

einem Eingesandt derVorwurf gemacht, an unrichtiger 
Stelle zu sparen, weil Nachts die Schutzleute alleinun° 
nicht wie an anderen Orten zu zwei patrouillieren. Der 
Vorsitzende erklärt, daß entsprechend eines ihm gewordenen 
Berichtes die Einzelpatrouillen während der Nacht nur ru 
den ruhigen Stadtteilen stattfänden, gefährlichere Gänge 
doch stets zu zweit ausgeführt würden. Im übrigen sei ein 
Reorganisation des gesamten Polizeidienstes rn 
Auge gefaßt. Hieran schließt sich eine kurze Diskussion, r 
welcher einerseits für alle Gänge die Einführung von Nack) 
patroullien zu zweit gefordert wird, andererseits die Mr 
hältnisse in Diedenhofen als ruhig und nicht derart geW ' 
lich bezeichnet werden, daß Nachts überall doppelte 
trouillen stattfinden müssen. Die Forderung, die Feldhm, 
im Winter zum Dienst in der Stadt heranzuziehen, uum 
von dem Vorsitzenden als nicht durchführbar bezeichnet, 
dieselben für den Schutz der ländlichen Teile der Gemein 
notwendig seien.



kemeinderatssitzung vom 4. Dezember 1911.

— 203 -

o) Die Bevölkerungszahl der Stadt Dieden
hofen Hat am 1. Dezember 1911 15 044 Seelen betragen und 
ist demnach innerhalb eines Jahres um 860 Seelen gestie
gen.

x) Die Uebernahme der alten Offizier- 
speiseanstalt durch die Stadt wird am Mittwoch, den 
6. d. Mts erfolgen, die Auszahlung des Kaufpreises 
für dieselbe am 15. d. Mts. Die Militärverwaltung 
wünscht mit dem Gebäude eine Anzahl in demselben ver
bliebener Oefen, Beleuchtungsarmaturen, Lampen und 
Stuhle pp. an die Stadt abzutreten und hat in einem Ver
zeichnis die fragl. Gegenstände unter Preisangabe ange
führt. Die Kosten des Ankaufs der Gegenstände würden sich 
auf 1282 -K belaufen. Der Vorsitzende hält den 
Erwerb der aufgeführten Gegenstände für zweck
mäßig, umsomehr als deren Zahlung aus den aufgespar
ten Zinsen des Kaufpreises für Erwerb der alten Offizier- 
Speiseanstalt erfolgen kann.

Der Gemeinderat ist hiermit einverstan- 
den und wünscht, daß die eingesetzten Einheitspreise zum 
Teil herabgesetzt werden.

2. Interpellationen,
n. Mitglied Schiltz hat mittels Schreibens än

gstigt, daß er in der heutigen Gemeinderatssitzung über 
die Sperrung der Monatsviehmärkte inter
pellieren werde. Von dem Vorsitzenden zur Begründung 
feiner Interpellation ersucht, führt Mitglied Schiltz aus, 
U die Landleute über die Sperrung der Diedenhofener 
Monatsviehmärkte bitter Klagen führen und deren alsbal- 
mge Wiederöffnung dringend wünschen. Der Wunsch der 
endlichen Bevölkerung verdiene umsomehr Berücksichtigung, 
^eil durch die Sperrung auch Diedenhofener Hansel und 
"Merke sehr in Mitleidenschaft gezogen würde; die Sper- 
fling der Diedenhofener Märkte sei übrigens rllusorisch, weil 

nächster Nähe von Diedenhofen, Eroß-Moyeuvre u. Au- 
"fktz und auch in unserem Nachbarorte Metz Schweinemärtre 
"Whiilten werden. Redner bittet die Verwal.uug dahin 
lM wn.'en, daß die Diedenhofener Monatsviehmärtte 'n 
EU'stt stattfinden dürfen.
-Der Vorsitzende stellt vor Beantwortung der 
öcherpellation zunächst die Frage, ob mit derselben die 
^MUchkeit wieder auf die Schließung der Viehmärkte 

g«enkt oder gegen die Stadtverwaltung dieserhalb ein 
^"rwurf erhoben werden soll. Nach Bejahung der ersteren 
wo ^hrte er aus, daß die Schließung der Märkte eine 

°er Grundlage des Viehseuchengesetzes ergriffene Maß- 
' die von der Regierung angewendet werde, um die 

-??reitung auftretender Viehseuchen zu verhindern. Die 
«otverwaltung habe ein großes Interesse an der Abhal- 
8 ihrer Märkte und sei zu Anfang des Auftretens der 
ui- und Klauenseuche eifrig bemüht gewesen ihre Mo- 

gen N^-hErkte nicht gesperrt zu behalten. Die damali- 
es ij^nrebungen sind von Erfolg gekrönt gewesen und frage 
t^^fh heute, ob der Erfolg nicht eine Ursache der Verbrei- 
Mnn d" Viehseuchen gewesen ist, die eine mehrmalige Sper- 
sij, o?on Märkten nach sich zog. Auf die hierauf vom Vor
der ^u gestellte Anfrage, ob der Eemeinderat im Interesse

Aedenhofener Monatsviehmärkte die Vornahme von 
seitens der Stadtverwaltung wünscht, faßt der 

schls^i n d e r a t einen diesbezüglichen Be- 

bchn Eine zweite Interpellation des Mitgliedes 
i tz über die Auszahlung der vom Eemeinderat 

an die Lehrer u. städt. Beamten gewährten Teuerungs
zulage auch an städt. Arbeiter wird mit Einverständnis 
des Interpellanten bei Punkt 15 der Tagesordnung zur 
Besprechung kommen.

a) Mitglied Müller hat schriftlich mitgeteilt, 
daß er über den Verkauf auf dem städt. Fisch
markte interpellieren wird. Er führt aus, daß es auf 
dem Fischmarkt vorgekommen sei, daß an auswärtige Wie
derverkäufe! Fische abgesetzt wurden, während den Dieden
hofener Easthausbesitzern die Verabfolgung der gewünsch
ten Menge vorenthalten würde.

Der Vorsitzende erwidert, daß er von einem sn Ai-os- 
Verkauf an auswärtige Händler keine Kenntnis habe, dies
bezügliche Feststellungen vornehmen und das Verkaufsper
sonal anweisen lassen werde, sowohl an Einwohner der 
Stadt wie an Käufer von Auswärts Fische abzugeben, wo
bei selbstverständlich Mengen für einzelne Käufer auf ein 
bestimmtes Gewicht beschränkt werden müßten.

Der Eemeinderat erklärt sich einver
st a n d e n.

6) Mitglied Müller bittet die dem Gemeinde- 
rat jeweils zu machenden „M itteilungen" den einzel
nen Ratsmitgliedern vor den Sitzungen schriftlich zuzustel- 
len, und wünscht insbesondree, daß bei Mitteilungen in Zu
kunft Beschlüsse nicht mehr gefaßt werden. Interpellant 
erwartet hierdurch eine Verkürzung der bei dem zur Bera
tung stehenden zahlreichen Material schon an sich reichlich 
langen Sitzungen.

Der Vorsitzende erwidert, daß er dem Gemeinde- 
rat zahlreiche Mitteilungen mache, damit derselbe über den 
Gang der Verwaltungsgeschäfte weitgehend informiert sei 
und selbst nicht über den Stand einzelner Geschäfte anfra
gen müsse. Die schriftliche Zustellung der zu machenden 
Mitteilungen an die Eemeinderatsmitglieder sei nicht an
gängig, da hierdurch eine zu umfangreiche und zeitraubende 
Arbeit entstehen würde und sei auch nicht durchführbar. 
Wenn der Eemeinderat auf die weiteren Mitteilungen der 
Verwaltung in dem bisherigen Umfang verzichte, so möge 
eine diesbezügliche Entscheidung gefällt werden. Auf den 
Antrag des Mitgliedes Müller, die Mitteilun
gen den Eemeinderatsmitgliedern schriftlich zuzustel- 
len, beschließt derGemeinderat gegen die Stim- 
de des Antragstellers es bei dem bisherigen Ver
fahren zu belassen.

3. Kaisergeburtstagseier.
Der Vorsitzende führt aus, daß wie in den Vor

jahren zurVorbereitung der nächstjährigen Kaiser-Geburts
tagsfeier eine Kommission für das städt. Festessen so
wie die zum militärischen Festessen zu entsendende Depu
tation zu wählen sei.

Der Eemeinderat auf Vorschlag des Vorsitzenden 
wählt in die Festkommission zur Vorbereitung des offi
ziellen Festessens neben dem Bürgermeister den Beige
ordneten Walkowinski sowie die Mitglieder Cailloux, Sa
lomon, Nouviaire und Steimetz. Als Delegierte zu 
dem militärischen Festessen im Offizierkasino werden 
bestimmt die Herren Zimmer, Fran^ois und Pfanschilling.

Im übrigen erklärt sich der Gemeinderat damit 
einverstanden, daß die Veranstaltungen der Kaiser
geburtstagsfeier in demselben Rahmen stattfindet 
wie bisher und bewilligt einen Kredit zur Beschaffung und 
Verteilung von Kaiserwecken an die Schüler und 
Schülerinnen der Elementarschulen.



Gemeinderatssitzung vom 4. Dezember 1911.

— 204

Der Vorsitze nde bittet der Verwaltung einen Kre
dit von 375 -N zur Verfügung zu stellen, mit welchem eine 
Vergrößerung der Garderobe im alten Rathause vor
genommen und ein Ofen sowie Einrichtungsgegenstände für 
die Küche im alten Rathause beschafft werden soll, damit 
auch das Kochen der Speisen in letzterer ermöglicht wird.

Der Eemeinderat erklärt sich einverstanden 
und bewilligt den beantragten Kredit.

Mitglied Christian beantragt anschließend, den 
Rathaussaal in Zukunft nicht mehr an Vereine und Ge
sellschaften zur Veranstaltung von Festessen und dergleichen 
zu überlassen, da hierdurch den Wirten der Gemeinde eine 
allzu große Konkurrenz bereitet würde. Der Vorsitzende 
entgegnet, daß der Saal nur in solchen Fällen überlassen 
würde, wo mit einer derart großen Teilnehmerzahl gerech
net werden müsse, daß sich die vorhandenen geeignet erschei
nenden Privatlokale als zu klein erweisen. Er bittet den 
Gemeinderat Beschluß zu fassen, ob dem Anträge des Mit
gliedes Christian in Zukunft zu entsprechen ist.

Der Eemeinderat erklärt sich gegen die Stimme 
des Mitgliedes Christian damit einverstanden, daß 
der Rathaussaal in Zukunft größeren Gesellschaften über
lassen werden soll.

4. Wahr von Mitgliedern der Schulkommission 
des Gymnasiums.

Der Herr Kreisdirektor in Diedenhofen-Ost teilt durch 
Verfügung vom 23. ll d. Js. — J.-Nr. 6730 — mit, daß 
am 31. Dezember d. Js. die Amtszeit der Mitglieder der 
Schulkommission des hiesigen Gymnasiums 
und der Realschule abläuft. Unter Bezugnahme auf 8 8 
des Gesetzes vom 1. 11. 1878 betr. die Unterhaltung und 
Verwaltung der öffentlichen Schulen wird um die Wahl 
dreier Mitglieder in die fragl. Schulkommission durch den 
Eemeinderat ersucht.

Nachdem Mitglied Röchling die Wieder
wahl der ausscheidenden Mitglieder empfohlen und Mit
glied Christian Geheimwahl beantragt hatte, wurden 
entsprechend dem Anträge des Mitgliedes 
Röchling die ausscheidenden Herren Beigeordneter Haas 
sowie die Mitglieder Dr. Kuborn und Wehrmann mit gro
ßer Stimmenmehrheit in die Schulkommission des Gymna
siums wiedergewählt.

5. Verpachtung stävt Terrains zur Errichtung eines 
ständigen Kinematographen.

Der Vorsitzende trägt an der Hand eines Planes 
vor, daß der in Metz ansässige Kinematographenbesitzer 
Hügel um pachtweise Ueberlassung des vor dem Stadt
hause an der Crauserpromenade entlang liegenden städt. 
Anlagengeländes eingekommen ist. Hügel will dortselbst 
ein ständiges Kinematographentheater errichten und in 
Betrieb nehmen, bietet einen jährlichen Pachtpreis von 
2000 -N an und erklärt sich evtl. bereit, das erbetene Ge
lände käuflich zu erwerben. Der Vorsitzende empfiehlt den 
Antrag abzulehnen, da das fragl. Gelände späterhin 
von der Stadt für eigene Zwecke benötigt werden könne 
und hält es eher für möglich, das an der Brückenstraße ent
lang liegende städt. Gebäude, in welchem die Stadt- pp. 
Kasse untergebracht ist, zur Einrichtung eines Kinemato
graphentheater pachtweise zu überlassen.

Nach einer kurzen Debatte, in welcher die Bevorzugung 
Diedenhofener Bürger bei Erteilung von Konzessionen zum

Betriebe von Kinematographentheatern gewünscht und 
auch die gebotene Miete als eine sehr annehmbare Entschä
digung für das städt. Gelände bezeichnet wird, be
schließt der Eemeinderat auf Antrag des Mit
gliedes Röchling zunächst darüber abzustimmen, ob eine 
Verpachtung im Prinzip gewünscht wird. Nach Vernei
nung dieser Frage wird der gestellte Antrag abgelehnt.

b) Anschließend teilt der Vorsitzende mit, daß von 
einem Herrn Moebus aus Esch a. d. Alz. Antrag auf pacht
weise Ueberlassung des Stadttheaters zur 
Veranstaltung kinematographischer Vorstellungen 
gestellt worden sei, er stellt dem Gemeinderat anheim, sich 
im Prinzip unter der Bedingung, daß seitens der Aufsichts
behörde keine Bedenken erhoben werden, mit der lleber- 
lassung einverstanden zu erklären und einen Pachtpreis 
festzusetzen.

Nach einer kurzen Debatte, in welcher von Mit
glied Pfanschilling beantragt wird im Prin
zip die Benutzung des Stadttheaters für kinematographische 
Vorstellungen abzulehnen, andererseits auf die evtl. 
zu erzielende hohe Mitee hingewiesen wird, beschließt 
der Gemeinderat mit großer Majorität in eine 
evtl. Verpachtung des Stadttheaters für kinematogm- 
phische Zwecke einzuwilligen.

Nachdem der Vorsitzende empfohlen die Jahres
miete auf 10 000 Ut festzusetzen, beantragte Mitglied 
Lailloux, die Miete auf 12000 -N pro Jahr, Mit
glied Pfanschilling dieselbe auf 15000 -N pro Jahr 
festzusetzen. Letzterem Anträge schließt sich der Ee
meinderat an.

6 Niederschlagung von Hundesteuern.
(Berichterstatter Beigeordneter Walkowinski.)
Der Berichterstatter führt aus, daß von 8 Be

sitzern von Hunden gegen die Veranlagung zur Hundesteuer 
Einspruch erhoben und die Niederschlagung von insgesamt 
67 -1t Hundesteuer beantragt worden ist. Der Steuer- 
aus s ch u ß hat die Niederschlagung von 44 -N zu unreal' 
veranlagter Hundesteuern anerkannt und deren Nieder- 
schlagung beantragt, während bezüglich weiterer 32 K die 
Veranlagung als zu Recht erfolgt bezeichnet wird.

Der Eemeinderat beschließt die Niederschla
gung des Betrages von 44 -N.

7. Ausbau der Gutenbergstraße.
Der Vorsitzende verliest einen Bericht der Baukom 

mission, welcher lautet: ,
„Nachdem das Gelände an der Eutenbergstraße sE 

lich erworben ist, wird beantragt, die Erbreiterung ° 
Gutenbergstraße zwischen Park- und Seitenstraße neu 
Kramm und Levy nunmehr auszuführen. »

Der vorliegende Kostenanschlag schließt ab mit 1600^, 
Hiervon sind von dem ersten Ausbau noch verfügbar ru 
1100 -N, so daß noch 500 -N vom Gemeinderat bereu» 
stellen sind.

Die Kommission empfiehlt einstimmig den , 
bau genannter Straße, umsomehr, als hiernach die -nn 
gerkosten der Anwohner vereinnahmt werden können-

Der Eemeinderat beschließt dem Vorsch'"» 
der Baukommission entsprechend.
8. Nachtragskredit für den Betrieb des Wasserwer k

Der Vorsitzende führt aus, daß für die Unterhn 
tung der Wasserleitung im Budget pro Ivll 9200 
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gesehen worden sind, die nach Anweisung der noch aus
stehenden Rechnungen aufgebraucht sein werden, und daß 
bis zum Schlüsse des Rechnungsjahres ein weiterer Betrag 
von 2800 -N erforderlich würde. Er bittet diesen Vorschlag 
als Nachtragskredit zu bewilligen.

Der Eemeinderat bewilligt den gefor
derten Nachtragskredit.

d. Nachtragskredit für die Gymnasiumseinweihung
Der Vorsitzende führt aus, daß der vom Eemein

derat für die Einweihung des neuen Gymna
siums bewilligte Kredit von 2000 -N nicht gereicht habe 
and um l570 -N 80 L überschritten worden sei. Die er
folgte lleberschreitung sei darauf zurückzuführen, daß die 
herausgegebene Festschrift anläßlich der Eymnasiumein- 
weihung sowie das Clichä für diese, in dem zunächst ange
forderten Kredit nicht vorgesehen waren, auch sei die 
Lchmückung etwas teurer geworden, als von vornherein 
angenommen wurde. Ferner habe die Anzahl der zum 
Festessen im großen Rathaussaal eingeladen gewesenen 
Eäste der Stadt 22 statt 15, wie von vornherein angenom
men worden war, betragen und die Bewirtung daher einen 
bedeutend größeren Aufwand erfordert.

Der E e m e i n d e r a t nach einer kurzen Debatte b e - 
willigt den angeforderten Nachtrags
kredit.

10. Bewilligung eines Kredits für den Ankauf von 
Physikalischen Apparaten und Instrumenten.
Infolge der Angliederung einer Realabteilung an das 

Wge Gymnasium und deren demnächstigen Ausbau zur 
^berrealschule muß den physikalischen und chemischen 
Mchern eine größere Aufmerksamkeit zugewendet werden. 
o>> diesem Zwecke ist die Beschaffung einer Reihe physika- 
Mer Apparate erforderlich. Der Vorsitzende führt aus, 

seitens der Direktion des Gymnasiums um Bereitstel- 
»ng eines Kredits von rd. 8000 -N zur Beschaffung der 
glichen physikalischen Apparate erbeten worden sei und

Anschaffung im Wege der freihändigen Ver
ödung erfolgen solle. Er bittet den geforderten Kredit 
AbeWilligen und dessen Auszahlung zu j e einem 
t^ktel auf die Rechnungsjahre 1911, 12 und 13 zu ver-

Hseran anschließend teilt der Vorsitzende mit, daß 
b-u ihm vom Stadtbauamt eingereichten Zusammen-

^3 über die Eesamtkosten für Herstellung des neuen 
Mnasiums bisher 490 000 verausgabt worden sind 

lun anzuweisen seien, und daß in der Zusammenstel- 
"8 der Ausgabe nicht ausgenommen sind, die Kosten für 

im D ^"0 der Turnhalleneinrichtung
fow sMe von 3500 -N

für die Uhrenanlage im Gymnasium im Be
trage von 800 -N

Zusammen 4300 -N 
noch bewilligt werden müssen. Ferner seien 

tz^/^glich uoch Zu bewilligen, der vorschußweise auf die 
für " des neuen Gymnasiums genommene Betrag 
der ^"sbau des Kanals, der Wasserleitung und 

^Eoiranlage in der Piccoloministraße mit 4342,37 
renk stndet anschließend eine kurze Debatte statt, wäh- 
kiinü aus Eemeinderatskreisen verschiedene Äus

sre erbeten werden, die der Vorsitzende erteilt.

Alsdann beschließt der Eemeinderat den 
für die Beschaffung von physikalischen Instru
menten angeforderten Kredit von rund 8000 -N zu be
willigen mit der Maßgabe, daß dessen Auszahlung zu 
je einem Drittel in den Rechnungsjahren 11—13 
erfolgen wird. Die Vergebung der zu beschaffenden Gegen
stände soll im Wege der freihändigen Submission 
an verschiedene Firmen geschehen,' ebenso bewil
ligt der Gemeinderat einen Kredit in Höhe 
von 4300 -N zur Beschaffung der Einrichtung 
der Turnhalle sowie der Uhrenanlage im 
neuen Gymnasium. Die Verausgabung dieses Kre
dites soll nach den Vorschlägen der Baukom
mission erfolgen.

Mitglied H. Frank bittet die Verwaltung den 
Ausbau der Realschule zur Oberrealschule beim 
Kaiserl. Oberschulrat erneut anzuregen, was von der Ver
waltung zugesichert wird.

11, Erwerb des Miteigentums an einer 
Einfriedigungsmauer

Das Gymnasiumsgelände ist nach dem Gelände des Ob
dachlosenasyls zu durch eine von der Verwaltung des letzte
ren errichteten Einfriedigungsmauer abgegrenzt, deren 
Miteigentum zu erwerben, die Baukommission 
empfiehlt. Die Eesamtherstellungskosten der an den Eym- 
nasiumshof angrenzenden Mauer belaufen sich auf 1926 -N 
64 und würde der von der Stadtverwaltung an die 
Verwaltung des Obdachlosenasyls für den Erwerb des 
Miteigentums auszuzahlende Kaufpreis 963 -N und 32 L 
betragen.

Der Eemeinderat beschließt entsprechend dem 
Vorschläge der Baukommission Den Erwerb 
des Miteigentums an der fragl. Mauer und bewilligt 
den erforderlichen Kredit.
12. Erwerb aus Gewährung eines Zuschusses zur 
Einführung der elektrischen Beleuchtung in die kath. 
Kirche Diedenhofen und die Kirche in Gentringen.

In der Eemeinderatssitzung vom 6. 11. d. Js. ist ein 
Antrag des Kirchenrats der kath. Pfarrgemeinde Diedenho- 
fcn auf Bewilligung eines Zuschusses zu den auf ca. 
6000 -N veranschlagten Kosten für Einführung der 
elektrischen B e l e u ch t u n n g pp. in die kath. Pfarr- 
kiche in Diedenhofen zur Begutachtung an die vereinigte 1. 
und 3. Kommission des Eemeinderats verwiesen worden. 
Unterm 24. November haben die mit der Begutachtung des 
gestellten Antrages beauftragten Kommissionen über diesen 
verhandelt, und sich entschlossen, dem Eemeinderat die Ge
währung einer Beihülfe von 2500 zu empfeh- 
l e n.

Der Gemeinderat mit Rücksicht auf die ungün
stige Finanzlage der kath. Kirchengemeinde schließt sich dem 
Kommisfionsantrage an und bewilligt der 
kath. Kirchenfabrik Diedenhofen für den angeführten Zweck 
eine Beihilfe von 2500 -N unter der Voraussetzung, 
daß die für die Einführung der elektrischen Beleuchtung pp 
in die kath. Pfarrkirche entstehenden Mehrausgaben aus 
Mitteln der kath. Kirchengemeinde gedeckt und nicht in 
den nächsten Rechnungsjahren als Fehlbeträge der 
Kirchengemeinde von der Stadtverwaltung an gefor
dert werden.

b) Der Vorsitzende des Kirchenrats der kath. Ge
meinde Eentringen bittet um Gewährung eines 
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Zuschusseszu den Kosten der Herstellung derelektrr - 
scheu Beleuchtung der Kirche in Eentringen, da dre 
der Kirchengemeinde zur Verfügung stehenden Mittel 
für diesen Zweck nicht ausreichend sind. Der Antrag hat 
den vereinigten Kommissionen nicht vorgelegen, da der
selbe erst nach deren Abhaltung eingelaufen rst. Der 
Vorsitzende empfiehlt dem Anträge mit Rücksicht 
auf die nicht gerade günstige Finanzlage der Kirchenge
meinde Gentringen zu entsprechen und eine Berhrlfe in 
Höhe von 425 -K, wie sie der Kirchengemeinde Beauregard 
für denselben Zweck bewilligt worden ist, zu gewähren.

Der Eemeind erat beschließt dem Anträ
ge des Vorsitzenden entsprechend und bewilligt 
eine Beihilfe in Höhe von 425 -N unter der Voraus
setzung, daß die für Herstellung der Beleuchtungsanlage in 
der Kirche Gentringen entstehenden Mehrkosten aus 
Mitteln der Kirchengemeinde gedeckt und 
nicht in den nächsten Rechnungsjahren als Fehlbe
träge derselben von der Stadverwaltung angefor - 
dert werden.

13. Antrag aus Erhöhung einer Pension
Die Witwe des Polizeisergeanten Klop bittet um Er - 

höhung der ihr gewährten Witwenpension von 
120 -N pro Jahr und führt zur Begründung ihres Gesuches 
an, daß sie bei ihrem zunehmendem Alter und den bestehen
den Verhältnissen kaum mehr in der Lage sei. für ihren 
Lebensunterhalt aufzukommen. Die der Frau Klop ge
währte Witwenpension ist auf Grund der alten Pensions- 
ordnung für städtische Beamte pp berechnet. Nach der 
zur Zeit in Gebrauch befindlichen Pensionsordnung wurde 
Frau Klop eine Jahrespension von mindestens 300 zu
stehen. Die vereinigte I. und III. Kommission hat in ihrer 
Sitzung vom 24. 11. ds Js. mit Rücksicht auf die von dem 
verstorbenen Ehemann der Antragstellerin zu Lebzerten an 
den Tag gelegte Pflichttreue und die zur Zeit bestehenden 
Teuerungsverhältnisse, sowie die bedrängte Lage der Wwe. 
Klop, eine Erhöhung der Pension auf 180 pro Jahr 
empfohlen.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend.

14. Antrag auf Gewährung einer 
Umzugsentschädigung.

Der Vorsitzende erläutert, daß der Gymnasiumsdiener 
Colmar um Gewährung einer Entschädigung für die 
Bewerkstelligung seines Umzuges vom dem alten nach 
dem neuen Gymnasium in Höhe von 42 gebeten, die 
Verwaltung jedoch den Antrag bereits ablehnend be- 
schieden habe, weil die Uebernahme des Colmar als Pedell 
des neuen Gymnasiums einem besonderen Wohlwollen der 
Stadtverwaltung zuzuschreiben war, und bei Besetzung der 
Stelle mis einem der zahlreichen anderen Bewerber eine 
Umzugsentschädigung nicht gewährt worden wäre; er bit
tet den Colmar'schen Antrag abzulehnen.

Der Gemeinderat beschließt nach An
trag.
15. Antrag auf Bewilligung einer Teuerungszulage

a) Die Elementarlehrerinnen bitten in 
einem von dem Herrn Schulinspektor befürworteten Antrag 
um Gewährung einer Teuerungszulage; sie begründen ihr 
Gesuch damit, daß die zur Zeit bestehende Teuerung eben
so von ihnen wie von den Lehrern und Eemeindebeamten 

empfunden würde, ihre Gehaltsverhältnisse unzulänglich 
seien und die vor 3 Jahren vom Eemeinderat bewilligte 
Teuerungszulage ihnen wie den Lehrern und Eemeindebe- 
amten ausgezahlt worden sei.

Der Vorsitzende führt aus, daß bei der letzthin 
den Lehrern und Eemeindebeamten bewilligten Teu
erungszulage ausdrücklich betont worden sei, daß den Leh
rerinnen eine Teuerungszulage nicht bewilligt 
würde; er bittet um entsprechende Beschlußfassung.

Der Eemeinderat lehnt den Antrag 
der Lehrerinnen ab.

b) Seitens der ehemaligen städtischen Be
tt in t e n, die von der Stadt ein Ruhegehalt beziehen, ist 
ein Antrag auf Gewährung einer Teuerungszulage einge
gangen, der sich auf die teuere Lebenshaltung stützt und be
tont, daß die Antragsteller zu Gunsten jüngerer Kollegen 
ausgeschieden seien, die sonst infolge teilweisen Eingehens 
des Oktrois pp hätten entlassen werden müssen. Aus die 
Ausführungen des Vorsitzenden, daß die Antragsteller mit 
günstigen Pensionen ausgeschieden sind und insgesamt zui 
Zeit in nicht schlechten Verhältnissen stehen, lehnt der 
Eemeinderat den Antrag ab.

o) Die in verschiedenen städt. Dienstbetrieben tätigen 
ständigen Arbeiter bitten um Gewährung einer 
Teuerungszulage und berufen sich auf die z. Zt. be
stehende teuere Lebenshaltung.

Der Vors itzende erläutert, daß mit Erledigung 
dieses Punktes die Beantwortung der Interpella
tion des Mitgliedes Schiltz verbunden werden könne, 
womit sich Mitglied Schiltz einverstanden erklärt; er 
führt sodann weiter aus, daß den städt. ständigen tlr- 
beitern keine Teuerungszulage ausgezahlt worden sei, weu 
dies der Eemeinderat nicht ausdrücklich beschlossen habe 
und stellte anheim, zunächst im Prinzip über den Antrag 
zu beschließen.

Der Eemeinderat ist im Prinzip mit der M 
Währung einer Teuerungszulage an die ständigen stabu 
Arbeiter einverstanden.

Sodann wurde über die Höhe der zu bewilligende" 
Teuerungszulage verhandelt und von dem Vorsitze" 
den vorgeschlagen, verheirateten Arbeitern 30 - - 
nicht verheirateten Arbeitern 20 M auszuzahlen. M" ' 
glied Eoedert beantragt die TeuerungszuW 
auf 50 M für Verheiratete und 30 M für Unverheiran 
festzu setzen.

Der Gemeinderat schließt sich letzterem 7 
trage an und bestimmt, daß der Schlachthausarbei - 
Mauthes, der Vermessungsarbeiter Bausch und der -b 
böte Masson, die beiden Turmwächter und der AM 
Werksmaschinist Bürger zu den ständigen Arbeitern zu r 
nen sind. ...

ä) Die nicht st ändigen städt. Arbeiter sind 
falls um Bewilligung einer Teuerungszulage eingekom">

Nachdem einerseits die Bewilligung einer TeueruE 
zulage empfohlen, andererseits dieAblehnun g be"., 
stellten Antrages vorgeschlagen worden war, beschl' 
der Gemeinde! at im Prinzip von der Eew 
rung einer Teuerungszulage abzusehen.
16. Einführung des Elektromotorsetriebes für 

Grundwasserwerk in Monhosen.
Dieser Punkt wird bis zum Schlüsse vertagt-
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17. Festsetzung der Steuerzuschläge pro 1912.
Der Vorsitzende führt aus, daß bei Aufstellung 

ks Budgets pro 1912 mit einem Einnahmeausfall an 
Mroiabgaben von mindestens 20 000 -N gerechnet werden 
ich und die Einnahmen aus den Wasserwerken, die noch 
im lausenden Rechnungsjahre ein zufrieden st ellen- 
les Ergebnis liefern, wesentlich niedriger zu veranschla
gn sind. Voraussichtlich wird die Verwaltung an die Aus- 
ßhrung eines Volksschulneubaues treten, der die Auf- 
«ndung einer Bausumme von 200000—240000 oll bedingen 
nrd, für welche eine Amortisationsrate im nächstjährigen 
Hnushaltsetat evtl. vorzusehen ist. Der Bauplätzeverkauf, 
str welchen eine Einnahme von 60 000 -ll vorgesehen war, 
sü bis jetzt nur 26 000 -N eingetragen; dazu sind für Er
weiterung des städtischen Grundbesitzes 53 000 -N veraus- 
-Ä worden. Um den notwendig werdenden Ausgaben 
genügende Einnahmen gegenüber stellen zu können, ist die 
Whung der Eemeindezuschläge für das Jahre 1912 von 
lei Verwaltung in Betracht gezogen worden. Eine Er
dung der ordentlichen Zuschläge, die z. Zt. 13 A, 
betragen, ist nicht geplant, dagegen erscheint es zweckmäßig, 

z. Zt. 30 A betragenden außerordentlichen 
Wläge evtl. um 17 A>, auf 47 A zu erhöhen.

Wenn eine Erhöhung der Zuschläge um 17 nicht 
M Zustimmung des Eemeinderats finden 
Me, so bleibt der Ausweg, die Gebühren fürStra- 
bknreinigung, die in städtischer Regie erfolgt, zu 
"hohen und da, wo Gebühren für Müllabfuhr 

nicht eingeführt sind, solche einzuführen. Die 
Whung der Straßenreinigungsgebühren läßt sich herbei- 
Wen durch Festsetzung einer Gebühr in Höhe von etwa 

vom Nutzungswert der Hausgrundstücke, vor welchem 
"Reinigung ausgeführt wird, anstelle der z. Zt. erhobe- 
?"Eebühr von 1 pro lfdm. Hausfront; die Müllab- 
^rgebühr könnte auf die Hälfte der Reinigun'gsgebühr 
Micrt werden.
. Durch die Neuregelung der Gebührenerhebung für die 
Mns hex Stadt ausgeführte Straßenreinigung werden 
Mussichtlich die augenblicklichen Einnahmen von etwa 
M sich um weitere 17 000 -ll erhöhen. Die neu einzu- 
Wenden Gebühren für Müllabfuhr sind in diesem Ein- 
"Meplus noch nicht enthalten.

, Zur weiteren Steigerung der Einnahmen der Stadt 
Mit auch die Einführung von Bau gebühren in 
?E'k?cht. Ais letzter Ausweg verbleibt die Erhöhung 
1 2 kt r o i a b g a b e n t a r i f s, wie dies in den Städten 
M und Straßburg bereits geschehen ist. Vom Standpunkt 
MMsunden Finanzpolitik ist zu empfehlen, in dem Bud- 
s," Annahmen in solchen Höhen vorzusehen, daß in den 
iMahxri Beträge vermerkt werden können, die als Re- 
,Monds für spätere Jahre zu gelten haben. Hierdurch 
M es der Verwaltung ermöglicht, an die Ausarbeitung 
Merer Projekte heranzutreten, ohne daß sie deshalb die 

von Anleihen im Auge haben muß; dieses Ver- 
ist allenfalls solange durchzuführen, als die nächst- 

Haushaltsetats Ausgaben für die Zahlung der 
dx. e?. auf das Festungsgelände vorsehen. Vom Zeitpunkte 
^Migung aller Raten auf den Kaufpreis des Festungs- 

ab, wird die allgemeine Finanzlage sich günstiger 
aen. Unter Berücksichtigung des Umstandes, daß die 

denn Erhöhung der Straßenreinigungs - Gebühren 
^' Einführung solcher für die Müllabfuhr eine wesent- 

vteigerung der Einnahmen im Gefolge haben wird,

ist die geplante Erhöhung der außerordentlichen Zuschläge 
um 17 A (von 30 auf 47 A) nicht zwingend notwendig, 
sondern soweit es sich heute übersehen läßt, wird die Balan- 
cierung der Einnahmen und Ausgaben in dem Budget pro 
1912 mit den neuen Einnahmen aus den höheren Straßen
reinigungsgebühren sowie 7 Zuschläge, die etwa 14 000 
-.ll Einnahme ergeben werden, sich ermöglichen lassen.

In der folgenden allgemeinen Diskussion empfiehlt 
Mitglied Röchling die Erhöhung der Einnahmen 
durch Bewilligung von Zuschlägen, sowie durch die von dem 
Vorsitzenden angeregte Erhöhung der Straßenreinigungs-, 
Müllabfuhr- und Baugebühren herbeizuführen. Mit
glied Pfanschilling wendet sich gegen die Erhebung 
von Vaugebühren, da durch Einführung solcher das Bauen 
noch mehr als bisher erschwert wird. Auf den Antrag 
desMitgliedes I. Franck, die Angelegenheit zum 
Studium an die vereinigten Kommissionen zu 
verweisen, entgegnet der Vorsitzende, daß dies nicht 
angängig ist, weil noch im laufenden Monat über die 
Festsetzung der Steuerzuschläge an den Herrn Bezirkspräsi
denten berichtet werden muß.

Beigeordneter Walkowinski beantragt 
die Steuerzuschläge um 10 A zu erhöhen, und eine zu er
hebliche Belastung der schon an sich stark besteuerten Haus
besitzer zu vermeiden. Beigeordneter Haas em
pfiehlt eine 7 Aige Erhöhung der Zuschläge und ein 
stufenweises Steigern derselben in den Folgejahren, je nach 
der Notwendigkeit. Nachdem Mitglied Röchling 
sich dem Anträge des Beigeordneten Haas 
angeschlossen und der Vorsitzende auf verschie
dene Anfragen über die Art der Erhebung der Straßenrei
nigungsgebühren pp. Auskunft erteilt hatte, beschließt 
der Gemeinderat unter Ablehnung des An
trages Franck aus Verweisung an die vereinigten 
Kommissionen, daß die Erhöhung der Einnahmen durch 
Festsetzung einer Straßenreinigungsge- 
bühr von 1 A vom Nutz ungswerte, durch 
Einführung von Müllabfuhrgebühren so
wie durch Erhöhung der Steuerzuschläge her
beizuführen ist.

Auf den Antrag des Vorsitzenden be
schließt sodann der Gemeinderat eine Er
höhung der außerordentlichen Steuerzu
schläge um 7 und setzt dieselben für das Rechnungs
jahr 1912 von 30 auf 37 fest. Die ordentlichen Zuschläge 
in Höhe von 13 A werden beibehalten.

18. Antrag auf Beschaffung von Lebensmitteln 
infolge Teuerung.

Der Vorsitzende trägt vor, daß seitens des Kar
tells der freien Gewerkschaften beantragt worden ist, zur 
Linderung der durch die außerordentliche Teuerung einge
tretenen Notlage von stadtwegen Lebensmittel zu beschaf
fen und diese zum Einkaufspreise an die Arbeiter- pp Be
völkerung abzugeben.

Die vereinigten Kommissionen, welchen 
der fragl. Antrag unterm 24. v. Mts. vorgelegen hat, em
pfehlen dem Anträge stattzugeben und die Stadtver
waltung zu ermächtigen, entweder durch waggonwei
sen Bezug von Kartoffeln und Kohlen und deren Ab
gabe zunl Einkaufspreise an die bedürftige Be
völkerung, oder durch Abschlüsse von Verträgen mit 
vrtsansässigen Gewerbetreibenden über die billige Ab
gabe von Lebensmitteln pp an Arbeiter pp, zur Linderung 
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der allgemeinen Notlage beizutragen. Auch wurde die 
Herbeiführung der Herabsetzung der F l e i s ch p r e i s e an
geregt und gewünscht, falls dies sich als unmöglich erweisen 
sollte, mit einem oder mehreren Metzgern und Wurstlern 
bezüglich billigerer Abgabe von Fleischwaren an die ärmere 
Bevölkerung in Unterhandlung zu treten.

In der nun folgende Debatte wird festgestellt, daß es 
des von dem Kartell der freien Gewerkschaften gestellten 
Antrages nicht bedurfte, um eine Stellungnahme der 
Stadtverwaltung zur Linderung der allgemeinen Notlage 
herbeizuführen, da die Stadtverwaltung diese Absicht be
reits durch Bewilligung von Teuerungszulagen an ihre 
Angestellten pp zum Ausdruck gebracht hat. Verschiedene 
Mitglieder sprechen sich im Sinne der von den vereinigten 
Kommissionen gemachten Vorschläge aus und halten den 
waggonweisen Bezug von Lebensmitteln und Heizmaterial 

bezw. die Erzielung niedriger Preise für solche sowie Fleisch 
im Kleinverkauf, für dringend notwendig und zwar 
umsomehr, als ein Risiko für die Stadt nicht damit ver
bunden sei.

Hieraus faßte der Eemeinderat mit gro
ßer Mehrheit den Beschluß, die Stadtverwal
tung zu ermächtigen, die ihr geeignet erscheinen
den Schritte zur Steuerung der allgemeinen Teuerung 
einzuleiten.

Mitglied H. Frank beantragt hierauf Ver
tagung der Sitzung, während Mitglied Röch
ling Weitertagung wünscht.

Der Eemeinderat vertagte sich alsdann aus 
Dienstag, den 12. Dezember, nach m. 4 llhr.

Schluß der Sitzung 7I Uhr abends.



Bericht 
über die 

Gmein-eratsschung vom 12. Dezember 1911, 
WcnHrnittcrgs 4 Hlku.

Fortsetzung der Eemeinderatssitzung vom 4. Dezember 11.)

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
dem Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier der Beige
ordnete Roth sowie die Mitglieder Cailloux, Christian, 
Denz, Franck Joh., Franxois, Eoedert, Dr. Kuborn, Dr. 
Medernach, Mülle- Nouviaire, Reuter, Schiltz, Sa- 
lomon.

Entschuldigt: Beigeordneter Haas, Walkowinski und 
die Mitglieder Steimetz, Frank Heinr., Zimmer.

Abwesend: Pfanschilling, Röchling, Wehrmann, 
Richard.

Schriftführer: Obersekretär Klam un^ Sekretär Hom- 
bourger.

Vor Beginn der Sitzung bittet der Vorsitzende den 
Eemeinderat folgende Angelegenheiten als dringende 
Punkte auf die heutige Tagesordnung setzen zu dürfen.

1. Errichtung einer Kühlhausanlage im städt. Schlacht
haufe.

2. Gewährung eines Enadenvierteljahres, sowie einer 
dauernden Unterstützung an die Eltern des Schutz
manns Mersch.

3. Antrag der Einwohner in St. Franz pp auf Wei- 
terfiihrung der elektrischen Bahn.

Mitglied Dr. Medernach erhebt Einspruch 
SM die Dringlichkeit der Frage betr. Errichtung 
einer Kühlhausanlage worauf der Gemein- 
"erat die Dringlichkeit der Punkte 2 und 

»nerkennt und deren Beratung am Schlüsse der 
Atzung genehmigt. Die Beratung des Punktes l wird 
°°rtagt.

Die Protokolle der Gemeinderatssitzung vom 2. 
Oktober und 6. November werden genehmigt, mit der 
-'"Wabe, daß nach Angabe des M i t g l i e d e s Dr. Ku- 
"?rn derselbe in der Novembersitzung nicht nach der Mit- 
«lung 1;, sondern erst bei Beratung des Punktes 3, Stro - 
°enb e l e u ch t u n g den Sitzungssaal verlas
en hat.

Mitteilungen.
, . n) Der Vorstand des kath. KirchenratsEen- 
."'ngen dankt dem Eemeinderat für Bewilligung 

10?^ Zuschusses zu den Kosten für Einführung des elektri-
Lichtes in die kath. Kirche in Eentringen.

d b) Namens der kath. KirchengemeindeDie- 
rnhofen dankt Herr Pfarrer Vagner für den Zu- 
>utz zu Kosten der Herstellung der Elektrizitätsanla- 

""n in der kath. Pfarrkirche.
ivon Gastwirt Rinschler hat die Stadtver- 
E. "nng auf Zahlung von 6000 -N Schadensersatz ver - 

"8 t. Termin zur Verhandlung des-Rechtsstreits vor
Pr T"5^8ericht Metz steht auf den 21. Dezember an. Die 
H -"iMührung hat die Schweizerische Unfallversicherungs-

, schaft übernommen. Die erforderliche Prozeßermäch- 
""8 ist seitens des Herrn Bezirkspräsidenten erteilt.

0) Der Landesverband der Gemeinde- 
beamten von Elsaß-Lothringen bittet in einem Rund
schreiben an die els.-lothr. Städte, in Zukunft die Ein
stellung von Beamten im Sekretariats- und Kassen- 
dienste von dem Besitz des einjährigen Zeugnisses, der Zu- 
rücklegung einer dreijährigen Ausbildungszeit im Eemein- 
dedienste in Els.-Lothr. und schließlich der Ablegung einer 
Prüfung abhängig zu machen. Der Vorsitzende hält die 
Forderungen für gerecht und stellt deren Einführung als 
von der Verwaltung beschlossene Sache in Aussicht, wenn 
die momentanen Uebergangsverhältnisse und insbesondere 
die Unterbringung der infolge Aufhebung des Oktrois 
evtl. stellungslos werdenden Beamten, soweit dieselben ge
eignet sind, der Stadtverwaltung gelungen sein wird. Der 
Eemeinderat gibt hierzu sein Einverständnis.

e) Der Vorsitzende führt aus, daß das Pensum 
der 2. Eemeinderatskommission hauptsächlich 
aus solchen Sachen besteht, die von der Verwaltung, ohne 
Hinzuziehung einer Kommission, alsbald erledigt werden 
müssen und infolgedessen die dieser Kommission angehören
den Herren gebeten haben zu den anderen Kommissionen 
zugezogen zu werden. Er empfiehlt die Herren der 
2. Kommission der 1, oder 3. Kommission je nach Wunsch 
zuzuweisen, die 2. Kommission jedoch als solche bestehen zu 
lassen.

Der Eemeinderat ist hiermit einverstan
den und weist der 1. Kommission die Herren Haas, 
F r a n ck und Schiltz und der 3. K o m m i s s i o n die 
Herren Goedert und Nouviaire zu. Die anwesen
den Herren Franck, Schiltz, Eoedert und Nouviaire neh
men a n.

k) Der Vorsitzende teilt mit, daß er die Absicht 
gehabt habe, mit den von Mitglied Schiltz anläßlich seinep 
Interpellation über die Abhaltung der Monatsvieh- 
mürkte vorgebrachten Einzelfälle zum Herrn Kreisdirek
tor zu gehen und diesen zu bitten, die Oeffnung des Mo
natsviehmarktes vom 18. 12 1911 für Ferkel zu gestatten. 
Die beabsichtigten Schritte seien jedoch überflüssig gewor
den, weil ihm der Herr Kreisdirektor bei der Beerdigung 
des Schutzmanns Mersch mitgeteilt habe, daß, wenn nicht 
eine weitere Ausbreitung der Maul- und Klauenseuche ein- 
tritt, der Monatsviehmarkt vom 18. Dezember für den 
Ferkel- und Pferdeauftrieb geöffnet, für den Hornviehauf
trieb jedoch geschlossen bleibe; er halte, nachdem die münd
lich gemachten Mitteilungen durch schriftliche Verfügung 
ihre Bestätigung gefunden haben, die Interpellation 
des Mitgliedes Schiltz für erledigt, falls kein Ein
spruch erhoben würde. (Dies geschieht nicht.)

g) Der Vorsitzende verliest ein ärztliches 
Gutachten über die Verletzung und Todesursache 
des Schutzmanns Mersch, nach welchem, trotz einem bei 
Mersch festgestellten Herzleiden, mit einer gewissen Wahr
scheinlichkeit die Todesursache auf die erlittenen Verletzun
gen zurück zu führen sind. Er führt weiter aus, daß er be
absichtige vom 1. 1. 1912 ab die im Polizeidienst ein ge
tretene Vakanz, durch den im Oktroidienste ange
stellten Aufseher K ind, der flink und geschickt und da
her sehr geeignet schien, zu besetzen. Kind bezieht z. Zt. 
1400 M Gehalt, würde am 1. 10. 12 eine Zulage von 100 M 
erhalten und auf 1500 steigen. Mit seinem Dienstalter 
hätte Kind im Polizeidiensi am 1. 10. 12 1700 M zu bean
spruchen. Es besteht die Absicht Kind vom 1. 1. 12 ab mit 
einem Iahresgehalt nebst Kleidergeld von 1670 M zu be
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solden, sodaß Kind seine nächste Eehaltssteigerung anstatt 
am 1. 10. 12. am 1. 4. 1915 erhalten wird.

Der Eemeinderat ist mit dem Vorschläge des 
Vorsitzenden einverstanden.

b) Der deutsch-französische Wirtschafts
verein lädt zu seiner Mitgliederversammlung in Frank
furt a. M. am 15. d. Mts. ein. Einige Mitglieder em
pfehlen die Entsendung eines Delegierten, damit im Falle 
der Beratung der Moselkanalisierung die Interessen der 
Stadt Diedenhofen würdig vertreten werden können. Auf 
die Ausführungen des Vorsitzenden, daß wohl, nachdem 
erst unlängst eine Behandlung der Moselkanalisierung im 
Deutsch-Französischen Wirtschaftsverein und auch in ande
ren Korporationen stattgefunden hat, von einer erneuten 
Behandlung dieser Frage z. Zt. abgesehen werde, lehnt 
der Eemeinderat die Entsendung eines Delegierten 
für dieses Jahr a b.

i)Frau Pfarrer Rosse bittet um Zuweisung 
eines Lokals in Beauregard zur Errichtung elnes evan
gelischen Kindergartens, welcher mindestens für 
52 Kinder Platz aufweisen muß. Auf die Einwendung 
des Mitgliedes Dr. Kuborn, daß die Angelegen
heit nicht auf der Tagesordnung steht, verweist der 
Eemeinderat die Angelegenheit zur Prüfung und 
Begutachtung an die zuständige Eemeinderats- 
kommi ssion.

Frau Pfarrer Roese hat ferner um Ueberlassung eines 
städt. Raumes gebeten, zwecks Unterbringung einer evan
gelischen Flickschule sowie eines evangeli- 
sen I um g f r a u e n h e i m e s. Der Vorsitzende teilt 
mit, daß die Räume im Schulgebäude der Altstraße, in 
welcher der letzte Haushaltungskursus abgehalten worden 
ist, für die Zeit, in welcher keine Haushaltungskurse abge
halten werden, evtl. zur Verfügung gestellt werden könnte 
und bittet um eine Beschlußfassung, sowohl bezgl. der 
Ueberlassung des Lokals, als auch der evtl. Heizung und 
Beleuchtung desselben.

Verschiedene Mitglieder halten die Ueberlassung eines 
städt. Lokals für den angegebenen konfessionellen 
Zweck nicht für empfehlenswert, da es sich um die Ent
scheidung einer prinzipiellen Frage handele, die auch ande
ren Religionsgemeinschaften das Recht gebe, die Zuwei
sung städt. Lokale für ähnliche Zwecke zu verlangen, haben 
jedoch gegen die Ueberlassung nichts einzuwenden, wenn 
dem zu erteilenden Flickunterricht ein interkonfessio
neller Charakter gegeben würde. Der Vorsitzende er
klärt in diesem Sinne bereits mit der Antragstellerin ver
handelt zu haben, jedoch ohne Erfolg.

Mitglied Dr. Medernach rät, das Unterneh
men zu unterstützen, jedoch mit Rücksicht auf die evtl. Kon
sequenzen von einer unentgeltlichen Ueberlassung 
eines Lokals Abstand zu nehmen, dagegen eine minimale 
Miete, etwa 5 -N pro Monat, festzusetzen, Heizung 
und Beleuchtung aber nicht zu stellen. Mit
glied Salomon beantragt die unentgelt
liche Ueberlassung des Lokals sowie der Heizung 
und Beleuchtung.

Der Eemeinderat nach Ablehnung des 
Antrages Salomon beschließt entsprechend 
dem Anträge Dr. Medernach ein städt. Lokal 
gegen eine monatliche Miete von 5 -N in jederzeit 
widerruflicher Weise zur Verfügung zu stellen, die Hei
zung und B e l e u ch t u n g pp des Lokals der Antragstel
lerin zu überlassen. Im Falle der Abhaltung eines 

Haushaltungskursus muß das überlassene Lokal für die 
Dauer des Kursus zur Verfügung der Stadt bleiben.

j) Von der Ksl. Kommandantur ist ein Schreiben fol
genden Wortlauts eingegangen:
„I. Nr. 3021 Diedenhofen, den 9. 12. 1911.

In Erledigung der bezüglich der Rayoneinrichtung für 
die Feste Obergentringen gestellten Entschädigungssor- 
dcrungen stellt die Reichs-Rayon-Kommission der Stadt 
Diedenhofen die ausnahmsweise Genehmigung für die Ver
größerung des städt. Wasserreservoirs in Aussicht, soweit 
die Notwendigkeit hierfür nachgewiesen wird. Bei der 
Ausführung würden die Interessen der Festungsverteidi- 
gvng insoweit zu berücksichtigen sein, als es der Zweck der 
Anlagen zuläßt und besondere Mittel hierfür nicht erfor
derlich werden.

Die Stadtverwaltung wird um Erklärung ersucht, ob 
sie daraufhin entsprechend ihrem Entschädigungsantrage 
ihre Ansprüche fallen lassen will. gez. von Eladiß."

Nach Verlesung vorstehenden Schreibens teilt der 
Vorsitzende den Wortlaut des Eemeinderatsbeschlusses vom 
0. Juni 1910 enthaltend den vom Eemeinderat ausgespro
chenen Entschädigungsanspruch mit und präzisiert seine 
Meinung dahin, daß der Eemeinderat den seiner Zeit er
hobenen Anspruch nunmehr fallen lassen könne. Nach einer 
kurzen Debatte, in welcher die Aufrechterhaltung 
des Entschädigungsanspruches der Stadt als empfeh
lenswert bezeichnet wird, beschließt der Ee
meinderat auf Antrag des Mitgliedes Eoedert 
die Angelegenheit zur Prüfung und Begutachtung an die 
zuständige Eemeinderatskommission zu ver
weisen.

16. Einführung des Elektromotorbetriebes für das 
Giundwasserwerk in Monhofen.

Der Vorsitzende führt aus, daß entsprechend der 
Beschlußfassung des Eemeinderats vom 6. November dre 
Spezialkommission nochmals über den Vertrag betr. Strom
lieferung durch die AEWEA für das Pumpwerk beraten 
die Verwaltung jedoch bisher davon Abstand genom
men habe mit der AEWEA weiter zu verhandeln, da W 
Gelegenheit zu bieten scheine, die Frage der Stromlieferung 
für das Pumpwerk Monhofen in einer für die Stadt 
günstigeren Weise zu lösen. Da die Bergwerksaktren
gesellschaft „La Houve" in Kreuzwald mit dem Gedanken 
umgeht, eine lleberlandzentrale zu errichten, die den Zwea 
verfolgt, einen großen Teil von Lothringen und Frankrem 
mit elektrischer Energie zu versorgen, hat sich die Verwal
tung mit dieser Gesellschaft in Verbindung gesetzt und in
zwischen die Bestätigung erhalten, daß die „La Houvc 
mit den Stromleitungen in der Nähe des Wasserwerk- 
Monhofen vorbeikommen wird und beabsichtigt, dieses nu 
elektrischem Strom zu versehen. Nach Verlesung MN 
Schreiben der Gesellschaft „La Houve", aus denen enfnon- 
men werden kann, daß die gen. Gesellschaft einen bch^ . 
geren Strompreis zu machen gedenkt, wie dies selu'lf 
der AGWEA geschehen ist, bittet der Vorsitze n °' 
im Interesse einer Wahrung der pekuniären Vorteile r 
Stadt, eine Vertagung der Angelegenheit zu besw 
ßen. Er glaubt den Vertagungsantrag umsomehr, 
dürfen, als die Ergiebigkeit der Quellenleitung täglrch s 
nimmt und inzwischen 1300 ebin pro Tag erreicht hau

Im Laufe der folgenden Verhandlungen wird e 
Vertagung der Angelegenheit als empfehl e > 
wert anerkannt, jedoch gewünscht, daß zur Vermew» 
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Deren Wassermangels, bis zur definitiven Erledi
gung der Verhandlungen mit der La Houve bezw. der 
AKWEA eine bewegliche Dampfmaschine oder ein Benzin
motor leihweise zu beschaffen ist, die evtl. als Reservema
schine im Pumpwerk Manhofen Verwendung findemkönne. 
Von einer Leite wird diese Vorsichtsmaßregel mit Rücksicht 
auf den hinreichenden Wasserzufluß als kaum nötig bezeich
net, während andrerseits empfohlen wird, den Wasserman
gel in Eentringen durch Vergrößerung des dortigen Was
serreservoirs zu beheben. MitgliedDr. Medernach 
beantragt, die Vaukommission zu Leauftra- 
ge n, die für die Uebergangszeit bis zur Inbetriebnahme 
bes Elektromotorenbetriebes erforderlichen Maßnahmen zur 
Vermeidung vorübergehenden Wassermangels in eige
ner Zu st ändigkeit zu erledigen.

Der Eemeinderat erklärt sich mit der vom Vor
sitzenden vorgeschlagenen Vertagung einverstan
den und ermächtigt gemäß Antrag Dr. Meder n a ch 
die Baukommission in eigener Zuständig
keit die zur Vermeidung vorübergehenden Wassermangels 
notwendigen Anordnungen zu treffen.

19. Ermäßigung einer Kanalbenutzungsgebühr.
Der Baumaterialienhändler Eangler 

>n Metz bittet um Ermäßigung der 2 Kanalgebüh- 
m des Hauses Ecke Luxemburgertorplatz und Kaiser Wil
helm II Promenade, da nur in einem Teil desselben eine 
Wirtschaft betrieben wird, während der größere Teil des 
Dauses als Wohnhaus, ein Teil des Erdgeschosses auch zu 
^eschäftsläden hergerichtet ist. Die Finanzkommis- 
0»n hat unterm 24. 11. die A b w e i s u n g des Antrages 
empfohlen.

Der Eemeinderat lehnt den Ermäßigungsan- 
twg ab.

20. Einführung eines Autotarameierbelriebes.
Der Vorsitzende trägt vor, daß der Eemeinderat 

seiner Sitzung vom 2. Oktober die Verwaltung erwäch
st hat, dem Jngeniör C. Freudenberger hier auf die 
^uer von 5 Jahren das Monopol zum Betrieb eines Auto- 
i"kameter-Fuhrwesens zu übertragen, wenn Freudenber-

die von der Verwaltung in Vorschlag gebrachten Fahr- 
i'skise zur Einführung bringen würde. Freudenberger hat 

abgelehnt. Inzwischen ist die Bielefelder Maschinen- 
^brik norm. Dürkopp u. Cie. um llebertragung eines Mo- 
s^pols zur Einführung eines Autotaxameterbetriebes auf

Dauer von 10 Jahren eingekommen und hat einen 
cwhrpreistarif vorgelegt, der wesentlich billigere Fahr- 
bfeise enthält, als der von der Stadtverwaltung dem p. 
Meudenberger vorgeschriebene. Die vereinigte 1. und 3. 
Immission hat unterm 24. 11. die Uebertragung des 
- lonopolszur Einrichtung eines Autotaxameterbetrie- 
fs an die Firma Dürkopp u. Cie., bezw. deren Vertreterin

Firma Aulner-Thiry in Diedenhofen, auf die Dauer 
^bJahren empfohlen und die Festsetzung der Be
rgungen des abzuschließenden Vertrages dem Gemeinde- 

überlassen.
Nachdem ein Antrag des Mitgliedes Eoe - 

auf Kommissionsberatung über die Be
rgungen des Monopolvertrages abgelehnt worden 
?r> gibt der Eemeinderat sein Einverständ-

«nm Einem 5jährigen Vertragsabschluß unter den 
r Vorsitzenden vorgetragenen Bedingungen und er

mächtigt die Verwaltung die Vertragsbedingun
gen festzusetzen.

21. Bestimmung bes Bauplatzes zur Errichtung 
eines Elementarschulgebäudes der Neustadt
Namens der Baukommission erstattet der Vor

sitzende folgenden Bericht'
„Der Eemeinderat hat in seiner Sitzung vom 6. Juni 

1911 bestimmt, daß das neue Schulgebäude aus einem auf 
der Metzertorseite noch näher zu bestimmenden Platze er
richtet werden soll.

Auf Vorschlag des Vorsitzenden bestimmt die Kom
mission einstimmig als Bauplatz das Gelände im Baublock 
0 Ecke Kaiserin Auguste Viktoria Promenade und D I 
Straße."

Nachdem ein Mitglied der Auffassung Raum gegeben, daß 
die nach der Altstadt gelegenen Baugrundstücke einen höhe
ren Wert repräsentieren als die weiter entfernten Plätze 
und, daß daher die Wahl eines weiter zurückliegenden Bau
platzes für den Volksschulneubau vorteilhafter sei, widerlegt 
der Vorsitzende die erhobenen Bedenken damit, daß der 
gewühlte Platz ziemlich im Mittelpunkt der Vesuchszone 
des neuen Schulhauses gelegen sei, genehmigt der 
Eemeinderat den Vorschlag der Baukom
mission, verschiebt jedoch die Behandlung der Details 
des Baues bis zur nächsten Sitzung.

22 Bauangelegenheit Kollen.
Der Zollassi st ent Kollen hat am Spanier

ring einen Neubau errichtet und soll das vor der Straßen
bauflucht gelegene Kollen'sche Grundeigentum, welches 
späterhin, bei Ausbau des Spanierrings in seiner vollen 
Breite, benötigt wird, der Stadt gegen einen bestimmten 
Preis durch Revers gesichert werden Kollen hat sich be
reit erklärt, den von der Stadtverwaltung aufgestellten 
Revers erst dann durch Unterschrift anerkennen zu wollen, 
wenn in demselben für den Fall des späteren Erwerbs 
durch die Stadt ein Mindesterwerbspreis von 5 -N pro gm 
festgesetzt wird.

Der Gemeinderat erklärt sich mit dem Abschluß 
des von p. Kollen gewünschten Reverses einverstan- 
d e n und ersucht dessen Abschluß in für Kollen rechtsver- 
bindlicher Form vorzunehmen.

23 Uebernahme der Kanalisation in der verlängerten 
I Straße.

Durch Beschluß vom 30. 8. d. Js. hat der Gemeinderat 
die Anlage eines zur E n t w ä s s e r u n g der an einer 
Privatstraße seitens der Firma Stoll errichteten Wohnhäu
ser notwendigen Kanals in der verlängerten D I Straße' 
zwischen dem Burgunderring und der Privatstraße Stoll, 
auf Kosten des Letzteren, genehmigt unter der Bedingung, 
daß im Falle der Uebernahme des Kanals durch die Stadt 
lediglich eine zinslose Rückerstattung des aufgewendeten 
Kapitals erfolgen solle. Der Kanal ist inzwischen unter 
Aufsicht der Stadt durch die Firma Stoll ausgefllhrt wor
den und hat die Aufwendung einer Bausumme von circa 
1700 -N bedingt. Die Eigentümer Klein und Jungkuntz 
wollen ihre in der verlängerten D I Straße gelegenen 
Häuser an den Etoll'schen Kanal anschließen. Stoll hat 
dem an ihn gestellten Anträge nicht entsprochen, sondern 
den von ihm hergestellten Kanal der Stadt zum Kauf an
geboten. Die vereinigte I. und III. Kommis
sion hat in ihrer Sitzung vom 24. 11. den Ankauf des
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Etoll'schen Kanals empfohlen und der Verwaltung 
anheimgestellt, die Klein und Jungkuntz'schen Häuser nur 
unter der Bedingung anzuschließen, daß deren Besitzer so
fort ein Drittel der Kanalbaukosten überneh
men und die üblichen Kanalbenutzungsgebüh
ren tragen.

Der Eemeinderat beschließt in diesem 
Sinne und bewilligt den erforderlichen Kredit von 1700 
-K. Die Uebernahme des Kanals soll erst erfolgen, wenn die 
Straße in dem er liegt wieder in normalem Zustande ist. 

24. Abhaltung einer öfsentl Bauplätzeversteigerung.
Der Vorsitzende erläutert, daß der Eemeinde

rat am 3. Juli d. Js. die Abhaltung einer öffentlichen 
Bauplätzeverstergerung angeregt, die Verwal
tung die Vorarbeiten zu einer solchen vorgenommen und 
die V a u ko m m i s s i o n unterm 20. 11., die verei
nigte I, und III. Kommission unterm 24. 11. 
die Abhaltung der Versteigerung empfohlen haben. 
An der Hand von aushängenden Plänen teilt der Vor
sitzende mit, daß die Absicht bestehe, sowohl auf der Metzer- 
wie auf der Lüxemburgerseite je 18 Bauplätze zur Verstei
gerung zu bringen und wohl dann nur ein Erfolg der öf
fentlichen Ausbietung erwartet werden dürfe, wenn den 
Käufern mindestens eine lOjähr. Vaufrist eingeräumt 
würde.

Im Gange der folgenden lebhaften Debatte tritt die 
Mehrzahl der Mitglieder für die Unterlassung der 
geplanten öffentlichen Versteigerung ein, weil durch eine 
solche zweifellos ein Sinken der augenblicklichen Bauge
ländepreise herbeigeführt würde, Auch würde die Einräu
mung einer 10jährigen Baufrist als nicht zweckmäßig be
zeichnet. Ein Mitglied hält den Zeitpunkt für eine 
öffentliche Bauplätzeversteigerung für gekommen; weil 
die Industrie, der Handel und Verkehr sich in steigender 
Konjunktur bewegen. Der Vorsitzende erklärt, obschon er bei 
den Kommissionsberatungen die Zweckmäßigkeit der Ab
haltung eider Vauplätzeversteigerung vertreten habe, in
zwischen anderer Meinung geworden zu sein und die von 
mehreren Mitgliedern geäußerten Bedenken zu teilen.

DerEemeinderat lehnte hierauf imPrin. 
zip die demnächstige Abhaltung einer öffentlichen Bau
plätzeversteigerung ab.

Entsprechend dem Vorschlag der Vaukom- 
mission, wird ein Antrag des Architekten 
Kaul, ihm zu gestatten, auf dem neben dem Hause Haut 
an der St. Peterstraße gelegenen Bauplatze, den Kaul für 
15, pro gw zu erwerben gewillt ist, ein aus Erd-, Ober- 
vnd Dachgeschoß bestehendes Bauwerk errichten zu dürfen, 
zur Vermeidung einer Verunzierung des Stadtbildes, vom 
Gemeinderat abgelehnt, und bestimmt, daß auf 
dem fragl. Platz nur ein Gebäude mit 2 Obergeschossen zu- 

' gelassen werden soll.
.^'25. Bestimmung eines Baublocks für die Errichtung 

kleiner Landhäuser.
Der Vorsitzende empfiehlt, nachdem die Abhal

tung einer öffentlichen Eeländeversteigerung verschoben 
worden ist, die Bestimmung eines Baublocks für die Er
richtung kleiner Landhäuser bis auf weiteres zu verta
gen. Mitglied Dr. Medernach hält den Wunsch 
auf Bestimmung eines Baublocks für Errichtung kleinerer 
Landhäuser für berechtigt, da ein Bedürfnis hierfür vor- 
liegt und bittet solche Plätze unabhängig von eküer Bau

platzversteigerung zunächst zu bestimmen und dann MM 
freihändigen Verkauf auszubieten. Mitglied Eoe- 
dert bittet im Stadtbebauungsplane die Vaublöcke zu 
bezeichnen, für welche Vorgärten vorgeschrieben sein wer
den.

Auf Vorschlag der M i t g l i e d e r Dr. Medernllch 
und Denz wird die Baukommission beauftragt, 
dem Eemeinderat Vorschläge über die Bestimmung von 
Baublöcken für den bezeichneten Zweck zu machen.
26, Evtl. Erwerb eines Grundstücks zur Errichtung 

von Kleinwohnungen.
Gleichzeitig mit der geplanten Versteigerung von aus 

dem ehemaligen Festungsgelände gelegenen Bauplätzen war 
auch die Ausbietung von Baugrundstücken zur Errichtung 
von Kleinwohnungen ins Auge gefaßt und für diesen Zweck 
ein dem Bürgerspital gehöriges, von der Stadt zu erwer
bendes Gelände an der Ecke der Briqueriestraße und des 
Spanierrings in Aussicht genommen worden.

Der 'Vorsitzende erläutert, daß nach Verschie
bung der geplanten Eeländeversteigerung auch dieses Prw 
jekt eine Vertagung erfahren müsse, umsomehr als noch 
einige wichtige, mit dem Erwerb u. der beabsichtigten Ver
wendung zusammenhängende Fragen einer eingehenden 
Prüfung und Begutachtung bedürfen; er bittet die Angele
genheit bis auf weiteres zu vertagen und die Verwal
tung zu ermächtigen, dieselbe gelegentlich der Bau- und 
Finanzkommission vorzulegen.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend.
27. Errichiung eines Schuppens zur Unterbringung 

der Mülladsuhiwagen.
Um die städt. Straßenreinigungs- und Müllabfuhrge

räte vor einer zu schnellen Abnutzung zu schützen, ist seitens 
der Verwaltung die Errichtung eines Schuppens aus den 
Grundstück des alten Gymnasiums, in welchem die fragn 
Geräte untergebracht werden können, in Vorschlag gebraly 
worden. Die Ausführung der erforderlichen Arbeiten er
fordert einen Kostenaufwadn von rd. 950 und hm Ut 
Baukommission diese Ausgabe befürwortet.

DerEemeinderat in der bestimmten^' 
Wartung, daß der geforderte Kredit nicht übe- 
schritten wird, beschließt die Errichtung des 8, 
planten Schuppens und die Gewährung eines Kreo 
von 950 -It.

28. Kanalisation St. Franz,
Durch Eemeinderatsbeschluß vom 3. Juli hat der Ee

meinderat sich im Prinzip mit der Ausführung der K« 
lisation nach St. Franz einverstanden erklärt, ^eun ! , 
die Anlieger zur Zahlung der Anliegerkosten verpsuw 
und als Kanalbenutzungsgebühr eine 4Aige Verzrw 
des Anlagekapitals garantieren.

Der Vorsitzende trägt vor, daß von den Au u 
gern sich 13 mit den gestellten Bedingungen einoerstan 
erklärt haben; 2 Eigentümer haben sich bereit erklär 
auf die Verzinsung der Restbausumme, während 3 wo 
die Bedingungen annehmen, sobald sie ihre 
überbauen; ferner stellt 1 Hausbesitzer. besondere 
gungen, 3 sind unschlüssig, 10 Eigentümer sind n i w 
verstanden und 2 haben nicht geantwortet. Die efnlMM 
nen Zusagen garantieren von der 4Aigen Verzinsung 
lk, während 383,50 ohne Garantie bleiben, Evtl. v
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in Vorsitzende anheim, den Ausbau des Kanals bis zu 
im Fandel'schen Häusern zu beschließen, da bis zu diesen 
die größere Anzahl der Zusagenden ihre Häuser besitzt und 
die aus 19 000 -N veranschlagte Bausumme annähernd nach 
den Wünschen des Eemeinderats verzinst werden kann.

In der anschließenden Debatte wird von allen Rednern 
die dringende Notwendigkeit des Kanals nach St. 
Franz anerkannt, jedoch gewünscht, daß die Frage der 
Anliegerkostenerhebung, insbesondere soweit nur teilweise 
überbaute Grundstücke in Frage kommen, noch einer ein
gehenden Behandlung durch die Baukommission unterzogen 
Nld.

Nachdem Mitglied Dr. Medernach bean
tragt hatte, die Eigentümer, welche die Annahme der

Eemeinderat unterm 3. Juli d. Is. gestellten Bedin
gungen zugesagt haben, an ihre Zusagen zu binden, 
beschließt der Gemeinderat einstimmig den 
Ausbau des Kanals nach St. Franz und bewilligt einen 
Kredit in Höhe von 34 000 -N unter der Voraussetzung, daß 
bie Ausführung des Kanals sowie etwaige sonstige mit 
diesem zusammenhängende Fragen und insbesondere die 
Frage der Anliegerkostenerhöhung, durch die 
'iiaukommission noch einer näheren Prüfung und Be
gutachtung unterzogen werden. Die Inangriffnahme des 
Kanalbaues soll alsbald erfolgen.

N. Petition der Bewohner von St. Franz pp. aus 
Weitersührung der elektrischen Bahn.

Die Bewohner von St. Franz, Malgringen und Scheuern 
bitten in einer mit zahlreichem Unterschriften versehenen 
^gehenden Eingabe die Stadtverwaltung und den Ee
meinderat, die W e i t e r f ü h r u n g der bis an den Ein- 
Nng des Vorortes St. Franz geplanten elektrischen Bahn 
bis zur Banngrenze der Gemeinde Diedenhofen, d. h. durch 
beu Vorort St. Franz nach Scheuern zu unterstützen. 
. Auf den Antrag des Vorsitzenden be
ließt der Eemeinderat einstimmig unter 
'iuerkennung der Begründung, die Petition der Einwoh- 

von St. Franz auf das w ä r m st e zu unterstützen 
dieselbe der lothr. Eisenbahnbau-Aktiengesellschaft zur 

dringenden Berücksichtigung weiterzugeben und zu em
pfehlen.

30. Bewilligung eines Gnadenvierteljahres sowie 
einer dauernden Unterstützung an die Eltern des 

verstorbenen Schutzmanns Mersch.
Der auf tragische Weise ums Leben gekommene Schutz

mann Mersch hinterläßt alte Eltern, welche unter
stützungsbedürftig sind. DerVorsitzendeempfiehlt 
mit Rücksicht auf den vorliegenden schweren Fall den 
Eltern Mersch genau wie den Witwen verstorbener 
städt. Beamter, das Enadenvierteljahr, welches 
vorliegend 37b beträgt, zu gewähren und den notwendi
gen Kredit zu bewilligen.

Der Eemeinderat beschließt nach Antrag.
Anschließend beantragt der Vorsitzende den Eltern 

Mersch eine dauernde Unterstützung aus städt. 
Mitteln zu bewilligen. Mersch hat unter Hinzurechnung 
seiner Militärdienstzeit 6 Jahre 9 Monate und 8 Tage im 
städt. Dienste zugebracht und würde ihm bei einer evtl. 
Pensionierung 10 Dienstjahre anzurechnen gewesen sein. 
Unter Zugrundelegung des zuletzt bezogenen Gehaltes von 
1500 lü hätte eine evtl. vorhandene Witwe von der 
Mannespension, die 500 -N betragen hätte, mindestens je
doch 300 als Witwenpension zu beanspruchen gehabt. 
Etwa vorhandenen Waisen stünde eine Jahrespension in 
Höhe von der Witwenpension zu.

Nachdem ein Antrag des Mitgliedes 
E h r i st i a n, die Sache zur Begutachtung an dieFinanz- 
kom mission zu verweisen, abgelehnt wor
den war, beschließt der Eemeinderat die Be
willigung einer monatlichen Unter st ützung von 20 -N, 
die von den Eltern Mersch bis zu ihrem Ende bezogen wer
den soll.

31. Angelegenheit Horn.

Siehe Geheimprotokollbuch.

Schluß der Sitzung 8 Uhr.
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Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter dem 
Vorsitze des Herrn Bürgermeisters Berkenheier, die Beige
ordneten Haas und Roth, sowie die Mitglieder Cailloux, 
Christian, Denz, Franck-Stourm, Franyois, Frank Heinr., 
Eoedert, Dr. Kuborn (erschien später), Reuter, Richard, 
Röchling (erschien später ),Salomon, Steimetz, Nouviaire 
(erschien später), Schlitz.

Entschuldigt die Herren Walkowinski, Dr. Medernach, 
Müller, Pfanschilling, Wehrmann, Zimmer.

Schriftführer Obersekretär Klam und Sekretär Ham
burger.

5.
6.
7.

8.
9.

10.
11.

12.
13.

Tagesordnung.
1. Mitteilungen.
2. Wahl von Mitgliedern des Armenrats.
3. Gewährung eines Beitrages für die durch Hochwasser 

Geschädigten in Süd-Brasilien.
4. Antrag des Viehversicherungsvereins um Gewäh

rung einer Beihülfe.
Antrag auf Erhöhung einer Pension.
Errichtung einer Kühlhausanlage im Schlachthause. 
Teilnahme an der Fahnenweihe des Vereins ehe
maliger 135er in Berlin.
Bewilligung einer Teuerungszulage.
Vergebung von Schulgeldfreistellen aus dem Legat 
Wehe.
Straßenbeleuchtungsanträge.
Entschädigungsforderung für das Wasserreservoir 
im Festungsrayon Gentringen.
Herstellung eines Weges nach dem Eriesberg. 
Erweiterung des Elisabeth-Asyl für die Unterbrin
gung Obdachloser.

14. Durchführung der Poternenstraße.
. Eröffnung der Sitzung entbietet der Vorsitzende 

Mitgliedern des Eemeinderats und deren Familien 
üine besten Glückwünsche zum Jahreswechsel und dankt den 
stieren im Namen der Stadtverwaltung und der Allge- 

T^"beit für die im verflossenen Jahre zum Wohle der 
radt geleistete Arbeit. Gleichzeitig bittet er den Eemein- 

im neuen Jahre das gemeinsame Interesse an 
^ohle der Stadt Diedenhofen in den Vordergrund zu 

krös^ diesem Bestreben die Stadtverwaltung tat- 
n-> unterstützen. Nach Hinweis auf die im vergange- 
ko-" von der Stadt geleisteten Arbeiten gibt der Vor- 

einen kurzen Ueberblick über die Aufgaben, mit de- 
h ^Mchoraussichtlich der Eemeindgerat im neuen Jahre zu 
bü^^Mir haben werde, so die Errichtung eines neuen 
r, r (u^schulhauses, einer Kühlhausanlage im Schlacht- 
?Ec/Eie die Herstellung bezw. Instandsetzung mehrerer 

" ußen der Altstadt etc. etc.
der ^'ornn anschließend geht der Vorsitzende auf einen in 
woin dem Gemeinderat gemachten Vorwurs ein, nach 
Er st Gemeinderat allzusehr mit Politik befasse,
jetzt daß in den Sitzungen des Eemeinderats bis 
»^>,,ne Politik getrieben worden sei,' er könne nur an- 

daß die Presse falsch orientiert sei. Wenn die 
gebare" der Mitglieder des Eemeinderats es für ratsam 

ren habe, an ihn heranzutreten mit dem Ersuchen, 

eine Kandidatur für den Reichstag anzunehmen, so haben 
sie dies zunächst nicht als Vertreter des Gemeinderats, son
dern als freie Bürger der Stadt Diedenhofen, jedenfalls in 
der Voraussetzung getan, daß er (der Vorsitzende) zur Ver
tretung sowohl der Stadt Diedenhofen, als auch des gan
zen Wahlkreises Diedenhofen-Bolchen, ihnen als geeignet 
erschienen sei; eine politische Betätigung des Eemeinderats 
könne in der Besprechung von Reichstagsangelegenheiten 
durch Mitglieder des Eemeinderats, zumal dieselbe im Hotel 
erfolgt sei, keinesfalls erblickt werden. Gegen die Insinua
tion, der Eemeinderat treibe Politik, erhebe er Protest. 
Der Vorsitzende führt dann noch weiter aus, daß er mit Rück
sicht auf seine reichliche Inanspruchnahme durch den städ- 
tichen Dienstbetrieb von der Annahme einer Kandidatur ab
sehen mußte. Die Kandidatur des Herrn Dr. Medernach sei 
durch Parteibeschluß zustande gekommen ohne Mitwirkung 
des Eemeinderates. Wenn er sich später sllr die Kandidatur 
des Herrn Dr. Medernach interessiert habe, so sei dies als 
Freund und nicht als Bürgermeister der Stadt Diedenhofen 
geschehen. Der Vorsitzende ersucht die anwesenden Vertreter 
der Presse die irrtümliche Berichterstattung gemäß seinen 
Ausführungen klarzustellen, damit die Bürgerschaft nicht die 
falsche Auffassung bekomme, der Eemeiderat beschäftige sich 
neben der Vertretung der städtischen Interessen auch noch 
mit Politik. Auf eine Anfrage des Vorsitzenden, ob der Ee
meinderat sich mit seinen vorstehenden Ausführungen soli
darisch erkläre, entsteht eine kurze Diskussion, nach deren 
Verlauf der Gemeinderat den von dem Vorsitzenden 
gemachten Ausführungen einstimmig vor
behaltlos beipflichtet.

Das Protokoll über die Eemeinderatssitzung vom 
4. 12. 11. wird auf die Anfrage des Vorsitzenden, ob gegen 
dessen Fassung Einwendungen zu erheben sind, ange
nommen.

1. Mitteilungen
u) Die Baukommission hat sich mit der Anlage von 

Reitwegen nach den Vorschlägen der Militärverwal
tung einverstanden erklärt, jedoch sollen bezüglich der Ei
gentumsverhältnisse der für die Anlage der fraglichen Reit
wege notwendigen Geländestrecken der Militärverwaltung 
die notwendigen Aufklärungen gegeben werden.

b) Am Mittwoch, den 17. Januar findet in Straßburg 
zwischen Vertretern der Regierung, der Handelskammern 
Metz und Straßburg, der Städte Metz, Diedenhofen und 
Straßburg, sowie der in Frage kommenden Interessenten 
eine vom Kaiserlichen Ministerium einberufene Versamm
lung zwecks Besprechung der Kanalisiern ng der 
Mosel von Metz bis Diedenhofen, statt. Das Kaiserliche 
Ministerium hat der Stadtverwaltung zu dieser Sitzung 
eine Einladung zugestellt und um Entsendung von Vertre
tern gebeten.

Der Eemeinderat delegierte als Vertreter 
der Stadt Diedenhofen die Herren Bürgermeister Berken- 
heier und Beigeordneter Walkowinski und beschließt deren 
Teilnahme auf Kosten der Stadt. Dem Wunsch des Mit
gliedes Richard sich ohne Reisevergütung, der Delegation 
anschließen zu dürfen, wird vom Eemeinderat bereitwilligst 
entsprochen.

o) Nach einer Mitteilung des Kaiser!. Verkehrssteuer
amtes I hierselbst beträgt der Anteil der Stadt Diedenhofen 
an der R e i ch s w e r t z u w a ch s st eu e r für das 3. 
Viertel des Rechnungsjahres 1911, nach Abzug der beigen 
Erhebungskosten 340,58

6) Der um Verpachtung des Stadttheaters zur 
Aufführung kinematographischer Vorstellungen eingekom- 
mene Liebhaber hat den vom Eemeinderat festgesetzten 
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Pachtpreis von 15 000 Zl pro Jahr als zu hoch bezeichnet 
und auf die Pacht des Stadttheaters verzichtet.

o) Die ftädt. Quellwasserleitung liefert wie
derum den normalen Wasserertrag, sodaß bis auf weiteres 
der Betrieb des Wasserpumpwerkes in Monhofen eingestellt 
werden kann.

k) Herr Theaterdirektor Brucks in Metz bittet mittels 
Schreiben vom 15. 1. d. Js. um Entbindung von dem 
mit der Stadtverwaltung Diedenhofen abgeschlossenen 
Theatervertrage, da der Besuch der deutschen Vorstellungen 
anhaltend schlecht sei und die Presse trotz seiner Bemühungen 
die Aufführungen scharf kritisiert habe.

Der Vorsitzende führt aus, daß die Vorstellungen des 
deutschen Ensembles nicht immer einwandfrei und daher 
die kritische Haltung der hiesigen Presse vollkommen berech
tigt gewesen ist. Er bittet die Presse mit Rücksicht daraus, 
daß die letzte Aufführung des Metzer Ensembles, „Die Lusti
gen Weiber von Windsor", wirklich vorzüglich gewesen ist, 
die scharfen Kritiken nunmehr einzustellen und mitzuwirken, 
den Besuch der deutschen Theater-Veranstaltungen wieder 
zu heben, damit dieselben in Diedenhofen nicht vollständig 
eingehen. Als Mittel zur Erreichung des angedeuteten 
Zwecks bezeichnet der Vorsitzende eine von der Stadt einzu- 
leitende Propaganda bei den Osfizierkorps der hiesi
gen Regimenter, bei verschiedenen Korporationen, Vereinen 
und Unternehmen. Er bittet die Stadtverwaltung zu er
mächtigen, die nötig erscheinenden Schritte vorzunehmen.

Der Gemeinderat erklärt sich mit den gemach
ten Vorschlägen einverstanden.

§) Die Frage der Errichtung eines evangelischen K i n- 
dergartens in Beauregard hat der vereinigten 1. und 
3. Kommission vorgelegen. Die Kommissionen haben fest
gestellt, daß geeignete Lokalitäten zur Aufnahme eines 
evangelischen Kindergartens weder in der Stadt noch in 
Beauregard vorhanden sind, und empfehlen der Stadtver- 
haltung, die Angelegenheit einer erneuten Prüfung zu un
terziehen, wenn der geplante Neubau zur Unterbringung 
der Elementarschulklassen fertiggestellt ist und in einem 
sonstigen städt. Gebäude geeignete Räume frei geworden 
sind.

Der Eemeinderat erklärt sich hiermit einver
st a n d e n.

b) Die Presse hat unter anderem als Gründe für 
Annullierung der Wahl des Landtagsabgeordne
ten Zimmer angeführt, daß dem Vernehmen nach die 
Wählerlisten in Diedenhofen nachlässig aufgestellt und zu 
spät ausgelegt worden sind, weswegen es vielen Bürgern, 
die an Wochentagen keine Zeit gehabt haben, unmöglich ge
macht worden ist, die Wählerlisten am Sonntag einzusehen. 
Auch seien nach Schluß der Auslegungsfrist noch Namen in 
der Wählerliste gestrichen bezw. hinzugefügt worden.

Der Vorsitzende trägt vor, daß die behaupteten 
Verstöße vor der Öffentlichkeit den Eindruck erwecken, es 
werde bei der Stadtverwaltung nachlässig und unzuverläßig 
gearbeitet; es müsse daher in geeignet erscheinender Weise 
gegen die Ausführungen der Presse Stellung genommen 
werden. Zunächst sei es nicht zutreffend, daß die Wahl
listen in Diedenhofen nachlässig aufgestellt waren, wie dies 
der Gemeindrat bereits dokumentiert habe, indem er der 
mit Aufstellung der Listen betraut gewesenen Kommission 
ein Vertrauensvotum gegeben habe. Die Wählerlisten sind 
nach bestem Wissen und Gewissen der Kommission aufgestellt 
worden und stand es jedem nichteingetragenen Bürger frei, 
sich während der Offenlegungsfrist davon zu überzeugen, ob 
er als Wähler eingetragen war oder nicht. Nach Schluß der 
Auflegung der Listen sind Streichungen weder vorgenom
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men noch Namen nachgetragen worden, ohne daß hierbei 
das vorgeschriebene Verfahren zur Durchführung gekommen 
wäre. Die Wählerlisten selbst sind schon mehrere Tage vor 
dem Beginn der Auslegungsfrist fertiggestellt gewesen und 
ist der Vorwurf der verspäteten Auslegung unbegründet. 
Uebrigens hat ein am Sonntag, den 3. September 1911 Ein
sicht fordernder Wähler, Herr Rechtsanwalt Albrecht, nach
dem ihm zunächst die Mitteilung gemacht worden war, die 
Vüreaus seien geschlossen infolge der Sonntagsruhe, darauf 
verzichtet die Wählerliste einzusehen, trotzdem ihm dies 
angeboten worden war. Hiernach kann der Vorwurf der 
Unzuverläßigkeit und Nachläßigkeit die Stadtverwaltung 
keineswegs treffen.

Der Eemeinderat billigt die gemachten Aus
führungen.

Dringende Punkte.
Der Vorsitzende bittet folgende dringende Punkte 

anl Ende der Tagesordnung zur Beratung bringen zu 
dürfen:

15. Verlängerung des Vertrages betr. 
Unterhaltung der städt. Anlagen.

16. Veräußerung von Wertpapieren. 
Es erhebt sich kein Widerspruch.

2. Wahl von Mitgliedern des Armen- u. Spitalrats.
Der Vorsitzende trägt vor, daß von den Mit

gliedern des Spital- und Armenrats die Herren H. Frank 
und P. Thiry mit Ende des Jahres 1911 aus den fragl. 
Korporationen ausgeschieden sind und daher die Neuwahl 
zweier Verwaltungsmitglieder erforderlich ist. Die Wie
derwahl der beiden Herren ist zulässig, jedoch kommt Herr 
Thirp für eine Wiederwahl nicht in Frage, da er sein Amt 
als Spitalratsmitglied infolge zu weit vorgeschrittenen 
Alters niedergelegt hat. Der Vorsitzende bittet Herrn Frank 
wieder zu wählen und bezüglich eines zweiten Mitgliedes 
Vorschläge zu machen. Es entspinnt sich hierauf eine ziem
lich lebhafte Debatte, in deren Verlauf Mitglied Röchling 
anregt, in beide Korporationen jüngere, vor allen Dingen 
geschäftsgewandte Herren zu wühlen, damit die Wieder
holung solcher Vorfälle, wie sie zur Zeit des Spitalbeam
ten Horn im Bürgerspitale eingerissen waren, in Zukunft 
vermieden werden. Nach einer kurzen Entgegnung des 
Mitgliedes H. Frank beschließt derEemeinderat 
zunächst die Mitglieder des Armenrats zu wählen 
und ernennt die Herren H. Frank und Dr. Kuborn. 
Beide Herren nahmen die Wahl an.

Hierauf wurden auf Vorschlag des Vorsitzenden beide 
Herren — H. Frank und Dr. Kuborn — auch zu Mitglie
dern des Spitalverwaltungsrates gewählt- 
Beide Herren nahmen auch diese Wahl an.
3. Gewährung eines Beitrages für die durch Hoch' 

wasser Geschädigten in Süd-Brasilien.
Das deutsche Hilfskomitee für die durch die Hochwasser

katastrophe in Süd-Brasilien Geschädigten bittet in einem 
Aufruf um Bewilligung eines Beitrages. Der Vorsitzende 
empfiehlt einen Beitrag von 20 Zl, Mitglied Goedert einen 
solchen von 50 -N zu bewilligen.

Der Eemeinderat schließt sich dem Vorschläge des 
Vorsitzenden an und bewilligt einen Kredit in Holst 
von 20 -N.

4. Antrag des Vieh-Versicherungs-Vereins um 
Gewährung einer Beihilfe.

Der Vorstand des Ortsviehversicherungsvereins für 
Gemeinde Diedenhofen, mit dem Sitz in Gentringen, bitte» 
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um Gewährung einer namhaften Beihilfe zur Deckung 
des in der Vereinskasse entstandenen Defizits und begrün
det seinen Antrag damit, daß der Verein infolge häufiger 
Entschädigungsfäile in Schulden geraten sei, und Viehver- 
sicherungsvereine keine Schulden auf das neue Jahr über
nehmen dürfen. Mit Rücksicht darauf, daß der Ortsviehver- 
sicherungsverein eine gemeinnützige Bestrebung ist, welche 
größtenteils zum Nutzen kleinerer Leute wirkt, em
pfiehlt der Vorsitzende die Bewilligung einer Beihülfe 
von 200 -li.

Es entspinnt sich eine lebhafte Debatte, in deren Ver
lauf Mitglied Beigeordneter Haas den Viehver- 
sicherungsverein als eine Privatangelegenheit der Vereins
mitglieder bezeichnet und daher die A b l eh n u n g des ge
stellten Antrages empfiehlt. Mehrere Mitglieder treten 
für Gewährung der vom Vorsitzenden in Vorschlag gebrach
ten Beihilfe ein; andere Mitgliede empfehlen dem Orts- 
viehversicherungsverein anheimzustellen, die Prämiensätze 
derart zu erhöhen, daß ein Wirken mit Unterbilanz aus
geschlossen ist. Mitglied Salomon beantragt eine 
Beihilfe von 100 zu bewilligen, worauf der Vor
sitzende seinen Antrag auf Bewilligung von 200 

zurückzieht.
Der Eemeinderat beschließt dem Ortsviehversiche- 

rungsverein eine einmalige Beihülfe von 100 -N 
N gewähren.

5 Antrag aus Erhöhung einer Pension.
Die Witwe des verstorbenen Turmwächters Grand bit

tet um E r h ö h u n g ihrer 100,16 Ul betragenden Witwen- 
penswn und begründet ihr Gesuch mit ihrem hohen Alter, 
häufigen Krankheiten und der zur Zeit bestehenden allge
meinen Teuerung. Der Vorsitzende empfiehlt die Pen
sion der Witwe Grand wie diejenige der Witwe Klop auf 
180 pro Jahr zu erhöhen.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend.

6. Errichtung einer Kühlhausanlage im Schlachthause.

. Der Vorsitzende trägt vor, daß nachdem der Ee
meinderat in seiner letzten Sitzung die Dringlichkeit der Er
richtung einer Kühlhausanlage im Schlachthause nicht an
erkannt hat, die vereinigten Kommissionen am 4. Januar 
m sich i m P r i n z i p für die Errichtung einer solchen 
Anlage ausgesprochen haben. Die Errichtung einer Kühl- 
Nusanlage sei mittlerweile zur dringenden Notwendigkeit 
geworden, werde von den Metzgermeistern gewünscht und 
°nne schon heute als eine rentable Geldanlage angesehen 
Torben. Außer den durch die Errichtung einer Kühlhaus- 
nlage für die Allgemeinheit zu schaffenden Vorteilen auf 

Mimischem Gebiete, werden für die Einwohnerschaft bil- 
^öere Fleischpreise und besseres Fleisch erhofft, da das 
Mgergewerbe infolge des Vorhandenseins einer Kühlan- 
We die Lage versetzt wird, bei günstigen Einkaufsprel- 

auf den Schlachtviehmärkten, größere Ankäufe zu ma- 
dun das Fleisch nach der Schlachtung bis zur Verwen-

.6 rn den Kühlräumen unterzubringen, wodurch das 
An r? insbesondere auch Kuhfleisch zarter würde. Der 
«...Wende bittet den Eemeinderat der Errichtung einer 

uylanlage im Schlachthause im Prinzip zuzustimmen. Bei 
h "^n folgenden Debatte wird die Errichtung einer Kühl- 
hina^ ' vr>n allen Rednern befürwortet und daraus 

^rvresen, daß die zu erwartenden hygienischen und fi- 
c,,Wellen Vorteile, sowohl für die Stadtverwaltung als 

n> die Allgemeinheit, eine zustimmende Beschlußfassung 

des Gemeinderats ohne weiteres als berechtigt und zweck
mäßig anerkennen lassen müssen. Nicht nur die Fleischpreise 
werden sinken, sondern das Fleisch wird besser werden; 
die Schlachtviehmürkte werden einen stärkeren Zuspruch er
fahren und die Stadtverwaltung wird durch Verpachtung 
von Kühlzellen und Verkauf von Eis erhebliche Einnahmen 
erzielen, die eine gute Verzinsung des Anlagekapitals er
geben. Nachdem einzelne belanglose Details besprochen 
worden waren, sprach sich der Eemeinderat durch ei
nen einstimmig gefaßten Beschluß für die Er
richtung einer Kühlhausanlage im städt. 
Schlachthause aus und beauftragt die Verwaltung 
zur Vornahme der erforderlichen Arbeiten.

Hieran anschließend führt der Vorsitzende aus, daß ein 
Architekt Hennings aus Stuttgart, welcher sich hauptsäch
lich mit der Anfertigung und Durchführung von Schlacht
haus- und Kühlanlagen-Projekten beschäftigt, seine Dienste 
der Stadt angeboten hat und sich erbietet, gegen eine Ver
gütung von zA der für Herstellung der Kühlhausanlage 
aufzuwendenden Vausumme folgende Vorarbeiten auszu- 
führen:

Teilnahme an einer Sitzung, in welcher an Hand eines 
Fragebogens das Bauprogramm durchgesprochen wird, 
Orientierung über die beste Ausnutzung des verfügbaren 
Platzes, Bearbeitung einer generellen Projektskizze, auf 
Grund deren dann das Stadtbauamt das Projekt in ollen 
Teilen zur Vorlage ausabeiten könnte; Untersuchung und 
Berechnung über die zu verwendende Betriebskraft, Bau
kostenschätzung mit Rentabilitätsberechnung, gelegentliche 
Besuche auf dem 'stadtbauamt zur Auskunftserteilung über 
spezialtechnische Punkte bezüglich der Ausführung, Ausar
beitung der Unterlagen zur Einholung der Offerte von den 
Maschinenfabriken. Prüfung dieser Offerten und Referat 
hierüber in der Sitzung, sowie überhaupt Beratung über 
die spezialtechnischen Fragen vor und während der Ausfüh
rung.

Der Vorsitzende hält die Zurateziehung des Spezialisier! 
Herrn Hennings für z w e ck m ä ß i g und empfiehlt dem Ge
meinderat die Stadtverwaltung zu ermächtigen, mit Herrn 
Hennings in Verbindung zu treten; er erbittet den zur 
Deckung der Honorarforderung Hennings erforderlichen 
Kredit. Im Laufe der sich entwickelnden Debatte wird die 
Heranziehung eines Spezialisten als im Interesse der städt. 
Finanzen und der sachgemäßen Ausführung der Kühlanlage 
als notwendig, und der geforderte Honorarsatz nicht als zu 
hoch bezeichnet. Mitgl. Nouviaire beantragt zwecks 
Erlangung günstigerer Angebote, sich mit verschiedenen 
Firmen und Maschinenbauanstalten in Verbindung zu 
setzen. Dieser Antrag findet wenig Anklang. Mitglied 
Röchling beantragt, aus praktischen Gründen von 
der Gewährung eines Honorars von LA an den Spezialisten 
Hennings abzusehen, vielmehr eine Pauschalsumme 
als Honorar festzusetzen; er bittet den Betrag von 500 -N 
hierfür auszuwerfen.

Hierauf beschließt der Eemeinderat die 
Verwaltung zu ermächtigen, die zur Errichtung einer Kllhl- 
hausanlage im Schlachthause erforderlichen Vorarbei
ten einzuleiten und mit deren Ausführung nach dem vor
liegenden Angebote Herrn Architekt Hennings in Stuttgart 
zu beauftragen. Zur Honorierung des Herrn Hennings 
wird ein Kredit von 500 bewilligt und wird die Verwal
tung beauftragt, Herrn Hennings zu ersuchen, von der 
geforderten Honorarforderung von LA> der Bausumme ab
zusehen und dafür sich mit einem Fixum bis zu 500 -N zu- 
frieden zu geben.
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7. Teilnahme an der Fahnenweihe des ehemaliger 
135er Berlin.

Der Verein ehem. Kameraden des 3. lothr. Jnf.-Regt. 
Nr. 135 in Berlin begeht am 13. April d. Js. sein 5. Stif
tungsfest verbunden mit Fahnenweihe und ladet die Stadt
verwaltung zu der Veranstaltung ein. Gleichzeitig teilt er 
mit, daß bei der im Monat Mai d. Js. stattfindenden 
Jubiläumsfeier des 135. Infanterieregiments der Verein 
mit seiner Fahne vertreten sein wird.

Der Gemeinderat beschließt einen Vertreter 
zu der Fahnenweihe nicht zu entsenden, dagegen die 
Verwaltung zu ermächtigen, dem Vereine für die Einla
dung ihren besten Dank auszusprechen und ihre Freude 
zum Ausdruck zu bringen, daß der Verein bei der Feier des 
25. jähr. Jubiläums des 135. Jnf.-Regts. mit Fahne ver
treten sein wird.

8, Bewilligung einer Teuerungszulage.
Der Eemeindeförster Becker bittet um Bewilligung ei

ner Teuerungszulage, wie sie den übrigen städt. 
Beamten und Angestellten gewährt worden ist.

DerEemeinderat beschließt dem Eemeindeförster 
eine Teuerungszulage von 50 zu b e w i l l i g e n.

ö, Vergebung von SchulgeldsreisteUen aus dem 
Legat Wehe,

Der Vorsitzende trägt vor, daß aus Mitteln 
des Legats Wehe mehrere Schulgeldfreistellen im Gymna
sium zu vergeben sind und die Absicht bestand, neben den 
noch in Händen der Schüler Jos. Sproß geb. am 5. 6. 93 
und Adolf Müller geb. am 15. 3. 1894 befindlichen gan
zen Freistellen, drei weitere zu vergeben. Da aber dann 
vom Jahre 1916 ab die zur Vergebung von Schulgeldfrei
stellen aus dem Legat Wehe aufgesparten Zinsen verbraucht 
sein würden, könnten von diesem Zeitpunkte an nur mehr 
insgesamt 3 Freistellen zur Verteilung gelangen.

Der Vorsitzende schlägt daher vor, statt drei ganze Frei
stellen vorläufig nur 4 halbe an die Schüler Heinrich Jo
hannes geb. 10. 8. 1900, Leo Eolmar geb. 29. 8. 95, Alex 
Schlinker geb. 6. 8. 97 und Karl Berweiler geb. 27. 5. 99 zu 
vergeben; beim Ausscheiden des mit einer ganzen Frei
stelle dotierten Jos. Sproß, kann später dessen jüngerer Bru
der mit einer ganze n Freistelle berücksichtigt werden, wäh
rend die später durch Ausscheiden des Adolf Müller freiwer
dende ganze Stelle je zur Hälfte an die Schüler 
Johannes und Berweiller abgegeben werden könne; auf 
diese Weise sei es möglich für lange Zeit fortlaufend 4 
Freistellen zu vergeben.

Der Gemeinderat erklärt sich hiermit einver - 
st ande n.

10. Stratzenbeleuchtungsanträge.
Der Vorsitzende erläutert, daß die Baukommission in 

ihrer Sitzung vom 19. 12. v. Js. eine Reihe von Beleuch- 
tungsanträgen zustimmend begutachtet hat und bittet 
den Eemeinderat die gemachten Vorschläge gutzuheißen.

g) Die Einwohner von Malgringen wünschen die Be
leuchtung des Malgringer Weges in den Morgenstunden, 
wenn die Gärtner mit ihren Erzeugnissen zu Markte fah
ren. Die Kommission hat die Bewilligung zweier wei
terer Laternen empfohlen, sodaß mit der Laterne 
ani Eingang des Malgringerweges nunmehr 7 Laternen 
vorhanden sein werden. 3 Laternen sollen als Abend- 
laternen, d. h. bis 11 Uhr abends, 4 Laternen des morgens 
(Früh laternen) brennen. Ueber Nacht soll keine Laterne 
brennen.

b) Die Baukommission hat angeregt, sämt
liche Abendlaternen der Straßenbeleuchtung in Een- 
tringen, mit Ausnahme derjenigen in Briquerie und 
im Chateau Jannotweg, in Zukunft bis 10 Uhr abends 
brennen zu lassen, ferner empfohlen, eine weitere 
Laterne zwischen dem Hause Franck und dem Lanottegäßchen 
zu bewilligen, sowie die an der Posthilfstelle in Niedergen- 
tringen angebrachte Abendlaterne zur Nacht laterne um- 
zuwandeln. Bezüglich der übrigen Beleuchtung in Een- 
tringen wurden auf Vorschlag des Mitgliedes Goedert fol
gende Aenderungen befürwortet:

a) Lampe beim Hause Elmenhorst.
Der Mast, an welchem die Lampe angebracht ist, fängt 
das Licht der Lampe auf und verhindert dadurch die 
Beleuchtung des Fußpfades oberhalb des Besitztums 
Berkenheier. Die Lampe müßte statt nordöstlich, nörd
lich an der Stange angebracht sein; außerdem müßte 
der Arm der Lampe ca. 3 in länger sein, um auch 
den erwähnten Fußpfad intensiv beleuchten zu können.

l>) Lampe am Hause Victor Goedert.
Auch diese müßte statt nordöstlich, nördlich an dem 
Mast angebracht werden. Außerdem müßte der Arm 
etwa 80—100 ein länger sein. Es wird jedoch darauf 
zu achten sein, daß die in der Nähe stehende Tele
graphenstange das Licht nicht auffängt und die Beleuch
tung des Fußpfades nicht beeinträchtigt wird.

e) Lampe am Hause Hees in Nieder-Eentringen. 
Die Lampe müßte statt südwestlich, westlich an dem 
Mäste angebracht werden.
e) Auf Antrag des Mitgliedes Beigeordneter 

Noth befürwortet die Baukommission die Aufstellung von 
zwei weiteren Laternen in der z. Zt. mangelhaft be
leuchteten Kaiser Wilhelm II Promenade.

ü) Die Baukommission wünscht, daß die Gasanstalt 
energisch aufzufordern ist, die bereits vor längerer Zeit be
willigten 3 Laternen in der Kaiserin Auguste Viktoria 
Promenade endlich aufzustellen.

o) Ein von der Agwea geäußerter Wunsch, zwei bereits 
im verflossenen Jahre bewilligte elektrische Lampen am 
Eentringer Weg als Kandelaber aufstellen zu dürfen, wird 
von der Baukommission befürwortet.

k) Ein Antrag des Mitgliedes Denz, die Be
leuchtung auf der Straße nach Niedergentringen ganz durch- 
zuführen, findet bei der Baukommission keinen Anklang. 
dagegen empfiehlt dieselbe die Aufstellung je einer 
weiteren Halbnachtlaterne in der Metzerstratze zwischen 
den Häusern Bankier Becker und Metzgermeister Waltriny 
und am Vaubanring.

Der Eemeinderat stimmt den von der BaukoM- 
mission gemachten Anregungen zu, erhebt dieselben zum 
Beschluß und bewilligt die erforderlichen Kredite.

ßZ Mitglied Beigeordneter Haas bezeichnet die 
Aufstellung einer weiteren Laterne in der Nähe der 
Reichshalle als notwendig und bittet um deren Ge
nehmigung.

Der Eemeinderat erklärt sich hiermit einver
standen, bewilligt den erforderlichen Kredit und beauf
tragt die Vaukommission, den Standort der neuen Laterne 
zu bestimmen.

b) Im Laufe der Verhandlungen über die Straßem 
beleuchtungsanträge teilt der Vorsitzende mit, daß er um 
der Agwea in Unterhandlungen treten wird, zwecks Herbei
führung der Vermehrung der von der Agwea im Verhältnis 
zur Einwohnerzahl zu stellenden Gratispflichtlater- 
nen ; er hofft dem Gemeinderat in der Februarsitzung 
hierüber berichten zu können.
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i) Anschließend empfiehlt der Vorsitzende, um die 
Kontrolle der Straßenbeleuchtung durch die Schutz
mannschaft zu fördern, den Schutzleuten 10 der Beträge 
zuzuwenden, welche infolge ihrer Meldungen über das 
Nichtbrennen von Straßenlaternen an den Fakturen des 
Gaswerkes in Abzug gebracht werden.

Der Eemeinderat erklärt sich damit einver
st a n d e n.

11. Entschädigungssorderung für das Wasser
reservoir im Festungsrayon Gentringen

Durch Eemeinderatsbeschluß vom 12. Dez. 1911 ist das 
Ersuchen der Kaiser!. Kommandantur vom 9. Dez. 1911 — 
II I. Nr. 3021 —, an die Stadt, ob bei in Aussichtsstellung 
der Genehmigung zur Vergrößerung des städt. Wasserreser
voirs in Eentringen der Eemeinderat seinen Entschädi
gungsanspruch vom 25. Juni 1910 Ile 684 fallen lassen 
würde, zur Prüfung und Begutachtung an die vereinigten 
Cemeinderatskommissionen verwiesen worden.

Die Kommissionen haben am 7. Januar d. Js. 
auf Antrag des Bürgermeisters sowie des Mitgliedes Eoe- 
dert dem Eemeinderat empfohlen, die erhobenen Enschä- 
digungsansprüche fallen zu lassen, wenn die Kaiser!. Kom
mandantur die in Aussicht gestellte Erlaubnis dahin erwei
tert, daß

1) die Vergrößerung des Reservoirs nach dem jederzei- 
tigen Ermessen des Gemeinderats vorgenommen werden 
kann und Reparaturen jederzeit gestattet sind;

2) die Abmachungen bezgl. des Wasserreservoirs sowohl 
wie auch bezüglich der Aufforstung des Gemeindewaldes zu
gestellte Bescheid vom 2. Dez. 1909 — I. Nr. 1998 — von 
der Reichsrayon-Kommission bestätigt 
werden.

Der Eemeinderat schließt sich denKom- 
wissionsvorschlägen einstimmig an.
12. Herstellung eines Weges nach dem Griesberg.

Die Militärverwaltung hat mit der Stadtverwaltung 
-»«Handlungen gepflogen, bei welchen sie die Verlegung 
des Eriesbergweges als zweckmäßig bezeichnete, damit die 
vorhandenen ungünstigen Steigungsverhältnisse beseitigt 
werden können und der Weg leichter in gutem Zustande er
halten werden kann. Zur Erreichung dieses Zweckes soll 
der neue Weg in der Nähe des Waschhauses beginnen und 
ui den alten Bauweg zum Eentringer Fort münden, wo
durch eine wesentliche Verminderung der Steigungsverhält- 
uche herbeigeführt würde. Nachdem zunächst der Bau die- 

neuen Weges seitens der Militärverwaltung in Aussicht 
genommen war, ist nunmehr an die Stadtverwaltung die 
Anfrage ergangen, unter welchen Bedingungen diese zur 
Ausführung der Wegeverlegung bereit sei; sollte die Stadt- 
erwaltung einen ablehnenden Standpunkt einnehmen, so 
lrd um Angabe der Besitzverhältnisse des zur Herstellung 
§ neuen Weges erforderlichen Geländes nebst den evtl. 

"werbungskosten gebeten.
n B a u ko mm i s s i o n hat sich in ihrer Sitzung 
^ra kb. Dezember v. Js. auf den Standpunkt gestellt, daß 
bol ^-7 a" der neuen Wegeanlage nur wenig Interesse

EMbe vielmehr nur im militärischen Interesse liegt, 
dü ^iter der Ansicht, daß der Stadtverwaltung durch 

^"^egung keine Kosten entstehen dürfen, hatte je- 
tzu^,^gen die evtl. Uebernahme der Unterhaltungspflicht 
terpn Stadt nichts einzuwenden. Im Interesse der leich- 
doini4 - rcmührmm des Projektes war die Kommission auch 
der daß die Stadt die Straße auf Kosten
luuno ""arverwaltung ausführen könne und die Verhand- 

» u wegen Erwerb des benötigten Geländes mit den in 

Betracht kommenden Angrenzern durch die Stadt geführt 
werden.

In diesem Sinne ist die Militärverwaltung unterm 21. 
Dezember v. Js. von der Stadtverwaltung verständigt wor
den, hat jedoch bisher auf die städt. Vorschläge nicht geant
wortet. Inzwischen ist eine neue Anfrage von der Garni
son-Verwaltung eingegangen, in welcher neue Gesichtspunk
te geltend gemacht werden.

Der Eemeinderat nimmt vorderhand keine wet
tere Stellung, schließt sich vielmehr dem Beschlusse der Bau- 
kommission vom 19. Dez. an und will zunächst die Beant
wortung der im Sinne vorstehenden Kommissionsbeschlusses 
der Militärverwaltung gemachten Vorschläge abwarten.

13. Erweiterung des Elisabethasyls für die Unter
bringung Obdachloser

Es ist wiederholt vorgekommen, daß die Schwestern des 
Elisabethasyls ihnen zur Beherbergung zugewiesene Obdach
lose infolge zu großer Unreinlichkeit zurückgewiesen haben, 
und daß die Polizei wegen Mangels geeigneter Räume, für 
die Unterbringung dieser Leute nicht sorgen konnte. Auf 
einen mit der Asylverwaltung gepflogenen Schriftwechsel 
hin hat die erstere sich bereit erklärt, das zur evtl. Errich
tung eines Raumes für unreine Obdachlose erforderliche Ge
lände im Hofe ihres Anwesens unentgeltlich zur Verfügung 
zu stellen, wenn die Stadt die Kosten für Herstellung des 
fragl. Raumes aus eigenen Mitteln trägt. Auf Grund 
eines vom Stadtbauamt aufgestellten Kostenanschlages wer
den sich dieselben auf annähernd 1000 -N belaufen.

Auf Antrag des Beigeordneten Haas und des 
Mitgliedes Salomon verweist der Eemeinderat die 
Angelegenheit zur Prüfung und Begutachtung an die Bau- 
kommission.

14. Durchführung der Poternenstraße.
Unterm 4. Januar d. Js. hat die Baukommission be

schlossen, dem Eemeinderat die Durchführung der Poternen
straße in Vorschlag zu bringen, jedoch eine Sonderkom- 
mission, bestehend aus den Herren Denz, Wehrmann und 
Pfanschilling, mit der Prüfung und evtl. Ermäßigung des 
vom Stadtbauamt aufgestellten Kostenanschlages beauf
tragt. Mitglied Pfanschillig als Berichterstatter, ist mit 
Entschuldigung von der heutigen Sitzung abwesend, sodatz 
eine Beschlußfassung des Gemeinderats untunlich ist.

Der Eemeinderat spricht deshalb auf Antrag 
des Mitgliedes Röchling eine Vertagung aus.

15. Verlängerung des Vertrages betr. Unterhaltung 
der städtischen Anlagen.

Der mit dem Landschaftsgärtner Fellinger abgeschlossene 
Vertrag betr. Unterhaltung der gärtnerischen Anlagen 
läuft am 31. März d. Js. ab und hat die Verwaltung 
gleichzeitig mit der Kündigung des Vertragsverhältnisses 
am 31. Dez. v. Js. Fellinger um Mitteilung ersucht, unter 
welchen Bedingungen er eine Vertragsverlängerung um ein 
weiteres Jahr eingehen würde. Fellinger hat gebeten, 
das ihm vertraglich überwiesene Streichen der Promenaden- 
bänke und Eisengitter, sowie den Transport der Bänke zu 
und aus dem Ueberwinterungslokal, durch städt. Arbeiter 
vornehmen zu lassen und ihm eine längere Vertragsdauer 
zu bewilligen. Nachdem gelegentlich einer Rücksprache die 
von Landschaftsgärtner Fellinger aufgestellten Bedingungen 
von dem Vorsitzenden als für die Stadt unannehmbar be
zeichnet worden waren, erklärte sich ersterer mit einer Ver
tragsverlängerung unter Zugrundelegung der bisherigen 
Bedingungen einverstanden.
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Die vereinigten Kommissionen haben in ihrer 
Sitzung vom 4. Januar d. Js. die gute Instandhaltung der 
städt. Anlagen durch den Landschaftsgärtner Fellinger aner
kannt und befürworten die Verlängerung des Fellinger- 
schen Vertrages auf ein weiteres Jahr. Gleichzeitig empfeh
len sie auf Antrag des Vorsitzenden, die Rasenflächen der 
städt. Anlagen durch p. Fellinger teilweise umgraben zu 
lassen und denselben aus laufenden Mitteln hierfür beson
ders zu honorieren.

Der Eemeinderat schließt sich dem Beschlusse 
der vereinigten Kommissionen, insbesondere 
soweit derselbe die Uebertragung des Umgrabens von Ra
senflächen an Fellinger vorsieht, an.

16. Veräußerung von Wertpapieren.
Aus dem Vermögen der eingegangenen Pensionskasse 

der städt. Beamten und Angestellten hat die Stadtverwal
tung nachbezeichnete Wertpapiere übernommen:

3 A Reichsanleihe 15 700 -4l
3 Reichsanleihe 30 400 -4t
3Z A Reichsanleihe 29 700 -4t
4 Reichsanleihe 29 000 -4t
3 Preuß. Konsols 44 300 -4t

N Preuß. Konsols 10 000 -4t
3 A Pfandbriefe der Akt.-Ges. Boden-

u. Kom.-Kredit 16 500 -K
Von diesen Wertpapieren sind alle bis auf die zuletzt 

bezeichneten 3 A Pfandbriefe verkauft. Das städt. Budget 
enthält als Einnahmen den Erlös aus dem Verkauf der 
fragl. Wertpapiere zur Balancierung der Ausgaben. Da 
die Zahlung des Kaufpreises für die ehem. Offiziersspeise
anstalt nicht mehr verschoben werden konnte, mußte ein Teil 
der Wertpapiere verkauft werden, obschon nach 8 75 Abs. I 
der Gemeindeordnung zur Veräußerung von Wertpapieren, 
die vorherige Genehmigung des Herrn Bezirkspräsidenten 
einzufordern ist. Der Vorsitzende bittet den bereits erfolg
ten Verkauf nachträglich zu genehmigen und ferner zu ge
statten, daß die noch vorhandenen Wertpapiere ebenfalls 
verkauft werden dürfen.

Der Gemeinderat mit Rücksicht aus die angeführ
ten Gründe genehmigt nachträglich den bereits 
vorgenommenen, wie auch den noch vorzunehmenden Ver
kauf der aus der Pensionskasse für städt. Beamten unl> 
Angestellten übernommenen Wertpapiere.

Schluß der Sitzung 7K Uhr abends.



Bericht
über die

Gemeinderatssitzung vom 22. Februar !9l2
WcrcHnrittctgs 3'/^ MOr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
dem Vorsitze des Herrn Bürgermeisters Berkenheier die 
Beigeordneten Haas, Roth, Walkowinski, sowie die Mit
glieder Cailloux, Denz, Franck-Stourm, Frank H., Eoedert, 
Dr. Kuborn, Müller, Dr. Medernach, Pfanschilling, Reuter, 
Richard, Röchling, Salomon, Schiltz, Steimetz, Mehrmann.

Entschuldigt die Herren: Christian, Frangois, Nou- 
viaire, Zimmer.

Schriftführer: Obersekretär Klam und Sekretär Hom- 
bourger.

Tagesordnung.
1. Mitteilungen.
2. Verpachtung des Stadttheaters.
3. Ernennung eines Mitglieds zur Reitwegekom

mission.
4. Begutachtung eines Naturalisationsantrages.
5. Niederschlagung eines Schulgeldbetrages und Hunde

steuern.
6. Begutachtung des Haushaltsetats des Gymnasiums.
7. Prüfung der Jahresrechnung der Gemeinde pro 1910.
8. Veräußerung von Bauplätzen und Begutachtung von 

Baugesuchen.
9. Eeländeaustausch mit der Gutehoffnungshütte.

10. Anstellung von Lehrerinnen an der höheren Mäd
chenschule.

11. Erhöhung der Straßenreinigungsgebllhren und Ein
führung von Müllabfuhrabgaben, Vaugebühren so
wie Reinigung der Hausentwässerungen.

12. Verpachtung von Gelände zur Anlage von Gärten.
13. Rückgängigmachung von Bauplätzeankäufen.
14. Ausbau der Anschlußkreisstraße nach Monhofen.
15. Anliegerkosten für die Herstellung der Schwemmkana- 

lisation.
16. Entwässerung des oberen Teil der Elisabethstraße.
17. Bewilligung eines Nachtragskredits für das neue 

Gymnasium.
18. Projekt für das Volksschulgebäude an der Kaiserin 

Auguste Viktoria Promenade.
19. Durchführung der Poternenstraße.
-0. Erweiterung des Obdachlosenasyls.
^1. Projekt zur Erhaltung eines Teils des Elacis.
22. Vergütung für im Wasserwerksbetriebe geleistete 

Ueberstunden.
23. Erlaß eines Ortsstatuts zum Schutze des Ortsbildes.
24. Errichtung des Kasernements für das III. Btl. Fuß- 

Art.-Regts. 8.
25. Niederlegung der Wallteile hinter der Terville-Ka- 

serne.
26. Weiterer Abtrag der Hangars V und VI.
^-7 . Gewährung von Preisen und Prämien für eine Ee- 

Mgel- pp. Ausstellung.
Errichtung einer Schulsparkasse.

-T Bewilligung einer Entschädigung für verrichteten 
valbtagsunterricht in St. Franz.

'" Bewilligung eines Beitrages zum Colonialkrieger- 
dank.

1. Mitteilungen.
a. In dem von der Militärintendantur des XVI. Ar

meekorps gegen die Stadt Diedenhofen im Vereine mit den 
Städten Metz, Mörchingen und St. Avold angestrengten 
Prozesse wegen Rückerstattung von aus eingeführtes 
Streu st roh erhobenen Oktroiabgaben hat das Landge
richt Metz zu Gunsten der beklagten Städte entschieden. Die 
Entscheidung ist nach Mitteilung des Herrn Rechtsanwalts 
Haas durch Berufung angefochten.

b. Die Ksl. Kommandantur teilt durch Schreiben vom 
16. Januar mit, daß die Abschätzung der R a y o n e n t s ch a- 
digungsforderungen für die Feste Obergentringen 
dem Königl. Kriegsministerium unterbreitet und der gesetz
mäßige Verlauf nunmehr abzuwarten sei. Der Zeitpunkt, 
bis wann die Rayonentschädigungsangelegenheit erledigt 
sein wird, kann nicht angegeben werden. Die Einwohner
schaft von Ober- und NieLer-Eentringen pp ist durch öffent
lichen Ausruf von dem ergangenen Bescheid verständigt 
worden.

o. In der Bekantnmachung des Herrn Staatssekretärs 
Zorn von Vulach vom 10. Jan. d. Js., durch welche El
sa g w a h l für die durch das Oberlandesgericht Colmar 
kassierte Wahl des Herrn Bankier Zimmet angeordnet wird, 
ist ausgeführt, daß im 50. Wahlkreis (Diedenhofen—Eroß- 
Hettingen) eine neue Aufstellung und Auflegung der 
Wählerlisten nicht erforderlich ist,' hieraus ergibt sich, 
daß die Aufstellung der Wählerlisten richtig erfolgt war. 
Auf die Verlesung des vorliegenden Urteils des Oberlan
desgerichts Colmar verzichtet der Eemeinderat.

cl. Die Bau- und Betriebsabteilung der lothr. Eisen
bahnaktiengesellschaft teilt auf das vom Eemeinderat unter
stützte Gesuch der Bewohner von St. Franz, Malgringen und 
Sechuern mit, daß sie die Verlängerung des elektrischen Be
triebs der Linie Diedenhofen—St. Franz bis Scheuern im 
Auge behalten werde, daß jedoch zuerst die Rentabilität 
der anderen Linien gesichert sein müsse.

Im Anschluß hieran bittet Mitglied Röchling, die 
Stadtverwaltung möge dahingehende Schritte einleiten, 
daß die von Mondorf einlaufenden Güter von Station St. 
Franz aus mittelst elektrischen Vorspannes durch die 
Stadt befördert werden. Der Vorsitzende erklärt, daß nach 
dem Vertrage mit der Firma Bering u. Waechter von St. 
Franz aus nach der Bahn der elektrische Betrieb gesichert 
sei,' die Weiterbeförderung der eintreffenden Güter müsse 
noch geregelt werden und werde er sich mit der fragl. Ge
sellschaft dieserhalb in Verbindung setzen.

o. Eemeindeförster Becker dankt für die ihm bewil
ligte Teuerungszulage.

k. Die Königl. Intendantur des XVI. Armeekorps 
teilt durch Schreiben vom 3. Febr. mit, daß das alte Exer- 
zierhaus am Vurgunderring voraussichtlich am 1. Ok
tober d. Js. der Stadt llbergeben werden könne.

g. Die Vielefelder Maschinenfabrik, vorm. Dürkopp u. 
Cie. hat sich im Prinzip mit den vom Gemeinderat an die 
Uebertragung des Monopols zur Einrichtung und Aus
führung eines Autotaxameterbetriebes in Die
denhofen festgesetzten Bedingungen einverstanden erklärt 
und ihren Vertreter in Metz damit beauftragt, die weite
ren Unterhandlungen mündlich zu führen. Die Inbetrieb
nahme des Autotaxameterfuhrwesens wird voraussichtlich 
mit 2 Wagen demnächst erfolgen.

b. Herr Oberst Freyer teilt mit, daß die anläßlich des 
L5. jähr. Bestehens des 135. Jnf.-Regts. beabsichtigte Feier 
am 10., 11., 12. Mai stattfinden soll und als Hauptfesttag 
der 10. Mai in Aussicht genommen ist. Der Herr Oberst 
erklärt weiter, daß eine Teilnahme der Stadtverwaltung 
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und Vertretung an besagter Feier dem Regiment zur be
sonderen Ehre gereichen werde. Die Einladung und das 
Programm wird später folgen. Der Gemeinderat 
nimmt von der Mitteilung vorläufig bestens dankend 
Kenntnis.

i. Im Jahre 1912 sind im Obdachlosenasyl 2489 
Personen untergebracht und verpflegt worden. Von diesen 
haben 353 ihr Logis selbst bezahlt, 851 haben für die Stadt, 
816 für das Asyl gearbeitet, 447 sind ohne zu arbeiten be
herbergt worden und 22 Personen haben Mittagessen be
kommen, ohne dafür Arbeit leisten zu müssen.

j. Durch Verfügung vom 17. Februar d. Js. — II 337 
— teilt der Herr Bezirkspräsident mit, daß er beabsichtige 
die Lehrerin Cullmann in Diedenhofen definitiv anzu- 
stellen, falls Einwendungen hiergegen nicht erhoben wür
den.

Der Gemeinderat erhebt keine Einwendungen.
k. Sekr. Assistent Johannes dankt dem Gemeinderat 

für die Bewilligung einer halben Gymnasiums-Freistelle 
an seinen Sohn.

^1. Beigeordneter Haas führt aus, daß vor 
25 Jahren mit dem 135. Jnf.-Regt. Herr Obermusikmeister 
Ritsche in Diedenhofen eingezogen sei und sich in den 
verflossenen 25 Jahren für das musikalische Leben in Die
denhofen in hervorragender Weise bemüht habe. Die Her
ren Offiziere des Infanterieregiments beabsichtigten Herrn 
Nitsche anläßlich des Regimentsjubiläums ein Geschenk in 
Form eines Flügels zu machen und sei es Ehrenpflicht der 
Stadt, das Verdienst des Herrn Nitsche anzuerkennen, und 
sich durch Gewährung eines Beitrages zu dem Geschenke an 
der Ehrung des Herrn Nitsche zu beteiligen. Er bean
tragt einen Zuschuß in Höhe von 300 -N zu bewilligen.

Der Gemeinderat schließt sich mit großer Ma
jorität dem Anträge an und bewilligi einen Beitrag 
von 300 -N.

in. Die Vereinigung ehem. Angehöriger der Königl. 
Bayr. Armee lädt die Verwaltung und den Gemeinderat zu 
ihrem am 23. März im Schillerhof stattfindenden 1. Stif
tungsfeste ein.

n. Bei Gewährung des Kredits zur Beschaffung von 
Turngeräten für das neue Gymnasium hat der Ee- 
meinderat bestimmt, daß die Angelegenheit durch die Bau
kommission definitiv erledigt werden soll. Die Baukom
mission hat ihrerseits die Herren Denz, Frank und Pfan- 
schilling mit der eingehenden Prüfung der Bestellung be
traut. Es ist beschlossen worden der Firma Heinrich Mayer, 
Turngerätefabrik in Hagen i. Wests, als Mindestfordernde 
für den Betrag von 2996 -N den Zuschlag zu erteilen. Der 
Vorsitzende glaubt, daß durch die Beauftragung der Bau- 
komission gleichzeitig auch die Genehmigung zur freihändi
gen Vergebung erteilt worden ist und bittet falls dies nicht 
zutreffen sollte, um Erhebung von Einsprüchen.

Es wird kein Einspruch erhoben.
2. Verpachtung des Stadttheaters.

Der Vorsitzende führt aus, daß der Gemeinde- 
rat in seiner Sitzung vom 4. Dezember, die Verwaltung 
ermächtigt hat, bezüglich der Verpachtung des Stadtthea
ters zur Veranstaltung kinematographischer Vorstel
lungen, mit etwaigen Liebhabern in Unterhandlungen zu 
treten, falls eine Jahrespacht von 15 000 -N angeboten 
würde. Ein Konsortium hat neuerdings um Verpachtung 
des Stadttheaters für kinematographische Zwecke nachgesucht 
und einen Pachtpreis von 12 000 -N pro Jahr mit der Maß
gabe geboten, daß das Stadtheater zur Veranstaltung der 
bisher üblich gewesenen ordentlichen Theatervorstellungen 
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zur Verfügung der Stadt bleiben solle. Die Liebhaber be
absichtigen nur Vorstellungen mit großstädtischen Pro
gramms zu veranstalten und wöchentlich ein bis zwei Kin
dervorstellungen zu geben. Es wird ein Vertragsabschluß 
auf 3 Jahre gewünscht. Der Vorsitzende bezeichnet den ge
botenen Pachtpreis als eine für die Stadt notwendige Ein
nahme, hegt aber die Befürchtung, daß mit der Verpach
tung für kinematographische Zwecke die ordentlichen Vor
stellungen sehr leiden und möglicherweise überhaupt ein- 
gehen werden. Wenn letzteres eintreffen sollte, dann wür
den der Stadt neben den ihr aus Pacht zufallenden Ein
nahmen, die Ausgaben für Subventionierung der Theater
vorstellungen erspart bleiben und dadurch im städtischen 
BLdget ein gesamtes Einnahmeplus von ca. 18 000 Zl ge
schaffen werden, das dem vom künstlerischem Standpunkte 
aus bedauerlichen Ausfall der Theatervorstellungen gegen
über ein sehr beachtenswerter Faktor darstellt. Der Vor
sitzende hofft neben den kinematographischen Vorstellungen 
auch die ordentlichen Aufführungen beibehalten zu können, 
indem er einer Einschränkung der bisherigen Anzahl dieser 
Vorstellungen das Wort redet evtl. unter weitere Gewäh
rung des momentan den Theaterdirektionen gezahlten 
städtischen Zuschusses von insgesamt 3000 -N.

Im Gange der nunmehr folgenden Verhandlungen des 
Eemeinderats weist ein Mitglied darauf hin, daß es zwar 
bedenklich erscheine die Theatervorstellungen ganz eingehen 
zu lassen, indes die gebotene Pachtsumme für die städtischen 
Finanzen sehr ins Gewicht falle, und wohl kaum ausge
schlagen werden dürfe. Mitglied Salomon bean
tragt den Pachtpreis, wie durch Beschluß vom 4.. 12.1l. 
festgesetzt, auf 15000 pro Jahr zu normieren. Andere 
Mitglieder treten für Annahme des gebotenen Betrages 
von 12 000 ein. Mitglied Cailloux beantragt 
von den Vertragsnehmern die Gestellung einer Bürgschaft 
zu verlangen und die Entrichtung des Pachtpreises in halb
jährlichen, voraus zahlbaren Raten zu vereinbaren. In 
einem Schlußwort weist der Vorsitzende darauf hin, daß der 
Preis von 12 000 sehr annehmbar erscheine, da den 
Vertragsnehmern auch die Heizung, Beleuchtung, Reini
gung, Versicherungsgebühr sowie alle sonstigen durch die 
Veranstaltung entstehenden Kosten auferlegt werden 
sollen.

Bei der nun folgenden Abstimmung werden folgende 
Beschlüsse gefaßt:

a) Der Gemeinderat istimPrinzip mitderVer- 
pachtung des Stadttheaters für kinematographische 
Zwecke einverstanden.

6) Entgegen dem Antrag Salomon wird 
der Pachtpreis auf 12 000 -N pro Jahr festgesetzt, und ent
sprechend Antrag Cailloux die Gestellung einer 
Bürgschaft verlangt. Die Zahlung des Pachtpreises ist in 
halbjährlichen Raten im voraus zu entrichten.

e) Die Vereinbarung einer dreijährigen Pachtzeit wird 
genehmigt.

ä) Sämtliche aus der Verpachtung erwachsende Kosten, 
deren detaillierte Aufführung der Verwaltung überlassen 
wird, fallen den Vertragsnehmern zur Last.

s) Die Verwaltung ermächtigt einen im Sinne vor
stehender Anordnungen abgefaßten Vertrag abzuschlietzen.

3, Ernennung eines Mitgliedes zur 
Reitweoekommission.

Die Kaiserliche Kommandantur teilt mit, daß nachdew 
die Linienführung der geplanten Reitwege für die OU 
ziere der Garnison Diedenhofen festgelegt ist, demnächst 
mit der Anlage derselben begonnen werden soll. Zwecks 
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lleberwachung der Anlage der fraglichen Wege ist eins 
Reitwegkommission gebildet worden, welcher 
Offiziere der verschiedenen Truppenteile des Standorts an
gehören. Um die Stadtverwaltung dauernd von der Tä
tigkeit der Reitwegkommission auf dem lausenden zu halten, 
hält die Kaiserliche Kommandantur die Ernennung eines 
Mitglieds desEemeinderats zur fraglichen Kommission für 
zweckmäßig und bittet um Benennung eines Vertreters des 
Eemeinderats.

Dem Vorschläge der vereinigten Eemeinderatskomission 
entsprechend, ernennt der Gemeinderat Herrn Röchling zum 
Mitgliede der militärischen Reitwegekommission. Herr 
Röchling nimmt die Wahl an.

4 Begutachtung eines Naturalisationsantrages.
Der Metzgermeister Nikolaus Hotz geb. am 26. 7. 67 zu 

Diedenhofen, verheiratet mit Anna Klara Weber, geb. am 
22. 10. 79 zu Luxemburg, beantragt Naturalisation, 
hoß besitzt durch Abstammung die luxemburgische Staatsan
gehörigkeit. Er betreibt in Diedenhofen eine Metzgerei, 
wohnt hierselbst, bis aus eine kurze Unterbrechung, seit 
seiner Geburt, und hat Strafen nicht erlitten. Hoß erfüllt 
die Bedingungen des 8 8 des Staatsangehörigkeitsgesetzes. 
Der Gemeinderat befürwortet auf den Antrag 
des Berichterstatters Beigeordneten Haas die Naturali
sation des p. Hoß auf das wärmste.

5. Niederschlagung eines Schulgeldbetrages 
und Hundesteuern.

a. In den Schulgeldheberollen für das 1. und 2. Ter
tia! war der Schüler Karl Ettighofer aus Terwen ausge
nommen. Infolge eines unglücklichen Falles ist der Schüler 
nicht mehr fähig die Schule zu besuchen und hat seit Ostern 
an dem Schuluntericht nicht mehr teilgenommen. Ettigho- 
nr ist für das 1. Tertial mit einem Betrage von 2,40 -N, für

2. Tertial mit einem Betrage von 1,80 -N in der Schul
geldheberolle aufgenommen. In der Schulgeldheberolle für 
aas 1. Tertial ist die Schülerin Anna Ring aus Terwen 

ainem Betrage von 2,40 -N ausgenommen. Auch diese 
Schülerin besucht die Beauregarder Schule seit Ostern nicht 
wehr. Der Stadtrechner beantragt die Niederschla- 
6 6o"-R der offenstehenden Beträge von insgesamt

Auf den Antrag des Berichterstatters Beigeordneten 
i)aas schlägt der Gemeinderat den Betrag von 6,60 

nieder.
b) Seitens des Steuerausschusses wird die Niederschla- 

^„"6 arnes Hundesteuerbetrages von insgesamt 
empfohlen. Die Niederschlagung hat sich als not- 

n»" § erwiesen, weil eine Anzahl von Hundebesitzern zu 
recht zur Hundesteuer veranlagt worden war.
Der Gemeinderat billigt die Niederschlagung des be

fragten Betrages von 59-Ä.

6- Begutachtung desHaushaltsetatsdesGymnasiums  
Mp Der Kaiserliche Oberschulrat in Straßburg legt durch 
... Etelung des Herrn Bezirkspräsidenten den in Einnah- 

".und Ausgaben mit 11975,56 abschließenden Ent- 
Haushaltsetat des Gymnasiums pro 1912 vor, 

heiki Ersuchen denselben dem Gemeinderat zur Gut- 
kom^O- unterbreiten. Die vereinigten Gemeinderats- 

"chanen, welche den Etat am 14. Febr. einer Prüfung 
n ^ogen haben, schlagen dem Gemeinderat vor, „Titel 
für ^"Mche Pflichtausgaben. Pos. 8b Unterrichsmittel 

s^^fiMuftl. Sammlungen und Geräte für das 
alrsche Kabinet und das chemische Laboratorium" von 

700 auf 300 -N herabzusetzen. Der empfohlene Abstrich 
wird damit begründet, daß der Gemeinderat erst am 4. 
Dezember letzhin zur Beschaffung von Apparaten und In
strumenten für das Physik. Kabinet und das chemische Labo
ratorium eine Summe von rd. 8000 -N bewilligt hat und 
daher pro 1912 ein Betrag von 300 -N zur Unterhaltung und 
Ergänzung hinreichend erscheint.

Der Gemeinderat schließt sich dem Vorschläge 
der vereinigten Kommissionen an und ermäßigtdie Po
sition 8 b des Titels Ib auf 300 -N. Im übrigen wird der 
Entwurf des Haushaltsetats angenommen. Nach Vor
nahme des Abstriches schließt der Etat in Einnahmen und 
Ausgaben mit 11575,56 cN ab.

7 Prüfung der Iahresrechnung,
Der Vorsitzende führt aus, daß gemäß 8 68 Abs. 1 der 

Gemeindeordnung vor den Beratungen über das Gemeinde- 
budget die Jahresrechnung der Gemeinde dem Gemeinde- 
rat zur Annahme vorzulegen ist. Er empfiehlt, wie in den 
Vorjahren, eine Kommsision mit der Prüfung und Bericht
erstattung zu beauftragen.

Der Gemeinderat ernennt zur Prüfung der 
Jahresrechnung die Bkitglieder H. Frank, I. Franck und 
Nouviaire.
8 Veräußerung von Bauplätzen und Begutachtung 

von Baugesuchen.
a. Der Vorsitzende trägt vor, daß auf den Bauplatz 

«I an der Johann Wehestraße mit 9,50 in Front und 25 w 
Tiefe, neben dem Neubau Kramm, ein Angebot von 11,50 
-N pro gin eingereicht worden ist. Die vereinigten Kom
missionen haben vorgeschlagen, den Kaufpreis auf 12 -N pro 
>jin festzusetzen.

Der Gemeinderat schließt sich dem Kommissions- 
vorschlage an und setzt den Kaufpreis auf 12 <N pro gin fest. 
Die Verwaltung wird ermächtigt, die erforderlichen Maß
nahmen zur freihändigen Veräußerung des Platzes in die 
Wege zu leiten, und die freihändige Veräußerung nach Ein
leitung des llebergebotverfahrens unter den üblichen Be
dingungen und Anordnung sofortigen Bauzwanges vorzu- 
nehmen.

b. Durch Beschluß des Eemeinderats vom 3. 8. 1911 ist 
der Preis eines neben dem Neubau Haut an der St. Peter
straße liegenden Bauplatzes von 14 in Front und etwa 4,50 
Ar Inhalt auf 15 <N pro gin festgesetzt und die Veräußerung 
des Platzes an die üblichen Verkaufs- und Baubedingungen 
geknüpft worden. Der Liebhaber hat nicht gegen den 
Preis, wohl aber dagegen Einspruch erhoben, daß ihm die 
Bauerlaubnis zur Errichtung eines aus Erd-, Ober- und 
Dachgeschoß bestehenden Einfamilienhauses versagt wurde, 
weil das Nachbarhaus außer Erd- und erstem Obergeschoß 
ein zweites Obergeschoß und einen ausgebauten Dachstock 
besitzt. Der erhobene Einspruch ist damit begründet, daß kei
nerlei gesetzliche Bestimmungen über die Mindesthöhe von 
Gebäuden bestehen, und auch an anderen Stellen ähnliche 
Bauten bereits zugelassen seien. Der Liebhaber erklärt sich 
bereit, den freibleibenden Giebel des Nachbarhauses auf 
seine Kosten architektonisch aüszubilden.

Die vereinigten Kommissionen, welchen der Einspruch 
vorgelegen hat, empfehlen die Ausführung des geplan
ten Baues unter der Bedingung zu genehmigen, daß Lieb
haber eine vom Stadtbauamt angefertigte Skizze zugrunde 
legt, in welcher der Höhenunterschied zwischen seinem Neu
bau und dem bereits bestehenden Nachbargebäude merklich 
abgeschwächt ist. Ferner hat Liebhaber die Verpflichtung zu 
übernehmen, den Giebel der Nachbarhäuser, sowohl des be
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stehenden als des evtl. später zu errichtenden, falls dieses 
höher wird, architektonisch auszubilden.

Der Eemeinderat schließt sich dem vorstehenden 
Kommissionsbeschlusse an und ermächtigt die 
Verwaltung nach Annahme der gestellten Bedingungen, die 
freihändige Veräußerung des Bauplatzes nach Einhaltung 
des üblichen Verfahrens, unter den bekannten Bedingun
gen sowie Anordnung sofortigen Vauzwanges in die Wege 
zu leiten.

a. Ein auswärtiger Liebhaber wünscht einen Bauplatz 
von etwa 13 in Front und 30 w Tiefe an der Kaiserin 
Auguste Viktoria-Promenade, neben dem Lagerplatz der 
Firma Kirsch und Bentlage, zu erwerben, hält sich jedoch 
die definitive Entscheidung über den Erwerb bis Mitte 
März vor, da dieser mit einem anderen Geschäfte zusam- 
menhängt. Die vereinigten Kommissionen haben 
unterm 14. d. Mts. zu dem Antrag Stellung genommen und 
empfehlen dem Eemeinderat

a) das Angebot ohne Auferlegung besonderer Bedin
gungen anzunehmen;

b) den Eeländepreis mit Rücksicht auf die vorhandenen 
Festungsgräben auf 12 <N pro gra festzusetzen;

e) die Straßenbaukosten, zu dem bei Veräußerung von 
Festungsgelände üblichen Satze von 50 -4t pro ltcknr 
anzurechnen;

0) für den Vauuntergrund keine Garantie zu über
nehmen;

e) bezgl. der zu überbauenden Fläche die städt. Bau
ordnung Platz greifen zu lassen.

Der Eemeinderat erhebt den Kommissions- 
vorschlag zum Beschluß und ermächtigt die Ver
waltung, nach Annahme der gestellten Bedingungen, die frei
händige Veräußerung des Bauplatzes in der üblichen Form 
und unter den allgemeinen Bedingungen, selbstverständlich 
unter Auferlegung sofrtigen Bauzwanges, vorzunehmen.

<1. Der Vorsitzende trägt folgenden Sachverhalt vor: 
Die Firma Geschwister Knopf hat unter Vorlage eines 
Bauprojektes die Erteilung der Genehmigung zum Um
bau des Hauses Lesceux, Luxemburgerftr. 15, nachgesucht. 
Der Eigentümer des Nachbarhauses, Pensionär Th. Streb, 
hat auf Grund des A 22 der städtischen Bauordnung gegen 
die Umbauarbeiten, soweit sie in dem an sein Grundstück 
angrenzenden mittleren Hofe vorgenommen werden sollen, 
Einspruch erhoben. Gelegentlich einer aus den Streb'schen 
Einspruch hin vorgenommenen Ortsbesichtigung durch die 
Baukommission, wurde festgestellt, daß, trotzdem eine Bau
genehmigung noch nicht erteilt war, die Firma Bergmann 
zwischen den beiden zitierten Anwesen eine Mauer auf 
Trägern, die in den Mauern des Vorder- und Hintergebäu
des der Firma Bergmann eingelagert waren, sodaß eine 
Benutzung der Streb'schen Untermauer nicht stattfand, auf
geführt hatte. Die Baukommission konnte den Eindruck 
nicht gewinnen, daß der von p. Streb erhobene Einspruch 
rechtlich begründet sei und befürwortete die nachträgliche 
Erteilung der nachgesuchten Bauerlaubnis. Auch die ver
einigten Kommissionen befürworteten die Erteilung der 
Bauerlaubnis und Verweisung des Streb auf den Weg der 
Zivilklage.

Während der hierauf folgenden allgemeinen Debatte 
wird von mehreren Mitgliedern bemängelt, daß in letzter 
Zeit häufig ohne Abwartung der vorgeschriebenen Bauer
laubnis gebaut wird; es erscheine notwendig, zur Wahr
nehmung des Ansehens der Stadtverwaltung fortan ener
gisch mit Strafen einzuschreiten. Im übrigen wurde die 
nachträgliche Erteilung der Baugenehmigung empfohlen, 
falls der Firma Bergmann eine Buße auferlegt würde. Be
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züglich der Höhe der Buße beantragt Mitglied Röchling 
eine Buße von 200 -N, während Beigeordneter Haas die 
Festsetzung einer solchen in Höhe von 500 -K wünscht; Mit
glied Ködert hält eine strengere Strafe für notwendig 
und beantragt, dieselbe auf 800 -N zu normieren. Mitglied 
Pfanschilling hält die Festsetzung einer Strafe oder 
Buße für unzulässig und bittet von einer solchen abzu- 
sehen. Nach einer Prüfung der rechtlichen Zulässigkeit der 
Festsetzung einer Buße oder Strafe, beschließt der Ee
meinderat nachträglich die Erteilung der Bauerlaub
nis gutzuheißen mit der Maßnahme, daß für die ohne Er
laubnis vorgenommenen Bauarbeiten eine Buße von 150 -ll 
vorher eingezogen wird.

s. Architekt Pfanschilling beabsichtigt das Grundstück 
an der Ecke der Elisabethstraße sowie an dem an der Fentsch 
entlang führenden Fußweg gelegen, zu überbauen und bit
tet um Erteilung der erforderlichen Genehmigung. Zu die
sem Zwecke legt er eine Planskizze vor, welche die Errich
tung eines einfachen und eines Doppel-Wohnhauses ver
sieht. Da das zu überbauende Gelände nur eine mäßige 
Tiefe hat und der Eigentümer des anstoßenden Grundstückes 
sich zur Veräußerung seines Eigentums oder eines Teiles 
desselben nur zu für den Antragsteller unannehmbaren Be
dingungen bereitfinden will, sollen die Hinterfronten der zu 
errichtenden Neubauten auf die Grenze des Nachbargrund
stückes gesetzt werden. Die vereinigten Kommissionen haben 
in ihrer Sitzung vom 14. d. Mts. die Erteilung der nachge
suchten Genehmigung empfohlen unter der Voraussetzung, 
daß das vor die Bauflucht fallende Privatgelände für Stra- 
ßenzwecke sofort an die Stadt abgetreten und dessen Wert 
späterhin auf die Anliegerkosten angerechnet wird.

Die Angelegenheit veranlaßte eine eingehende Debatte, 
in deren Verlauf der Vorsitzende feststellt, daß die vorgelegtc 
Bebauungsskizze dem K 22 Ziff. 2g, der städt. Bauordnung 
zuwider, eine Ueberbauung von mehr als des zu Bau
zwecken verwendbaren Geländes vorsieht, und außerdem 
die bei offener Bauart durch die Bauordnung festgesetzten 
Abstände von den Nachbargrenzen nicht innehält. Mitglied 
Röchling beantragt das Vaugesuch infolge dieser beiden 
Verstöße gegen die Bauordnung abzulehnen. Mitglied 
Pfanschilling hält die Errichtung der Hinterfronten 
der beabsichtigten Neubauten auf der Nachbargrenze nach 
den Bestimmungen der Gesetzgebung für zulässig und 
bestreitet das Zurechtbestehen etwa entgegenstehender Vor
schiften der Bauordnung (Stadtbaumeister Mayer um Aus
kunft hierüber ersucht, teilt die Ansicht des Mitgliedes 
Pfanschilling mit Rücksicht auf die Bestimmungen der 
05 und 69 des Gesetzes betr. die Ausführung des Bürgern 
Gesetzbuches.) Ein Mitglied hält die Prüfung der Ange
legenheit durch einen juristischen Sachverständigen für not
wendig. Dieser Ansicht ist der Vorsitzende nicht, da die Er
teilung der Genehmigung unter dem ausdrücklichen Vorbe
halt der etwaigen Rechte Dritter erfolgt. Mitgneo 
Schiltz beantragt Verweisung an eine Spezialkommisstow 

' Hierauf empfiehlt der Vorsitzende die Verwm- 
tung zu ermächtigen, die Genehmigung unter'folgenden Be
dingungen zu erteilen:

Der Antragsteller richtet sein Bauprojekt so ein, daß 
das Grundstück zu höchstens 40 A, seiner Gesamtfläche über
baut wird. Die Errichtung der Hinterfronten der Neubau
ten wird ausnahmsweise, unter Vorbehalt der etwaige 
Rechte Dritter, auf der Nachbargrenze zugelassen, wen 
Antragsteller sein vor die Bauflucht fallendes Priv"tg„ 
lände, das zu Straßenanlagezwecken Verwendung ljbde 
wird, sofort unentgeltlich an die Stadt abtritt und nnt b 
Mauer seiner Vorgärten in die Baufluchtlinie rückt. 
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vor der Bauflucht liegende Eeländestreifen ist gangbar 
herzurichten, und wird dessen Wert späterhin auf die An
liegerkosten zu einem noch zu ermittelten Satze verrechnet.

Auf die Erklärung des Mitgliedes P f a ns ch i l l i n g, 
daß er die gestellten Bedingungen bis auf die Herstellung 
der Straße anzunehmen bereit sei, gab der Vorsitzende die 
Erklärung ab, daß es sich nur um eine provisorische 
Herstellung des Weges handele. Hierauf nahm Mitglied 
Pfanschilling die gestellten Bedingungen an.

Der Eemeinderat schloß sich den Vor
schlägen des Vorsitzenden an und erhob die
selben zum Beschluß.

9. Eeländeauslausch mit der Gutehoffnungshütte
Durch Akt, errichtet auf Grund eines Gemeinderatsbe

schlusses vom 19. 2. 1910 vor Notar Sibille am 28. 3. 1911 
hat die Stadtverwaltung von der Verwaltung des Stifts 
St. Madeleine im Tauschwege erworben

a) 12 gnr aus Parzelle 735p an der Crau- 
serpromenade, bewertet mit 30 -N pro gin — 360,00 -N

b) 6 gin aus Parzelle 738p an der Poter-
nenstraße bewertet mit 30 -N pro gw — 180,00 -N

c) 16,35 Ar Acker, Gemarkung Monhofen,
Gewann Stein, Flur 19, Nr. 105, bewertet mit
l-5 -ttpro Ar 1062,75 -N

Der Wert der vom Hospiz St. Madeleine 
übernommenen Geländeflächen beläuft sich auf 
insgesammt 1602,75 -N

Die Stadtverwaltung hat hingegen an
»as Stift St. Madeleine im Tauschwege abge
treten 48 gw Gelände, bezeichnet mit Nr. 1107, 
l>739, an der Poternenstraße, bewertet mit 30

pro cM 1440,00 M

Aus Grund dieses Tauschgeschäftes hatte
. Stadtverwaltung der Stiftsverwaltung

erne Varherauszahlung von 162,75
Su leisten gehabt.

Die tauschweise abgetretene Eeländefläche auf Bann 
Monhofen, Flur 19, Nr. 105 mit 16,35 Ar, ist nicht in Ei- 
örntum der Stadt übergegangen, weil die Stiftsverwal- 
^3 St. Madeleine diese Parzelle versehentlich auch an die 

ehoffnungshiitte in Oberhausen veräußert, und letztere 
^Eagung ins Eigentumsbuch vor der Stadtverwal- 

w! ^?utragt hatte. Die Veräußerung an die Eutehoff- 
' ngshütte erfolgte unter Zugrundelegung eines Verkaufs- 

p Oes von 100 pro Ar zum Preise von 1635 ^l. Diese 
iti>n"^ sich die Spitalverwaltung bereit erklärt, an- 
di» vertraglich abgetretenen Tauschparzelle Nr. 105 an 
ist zu überweisen. Die Stadtverwaltung

"Nt dieser Regelung der Angelegenheit einverstanden.
an der versehentlichen Veräußerung der bereits 
m r? Stadt im Tauschwege abgetretenen Parzelle auf Ee- 
und Monhofen, sind zwischen der Stadtverwaltung 
bazn/^ Gutehossnungshütte Tauschverhandlungen ange- 
den n ?"^den, welche die Herbeiführung einer Abrundung 
Gi-n^d'AEigen Liegenschaften in der Nähe des städt. 
Tutend- inMonhofen zum Gegenstand hatten. Die
tre>»„ ^uungshütte ist mit zwei Tauschvorschlägen vorge- 
E e n, > welchen der nachbezeichnete von den vereinigten 
zax " deratskommissionen dem Gemeinderat 
die """hwe empfohlen wird. Hiernach oietet 
tuw „ ?doffnungshüttte der Stadt von ihrem Erundeigen- 
iw Gemarkung Monhofen, Gewann Stein, Flur 19

Tauschwege an

von der Parzelle 81 8,73 Ar
// // // 91 23,51 „
,/ // " 92 25,26 „
// // // 128 5,40 „

insgesamt 62,90 Ar
Sie wünscht dagegen von der Stadt in derselben Ee-

markung, Gewann und Flur tauschweise zu erhalten:
vou der Parzelle 80 7,27 Ar

67 17,31 „
von der Parzelle 68 0/
von den Parzellen 125, 126, 127 18,20 „
von der Parzelle 93 2,- „
insgesammt 49,78 Ar

Für die von der Gutehoffnungshütte ab- 
zutretenden Mehrfläche von 13,12 Ar
müßte die Stadtverwaltung pro Ar 100 -N, die auch von 
der Gutehoffnungshütte bei Erwerb gezahlt worden sind, 
insgesamt also 1312 -N vergüten, welche aus dem vom Spital 
St. Madeleine auszuzahlenden Kaufpreise der Parzelle 105, 
in Höhe von 1635 -N, gedeckt werden könnten. Die einzel
nen Tauschflüchen, die als gleichwertig anerkannt werden, 
sollen noch genau ermittelt, planmäßig festgestellt und bei 
Abschluß des Tauschaktes in denselben ausgenommen wer
den.

Aus den Vorschlag des Vorsitzenden genehmigt der 
Eemeinderat den von den vereinigten Kommis
sionen empfohlenen, vorstehend niedergelegten 
Tauschvorschlag der Gutehoffnungshütte und billigt 
die vom Vorsitzenden angeregte Deckung des Kaufpreises der 
von der Stadt einzutauschenden Mehrfläche. Die Verwal
tung wird ermächtigt auf dieser Grundlage mit der Eute- 
hoffnungshütte einen T a u s ch v e r t r a g abzuschließen.

In dem mit der Gutehoffnungshütte aufzunehmenden 
Tauschakt soll festgelegt werden, daß die Stadtverwaltung 
auf das von der Spitalverwaltung St. Madeleine erwor
bene Grundstück im Gewann Stein, Flur 19, Nr. 105, mit 
16,25 Ar, welches auch an die Gutehoffnungshütte veräußert 
worden ist, verzichtet und zwar unter der ausdrück
lichen Bedingung, daß die Spitalverwaltung der Stadt 
den Kaufpreis der Parzelle in Höhe von 1635 <4! überweist.

10. Anstellung von Lehrerinnen an der höheren 
Mädchenschule.

u) Durch Erlaß des Kaiserlichen Ministeriums (Ober- 
schulrat) vom 18. 12. v. Js. — O. S. 10761 — wird die 
Absicht geäußert, die kommissarische Vorsteherin Dr. Wanda 
Braun, die kommissarischen Lehrerinnen Paetzold und Zir- 
kenbach, sowie die Handarbeitslehrerin Verkenheier an der 
städt. höheren Müdcheschule fest anzustellen. Gleichzeitig 
wird um Herbeiführung einer gutachtlichen Aeußerung des 
Aufsichtsrats der höh. Mädchenschule über diese Absicht er
sucht.

Der Aufsichtsrat der höheren Mädchenschule hat 
die definitive Anstellung der vorgen. Lehrerinnen befür
wortet und empfohlen, dem Kaiser!. Oberschulrat die 
Bitte vorzutragen, Fräulein Dr. Braun zugleich zur Ober- 
lehrerin zu ernennen.

Der Gemeinderat schließt sich dem Vorschläge 
des Aufsichtsrats an und erhebt denselben zum Beschluß.

b) Durch Erlaß des Kaiserl. Ministeriums — Ober
schulrat vom 9. Februar d. Js. — O. S. 1156 — wird da
rauf hingewiesen, daß das z. Zt. in der höh. Mädchenschule 
übliche Verfahren der Vereinigung von je 2 Klassen im 
Handarbeitsunterricht sowohl im Interesse der Disziplin 
als auch mit Rücksicht auf die llnterrichtsleistungen nicht 
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weiter aufrecht erhalten werden kann. Gleichzeitig wird er
sucht, von Beginn des Sommerhalbjahres ab jeder Klasse 
gesonderten Handarbeitsunterricht erteilen zu lassen und 
das Gehalt der Lehrerin der vermehrten Stundenzahl ent
sprechend zu erhöhen.

Der Aufsichtsrat der höheren Mädchenschule 
empfiehlt die Teilung der Klassen 4a, 4b, 3a und 3b 
und die Erhöhung des Gehaltes der Handarbeitslehrerin 
von 700 auf 1000 -K.

Da die vereinigten Kommission diesem Vorschläge bei
treten, nimmt der Eemeinderat denselben einstim - 
mig an.

11. Erhöhung der Straßenreinigungsgebühren und 
Einführung von Müllabsuhrabgaben, Baugebühren 

sowie Reinigung der Hausentwässerungen.
Der Vorsitzende trägt vor, daß er am 4. Dezember letzt

hin, gelegentlich der Beratungen des Eemeinderats über 
die Festsetzung der Steuerzuschläge pro 1912, eine Erhöhung 
der außerordentlichen Zuschläge von 30 auf 47beantragt 
habe, wenn der Eemeinderat nicht einer Erhöhung der 
Straßenreinigungsgebühren und der Einführung einer 
Müllabfuhrgebllhr zustimmen sollte. In dieser Sitzung 
habe der Eemeinderat die Erhöhung der Zuschläge in der 
vorgeschlagenen Höhe abgelehnt und nur 7 weitere Zu
schlagspfennige bewilligt. Daraufhin habe er empfohlen, 
die bisher auf 1 -K pro lfdm. Hausfront normierten 
Straßenreinigungs- und Müllabfuhrgebühren auf den Nut- 
zungswert der Hausgrundstllcke umzulegen und in Zukunft 
an solchen Gebühren 1—2A> des Nutzungswertes zu erheben. 
Ein lleberschlag der in diesem Falle voraussichtlich entste
henden Einnahmen habe ergeben, daß bei Erhebung einer 
Kehrgebllhr von 1A> bezw. der Einführung einer Müllab
fuhrgebühr von vom Nutzungswert der Häuser eine 
Mehreinnahme von ca. 17 000 -K zu erwarten sei; der Ee
meinderat hatte sich daraufhin im Prinzip einverstanden 
erklärt die Kehrgebllhren auf 1A und die Müllabfuhrge
bühren auf festzusetzen. Bei der Prüfung des Budgets 
habe sich ergeben, daß die beabsichtigte Erhöhung der Kehr- 
gebühren bezw. Neueinführung der Müllabfuhrgebühren 
nicht hinreichen um das Budget zum Balancieren zu brin
gen; die vom Eemeinderat seinerzeit weniger bewilligten 
10A Zuschläge entsprechend einem Ausfall von 20 000 
während die bisher vorgesehenen Kehr- bezw. Müllabfuhr
sätze nur etwa 12 000 einbringen würden; um nun eine 
Mehreinanhme von 20 000 zu erzielen, sei es notwendig 
in Zukunft folgende Gebührensätze zu erheben:

a) Gebühr für Kehr- und Müllabfuhr der bebauten 
Grundstücke der gepflasterten bezw. asphaltierten Straßen 
2A> des Nutzungswertes

b) für Müllabfuhr und einmal desgl. wie vor bei Haus
sierten Straßen 1HA> des Nutzungswertes.

e) Kehrgebühren für Gebäude und Plätze der Garnison- 
Verwaltung, Proviantamt, Artilleriedepot, Garnison-Laza
rett, Fortifikation, Reichs-Eisenbahn-Verwaltung

bei gepflasterten Straßen 2 °4l pro lfdm.
Lei Haussierten Straßen 1 pro lfdm.

cl) bei steueramtlich nicht eingeschätzten Grundstücken 
bezw. im Bau begriffenen Neubauten 2 -4l pro lfdm.

s) Gebühr für Müllabfuhr, wo Straßenreinigung nicht 
in Frage kommt, 1A> des Nutzungswertes.

Da die Ausgaben für diesen Titel 35 000 betragen, 
dürfte die vorgeschlagene Erhöhung zweckentsprechend sein.

Die vereinigten Kommissionen haben nach eingehen
der Prüfung der Angelegenheit die in Vorschlag gebrachten 
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Sätze als angemessen anerkannt und einstimmig deren An
nahme durch den Eemeinderat empfohlen.

In der den Ausführungen des Vorsitzenden folgenden 
allgemeinen Diskussion wünscht Mitglied Dr. Medernach, 
daß die Ausgaben für Straßenreinigung und Müllabfuhr 
durch Erhebung von Zuschlägen gedeckt werden sollen, da 
diese Ausgaben im Interesse der Allgemeinheit gemacht 
werden und daher auch durch die Allgemeinheit zu tragen 
sind. Die llmlegung derselben auf die Hauseigentümer 
stelle eine einseitige Besteuerung dar, die man den an und 
für sich schon sehr belasteten Hauseigentümern nicht zumu- 
ten dürfe. Dem wird von Mitglied Schiltz entgegengestellt, 
daß die Straßenreinigungs- und Müllabfuhrkosten von den
jenigen zu tragen sind, welche dieselben verursachen, und 
nicht etwa von der Bevölkerung der Vororte, die davon 
keine Vorteile haben. Beigeordneter Haas schließt sich ven 
Ausführungen des Mitgliedes Dr. Medernach an und b e - 
an tragt, falls die Vorschläge der Kommission dennoch 
zur Annahme gelangen sollten, die neue Gebühr erst vom 
1. 4. 1913 ab einzuführen, damit die Hauseigentümer be- 
zügl. der Abwälzung eines Teiles derselben auf die Miete: 
Vorkehrungen treffen können. Mitglied Röchling spricht sich 
für den Kommissionsantrag aus. Mitglied Salomon 
wünscht die llmlegung auf die Mieter. Dies wird vom ju
ristischen Standpunkt aus als unzuläßig bezeichnet. Der 
Vorsitzende betont sodann nochmals die Gründe, welche die 
Einführung der neuen Gebühren notwendig erscheinen las
sen und weist darauf hin, daß die Stadt die Reinigung der 
Straße den Hauseigentümern vor Jahren abgenommen 
habe, diese daher die Schuld an den heute erheblichen Rei- 
nigungskosten tragen. Die in Vorschlag gebrachten Gebüh
ren seien übrigens nicht so erheblich, wie man sie hinzu
stellen versuche, und kaum so hoch, wie die Ausgaben, welche 
die Hauseigentümer s. Zt. aufbringen mußten, als sie noch 
selbst die Pflicht zur Reinigung der Straßen hatten. Aus 
eine Einwendung des Mitgliedes Dr. Medernach, daß die 
Eigentümer durch die neuen Gebühren die Reinigungskosten 
fiir städtische Plätze und nicht bebaute Straßen aufzubringen 
hätten, was nicht zuläßig sei, und die Ausführungen des 
Mitgliedes Röchling, daß die heute geforderten Gebühren 
bereits im Prinzip durch den Eemeinderat genehmigt seien, 
beantragt Mitglied Dr. Kuborn Schluß der De
batte, welchem Antrag der Gemeinderat beipflichtet.

Nachdem der Vorsitzende darauf hingewiesen, daß der 
Stadt immer noch eine Ausgabe von über 5000 -K für die 
Reinigung der öffentlichen Plätze zufalle, wird zur Ab
stimmung geschritten.

Es sprechen sich für Einführung der neuen Sätze nach 
dem Kommissionsvorschlag 13 Mitglieder, gegen denselben 
6 Mitglieder aus. Somit ist der Kommissionsan- 
tragangenommen.

Der zur Abstimmung gelangte Antrag des Mitglie
des Haas, die neuen Gebühren erst am 1. 4. 1913 einzu
führen, wird abgelehnt; der Antrag des Vor - 
sitzenden die neuen Gebühren am 1. 4. 12 in Kraft tre
ten zu lassen, wird a n g eno mm e n.

b) B a u g eb ü h r e n.
Der Vorsitzende trägt einen Beschluß der vereinigten 

Kommissionen vom 14. d. Mts. vor, nach welchem die Ein
führung von Baugebühren empfohlen wird, wie sie von den 
Städten Straßburg, Metz und Saarburg bereits erhoben 
werden. Er hofft, bei den minimalen in Vorschlag gebracv- 
ten Sätzen, die sich durchwegs niedriger stellen, als die von 
den bereits angeführten Städten erhobenen Baugebühren» 
der Stadtkasse eine jährliche Einnahme von etwa 3000 
zuzuführen, die bei dem weiteren Ausfall an Oktroi sey 
wünschenswert sei.
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Der von der Verwaltung in Vorschlag gebrachte Tarif 
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sieht nachbezeichnete Positionen und Gebührensätze vor:

Tarif
über -ie vor» -er Stadt Mederchofe« M erhebende« Ka«gebühren 

ab t. April ML.
Vorbemerkung.

1) Auf Grund der §8 55 u. 75 II I der Eemeindeord- 
nung vom 6. Juni 1895 werden Vaugebühren nach Maß
gabe der folgenden Sätze bei Bauausführungen sowie bei 
der Benutzung der öffentlichen Straße erhoben, die an die 
Ctadtkasse zu entrichten sind.

2) Die Baugebühren sind teils einmal zu zahlende, 
teils jährlich zu entrichtende Gebühren.

3) Ueber die Höhe der Vaugebühren wird dem Antrag
steller ein Vaugebührenschein zugestellt. Einwendungen 
über die Höhe der Vaugebühren entscheidet der Bürger
meister.

4) Die Vaugebühren sind mit der Ausstellung des Bau
scheines, bezw. der Bauerlaubnis fällig; eine Rückgabe 
fmdet nicht statt, wenn die Ausführung des Baues unter
bleibt.

Bei Ausstellung eines neuen Bauscheines, bezw. Bau- 
erlaubnis, die insbesondere bei Aenderung der Geschoßzahl 
und der durch den Bau bedeckten Fläche notwendig wird, 
wird die Gebühr nochmals fällig; bei unwesentlichen Aen
derungen nur eine solche von 1 für Aenderung des Bau
scheines, bezw. der Vauerlaubnis.

5 Der Bauschein bezw. die Bauerlaubnis wird nur ge
gen Vorlage einer Bescheinigung über die Einzahlung der 
Vaugebühren ausgehändigt.

6) Die jährlichen Gebühren werden im Laufe des Som
mers eines jeden Jahres erhoben. Sie sind für das lau
fende Jahr verfallen, wenn nicht bis zum 15. April schrift
lich oder zu Protokoll Anzeige erstattet wird, daß das Bau
werk, für welches die Gebühr geschuldet ist, beseitigt wor
den ist.

Lfd. 
Nr.

Bezeichnung der Bauwerke, bezw. Teilen von solchen, 
für die Baugebühren erhoben werden

Einheit

1

2

A. Verhältnismäßige, einmal zu zahlende Gebühren.

Gebühr für ein mehr als 4 Geschosse hohes Haus einschl.
Dachgeschoß

Gebühr für ein 4geschossiges Haus, einschl. Dachgeschoß

pro m Fluchtlänge 3
3

—

3 Gebühr für ein 3geschossiges Haus, einschl. Dachgeschoß 2 50
2 geschoss.4 Gebühr für ein großes Ein- oder Zweifamilienhaus 2 —

5

6

7

8

9

10

Gebühr für ein Ein- oder Zweifamilienhaus (Kleinwohn- 
hausj

Die Baugebühr wird, soweit nicht anders bestimmt, nach 
der Fluchtlänge der Gebäude berechnet. Für die Berechnung 
der Fluchtlänge entscheidend ist die der öffentlichen Straße 
zugekehrte Seite des Gebäudes. Wird an einem bestehen
den Hause die Straßenfluchtwand abgebrochen und von 
neuem aufgeführt, so kommt die Erhebung von Baugebüh
ren ebenfalls nach Maßgabe der Ziffern 1—5 in Betracht. 
Beschränkt sich der Neubau auf ein Geschoß, so kommt nur 
die Hälfte der obigen Sätze zur Erhebung.
Gebühr für eine Umwährungsmauer bei offener oder ge

schlossener Bauweise
Gebühr für eine andere Art von Einfriedigung auf gemau

ertem Sockel bei offener oder geschlossener Bauweise
Gebühr für die Erhöhung eines Hauses mit Inbegriff aller 

vorspringenden Teile an den aufzusetzenden Geschossen 
und zwar für jedes Geschoß

Zuschlag zu den Gebühren unter 1—8, wenn der Abnahme
schein durch Verschulden des Bauherrn nach erfolgter 
Abnahmebesichtigung nicht erteilt werden kann

Benutzung der öffentlichen Straße zur Lagerung von Bau
material, Aufstellung von Gerüsten, Bauzäunen pp. 
Für jede Woche und pro <zin
Erste Woche
Jede der 10 folgenden Wochen

,/

„ lfd.

l

0

0

I

4

0
0

25

25

50

15
10

cxcl. Dach 
1 geschoss. 
excl.Dach
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Lfd.
Nr.

Bezeichnung der Bauwerke, bezw. Teilen von solchen, 
für die Baugebühren erhoben werden

Einheit

11

12

13

14
15

16

17

18

19

20
21

22
23
24
23

26
27

29

30
31
32
33

Jede fernere Woche
Gebühr für Verputz eines Hauses
Für ausschließliche Erneuerung des Anstrichs, Abwäschen 

oder Abreiben der Außenwände werden Baugebühren 
nicht erhoben.

Gebühr für Kranz- oder Dachgesims aus Hausteinen, Holz, 
Backsteinen, Cement, Gips pp.

Desgl. für Band- oder Mittelgesims aus beliebigem Bau
stoff
Sockelgesims aus beliebigem Baustoff

Balköne, Erker und ähnliche Vorbauten von beliebiger Aus
kragung

Desgl. bei Ein- und Zweifamilienhäusern
Die Ansätze der Ziffern 12—16 werden nur dann in An

rechnung gebracht, wenn die Vorsprünge in die öffentliche 
Straße ragen und nicht die gänzliche Erneuerung der in 
Betracht kommenden Geschosse den Ziffern 1—8 gemäß zu 
berechnen ist.
Erdarbeiten auf öffentlicher Straße behufs Legung, Abän

derung oder Ausbesserung von Wasser-, Gas-, Elektri
zität^- und Dohlenabzweigungen oder von anderweiten Lei
tungen

B. Feste, einmal zu zahlende Gebühren.
Ein in der Straßenfluchtwand des Erdgeschosses eines Hau

ses umzubauender Fenster- oder Wandpfeiler
Durchbruch einer Fensteröffnung in die Straßenfluchtwand 

der Geschosse eines Hauses
Durchbruch einer gewöhnlichen Türöffnung nach der Straße 
Durchbruch einer Oesfnung für einen Verkaufsraum oder 

eine Toröffnung.
Wetter- oder Schirmdach über eine Verkaufsladenöffnung 
Tür- oder Fensterverdachung oder ein kleines Wetterdach 
Für feste Schutzdächer
Verschluß eines Verkaufsladens mit oder ohne vortreten

der Schaufensterbekleidung.
Die Erneuerung eines vorhandenen Verschlusses, Deck-, 

Klapp- oder Rolladen unterliegt ebenfalls der Gebüh
renerhebung. Bei Berechnung der Gebühren ist die An
zahl der Schaufenster nicht von Belang; vielmehr ist 
in jedem einzelnen Falle die Gebühr nach der Anzahl 
der räumlich voneinander abgeschlossenen, mit besonde
rem Zugänge versehenen Verkaufsräume zu berechnen

Anbringung einer in die Straße ragenden Fensterbank
In die Straße vorspringende Sommerläden und Fenster

läden des Erdgeschosses, wenn sie weniger als 2,10 ni 
über der Straßenoberfläche liegen

Jeder bei diesen Sätzen nicht aufgeführte Gegenstand, für 
welchen eine amtliche Ermächtigung eingeholt werden 
muß

Herstellung der Entwässerungsanlagen im Innern eines 
Gebäudes

Bei Ein- und Zweifamilienhäusern
C. Alljährlich zu entrichtende Gebühren.

Ladenplane oder Rollvorhang
Laterne, Schilder, Doppelschilder und durchsichtige Schilder 
Lichtschilder und Doppellichtschilder
Für jede nicht ausdrücklich bezeichnete Anlage vorstehender 

Art

pro Haus

pro m Fluchtlänge

für das Stück

Für jeden Fall

Für jede Oeffnung 

pro Hin.

pro lfd. in 
pro Stück

0 
1

0

0 
0

3 
2

2

2

1
2

4
2 
1
1

3

1

1

1

3 
1

0 
1
2

1

05
00

30

30
30

50 
00

00

50

50 
öO

00
00
50
50

00

00

00

00

00
50

50
20 
00

00
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Der Eemeinderat beschließt nach dem Vorschläge 
der vereinigten Kommissionen gegen eine Stimme die Ein
führung des vorstehenden Baugebührentarifs.

e) Reinigung der Hausentwässerungen.
Von dem Vorsitzenden wird ausgeführt, daß aus Bür

gerkreisen an die Stadtverwaltung wiederholt das Ersuchen 
gerichtet worden ist, die Hausentwässerungsanlagen gegen 
Entrichtung einer Gebühr durch städt. Arbeiter reinigen zu 
lassen. Dem Ersuchen ist wiederholt stattgegeben und für 
die Reinigung eine Gebühr erhoben worden, deren Fest
setzung durch Gemeinderatsbeschluß zweckmäßig erscheint. 
Die vereinigten Kommissionen haben das Bedürfnis 
zur Reinigung von Hausentwässerungsanlagen durch städt. 
Arbeiter gegen Erhebung von Gebühren anerkannt und 
empfehlen die prinzipielle Einführung des Reinigungs- 
dienstes, einerseits im Interesse der Bürgerschaft, anderer
seits im Interesse der intensiveren Ausnützung des Kanal
personals sowie der städt. Finanzen. Es wurde folgender 
Neinigungstarif in Vorschlag gebracht 
b Für die Reinigung eines Regenrohrsand-

fangs- oder Waschküchensinkkasten
für

Abonnenten sonst. Pers.
4020

25

40

50

60

-6 50

80

60

1

15

-4t

10
mit 20A Zu-

je einmalige
- Für die einmalige Reinigung eines Hof- 

ober Haussinkkastens
1 Für die einmalige Reinigung eines Fett

fanges
1 Sonstige Arbeiten, wie z. B. das Wieder- 

lreimachen verstopfter Rohrleitungen 
werden entsprechend der hierzu verwende
ten Zeit berechnet. Es werden für die 
Stunde Arbeitszeit eines Kanalarbeiters 
fn Ansatz gebracht und ist die Vergütung 
lur die Stellung der erforderlichen Ge
rate hierin miteinbegriffen.

r werden weiter berechnet:
o> Für die Erneuerung einer Gummidich- 

tung an Spundkasten oder Fettfängen
- Für den Ersatz einer Schraube zu einem 

Epundkastendeckel
^otl. andere erforderliche Materialien 

bwag zum städt. Einkaufspreise.
2 .""weiten die in das Fach der Installateure gehören, 

oen von den städt. Kanalarbeitern nicht vorgenommen.
^Eemeinderat schließt sich dem Vorschlag 

r "Erernigten Kommissionen a n und setzt den vorstehend 
Mfuhrten Tarif für Reinigung von Privat-Hausent- 

ioaherungsanlagen fest.
mit ^trag des Mitgliedes Röchling kommt nunmehr 
h^^chNooerständnis des Gemeinderats Punkt 18 zur Ver- 

Puufr^gt^d. Dcnz beantragt nach Verhandlung des
t8. eine einstündige Pause eintreten zu lassen. 

Gemernderat ist einverstanden. '

18. Projekt für das Bolksschulgebäude an der 
Kaiserin Auguste Viktoria Promenade.

Der Vorsitzende macht folgende Ausführungen: 
z- .Vertreter des Oberschulrats hat gelegentlich einer 
tuna ' "g erklärt, daß die Schulbehörde gegen die Errich
ten 3stöckigen Schulhausneubaues keine Einwendun- 
tz^ ^deben würde, wohl aber gegen ein 4stöckiges Gebäude

sM hege. Das vorliegende Projekt, sehe außer dem 
öchchoß nur 2 Stockwerke vor und enthalte außer den

erforderlichen Nebenräumen 16 Schulklassen; der erforder
liche Kostenaufwand betrüge ca. 247 000 Die Turn
halle würde eine Ausgabe von ca. 30 000 -R bedingen, so- 
daß mit einer Gesamtausgabe von ca. 277 000 -R zu rechnen 
sei. Der Vorsitzende spricht sich für die größte Einfachheit 
bei Herstellung des Neubaues aus und wünscht keine Hau
steine, sondern ausschließlich Terranova-Putz verwende: z« 
sehen. Die vereinigten Kommissionen haben sich mit dem 
von der Verwaltung vorgelegten Projekt einverstanden er
klärt und empfehlen dessen Annahme.

Der Eemeinderat nach einer eingehenden De
batte, in welcher einerseits der billigere Bau eines 4 stücki
gen Gebäudes angeregt und ebenfalls die Außerachtlassung 
jedes überflüssigen Luxus empfohlen, andererseits auf die 
hygienischen Nachteile eines zu hohen Schulhausbaues und 
die evtl. Verunzierung des Ortsbildes hingewiesen wird, 
beschließt das Projekt an die vereinigten Kom
missionen zur nochmaligen Begutachtung zurückzuver- 
weisen. Für die Kommissionsberatung ist seitens der Ver
waltung ein Projekt vorzulegen, welches den Ausbau des 
Dachstuhles zum vierten Geschoß Vorsicht, damit hierdurch 
für die Unterbringung der landwirtschaftlichen Winter
schule evtl. die erforderlichen Räumlichkeiten geschaffen wer
den können. Ferner ist ein Projekt mit ausgebautem 4ten. 
Stock mit schrägem Dach wie auch mit Flachdach vorzulegen. 
Schließlich ist eine Perspektive des Baues mit 4 Geschahen 
anzufertigen, aus welcher das Verhältnis zu den umliegen
den Gebäuden zu ersehen lst und die zum Schutze des Orts- 
Lildes evtl. notwendigen Eindrücke gewonnen werden kön
nen.

Bei Wiedereröffnung der Sitzung waren an
wesend unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Berkenheier 
die Beigeordneten Walkowinski, Roth, sowie die Mitglie
der: H. Frank, Dr. Medernach, Reuter, I. Franck, Goedert, 
Richard, Denz, Pfanschilling, Schiltz, Müller, Dr. Kuborn, 
Salomon, Steimetz, Wehrmann.

12. Verpachtung von Gelände zur Anlage von 
Gärten.

Der Vorsitzende trägt vor, daß die Stadtverwaltung 
dem sozialen Vorgehen anderer Städte folgend, die An
lage von sog. Schrebergärtchen für zweckmäßig hält 
und hierfür städt. Gelände bereit zu stellen geneigt ist. Es 
ist beabsichtigt sowohl auf der Luxemburger- als auch auf 
der Metzerseite Terrain vorzusehen, welches in kleinen Par
zellen von 3—5 Ar verpachtet werden soll. Den Pächtern 
soll zur Pflicht gemacht werden , das gepachtete Gelände 
mit einer für alle Eärtchen gleichmäßigen, von der Stadt 
vorgeschriebenen llmwehrung einzuzäunen. Die Vertrags
dauer soll unter Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs 5—10 
Jahre betragen und der Pachtpreis auf etwa 2,50 -K pro 
Ar festgesetzt, im übrigen die Bedingungen der Städte Leip
zig und Dresden zu Grunde gelegt werden.

Die vereinigten Kommissionen stimmten der Absicht der 
Stadtverwaltung am 14. Februar zu und empfehlen d,» 
Verpachtung kleinerer Gelände im öffentlichen Verfahren 
auf Grund von Verpachtungsverträgen, die von der Stadt
verwaltung in Aussicht gestellt sind.

Da die zitierten Verträge noch nicht eingetroffen, hat 
die Stadtverwaltung vorläufig einen Vertragsentwurf aus
gearbeitet, der zur Verlesung kommt.

Im Verlaufe der lebhaften Diskussion sprechen sich alle 
Redner für die Verpachtung kleiner Eeländeparzellen aus 
Ein Mitglied wünscht die vertragliche Untersagung der 
Weiterverpachtung an Dritte. Ein anderes Mitglied bittet
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mit Rücksicht auf das tiefliegende Gelände die Haftung für 
infolge Überschwemmung entstandener Schäden abzuleh- 
nen. Ein weiteres Mitglied spricht sich gegen die vertrag
lich vorgesehene Gewährung von Entschädigungen im Falle 
der Rückgängigmachung von Verpachtungen aus, bezw. hält 
die Beschränkung etwaiger Entschädigungsansprüche auf das 
zulässige Minimum für notwendig. Andere Redner bezeich
nen den festgesetzten Grundpreis als zu hoch. Auch die For
derung einer gleichmäßigen Umzäunung wird als unbillig 
hingestellt. Dem wird vom Vorsitzenden entgegen gehal
ten, daß aus ästhetischen Gründen die Errichtung gleichmä
ßiger Einzäunungen gefordert werden müsse.

Der Eemeinderat erklärte sich hierauf mit der 
öffentlichen Verpachtung kleiner Parzellen zur Anlage von 
sagen. Schrebergärten einverstanden und ermächtigte 
die Verwaltung nach dem Muster der Städte Leipzig und 
Dresden einen Verpachtungsvertrag aufzustellen und abzu- 
schließen. Folgenden besonderen Wünschen ist bei Ver
tragsabschluß Rechnung zu tragen: Die Umzäunung soll 
1,60 m Höhe erhalten. Die Verwaltung soll bei vorzeitiger 
Kündigung vom Verpachtungsverhältnis jeweils eine nach 
Lage des vorliegenden Falles notwendig erscheinende, mög
lichst minimale Entschädigung gewähren können. Als Ge
lände zur Anlage von Gärten wird auf der Luxemburger- 
seite ein Teil der Parzellen Gewann Niederfeld Nr. 407p, 
408p, 409, 41 lp und 412 in Aussicht genommen. Auf der 
Metzerseite soll eine Kommission geeignet erscheinendes Ge
lände ermitteln und der Verwaltung mit endgültigen Vor
schlägen an die Hand gehen. Die Verpachtung soll meistbie
tend öffentlich erfolgen.

13 Rückgängigmachung von Bauplätzeankäusen.
Die Straßburger Jmmobiliengesellschaft, Elasermeister 

Weinheimer in Algringen, Kaufmann Michel, Schlosser- 
meister Kahlert, Jngeniör Freudenberger und Eüterhändler 
Henry Levy, letzterer als Rechtsnachfolger des Kaufmanns 
Kops in Algringen, sind mit der innerhalb 6 Jahren zu er
folgenden Bebauung ihrer am 7. 11. 1904 im Stadterwei- 
terungsgebiet erworbenen BaugrundstUcke im Rückstand. 
Im Jahre 1910 haben die Genannten eine Baufristverlän
gerung von einem Jahr, also bis 7. 11. 1911 eingeräumt 
erhalten, nach deren Ablauf die Stadtverwaltung eine 
letzte Frist zur Inangriffnahme von Neubauten, bezw. Ein- 
reichung von Bauzeichnungen stellte. Diese Frist ist eben
falls unberücksichtigt verstrichen. Den rückständigen Platz- 
eigentümern wurde nunmehr mitgeteilt, daß der Gemeinde
rat um Beschlußfassung angegangen werden müsse, in wel
cher Weise die Bestimmungen des bei Veräußerung des 
Platzes geltenden Lastenheftes durchzuführen seien. Nach
dem auch dieser Hinweis erfolglos verlaufen, haben die ver
einigten Kommissionen unterm 14. Februar d. Js. 
empfohlen, von einer Rückgängigmachung der Bauplatzan
käufe oder deren Veräußerung auf Risiko der Eigentümer 
abzusehen, dagegen die im Lastenheft vereinbarte Kon
ventionalstrafe von 10 A der Kaufsumme zu er
heben, falls am 1. 4. 1912 mit dem Bau nicht begonnen sein 
sollte.

Der Eemeinderat mit Rücksicht darauf, daß die 
bei Aufstellung des Lastenheftes gegebenen Voraussetzungen 
heute nicht mehr zutreffen und momentan von einem Be
dürfnisse nach neuen Wohnhäusern mit großen Wohnungen 
wohl kaum geredet werden kann, beschließt von den am 
1. 4. 1912 noch rückständigen Platzeigentümern die in 8 9 
des Lastenheftes festgesetzte 10 Aige Vertragsstrafe zu er
heben.

14 . Ausbau der Anschlutzkreisstrahe nach Monhofen.
Der Vorsitzende führt aus, daß durch Verfügung des 

Herrn Bezirkspräsidenten vom 4. 12. 191 ?. — V 37 — be
stimmt wird, daß die auf Eemeindebann Diedenhofen lie
gende Strecke der demnächst auszubauenden Anschlußkreis
straße nach Monhofen zunächst zu klassieren und demnach ge
mäß Art. 225 des Vizinal-Wegereglements ein die Klassie
rung begutachtender Eemeinderatsbeschluß zu fassen and 
vorzulegen ist. In der Verfügung ist weiter ausgesiihrt, 
daß mit der Klassierung die llnterhaltungspflicht auf den 
Bezirk übergeht und der durch den Bezirk auszurvendende 
Unterhaltungsbetrag der Stadt durch den Herrn Kreisbau
inspektor überwiesen werden könne. Schließlich wird er
wähnt, daß von dem zu den Ausbaukosten zu leistende Be
zirkszuschuß, für das Ende des Rechnungsjahres 1912 eine 
erste Rate von 1000 bereitgestellt ist und auf entsprechen
den vom Kreisbauamt bescheinigten Anträge ausbezahlt 
wird. Der Ausbau der Straße ist der Aufsicht des Kreis
bauamts unterstellt. Der auf 9 Meter Breite vorzuneh- 
mende Ausbau der Straße, von welcher 6 Meter auf chaus- 
sierte Fahrbahn, 1 Meter auf Erdbankett nach der Mosel
seite und 2 Meter auf Trottoir nach der Landseite entfallen 
sollen, erfordert eine Aufwendung von 23 800 -N. Für den 
kreisstraßenmäßigen Ausbau bis zu einer Breite von 6 Me
ter, hat der Bezirk einen in mehreren Raten fälligen Zu
schuß von 13 400 cN bewilligt, sodaß die Stadt noch einen 
Beitrag von 10 400 bewilligen muß. Von dem zugesichel
ten Bezirkszuschuß von 13 400 ^st können, wie bereits oben
gesagt, pro 1912 1000 -N vereinahmt werden und sind 
12 400 ^st vorschußweise zu bewilligen und bis zur Rücker
stattung durch den Bezirk als Ausgabe zu buchen.

Die vereinigten Kommissionen haben unterm 14-^ 
Mts. empfohlen, die Klassierung zustimmend zu begutach
ten und die Bewilligung der notwendigen Kredite zu befür
worten.

Nach einer kurzen Debatte, in welcher sich alle Redner 
für Annahme des Kommissionsbeschlusses aussprechen, be
schließt der Eemeinderat gemäß Art. 225 des W- 
zinalwegereglements in die Klassierung des auf Bann 
Diedenhofen auszubauenden Teiles der AnschlußkreisstrM 
nach Monhofen einzuwilligen, falls dieses noch nrcht 
geschehen sein sollte. Der nach dem vorliegenden Kostenan
schläge für den Ausbau der Straßenstrecke durch d u 
Stadt zu leistende Baukostenzuschuß von 10 400 --st wird 
bewilligt: ebenso die vorschußweise Vorlage des von dein 
Bezirkzu leistenden Baukostenzuschusses von 13400 Zl, die 
ratenweise an die Stadtverwaltung zurückerstattet werden 
und deren erste Rate am Ende des Rechnungsjahres M- 
mit 1000 -N zu vereinnahmen ist.

Der Gemeinderat erklärt sich einverstanden, daß der 
Ausbau der Aufsicht des Kreisbauinspektors untersteh' 
u. die Stadtverwaltung die Unterhaltungspfl r w 
gegen Zahlung des vom Bezirk ausgeworfenen Unterhai- 
tungsbetrages übernimmt.

15 , Anliegerkosten für die Herstellung der 
Schwenimkanalisation.

Der Vorsitzende führt aus, daß unterm 8. No- 
vember 1909 eine an den Gemeinderat gerichtete Petitw 
auf Abstandnahme von der Erhebung der Anliegerkosten 1" 
die III. Teilkanalisation abgelehnt worden ist und darauf
hin im Dezember 1909 ein Antrag Dr. Kuborn und Genw- 
sen einging, der eine neue Berechnung des Grundpreu 
für 1 lfdm. Kanalstrang erbat. Auf diesen letzteren Antraö 
hin wurde am 15. Februar 1910 vom Eemeinderat beschwb 
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sen, daß die Beträge der den Zahlungspflichtigen Anliegern 
übersandten Rechnungen über die Anliegerkosten der III. 
Teilkanalisation bis auf weiteres nicht eingezogen werden 
sollen. In den damals ausgestellten Rechnungen war als 
Grundpreis für I lfdm. Kanalstrang ein Betrag von 10,40 
4t in Ansatz gebracht worden. Die neuerdings nach den 
Wuschen des Gemeinderats vom Stadtbauamt vorgenom
mene Berechnung des Einheitspreises pro lfdm. Kanal
strang hat ergeben, daß für eine Gesamtlänge von 15074,04 
lsdm. Kanalstrang 407 806,26 an Baukosten aufgewendet 
worden sind und, daß sich daher der Einheitspreis pro lfdm. 
auf 31,23 beläuft. Auf die Anlieger entfällt ein Drittel 
des Betrages von 31,23 mit 10,41 -N pro lfdm. Die ver
einigten Kommissionen haben die neuerdings aufge
stellte Rechnung zur Prüfung an eine dreigliedrige Kom
mission verwiesen, namens welcher Mitglied H. Frank in 
der Eemeinderatssitzung den Bericht erstattet und folgenden 
Antrag stellt:

„Die Kommission schlägt dem Eemeinderat vor, den 
auf Gründ umfangreicher Berechnungen ermittelten Preis, 
nicht nur für dieAnlieger der III.Teilkanalisation in Ansatz 
M bringen, sondern denselben für alle Fälle anwendbar 
M erklären, so daß auch die Anwohner der Briqueriestratze, 
^E/sEgftraße, St. Franz pp. den gleichen Einheitspreis 

n>o Unliegerkosten zur Kanalisation zu bezahlen haben.
Gleichzeitig bittet die Kommission den Gemeinderat, 

>e Kairalanliegerkosten für diejenigen Grundstücke, welche 
teilweise überbaut sind, vorläufig nur bis zur doppel

ten M Zur Zahlung heranzuziehen, während mit
! Rest bis zur Behauung gewartet werden möge."

Wehrmann empfiehlt die Annahme des 
mnnssronsvorschlages und beantragt hinter den 

„ n »welche nur teilweise überbaut sind" den Zusatz 
"^Z°weit dasEelände nicht schmäler ist" 

' zusugen. Von einem Mitglied werden rechtliche Beden- 
f.s, ^en die Zuläßigkeit der Einziehung der Anlieger- 

erhoben, die jedoch vom Vorsitzenden zerstreut wer-

üouE^r"^ nahm der Eemeinderat den von der Spe- 
tra-w^ eingebrachten Antrag nebst dem Zusatzan- 

Rkitgliedes Wehrmann an und setzte die bereits 
koll-b -bu und später noch entstehenden Kanalanlieger- 

den Grundpreis von 31,23 -ll pro lfdm. Kanal- 
ly!>i dlw von den Anliegern zu tragende Drittel auf 
Rn lsdm.fest. Die bisher gestundet gewese-

rrage sollen sofort eingezogen werden.

16 Entwässerung des oberen Teiles der 
Elisabethstratze.

der Elisabethstraße in Beäuregard stehenden 
>niind?n^m besitzen Abortanlagen, die in die Fentsch 
solae R,', verschiedentlich wurde durch die Kreisärzte in- 
ichen epidemischer Krankheiten auf die hygieni-
^aüei-sim » . hingewiesen und ist die Stadt seitens der 
wiederkm^ ^rersdirektion, und dem H. Bezirkspräsident 

aufgefordert worden, die Beseitigung der ge- 
iufiikn-pn -Abortanlagen mit aller Strenge durch- 

seinerzeit hier anwesende Reichsgesundheits- 
^stellt - dasselbe Verlangen an die Stadtverwaltung 

um q? e ^rage kommenden Eigentümer haben bis- 
slandes Steten, weil infolge des hohen Wasser
kur um-* M r i"ge von Abortgruben unmöglich, bezw. 
ist. Die «n- ^Wendung sehr erheblicher Kosten ausführbar 

Möglichkeit alsbaldiger Abhilfe besteht einzig in 

dem Ausbau der städt. Kanalisation. Dies könnte unter 
Aufwendung einer Bausumme von 2400 geschehen.

Die vereinigten Kommissionen haben die Aus
führung des Kanals als notwendig anerkannt und em
pfehlen dessen Ausbau und die Bewilligung des erforderli
chen Baukredits. Der Anschluß an die Kanalisation soll den 
Anliegern zur Zwangspflicht gemacht werden.

Der G e m e i n d e r a t beschließt den Ausbau 
der geforderten Kanalstrecke und bewilligt den nötigen Kre
dit in Höhe von 2400 -ü. Die Anlieger sollen zum Anschluß 
gezwungen und zur Zahlung der statutenmäßigen Kanalge
bühren angehalten werden.

17 . Bewilligung eines Nachtragskredits für das 
neue Gymnasium,

Der Vorsitzende führt aus, daß nach einer vom 
Stadtbauamt gemachten Aufstellung für das neue Gymna
sium noch eine Reihe von Bauarbeiten auszuführen ist und 
weitere Anschaffungen vorzunehmen sind, die neben bereits 
geleisteten Mehrarbeiten, für welche ein Kredit nicht mehr 
vorhanden war, die Auswendung einer Gesamtsumme von 
etwa 10 700 -N erfordern. Er hält verschiedene der als not
wendig aufgesllhrten neuen Arbeiten für vielleicht über- 
flüßig und empfiehlt die Ernennung einer Spezial- 
kommission, deren Aufgabe es sein soll, die Rech- 
nungsaufstellung des Stadtbauamtes einer eingehenden 
Prüfung zu unterziehen und etwa nicht notwendig oder 
zweckmäßig erscheinende Arbeiten zu streichen, bezw. die ein
zelnen Positionen zu ermäßigen. Mitglied Beigeordneter 
Walkowinski schließt sich diesen Ausführungen an und 
beantragt die Entscheidung der zu ernennenden Kom
mission als endgültig anzusehen und den von dieser als er
forderlich anerkannten Kredit schon heute zu gewähren.

Der Eemeinderat ernennt als Mitglieder der 
Spezialkommission die Herren Walkowinski, Frank, Salo- 
mon, Schiltz, Steimetz und Wehrmann, ermächtigt dieselbe 
die Rechnungsaufstellung nach eigenem Gutdünken festzu
stellen und bewilligt den von der Kommission evtl. als not
wendig anerkannten Kredit.

19, Durchführung der Poternenstraße
Gelegentlich einer Besichtigung der Poternenstraße hat 

die Vaukommission die Notwendigkeit zur Durchführung 
dieser Straße anerkannt und beschlossen dieselbe dem Ge
meinderat zu empfehlen. Ein vom Stadtbauamt aufgestell
ter Kostenanschlag schließt mit einer Endsumme von 3000 -K 
ab. Durch eine Sonderkommission hat die Prüfung des 
Kostenanschlages stattgefunden und ist derselbe als angemes
sen anerkannt worden.

Der Gemeinderat dem Anträge der vereinigten 
Kommissionen entsprechend beschließt den Ausbau 
der Poternenstraße und bewilligt den Kredit in Höhe von 
3000 -N.

20. Erweiterung des Obdachlosenasyls
Der Vorsitzende trägt vor, daß mit Ungeziefer 

behaftete Obdachlose von der Aufnahme im hiesigen Elisa- 
bethasyl zurückgewiesen worden sind. Geeignete Räume zur 
Unterbringung solcher Personen stehen der Stadt zur Zeit 
nicht zur Verfügung. Das im Polizeigebäude befindliche 
Polizeigewahrsam, welches evtl. als geeignet anerkannt 
werden könnte, kann für den angeführten Zweck nicht in 
Frage kommen, da dasselbe anderweitig benötigt wird. 
Die vereinigten Kommissionen haben die Errichtung 
eines besonderen Raumes als notwendig anerkannt und 
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dessen Errichtung auf dem Hofgelände des Obdachlosenasyls, 
das auf Grund einer Vereinbarung mit der Asylverwaltung 
verwendet werden kann, angeregt. Die Kosten für Herrich
tung eines primitiven Raumes, der als Schlafgelegenheit 
nur Holzpritschen erhalten soll, belaufen sich auf rund 1000 
-R, um deren Bereitstellung gebeten wird.

Der Eemeinderat bewilligt den geforderten 
Kredit von 1000 -Ä.

21. Projekt zur Erhaltung eines Teiles des Glacis.
Der Vorsitzende trägt vor, daß er bereits früher im 

Eemeinderat den Wunsch geäußert habe, der Eemeinderat 
möge sich einverstanden erklären, daß die in den Elacis 
noch vorhandenen Vaumanlagen der Stadt als Stadtwald 
erhalten blieben und daß er nunmehr vom Vauamt Pläne 
habe anfcrtigen lassen, aus denen ersichtlich sei, wie 
günstig die Erhaltung eines Stadtwaldes für die ganze 
Stadt wirken würde; es sei gedacht zwischen den Bäumen 
einzelne Wege anzulegen und die Baublöcke so umzugestal- 
ten, daß einzelne Teile des früheren Baugeländes unbe
baut bleiben sollen, während ein anderer Teil im Anschluß 
an den Stadtwald villenartig bebaut werden könne; auch 
die Presse habe neuerdings auf die Schaffung von Spazier- 
gängen hingewiesen und sei vor allem das Elacis in der 
Nähe des Gymnasiums geeignet, ohne große Kosten 
erhalten zu bleiben; auch für die Metzerseite liege ein Plan 
oor, der aber von der Kommission nicht gutgeheißen wor
den sei, es werde sich aber zweifellos auch dort die Möglich
keit bieten Vaumanlagen mit Wegen zu erhalten bezw.' her
zustellen.

Die vereinigten Kommissionen haben im Prinzip die 
Absicht der Stadtverwaltung gutgeheißen und empfehlen 
dem Eemeinderat die Erhaltung der Vaumanlagen auf der 
Luxemburgerseite gemäß dem vorliegenden Plane unter der 
Voraussetzung, daß auch auf der Metzerseite ein ähnlicher 
Stadtwald hergerichtet werde soweit dies mit dem vorhan
denen Elacis möglich sei.

In der nun folgenden Debatte beantragt Mitglied Dr. 
Medernach Rückverweisung an die vereinigten 
Kommissionen u. führt aus, daß dasFestungsgelände von der 
Stadt erworben worden sei, um als Baugelände veräußert 
zu werden. Gegen eine vorläufige Erhaltung des Elacis 
habe er nichts einzuwenden unter der Voraussetzung, daß 
kernem Käufer von Vauterrain Anrecht auf Erhaltung des 
Elacis eingeräumr werde bezw. jemals zustünde. Mitglied 
Pfanschilling beantragt die A n n a h m e des Kom- 
mrssionsbeschlusses. Beigeordneter Walkowinski er
blickt in der Beibehaltung eines Teiles des ehemaligen Gla
cis die Schaffung neuer Anlagen, deren Unterhaltung mit 
weiteren Ausgaben verbunden ist. Er wünscht, die Be
schlußfassung des Eemeinderats über diesen Punkt bis zu 
einem Zeitpunkt vertagt zu sehen, wo die Entwickelung 
der Stadt die Schaffung neuer Anlagen gerechtfertigt er
scheinen laßt, und bittet bis dahin die zu erhaltenden Teile 
des Elacis so zu belassen, wie sie heute sind. Der Vor
sitzende widerspricht der geäußerten Ansicht, daß die 
Erhaltung eines Teiles des Elacis die Aufwendung von er- 
AEck)^ Geldmitteln nach sich ziehen wird und hält mit 
Rücksicht darauf, daß die Bestimmung der Vaublöcke nicht 
als Stadtwald vorgesehen sei und demnach jederzeit An
träge auf Geländeerwerb in der fragl. Gegend erfolgen 
konnten eine sofortige Beschlußfassung des Eemeinderats 
für zweckmäßig. Hierin wird er von verschiedenen anderen 
Mitgliedern unterstützt.

Bei der nun folgenden Abstimmung spricht sich 
die große Mehrheit des Eemeinderats für 
die Erhaltung des Glacis bei dem neuen Gymnasium 
als Stadtwald aus und beauftragt die von den vereinigte» 
Kommissionen ernannte Spezialkommission mit der Bezeich
nung eines Elacisteils .auf der Metzerseite, der sich zur Er
haltung eignet.

Sodann führt der Vorsitzende aus, daß er bei der 
Baubude des neuen Gymnasiums, wie er dies in anderen 
Städten gesehen habe, den Verkauf kuhwarmer Milch 
zum Genuß auf der Stelle versuchsweise einzuführen beab
sichtigte. Eine Kuh soll für diesen Zweck vom Vürgerspital 
gestellt und die Einnahme aus dem Milchverkauf für die 
Spitalkasse erfolgen. Für den Umbau der ehemaligen 
Baubude zu einem hübschen zweckdienlichen Schweizerhäus
chen fordert der Vorsitzende einen Kredit von 500

Der Eemeinderat bewilligt den geforderten 
Kredit von 500 ^t.

22. Vergütung für im Wasserwerksbetrieb geleistete 
Ueberstunden,

Infolge der im verflossenen Sommer aufgetretenen an
haltend großen Hitze hat sich häufig ein Wassermangel be
merkbar gemacht, der nur dadurch eingeschränkt werden 
konnte, daß auf die Regulierung der Wasserschieber der 
Quelleitung eine besondere Sorgfalt verwendet werden 
mußte. Auch das Pumpwasserwerk in Monhofen mußte zeit
weilig in ununterbrochener Tätigkeit bleiben und die not
wendig gewordenen Reinigungen u. Reparaturen während 
der Nachtstunden ausgeführt werden. Hierdurch wurden 
die im Wasserwerk tätigen städtischen Angestellten und Ar
beiter häufig zu Ueberstunden herangezogen, für welche die 
Letzteren nunmehr Liquidation eingereicht haben. Zur 
Vergütung der von den Angestellten und Arbeitern Hippert, 
Euerigen, Bürger, Hym und Naumendorf geleisteten lleber- 
stunden ist ein Betrag von 583,34 Ut erforderlich. Die ver
einigten Kommissionen haben die Vergütung der 
außerordentlichen Mehrstunden und die Bereitstellung des 
erforderlichen Kredits empfohlen.

Der Eemeinderat bewilligt den erforder
lichen Kredit von 583,34 -R.

Die Punkte 23, 25, 26 und 28 werden 
infolge zu weit vorgerückter Abendstunde 
vertagt.

24. Errichtung eines Kasernements für das 
HI. Bat, Fuß Art. Regt. 8.

Das Militärbauamt Diedenhofen legt mittels Schr^ 
bens vom 7. Februar einen Lageplan vor über die Bebau- 
ung des hinter der Eriesbergkaserne zwischen Kaiser-Lu - 
wigstraße, Karolingerring und Kaiser Wilhelm II Pr"M' 
nade liegenden Militärfiskalischen Geländes. Der stag- 
liche Lageplan sieht die Errichtung eines Mannschaftsgebm. 
des sowie eines Familienhauses an der Kaiser Wilhelm 
Promenade, eines Reithauses an der Kaiser-Ludwigs»"^ 
und eines Stallgebäudes für die Bespannungsabteilung m 
3. Bat. Rhein. Fuß-Art.-Regt. 8, gleichlaufend mit dem 3^ 
rolingerring, in 15 in Abstand von demselben vor. D"S S, 
plante Stallgebäude ist den 12, 26 und evtl. 48 der stav 
schen Bauordnung entsprechend situiert und können day 
gegen die Errichtung desselben Einwendungen nicht erb" 
werden. Die vereinigten I. und III. Kommissio n 
des Eemeinderats haben unter 14. d. Mts. den vorgewö 
Lageplan zustimmend begutachtet und den Wunsch ü 
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äußert, daß die Türen und Fensteröffnungen nur nach der 
Hofseite des Gebäudes angeordnet werden mögen.

Der Gemeinderat schließt sich diesem Wunsche 
einstimmig an.

27. Gewährung von Prämien und Preisen für eine 
Geflügel pp Ausstellung,

Der Verein für Geflügel- und Kaninchenzucht und Vo
gelschutz im Kreise Diedenhofen-Ost wird vom 16. bis 18. 
März cr. im großen Saale des Schillerhofes eine allge
meine Ausstellung für Geflügel, Kaninchen und Vogelschutz 
verunstalten, die von zahlreichen Züchtern Elsaß-Lothrin
gens beschickt werden soll. Da die Ausstellung für den Ver
ein mit sehr bedeutenden Unkosten verbunden ist, bittet der
selbe um Gewährung einer Beihülfe sowie um Stiftung 
mehrerer Ehrenpreise.

Ferner bittet der Verein um Ueberlassung einiger Fah
nen und Masten für Schmückungszwecke.

Der Gemeinderat genehmigt die Ueberlassung einiger 
Fahnen und Masten, lehnt die Gewährung einer Beihilfe ab 
und bewilligt für Ehrenpreise den Betrug von 200 -1t.

29. Bewilligung einer Entschädigung für verrichteten 
Halbtagsunterricht in St. Franz.

Der Lehrer Müller hat in der Zeit vom 13. 11. bis 23. 
12. 1911 für die erkrankte Lehrerin Eis in St. Franz 
Halbtagsunterricht verrichtet. Durch Verfügung 
des Herrn Bezirkspräsidenten vom 15. Januar d. Js. ist der 

Stadtverwaltung die Vergütung dieses Halbtagsunterrichts 
zur Pflicht gemacht, und die Auszahlung eines Betrages von 
60 -1t angeordnet worden. Gegen diese Anordnung wurde 
Einspruch erhoben, da nach den Bestimmungen des Gehalts
regulativs für die Lehrpersonen in der Gemeinde Diedenho- 
sen, dieselben verpflichtet sind, sich gegenseitig unentgeltlich 
zu vertreten. Inzwischen hat Lehrer Müller in einem Ge
suche gebeten, ihm aus Billigkeitsgründen die zugesprochene 
Vergütung von 60 -1t zu bewilligen. Die vereinigten Kom
missionen haben das Gesuch befürwortet, da die 
Vertretung der erkrankten Lehrerin Eis die tägliche Zurllck- 
legung weiterer Wegestrecken notwendig machten.

Der Gemeinderat beschließt dem Lehrer Müller 
für den geleisteten Halbtagsunterricht den Betrag von 60 
-1t zu bewilligen.

30. Bewilligung eines Beitrages zum 
Kolonialkriegerdank.

Der Kolonialkriegerdank, e. V. zur Unterstützung ehe
maliger Kolonialkrieger der Armee-, Marine, der Schutz- 
und Polizeitrupppe, sowie deren Hinterbliebenen, bittet um 
Gewährung eines Beitrages zur Schaffung eines Fonds, 
welcher Sr. Majestät dem Kaiser zu seinem 25jähr. Regie- 
rungsjubiläum überreicht werden soll.

Auf Vorschlagder Kommission bewilligt 
der Gemeinderat einen Beitrag in Höhe von 20 -1t.

Schluß der Sitzung 12 Uhr nachts.



Bericht
über die

Genieinderatssltzung vom 4. Mär? 19l2
McrcHnnttags 3^ Mbr.

Anwesend waren bei Eröffnung der Sitzung unter dem 
Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier die Beigeordneten 
Walkowinski, Roth und Haas sowie die Mitglieder Cail- 
lo»x, Denz, Franck Joh., Eoedert, Müller, Nouviaire, Reu
ter, Röchling, Salomon, Schiltz und Steimetz. Später er
scheinen die Mitglieder Dr. Kuborn, Franxois und H. 
Frank.

Entschuldigt die Mitglieder Christian, Dr. Medernach, 
Wehrmann und Zimmer.

Abwesend die Mitglieder Pfanschilling und Richard.
Schriftführer: Obersekretär Klam und Sekretär Hom- 

bourger.

Tagesordnung.
1) Mitteilungen.
2) Niederschlagung unbeitreiblicher Einnahmen.
3) Erlaß eines Ortsstatuts zum Schutze des Orts

bildes.
4) Niederlegung von Wallteilen hinter der Terville- 

kaserne.
5) Weiterer Abtrag der Hangars V und Vl.
6) Errichtung einer Schulsparkasse.
7) Gründung zweier neuen Schulklassen.
8) Ueberlassung eines Schullokals an einen Verein.
9) Veitritt zum Verein zur Bekämpfung der Schund

literatur.
10) Kirchenrechnung der evangelischen Gemeinde.
11) Herstellung neuer Straßen in der Altstadt.
42) Herstellung der Collegiumstraße.
43) Definitiver Ausbau der Bürgersteige in der Neu

stadt.
14) Anlage einer Rasenfläche vor der evangelischen 

Kirche.
E) Straßenbeleuchtung in der Maximinstraße.
4b) Vorprojekt über die Errichtung einer Kühlhausan- 

läge im Schlachthaus.
mir Eintritt in die Tagesordnung teilt der Vorsitzende 

>7 Mitglied Zimmer an Blinddarmentzündung er- 
ist und sich in Straßburg in Behandlung befindet, 

um« im Sinne des Eemeinderats zu handeln glaubt, 
namens desselben Herrn Zimmer alsbaldige Ge- 

neiung wünsche.
Es erhebt sich kein Widerspruch.

1. Mitteilungen.
?er Vorsitzende teilt mit, daß Fräulein Dr. Wanda 

ver a°t?"rch ein Schreiben vom 26. Febr. die Niederlegung 
beim s städt. höheren Mädchenschule angezeigt und 
vfientm^^rlrchen Oberschulrat um Entlastung aus dem 
Dkittol!^ Schuldienste in Elsaß-Lothringen gebeten hat. 
- OK i^rsügung des Oberschulrats vom 2. März d. Is. 
den ist dem gestellten Anträge entsprochen wor-
nisd^s°?"rd Fräulein Dr. W. Braun am 1. April ihr Amt 
Braun Mach ihrer Angabe sieht Fräulein Dr. W. 
teils ^ranlaßt aus ihrer Stellung auszuscheiden,
Ausbnn braten Gründen und teils deshalb, weil der 
Refornil» r äscheren Mädchenschule in Diedenhofen zu einer

ichule in absehbarer Zeit nicht zu erwarten ist. Die 

Anstellung einer akademisch gebildeten Lehrerin als Vor
steherin der hiesigen höheren Mädchenschule war s. Zt. mit 
großen Schwierigkeiten verbunden, da z. Zt. noch wenig aka
demisch gebildete Lehrerinnen vorhanden sind. Der Ober
schulrat hatte es der Stadt überlassen eine geeignete Kraft 
ausfindig zu machen, da er selbst nicht in der Lage war 
eine geeignete Bewerberin zu beordern. Die Stadtverwal
tung beabsichtigt auf Vorschlag des Aufsichtsrats die freige
wordene Stelle erneut auszuschreiben und falls deren Ueber- 
tragung an eine geeignete akademisch gebildete Lehrerin 
nicht erfolgen kann, evtl. eine geprüfte Vorsteherin anzu- 
stellen. Die Besetzung der Stelle' im Nebenamts ist nicht 
wieder beabsichtigt.

d) Der Mosel-Bezirks-Verein Deutscher Zngeniöre hält 
am 10. März in Diedenhofen seine Eröffnungsversammlung 
ab und soll anschließend an dieselbe ein Festesten von 120 
Gedecken stattfinden. Für letzteres wird um Ueberlas
sung des großen Rathaussaales gebeten.

Der Eemeinderat hat nichts einzuwenden.
e) Gemäß K 40 des Gesetzes betr. Beschränkung des 

Grundeigentums in der Umgebung von Festungen vom 
21 12. 71.

steht zur Verhandlung der Entschädigungsan

sprüche am 2. und 5. März d. Is. in Eentringen Termin an. 
Der Vorsitzende erklärt namens der Stadtverwaltung zu 
dem Termine vom 5. d. Mts. eingeladen worden zu sein.

6) Die Baukommission hat in einer Sitzung vom 19. 
Dezember 1912 empfohlen, auf die durch Eemeinderatsbe- 
schluß vom 3. 8. 11 geforderte notarielle Verbriefung eines 
von dem Bauunternehmer Eabbardo in Nieder-Jeutz am 
27. Mai 1911 unterschriftlich vollzogenen Reverses zu ver
zichten, wenn Eabbardo sich zur Zahlung einer Abfindungs
summe von 800—1000 bereit finden würde. Eabbardo
hat sich gelegentlich einer persönlichen Unterredung mit dem 
Vorsitzenden bereit erklärt bis zum 1. April 1912 eine Ab
findungssumme von 800 unter Berücksichtigung der be
reits abgeführten Summe an die Stadtkasse zu entrichten 
und diese Summe mit 4 A seit dem Januar 1912 zu verzin
sen, falls der Gemeinderat von dem Revers Abstand nehme.

Auf den Vorschlag des Vorsitzenden erklärt sich der 
Eemeinderat einverstanden, daß unter den 
vorher genannten Bedingungen von dem Revers überhaupt 
abgesehen werden soll.

o. Zu einem Anträge auf Zulassung eines öffentlichen 
Hauses in Diedenhofen nimmt det Eemeinderat mit Rück
sicht auf seinen vorjährigen Beschluß keine Stellung mit 
der Begründung, daß die Stadtverwaltung allein handeln 
könne.

k. Die Inbetriebnahme der Fentschtalbahn ist infolge 
der durch die Nov6ant-Eorze-Bahn entstandenen Schwierig, 
leiten immer noch nicht erfolgt, obschon der Bau der erste
ren soweit gediehen ist, daß die Eröffnung des Betriebes 
schon in den nächsten Tage erfolgen könnte. Der Vorsitzende 
hält es für notwendig, daß der Eemeinderat hiergegen Stel
lung nimmt; er bittet mit Rücksicht auf die zum dringen
den Bedürfnisse gewordene sofortige Inbetriebnahme der 
Fentschtalbahn die Verwaltung zu beauftragen, beim Kai
ser!. Ministerium vorstellig zu werden, daß eine längere 
Hinausschiebung der Betriebseröffnung für die Bewohner 
der Stadt Diedenhofen; und der Nachbargemeinden wie für 
die Ortschaften selbst von großem Schaden sei. Die Stadt 
Diedenhofen wie alle im Zuge der Fentschtalbahn liegen
den Gemeinden dürften unter keinen Umständen unter den 
Folgen der im Bahnbau Nov^ant-Eorze eingetretenen Ver-
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zögerungen leiden, da die Fentschtalbahnlinie nur im 
öffentlichen Verkehrsinteresse gebaut worden sei und mit 
der Gorzer Bahn nichts zu tun habe; an letzterer übrigens 
nur ganz wenige Orte mit geringer Einwohnerzahl in
teressiert seien.

Der Eemeinderat beschließt einstimmig die 
Verwaltung zu beauftragen, beim Kaiserlichen Ministerium 
dringend vorstellig zu werden, daß die Genehmigung 
zur Inbetriebnahme der Fentschtalbahn unabhängig von der 
Betriebserösfnung der Novsant-Eorze-Bahn alsbald er
folgen möge.

Der Vorsitzende bittet nachbezeichnete, dringliche 
Sachen, die erst nach Versendung ddr Tagesordnung einge
laufen sind, in der heutigen Sitzung zu beraten und diesel
ben als „ d r i n g l i ch" auf die Tagesordnung zu setzen:

I. Theaterangelegenheiten.
II. Begutachtung von Baugesuchen.

III. Herstellung eines Wasserleitungsanschlusses.
Der Eemeinderat ist einverstanden und tritt so

fort in die Beratung dieser Punkte ein.

I. Theaterangelegenheiten.
a) Französische Vorstellung vom 6. 3. 1912.
Wie dem Eemeinderat bekannt ist, wurde zur Hebung 

der französischen Vorstellungen insbesondere zur Vermitte
lung franz. lyrischer Vorstellungen, eine aus Kreisen des 
Eemeinderats und der Bürgerschaft zusammengesetzte Kom
mission ernannt. Gelegentlich einer am 13. November 1911 
mit Hrn. Meynadier, dem Vertreter des Metzer Theater
direktors, Herrn Brucks, stattgehabten Kommissionssitzung, 
wurden vier Mittwoche, darunter der 28. 2. 1912, für die 
Veranstaltung französischer Vorstellungen durch das En
semble des Nancy'er Stadttheaters in Diedenhofen verein
bart; Unterm 18. Februar d. Js. teilte Direktor Chabance 
in Nancy mit, daß er am 28. Februar in Diedenhofen nicht 
spielen könne, da er für diesen Tag in Metz zu spielen ver
pflichtet sei. Sofort mit der Metzer Theaterdirektion ein
geleitete Verhandlungen konnten eine Aenderung dieser 
Anordnung nicht mehr herbeiführen. Hert Theaterdirektor 
Brucks behauptete am 13. November 11 wohl die Mittwoche 
bezeichnet zu haben, an welchen er in Diedenhofen nicht 
spielen werde. Dagegen habe er sich nicht verpflichtet für 
diese Tage das Nancy'er Ensemble zur Verfügung des Die
denhofener Stadttheaters zu stellen. Diese Auffassung 
wurde von den Mitgliedern der Theaterkommission nicht 
geteilt. Dieselben erklärten vielmehr bestimmt, daß Herr 
Meynadier vom Stadttheater in Metz, als Vertreter des 
Hrn. Theaterdirektors Vrucks, bei Freigabe der Theatertage 
auf entsprechende Anfrage eines Kommissionsmitgliedes 
zugesagt habe an fragl. Tage das Nancyer Ensemble nicht 
für Metz festzulegen. Nachdem Herr Brucks seine Verpflich
tung nicht eingehalten hatte, wurde das Stadttheater für 
eine französische Vorstellung am Mittwoch, den 6. März in 
Anspruch genommen, obwohl Herr Brucks an diesem Tage 
eine deutsche Vorstellung geben wollte. Dies wurde der 
Metzer Theaterdirektion durch einen Sekretär telefonisch 
mitgeteilt und hatte sich Herr Meynadiet damit einverstan
den erklärt. Nachträglich bestreitet Herr Theaterdirektor 
Brucks sowie Herr Meynadier die Zusage und fordert erste
rer durch Schreiben vom 29. Februar d. Js. für Entziehung 
des Stadttheaters am 6. März eine Entschädigung bestehend 
aus der für jede Vorstellung ausgeworfenen Subvention 
in Höhe von 100 -N, und außerdem 180 -N für entgangenen 
Gewinn, insgesamt 280 -4l. Der Vorsitzende erklärt seine

Geneigtheit, die Theatersubvention zu gewähren; die 
höhere Forderung bittet er abzulehnen.

Aus Eemeinderatskreisen werden die bezgl. des Abkom
mens vom 13. November v. Js. gemachten Ausführungen 
oes Vorsitzenden bestätigt. Die Mitglieder Beigeordneter 
Walkowinski und Röchling erblicken in der 
Handlungsweise des Herrn Theaterdirektors Brucks eine 
Umgehung der gerrosfenen Vereinbarung vom 13. 11. 1911 
und erkennen die Vergebung des Stadtheaters für den 6. 
März an die französische Gesellschaft als berechtigt an. Mit 
Rücksicht auf das vom Herrn Vrucks an den Tag gelegte Vor
gehen empfehlen sie die Forderung des Hrn. Brucks voll
ständig abzulehnen, ihm also weder Subvention noch 
Entschädigung zu gewähren. Ferner bitten sie, der Ee
meinderat möge beschließen, daß in Zukunft in Theaterange
legenheiten nur mit Herrn Theaterdirektor Vruck^ persön
lich, oder mit einem genügend legitimierten Vevollmächtig- 
tigten verhandelt werden soll.

Der Eemeinderat erhebt diesen Antrag 
zum Beschluß.

b) Verpachtung des Theaters für kinematographische 
Aufführungen.

Auf die durch Beschluß des Eemeinderats vom 22. Fe
bruar d. Js. festgesetzten Bedingungen über die Verpachtung 
des Stadttheaters für kinematographische Vorstellungen sind 
seitens der um Verpachtung nachsuchenden Gesellschaft fol
gende Gegenvorschläge gemacht worden:

„Der Pachtpreis von 12 000 cN soll in vierteljährli
chen Raten im Voraus entrichtet werden. Die soziale 
Stellung der Gesellschaft ist eine derartige, daß von der 
Gestellung eines Bürgen Abstand genommen werden 
kann.

Die Kosten für Heizung, Beleuchtung (die unverän
dert bestehen bleiben kann) und Reinigung werden über
nommen. Die Kosten der Feuerversicherung bleibt der 
Stadt als Eigentümerin des Gebäudes überlassen.

Der Projektionsraum wird fest eingebaut in die zum 
1. Rang führende Türe und kann daher bei sonstigen 
Theatervorstellungen nicht entfernt werden. Der Ein
gang in den I. Rang müßte demnach zu beiden Seiten 
des Raumes erfolgen und entsprechend neu hergestellt 
werden.

Die Bühne soll nicht benutzt werden und sind daher 
auch keine Feuerwehrmannschaften zur Bewachung not
wendig.

Die Theatervorstellungen sind möglichst auf Freitag 
zu verlegen, da Mittwochs im Kino Programmwechsel 
stattfindet und dieser ein Haupteinnahmetag ist. Die 
Sonn- und Feiertage müssen der Kinematographengesell
schaft unbeschränkt überlassen bleiben.

Das Theaterfoyer wird als Erfrischungsraum benutzt 
Die Theaterhalle darf täglich nach 3 Uhr nachm. nicht 
mehr benutzt werden.

Die Armenabgaben werden übernommen.
Die Gesellschaft behält sich das Recht vor, nach einem 

Jahre vom Vertrag zurückzutreten, falls das Unterneh
men unrentabel sein sollte. Im Falle der Rentabilität 
muß die Stadtverwaltung der Gesellschaft garantieren, 
daß sie keine weiteren Konzessionen für Kinematographen 
erteilt und ferner die Verpflichtung eingehen, nach Ab
lauf der dreijährigen Verpachtungsperiode eine weites 
längere Pachtzeit einzugehen, wenn das Theater noch 
weiter verpachtet werden soll."

Der Eemeinderat faßte hierauf, nach eingehender Dis
kussion folgenden Beschluß:
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Die von der Kinematographengesellschaft angebotene 
vierteljährliche pränume'rando Mietzahlungen werden gut- 
geheißen. Dagegen wird der Verwaltung überlassen, auf 
eine Bürgschaftstellung zu verzichten, wenn die' Gesell
schaft nach Bekanntwerden deren Namne pp. für Einhal
tung sämtlicher Vertragsbedingungen genügende Sicherheit 
bietet.

Neben den von der Gesellschaft zu übernehmenden Kosten 
der Heizung, Beleuchtung und Reinigung des Stadttheaters 
muß auf Zahlung des Unterschiedes zwischen der bisherigen 
und der neuen Versicherungsprämie bestanden werden. 
Ebenso muß sowohl im Interesse des Publikums wie auch 
des Theatergebäudes die Bewachung des Theaters während 
der Aufführung durch Feüerwehrmannschaften gefordert 
werden, wenn dies durch die Feuerversicherungsgesellschaf
ten verlangt wird. Die Versicherung ist mit den Gesellschaf
ten zu vereinbaren die z. Zt. an dem Risiko beteiligt sind.

Gegen den Einbau des Projektionsraumes in der Tür 
nach dem l. Rang und Herstellung zweier Eingänge beider
seits desselben, bestehen keine Bedenken, jedoch haben die 
erforderlichen Umbauarbeiten pp. auf Kosten der Gesell
schaft zu erfolgen.

Die Entscheidung der Frage über die Verlegung der 
ständigen Theatertage, wird der Verwaltung überlassen 
und ftll sich diese mit den in Betracht kommenden Theater
gesellschaften ins Benehmen setzen.

Die Ueberlassung des Foyers als Erfrischungsraum, d.
zur Verabreichung von alkoholfreien Getränken und für 

ben Verkauf von Schokolade, wird zugestanden, jedoch 
soll das Foyer der Stadt jederzeit zur Verfügung stehen, 
wenn dasselbe benötigt wird. Nach 3 Uhr nachmittags soll 
"^ Benutzung der Theaterhalle nicht erfolgen, wenn dies 
sucht dringend notwendig ist. Der Stadtverwaltung allein 
soll das Entscheidungsrecht vorbehalten bleiben.

Die Kinematographengesellschaft muß eine Haftpflicht- 
oorstcherung über unbegrenzte Summen eingehen, in wel
cher die Entschädigung von Menschen- und Sachschäden ver
einbart wird. Der Vertragsabschluß soll erst dann definitiv 
sem, wenn eine auf die Vertragsdauer abgeschlossene und 
von der Verwaltung genehmigte Haftpflichtpolize vorgelegt 
worden ist.

Die Vertragsdauer muß mindestens 3 Jahre betragen
Iberer Rücktritt vom Vertrage ist ausgeschlossen.

^vtervermietung soll nur unter Vorbehalt der aus- 
werde 0" Genehmigung des Gemeinderats eingeräumt 

ein der Stadtverwaltung durch K 33a. Eew.-Ordn. 
bet^ Recht zur Erteilung von Konzessionen zur Jn- 

von Kinematographen kann nicht verzichtet 
lu r r ' vielmehr behält sich der Bürgermeister die Ertei- 

Konzessionen nach eigenem Ermessen unter Be-
uchtigung der Bedürfnisfrage jederzeit vor.

s.r, Armenabgaben sind in der jeweils vom Armenrate 
iusetzenden Höhe zu entrichten.

ch.. klebrigen werden die weiteren im Schreiben der 
g,,,-^Eung vom 23. Februar niedergelegten Bedingungen 

'recht erhalten.
n. Begutachtung von Baugesuchen, 

nicku'^ ^Evmmeister Pflaum beabsichtigt an einem noch 
und »^kbauten Verbindungsweg zwischen Spanierring 
der R Karlstraße ein Nebengebäude zu errichten; nach 
der ^"""dnung müssen derartige Gebäude 15 Meter von 
die R zurückliegen. Die Stadtverwaltung war bereit 
ech ""uhrung vorübergehend zu gestatten, falls Pflaum 

von seinem Vorgänger bereits anerkannten Revers 

beigetreten wäre. Da Pflaum dies ablehnte konnte die 
Bauerlaubnis nicht erteilt werden. Inzwischen hat Pflaum 
in einer Eingbe vom 2. d. Mts. die Erklärung abgegeben, 
er walle gemäß Z l2 der städt. Bauordnung die nach der' ge
planten Straße zuliegende Front seines Gebäudes architekto
nisch ausgestalten und von vornherein so stark bauen, daß 
er in Zukunft die Mauern zur Errichtung eines Wohnhau
ses verwenden könne; sobald die Straße durchgeführt werde, 
wolle er den Bau zu einem Wohnhause umbauen.

Nachdem Mitglied Schiltz mitgeteilt hatte, daß 
Pflaum ihm erklärt habe, den geforderten Revers nunmehr 
unterschreiben zu wollen, wird auf Antrag des Vorsitzenden 
die Angelegenheit an die Baukommission zurück
verwiesen.

Mitglied M ii ll e r beantragt in Zukunft Reverse nur 
in eintragungssähiger Form verbriefen zu lassen.

Der Eemeinderat stimmt dem zu.
d) Bauunternehmer Wehrmann möchte an der Johann 

Wehestraße ein Gebäude bestehend aus Erdgeschoß, 1. Stock
werk und Mansarde errichten. Der Vorsitzende empfiehlt 
die Genehmigung dieses Neubaues, da es in städtischem In
teresse liege, für die Errichtung kleinerer Wohnhäuser ein- 
zutreten. Er bittet die Genehmigung an dieselben Bedin
gungen zu knüpfen, wie dies bezüglich des von Herrn Archi
tekten Kaul an der St. Peterstraße zu errichtenden Neubau
es geschehen ist.

Der Gemeinderat ermächtigt die Verwaltung zur 
Erteilung der nachgesuchten Baugenehmigung unter 
den Bedingungen, daß Hr. Wehrmann sich in verbindli
cher Form verpflichtet, die Giebel der anstoßend an seinen 
Bau später zu errichtenden Nachbarhäuser auf seine eigenen 
Kosten architektonisch nach von der Stadt aufzustellenden 
Plänen, auszubilden, falls diese Häuser mit ihren Giebeln 
das Wehrmann'sche Haus überragen werden.

III. Herstellung eines Wasserleitungsanschlusses.
Die Lothr. Eisenbahn Aktiengesellschaft möchte ihr Um- 

formewerk auf Eemeindebann Schremingen an die städt. 
Quellwasserleitung anschließen und besitzt nach ei
ner schriftlich gemachten Mitteilung die mündliche Geneh
migung des Hern Kreisbauinspektors.

Auf Vorschlag des Vorsitzenden beschließt der Ee
meinderat den beantragten Anschluß zu genehmigen 
unter der Bedingung, daß der nach dem Regulativ festge
setzte Wnsserzins bezahlt wird und zur Herstellung des An
schlusses keine Staatsstraßen durchquert werden.

2. Niederschlagung unbeitreiblicher Einnahmen.
Der Berichter st atter, Beigeordneter Walkowins- 

ki, empfiehlt einem Anträge des Stadtrechners entsprechend 
nachbezeichnete unbeitreibliche Eemeindeeinnahmen nieder
zuschlagen:
u) einen Betrag von lO -N — Gebühr für Errichtung eines 
Grabdenkmals — geschuldet durch Nik. Winter in Diedenho- 
fen;
d) einen Betrag von 5 — Gebühr für Anfertigung ei
nes Grabes — geschuldet durch Wwe. Hackenschmidt.
e) einen Betrag von 15 — Gebühr für Anfertigung eines
Grabes — geschuldet durch Robaschewski;
6) einen Betrag von 32 -N — Schulgeld — geschuldet durch 
Reinhold Wurm.
Bei den unter a, b, und <1 angeführten Schuldnern wurde 
Pfandmangel festgestellt; der Schuldner unter e ist unbe
kannten Aufenthaltsorts.
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Der Eemeinderat genehmigt die Nieder
schlagung von insgesamt 62 -R.

3. Erlaß eines Ortsstatuts zum Schutze des 
Ortsbildes.

Mitglied Pfanschilling, der zum Berichterstat
ter ernannt wurde, ist nicht erschienen und spricht 
der E e m e i n d e r a t auf Antrag des Vorsitzenden Ver
tagung aus.

4. Niederlegung von Wallteilen hinter der 
Teroillekaserne

Die s. Zt. auf dem Gelände zwischen Kaiser Wilhelm 
II Promenade, Karolingerring und einer den neuen Metz
platz an seiner Nordseite begrenzenden Stratze in Aussicht 
genommene Erbauung von Rauhfutterscheunen, gegen 
welche die Stadtverwaltung und der Eemeinderat Einspruch 
erhoben hatten, soll nunmehr auf einem neben der Ter- 
villekaserne gelegenen, militärfiskalischen Gelände erbaut 
werden. Die auf dem Vaugrundstück sich befindlichen Wall
teile sollen gemätz früherem Eemeinderatsbeschlutz vom 19. 
4. 1911 durch die Stadt abgetragen werden. Der Ee
meinderat hatte im Einverständnis mit dem Bauinspektor 
der Militärverwaltung die Bedingungen für fraglichen 
Abtrag im Prinzip gutgeheitzen und die Verwaltung zum 
Abschluß eines Vertrages ermächtigt. In den folgenden 
Verhandlungen zwischen der Intendantur des XVI. Ar
meekorps und der Stadtverwaltung wurden seitens der 
ersteren folgende Forderungen aufgestellt:

„1 . Abtrag der gesamten Wall- und Mauermassen an 
„der Teroillekaserne sodaß letztere sowie die angebaüte La- 
„trine auf der Westseite sreigelegt werden.

2. Die obere Erddecke (ausschließlich der Eeschütztra- 
„versen) ist zu erhalten und der Treppenaufgang nach oben 
„zu wasserdicht abzudecken, desgl. das Gesims der Latrine.

„3 . rd. 4000 obiu Boden sind gegen eine Entschädigung 
„von 0,75 pro ebin nach dem Kasernenbauplatz zu schaf
fen und dort einzuebnen. Der etwa zwischen der alten 
„Festungsmauer und der westlichen Außenmauer der Ter- 
„villekaserne vorgefundene brauchbare Sand ist an der 
„Verwendungsstelle aufzusetzen und wird nach Abzug eines 
„noch zu vereinbarenden Sackmaßes gleichfalls mit 0,75 
„pro ebiu vergütet.

„4 . Verputzen der bisher im Boden liegenden und 
„künftighin frei gelegten Schornsteine und sonstigen Mon- 
„tierteile oberhalb der zu erhaltenden Erddecke auf der 
„Teroillekaserne und Abschluß der Lüftungsrohre daselbst.

„5 . Bedecken der Erdabtragsflächen und der neuen 
„Böschungen daselbst mit Flachrasen, Ausfüllung der Hohl- 
„rüume, Löcher und Vertiefungen der freigelegten Plätze.

„6. Auffüllung des jetzigen Kasernenhofes, sodatz der
selbe künftig in Höhe der Augusta Viktoria Promenade zu 
„zu liegen komme. Für die Ausführung der Packlage aus 
„den beim Abbruch gewonnenen Steinbrocken pp wird eine 
„Vergütung von 0,10 pro obin fertige Fläche vergütet."

Eine von den vereinigten Kommissionen ernannte 
Spezialkommission hat die Forderungen der Mili
tärverwaltung einer eingehenden Begutachtung unterwor
fen . Namens dieser Kommission wird von Mitglied 
Frank folgender Bericht erstattet:

„1. Zur Bedingung 1) ist nichts zu erinnern.
„2. Zu Bedingung 2) soll noch näher bestimmt werden, 

„in welcher Weise die wasserdichte Abdeckung des Gesimses 
„der Latrine erfolgen soll.

„3. Die Entschädigung für den Transport von 4000

„obui Boden nach dem neuen Kasernengrundstück mit 75 
„pro ebin ist durch Eemeinderatsbeschlutz vom 19. April 
„1911 genehmigt. Die weiter angebotene Entschädigung 
„in gleicher Höhe für den beim Abtrag gewonnenen Sand 
„empfiehlt die Kommission anzunehmen.

„4. Das Verputzen der durch Erdabtrag freigelegten 
„Schornsteine, sowie der Abschluß der Lüftungsrohre ist 
„eine nur geringfügige Arbeit und ist die Kommission der 
„Ansicht, daß dieselbe von der Stadt übernommen wird.

„5. Mit den geforderten Arbeiten ist die Kommission 
„gleichfalls einverstanden.

„6. Die Aufhöhung des Kasernenhofes erfordert ca. 
„1500 ebm Bodenmassen, die zum großen Teil durch ein
faches Herunterwerfen von den anstoßenden Wällen ge
kommen werden und deshalb keine großen Ausgaben er
fordern. Die Kommission spricht sich für die Ausführung 
„dieser Arbeiten durch die Stadt aus, erklärt jedoch den für 
„die Herstellung der Packanlage angebotenen Preis von 1ü 

pro gru für zu gering und beantragt denselben auf das 
„doppelte, d. h. auf 20 pro giu zu erhöhen.

Der Vorsitzende hält die von der Militärverwaltung 
erhobenen Forderungen allerdings für weitgehend mit 
Rücksichtnahme darauf, daß dieselben eine direkte Folge der 
Verlegung der Rauhfutterscheunen sind, bittet er die von 
der Spezialkommission abgeänderten Vertragsbedingungen 
gutzuheitzen. Die für die Stadtverwaltung entstehenden 
Mehrkosten werden sich auf ca. 2000 belaufen.

Der Eemeinderat beschließt die Verwaltung zu 
ermächtigen im Sinne der Vorschläge derSpezial- 
kom mission mit der Militärverwaltung einen Ver
trag abzuschließen und bewilligt neben dem bereits durch 
Beschluß vom 19. 4. 11 gewährten Kredit die zur Ausfüh 
rung der neuerdings vorzunehmenden Mehrarbeiten 
notwendige Summe von rd. 2000

5. Weiterer Abtrag der Hangars V und Vl
Bei einer örtlichen Besichtigung der Hangars V und 

sind durch Feuchtigkeit entstandene Beschädigungen festge
stellt worden, die durch Herstellung einer Ueberdachung be
seitigt werden sollen. Um die durch die Militärverwaltung 
vorzunehmende Ueberdachung zu ermöglichen, ist ein wei
terer Erdabtrag und der Abbruch von Mauerteilen erfor
derlich. Um Auffüllmaterial zu gewinnen, hat sich die 
Stadtverwaltung zur Vornahme der notwendigen Abtrags
arbeiten bereit erklärt; die entstehenden Unkosten sind aus 
60000 -R geschätzt. Da an dem früheren Abtrag 4000 er
spart wurden, bedarf es nur einer weiteren Bewilligung 
von 2000 -R, falls die obenerwähnte noch vorhandene 
Summe Verwendung finden soll.

Die vereinigten Kommissionen haben die Be
willigung dieses Kredits nachgesucht.

Nach einer kurzen Debatte bewilligt der Ee
meinderat den geforderten Kredit von 2000 --st uno 
die Verwendung des Restkredits von 4000 zur Av- 
deckung der Hangars V und VI und ermächtigt die Ver
waltung die Arbeiten ausführen zu lassen.

6. Errichtung einer Schulsparkasse.
Der Berichterstatter, Beigeordneter Haas, führt aus, 

daß der Ortsschulvorstand die Errichtung einer SchulsM^ 
lasse angeregt, die Sparkassenverwaltung sich gegenüber dre- 
ser Anregung aber noch nicht entsprochen hat, da die meisten 
Lehrer sich zuerst ablehnend verhalten haben. Da inzwi
schen die Lehrpersonen sich zur Mitwirkung bereit erklär 
haben und die Einführung von Schulsparkassen aus er
zieherischen Gründen wünschenswert erscheint, wird der w ' 
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meinderat gebeten, einen Beschluß zu fassen, nach welchem 
die Errichtung einer Schulsparkasse eindringlich gewünscht 
wird, umso mehr als die Schulsparkasse an sich der Spar- 
kassenverwaltung nur wenig Arbeit machen wird. Nach
dem der Berichterstatter sich über die evtl. einzuführenden 
Eparsysteme verbreitet hat, beauftragt der Eemeinde
rat einstimmig die Verwaltung dem Sparkassenvor- 
stand den eindringlichen Wunsch auf Errichtung 
einer Schulsparkasse zu übermitteln.

7. Gründung zweier neuen Schulklassen
Nach einem von dem Herrn Kreisschulinspektor an den 

Hrn. Vezirkspräsidenten erstatteten Bericht vom 14. Februar 
d. Js. können nach den Osterferien weder alle schulpflichti
gen Kinder evangelischer noch die kathol. Konfession in den 
bestehenden Klassen untergebracht werden. Der Hr. Schul- 
mspektor hält die Gründung einer 3. evangelischen gemisch
ten und einer 7. kathol. Knabenklasse für notwendig und 
empfiehlt zur Leitung det ersteren evtl. eine Lehrerin zu be
rufen. Die Unterbringung beider Klassen könnte zweck
mäßig im Schulgebäude der Altstraße erfolgen. Der Herr 
Bezirkspräsident ersucht mit Verfügung vom 29 .2. 12 — II 
1V84 - um Herbeiführung eines Eemeinderatsbeschlusses.

Der Vorsitzende bezeichnet den Antrag als g e - 
rech tfertigt und bittet den Eemeinderat den zur Ein- 
nchtung der beiden Klassen erforderlichen Mobiliar- und 
-personalkredit zu bewilligen,

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend und ermächtigt die Verwaltung die etwa erforder
nden Mobiliargegenstände im Wege freihändiger 
Submission zu beschaffen.

8. Ueberlassung eines SchuUokals an einen Verein 
.Eabelsberger Stenographen-Verein bittet um 
i-" " L Ueberweisung eines städt. Lokales als Unterrichts
raum bei freier Heizung und Beleuchtung.
m m * Vorsitzende bittet aus Gründen der Jugendpflege 
M-Verwaltung zu ermächtigen, ein städt. Lokal ohne 
- Mng und Beleuchtung zur Verfügung stellen zu dürfen.

Der Gemein d erst beschließt entspre
chend. " 1 1-

9- Beitritt zum Verein zur Bekämpfung der 
Schundliteratur.

vor kurzem gegründete „Landeszentralstelle zur 
».j.^psung von Schund und Schmutz in Wort und Bild" 

§^r.Sitz in Straßburg, bittet die Stadtverwaltung 
iwk.» - tE zu erklären. Der Jahresbeitrag ist auf min- 
W-ns 5 -4t festgesetzt.
E e in " irag des Vorsitzenden beschließt der 
von ia t dem Verein mit einem Jahresbeitrag
D -N beizutreten. Ein Antrag des Mitgliedes 

< "E einem Beitrag von 20 -4t beizutreten, 
nurde ab gelehnt.

10. Kirchenrechnung der evangelischen Gemeinde.

des Herrn Kreisdirektors vom 10. 10
chena-n. -01 mitgeteilt, daß die evangelische Kir- 
siül » ihre Jahresrechnung pro 1910 mit einem De- 
Ctadln " 1175,97 -4t abgeschlossen hat, zu dessen Deckung die 
leisten Diedenhofen einen Betrag von 686,80 -4t
traap« Einsprüche gegen die Höhe des festgesetzten Be- 

innerhalb 14 Tagen geltend zu machen. Die 
des erhob am 30. November 1911 gegen die Höhe 
Cckn-ik Einspruch und begründete denselben mittelst 
sach 18- l^- v. Js. Hiernach enthielt die mehr-

rwaynte Rechnung eine Reihe von Ausgaben, wie 

Wassersteuer, Kanalmiete und Verwaltungskosten, zu deren 
Deckung nach § 37 des Dekrets vom 30. 12. 1809 die poli
tische Gemeinde im Falle der Unzulänglichkeit der Ein
künfte der kirchl. Gemeinde nicht ergänzend einzutreten 
hat. Ferner hatte die evangelische Kirchengemeinde ver
säumt einen Eemeinderatsbeschluß vom 7. 10. 07 ent
sprechend ihre Jahresrechnung und den Haushaltsetat der 
Stadtverwaltung vorzulegen. Schließlich mußte der Ein
spruch auch erfolgen, weil der Herr Kreisdirektor die Aus
zahlung des städt. Zuschusses ungeordnet hatte, ohne daß 
der Verwaltung die Möglichkeit zur vorherigen Anfor
derung eines Kredits beim Eemeinderat gegeben war. Die 
erhobenen Einspruchsgründe haben dem Presbyterialrat 
vorgelegen und hat dieser in längeren Ausführungen die 
Richtigkeit der diesseitigen Auffassung zu widerlegen ge
sucht. Der Herr Kreisdirektor ersucht unter Uebersendung 
der Eegenäußerungen des Presbytertalrats, denen er 
rm wesentlichen beitritt, um Mitteilung, ob der von der Ver
waltung erhobene Einspruch aufrecht erhalten wird. Der 
Vorsitzende hält die geltend gemachten Einspruchsgrünoe 
für gerechtfertigt und giebt seine Meinung duhin ab, daß 
heute ein Teil derjenigen Ausgaben, die nach dem Dekret 
vom 30. 12. 1809 nicht zu den Pflichtausgaben gerechnet, 
aus Billigkeitsgründen von der Gemeinde übernommen 
werden könnten. Er bittet den Eemeinderat zu beschließen, 
daß der Fehlbetrag von 686,80 -N der evangelischen Kirchen
gemeinde zu überweisen ist und der erhobene Einspruch mit 
Rücksicht auf die ungünstige finanzielle Lage der evang. 
Kirchengemeinde zurückgezogen werden soll.

Der Gemeinderat hält den eingelegten Ein
spruch für vollkommen begründet, willigt jedoch 
in dessen Zurückziehung aus der vom Vorsitzenden 
angeführten Ursache ein und genehmigt den zur Deckung 
des Fehlbetrages erforderlichen Kredit von 686,80 -4t.

II, Herstellung neuer Straßen in der Altstadt.

12 Herstellung der Kollegiumstraße.
Infolge ihrer Zusammengehörigkeit werden die Punkte 

11 und 12 verbunden und miteinander verhandelt.
Der Eemeinderat hat am 3. Oktober 1910 die Her

stellung der Mersch- und Neustraße in Vulkanol und eines 
Teiles der Hospitalstraße in Hartgußasphalt beschlossen und 
auf Vorschlag des Vorsitzenden sich einverstanden erklärt, 
daß nach und nach auch die übrigen Straßen der Altstadt 
in besserem Material herzustellen sind. Die Verwaltung 
hat daher für dieses Jahr ein Projekt über die Ausführung 
der Fahrbahnen der Brand-, Bannofen-, Je- 
mapperstraße und Altstraße in Vulkanol "an 
fertigen lassen und dieses den vereinigten Kommissionen 
zur Begutachtung vorgelegt. Letztere haben sich für die 
Ausführung der vorgeschlagenen Arbeiten ausgesprochen. 
In dem Projekt sind die Kosten für Ausführung der geplan
ten Arbeiten wie folgt veranschlagt:

1. Brand- und Bannofenstraße von der Pariserstraße 
bis zum Holzplatz 31000, -N

2. Jemapperstraße 14300, -4t
3. Altstraße zwischen Luxemburgerplatz und

Jemapperstraße 9100, -4t

insgesamt 54400, -4t
Gleichzeitig mit diesem Projekt lag auch den vereinigten 

Kommissionen ein Antrag auf Neuherstellung derKasei
ne n st r a tz e vor, deren Zustand als ausbesserungsdürftig 
anerkannt wurde. Die vereinigten Kommissionen hielten 
jedoch die Neuherstellung der Kollegiumstratze für 
dringlicher und entschieden sich dahin, dem Gemeinde-
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rat auch deren Renovierung in Vorschlag zu bringen. Be
züglich der Kasernenstraße wurde eine Vertagung bis 
zum nächsten Jahre angeregt. Nach einem Kostenanschlag 
des Stadtbauamts stellt sich die Vausumme für Herstellung 
der Straßenoberfläche der Eollegiumstraße in Hartgußas- 
phalt auf rd. 20400 4t

Der Vorsitzende trägt vor, daß die sehr kostspielige Aus
führung der erwähnten Straßen in Vulkanol bezw. in Hart- 
gutzasphalt infolge ihrer Dauerhaftigkeit jeder andern Neu- 
herstellungsart vorzuziehen sei, umsomehr als die Her
stellungskosten auf langfristige Anleihen genommen werden 
sollen. Hierauf empfiehlt er abweichend von dem Be
schluß der vereinigten Kommissionen, von dem Ausbau der 
Altstraße für dieses Jahr abzusehen, und an deren Stelle 
die schlechtere Kollsgiumstraße in das Bauprogram aufzu- 
nehmen. Den von den vereinigten Kommissionen em
pfohlene Ausbau der Eollegiumstraße bis zur Wallstraße, 
der mit einem Kostenaufwand von ca 22000 M hergestellt 
werden könnte, halte er infolge der zu hohen Baukosten 
für nicht durchführbar, dagegen die Neuherstellung des Tei
les dieser Straße bis zum alten Gymnasium, der einen 
Kostenaufwand von 11800 4t bedinge.

Auf die Anfrage eines Mitgliedes teilt der Vorsitzende 
sodann mit, daß die aufzunehmende Anleihe in 50 Jahren 
getilgt werden soll. Hiergegen spricht sich Mitglied 
Röchling aus, weil die neuen Straßen nicht von so 
langer Dauer sein werden; erbeantragt die Tilgungs- 
dauer auf 25 Jahre herabzusetzen. Mehrer Redner sprechen 
sich für die Abweisung der vereinigten Kommissionsbe-- 
schlüsse und Annahme der Vorschläge des Vorsitzenden aus. 
Auf eine Anfrage des Mitgliedes Heinr. Frank gibt der 
Vorsitzende Auskunft über den Stand der Verhandlungen, 
die mit der Straßenbauverwaltung geführt wurden die den 
Ausbau der Pariserstraße und Luxemburgerstraße in 
besserem Material zum Gegenstand hatten.

Ein vom Beigeordneten Walkowinski gestellter 
Antrag auf Abstimung über die Beschlüsse der vereinig
ten Kommissionen wurde ab gelehnt, dagegen die Ab
stimmung über jeden einzelnen Straßenzüg nacheinander 
gewünscht. Diese ergab folgende Resultate:

Der Ausbau der Brand- und Bannofen st raße 
in Vulkanol mit einem Kostenaufwand von 31000 M 
wird einstimmig angenommen.

Die Neuherstellung der I e m a p p e r st r a ß e in Vul
kanol mit einem Kostenaufwand von 14 700 4t wird mit 
großer Stimmenmehrheit angenommen.

Die Neuherstellung der Altstraße wird abge- 
lehnt, soll aber möglichst im nächsten Jahre ausgeführt 
werden.

Der Ausbau der Cd l l e g i u m st r a ß e bis zum alten 
Gymnasium in Hartgußasphalt mit einem Kostenaufwand 
von rd. 11 800 cN wird mit großer Stimmenmehrheit an
genommen.

Der von Mitglied Röchling gestellte Antrag, zur 
Deckung der aufzunehmenden Anleihen eine Amortisations- 
zeit von nur 25 Jahren festzulegen, wird mit der Maßgabe 
angenommen, daß planmäßig eine 50jährige Amorti
sation vorgesehen, tatsächlich jedoch eine 25jährige Deckung 
vorzunehmen ist. Die sich aus den Ersparnissen an den 
Kosten der Unterhaltung der fraglichen Straßen ergeben
den lleberschüsse sollen in einem Reservefonds gesammelt 
und zur Deckung der bei 25jähriger Tilgungsdauer notwen
dig werdenden höheren Raten verwendet werden.

Mit Rücksicht darauf, daß bei der Vergebung der Arbei

ten nur Spezialfirmen in Frage kommen können, genehmigt 
der Eemeinderat die Vergebung in beschränkter, freihän
diger Submission.

13. Definitiver Ausbau der Bürgersteige in der 
Neustadt.

Bereits seit längerer Zeit wünschen die Besitzer von 
Hausgrundstücken in der Neustadt den definitiven Ausbau 
der Bürgersteige vor ihren Häusern. Der Vorsitzende er
läutert, daß nach K 13 des Lastenheftes über die Veräuße
rung von Baustellen auf dem Stadterweiterungsgelände 
die Stadt zur Herstellung der definitiven Bürgersteige zwar 
verpflichtet sei, die Hausbesitzer aber neben den vertrags
mäßig auf 50 4t pro lfdm. Baufront festgesetzten Anlieger- 
kosten keinerlei sonstige Gebühren für Anlage und Pflaste
rung von Straßen bezw. definitive Herstellung der-Trot- 
toirs zu tragen hätten. Dagegen habe sich die Stadtverwal
tung das Recht vorbehalten, den Herstellungstermin der 
endgültigen Trottoiranlage nach eigenem Ermessen zu be
stimmen. Den Hauseigentümern sei als Aequivalent für 
die vorläufige Aufschiebung der endgültigen Herstellung 
der Bürgersteige, die Zahlung eines Drittels der fälligen 
Anliegerkosten bis nach Beseitigung des momentanen Provi
soriums gestundet worden. Die Herstellung der Trottoirs 
erfordere nach einem Kostenanschlag des Stadtbauamts die 
Aufwendung^von insgesamt 34 400 4t, auf welche an noch 
einzuziehenden Anliegerkosten 13 957,81 4t anzurechnen wä
ren, sodatz städtischerseits ein Zuschuß von 20 442,19 4t ge
leistet werden müßte. Die vereinigten Kommissionen 
haben sich für die Ausführung der endgültigen Trot
toiranlage ausgesprochen und empfehlen, die Anlieger zur 
teilweisen Deckung des von der Stadt zu leistenden Zuschus
ses heranzuziehen. Außerdem haben die Kommissionen an
geregt, die Uebergünge einiger besonders stark begangener 
Straßen etwa in einer Breite von 3 Meter mit alten 
Pflastersteinen zu pflastern. Der Vorsitzende empfiehlt sei
nerseits, den nach Einzug des letzten Anliegerkostendrittels 
verbleibenden Kostenaufwand, so zu verteilen, daß derselbe 
zu gleichen Teilen von den Anliegern und der Stadt aus
gebracht würde.

In der nunmehr einsetzenden sehr regen Debatte 
bezeichnet ein Mitglied die weitere Heranziehung der An
lieger als unbillig und glaubt, daß die Stadt, nach
dem mehrere Jahre vergangen seien, eine moralische Ver
pflichtung habe nunmehr an den Ausbau der Plattentror- 
toirs heranzutreten. Ein weiteres Mitglied spricht sich für 
Uebernahme der gesamten Baukosten auf die Stadt 
aus. Ein Antrag Röchling auf Trennung des Projek
tes und Verteilung desselben auf 2 Jahre wird mit großer 
Stimmenmehrheit abgelehnt.

Eine alsdann auf Antrag des Vorsitzenden 
oorgenommene Abstimmung darüber, ob der Ausbau ohne 
Veitragsleistung seitens der Anlieger erfolgen soll, ergab 
nur 2 Stimmen für den beitragslosen, eine große Majorität 
aber für den beitragspflichtigen Ausbau. Hier
auf empfahl der Vorsitzende den Beitrag auf 20—30 
der städtischerseits aufzuwendenden Baukosten zu normre- 
ren; Beigeordneter Walkowinski schlug eine Ber
tragsleistung von 50 A, Mitglied Schiltz eine solche von 
40 A vor.

Der Gemeinderat setzte den Beitrag der Anlieger 
auf 50 A der von der Stadt aufzuwendenden Bausunrnre 
fest und bestimmte weiter auf Antrag des Vorsitze n- 
den, daß nur in solchen Straßen die Trottoirausfiihru"8 
vorgenommen werden soll, wo sich mindestens zwei Dritter
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der Hauseigentümer zur Beitragszahlung bereit erklären. 
Selbstverständlich sollen in diesen Straßen nur die Häuser 
ein Trottoir erhalten, deren Eigentümer die Veitrags- 
pflicht übernommen haben.

Einer Anregung des Mitgliedes Salomon entspre
chend beschließt der Eemeinderat endlich, daß 
den Eigentümern, welche das letzte Drittel ihrer Anlieger
kosten bereits an die Stadt entrichtet haben, die .Zinsen des 
zu früh bezahlten Betrages auf die entstehenden Unkosten- 
zuschüsse ungerechnet werden.
14. Anlage einer Rasensläsche vor der evangelischen 

Kirche,
Der Vorsitzende erörtert, daß der Platz zwischen Kaiser 

tudwigstraße und der evangelischen Kirche einen verwahr
losten Anblick bietet, der durch Anlage einiger Wege und 
emer Rasenfläche leicht beseitigt werden kann. Die ver
ewigten Kommissionen empfehlen die von der 
Stadtverwaltung geplanten Arbeiten die einen Kostenauf
wand von 600 erfordern.

. Der Eemeinderat gibt sein Einverständ
nis, bewilligt den erforderlichen Kredit und genehmigt 
die freihändige Vergebung. Mitglied Eoedert 
regt die Anpflanzung stärkerer Bäume an. Diese An
regung wird die Verwaltung, soweit dies möglich ist, 
cnsprechen.

15, Straßenbeleuchtung in der MaXimilianstraße-
Es ist nun wiederholt darüber geklagt worden, daß 

der Weg vom Bahnhofsempfangsgebäude bis zum Hotel 
Terminus des Abends sehr dunkel ist, und daher für an
kommende Fremde der Eingang nach der Stadt sich in einem 
unvorteilhaften Bilde präsentiert. Die Baukommis
sion, welche sich an Ort und Stelle von dem bestehenden 
Mißstande überzeugt hat, empfiehlt die Aufstellung 
von 4 Easlaternen.

Der Eemeinderat hält die Aufstellung von zwei 
weiteren Easkandelabern für hinreichend, beschließt diesel
ben und bewilligt den erforderlichen Kredit. Die Bezeich
nung der Plätze für die Kandelaber wird der Verwaltung 
überlassen.

16, Vorprojekt über die Errichtung einer 
Kühlhausanlage.

Auf den Antrag des Vorsitzenden wird die Angelegen
heit an die vereinigten Kommissionen zurückver
wiesen, welche auf Donnerstag, den 7. d. Mts. einzuladen 
sind. Zu dieser Sitzung wird der Spezialarchitekt Hennings 
aus Stuttgart erscheinen.

Schluß 7,30 Uhr nachm^



Lb^i o/ri

übb?' ciit- SLisang äk-?* ve'^e'LnLA i^n ^ommissi one'n 

vom LT'. 292L, nao?rm. 4 9?r^.

^nw^se-nä üniL-^ crs>m ^o^sLtLk' ät's Fb^n Sä^A^^me'isi^/'s Lp?*- 

ne-n^biL?^» Äik- Fe-^^n Lbigk-o^Äns'i^n Ma2^owins/ri anci 2ioi/r soroi5> 

Äi6> 2ik-^^^n Siacii^aie- Dk-NL, 4°. 5>ano/r, Fü22^^, Foaviai^L-, La- 

2omom, So/ri2iL, Sik-ims'iL. Lpaik-?' k-^so^i^n^n ciik? F^^^L-n O/r^Lsii- 

a/^, Sot-6e^t, F. 2^^an/l, ^anxois, Faas, O?'. F5>äe> ?*nao?r, 2^/an- 

so??>i22inA anci ^ic/ra^ä.

Lniso?ra2ciiAi äib ^e-^n^n Köo/r2iNA anci ^b?r?*mann.

-Idrobs^nä äii- ^^^n Oai22oa^c, Ke-utp?*, uncL D/'.^lldo/'n.

^aAk>s o i^änunA.

unä ^^sLsti-22un9 cLe-s L>§ÄNLUNgsduÄAL-is /ü?' 2922 

unä ckt-s L'au^tducrgs'rs 292L.

De-?' ^onsL t2bnc2k? mao/ri /o2AL-ncr^ 2lus/ü/r^unA^n.-

Lk-^atung vo^At^bA Lnirou^/ L^AÄnsu^3duci9L?ts F7»o 

^922 §6?r2ip^t in Linna/rm^n mii 2 QT'S 626,69 F

ab, ro?2oh?n an ^asgadk-n 9L6 L9?,66 //

§p9^nüdk-?-stb/r^n, Lvcka6 ?in L'Lnna^mt'ädp^so^ass v. 260 S29,L2 F 

^o?-/ra^<2^^ ist, Ä«-?' a2s ni^dK/onäs Äi«?n5>n so22. 6ni^>n ^Idi. 

H -^u6k-^o?'Ä5'nt2 . LLnna/rmpn- L'it. 4 ist <2i? ^u/na/rme' e-Lne-^ ^n- 

von 2 900 000 vo^'A^se'/r^n, w5>2a?rL- /rau^tsäo/r2ia/r sa?* 

Dk'okanA in 2^iLi^^ ^^ii vom Obmpinci^^ai d6>so?r2oss^ns'n Nk'a- 

^n 2>o^>ki?, cie>^^n ^as/ü^rnunA noo/r nio/ri in ^§?^L// A5>nomms>n 

^T-V^nÄang /incis-n so22. Oie-sb 2 000 000 ^1n2^i/?k- ist im

n "^anLungsduciAk-i^ vo^smi-^/ri roo^ciL-n, am cias ^L§k-ni2io/rp ^a/r2e?n- 

di26



di2ci äes Laugtbucigets nio/rt su ver-so^eier'n, cia nio/rt ciie -!n 

2§>i/re, soncie^n ciie ^e/'Linsung unci Amortisation äerse2den in 

cLas Laugtbuäget au/genommen roe^cien muL. Das- üaugtbucige t ent- 

,^a2te äemnao/r ciie sur Deokung cier ersten ^mortisationsguote 

notwendigen Ausgaben, in vor2üu/iger LÖ/re von 26SZL F. 2)ie 

Lgar/rasse, bei we2oker ciie /rü/reren ^n2ei/ren au/genommen wur 

äbn, /rann weitere Fitte2 nio/rt me/rr sur ^er/ügung ste22en.

2)i? Fög2io/r/reit cier Lgar/rasse sgater wiecier ^n2ei/ren begeden 

Lv können, ist ciuro/r Las neue Lgar/rassengesets, <cias sur LLn-7 

/ch/ung ge2angen so22, gering. Ls /rägt-sio/r somit, wie ciie 

Fitte2 /ür ciie vorgesehene ^4n2eihe su desohcr//en sinci. üie 

6tacitverwa2 tung hat ciie Legedung cke?* ^n2eike au/ Ob2iAcriionc 

ins ^uZe ge/aFi unci ckie Lin2eitun9 criesdeLÜA2 io/ren ^eT'/ranä- 

2ungen mit Aeeigneten Langen a2s LweokmÄ2?iA emL>/unäen. 2ie 

^on^'u^tu^en au/ ciem Se2<ima?'^t 2i^en sun ^eit /ü?' L-ine stsäi. 

-1n2ei?re niokt günstiA, sie wenden siok ^'eäoo/r vo^aussio?rt- 

2Lo?r so bessern, cia^ man Lncie ^4^?^i2 an ciie ^u/na/rme ge/ren 

/lönnte. Line Uann/reime^ Lan/r, an we2o/re sio/r äie ^5>?'llia2 tunA^ 

Lweo/rs L^2anAUNZ von ^4uskün/ten gewenciet /rat, /ra2t äie L2üs- 

siAmao/rung cie?' ^n2ei?re su Zröo/rstens 9L - 96 /ü?- mÖA2io/r.

2)Le Di/Ze^ens sroLso/ren ciem Fennwente cie?' aussuAebencien 

papie^e unci ciem Lu?'swM'te Äe^se2den ist c?ine cie^ar't L-no^me, 

ciaL ciie Ve?*wa2tunA, 6ie su 99 A unä me/r?' su ?rau/en /ro//te, 

au/ Üie Aanse ^4u/na?rme 6e?- gansen ^n2ei/re, ci. ?r. soweit si?, 

einem Le-se^ve- ocie^ Let?*ieds/onäs LU.ye/ü/r^t roer'Äen so22, 

I^ensio/rt 2eisten muÄ. ^oncie-^/ranÄ ist eine -1n2ei/re nu^ in 6^ 

Lö/re sweokmÄLLg, in we2o/re?* ciie Fitte2 /Ü7* ciie sunao/rst cru^ 

su/ü/r^encien 2>o^'ekte au/geb^ao/rt wer'cien müssen.

Le?' Vor-si tsencie bittet nu/rme/r?' ciie einse2nen Positionen 6^ 

Lr'AÄnsun^sduciAets su beraten, beginnt nao/r Linver*stünc!nis



äb?» vk'^S'inLAiL-n Lommissione-n mir cie'?' p'bl'^AanA anci Aidi LU ciss'n 

?Lnse-2ni-n Losten ciik? no iwk'nÄiApn L>/r2Ä^ungk?n.

Le-i Ä«-n aaL«??'o?'ciS'ni2Lo/rk'n Linna/rm^-n, ^di. II, ILie?2 4 de>- 

ani^aAi 22ii.y2i^ci Foaviai^s, dbim L^a^/rass^nvo ^s ianci k-iN5> Fs-a- 

o^ganisaiio^ cibs L^ai/rass^nciie-nsi^s ansu^-^AL-n. Ln /iiir^i aus,ciaL 

älk- 0t-//nanA Spa^asse- an 'na?' 2 IaA?n in cie-?- ^oo/re- nio?r.i ,y«-- 

näAt?nÄ, vi«?2mp/r?' s>in^ iaA2io?ri- Oe-//nun§ noiw^nciiA se-i. Da^o/r

2?rsie-?^ wk-^cke- cib?- L^iiwk-i2iA d^si^/r^ncib ^nck^ang ads^so/rwao^i 

anä 4i^ L^a-'t'4 i e- nio/ri imm^'?' vi^2 Lk>ii su v^/'^ib-'^n /iäiii?n, 

wänlbn ciie- Spa^kass^ mL?/r?> unci m^/r?- in ^ns^ao/r n--/rm^n, so ciaL 

äib Li.nlQ.A5ar. sio/r da2ci io^sk-ni2 L o/r s>?»/lö/r^n wä^ci^n. ^nsiaii ciib 

L^aik? nao?r aaL^^/raLö sa vb?»i ^^Ld^n, m,ässk- ärk- §5>a?"kasL6'nve'?'rLa2- 

ian§ cZa/rin roLr'/r^n, ciaL e?in ?»e-Aep?' LaLag sa?' L^a^/rassi? ^ini^s-ie». 

Lu-'o/! s>i.nk> ^änstlro/r^ LpdanZ cLe-?» L^a^^rnLaH—se-i aao/r cie?' Ltaäi- 

vk-T'llialtanA äik' Fö§2Lo/i/rL-i t an ÄLe- LancL A^AL-de'n, w5>rt^?'6' ^n^r^L- 

Zrsn uon Ik>?' S^a/'/rassk' sa L-?-/ra2 t?n, äik- de>/s.anntL io?r sa i-Lne-m §än- 

slig^^L-n Lins/uL r-L-ngs-d^n wä^äe-ü, a2s äis>s sk-it«-ns äb?" Lan/r^n 

§i?so?rL5'/rt. Lockann ädt Lbänt-?' la^an Ll'rtrk, 6aL mit cie-?. ?rk-atL- in

7o?*sL7r2aA AL?d?-ao??.tk- ^n2k>L/?b ^asAadpn Ac->Ä?okr ro^Ms>n sol^sn, 

d^^k-Lis in Ik-?' Vc-^Aangt-nirs'Lr sa^äo/rli«-Apn. L> i Äi^s5-s ^or»- 

9b?r.t-n nio?rt /ü?" /lo?'?'^?!^ anä d^?raa5>tk-t, ÄaL sa^ Lbo/lang von ^Las- 

gad^-n na?» ciis /ä?> 6ik-s6> gbwä/r^ipn Fiirc>2 v^^pnäst wi-näe-n ää?»-

/e-n anä irpLnp?'^^! ^asgad^-n vo/n S^mk'inÄe'nat sa dk-ll>iL2iAL?n s6>i^n, 

o/?ne- ckaL aao/r A2k-io?rse-LtiA /än ci^^n Lk?o/ran§. Ak-so^At roe-^k-. Im 

äd^-iApn sk-i <-?" se-Ak-n cii^ ^ngt-dunA ckk-?- FL22ions>n -1n2i-i?rp su e^in^m 

La^srop^i von 9L - 96 A anä roänso/r^ ciie' ^a/nairms> Äe-?» ^n2L-i?rL- so-

2an§b vbl'sokodk-n su se-/r^n, dLs li«- Fe-ao^yanisarion cie-s L'^aT'^as- 

s^näibnsie-s ÄLb L>/rö/ranK cik?n S^a^in2a§e-n im 6b/o2§p A^/radi anä

. äic- ^sö'A2ic?/rk5-Li üb?» Si-'wä/r^ung cit-?. noiu,6>nciiAk-n ^Inlk-i?!^ äa^e^ii?

L^a^/lassp



L^a^kasse- e-inge-in^ie-n §e-i.

Df'?' I^o^si iLe-ncie- de-A^n^i äie- ^ns/ä/r^nnge'n cie-s Mt§2ibcr^s 

Fonv i ai?-?, sowe-ii sie- sio?r an/ äi? F^uo^Aanisaiion cie-s L'pa?'- 

)ras§k-nÄie-nsibs be-Lie??re-n, nnci ^ä2 i ano^ se-ine-?"Lpi is e-in /ran/i- 

9^?-e-s> Oe-//ne-n cke-?' Lasse-n^anmt- /n?' noiwe-nciiA. L?" e>M5)/ib?r2 i cie-n 

ve-^^iniAie-n Lommis.8 ione-n, cie-n SAme-inckp^ai sn e-^suo/rsn, -iie- ' 

^^^roalinng sn ds>au/i ^ag^n de?im S^a^/rasse-nvo^sianci in cii5>s5>m 

Sinne- vo^sie-22iA sn ui^ncie-n. 
.

Se-i.ye-o ^äne-ie-?" ^a2^owins?!i s5)^io?ri sio/r /nr» e-ine^ I'ne'nnnns. 

cib?- Siaäi?rasse- von äe-?- S^a^/rassb aus nnÄ KÄ2i e>dk>n/a2 2s ^ine- 

^bon.ocrniLaiion ci^s Spa^/rasse-nciie-nsie-s /n^ Lwbo/rma^i.y.' e-?' 

g2andi, äa-S nao/r L'^e-nnnng 6e-^ Lassen ciie? Ke-o?*Aanisaii on e-^st 

^nno?rie- i^crge-n wi^ä.

Fiiy^ik'cr Sa2omon isi o2e?Lo?r/a2L.3 /ü?- e>ine- anä5>?"e- L'inie-i-1 
2r/n§ äe?.s S5)a?'?lcrsse-n6ik'nstk's unä 85>^iL/ri sio?r ge>ge-n <jik> 

dunA e-ine-?' u4n2^i/re- su e-in^m Lu^swe-^ie- von 96 A ar^s. L> I
cLie- ^so?ribdvn.y äe-?' ^u/na/rm,k> cie-^ g^^^ante-n ^n2e-i?re- aus ä?" I 

von //iiA^ie-ä '7/ovviai^e- au/Ae-M^^ie-n 6^nncie?n dis nao/r ^1d2au/I 

von S lla^e-n /r2^ Lwe-okmci^iA.

2)e-n Vo^si iLk-näi- we-i^i cicr^au/ /7Ln, äaS ciie' ^e-iun^, 

von i??m de-nbiis Äa^Ae-leg i > kbine-swk-As mii äe-n -1dsio?ri ums^sal 

ge-n se-i, Äie- .ye-x^anie- ^n2e?i/re- su 96 su v^NAe-de-n, e?s se-i 

vie-2me-?r^ von i ^rm selbst äie- -Insio/rt vb^i^-e-ie-n roo^cie-n, 6crL "k

^n/na?rmb ^n2L-i?rs bis ncro?r Lininiti AÜnsii.ye-^^ l 

sianäe- an/ ckbm Se-2<ima^/ri §ellianie?i we-^i-n mnsse-, de-Lw. äi^ 

-InLe'i/re- nn^ in cie?- Fö??e- sude?.ye-de-n se-i, in we-^o^e-?' s.

/n^ de^e-Lis d^so/r2osse-ne- ^no^e-?ri(- noiwe-näig wü^äi-n. 

Von äb?' Fög2 Lo/r/>re-i i, e?vi2. nao?r Lin/ü^rnunA äe-s ne>ne-n <?e>s^ 

Lk-s de-i S^an?rassb w^iie-^e- ^n^e-i/re-n mao/re-n LN /rönne-n,

ve-^s^ne-o/r«?



^87-897-80/18 87- siL/r /r82n8n ^7-/029, w?22 628 69a7-^ass8N b2s/?87- 

?s 68n69a7-82n2a98n v87-98d8n 6Ü7-/2?n an6 2a 68m N8N8N 68882s 

NUT- 82n8 ^87-282 K.an9. 'd2s SO vo7-98s??i8n W87-68.

Fac?r68m m8^/-8^8 ^2 292 2^6^7- ds§2 > cke-s ?räu/2Ak-aba c>k-//a^as 

Ze-a Apa^/rassi- Mnsa^p Ak-aa^at ?ra22?a» von roe-2o/?^m ük-a, Ä2b

2tass8 2s922o/r von 9 6/r^ voT-m. d2s Z 9/17- nac/rm. anr2,n28 7-b7'oe?r8n

0//8N Lll 2O888N, am

2?8n 6 28 v87-82n29 28n

m^2st5-n dk-aL-/?25>^srü5>?'2 ^?»LL?rb27r2, dpsa/r2 2k-- 
'ö/

^mm2^ss2onk>7), Äv^p^wa22aaA su b^aa/taagk-a,

6 28 L^anko^st-nnaamt- käa/298 als' d2 

68m 2>ad2 2kam su ö//n8n.

m2 2

^nsc2r2 2 8s8n6 2romm2 687- 1^0 7-82 2L8n68, 8NN8U2 au/ 628 no2w8n- 

6298 27/r L>9ansan98du6982 82n98 2 7-a98N8 ^4n282 /i8 saT-üc^, uia/r7-8n6

F2292286 22oav2 a2 7-8 882N8 d87-82 2s 98mao/r28n ^as/ü?r7-un98n ro2 8- 

687-/ro22. F2292286 9?",- F8687-nac-/r wünsc-/r2, 6a23 628 I28 7-wa2 2r2N9, 

w8nn s28 82nma2 /ÜT- 82n8n 98w2ss8n Lu)8ck d8s22mm28 682687- von-

LL/russw^2sk- aac2b7'w5'222g v^aw^näk-n ma-I> <2bm Sk-m?2nä??*a2 aoa/?^?' 

F2 22t-22aaA maa/r2. 2rk-<Lne-a /2aü<?2, äa^Z Äe>a Ss>m^>rnck^aat n2e/r2 9?- 

7i,üyk-aü s^aasam s^2 anc2 2n 2^-222^7» ^k-2 2 v2k>2 sa 2e-2ak2 c22k- >1as- 

/Ü?r7'an9 97'0^7' 2^09^2? de-LL/r2ossbn aaä Ä2«- ao2wt-aä2 9k-a M22e-2 

bk-w22229t ??a2, o/rnS ä2«- ^>«9? <287- Ik-o?laa9 anä Le>so/ra//aa9 Ä5-7' 

§t-2ä^7' 2as- ^U9k- 9S/a2?2 sa /rad^-n. Sa/r22k-^S22a?r dt-se-2c-knL-2 k-7> ä2? 

dk-ads2 o?>2292b ^a2k-2/r^ a2s ve-7'/7'ü/r2 . O2e- U2 292 2^cks'7' Fe-29i-o7-c2. 

^a2/roll?2as^2 unä De-as w2Äc-7's97'^o2^n äk?n 9^mao/r2k>n ^as/^^aa^k-a, 

sowt-22 s25> 82^ r^o7'w22?'/5' 9L-yk-a cLe-n ^^^27^(2^7.2 2 ^a2/ra2 2k-a. 2)^7^ 

^0 7.8 2 2sdk-2oa2, <2a2? d^2 a22^7. i§9a7'8am?lk'2 2 (225° de-2 r-5>7»§eH2s°- 

(2eae-7Z, 2^08222on8n <2i-s §aap2dac295>2s ^227. sa2a9p 27-2 2 2 , 62? 2^07-2- 

k-n2w2 a2rss2aa9 /!2k-2aL-n L2ac22 m2 2 2^7-^a 97-023822(22280/re-a ^a/o7-- 

äpaan^a a2a/r2 9t-/rssmm2 rot-T-cke-'n 6227-/^-- aao/r s2e-22e? Ä2k- NL-aL- ^a- 

2?2ki- 2le-2n<- 80 ^no7-m«- Lk-2a82ua9 (288 3c-?ra2(2,8712)88^^88 Ü87> 68- 

M82a<28 äaT-, ll)8an man d8(28n?l8,9a^ 687- So/ill268n2as2 von oa 4 2/L 



Fi22ionsn F. sin Ssmsinäsusnmögsn uon siroa 2S Fi22ionsn gsASn 

übe-n sis/ii. Fao^äsm äis Fii§2isäsn Dn. //säsnnac-/r, 2/ouui ai ns, 

La2omon-Lsi.ysonä. ^a2kowinski L-nnsut äas ?/oni sngni//sn /raiis»^ 

smi/a/r2 äsn ^onsiissnäs, äis Fonmisnung-äs^» i2ö/rs äsn sn/onäsn- 

2io?rsn ^n2sL2tS dis nac/!. Iuno/rdsnaiun§ sami2 i'o/rsn -!us,yadsn su- 

nüc-?.L,usstssn, unä a2säann äsn LsinaZ a2s ^4n2si?rs ins InganLUNM 

duä.ysts au/suns/imsn, äsn sun La2anoisnunA äss Luägsis undsäinH 

noiwsnäi.y snso?rsLns. 2/isnmit sn/r2Äni sia/rmäis usnsiniAis L^om*- 

mission sinusnsianäsn.

Isi ^bi2,. I Iiis2 9ä äsn on<ä?ni2 i o/rsn ^usgadsn smi/^s/r2sn 

äis Xommissionsn, äas äsn ^ii§2isäsnn äss 6smsimäsnais in Fu- 

/rr/n/i nnnms/in _sin L?^sm^2an äs^ 6smsinäsncrissi isnnALdsnio?ris 

LNASKisL2i wsnäsh.

^di. I !?irsl §4 unä 60 dsmänZsän äis Xommissionsn äa^ I 

in Lo/rnägsdälläsn mit ^sntnaä/rsiLuns sin sn sn?rsd2io^sn L"sisMH 

matsnitt2osnünauo/? sicrit/iriäs. Fs winä Aswiinso/ri, äa^S äis Fsi-I 

sun§ in äsn Lokn2AÄNASn crn/ sin Mnimum dsso/rnänki wsnäs. 

I/'snrLaL innA roinä äis in F>a§s kommsnäsn 2isnsisis22sn mit ^nrs I 

wsisunA osnss/?sn.

§si ^di. II 7it-s2 L§ äsn nn^snonä. ^usAavsn sn/rsdt Fits^^l 

Sosäsni Dsäsnksn ososn äis Lnnio/rinnA sinsn LÜK2kausanäas?
I 

au/ äsm miäiiKS/iskalisoksn La/r2ac-?rt/rausAs2anäs unä wünso^t, I 

KkaA äsn ^sninaA mii äsm Asi2 i ian/Lskus ins 6nunäduo?r sinAsiNüI 

gsn rosnäsh Dsn ^onsitssnäs ssnsinsui äis sn/r/odsnsn Lsäsnksn.I 

wonau/ Mr§2isä Sosäsnl von sinsn /onms22sn -1ninas§Lts22unS I 

adsi s?Li.
Lsi ^6i. II ü'iisä L9 sdsnäa ioünso?ri Uii§2isä Fouuiains 

^luskun/r üdsn äis Fö?rs äsn SsssmZdau.kosisn ik-s SÄMnasiums- 

Isn ^ok»siiLSnäs snkläni in sinsn äsn näo??sisn Siisungsn,

Ssmsinäs



Semeincienat 2/ittei2vNA irienüden mao/ren sa roo22en.

LeL -Idv. II i'itei LSo winä äen Lneciit gemaL ^ntnag ein^ 

L^esiai^ommission au/ 60 F enmassigt. ,

Lei ^dt. II I'Ltei 22m roünsonVcFoüvi ai ne, ciaL cken /ün 3tna- 

Lenneu/renni o^trinA einZesetste Lneciit au/ 2-4 «/Airne venteL2t 

wenäe. Den ^onsitsenäe eniriänt mit cien in Lna§e irommencien Lau- 

Aese22soka/teK 1^en^anci2 un§en eingeieitet su haben, Me2o?re eine 

LnmäLi§un§ cien Linirei tsxneise enstnedtsn. Nenn ciiese ^enHanä- 

2un§en su einem §/ünsti§en Lngebnis /ühnen so22ten, so wenrie 

haum au/ eine Stunciung ASneoirnet urencien können. UiLA-2Leä L'nank 

em9/iek2t, /?^n ciie geginnten 2tnaFende/estiAUNgen anstatt 1^ll2- 

Kano2 21am^/aL^?ra2t! su ve-?'rsk?ncrs'n, äa ciipse? ^us/ü/rnunAsa^i iro^ 

äbm ^u2/rcrno2 cLe'n Vo^Lug -LL22iA^^Lt /rad«?. 2lac??r s>Lnbn 

2is^us6ion üde-n ÄL^ k?LnL?2n?n ^usM/r^unAsa^iS'n k>ini9k>n sio/r 

Äi5> Commissionen /ü?* cien Ausbau s22enn 2inamensineo2ren in 

2iamp/asMa2 i unci em/)/e/r2en ponde?rcr2i2 io/r §encruene^ Leneo/rnung 

äie ^bseisung eines LeinaAes von 22 000 F. Lin 92eio/rseiiiA 

einAebncro^ien ^ninag, ciie ^us/ü/rnung äen «/emax»F)enLincr^Se crus 

^ns^annisnüo/rsi Serien su venso/rieden, u-inü von cien veneinigien 

Commissionen ad§e2e?rni.

Lei -!di. II ^Lie2 22a rovncie ciie ^e?*so?riedun§ äes -Ivsdaues 

cien ^NLo/r2ll22^neissinaLe naoä Fon/ro/en angenegi, ^ecioo/r an/ ciie 

Linwenciungen cies ^onsiisencien cia^on ^dsianci genommen.

Lei ^4di. II ^iie2 .22v entspinnt sio/r eine ne§e Ledaiie. 

Venso^iecine Lecinen desineirKn cien Lia6ivenroa2iung cias Leo?ri, 

sv cien Losten cien ^n2age cie/initiven LüngensteiAe in cien Fes- 

stacit, neben cien deneits gans gesa?r2ten ocien sio/ren geste22ten 

^4n2ieZenirosten in Löire von 20 F ^no 2/m 2/aus/nont, weitene Le- 

tnäge von cien -4n2Le§enn einsvLie/ien. Lem roinci vom T'o nsi tsencien 

ent§e§en- 



bn tA k?As?NA s?/ral i s?n , äaS suia?' ??!l i i äs?n i)s?La/?2 i s?n ^4nl i s?As??'?l0Z ls^n 

von So F Avo 2/äm 22aus/?'onL äis- ^Nlis-As??» auc-k äis? ^osts?n /rl?»

s-nigül iiAs-n Ausbau äs??' Sü?'A^?'LiL?LAs? s?n i vi o/r is?i /?avs?n, äis? 

Slaäivs??'roa2iunA As?äoo/r vo?'2Äu/ia nu?» sum -lusdau s?ins-s Avo- 

viso?'iL0?rL?n /?'otioi?'s vs??>A/2io/ris?t ss?i, anä äis? s-nlAuliiAs? 

2is??'sis?22un9 in i/r?-s?m alls?iniAs-n L'?'ms?sss?n lis?As?. Ms?nn äis? e?nlZüi 

liAs? !??'olloi?'?rs??'sts?2 2unA /?s?uis? ins ^uys? As?/aSt ws-?'äs?, so ss?i 

äLs?s Ls?äi§2Lo?r au/ äas DvänAs-n äs??' Inis??'--»ssSnis?n Lu?'ÜO/rLu/ü/r- 

ne?n, äis? aus Li22iA?is?L lsA?'ünäs?n /ün äis? ikns-n so/o?'l s?ings??'am 

is?, adpn s?vsi nao?r s?ins??' §s?wisss?n ^s?ii susis?/rs?näs? I^bvAiinsiiAM 

äs-s vollsianäiAs?n L'^orioi^ausdaus?«, mit äs?m, Linvs??'sianänis 

su Ss?ii?'aAk-n /rs?vanAs?L0§s?n rüb^ci^n /lönne-n. Fao/rcik'm k-insk'^rri? Fii-j 

A2i^Äb?' sio?r /ün bink>n ibi2we-is^n ^usdan au/ siacii. ^ost^n 

ckb?' Lü^A^^sik-iAk» in äs??' Fs-ustaäH ausAs-sA^oo^n, anäs^s? Uii- 

A^ik'äs-?' s?in5> F?»/!ö?rllNA äs??' 2ln2is?gs'?'?roLHk-nds'L i?'aAk> unä 2'?'asi- 

sLe??'un§ äs-s Lasis?n/rs?/is?s ds?sZs2 . äs?s s?niAÜ2iiAs?n 2'?'oHioi?'aus- / 

daue>s an§s??dbAH /raiis-n, s>ntso/r2osss?n sio/r äis- vs-?'s-ini.q'is-n LoK: k 

missions-n mit AnoSs^ FaA'ovital, s?ins?m -1ni?'aAs- äs-s LsiAs?o?"ä- i 

ne?is-n 2iaSs s-nisA?'e?o?rk'nä, äs?m 6s?ms?Lnäs?vai äs?n /usivau äs??' s?ni- I 

AÜIiigs'n §ü?',ys??'sts?LAs? au/ släät. ^osl.s?n in äs?n i§l?'aSs?n äs??' 

Fs?ustaät su s?mA/s?^2s?n, äis? als ausAs-daut As-lis-n )rönns?n. Je??' I 

I^o?'LiiLs^näs? s??'/rla?'l /ris??'au/, äaS in/olAs-äs?sss?n äs??' unis??' >4dil 
L ' I

-H ,^i ts?2 Llä äs?v au/?s??'o?'äs?ni2 i o/rs?n ^inna/rms?n s? iNAs?Ks?iLls? 

i?'aA von 6000 F §s?sl?'i o?rs-n ws-?»äs?n müSs?. Ls?sÜAl i o/r äs?« in 
^äs?v> ' I

gads- su sls-lls-näs-n Ss?i?'aAs?L ros-?'äs? s??' in/o2§s?näs?n Silsuns 6r^! 

nö'iiAs?n ^ngads?n mao/rs?n.

Dis? L'ommiLsions2^-s??'/r2a?'i sio/r /ris-?'mii s?invs?v§tanäs?n.

L'iis?! SL sis?2 2l FitAlis-ä i8alomon äs?n ^ni?'aA, äs?n A^' 

Alanis?n L'2s?ms-nla?'so/ru2rrdULNs?udau au/ L ä'a?r?'s? su vs??'taAs?n,' 

Lsi tAl i s?ä



UitA2ik>ä Louviain^ diiik-i um e-ine? Z ^a/rniAk- ^k-niagunA in äe-n 

L'nwaniung, cia^S a2säann bine? unik-n güns ii§k>npn Lk-äin-

§un§L-n au/.yk'dnao/ri wk-ncie-n -rönnk-. Lis> Fi ig2 i k-ci k-n L/anso/ri 22 L.n.y, 

L>an.k L. unä Lk-ns sowik- cie-n Lk?iAe>oncins'ib Laas inbie-n /ün so- 

/onii ak-n Lau cik-n 6o/ru2e- k-in. Lk-igk'onÄük-ik'n Ma2 ?lowins?rL u)ünso?ri 

ä^n Laudk-ginn nao?r ^d2au/ e-inbs -/a/rnk-s. ^4u/ k-ine- -In/nagk-, od 

.cias a2 ik> 6?/mnasium nio/ri 2ÄNAbn sun Lni?ndninguny von L2k-mk?n- 

ianso?ru2/s2assk-n vbnwk-ncik>i rosnäk-n /rönne-, gidi cie?n I^ons i ise-nöe- 

^4uskun/i unö /ü/rni aus, cia^I /ün cis>n so/onii.ye-n Lau ve-nso/rie-- 

öe-ne? Snüncibj/ün e-ine? I/'e-niagunA ade?n ciie? siacii.2^LnanL2cVk- sxniio/?b 

^42s Oi/mnasium /rabe> cias Le-dauc!^ sun Lnie'ndningung von cra LOO 

Lo^ü^bnn At-äibnt,ioa/rne?nä /r?ui? 700 L2^ML?nta^so/rü2L-n-unä Lo/rü- 
n

2^7-ink-n un.t^NAk^aokt sbie-n. Li-- Lio/rt,-Lu/t- uncr ?rr/Aie-ni- 

so,^5>n '/bn?r<Ä2 tniSL5> im 6i-dau<Lk» s^ik-n nia/ri <-inroancis/nL?L unci sei 

e?n von Lk'AipnunA nun <2u2ciunAsrs6'is«' LUAk'2aLLk'n wonci^n in Ü5>n 

^onaussk-tsuns, ciaL 6it- ^nd^Lis-n sun Le-n§ik>2 2unA^ t-inps nk-ue?n 

Sk-däuä^s unve-NLÜ§2i o/r ?inAe-2i-i ie-i müncik>n. Lnibn ^V2^?rnuno cibn

La.2L.mon unci Louviai ns. 5>mp/e??r26'n ciie? vs'Nk'iniAiL-n ^om- 

SLLLLonLn äsm L^mk-incik-nai cibn ^n/onÄ^n2Lo/r^n Ausbau cii-s L26?- 

mbnLanso/ru2A5'dÄuci^s su LL.LL2r.2i6-Ls>n unci cik>n noiw5>ncii§bn ^n^ciii 

von2äu/i§ in L-ine-n Lö?r^ von LW000 F ins L>§ÄnLUNAsduciA«-i §in- 

susbiLt?n. 2^a22s s^äi^n/rin ciie^ Lnnio/riunA «-inL-n ^unn??a22^ un- 

i^n2assbn ui^nci^n so22i«?, roinci sio/r. ci^n L>k>äii um nunci LOOOO 2/ 

k'NMÄKSiAS'N.

2iie?2 -40b roi nci au/ cik-n von cik-n Liaciiv^nwa2 iung su 2e-is- 

ik-ncie-n /tNi(-L2 an cipm 2^e-?r2dt-i?-aA cie-n <-vanA5-2 iso?r«-n Lino/r^nA«-- 

Mk'incib mii 666,60 U ^^nadAbs^isi.

L^L-AL.?2.-4O-h wünso/ri FiiA2ii-<2 Le-ns, cia-I 6i? §iaciiv<-n- 

wa2iung mit cie-m de-wi2 2 i.yiL-n Le-ina§k- von 600 s§-2dsi ^in 6k--

so/rt-n/r



so/renk kau/i, unci dieses mit einen Ie6i/rQiLon cien SiaÄi, 

/2ennn Odenmusi/rmei si e n 2/iiso/re susie22i. 2)en Vonsiisencie ALL 

^u//r2anuns cka^S 6en Lei'nas deneiis an äas O//isiens/ronss 2SS. 

In/» AeAis auss^sa/r2i ist.

LL?L -Idi. II Iiie2 4L veaninagi Leis^oncineten LLLL ckem 

§o/?uismann Fenso/r au/ siacii. I^osien ein Onadcien/sma2 su 6>n- 

nio/rien unä /rien/ün ein /lneckii von ZOO F Lns LnAÜnLUNASduä- 

Ak?t einsuseisen. Fi is2ieci ^oeL eni^deaninast ciie Lell)i22iAUNA 

von 2LO U. -Lei,wenlen adAi-2 k-?rnt.

L<-L -IdL. II lit^I 69 d^ant^aAt FLLA2L^4 6?rnLsLLan ILt- 

3L^io?runH Ä--s /ü^ Le-so?ra//uns uon Ei LjENAwaA-n biAEi- 

ie-n Lne-äiis von 4000 F. Di^ Lommission^n bmp/L-?r2L-n äi§ ^r- 

ve-/ra2iunA 6?s losi^ns.

Dp?» T'o^siiLL?ncLp fMA/i^/r2i a2sciann ciis? ^nnakmc- cie's L^AÜN' 

LunsduÄA^is mii ^o^d^/rali, <äa^ ciiL' ^n^s'i/rk' au/ ci^n und-'- 

äingi noiw6-n<LiAbn Ie-i^aA ^p^ad.A^sk'iLi ro^i ^ci.

li^ ve-/'e'iniai6?n Commissionen en/r2a^en sioLr mit ciLesfL- 

Vonso?r2aAe einvensianäen unci de/ünu)o?*ien iknenseiis ciie 

na^ime cies nunme?rn /esiAeleAien LnAansunAsduÄAets, dessen 

>!dso/?2Unsummen in cien näo/rsien SiisunA miiAeLei2i wencien.

-12s4ann /anci eine ^eniaouna au/ äen näo??sien las, 

ias äk'n Z9. Mns Ä. Is. siaii. 
r.

Lo/r2u^3 S Z/4 ^4denÄs.



F s ?" r o K t-

Sds7» ÄLs §r -SUTLA ÄST» vs?»sr?rrs^»Tr ^ommtsskonsTr vom SS. ^ttT»s 2^2s

Tr<rs^. -4 k/?»T».

^itiosss/rcr dsk ^v//nun^ ^ntsT»^ Äs??r' ^07»s- ^ss ckss f/s?*T»n A7T»§ST'- 

T/rskb'tST's FsT'^STi^srsT' Ärs k/sT»T»sn SskgsoT-Ä?rsös?r Mcr.kTrowk?r8/ck, /kcrs.s 

<^/rÄ /?ot?r sowks Äks kksT'T'STr A^crÄ^T»Äts <7ak??2^, L'/rT-kstkan, 4)sn8, 

F'T'an^oks, 7vo^vk<rkT's, ^/crn8 0?»k.k7 k/r^> ÄLSU'ksT», /?kokr^T»Ä, Scr7c>mon 

tt/rÄ So/rr?^8. OpätsT» sv§o?rsk?^STr Äks /7sT»T»s?r </. ^T»a?ro/c, //. ^crn/c, 

SÄÄsvt, .klr». ^lldoT»n, />. ^säsT'/rso?!.

c/t.' Äks /5sT»T»sn E77sT» n?rÄ /ös?i7 kTr<7.

-4brosss/rÄ : Äks VsT»7»s?r Skskms^A, ^s^T»mMTr r»/rÄ ^kmmsv. 

A o?r T»k/t/7k?r T»S T».' As/57»skÄT» '/V?Io6r^T'As7>.

DST» ^O7»sr ^ss?rÄs S7"Ö'//?LS§ ar? S7> Äo,7-Qk/ /rr?i-

WSL8^, ÄLS8 ST' vo?- Sss^/r??. üs--. SsT-at^Asn ^dsT» ücr§ //crrL/)^d^<LS'S t 

^T'o au/ üs/7 cLbv As^tT'r^sn ^sT'/rcrnÄ^nnAsTr üds?» üss F?»-

AÜTr/?^/r§sduÄAs ^>«0 ? / na/re?' srn^^As/iS/r /^T' Tro-wsTrck-r cr /rK4^s.

80Äcr?r?r cru/ <?/ v. ^d/°. H Äs?' a^§8S7'0?'cLs7r^.?» ^r^8Acr-

ds?r Äss ^§ünsu?7.§sduÄAs-s slt s^T-so/rs/r r»nü sT>ö>tsvt, ä«88 su?» 

^T'äZ'r8/,sT'^Trs' ÄST» >4k8ALds?r /ÄT» Ä^s ^Tr^crAe vo?r SNÄ§?77 §Fgs?r L^7»AS7»- 

8^srL7STr ÄST-STr ASTrcr^s LÄNAS ^>o MASAsds/r WST-ÄSN MÜS8S. L> s?^/rs/r7r 

Äs?r >4^sLsu. Äs?» /o^FSTrÄsn A7>§sT»8^sra's.' cr) cru/ Äsv ^s^8ST»8si ^s 

voK 77crrL8s SsT'MsrsT», L'o/cs Äss ^crT»o.r rTrNST»T»rn9§ üds?» Äks-So/rr.?.?s7»- 

8^7»crs.-.s krknwSA !^k8 AM'» k/cruss 7Vos.k, ^o/ts ÄST» ^Ä?r.ksn8^T»crs8s,' ^ST»" 

?rST» I)SLÄST»8Sk -8 ÄST» Ss/r L.? ? ST»8 k'T'crs 8 s, 80wskt Äksss^ds UTr^T: tST'dT'o-' 

OTLSNS //ak8ST»/T»o?rtsn a^/wsrsk. /)s?r S'T'o teokT'^Zr^ M?r ^a.T»o r kTrL7ST- 

T^NF ^Trck ÄST» ,?^./^s^sT»8k'T»cr8ss dk-^st' ST» -?2 vss-LAs/r,' L^) cr^/ ÄST»



.* vom ScrnA./s^ d5s ^nm 7cr2§s 7s§nsn5 am

72^smd2nAsn5on^.Ia^s, os5Äsn.°?s5 §.«; Äsn-c-a5ssn-^an7§5ncrs§s, so^sr t 

Ä5sVs2ds §sso?rÄos§sns 7au/non tsn att/ws5sr, unÄ an Äsn 7an-k§ tnas, 

drs" srnso?r24 //au^^oÄÄcrmt. 75 s kosten /ü'n ^2sM?rnl»ns Ä5sssn 
-,8Onso/csn s5s.7Isn §5on cr2/> 97^60 //, ws.Io?isn s5ns 75nna?rms aas ^4n4 

.1 IsAsnIcos^snds^nÄAsn von 0070 A'sAsnüdsns 5snt. 7s5AsonÄnstsn 

?/a.I?row5ns>c5 dscrntnao5 Äsn ^2sdan ano/r crm ^ano.15n^snn5nA §n5.?n- 

^ei.'üpsn, rooÄunoÄ s5ns ^nsÄ5 5dsw5.715§2n§ von .1660 ms?r^ sn/onÄs/ 

.I5o?r w5nÄ, «2/ ws.Iolisn 7s5ncr§ 666,66 U ws5 5sns ^4n.15 sAsnIros 5sn 

s5n^s?is?7 rosnÄsn. 
r c ' e

^vaolrÄsNr s5n 7.n tna.o Äss ^55 ^.o.I 5sÄss ,8o?r5.I5A Äas 7not5o5n 5n ci« 

^cr5§sn-^an2s5nasss N2N 02/ Äsn O8t75onsn, 2nÄ n5o1rt a2/ Äsn 

2 5 o?rsn ,8s 5 ts aussr^MIrnsn, 5LL.70.I s/rn t wonÄsn roan, ^p^scr^rsn 8/6" .Ä 

vens LN?'ak?>sn ommL..?sionsn /än Äsn ^.r^.?dau Äsn vom ^onsr ^nsnÄen r? 

^on.-?on^a^ ,osdncro?r^sn Atnso^sn .

-9s r 75 ^s.? AI v ^4Lt. H Äsn a^sssnonÄsnt i 5 crÄsn ^as^adsn m"'' 

Äs s5n Ls5na§ von 96660 ü/, ds5 75 5s? 9 7 ^4d5. H Äsn aasssnoncis"' 

.I5o/rs?r 7'5/rncr?rmsn srn 7s5na§ von n'anÄ OSOO ^!/ s5ngsss5,?^- 

75?s7 A.I m -rd t. 77 Äsn a^sssnonÄsn 57 5 o/rsn -l28ocrdsn /rav^

Ä5s vsns5n5c/5sn 7omm5ss5o?rsn a??r ^ontL§s s5ns 6tns5onan§ vo?r 

U anÄ L'rnss^anc? s5ns§ Aos^snn von ^6000 /7 an§snsF5, nao^ÄM» 

Ä5s Tsnsös.^ans' Äsn-AcrlrndaN?;en Äsn SnanÄ,- Acrnno/s?r- 2nÄ 7sma7l^ 

s^nasss v.nnts.715^s Äss 5n /42s.85o?^5 §snommsnsn ^2.5?cano.Is ,85^7/" 

crs^na^ 5 von9S8 2Nüa§en wan° _7sn ^on§5t.?snÄs Iro 15 Ä5s ^s/ü/rn2N§ 

5n A5amv/asP/ra.r Ä /ün n5 o?r5° nwscrlcn'ässs^ 2nÄ sm7/5s/r.I t ssinsnssr^ 

wsnn von Äsn- ^Ä^ano.?/rsn8fs772no -^dstanÄ §sno/MSn ursnÄsn so.r^b! 

6a§§as7/ro7? vsnwsnÄ-»». 7n Ärsssm 7>cr.r ^ .->^5 ?>on Äsm uns^nü'nA" 

.?5oksn Zn5naAs s5ns A^nsro/ranF von .17000 ÄL N2ÄÄ885A. 75s §5oÄ 

^on5s ms.?ÄsnÄs,n U55g.?5sÄsn 8^>nso/is7r srolr cr.1 Is /ün 7s5ds?ra.15'2/,§ ?



ÄS8 sn8-nrQ.?-Lsi>d ^"07?M-88-on8dssonÄnssss, Ä« ?r. ^4n8/n,nnnn<7 5n 

7n7/rv.?ro? ans nnÄ sm7)/s?r.rsn Äsn nn87)^nn§.? - o?isn ^"nsÄ-- von 6^00 

A?-N8 FnAÄnsnnA8dnÄFS-8 an/nnnsMrsn- ,

/?-s vsns-n-A-sn ^onM-8 8 7'onsn ds8 0?r.?Fs8 8sn sn-8pnso?r'snÄ 

NNÄ ds/nnrv07'-sn Ä-s ^4n8/ü/rnnnA -n ^n.?/cano.r 80W-S L'-N8S-8NN9 

s-nss ^s/-nn§s8 von 67,-00 U,

//-snan/ wnnÄs an/ ^4n-ncr§ Äss ^on8--/?snÄsn ÄLs nn-sn

7'Lt- <^b-. H Äsn aNK§sno?-Äsn-.--o/rsn 7?-nna?rmsn s-n§s8s-^-s 

^n.?s-?rs an/ Äsn Fs-nag von 660000 A Nsnadgs8s-8

D-s vsns-n-A-sn /r'o^/M-Kx Lonsn na/rmsn nnnms/rn Äcrs L'vAÄn-

ANNA8dnÄ§'s - nr-- /o,-^snÄs??r ^1L88N.-N88 sn d.Iocr an»

6s-na§ Äsn Ossanr-s-nna/r^sn 6^66^6,69

, " " Osscv/r-ansAadsn 9 OÄ-Ä-OO, A/? "

r/sdsnssnlLss ^-47.-6, §7

/san/>-dnÄAs- 7>no -9.-7.

Nsn 70N8---?SNÄS -nägl- Äas //an7?^dnÄosa^AS^srn srn- 

gs?rsnÄ von, Äcrss Äa8ss.ribs r?7r L'n^wnn/ mrs sinsm L'LnnL/rmsüLsn- 

scr/russ von 6-^6-S, 07 crd80?rÄrS88S, Äsn o'sÄoo/i rn srn ^5nnv 

^MAsrvcrnÄs ^ wsnÄs, wenn Äsn nntsn L'r/ts^ Scr ^4dö. / Äsn onÄsn^^. 

^Fnnanmsn stnHFsss^^s ^s^ncrg von ./SOOO F /n> Frs-s ÄS8 O^aÄt- 

^?rsa^sn8, Äsn nao?r Äs?/r O^crnÄs Äsn nsnörFsn ^sn/rcrnÄ.?nngsn 

Äsm an/§s^ns^snsn ^öokt'sn 8sdn nn8roNsn 80?rsrns, srnss^rsn 80.?> 

^s. L'n wo.?.?s vonÄsn^anÄ an/ ÄZsss TlnAsÄs§sn?rsr t n-on^ s^nAs?rsn 

?rcrds /sÄo o?» ,?nn ^cr^anorsnnn§ ÄS8 6nÄAs^8 Äs?r L'-nna?r?/:sI)08 ts,n 

t^N0 NSrNSN 6N8 F oksn^sr V0NÄÄN//A Z^SNSN LN ./L88SN. 7)N8 LNÄ- 

jAS^ 8SÄd8t §sr nnt'SN 7N.0NNNÄS.?SANN<? S-NS8 6^SNSN/)N r N2k 5^)a./8 von 

A00000 an/AS8^S^2t, WS.r o?»S8 ANN 2sr NL0?r- §ttNN snns-sNs, 

wo?r^ adsn -m Lan/s ÄS8 Äa?rns8 nosN snnsro/r^ WSNÄSN rc)ü'nÄs< L'n 

dr^tst Äsn I^sn^ssnn§ Äsn srn^s^nsn 6NÄAS-7)08-^-ons?r dso-nnsn 

sn Änn/sn NNÄ 8-s.?.?- Äsn -F.!-scksnn o-n/rs-m As§»dsnsn/a^Äs



F^SÄ ÄUNL s>u ns/rmsn.

^5 t.o.? 5sÄ ^ou?^/, aL ns wrsÄsn?io.r ssrns ^növ^snun^ vom 1/o?'- 

^aps, so^'srt sr<??r ÄÄsss.rosn au/ ÄÄS ^snrvsnÄuns von -4n.?sL^sds- 

^na^sn ssk^sns Äsn ^snwa.7t^un^ bs^o^sn unÄ M'nso?r^ noa?rma/s, 

Äass svt/. no^r-sncrrs's ^n/sLÄsn 5??r l^onaus dsrm Ssmsr?iasnat an- 

As/onÄsn- rssnÄsn» />SN' ^0NS^^"SNÄS N6/ra/)5 ^u/5sn^ ssLns FnöASA- 

nunAsn vom ^onta§s unÄ §s/rt, nao?rÄsm Et§.?LsÄ 7vouv§a^ns au/ 

sFns -^ntnags ^s//un§ ^sn.?L0?rt gs/sLsvot Äai'ts, au/ Ärs u'srtsnsn 

^o§rtr0?Lsn Äes /?au/)tbuÄ§sts s^n.

!?r^s/ 7 0 ^4d^. Äsn onÄsn t°.r 5 o^rsn FSnna^men wrnä aLs 

svt.?» //rnstsI/unA Äsn ^snausgabunAsn /an ÄLs S's^rnr^^.ra-As an- 

§snsAt, /sÄooÄ au/ äsn L'rnvianü 6ss ^ovsr t.^r6sn, cias§ ciis S.?atS6 

nun c5oo/r cLa .?sLsn unä sro,^, wsnn auo/r 9s?r^^ vsv«5nssn vGn ^sn 

§ts.?2un§ ^Lnss /.n^vagss adAsss/rsn»

ZsL T'L ts.r .16 ^dt. ^.äsn on6sn^5o^sn ^5nna/rms?r wSnÄ äa§ vr- 

AUV08S ^ovAs?rsn 65NS8 N^äiZ^. Asam^sn dsF srnsn FssncLr.AunA bs-" 

manAs ?^. /Äs ^S7»wa/ ^un§> KL v/rsnt r/n^sn.8uo/run.y '^u. FLn t§.rLsä 

dsnero?rnet Äsn Z'us^anÄ cksv /'nrsa/rö/s a.?§ n-Fn?r^ sov§/ä/tLS' - 

Mwo?rZ Äsn ^onsr^^snÄs a/s Äsn Z?s/svsn§ /u'n ^nisÄ/ro/san^s/s- 

SsnÄsitsn, ^sr.osoncknstsn ?"a.?k0Annskr, sntAsgnsn, Äass Äsn L'u- 

sfanÄ §ro?r in cksm /sr^^sn Äakns dsäsutsüÄ sedssss?-/' nads unck 

Äis ^snwa/tunp Ärs vo//s tanürgs ^snLs8§snuns nr o/rt aus cism 

^ugs ?asss.

^u T'r ts/ 2.?- AL Äsn -Idt. Äsn onÄsn-2 LoNsn L'Fnna/rmsn 

sn^ä/rn^ FsrAsonÄnstsn ^a//rounns/rr a/s /ös/snsn^ /n'n Aon/ao^t- 

/rausan§s.?s§snksr tsn, Äass Äas Lon/L6?t^aus ssLns ganLsil ^us§a- 

dsn Äso^e.
/?sr /'r^s/ Äsn Ä Äsn onÄsn^/io?rsn //rn/.a?rm6?r /»u^^ 

LsiAsonÄnstsn 7/aas Fsss^u>snÄs ?7dsn Ärs A^a^ionK-snuns vo/« u/ 

r/isnLs» Äsn /'inma Lanows^r/ ön Äsn ,Äoür//sns^nasss.



Lsso/ru'snÄe bnitts» M -A/LsÄ ^uv-cr-ns dssüA.rr o/r Äss Farsn- 

ALSN7>^a^Ass a?r ÄST' ^^aÄt77rü?^s von- .Nsn ^onsj^-ASNÄs 8ro?rsnt 

^d/rü.r/s su«

Dsr 5Ä ts? /?6 Äsn -4dt. Ä' Äsn onÄsn^2 L o?rsn ^Fnncr/rmsn 

snlau^sn^ ÄST' ^onSr^ASNÄS, Äass ÄST» //aus d S s 5 ^SSNV sns rn LN 

e/nsn /^/n^ads an Äsn 6sms/nÄsna? Ä/s aus§ssvnoo/rsn

kads, Ä5s Äuno/r SsT?re rnÄsna^sdsson^uss vo??r AA. /^sdnuan au/ 

A/2 Äss /^^AUNASWSN^SS ÄST» //Äussn /sS ^.ysss ^A ^s /i's/rNAsdT/Zrn 

rn /7uso/r./a§sn UMAU^SASN.' wsn?r aus ÄST» ^r/^s ÄST' ^/omm/Atz/on 

sin -4n^na§ au/ ,?^ns/a/rung Äss s/ngsse-A^sn ^os^sns oÄsN Ässss/r 

FnmässrAunS' nro/rö s/nAs/rs, Lö'nns Aun 7a§ssonÄnunA üdsnL/s- 

,yan§sn r/isnÄsn,' Äis ^ommtssronsn s/nÄ s/nvsns^anÄsn« 

§srAS0T»Änstsn 7/aas deso^wST't söo/r ÄQT'TÜdsT', Äass ^ü.r.?- 

srmsT» o/f u??> ,?A mF t^cr§-s'noo?r unAs^ssT-ö Ln Äsn S^nasss/r 

su /knÄsn ssrs?r. Ds^ ^ons^AsnÄs s?'w5ÄsT'^, Äass so^o?rs Fr- 

msn su §z>Ä/, Ä. /r. nao?r Äsm ^crssrsnsn Äss ^ü.r.rwaAsns ?tsnaus- 

§ss^s.?.?^ roonÄsn ssrsn. Äsn E? ^ab/u?r^untsnns^rmsn Äs?7rna-cr^ 

ksFns §cr?ru.rÄ ^nu/-r. rsÄ ^/aTrsonF^^rnc? ns§^ an, Äass Fn 

so ?o?rsn F'ä^ Isn unnatz-rsr?/r^2 r o-h ^^rr t ,9^na/sn srNAsssÄnF ^^sn 

WSNÄSN MÄAS. .Wss WL T'Ä AU§SSr n/rsn t«

§sf A7a Ä Äsn OnÄsntÄ r sksn ^-nna?Msn nss

^erssonÄnstsn ^a^^oro-ns/cr Ä-s nn?rönunÄsn Ssd7Ü?,nsn /ün Zs- 

nu^Aun§ Äsn OktnoLwagsn Ä^rs -inss^sAsn/rsr so^!2 5n sLnsn 

Äsmnao?r§^F§sn (?sms^nÄsna^ssÄ §LUn§ dss^nos?r-sn wsnÄsn-

^sr T'r/s? -4o^. / Äsn OT>Äsn 1^.?/s?rsn .T'Fnna^msn ST-Li

n/rs/r7t Äsn ^ons^tAsnÄs Ärs ^rn/ü'Nnuns s5nss ^oÄu.r§s.rÄss /ün 

^?smsn^anss?rü.?sn rn ^ö/rs von 6 7)7-0 Ao?rü^sn. Fn dF^tst

a.r?s Ä5s ^tsnn Aun L'o?ru?§'kT7ÄAa?r.?un§' /rsnanAUA?'s/rsn, Ärs srn 

.sa?rnsssrn^ommsn von ,/§SO U unÄ ??rs/rn nadsn- ^/L^.rLsÄ ^/ouvr-



crins

Änsr

dsMnwoni-.«t Äisssn -4ntnaA, rÄr'nso/rt ^sÄoo?r, Äcrss vo?r 

so^^2^>/25ot-tissn -^inÄsnn sinss /nsi d2sidsn so2 2.

7)5s vsnsini.otsn ^ommissions?r smv/s?r2sn Äis Fin/ü'n- 

sinss Ao?rrL2ss2Äss in 7/oks von 6 2/ ^>no Ao?rü'2sn oÄsn

i'T6 ^d t. Äsn onÄsn 52 i oirsn 2^inncr?rmsn dscrntncrgt

nr^n§

2?o?77'?2snin mit ÄST» 2/cr§ZALds, ÜL3S sin ^snÄisnst ÄST* ^2tsnn
, - '- - - 7 k.' ' " > "V

von WsniFsn s2§ .1600 2/ v?-o Ä°o7?rn von Äsn ^cr^I^no Äss Ao?rn2-
7 

AS2ÄSS sntdinÄst» l^on Änoi ^inÄsnn, wc2o^s Äis Son^2s bssn- 

o?rsn, so ? ? sin .^inÄ §o?ru2As ?Ä/nsi?rsi t gsnissssn.

//iena^/ Littst. Äsn l^onsitnsnÄs d^i ^i t§2 -36 >iLr. 2 Äs7 

onÄsnt? i o?rsn 2?inna^rsn sinsn 2^osts-» von ^600 sinsr^sstssn, 

womit sio^ Äis r^snsini^tsn Kommissionen sinvsnstcrnÄsn sn- 

^2önen.

Ls

2/j t.02 i s Ä ,3cr?omSn. eins 2?nnö'n^n.0 Äss §o/rll2ss.?Äss /ün Äsn 2?s^ 

suo?r Äsn 2/i t ts2s oLu2s nu Lsso?r2isÄssn« /)ie vsnsiniFtsn FM- 

missionsn 2stmen ciisssn ^ntnaL a6, Äs snst im vsn/Hosssns^ 

eine L'o/rn.lAe^cksn^M^^ng stcrtt§s/unüsn Z^rt.

§si -Id t. H SsT* a^sssnoncisn t2 i onsn 2?inn«?rmen 7»s§t 

g?isc! So Äsn t Sis 2^tndcrnmo,o/i^nA Ass 7^.?n§s2s c?-ss StaLt/rar»§6» 

crn, i?7 ws2o?rsn sion ciie /-tvckt/cvsso ds/incie-t. vsn ^on- 

sitnsnÄs entASAne t, Äcrss 6nsse -l^rnsA^ng cicrs A^ciAst nio?rt 

sin/?77ssen unä ckcr?re?' r^o?r.? von2öu/i§ von Äsnsn einc?s/rsn6s?! 

Fnö'ntsnunA ^dstonü Asnommsn rosncisn M'nns. dsi lis!'

^snntung' ndsn sinsn Äsn ?,on? 5s§snc?en >intn»c/ cr^/

?7mbcru Äsn untsns/r 2?<rr^ms Äss -L.? tsn ^t2»a^sss nr^ sinsm^r^s"! 

mntognvMsn crn/ Äis ^4n,os?sA§/N?)si t n^nno?rnn?rL7777/isn. 7?is I 

//rissionsn sn^.?6ns7r siot- ninvsnstonc'sn.
/)is t?u//rms Äsn ausssnonÄont.? 5 o?rsn L'i/rnnttmsn stel2^ 

io?r n7tn?/rs?7n 2-^6 70^,-



Är s c7s^ 0 7»c?sn 77 5 o/rs/r 22LN/ra/rms/r au/ 6-4A6A6.67 2/

crrs Ss8»s^su?»ms a77s?* F-^rna-rmsn bstT-äAt cksmnao/r 66S6A6.67 

7)5 s r'sT'SL^rg'tsn -^07M5ss5o?rsn ,?o?»so?r<??r au/ ^IntT'ao - 

üss 7o7>s5 tAsncisn K5o/r srtts 55^5.0 /ü> cksn 7?0 7>s7s/iS?ras-2 -id- 

so?r7usL ÄST» 2?5nna?:msn o'ss Z/aUJi^duÄAs 7§ aus u?rc7 smp/s/i7s?r 

cksm 6s??rs5nc2s7»a7 c5ssss?r

Fsr 7'5 5s7 -^d ü§7" o?'cr6?r77 5o^s?r ^U8§adsn .<?5nc5 /ä> 6sn 

b5s/rs7» 5m 0)c 77«o 5c75s?r8 7s 7a77§ sswsssnsn O/r77>o5?tL7/ss772Ns^- 

?ns7» /Ät/r, cks?' 5m 7?so^nun§'swsssn c7s§ FüOgs7»ms5 8 7s?'am73 2207»- 

7äu/5^ 7sn^snÄun§ /5näsn so72, 2 700 7/ s5knapsn- 7?o7?) 

5ra7 a7s 0^57'2 5 dsam7s7^ 7600 2/ Os7ra7 7 unä SO F/-^7s5(5s7'sn7- 

8 o-2a<L5S'UNS' bsAOAsn, ws7 o?is cf,a 7So 7/r nro/r^ Wb5 ^67» ^7sr6b7— 

gs7ck ds,?rs^s?r >ra?r?r u/rä s?« ci-ss/rcL7d ads?" ?rro?rt §sso/rä<LrA5 

wST'ü«?^ Zo72, au/ r/'^ssssam^ 7 700 L s?'?rö/rf- wvT'Äs/r §7nc5.

7)5s os7»srnr^tsn -7ommr8.?7o?rM d5?7rss/r ck§s oo?r cLs^ 7^7»- 

7'a7tu?rg t7»o//sn^?r ^as§7».?A-- ??:.

7)S7» 70^85 tAsnäs a7scka7r7r, cis??r ^a?r,?7s5As^'7/s7r

7sss7 Ä5s r?om Osmsr/76s7>a- dsi Äs?« oor'/ä/rT'-AsTr SuÄ§s^ds7'6^-' 

5'UNA ^72 ^ussöokr §ss-S77 -S LTViMunL VO72 7 0 .i/ 77rona^7t6?r SU 

dsw577 5L7SN u/rä ^7ts7 -4d ÄST» »7><Ls-r775o?rs/r -lussads-r u??r 7Z0 

7^ AU s^/rö'/rs^r. Ms os?>sr7r7'A7<?72 /^omm7 88 LonsTr srnci srnr>s^s7a22- 

cr??2 U72Ä ds/uT'wOT'^sn S L'T'/MUUNA ÄS3 dSAs707i?rs7sn ^57878 

au/ §76^,06 ^/.

.. a) 6s^7>s7a7'5a5sas§58-s?r5 2/ ü 7 7 s d2 77s5 um §s- 

/<)7'ckS7'U2rA sum 6s^O«7a?'. 2M77S7' §S?»O7'7' <2S7» 0«/r«7^8^c7asss 

A TT'T' an unä M>6s 5n/o7As 2?s/S>crs7-unA 5n ck5s Ss/ra7 Ss- 

L7a8ss S m AOOO-A^OO L srnAunsi^sn s«5n. F5ns ^s^T-ds- 

2asKunA c?,ss 5?uckAs7s M7»Zs vvT'ü^T'/tanck n5o/rt s5n7»»7sn-



7Vs vsnsinis'T'sn ^omm7ss7on«n sm7>/s?r7sn, 67o ^sv- 

wa7 7un§ su s^L'6?r7rKs/r, 67s Fs/ö><Ls7»rin.S 6ss 7) -^'7 7 sn 

a^xssvsi^^snrä'ssrFsn ^s/c?»«7ä7' vo^srinsTrssn- 7)rs Zsso7- 

<LunFs67sns7a7 7«^ so77 6sna?'7 /ss7Asss7s7 ws7»6sn, cLass 77 

E77sv ss7ns näo7r§7s Ss?iL2 7ss7e7§svttng m7 7 760 7/ crm 7. 

-47)7'17 7S7S sn^67 7»

d) ^o77ss7nssrs7vL7ov 7) n s s 7 s d7 77«7 u?-r F7n- 

ns7?rrinA 7n Ss?r<r7 7s/c7crsZs S un6 Ls/ö>6s7-!»ns SNK L's/rns- 

7cr?» 7 a 7skis.? 7 s 7«n 7sn«

7)Ls vs?»»7n7s7sn ^o--M7ss7.onsn ?rabsn cksn -4n7na§ d»/n>- 

wO7»7s7 unä sm7?/s?r7s?r 67s F?»nsnnring srin Is^T>s7(r7'7«7sass78- 

7sn7sn m7 7 cks7> ^assAads, 6ass 7)vss7s so/ov7 sLn Sska7t 

von 7600 7/ sv/ro.!^sn rinck 7n A -I^T'SN -7»>47)v77 797^--

Fn 67s Ss?r(r7^ss-n/s 2 ÄS7* ^7asss F VH s^sLgsns- so77> 7>r 

Tlvss^ dsk 7600 Ss/ra7 66 ms/rv dss-s?r^ cr7s 6iss 67e 

6s?rcr7ks^classs L VH vO7»srs?r^, wtvck ssins ncro>rs^s LtsiArE 

suv 7/s7'ds7/ü'?r7'rt?rA 6«s nO7»mcr7sn ^svan6s2 nri?' AOS 7-/ dst^p- 

Asn -cön?rsn.

0) 7^o7issiwao?^msrs 7 a i 7r s rTr^r ciri/

ssLn Fss<S76rin§'s6rs7-sta2-S7* söne -4nsa/r7 von ^a/rnsn crnsri- 

T-soknsn, 67s dsi -4li/sto7 7rinA 6sn 7)7sns-- '^6 6s/rcr7-sonck- 

nri^A ausss?* Asd7tsde?r s7n6»

7)7s vs?>srnr.c7tsn ^omnössronsn sm7)/s?t7sn 6sm 7» 

-77a7ns 67»s7 ws7ts7>s TirANs^cL/rT-s ansriT-so?rn»n, sodass e?

7. -S. 797A s7n 6s?rcr7 7 von ZOOO 2/ ds27s/r7.

7)»7» 2'so/rn7^»7' . § <? -r 7 s n 6 6 0 .^c s T' wünso^t 6.7s 

7sdsns7än^7 7o^» -insT-s^rinA. ZkT's^ds 7st s7nAST-sr7r7 7n

. 6sk<r2 7sk2ass» L ^71 rin6 dsA7s?r7 su?- ^-7 7 6660 2/ S»?rs7 7» 

F7s ^rum 7. -i/iv72 ds^OA 3o?r7/.7S7'Äsoks?' /ü> Laria^/s7o/r7 

d»7m nerisn öMnasrrMsdttU s7ns crusKsvOT-cksn777o^s .^7<7^



von FO 7)vo ^onat, ,ys?» ^ovsi?ssn<Zs Sonjas vov aus- 

nanmsws^ss cijs .?sbans.?änA.? i o'^ts ^ns^s^^unA Äss Ii §o?r^//sv- 
K l

ckso^sv su Asns?rmLASn UNÄ cksmss.rds?r s^ns /"anvvaässn^sokü- 

c?/FUn§ von ?00 // I)7»o «la/rv su a»7^»?rvsn, vsvsrni fl>tsn 

-^ommiÄsronsn sm7)/«?r.r s/r Lm /^ind^ra/r ckavau/, ckass ^o?»r//sv- 

ciso^sv noo?r ks-ns .?0 /a?rvs D-sns- ds- äs?» S-acZt ^a-, von 

sinsv /sd sns?an.0? -oksn -4ns^s^2unA s. <rdsuss/tsn . cka- 

ASF»N äks dts sum r. ^vr2 os?-«?r7»ts ausssvovcksnt2ro7rs 

^u2as»s von §0 />vo ^ona^ drs au/ u>sr ^svss su d»wr22L§sn- 

7)sv ^»o/rn-so/rs ^s-r?»«-ci7* A a 6 t s dLt/s? um 

-4nvso?rnunA von civst dsi ancksvsn Fs?rö>cL<»n sttT'rH^AS.rss'-sn 

.vLsns^'cr/r^sn Lk/ ssin ^«so.rLr^§särsnsts?*« 7)Ls vevs^nrs- 

-sn ^ommr§yron«n em/>/s?r7en Äas Sssno/r ad,?u?s?rnsn. ckMri t 

?csrn ^ässäsns/a.r.r §sso?ta//sn w-vä»'. F^?r M^vcr-§ ^/«nso^F^- 

rrnA an/ Fswi^rgnnF s-nsv ST-ati/rKstron von 2SM WN7»ÄS 

F.r s L o?r/«2./ s Lb2«?Msnü d S8 o?rr s cksn.

.?i»o?rnr^sv F 0 d d s v t- dr^te- um FLnvsLkuns 

rn ckis Ss?rcr.r-s8?rcL.?<r sorvis um Ss/ra.? fssvkokuns'. HsT» ^ov- 

si-ssn-Ls söok mr- /Süo^sLo^t au/ ckis s«Fsn Loddsv^

vev.rau^stsn ?räu/rAsn ^.?assn nLok? /ü> -!nna?rms Ass -Invvos'ss 

aus, LsrAsovÄNs-S7» ^a^/cowins/cL sm/>/Ls?r.r- ü-s /naussrokt«— 

svs? ?un.o erns-^u/dssLST'UNL' /ü> Aas näo?rs^s </a?l7», /a.?2s 

^.?a§sn n-o/r^ ms?rv ds/'.rau^sn. Ls- cLs^ nu?r v07»Asno?Esn»n 

I^st/mmunA svAid- s5o/r s-ns ^/s?r?»?rs§/ cksv vsvs-nlat'sn 

-^ommtssLonsn /Ü7» sLns ^7'-nsr^r«22» Fvkö'kuns' Äss S«?ra.r^s 

ckss AoddsT't. ^.ksäann s^T'sa/rsn sko/r cki« ^"ommiss-onsn /ü> 

eins Fv^ö'?run.o von ZSS /,^o «la/rv aus, sodass So^dsvt in 

^u/kun/^ ,?00S//^^0 -7a?rv dsssr/rs/r §o ?7. F^n -tn-vas Sa^o- 

mon LU/ Lswr72r§un^ sknsv ^u^aas von .r00 v?»o /a^r?» 

sow5s s?n -Intva.o ^No?t.?5n.a au/ ^4d.?s/rnun.o s-nsv Fv?ro?runA



ÄLASASN LönnäumunA sLnsn .Änsr>'Mnat7rs/rsn ^unÄrs^nss/nFs t. 

MtnÄs ad<7s7s?rn

^r-.o7LsÄ 7?n« ^udonn m'7nscr»v, Äcrss T^oLdsn^ Sn Z'rt/kun/K 

Äsn 7i-s7 "^scr^rniso^sn 7/t7/scrndsr su /ü?rnsn ?tcr-,

Dsn ^s7n?rsssun.oscrndsr ^tsn F <r u § o ?r um So-

Ka7 ^ssnnö'7i^n§» DLs vsnsrn 7.o^s?r -7o««rssFonsn smr»/s/»7sn Ä-s 

<rd7s/tnsnÄs Lsscr^s-ÄunA Äss ^n-n«§ss.

^no/rii-s/c- ü n s - s n dL^tst s7s5 crn/cr77 s 7?n/r6- 

nun.o ssrnsn Ss?rcrr ^sdss7^^s.

Ms vensLniN^sn ^o/Mr-ss-onsn sm^)/s?r.rsn von sinss L'n?iö- 

?run§ crds^ss?tsÄ. ÄcrASAsn T/ü^s^sT» A-s d-s ^^/-r 2» ^nF.? Ä. 

-7s crns dsscr/rÄ-s ansssnonÄsn ^7 L o^rs ^^7aAs von F/>vo L/o- 

ncrt /Lr> Lsr^ung Äss Svmnnsrnmnsllda^ss dks cr^/ wsL-snss su 

ds2crsssn»

77<ro/r »rns^ünÄr§ss 77?r^ ^d7>so^ng ns/r??rsn Äis vsT'sk^rLV- 

tsn ^ommLssko?ien ö,.? 0 slnv Äis Zsvn^n.osn wisÄs?» a,r^/-

^NWSSSNÄ l/xrvsn un^sv Äs« ^oNS^AS Äss Ä'ST'VN ^>AS7«- 

?KS^S^SVS Ärs ^S^ASONÄNS^sn s^cr7^k0?/)ins/r§, 57ticrs LtNÄ 7Ä)^?k so— 

wrs Ärs 7/F-A7LSÄST' t7ar27«>rn, o/r^is-Lan, 7)sns, -7. T'/'ano/c, 

7>v<rn?or.R, c^osÄST»^, 7)n. ^ub07-?r, 7?n ^sÄsnnnok, Fo^vrttrns, 

/Zsr^^sn, Tdia/rcr/'Ä, Acr!o«on, Ao^i7^s,

DLs vS7>srnr.otsn /7o««rssronsn -?»stsn in Äis ^srtsT— 

ds7*cr^r^nA Äsn ^nÄ^ndsn Äss /7cLr^v^duÄ§s^s s5n»

7-sv ^onsi^senÄs vs7-2iss^ sL?r Acr^nsLdsn Äss ^S7-- 

«sss^nssTisnsoncr^vo^sts?^^, ÄN7>s?r ws7o^ss Äis ^v?rö/r^ns 

Äs?« Lo/r?rs ÄST- ^s7-«s§sM^sgs?tr.r/s?r von cr^/ ^,62 ncro^ 

Sss^o/rt wLnÄ. FLs „-.^inro^sn ^om«LssÄo^rsn^s?msn,ÄLs Ss- 

/Ü7-W07--UNA ÄSN §s/onÄsnten 7>o?tn»n/.ön^ ad 2NÄ snmoo?r^sen 

Äis Vsnw<r7 r^ns Äsm 17sn«sssunF.?7'^^ono,2vonsts/rsn snts7>^^



oksn6sn FssoksLck su S7>5s52sn.

As! 7- 5s2 6d /ü-r7»^ 6s?» ^ovs5 5,?sn6s D^§, 6«88 65s 7>ss- 

son2 5ok ^^6A«dsn 6ss O/c-vors, 65s /vü'ksv «22 S7» 0-c- 

' 57»o5s5nn«?vvsn ds57*«S'sn'5r«dsn «22m6/r25o?r «n/ -?§ S7»mös85§5

W07«6s7r s5n6 ^n6 65s ^s 7>w«2 5unA ds85vsL5 5s5, 65s -lusMbsn 

m5 5 6sn ^sr/)s52 5gsn 275 n7rak??rs7r §5s5s 5n ^5n^2a?r§ su -r«2 5sn<> 

6s§ ^./5 5.y2 5s6s§ TIsTr^ «^s^sv/r 6 5s vs7«S57r5A- 

5sn ^omvr5ss5onsn 6sn ^nss/r, 6«ss 5/r 26^un/5 ss5 5sns 6s?' 

O/c5vo5vs7«w«2 5tt-r^ 65s ^d07rnsms?r5sbs57'6ss /ü?» T'/sT'Äs 7)7? S7»st 

naok 6sm 2. ^2)7»52 6s§ -/«-rvss, /ü> ?vs?s?rss 65sss2d»?r 

A«k2sn s5n6, s7«/rodsn ws/'ckS/r.

Is5 ^5 5s7 60 bs«?r57'«s5 5/5 5A2 5s6 A«2owon o5?ts l^sT*- 

^5«6s7'^?rA 6s?» SsMts?r 6ss /sos^ «f»A—r^n6 75s/dcruMr58 .

.Ms vs^s5/r5.<7 5sn ^omnt5ss5o?rs?r «usss/vr s5nsn sn-- 

8-)7'so5rs/r6e-'r ^^rso/r.

As5 2^5 5s2 6.« r5d5 Fs5As07»6ns5s>7' Hansen 6sm ^sss- 

5rsn 6s7» <76?»5/r- -4n2a.yÄü un6 5nsds8v/r6s?»s 6s?> 2Lrssn/2«oks7r 

^7»5 55>c r^n6 S7»s^s/t5 65's Ns?*w«2 «u/ 65s ^n^"Ä«2 5tt/r§ 6^7»

Aä7»57rs7»53<z?r«?r M2«gs7r- 567» dssc-Trcks/'ss >1^Asnms7'/c n5o?r-s7r» 

Ss5Aso7'6?rs5s7' ^«2>cow57rs/c5 S7*rt«?r7r5, 6crss von ^57r6s7»mä6o?rs?r 

r^7r6 ^57r6s7»n 65s ^7»0/7rs7r«6s7rd6'7r^s 57r 6sn ^oss2crn2crs's?r vs7»ss5s- 

l007»6sn ss5s7r ll?r6 5rä25 65 s ^svws5söM.!7 6s7» ^i7r6s7» crr^/ 65s 

^57r6»7'sv5s2p2ä5'?s /L> cr7rAs-L7»«o?r5«

DST« ^07'85 5ssn6s s5o/iS7'5 ÄLt, 6«ss 6S7» 2>omsn«6sn«u/- 

ss?rs7' m5 5 8 57>5^5sv -4nws58^NA vsT-ss/rsn ws7»6s7r ui5 7'6>

Fs5 !^5 5s2 6/r ds«7r5vcrF5 Ls5ssO7»6/rs5s?* ^«2/cow57rs^k5 

65s Ztvs 5 okun.17 s57rss ^an«2cr7»ds5 5s7»s. 7Ässs»?r ^/r-T'LAS w5v6 

/r5a?r5 sTrs^o^sn m5 5 M'o^3 5-?^5 Lu/ 65s vv7? Ssms5n6s7>a5 vv7- 

kuvssm dsLs5r2os8S7rs L'5/r/65r7'^NA 6s?* Asdn/r7>s?r7>/2 5 8?r55As?r



As-nrAUn.ck von Z/auss?ttkxrsssnunFsan2as'sn -n stäckt. -^sA-s. 

,!^rAs-7sn wü'nso/rsn Äis vsnsinis-Mr -fommLssLonsn, ckas.3 ckis 

/ns-gswoncksns Sts27» s-nss ^anackands--sns ckuno^r eLns?r an- 

cks^sn ASS^ANS-SN S-ckFt. ^ndsttsn dsss-Ä- u-?»ck.

Ssr 7kts2 SÄ sm7>/s?r.rsn Äis ^omm-SK-onsn sLvs //snad- 

sstsuns' um S60 unck ^wan au/ 7S0 unck ausssnn cksn ^uns o?r, 

ckass ckks Ssmskncksnnts7»vo.torco22s Äsn ^t-A2-sÄsnn ckss Ssmsin- 

cksnats nun ms?rn rn sinsm F^s»-r/)2an sususts/2sn stnck. T'sn- 

nsn MN3 2?rsn ckisss^dsn, ckass ck-s /na§2ro?rsn ^noto,co22s a22- 

/ä/rn2rcr^ untsn //jn^ustsnung a.r.?sn I)nuo/csnsrsn vsn§sds?r rosn- 

cksn so7?sn.

A»r 2r^«7 2S win^^srns ^r?rscr^nün^uns Äss Oü^noL- 

ts^s/onÄrsns-Lss Asr/Ä'nso?r^. Iisn ^onsr^ssnÄs w-nck ^ss-sts2- 

2unAsn Ännübsn mao^rsn, u-s.!o^s 2?s2s/ons?s^.Ion udsn/^üssrA 

srnck unÄ sn-s/>nss/rsnÄ» ^non^nunAsn ^ns//sn.

Ast L'rts.r 2S NS.Y- ^/r^A.rrscr Fouvicr-ns <rrs L'n/rsduns 

sinsn Ssdü'-rn /ü> -4d§<rbs 7ion //unässtsusnmnn/rsn in //ö'/r« von 

stuxr SO ^>no Stü'o/c an*

DLs nsnsi^rrorsn 750MM-ssSonsn sn/c^änsn siok sknvsn- 

stLNÄen»

SsL 7t2 6 bsmänAs.?t 2./r^^2rsÄ Hsns, ckcrss Äsn OktnoL- 

vonsts/rsn srns ^.rsiÄunAssn^so?rÄÄrAUng dsALs2t^ unÄ nrsmnFs 

in t2nr/onm Lus§s?rt.

Ssr 7rts2 2S vsn2Lsst Äsn ^onsirssnÄs srns/t >!n-na5 

c),s§ ^orr^srvonsts^isns nu/ ^snms?rnunA Äsn So?ru^2suts. 

Äisssm -rntnass wsrst Äsn 7>o2Sssivonsts?rsn s^atLs^sak naÄ?r, 

äcrss snts-i)nso?rnsÄ r/rnsn FrnwoknsnAakI Ärs Stack- SLscksn^o/sn 

/ün/ wsiTtsns So^u-s2su-s sn?ra2-sn müs3s. Dsn Vons^ssncks 

?rä2t sL^rs ^s?vrs^nun§ cksn So/rut.?man,'rso^a/t um 6 ^077/s /r'^n 

ntokt unÜsckrnAt notssnckrs UNÄ SM^/-SN2- 8»rnsnssrts ÄLs



Fsusknsks^?ung srosksn wskksnsn ,9o^raks2suks, ws2o?rs ^sn-^. 

ms?rnunA mkk Äsn /'knasvsn/ru H knksssn Äs?» AsmsknÄs vo2^^omM^n 

k??r FknkkanL sks?rs. AskasonÄnstsn /kaas ?rä2^ bkns Vs7Ms?rnun§ 

. von swsk §o?ruks2suksn nko?rk /un ausnsko?rsnÄ LnÄ knkkk^./ä7> 

skns soks/rs von Änsk Zo/ruks.?suksn skn, knÄsm sn au/ 65s 

um/an§nsko?rs !?ätks^"skk Äsn ^.kosskon^ans unÄ Äks o//snk2k- 

o^rs ^ko^rsn/rskk kknrosksk. ^kkorksÄ /'nanooks unkenstü'ksk Äsn 

.?sks^snsn ^4nkncr§ unÄ wünso?rk Äks Fnnkokkuns sknsn sksnÄrAsn 

^o.?ksks!roao?ts L?r Fsauns.aanÄ kn Äsm s/r»ma2kAsn 0/r^7-okdüno 

an-,-' Äs?* /sa^kngsnsknasss. ^kkA.kksÄ Aa 7omon ?r«2k skns l^s^- 

ms?rnun.a nko/rk /ün novrosnÄka. ^kk.o^ksÄ ,?onk.!ks smp/Ls/t2k 

svk.r. Äks nsusn So?rÄks^su^s cr^- Äsn ndsn/ÄnsskAsn O/r^7*0r- 

dsamksn sn T's^T'U^rsvsn.

to.rrsÄsn M aNcrnÄ UNÄ DSNA k?*s^sn sdsn/a?7s /ü> Äks §?*- 

vko?rkr»nA skns?* Ascrunss'cr?*Äs?* ^o.rkAskunoks skn- .üsks-ens?* 

Z7?7*konk sko?r sLs?* /n> Äks dsan-naAts ^ST-ms/rnirnA von 6 

^sr^-sn aus unÄ wänso^rv /s?*ns7* Äks Sssona//un§ von ^o,rrssk- 

' ?runÄsn. AskasoT'Äns^sn ^a.?^ou>kns^t ksk /an skns ^snms/t?»unS' 
i 

vo?^ ^v/ru^^sn^sn UNÄ Ssso?r<r//UNA von§ ^o.rkssk?runÄsn. DLs 

FskAsonÄnsks/r ^?o-/r. ^a.?^owkns/ck unÄ ^kkA^kLsÄ /)n. ^/sÄsnnao/r 

s^nscr^v» skcr?r As§sn Äks /snns?*« ^snwsnÄunA Äsn So?»uks2su- 

ks a2s L'nansponksuns von ^s/anAsnsn aus. Mk.y.?ksÄ SöÄsnk 

smn/^s/r2k Äks ^aknouk2^!s swkso?rsn Äsn ^ononks?» unÄ Äsn 

ZkaÄk Äuno?r .?o?ru^s.?suk« k?r c7kvk.? aus/u'/rnsn su 2asssn. Dsm 

wknÄ dom ^onskkssnÄsn vtkÄsns/>noo?rsn, Äa -rksnÄuno^ Äks ^on- 

kno^Is su ss?rn snsokr/is^nk wünÄs» ^kkA^ksÄ Dn. ^uironn ns^k 

Äsn -Idso^Äuss sknss ^aokkadonsmsnks r's.rs/on an, Äsn 

a.?s km ^ksnssss Äss Fssco/rksn ^o2ksskÄksnskss .?ks§snÄ ds- 

»sks^rnsk wknÄ.

^aokÄsvr sk?» ^n^naA Äss Zsk.assnÄnsksn ^a^kowkns?ck



art/ Sodass cksn Dsdatts an.asnommsn woncksn wan, sm/>/s?rcksn 

ckis vsn-rnr^tsn ^omm-ss-onsn ckts L'?N3?sck.rans von ckn«r rosr- 

tsnsn So^ts^satsn, ck?s mäo?r.rio?r3t aa3 cksm aa§snd.r - oL2 ?<?r sr 

Ssamtsnstancks ck»n Stack? su sntns?r77rsn s-nck. /'snnsn ds/ü>- 

roonten v-s ckts ^nso^ra//^s' von S F'o.rtsst/rancksn unck ckts > 

^nnto?r?ans stnsn 3tanckt.osn ^ocktsstwao/rs in Ssaans.aanck» L't- 

ns vom 7onsttssncksn -Asmao?»ts ^NNSAUNA stnsn oscktsntsn Äsn- 

cka?-msn stnsa3tckck.Isn, cksn a2s 7tsswaoktmst8 ton -m äasssvsn 

Dtsn3?s 7snwsnckan§ /-ncksn /cö'nnts, wtnck ad.as.rs?rnt. ^ä> ckt» 

Ssscr/ra//anA cksn dstcks^r ^o.rt3st?rancks rosncksn -499 ?/ in >1as- 

stokt gsnommsn-- ^tsnau/ wancks ckts Fn/rokanA von !7tts.? ^9 

cksn oncksntcktoksn >4assad«n von a^/ SOSSS // d»/ü^-

woi'ts?« Dis ^as/r/n?'ans' ckissss Ssso/r^assss wtT'ck ck»7» ^ST»- 

?va7 tung üds?»2as3sn.

6si r'iösck SS ros7»cksn ckis s^/rsdckio/rsn ^ostsn /ä?» ^siv^A 

^e^suo^tttNA unck ^sinigans ckss /'o.rissiamtss monisnt. ^r/o.?- 

A« cks7> ^in?»ro/r?a?rA cks?» ^av?r» in Ssaa7>s§a7»ck wtT'ck sins F?*- 

-rö'kan§> ckss /57-scki?s von 769 F cra/ 699 ^!/ sm^/o/r^sn.

S«i L'L tsck S7 /T-äA? M?A.risc! ^ano^ an, wis wstt 

ckis l/mdauaT-dsi tsn am Ssnt-'LF«?' So/ruck/rauss Asckis/rsn »sisn- 
t

.^ST» ^07»3?«6Ncks wiT'ck ckis >1nFs.?sAsnksi t niv^t aas

cksm -^UAS vsT'rrsnsn.

7i ts? ^46 anck -^7 cks7» 07»cksntck 5 cr^rsn ^a3§adsn tT-ägt 

ckS7> 707-3-t^SNÄS V07-, cka33 ck-s Ls^s?-3onSN an cksn Hsmsn- 

ta?-- anck ^r??s?3 3?ia.rs s-nsn -IntT-aA' aa/^sa^LLLULLS r/iT-sn 

Ss/ra.r?3vs?-?räck?n-33S s^nssz-srok? anck a23 Sasr3 /ä> ck-s ^s»- 

?-sAs7ang ckis von kanssm in ^sts sinAe/ä?rn?s Ss/ra.r?38/-a2a 

an§s/ä?»n? /radsn. ^n ^anck sr^^n 7snA.rsr oks tabs.?.?s, ros2o?rs 

au/ Snanck cksn -r»a?-Asn 9«na.r?30ncknanA cksn Stack? 7)tscksn/i0- 

/sn anck cksv nsasn S»^a7tsnS§ackattvs cksn Stack? aa/AS-



sks22^ wonÄsn ksk, wsksk^ Äsn 7onsk^ssnÄs nas^,,Äass äks 

6s?rns?-§s?rä2^sn 'k?r ^sk.? au/ Äks mkk- SS -la^rnsn Lsns^rsts 

(^ssMrkÄksns kssk k sknss Ls^rnsns 7isn^sk2k, S^O -/ ^o?rsn 
"' ' ' ' r

stNlL a2s kn 2)tsÄsnno/sn, so Äass Äsn 5a?rnssäLno?rso^nk 
- 

/ün 2/sts skn 2^2us von L7 F snAtd-. 2)L»SSS 5Uno?tso?rnr k^^s- 

^2us ks- undsÄsuvsnÄ unÄ /ün Äks SssknkskauJitsraÄt ^sts, sum

MkNÄSS^SN A»n»0?r-/snkrs^. S-Asnüdsn Äsn 2)ksÄSN?ro/sNSN 

S^ca2a wsks- Äks ^stssn S»?ra2 ^soncknuns äsn ikonksk2 au/, (Lass 

Äas M'o?»s ^AS?ra2 k mkk^ 62 Äa?rn»n «nnska?rkan, wa/rnsnÄ kn 2/s^s 

skn -12 tsn von 6S Äaknsn no-rosnÄkA ssk« So?r2ksss2ksn sa/t2s 

Äks SkaÄv an ^scksn 5s?rnen isaknsnÄ ssknsn Ss?ra2 ksÄksns^sk v 

2S600F ms?rn a2s sojn Ss?ia2naü?» üsm 2,s?r?'S7'dsso2ÄunssSsss^ 

ds^a^s« /sssT'au/ s^T'-o^^ si a?r äs?' ^o?»sF össncis su?' 

ASAsnfckks) srn» Fvüo/runs aus, S7»S^»NS wsL2 ärs vOT'As^aAs- 

ns 7sv§2sra?rstads22s ^rs/ns unsünstrss^ 7s?-/ru2-nLsss As- 

ssiAt, srosiitsns rosr2 c!2s cksm 2)an-a§ vo?»2isAsn<2s nsus Ss- 

so2(runAsvov2aAs noo^r nio?r^ vsnadsa/rrsckst s»L * F?» svs22^ 

crn/rs2m sv?2. s/rä^sT* nao?r L>2ass <Lss nsusn Ssssvsss, au/ 

ckis -4nAs2sAsn/rs2 t sunü'o^sukoM/rsn.

Ssrss0?»ckns^s7' 7/aas /u> eins -4nna?rmo c!ss -irr-

-?»«ASS ÄST» Lsk^svsonsn s-n UNÄ dsssio?rns^ (L-s <2s?ra2^sds- 

süA« Äsn 2,s?rn/>»nsonsn a2s ?/rr^ Äsnsn 5a/csFnssrosA^ 

-?d A-L2anA s^s?rsncr. ^n sm/>/rs2/r- 2S2o^sLont au/ ckks 

^susnsn 2/sd«nsvsnka2tnksss kn 2)ksÄsn?ro/sn unÄ km 2/knb2ko^ 
2 E .> .

ckanau/, «Lass so§sn L2skn«ns ^ao^rdan-Ssmsknsksn L?rn«n 2,s?rn^ 

7>«nsonsn AünSitkAsns Ss?ra2-sn dswk22kF- /rat^sn wk» Äkss kn 

2)ksÄsn^o/sn Äsn 2^a22 ks^, skns Äsvkskon Äsn Ss?ra2tsonÄnuns / 
vonsuns?rmsn unÄ Äas ^axkma2Aska2 ? »k^ cksm Äsn Stacks 2-/s-s 

A2sko^us-s22sn.

5m SanA« Äsn nunmskn s»?rn 2sd?»a/- l,?snÄsnÄsn 7)sda-^s 

-no?sn ms?rnsn» 2/k-A2ksÄsn /ün 2?»vkskon Äsn L»?rn«nsska2Ls-



ovÄnans stn.' anÄsvs 2/r^§2FsÄsv wü'nso2rsn ^sv^agang Äs?» ^4n- 

As2s§sn?rsr t drs naok L'v2ass Äss nsaan 2,s?rvsvbsso2Äanss^ 

ASSS^SSS. MsÄsv anÄsvs 2/r-A2i«Äsv s/ivso/r«» sLok /ü> sin^s 

-1d2s/rnanA Äss ^ntvaASs aas. 2/--§2rsÄ Oöäsv^ ds^^vaAt Äsn 

Lskv^osvsonsn m-t 2Wo/cw5v)ranA vom 2» ov ab s-ns Fa-

2aAs von ^s 200 2/ sa Asroä/rT'sn anÄ nao?r A^ass Äss nsasn 

Zsso2MnssAssstsss Äts Ss/r«r2-s/vas's sLnsv ^sa^vä/ans Äss 

La?rvsvbsso2skungs07'Änans nao^ L'v2ass Äss nsasn Osss^sss 

adsassksn, ÄLAKASN so^ron 2rsa^s Äsn 2/skvsvn s§ns Äai^v2io^s 

von 260 2/ sa bsror22rs«^»

Fsk Äsn nun V0?»ASN0MMSNSN ^dstkmman.o roavÄs ^n/"vas, 

//cras aa/ Osroa2rvanA von 260 2/ ^a2a§s ad,-«2L^n^- Hr?vaL_ 

Sosck.svt »u/ Sswr22Lsuns von 2 00 2/ Ss/rs2 ^ssu2crgs WUVÄS^N- 

ASN0MMSN,' ^sÄoo^ insoweit sd.os2s?rn^. cr2s Äsvss2ds Ä§s noo?r 

m«2ros ^vü/unA Äsv Ls?r7's?'SS?ra2tsvs7'?rö2tnLsss naok ^v2ass 

Äss nsuss F»so2ÄunAss'«ssvsss sum OsAsns^anck ?rat^s. .Ms 
-^ommissionsn sm/,/sk2sn 6-s ^^2>^so?rsncrs Av/rö/runA Äsn 

LuckssöposLeonen ^L^s2 ^6 unck

Ssr ^rLsI M ÄSN ^ovsr-ssnÄs ttus, Äass Äis

Ls/rvsvinnsn an Äsn F2smsntavsoku2sn rm Os?ra2^ un^ü'nstLs'^'^ 

s^'nÄsn wis ÄKs Ls?rvsv. LS-tst Äis Ls?rvsvrnnsn, von 6s- 

nsn s!nss2ns rosn5§sv 0s.^-a2 dsAis^rsn a2§ 5n Äsv nsusn 

?nss vovosssksn Ls-, au/^stssss Ss/ia2- au/sudssssvn unck 

Lm Ldv-Asn a22sn 2,s/rvsvrnnsn Ä-s /ü> Ls?rvsv am/)/o?i2sns 

§v/M?runs von 2 00 2/pvo O'a/rv susuwsnÄsn »

2/ao?r stnsv /kuvssn 2)sba-ts s^'2ävsn s-o?r Äis d»7- 

^ommLssronsn mr^ Äsn ^us/ü/Lvunssn Äss r^T-si^sn^ 

«rnvsvs-anÄsn unÄ SMI>/s?r2sn stns Fvkokuns Äss 2't-s2s 

am 2.?60 2/. -/rsvÄavo/r rotvÄ Äks 0M-«k-an§ von 2 00 2/ 

an 22 LskT'svinnsn, soroks skns ^a/dssssvanA Äsn Ls/rnsn^u/ I 

^2^rs!/sv am 260 anÄ ^s2 2bväo^ um 2 00 2/ svmö's^rokt. I



^--»2 »T'räu-ST'^ ÄST« ^0^S--SSNÄS Äass ÄLs 

Ls^sn^rnsn ÄS?' köksT'sn EÄo/»snso?»u2s un2an§s- srnsn >1n- 
V . .
-naF au/ 6sr/«?r7'un§ »insT» ^oknunAssn^sokäÄjAUNA »tNAsdT-aon^ 

/radsn, <2s?» vom SsmsLnÄsna^ b-s su?* FuÄAs^bsT'L-unS' vsn^a§- 

W07»ÄSN ssi. TIvT» ^07>sr^ssn6« S7'/c2ä7'<', /ü> «r»s M?rnunss- 

»N-sonaÄ5AUNA nLo^rt sLnvnstsn su /cö'nnsn, »m/>/-s?r2- v-s2- 

msk?» rois dsL Äsn ^UniAsn Ls/rvLST'sonsn s5ns Za?r7*sssu2aAs 

von /s 2OÜ Ll su dsr--r22rgsn.

_Ms ^ommissionsn s7»/r2ä>sn ik7* SLnvsT's-änÄnrs.

Äsmss2dsn 7k ^s2 Komm2 sin ^nt7»a§ äs?* Le/r^s^Ln 2'7'2. 

L'^ss SU7» ^07*2 aFs, ÄU7»o?r ros2onsn Ärs ^NT'so/rnunA au/ Äas 

Fsso2ÄunL7SÄ2snsva2 ^«7» von 9wät LniF ^s2anä vs7»d7*«oktsn 

2'a/r7'»7r ssro2nso?rt wiT'cr.

7)Ls 2-omm2sKi07r»n d«2'Ä7'r/>07'^s7r <rr» ^N7»so-rnunA von 

swsk wsr tsT'sn ^sso2ckuns'scrrsns^'a?r7'sn.

^»2 !2r-s2 62 »7>?ro?r»n Ä-s 2"0M/rLssLonsn cits ^oknun§s 

sn^so^rackLA^NF ckss 2Scrbd-ns7's s/?s2ks'rons2s?r7'S7'2^o/rn) um AO<M 

un<2 ss^sn LLsss 2>osr?Lon au/ 690 /ss-«

Ssk L'L -s2 6S cr »mv/»?rF«n ckis ^ommisionsn au/ ^4n- 

Ivas äss ^07»»L -ssnäsn cksn <tsm ^7mr»n7»a-a drs^rsT» §sr/ia7r7'^en 

s^ä<Z-. ^uso-russ-s-svon S66O F su s^sro/rsn . cia ÄST» ^TM-NT»«- 

-n srnsv Aüns-iAvn ^rnan^ra^s rs- unck ckts A^acLV sowisso 

/ü> -v-2. Vv/r^r^s au/su/commsn ?ra-. 2)S7« /7»a§2ron» ^rts2 

wi7*cr cksmnacr^r au/ 49 2/, Äsn Ss^T-aA sinss ^u Sunsvsn ckss -iT'- 

msn7>a^s dss-snsnÄsn LsAaös, o7»?-»assra^-

-6»^ ^-^»2 6? bs/ünwoT'lsn Ä-s ^omm-ssionsn sdsnso 

au/ ^n^naF Äss ^07*95-ssnÄsn Ä-s AtT-sro^unA Äss stäÄt- ^u- 

so^russss an Äas §2>2-a2 -n 2so?rs von S600 ^no Ä'a/rT',wsL2 

Äis 2'/nan^vS7'?ra2^nissß> Ä»8§s2d»n sioHr wss»n^2Lon vsT'bssss^^ 

?radsn un?Ä2s A^ack^ /^n e^rya-As 2)s/-s--s au/komm?. /rsT» /7«a§-



2 5o?» I5 5s2 w5nÄ vo22s5anÄ5a sss5n5a?r»n.

-§s5 I5 5s2Ä4 »5s22 5 2/5 5^2 5 sÄ Inan^o5s Äsn -^»5^9, 

Äsn Vsn?rs5na5s5«n 5/n 5sno//Hs5sn»n ÄST' ÄLNN5S0N s5ns ^o?r- 

nnn9ssn5sa2räF5snng »n Asroä/rnsn. ^5n »n5s^)nso2rsnÄsn ^nnson 

5s5 5?w ss55sns Äss 2/«nnn Ss^>KommanÄan5sn an.7ass25o2r 

Äss ^a5ssn9»dnn5s5a9s^ss5»sss»s 5m ^as5v0 ASÄNSSSN5 won- 

Äsn»

5)5 s 2^omm5ss5onsn V«n5»9sn Ä5s ^NA«2»Asn?rs5 5 d5s an/ 

w«5 5snss.

L»5 15 5s 2 S-S dsan5ncrA5 2/5 5s25»Ä 2?5o/ranÄ «5nsn Zn- 

sa?rnZs von S6O 2/ sn dsw52259sn , Äsn snn Äso^cnnA Äss 27s- 

/5s5 5s v»nwsnÄs5 rosnÄ»n*sc>22, Äas 5n Äsn vsn/2osssn»n ^s- 

a5»nsachson Mno/r 65s ^snans5a2 5nng 2 9^5so2rsn /nansö's5s cr/rs^ 

^Sk>s ts !2n?rAsn z>7> sn^s^ancksn is^.

In ÄST» sto/» »n^s^rnnsnÄsn s5s^.r5o/r .!»d?ra/^sn Isdcrtts 

SI>7*5okt s5on Äsn Zons5 tssnÄs ASASN Äi» Lsro5.?^5sunA Äsn ds- 

an vnsA^sn Sst?»n2/s crns, wst^ Ä5s «5 Äsn H»F5s Äsn /ncm- 

sSs-so/rsn N)N3ts.r.runKsn dstnants 5!p»sra2/commtss5on 5n nn- 

soknrckdansn kfsLss AswLntsoäcr/^s- nads nnÄ sokon dsL??r snst»' 
s^ 

7^/ksrt Ä5s AtaÄtv«nwa.r-M»g /rätts »nMsn^sMk ?/racr/rsn mü^s»' 

Ksic/sonÄns-sn A'aas s^nto^^ s/o^r /n'n Ä5o ^sw52./§Ann§ ans 

nnÄ dsantna§- ssinsnssrts I'n-ro/rnns Äsn I?rs»tsnsndvsn^ron 

nm .?0L>0 2/, 65s /ün Äas 7-rsat»n s»2ds- ocksn Ä5s Äsn-ss?«N 

^ons5s?2nnA»n VSN?^)SNÄ»^ WSNÄSN so22sn» 2/5^§25SÄ I

ntmm5 Äks I/rsa5sn^omm5ss5on tn Lo?rn5s, Ä?'s gs/ro//5 /rcrb»- I 

cknno?r 65s /o2ssnÄ«n ^nos-s22nn§'en Äas sns5o 7)s/rsLt -rsn^I 

snro5ntso?ra/^sn nnÄ Äadsi 5E»n ms?rn in 2SLoks-anÄ gs/comNS^ 

ss5. 2/55^25SÄ ^nanoo5s nnÄ Fs5gsonÄNs5sn Fa2/c.orsLLL^ 

ds/ünwon5sn Ä5s Ssro5 22 59UN§' Äss snbs5snsn 2/nsÄ5 5s, 2st-^ 

nn5sn Äsn ^onansss5snn§, Äass 5?r ^n/knn/5 /nn si)52 * 

2)s/5s5 5s s5ÄÄ55sa?rsnss5 5s n5o/r5 mskn an^ssnsmmsn 105^»



XkrokÄsm Äs/» l^onsr-ssnÄs nocr?» Äsn^s^/ü'n<z?r<'UNA Xus^nuok 

v»n2-s?rsn /ra-^s, Äas-'? Äis 2)vo^uns' Äss 7)s/-s2^s /ün Äks 

^snwa2^unA unbsnso2tsndans /'o.rssn /rcrds?r ^conns unÄ insds- 

sonÄsns nsus ^onÄ»nunZ»n Äss ^sa^snÄrnsL-on Lnuo^cs nsn- 

ds2/ü/rnsn rosnÄs, wunÄs sun Xds^fmmunA AssG^ni^^sn«

Dis ^om^Lssionsn sn>c2Änsn sLs?r mL- Äsn 2)so^un§ 

ckss s?t-s ^anÄsnsn 2/rnus von 666 M s-nvsns^anÄsn. 2s?rn^sn 

/sÄ0o?L ckrs Fswk22rsung sLnss dssSnÄsnsn ^nsÄL^s dssro« 

Ä^s Fn?rÄ2»unA Äss AuzkAs^pos-sns ad, Äa Äts 2)»o^un§ aus 

Äsn .T'ns/rannisssn an Äsn s. /ss ^Asss^s^sn L'/tsa^sn- 

subvsn^ron in Äksssm unÄ Ln /o2gsnÄ«n ^a^?»s?r 2V sv/o^Asn 

/rads» L'T's/rannisss so.I rsn sv^2« <Zu^o?r L'Lnscr?r7'än/runA Äsv 

^ä?r7»2ri»?»sn ^07*s^»2.?unA»n svsr«2r wsvcksn« 7)sv ^n-vas «Los 

Fsösso^netsn Lass aa/ ^v/rö'/ranö' cksv ^ksa^svsudvsnt-on 

um 2 OOS rouT'äs adss2s?^n^.

SsS 7r-«2 26. cksT» ausse?'07'crKN^2r o?rsn -4us§absn sm- 

I>/rs?r2^ cksT» l^ovsr^ssnÄs äLs aa/ /sX^sssvsks -4mon- 

-Lsa^jonsvat'e Äs?* sunä'o^s^ in Xussiak? §snommsnsn ^n2s?k?rs 

von 2 606666 H' au/ 2 66662/ ?rs?»adAUss^ssn, cL nao^t Äsm ^un- 

so?r» ÄST» vsT's-nrgtsn ^ommtss-onsn cl-s /na§2 5o?rs ^n2s2?rs 

nun rn 72ö'/rs ckss undsärns? no-L^sn Fs^-naAss au/Asn^Msn 

wsncLsn so22.

2)is ^ommtssLonsn sn?k2önsn sko?r Zrrsnmrt »tnvsns tan- 

Äsn unÄ sstssn 72-s2 26 c!sn aussononcLsn-2ro/rsn ^usAads-n 

m2O 2 66662/ tns ^au/)vdu<L§s^ sin.

Xu/ sinsn XntnaA ck»s nsi-ssnÄsn osns?rmkc/en Äks

^ommkssronsn nunms/rn ckas .ossam^s //aup-LuÄ.y»^ cksn von 

2-rnsn dsso-'r/osssnsn XdancksnunAsn unÄ »vr/>/s/»2sn Ässssn 

Xnna/»7?rs ckuno^r Äsn Ssms-nÄsncr^.

^o?r2uss Äsn AL^suns 2 r/?in nao?rts



Bericht
über die

Grmejnderatsjltzung vom 1. Äpnl 1912,
nachmittags 3 Uhr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
dem Vorsitze des Bürgermeisters Verkenheier, die Beige
ordneten Walkowinski, Haas, Roth sowie die Mitglieder: 
Cailloux, Denz, Ioh. Franck, Fran(wis, Müller, Nou- 
viaire, Pfanschilling, Reuter, Richard, Röchling, Salomon, 
Steimetz, Schiltz, Christian, Goedert, Dr. Medernach.

Mit Entschuldigung fehlten die Mitglieder: Wehr
mann, H. Frank.

Ohne Entschuldigung fehlten die Mitglieder: Dr. 
Kuborn, Zimmer.

Schriftführer: Obersekretär Klam und Sekretär Hom- 
bourger.

Tagesordnung:
1) Prüfung der Jahresrechnung.
2) Feststellung des Ergänzungsbudgets 1911 und des 

Hauptbudgets 1912.
3) Allgemeine Ermächtigung des Bürgermeisters zum 

Abschluß von Verträgen.
4) Niederschlagung eines Schulgeldbetrages.
5) Gewährung eines Ehrenpreises für die Ausstellung 

des Eigentümervereins in Straßburg.
6) Gewährung einer Entschädigung für Halbtags- 

unterricht.
7) Gesuch des Vereins für Gesundheitspflege um Nie

derschlagung von Wassergeld.
8) Naturalisationsantrag.
9) Antrag auf Aufhebung des Gemeinderatsbeschlusses 

über Erhöhung der Kehrkosten.
10) Bau eines Earnisonverwaltüngsgebäudes.
11) Mitteilungen.

1. Prüfung der Iahresrechnung.
Die Jahresrechnung pro 1910 weist folgenden Abschluß 

auf:

Abschluß.

Die Ist- Einnahmen betragen 
Die Ist- Ausgaben betragen

Mithin Bestand (Vorschuß)
Bei der Büdgetmäßigen Verw. 
hinzu die Einnahmercstc

Summe 
ab die Ausgabercste
ergibt einen Uebcrschuß von 
Davon ab der eiserne 
Betriebsfonds mit
Bleibt Ueberschuß für 1910

Büdgetmüßige 
Betrüge.

Außerbudgct- 
müßige Betrüge.

1125121,78
1036812,56

29425,92
14146,28

88309,22 15279,64

355851,18

444160,40

443460,26

700,14

700,14

Namens der mit Prüfung der Jahresrechnung beauf
tragten Kommission erstattet Mitglied Nouviaire den Be
richt und verliest die Prüfungsbemerkungen.

Nachdem der Vorsitzende sich zu den einzelnen Bemer
kungen geäußert hatte, entfernte er sich aus dem Sitzungs
saals. Der Eemeinderat übertrug alsdann gemäß K 68 
Abs. 2 der Gemeinde-Ordnung den Vorsitz an Mitglied 
Röchling. Dieser beantragt, nachdem seitens des Bericht
erstatters Mitglied Nouviaire die Erklärung abgegeben 
worden war, daß Einwendungen gegen die Jahresrechnung 
nicht zu erheben seien, der Verwaltung Entlastung zu er
teilen.

Der Eemeinderat faßt alsdann einstimmig 
folgenden Beschluß:

Gegen die Rechnungen und die vorgekommenen Kre
dit Überschreitungen werden keine Einwen
dungen erhoben.

2. Feststellung des Ergänzungsbudgets 1911 und 
des Hauptbudgets 1912.

Der Vorsitzende führt aus, daß die vereinigten 
Kommissionen eine eingehende Beratung des Ergän» 
zungs- und Hauptbudgets vorgenommen und 
hierbei den Wunsch geäußert haben, die zur Valancierung 
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des Ergänzungsbudgets aufzunehmen.de Anleihe 
auf den unbedingt notwendigen Betrag einzuschränken. 
Die Anleihe müßte nach Ansicht der Verwaltung mindestens 
850 000 4t betragen, jedoch sei die Einsetzung weiterer 
20000 4t notwendig, die für unvorhergesehene Fälle verwen
det werden. Insgesamt seien also als Anleihe 870 000 -K 
ins Ergänzungsbudget einzutragen. Nachdem eine kurze De
batte über den evtl. geeigneten Zeitpunkt zur Aufnahme 
der Anleihe stattgefunden hatte, schloß sich der Eemein
derat dem von den vereinigten Kommissionen geäußer
ten Wunsche auf Reorganisation des Spar
kasse n d i e n st e s einstimmig an und beauftragt 
die Verwaltung, dem Sparkassenvorftand diesen Wunsch 
nachdrücklichst zu übermitteln.

Der Eemeinderat heißt die von den vereinig
ten Kommissionen befürwortete Herabsetzung der Pos. 2 I 
Abt. II der außerordenl. Einnahmen von 19 000 4t auf 
9900 4t gut und billigt den teilweise» Ausbau von Bär
ger st e i g e n in der Neustadt auf Kosten der Ver
waltung ohne Beitragsleistung der Angrenzer. Aus die
sem Grunde wird auch die Streichung der unter Tit. 2 II 
Abt. II bei außerordentl. Einnahmen eingesetzten 6000 4t 
genehmigt.

Entsprechend den Vorschlägen der vereinigten Kom
missionen bewilligt der Gemeinde rat

die Ermäßigung des Tit. 29o Abt. II außerordentl. 
Ausgaben von 800 41 auf 60 4t;

die Ermäßigung des T i t. 31v Abt. II außerordentl. 
Ausgaben von 34 400 auf 25 650 4t.

Tit. 32 Ab t. II außerordentl. Ausgaben wird vorläu
fig in Höhe von 279 000 -4t belassen, die evtl. Ermäßigung 
des Postens soll bei Beratung des endgültigen Projekts 
über Errichtung eines neuen Elementarschulhauses ins 
Auge gefaßt werden.

Titel 40b, Abt. II außerord. Ausgaben wird von 
1175 4t auf 686,80 4t ermäßigt.

Entgegen dem Kommissionsvorschlag, bei Titel 4 
A b t. II außerordentl. Einnahmen 850 000 4t als Anleihe 
vorzufehen, setzt der Eemeinderat, um unvorherge
sehenen Fällen vorzubeugen, den Anleihebetrag auf 870 000 
4t fest.

Hiernach würde das Ergänzungsbiidget folgenden Ab
schluß aufweisen:
Summe der Einnahmen 938 516,59 4t
Summe der Ausgaben 918 319,18 4t

Ueberschuß der Einnahmen 20 197,41 -R
Auf Antrag des Vorsitzenden nahm der Eemein

derat dasErgänzungsbudget mit vorstehendem 
Abschluß insgesamt an.

Hierauf wurde in die Beratung des Hauptbud
gets eingetreten.

Bei Titel 26 der Einnahmen führt der Vorsitzende 
aus, daß seitens des Hausbesitzervereins ein Antrag auf 
Rückgängigmachung des Eemeinderatsbeschlusses von, 22. 
Februar betr. Erhebung einer erhöhten Straßen- 
reinigungsgebllhr, bezw. Einführung einer Müll
abfuhrgebühr, eingereicht worden sei. Er bittet den 
eingesetzten Betrag von 30 000 4t entsprechend dem Vorschlag 
der vereinigten Kommission zu belassen und dem Hausbe
sitzerverein evtl. anheimzustellen, seinen Antrag im näch
sten Jahre zu erneuern.

Der Eemeinderat hält den Posten aufrecht.
Bei Tit. 35 der Einnahmen haben die vereinigten 

Kommissionen die E r h e b u n'g eines Schulgeldes 
von E l ein en t ar s ch ii l e r n und Schülerinnen in Höhe 

'von 6 4t pro Jahr mit der Maßgabe empfohlen, daß nur 
solche Eltern zur Zahlung herangezogen werden sollen, de
ren Eesamtverdienst pro Jahr 1500 -1t und mehr beträgr. 
Außerdem soll von je drei Schulbesuchern einer Familie 
einer Schulgeldfreiheit genießen.

Der Eemeinderat erhebt den Kommissionsvor- 
schlag zum Beschluß und setzt bei Titel 35 einen Betrag 
von 4000 4t ein.

Bei Abt. II außordentl. Einnahmen regt Mitglied 
Goedert die Nutzbarmachung des Flügels des Stadthauses 
an, in dem die Stadtkasse untergebracht ist. Der Vorsitzende 
erwidert, daß dieser Frage evtl. demnächst bei Beratung 
über die Verpachtung eines Teiles des alten Rathauses zur 
Einrichtung eines Kinematographen näher getreten würde.

Der Eemeinderat setzte hierauf
die außerordentl. Einnahmen des Hauptbud

gets auf 146 700,— 4r
die ordentl. Einnahmen des Hauptbudgets

auf ' 512 825,87 41

Die Summe aller Einnahmen auf 659 525,87 4l.
fest und hieß diesen Teil des Hauptbudgets 
insgesamt gut.

Bei Beratung der Ausgaben des Hauptbud
gets wurden folgende Anregungen gemacht und Aen
derungen der Ansätze beschlossen.

Bei Titel 4b tritt eine Erhöhung von 120 -R ein, 
durch Bewilligung einer Gehaltszulage von 10 4t pro Mo
nat an den Kanzleigehülfen Wegel. Die Position wird 
demnach auf den Betrag von 3164,96 4t festgesetzt.

Bei Titel 6<- werden dem Bauboten Masson monat
lich 10 4t Zulage gewährt , wodurch die Position von 
21 644,42 4t auf 21 764,12 4t erhöht wird.

Titel 6<I wird um 240 4t erhöht, damit das Einkom
men der Wegewärter in Zukunft auf 100 4t pro Monat nor
miert werden kann und diese den Kanalarbeitern gleich ge
stellt sind. Der Verdienst der übrigen städt. Arbeiter, die 
im Tagelohn stehen, soll von 3,20 -,1t auf 3,40 4t, während 
der Arbeiter-Stundenlohn von 34 auf 35 Z erhöht wird.

Titel 94 wird um 250 -,1t ermäßigt und auf 750 4t 
festgesetzt. Entsprechend dieser Ermäßigung sollen den Ge- 
meinderatsmitgliedern die bisher in duplo zugestellten 
Sitzungsberichte nur noch einfach übermittelt 
und die Auflage von 100 auf 70 Exemplare eingeschränkt 
werden, falls dadurch eine wesentliche Ersparnis gemacht 
werden kann. Entgegen dem Vorschläge der vereinig
ten Kommissionen, diese Berichte unter die hiesigen Drucke
reien a u s z u s ch r e i b e n, und bei Vergebung derselben 
den Mindestfordernden zu berücksichtigen, beschließt der Ge - 
meinderat der Verwaltung es zu überlassen diele 
Drucksachen nach eigenem Ermessen zu vergeben.

Bei Titel 19 haben die vereinigten Kommissionen 
die Erhöhung des Polizeietats um 3 Schutzleute empfohlen 
und gleichzeitig die Beschaffung von 2 Polizeihunden ange- 
regt. Der Eemeinderat erhebt den Kommissionsvor
schlag zum Beschluß und erhöht die Position 19 von 24 950 
auf 30 000 -1t. Für Beschaffung von 2 Polizeihunden sind 
je 200 4t bestimmt.

Bei T i t. 22 wird der eingesetzte Kredit von 750 4t 
auf 800 4t erhöht. Diese Erhöhung wird durch die von den 
vereinigten Kommission empfohlene und vom Eemein
derat genehmigte Einrichtung einer Polizeiwache 
im alten Oktroibllro an der Hapingerstraße in Beauregard 
bedingt.

Bei T i t. 46, 47, 48, 49 haben die vereinigten Kom
missionen dem Gemeinderat vorgeschlagen, eine Aufbes - 

aufzunehmen.de
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serung der Lehrergehälter in der Weise vor- 
zunehmen, daß allen Lehrpersonen mit Rückwirkung vom 1. 
April d. Js. ab eine Gehaltszulage von je 10G -N bewil
ligt wird. Der Vorsitzende wiederholt seine bei der Kom- 
missionsberatung gemachten Ausführungen und erläutert, 
daß eine neuerdings den Eemeinderatsmitgliedern von den 
Lehrpersonen übermittelte vergleichende Aufstellung über 
die Lehrergehälter in Metz und in Diedenhofen, obschon mit 
dem Wortlaute der Metzer Bestimmungen nicht überein
stimmend, in der Praxis zur Durchführung komme, weil die 
Stadt Metz die besten Kräfte aus der Lehrerschaft für ihre 
Schulen in Anspruch nähme und erheblich stärkere Ansprüche 
stelle als dies bisher in Diedenhofen der Fall war. Eine 
Besserstellung der Gehälter in Metz sei daher wohl begrün
det; die Stadt Diedenhofen wolle jedoch ihrerseits im Rah
men ihrer Verhältnisse eine Lehrergehaltsordnung schaffen, 
mit welcher die Lehrpersonen zufrieden sein können. Um zu 
diesem Zwecke zu gelangen, erscheine es empfehlenswert, 
die Verabschiedung des dem Landtag z. Zt. vorliegenden 
Lehrerbesoldungsgesetzes abzuwarten und alsdann durch 
Gewährung gewisser, gleichmäßiger Zulagen zu den staat
lichen Gehaltssätzen eine neue Lehrergehaltsordnung zu 
schaffen. Sodann kommt der Vorsitzende auf verschiedene 
Presseartikel zu sprechen, die der Verwaltung den Vorrvurf 
der Kurzsichtigkeit machten, weil sie ihre tüchtige Lehrer
schaft nicht genügend dotierte, wodurch die besten Kräfte 
abwanderten, so sei Herr Hauptlehrer Saur im Begriffe 
nach Montigny adzuwandern. Er weist diesen Vorwurf 
zurück und gibt bekannt, daß Herr Lehrer Saur ihm ver
sprochen habe hier zu bleiben, da er die Stadt ungern ver
lasse und bei einer kleinen Verbesserung der Gehaltsscala, 
die beabsichtigt sei, seine Existenz hier günstiger sei wie in 
Montigny. Alsdann empfiehlt er dem Gemeinderat die 
Annahme folgenden Antrages:

„Unter Ablehnung des Vorschlages der vereinigten 
Kommissionen, den Lehrpersonen mit Rückwirkung vom 1. 
April d. Js. ab auf ihre Gehälter eine Zulage von je 100 
M zu gewähren, beschließt der Gemeinderat im Prinzip mit 
einer Gehaltsaufbesserung der Lehrerschaft einverstanden zu 
sein. Ueber die zu gewährenden Zulagen soll der Gemein- 
derat erst eine Entscheidung treffen, nachdem die dem Land
tag vorliegende Lehrerbesoldungsvorlage, die bei der Fest
setzung der neuen Diedenhofener Gehaltsordnung Berück 
sichtigung finden solle, verabschiedet worden ist. Die neu« 
Besoldungsvorlage soll mit Rückwirkung vom 1. April 1912 
in Kraft treten."

Der Gemeinderat erklärt sich hiermit einstim - 
mig einverstanden und beschließt, daß die ursprüng
lich in den Budgetentwurf aufgenommenen Positionen un- 
erhöht im Ansatz bleiben sollen.

Bei Titel 49 wird der ursprünglich eingesetzte Be
trag von 20 126,64 um 100 -N erhöht. Die Erhöhung ist 
durch die Anrechnung auf das Besoldungsdienstalter für 
zwei von Lehrerin Frl. Eyles im Auslande verbrachte 
Dienstjahre bedingt, welche vom Gemeinderat nach Kom- 
missionsvorschlag genehmigt werden.

Bei Titel 61 werden dem israelitischen Religions- 
lehrer Kohn, wie von den vereinigten Kommissionen vorge
schlagen, 200 Wohnungsentschädigung mehr bewilligt 
und die Position auf 600 -N erhöht.

Bei Kapitel 7, Kultus, stellt Mitglied Müller die 
Anfrage, wann die von den Vikaren der kathol. Kirchenge
meinden gestellten Anträge auf Gewährung einer städt. Ge
haltszulage, die bei der Budgetberatung zur Verhandlung 
kommen sollten, beraten würden. Der Vorsitzende erwidert, 
daß dies in einer demnächstigen Sitzung geschehen würde 
und bittet den Eemeinderat hierzu sein Einverständnis zu 

erteilen. Der Gemeinderat erklärt sich einverstanden.
Bei Tit. 65a streicht der Gemeinderat gemäß 

Kommissionsvorschlag den dem Ortsarmenverband 
gewährten städt. Zuschuß von 3500 und ermäßigt den 
Titel auf 49 welcher Betrag dem Ortsarmenverband 
durch ein Legat zugewendet worden ist.

Bei Titel 67 genehmigt der Gemeinderat die 
Streichung des dem Spital gewährten städt. Zu
schusses von 2500 ^tl, weil sich die finanziellen Verhältnisse 
des Spitals gebessert haben.

Bei Titel 94 haben die vereinigten Kommissionen 
dein Eemeinderat empfohlen, ein aus der Aufführung 
französischer Vorstellungen im Stadttheater 
hierselbst entstandenes Defizit von 986 -N auf städt. 
Mittel zu übernehmen und dieses Defizit aus Ersparnissen 
aus dem Theaterfonds zu decken.

Der Vorsitzende beantragt die Uebernahme des Defizits 
abzulehnen, da die Kommission für die Veranstaltung fran
zösischer Vorstellungen es unterlassen habe, sofort nach Ent
stehen des ersten Defizits an die Stadtverwaltung heran 
zutreten, die dann Mittel und Wege gefunden hätte, das 
heutige Minus einzuschränken. Aus Eemeinderatskreisen 
wird die Kommission in Schutz genommen und ein schuld- 
haftes Vorgehen in Abrede gestellt. Beigeordneter Haas 
spricht sich für Deckung des Defizits aus und beantragt 
ferner die Erhöhung der budgetmäßig vorgesehenen 
Theatersubvention um 1000 M. Nachdem seitens des Vor
sitzenden und einiger Mitglieder im Hinblick auf die ent
standene Unterbilanz das Bedürfnis zur Einschrän
kung der Anzahl der Theatervorstellungen festgeftellt, 
andererseits dieses Bedürfnis bestritten worden war, be
schloß der Eemeinderat die Deckung des De
fizits von 986 M auf städt. Mittel zu übernehmen; ent
gegen der Anregung der vereinigten Kommissionen, das 
Defizit aus Ersparnissen an der Theatersubvention zu 
decken, sprach sich der Eemeinderat für Einsetzung ins Bud
get aus und beauftragt die Verwaltung nach Prüfung der 
das Minus nachweisenden Beläge, den Betrag auszu- 
zahlen.

Auf Antrag des Beigeordneten Haas wurde die 
Theatersubvention um 1000 Ul erhöht, die für deutsche 
Theatervorstellungen oder Beschaffung von Theatergegen
ständen evtl. Verwendung finden sollen.

Auf Antrag des Mitgliedes Richard wurde eine 
weitere Erhöhung von 500 4l bewilligt, die zur 
Subventionierung französischer Theatergesellschaften evtl. 
zu verausgaben sind. Die eingesetzte Position von 4420 Zl 
erhöht sich somit auf 5920 Zl. Außerdem werden 986 -N 
zur Deckung des Defizits der französischen Vorstellungen be
sonders eingesetzt.

Bei T i t e l 16 Abt. Il der außerordentlichen Ausgaben 
ermäßigt der Eemeinderat den zur Verzinsung der 
neuen Anleihe eingesetzten Betrag von 16 332 oN auf 10 000 
lü, da die Anleihe nicht in der ursprünglich beabsichtigten 
Höhe ausgenommen wird.

Nach den vom Eemeinderat beschlossenen Abänderungen 
stellen sich 
die außerordentl. Ausgaben auf 183 851,18 M
die ordentl. Ausgaben auf 458 498,62 -N

Summa aller Ausgaben auf 642 349,80 -N
Der Abschluß des Hauptbudget stellt sich nunmehr wie 

folgt: 
Gesamtsumme der Einnahmen 
Gesamtsumme der Ausgaben

659 525,87 -N
642 349,80 -N

Ueberschuß der Einnahmen 17 176,07 .N
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Auf Antrag des Vorsitzenden nahm als
dann der E e m e i nd e r a t das Hauptbudget mit 
den beschlossenen Aenderungen insgesamt an.

3. Allgemeine Ermächtigung des Bürgermeisters 
zum Abschluß von Verträgen.

Der Bürgermeister beantragt, der Eemeinderat möge 
wie in den Vorjahren auch für das Rechnungsjahr 1912 ihn 
ermächtigen, nachbezeichnete Angelegenheiten in eigener 
Zuständigkeit zu erledigen:

1) Verpachtung der Erasnutzungen und der sonstigen 
Nutzungen an den der Stadt gehörigen Grundstücken.

2) Verpachtung von Lagerplätzen und dergl. auf freiem 
städt. Eigentume.

3) Verkauf des Obstes und der sonstigen Nutzungen an 
Straßen.

4) Verpachtung der Kirmesplätze (freihändig oder 
öffentlich).

5) Vergebung der Lieferung der Straßenunterhal- 
tungsmater.ialien.

6) Verkauf des Holzes aus dem Walde, sowie des sonsti
gen anfallenden Holzes, ferner von alten Materialien und 
Abfällen aller Art.

7) Vergebung der Kohlenlieferung. -
8) Kündigung und Erneuerung bestehender Verträge 

einschl. etwaiger Nachtragsverträge.
9) Freihändige Vergebung in engerer Submission von 

Eemeindearbeiten und Lieferungen, deren Wert 1000 -N 
nicht übersteigt und für welche ein Kredit vom Eemeinde
rat bewilligt ist.

10) Abschluß von Verträgen betreffend Versicherung 
des Eemeindeeigentums gegen Feuerschaden.

Der Eemeinderat beschließt diesem An
träge entspreche nd.

4 Niederschlagung eines Schulgeldbetrages.
Der bei Schlossermeister Deinert in Beauregard in der 

Lehre stehende Fritz Ladke hat die Fortbildungsschule be
sucht und ist aus derselben gewiesen worden, weil er als 
Abgangsschüler der Mittelschule zum Besuche der Fortbil
dungsschule nicht verpflichtet war. Ladke war in der Schul- 
geldhebervlle ausgenommen und ist Deinert zur Zahlung 
eines Echulgeldbetrages von 4 -1t aufgefordert worden. 
Die Niederschlagung dieses Betrages wird beantragt mit 
Rücksicht darauf, daß Ladke nur 2 oder 3 mal an dem Fort- 
bildungsschulunterricht teilgenommen hat.

Der Gemeinderat auf Antrag des Vorsitzenden 
beschließt die Ni e d e r s ch l a g u n g des bezeichneten Be
trages.

5. Gewährung eines Ehrenpreises für die 
Ausstellung des Eigentümervereins in Straßburg.

Der Hauseigentümerverein Straßbuvg veranstaltet vom 
4. bis 27. Mai d. Is. in Straßburg eine Ausstellung von 
Bedarfsartikeln für den städt. Hausbesitz und hat mit Rück
sicht auf die Bedeutung der geplanten Ausstellung gebeten, 
die Veranstaltung durch Gewährung von Ehrenpreisen zu 
unterstützen.

Der Eemeinderat beschließt auf Antrag des 
Mitgliedes Röchling von der Gewährung von Ehren
preisen abzusehen.

6. Gewährung einer Entschädigung für 
Halbtagsunterricht.

Der Lehrer Hees in Eentringen ist vom 16. Februar 
bis 13. März d. Is. erkrankt gewesen und hat während die

ser Zeit der Lehrer Herbeth in Eentringen Halbtagsunter
richt erteilt. Letzterer bittet um Gewährung von Vertre- 
tungskosten.

Der Eemeinderat bewilligt dem Lehrer Her
beth für Vertretung des erkrankten Lehrers Hees eine 
einmalige Vergütung in Höhe von 40
7. Gesuch des Vereins für Gesundheitspflege um 

Niederschlagung von Wassergeld.
Der Verein für Gesundheitspflege schuldet der Stadt 

für im Jahre 1911 geliefertes Wasser einen Betrag von 
insgesamt 189,80 -N, um dessen Niederschlagung er im Hin
blick auf seine gemeinnützigen Bestrebungen gebeten hat.

Der Vorsitzende empfiehlt dem gestellten Niederschla- 
gungsantrage wie in den Vorjahren zu entsprechen.

Der Eemeinderat bewilligt die erbetene Nie
derschlagung des Betrages von 189,80 -N und zwar 
unter der Voraussetzung, daß an arme Volksschüler Era- 
tisbäder verabreicht und für die Arbeiter und Hand
werker Preisermäßigungen zugestanden werden. 
Ferner wünscht der Eemeinderat, daß eines seiner Mit
glieder in den Aufsichtsrat des Vereins für Gesundheits
pflege ausgenommen wird und bringt hierfür Mitglied 
Schiltz in Vorschlag. Der bisherige Ausnahmepreis für 
Wasserverbrauch von 10 Pfg. pro cbm. wird beibehalten.

8 Naturalisationsantrag.
Der Uhrmacher Emil, Jakob, Heinrich, Servatius To

bias geb. am 20. November 1876 zu Arlon in Belgien, ver
heiratet mit Wilhelmine geb. Foerster, hat Naturalisation 
beantragt. Derselbe besitzt die belgische Staatsangehörig
keit durch Abstammung. Er hält sich seit dem Jahre 1894 
ununterbrochen in Deutschland und zwar seit November 
1905 in Diedenhofen auf, wo er selbstständig als Uhrma
cher und Eoldwarenhändler ansäßig ist. Mit Rücksicht 
darauf, daß gegen Tobias Nachteiliges nicht verlautet rst 
und derselbe für seinen und seiner Familie Unterhalt auf- 
zukommen vermag, empfiehlt der Berichterstatter, Beige
ordneter Haas, die in 8 des Staatsangehörigkeitsgesetzes 
gestellten Fragen zu bejahen und die Naturalisation des 
Tobias .warm zu befürworten.

Der Eemeinderat schließt sich diesem Anträge an 
und erhebt denselben zum B e s ch l u ße.
9. Antrag aus Aufhebung desGemeinderatsbeschlusses 

über Erhöhung der Mehrkosten.
In einer Generalversammlung des Hausbesitzervereins 

am 27. Februar d. Is. wurde nachbezeichnete Resolution ge
faßt, die dem Eemeinderat mittelst Antrag vom 15. März 
zur Annahme vorgelegt wird:

„Die Versammlung des Diedenhofener Hauseigen- 
„tümer-Vereins beschließt an den Eemeinderat das Er
suchen zu richten, gefälligst den jetzigen Beschluß betr. 
„Erhöhung der Kehrkosten aufzuheben und einen neuen 
„diesbezügl. Beschluß herbeizuführen, wonach diese Kosten 
„auf die Allgemeinheit verteilt werden."

Der Vorsitzende führt aus, daß die Erhöhung der Kehr
kosten bei Festsetzung der Steuerzuschläge in der Gemeinde- 
ratssitzung am 4. Dezember bereits im Prinzip und in der 
Sitzung vom 22. Februar d. Is. endgültig genehmigt wor- 
denRst und die aus dieser Erhöhung erwarteten Einnahmen 
zur Belancierung des Hauptbudgets Verwendung gefunden 
hätten und auch dringend notwendig seien. Er bean
tragt die an den Eemeinderat gerichtete Resolution für 
das laufende Jahr ablehnend zu bescheiden.

Der Eemeinderat schließt sich diesem Anträge 
mit großer Mehrheit an.
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10. Bau eines Garnisonverwaltungsgebäudes.
Seitens der Earnisonverwaltung ist an die Stadtverwal

tung die Anfrage gerichtet worden, unter welchen Bedin
gungen dieselbe bereit sei, ein zur Unterbringung der Ge
schäftsräume der Earnisonverwaltung bestimmtes Dienstge
bäude mit Wohnungen für den Verwaltungsvorstand und 
einen Kasernenwärter auf städt. Gelände zu erbauen und 
der Militärverwaltung mietsweise zu überlassen. In ihrem 
Anträge erklärt sich die Garnisonverwaltung bereit die 
nachweislich entstehenden Kosten des Erunderwerbs mit 
4 '-L und den ebenfalls nachzuweisenden Bauaufwand für 
das Gebäude mit 6 A zu verzinsen. Einem Kostenüber- 
schlag des Stadtbauamtes entsprechend würde für das be
zeichnete Gebäude eine Bausumme von rund 50 000 ^tl aus
gewendet werden müssen.

Nach einer kurzen Debatte beschließt der Ge
rn sind er at auf Antrag des Mitgliedes Röch- 
ling unter Ablehnung eines Kommissionsvorschla- 
ges, wonach das Dienstgebäude gegen 4j^ Verzinsung des 
Grunderwerbkapitals und 7z^ Verzinsung des Baukapitals 
errichtet werden sollte, mit Rücksicht auf die ungünstige 
Finanzlage der Stadt die Erbauung des Dienstgebäudes 
durch die Stadt abzulehnen.

11. Mitteilungen.
aj Der Verband für Kanalisierung der Mosel und Saar 

übersendet einen Abdruck des Berichts der Budgetkommis
sion des Hauses der Abgeordneten , aus welchem hervorgehk, 
daß eine im verflossenen Jahre von der 19. Reichstagskmv- 
mission vorgenommene Vereisung des Moselgebiets der Be
sichtigung industrieller Werke und nicht der Moselkanalr- 
sierung gegolten habe. Hiermit dürfte die s. Zt. an den 
Verband der Kanalisierung der Mosel pp. gerichtete Be
schwerde wegen Umgehung der Stadt Diedenhofen ihre Er
ledigung gefunden haben.

b) Der Vorsitzende erklärt von dem Verband für Ka
nalisierung der Mosel und der Saar, in den Vorstand ge
wählt worden zu sein.

c) Der Viehversicherungsverein Diedenhofen dankt für 
die vom Gemeinderat bewilligte Zuwendung von 100 </4.

d) Die durch die Militärverwaltung angefochtene 
Entscheidung des Landgerichts Metz in Sachen der Oktror- 
besteuerung von Streuhstroh pp. ist durch Urteil des Ober
landesgerichts in Colmar koftenfällig verworfen worden.

e) Vom 5. bis 8. Mai findet in Berlin der 2. interna
tionale Hausbesitzerkongreß statt.

f) Nach einer Zuschrift des Bürgermeisters Große in 
Monhofen verzichtet der dortige Gemeinderat darauf, mit 
der Stadtverwaltung Diedenhofen in Eingemein- 
dungsverhandlungen zu treten.

g) Oberst Freyer dankt für Bewilligung eines Zu
schusses von 300 Ul zur Beschaffung eines Ehrengeschenkes 
für den Obermusikmeister Nitsche.

h) Einer Mitteilung der Agwea entsprechend ist das 
Gaswerk in Diedenhofen von dem Elektrizitätswerk ge
trennt worden. Direktor des ersteren ist Herr Grothe, dem 
Letzteren steht Herr Ingenieur Schuster vor.

i) Das Ksl. Ministerium in Straßburg lädt die inte
ressierten Stadtverwaltungen und sonstigen Interessenten zu 
einer erneuten Besprechung über die Kanalisierung der Mo
sel von Metz bis Diedenhofen auf den 22. April d. Js. ern.

Der Gemeinderat beauftragt den Vorsitzen
den sowie den Beigeordneten Walkowinski an der 
frgl. Besprechung teilzunehmen.

j) Einer Verfügung des Oberschulrats vom 29. März 
c. entsprechend, besteht die Absicht die durch Abgang von 
Frl. Dr. Wanda Braun freigewordene Stelle der Leiterin 
der höh. Mädchenschule in Diedenhofen durch die derzeitige 
Vorsteherin der städt. höheren Mädchenschule in Markirch, 
Frl. Klara Döring, zu besetzen. Der Vorsitzende teilt mit, 
daß eine akademisch gebildete Lehrerin sich für den ausge
schriebenen freien Posten nicht gemeldet habe und daher 
wohl auf die als sehr geeignet bezeichnete Frl. Döring zu- 
rllckgegriffen werden müsse. Er teilt ferner mit, daß er 
dem Oberschulrat das evtl. Gehalt für Frl. Döring auf 
den Betrag von 2500 steigend in 6 gleichmäßigen dreij. 
Steigungen von je 250 -N bis zu 4000 -N normiert habe, 
und daß die Absicht bestehe Frl. Döring evtl. 6 ihrer aus
wärts zugebrachten Dienstjahre in Diedenhofen anzurech- 
nen, sodass derselben sofort zum Grundgehalt von 2500 -N 
2 Steigungen n 250 ^ll hinzugerechnet werden würden. Er 
bittet die gemachten Zusicherungen zu billigen.

Der Gemeinderat faßt einen entsprechen
den Beschluß.

k) Die mit der „La Houve" Gesellschaft geführten Ver
handlungen zwecks Lieferungen der zum Betriebe des städt. 
Wasserpumpwerkes bei Monhofen notwen
digen elektrischen Energie haben nunmehr zu einer Offerte 
der Bau- und Betriebsabteilung der Lothr. Eisenbahn Ak
tiengesellschaft geführt, welche als Großabnehmerin der 
„La Houve" Gesellschaft austritt. Hiernach bietet die betr. 
Gesellschaft der Stadt zum Betriebe des städt. M-asserpump- 
werkes elektrische Energie an bei Entnahme von 1—20000 
Kilowattstunden zum Preise von 12 Pfg. pro Klwst., bei 
allen Entnahmen darüber zum Preise von 5 Pfg. pro Klwst. 
Da dieses Angebot ungünstiger ist als das der Agwea, 
beschließt der Gemeinde rat, auf Antrag des 
Vorsitzenden, die Verwaltung zu beauftragen, die unter
brochenen Verhandlungen mit der Agwea wieder aufzuneh-. 
men und durchzuführen.

Mnß-deEtzMw 7z Uhr.



Kericht
über die

Gemeinderatsschung vom 6. April 1912,
nachmittags 3 Uhr.

Anwesend unter dem Vorsitze des Herrn Bürgermeisters 
Berkenheier die Beigeordneten Walkowinski, Haas und 
Roth, sowie die Mitglieder Christian, Denz, Franck Joh., 
Frank Heinr., Eoedert, Nouviaire, Röchling, Salomon, 
Schiltz, Steimetz.

Entschuldigt: Fran^ois, Dr. Medernach, Pfanschilling.
Abwesend: Cailloux, Dr. Kuborn, Müller, Reuter, 

Richard, Wehrmann.
Schriftführer Obersekretär Klam und Sekretär Hom- 

bourger.
Tagesordnung:

l. Begutachtung der Jahresrechnungen des Bürgerspi
tals und des Armenrats.

2. Festsetzung der Ergänzungs- und Hauptbudgets des 
Bürgerspitals und des Armenrats.

3. Löschung einer Hypothek.
4. Mitteilungen.
Dem Eintritt in die Tagesordnung geht die Beratung 

eines geheimen Punktes voraus. (S. Eeheimpro- 
tokollbuch).

1. Begutachtung der Iahresrechnung des 
Bürgerspitals und des Armenrats.

Die Jahresrechnung des Bürgerspitals
pro 1910 weist folgenden Abschluß auf: 

Abschluß

Die Ist-Einnahmen betragen
Die Ist-Ausgaben betragen

Budgetmäßige 
Beträge 

136713,24 -ll 
119863,46 „

Mithin Bestand 
hinzu die Einnahmereste

16849,78 -ll
1661,53 „

Ab die Ausgabereste
Summe 18511,31 -ll

3968,63 „

ergibt sich für das Rechnungsjahr 1910 ein
reiner Ueberschuß von 14542,68 .ll
Der Vorsitzende verliest den Bericht der vom Verwal- 

tungsrat ernannten Kommission zur Prüfung der Jahres
rechnung des Bürgerspitals, nach welchem Beanstandungen 
gegen dieselbe nicht erhoben worden sind und bittet den Ee
meinderat dem von der Prüfungskommission gestellten An
träge auf zustimmende Begutachtung beizutreten.

Der Eemeinderat erhebt gegen die vÄgelegte 
Jahresrechnung keine Einwendungen und begut
achtet dieselbe zustimmend.

b) Die Jahresrechnung des Armenrats 
pro 1910 weist folgenden Abschluß auf:

Abschluß
die Ist-Einnahmen betragen 
die Ist-Ausgaben betragen

28667,44 -ll
22163,99 -4t

Mithin Bestand 6503,45 -ll
Hierzu die Einnahme-Reste 89,90

ergibt sich chsir das Rechnungsjahr 1910 ein
reiner Überschuß von 6593,35 -ll

Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, da von der 
mit Prüfung der Jahresrechnung beauftragten Kommission 
Einwendungen nicht erhoben worden sind, um zustimmende 
Begutachtung derselben.

Der Eemeinderat faßte einen entsprechen
den Beschluß.

2. Festsetzung der Ergänzungs- und Hauptbudgets 
des Bürgerspitals und des Armenrats.

a) Ergänzungs- und Hauptbudget des 
Bürgerspitals.

Das Ergänzungsbudget des Bürgerspitals pro 
1911 schließt ab
in Einnahmen mit 19679,86 -4t
in Ausgaben mit 4175,64 „ 

und weist einen Einnahmeüberschuß von 15504,22 -ll 
auf.

Der Eemeinderat beschließt entsprechend dem 
Anträge des Vorsitzenden gegen das Ergänzungsbudget des 
Bürgerspitals pro 1911 keine Einwendungen zu 
erheben.

Das Hauptbudget des Bürgerspitals pro 1912 
enthält
an ordentlichen Einnahmen 107526,20 .ll
an Natural Einnahmen 14500,00 „

Gesamtsumme der Einnahmen 122026,20 -ll
Es sind enthalten unter 
Ordentliche Ausgaben 100597,60 -/ll
Naturalausgaben 14500,00 „

Gesamtsumme der Ausgaben 115097,60 -ll

verbleibt ein Einnahmeüberschuß von 6928,60 -/ll
Der Vorsitzende trägt vor, daß das Hauptbudget des 

Bürgerspitals unter Berücksichtigung des Geschäftsverkehrs 
und der Frequenz des verflossenen Rechnungsjahres aufge
stellt worden ist und insbesondere den vom Eemeinderat ge
strichenen städt. Zuschuß von 2500 -ll pro Jahr nicht mehr 
enthält. Er hofft, daß das neue Geschäftsjahr ebenfalls 
einen günstigen Abschluß ermöglichen wird und bittet das 
Hauptbudget in der vorgelegten Aufstellung gutzuheißen.

Der Eemeinderat erhebt gegen das Hauptbudget 
des Bürgerspitals pro 1912 keine Einwendungen.

b) Ergänzungs- und Hauptbudget des 
A r m e n r a t s.

Das Ergänzungsbudget des Armenrats pro 
1911 weist
in Einnahmen 7264,15 -ll
in Ausgaben 240,22

auf und schließt mit einem Einnahme-Ueber- 
schuß von 7023,93 -ll
ab.

Der Vorsitzende bittet das Ergänzungsbudget pro 1911 
gutzuheißen.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend.

Das Hauptbudget des Armenrats pro 1912 stellt 
sich wie folgt zusammen:
Einnahmen 18598,12 -ll
Ausgaben 22098,12 -ll

Ausgabe-Ueberschuß 3500,— -ll
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Der Vorsitzende trägt vor, daß das vom Verwaltungs- 
rat des Armenrats aufgestellte Hauptbudget pro 1912 in 
Einnahmen und Ausgaben balanciert worden war und in
folge Streichung des bisherigen städt. Zuschusses von 3500 
-R pro Jahr nunmehr einen Ausgabeüberschuß von 3500 -R 
aufweist. Er bittet mit Rücksicht darauf, daß das Ergün- 
zungsbudget mit 7023,93 -R Einnahmeüberschuß abschließt 
und die Stadtverwaltung für etwaige Defizits des Armen
rats sowieso aufkommen muß, das Hauptbudget in seiner 
augenblicklichen Fassung gutzuheißen.

Der Eemeinderat faßt einen entsprechen
den Beschluß.

3. Löschllog einer Hypothek.
Der Bankbeamte Ludwig Star in Diedenhofen hat 

von den Eheleuten Zipp in St. Franz den von letzteren im 
Tauschwege von der Stadt erworbenen, auf die Parkstrahe 
stoßenden Bauplatz E im Baublock 42 gekauft. Am 29. 
Februar 1908 hat die Stadtverwaltung gegen die Eheleute 
Zipp auf den vorbezeichneten Bauplatz eine Sicherungshn- 
pothek über den Betrag von 3456 <R nämlich 1960 Rest
kaufpreis des Platzes, 696 M Vertragsstrafe für den Fall 
nicht rechtzeitiger Ueberbauung desselben und 800 An-, 
liegerkosten — eintragen lassen. Der Bauplatzinhaber Star 
hat die Löschung der Hypothekeneinschreibung der Stadt 
beantragt, da Kaufpreis und Anliegerkosten bezahlt, bezw. 
sichergestellt sind und die Ueberbauung des Platzes in An
griff genommen ist.

Der Vorsitzende empfiehlt die beantragte Löschung zu 
genehmigen, da die Stadt für ihre Forderungen gedeckt, 
bezw. gesichert ist und zur Erhebung der Vertragsstrafe kein 
Anlaß mehr vorliegt.

Der Eemeinderat w i l l i g t in die beantragte 
Löschung ein und ermächtigt die Verwaltung entspre
chende Erklärungen abzugeben.

4. Mitteilungen.
af Der Anteil der Gemeinde an der Reichswert- 

zuwachssteuer für das 4^ Vierteljahr 1911 beträgt 
nach Abzug der 5 A Einziehungskosten 2638,18 -R. Einem 
Ersuchen der Stadtverwaltung, die der Stadt zufallenden 
Neichswertzuwachssteueranteile in einem detaillierten Ver
zeichnisse nachzuweisen, ist vom Verkehrssteueramt im Hin
blick aus Z 63 des W.-Z.-St.-G. abgelehnt worden.

b) In einem Schreiben vom 1. April weist das Ge
neralkommando des XVI. Armeekorps in Metz darauf hin, 
daß das 3. Lothr. Jnf.-Regt. Nr. 135 am 1. April 25 Jahre 
in Diedenhofen in Garnison liegt. Das Generalkommando 
gibt seiner Freude und Genugtuung Ausdruck, daß die An
gehörigen des 135. Jnf.-Regts. sich in Diedenhofen wohl 
fühlen und zwischen der Stadt und dem Truppenteil stets 
gute Beziehungen geherrscht haben. Es wünscht, daß auch 
in Zukunft die guten freundschaftlichen Beziehungen be
stehen bleiben werden. Die Stadtverwaltung hat den Text 
dieses Schreibens durch die Presse der Bürgerschaft zur 
Kenntnis gebracht und dem Generalkommando in einem 
höflichen Schreiben geantwortet.

cf Der Entwurf zu einem Wasserlieferungs

vertrag mit der Gemeinde Monhofen ist nach vorläu
figer Genehmigung durch den Herrn Kreisdirektor bei der 
Stadtverwaltung wieder eingegangen. Seitens des Herrn 
Kreisdirektors ist der in § 7 des Vertrages festgesetzte Ter
min des Beginns der Zahlung einer täglichen Mindestwas
sermenge von 20 c-bm vom 1. August 1911 auf den 1. Aug. 
1912 abgeändert worden. Der Termin des Beginns der 
erhöhten Mindestgarantie von 30 ebin pro Tag ist vom 1. 
Avril 1913 auf den 1. April 1915 zurückgeschoben worden.

Der Eemeinderat heißt die vorgen. Abänderun
gen gut und ermächtigt die Verwaltung, den Wasserl-efe- 
rungsvertrag auf dieser abgeänderten Grundlage abzu- 
schließen.

d) Rechtsanwalt Haas ist Liebhaber des in der Hospi
talstraße neben dem Amtsgericht gelegenen städt. Gebäudes, 
in welchem z. Zt. die Wasserwerkstätte sowie einige Leh- 
rerinnenwohnungen untergebracht sind. Er bittet ihm das 
frag!. Gebäude kausweise abzutreten und offeriert einen 
Kaufpreis von 6000 M. Gleichzeitig verpflichtet er sich, das 
Anwesen, falls dasselbe in absehbarer Zeit vom Iustizfis- 
kus zur Vergrößerung des Amtsgerichtes benötigt werden 
sollte, wieder ohne Gewinn abzutreten.

Der Gemeinde rat verweist die Angelegenheit 
zur eingehenden Prüfung und Begutachtung an die ver
einigte Bau- und Finanzkommission.

e) Der aus dem Landesdienst von Elsaß-Lothringen 
geschiedene bisherige Bezirkspräsident von Lothringen, Herr 
Graf von Zeppelin-Aschhausen, hat vor seinem Ausscheiden 
anläßlich des zu seinen Ehren in Metz veranstalteten Ab
schiedsessens der Bürgermeister mit dem Vorsitzenden eine 
längere Unterredung gepflogen und wiederholt sein In
teresse für die Stadt Diedenhofen betont. Er hat gleichzei
tig sein Bedauern darüber geäußert, daß es ihm nicht er
möglicht gewesen sei, von dem Gemeinderat der Stadt Die
denhofen offiziell Abschied zu nehmen und den Vorsitzenden 
gebeten, dies in seinem Auftrage dem Eemeinderat mitzu- 
teilen. Der Vorsitzende weist darauf hin, daß der ausgs- 
schiedene Herr Bezirkspräsident der Stadt Diedenhofen wie
derholt großes Wohlwollen gezeigt habe und insbesondere 
bei den Stadterweiterungsverhandlungen mit dem Mili
tärfiskus für Einräumung günstigerer Bedingungen sin- 
getreten sei' ihm sei es auch zu verdanken, daß die Stadt 
von der Zahlung der sehr erheblichen Verkehrssteuern, wel
che durch die mit der Militärverwaltung getätigten Kauf
geschäfte bedingt waren, entbunden worden ist. Er bittet, 
die Verwaltung zu ermächtigen, in einer von ihr zu wäh
lenden schriftlichen Form, dem Herrn Bezirkspräsidenten 
Graf von Zeppelin-Aschhausen für das der Stadt stets er
wiesene Wohlwollen und Entgegenkommen ihren besten 
Dank abzustatten.

Der Eemeinderat erklärt sich hiermit e i n st i m - 
mig einverstanden.

Auf die Anfrage des Vorsitzenden, ob gegen die Fas
sung des Eemeinderatsberichts vom 8. Januar d. Js. Gin- 
wendungen erhoben werden .geschieht dies nicht.

Das Protokoll ist somit angenommen.
Schluß der Sitzung 5^ Uhr nachm.



SLodL Diedenhofen

Krgänzungs-Muöget 

für 1911



GröenMche Hinnahmen.

Titel
Bezeichnung der Einnahmen 

Abt. I.
Ansatz des 

Hauptbudgets
Dem A 

treten hinzu
nsatze

Es gehen 
davon ab

Bereits genehmigt durch 
Gemeinderatsbeschluß 

vom
->!>>

Ueberschuß aus 1910 700 14

I „ Kapitalzinsen und Staatsrenten 1097 — 132 — Legat Bellenger

1s, Kapitalzinsen aus dein ehem. Pensions- 
kassenfonds

2000 — 1750 — späterer Verkauf d. Wertpapiere

3 Miete für Gemeindegebäude 2750 — 150 — f — für Haus Grethen 
s-t- für Schulräume

4 Pachtzins von Gemcindeländcreien 5200 — 350 — Weniger für Gras im GlaciS

5 Bcrkauf von Baumfrüchten 450 — 360 —

7 Holzschlng 9400 — 2347 45 Besserer Verkauf

8 Forstncbcnnutzung 105 — 30 —

10« - Kanalmiete 16500 — 1000 —

10 Einnahmen aus den Spielplätzen 400 — 290 —

44 Gebühren für Angel- u. Fischertnrten 160 — 23 —

16 Friedhofskonzessionen 4000 - 2700 —

16«, Fricdhofsgcbühren 2000 — 800 —

166 llnterhaltnng der Gräber — 450 —

17 Schlachtgebühren 9500 — 500 —

18 Fleischbeschaugebühren 6000 — 250 —
l9 Wiegegebührcn im Schlnchthause 1250 — 800 —

20 Kaldaunengebühren 120 — 50 —

21 Aufenthaltsgcbühren im Schlachthause 250 — 400 —

21« Frcibnnkgcbühren 100 - 100 —

22 Btarktstandgelder 8700 - 2300 — Wegen Ausfall der Viehmärkte

23 Gemüse-Markt 1950 — 1085 -

24 Lagcrungs- u. Stapelungsgebühren 3000 — 250 —
25 Herbstmesse 12000 — 2234 —

26 Straßenrcinigung 9000 — 560 —
28« Anteil an der Gewerbesteuer 6700 - 110 —

29 Hundesteuer 7600 — 900 —
30 Oktroi 185000 — 25000 — 6. 6. 1911. Nr. 1 g

3'« Oktroibeglcitnngsgebühren 500 — 350 —
33« Wirtschaftsstempelsteuer 5000 — 150 —
33o Gruudwcrtabgabe 5000 — 5000 — 6. 6. 1911. Nr. 10.

334 Wertzuwachssteuer — - - 8000 —
34 Mittelschule 6000 — IOOO —

38 Dicnstalterszulngen 9750 — 100 —
42 Höhere Mädchenschule 12605 — 150 —
4l Unvorhergesehene Einnahmen 1000 — 900 —

47 Anerkcnnungsgebühren 1500 — 2100 —

54 Lagepläne 300 — 50 —

26081 59 37440!-

Summa der ordentlichen Einnahmen 11358!41



Außerordentliche Einnahmen.

Titel Bezeichnung der Ausgaben
Abt. II

Ansatz des 
Hauptbudgets

Dem Ansätze Genehmigt durch 
Gemeinderatsbeschluß 

vom
ireien hinzu Es gegen 

davon ab

1 Berkauf von Immobilien 60000 — — — 26300 —
2 Anliegcrkostcn 6000 — 1900 —
21 „ Letztes Drittel 9900 —
3 Schenkung Brucks für Theaterfonds 125 —
3g, Schenkung Bcllenger für Grabstätte 3750 —
4 Anleihe für außerord. Ausgaben 870000 —
8g, Trottoiranlagc in der Hospitalstraße 2000 — Durchlaufend

86 Trottoiranlage in der Collcgiumstraße 500 —
11 Zuschuß aus der Landeshauptkasse 85000 — f steht auch in Ausgabe 4.

zum Neubau des Gymnasiums > und letzte Rate 85000
! Zusammen 150000,—Mk.

12 Anlieferung von Auffüllboden an die 3000 — 19. 4. 1911. Nr. 4.
Militärverwaltung

976175 — 26300 - -

Summa der außerord. Einnahmen 949875 — — —

Summa der ordentlichen Einnahmen — 11358 41

Summa aller Einnahmen 938516 59



Hröentl'iche Ausgaben

Titel
Bezeichnung der Ausgaben 

Abt. I-
Ansatz 

Hauptbud
>es 
gets

Dem Ai 
treten hinzu

rsatze
Es gehen 
davon ab

Bereits genehmigt durch 
Gemeinderatsbeschluß 

vom

4l> Gehalt des Kanzlei-Personals 2l31 20 56 26 Wegel April—März 1320,— 
Bottke April—Sept. 420,— 
Roch Jan.—März 400,—

„ Kleidung 22,50
Versicherung 24,96

6l> Gehalt der Oktroibeamten 37772 48 1125 —

2 87,46

Versetzung dreier Beamten
Roth nach dein Bürgermeister

amt 40u,—
Schöneich u. Bauamt 375,—
Kind nach d. Polizei 350,—

6e

9e

9cl

9s

16

Gehalt der Hoch- u. Tiefbaubeamten

Bureaukosten des Polizeiamts
Druckkosten der Gemeinderatsbeschliisse
Jnsertionskostm
Sächliche Ausgaben für die Oktroi- 

Verwaltung

250

750

1000

5253 50

375

100

350

200 ! I ! 
!

124 —

1125,-

Schöneich neuversetzt vom 
1. 1. 1912 ab.

— wegen Aufhebung d. Büros 
am Saarlouisertor vom 
1. 6. 1911 ab

Bürokosten 148,8 X 10/12 
124,—

— Gas u. Unterhalt
d. Büros 96, -

220,—
Wegen Wieder

eröffnung des Büros
Monhofen Heizung, 
Unterhaltung 96,—

16a

25

27

30

34

41

47

47a

48

Aichung und Unterhaltung der Waagen

Strnßenreinigung

Unterhaltung der Gebäude und des
Mobiliars

Unterhaltung der Fcuerlöschgeräte und
Uniformierung der Mannschaft

Betriebskosten der Wasserleitung

Holzwerbnugskosten
Gehälter der Elementarlchrer

Lehrervertrctungskosten
Gehälter der Lehrerinnen

600

30000

10000

1000

9200

3000

32310

!!!!!!! 
! 

!

800

375

370

3080

130

297

60

649

58

99

100

I

Bleiben 124,—

Wegen Aufhebung des Büros 
am Saarlouisertor

>. 11. 1911. Nr. !2.
(neue Kehrmaschine)

12. 1911. Nr. 3. (Küchen
Einrichtung im Rathause.)

!. 5. >911. Nr. 1i (Drillich- 
hosen)

. 12. 1911. Nr. 8. 2500
12. 2. 1912. Nr. 21. 580

Wegen Bearbeitung größerer 
Mengen

Bour Erhöhung der Woh- 
nungsentschäd v.7.8. 1911 
ab wegen Verbeiratung 
150X7X25/31 --97,58 
12

Dentzer, Beschluß 2. !0. 
1911^ 100,-

Reutler gemäß Z
der Gehaltsordg. 100,—

-2. 2. 1912 Nr. 28

Irend, Wohnungsentschädig. 
>om 1. 8. 1911 ab 233,33

Zu übertragen 6843 83 1349 00
MS 0I0.
Cullmann dto. vom

1. 10. ab 17b,—
Cullmann definitiv

v. 1. 3. ab 8,33



HröenMche Ausgaben.

Titel

49

50

54

60

73
74
82

88

94
104

I3u

2la

215

25

128775

Bezeichnung der Ausgaben 
Abt. I.

Ansatz des 
Hauptbudgets

, De 
treten hi

m A
nzu

nsatze
Es gehen 
davon ab

Bereits genehmigt durch 
Gemeinderatsbeschluß 

voin

Uebcrtrag

Ausgaben für die höhere Mädchen
schule

Gehälter der Klcinküidcr-Lchrerinnen

Heizung, Beleuchtung und Reinigung 
der Schulen

Ausgaben für das Ghmnasium

Pensionen
Oeffcntliche Feste
Verteilung von Sparkassenbüchern Le

gat Wehe
Pachtzins für den Viehmarktplntz
Ausgaben für das Theater 
Haushaltungs-Kursus

17320

3506

7045

1800

17790

600

1060
442o

250

40

24

64

87

6843

153t

3^7

60 

200 
165

500
200

83

80

12

73

1349

200

900

400

—

26. 6. 1910
Gehalt d. Vorsteherin
vom 1.10. 1911 ab 1200

Wohnung 300
—Isöö 

ab Gehalt Dr. Schulte 500 
1000 

, Erhöhung der Wohnungs
entschädigung für 
Frl. Blankenheim 15",- 
Beschluß 3.7. 1O

Jnsertionskosten 45,40
Reisekosten 86,40
2. 10.1911 Umzugs

kosten 250,—
1531,80

Erhöhung der Wohnungs- 
entscbäd. für Frl. Edelblut 
Beschl. 13 7. ll Nr 3 

150,—
Wohnungsentschädigung an 
Frl. Reuter v. 19. >0.191 > 

ab 157,12

Lohn an Schmitt 427,20 
ab vom Lohn Wolf 66,91 
ab vom Lohn Colmar 70,— 
ab vom Lohn Eis 113,47 
ab Kohlen Eis 20,—
ab Kohlen Cullm. -0,—
ab Lohn Aremer 333,87.

624,25
427,20 - 624,25 --- 197,95 

Ersparnis

Freie Wohnung v. I 1). 11 ab

4. 12. 1911 Nr. 13 Klop 
8. 1. 1912 Nr. 5 Grand

H:iz. u. Beleucht. Concertverein

Ausg. Rest aus 1910

Wegen Ausfall der Viehmärkte

3. 7. 1911 Nr. 6

26. 6. 911 Nr. 5

9808 48 2849 00

Summa der ordentlichen Ausgaben

AußewröenLL
Verzinsung und Tilgung der Anleihe 

von 414 200
1. Tilg.

Fonds für Theaterrequisiten
Ankauf von Wertpapieren für das

Legat Bellenger
Bau- und Einrichtung eines Kühlhauses

iche
Zinsen

6838
3161

10000

A
12
88
00

6959

usgc
4900

125
3750

120000

48

itn
!
?n. t. II.

Zu vergl. mit Einnahmen 
Abt I Titel In

Vergleiche Einnahmen

Vergleiche Einnahmen

8. I. 1912 Nr. 6 u. andere

00Zu übertragen



Außerordentliche Ausgaben.

Lite!
Bezeichnung der Ausgaben

Abt. II.
Ansatz 

Hauptlast
des
>gets

De

treten hi

m Ai

nzu

rsatze
Es geh 

ab
en

Bereits genehmigt durch 
Gemeinderatsbeschluß 

vom

266

26s

26k 

26§

286 
28s,

28o

29

29s,

296 
29ä

29s
so, so» 

. »!>
316

31 in

31x 
34g

31 r

31 8 
311
31ii 
3lv
32 

32a 
37

38

40

Uebertrag

Verlängerung der Wasserleitung in 
der Collegiumstraße

Dto. in der Kaiser Wilhelm II 
Promenade

Dto. in der v I Straße
Verbindung der Quellenleitung mit 

der Grundwasserleitung
Kanalisation zu St. Franz
Ankauf der Kanalstrccke iu der ver

längerten v I Straße
Kanalisation des oberen Teils der 

Elisabethstraßc
Neubau des Gymnasiums

„ „ „ (Entwässer.)
Beschaffung von Physik. Apparaten für 

das Gymnasium. 1- Drittel
Beschaffung von Turngeräten
Nachtragskredit für den Bau des 

Gymnasiums
Uhrenanlage im Gymnasium 
Reservefonds
Ausbau der Gutenbcrgstraße
Herstellung der Brandstraße, Banno- 
" fenstraße, Jemmnpperstraße in Vul- 

canol und der Collegiumstraße m 
Gußasphalt

Ausbau der Parkstraßc
Beseitigung der Rinne iu der Kaiser 

Ludwigstraßc
Trottoiranlage in der Französischen- 

und Piccolomini-Straßc
Trottoiranlage in der Hospitalstraße 
Ausbau der Straße nach Monhofen 
Ausbau der Poterncustraße 
Trottoiranlage iu der Neustadt 
Neubau eines Volksschulhauses 
Mobilien für 2 Schulklassen 
Errichtung einer Fähre über die Mosel 

bei Beauregard
Veranlagung der Grundwertabgabe 
Zuschuß zum Narzissenfest

Zu übertragen

11195 82

128775

400

5400

800
2000

34000
-1700

2400

85000
4342

2666
3500

10500

60

50 >
57100

3200
1100

M0

2000

23800
3000

25650

270000
2200

750

52 l
300

672715

37

67

81

85

11195

11195

82

82

3. 7. 1911^

j 29. 7. 1911
s 3. 8. 1911 Nr. 9

6. 11. 1911 Nr. 4a

6. 11. 1911 Nr. 4b

12. 12. 1911 Nr. 29

12. 12. 1911 Nr. 23

22. 2. 1912 Nr. 15

Restbetrag d. Staatszuschusses 
4. 12. 11"

4. 12. 1911 Nr. 10

4. 12. 1911 Nr. 1t>

22. 2. 1912 Nr. 16

4. 12 1911 Nr. 10

4. 12. 1911 Nr. 7

4. 3. 1812 Nr. 11

6. 6. 1911 Nr. 13

6. 11. 1911 Nr. 5

I. . 1911 Nr. 13

Durchlaufend

22. 2. 1912 Nr. 13

22. 2. 1912 Nr. 18

1. 3. 1912 Nr. 13

4. 3. 1912 Nr. 7

s 29. 7. 1911 Nr. 114, 
vom 12. 8. 1911 bis 29.

s 2 1912

30 8. 1911 Nr. 1

I. 5. 19N Nr. 10



Außer-oröenMche Ausgaben.

Titel
Bezeichnung der Ausgaben 

Abt II-
Ansatz desf 

Hauptbudgets
Dem Ansätze Bereits genehmigt durch 

Gemeinderatsbeschluß 
vom

treten hinzu ab
4>> -4

Uebertrag 672715 85 11195 82

40a Znschuß zur Bekämpfung der Reb- 
schädlinge

2000 -- 26. 6. 1911 Nr. 2

406 Zuschuß an die evang. Kircheufabrik 
zur Jahresrcchnung 1911

686 80 4. 3. 1912 Nr. 10

40o Zuschuß au die kath. Kirchenfabrik 
Diedenhofen für Einrichtnng der 
elektrischen Beleuchtung in der Kirche

2500 — 4. 12. 1911 Nr. 12.

404 Zuschuß an die Kirchenfabrik zu 
Gcntringcn für dto. in der Kirche 
daselbst

425 — 4. 12. 1911 Nr. 12 '

40s Beihilfe an die durch Hochwasscr be
schädigten in Brasilien

20 — 8. 1. 1912 Nr. 3

40 t Beihilfe an den Viehvcrsichcruugsverein 100 — 8. 1. 1912 Nr. 4

40^ Prämien für die Geflügel- pp. Aus
stellung

20o — 22. 2. 1912 Nr. 26

40Ü Geschenk an Obcrmusikmcistcr Nitsche 300 — 22. 2. 1912 Nr. 1

4t Teilnahme am deutschen Wohnnugs- 
kongrcß

10 — 1. 5. 1911 Nr. 3

42 Pflege-, Beerdigungskosten und Gna- 
dcnquartal für Schutzmann Mcrsch

630 — t 4. 12. 1911 Nr. 1» 
s12. 12. 1911 Nr. 30

45a Anlage einer Rasenfläche vor der 
evang. Kirche

600 — 4. 3 1912

48 Anstellung zweier Wcinbcrgshüter 155 40 30. S. 1911 Nr. 3

49 Ankauf des alten Infanterie-Kasinos 79836 40 8554 40 Ausg für Gebäude 70000,— 
für Mobiliar 1281 >—

52a Rücknahme von 15 Ar Baugelände 
vom israel. Konsistorium
3. Zehntel

1500 — s 6. 4. 1909 Nr. 13
s l. S. 1911 Nr. 11

54 Zinsen für Rückkauf des Bauplatzes 
Hartcnstcin

480 — 3. 7. 1911 Nr. 8

56 Ankauf von Terrain in Gewann 
Niedcrfeld

43312 47 19. 4. 1911 Nr. 6 
Filstroff 7073,20
Levy 2040,58

3. 8. 1911 Nr. 6o
Him 12542,20

„ Menä 20656,55
„ Rückz. an Meiw 
d. Gemeindeanteils
an der Wertzuwachs
steuer 1000,—

43312,47

56^o Ankauf von Terrain zu Raugwatl 560 19 6. 3. 1911 Nr. 14

56s Ankauf von Grundstücken in Gewann 
Brnchwicsen

I3I90 41 6. 3. 1911 Nr. 16b 
Gierden 11422,55

Volle Wertzuwachs
steuer u. Registrir- 
kosten 1767M

13190,41

56 t Tausch von Terrain auf Bann Mon
hofen mit der Gutcnhoffnungshütte

1300 — 22. 2. 1912 Nr. 8

Zu übertragen 740686 12 19750 22



AußeroröenMche Ausgaben.

Titel
Bezeichnung der Ausgaben 

Abt. II.
Ansatz des 

Hauptbudgets
Dem Ansätze Bereits genehmigt durch 

Gemeinderatsbeschluß 
vom

treten h inzu ES geyen 
ab

I H

Uebertrag 740686 12 19750 22

56§ Erwerb des Miteigentums au der 
Einfricdigungsmauer oom St. Eli
sabeth-Asyl

963 32 12, 1911 Nr 11

56d Bau einer Isolierbaracke am St. Elisa
beth-Asyl

1000 — 22. 2. 1912 Nr. 19

57 Für die 2 letzten Raten auf Erwerb 
des Festungsgeländcs

119200 —

59 Bauarbeiten am kathol. Pfarrhause 
zu Diedenhofen

110 — 3. 4. 1911 Nr. 6

60 Ehrenpreis zum 1. Lothr. Musikvcr- 
bands-Wettstreit

100 — 6. 6. 1911 Nr. 5

60a Beihilfe zum Verbands-Sängerfest 500 — 19. 4. 1911 Is

60i> Geschenk zur Einweihung des neuen 
Jnft.-Offizier-Kasin os

. 2000 — 19. 4. 1911. (geh.)

6l Kosten des Statthaltcrbesuchcs 3570 48 2. 10. 1911 Nr. 1 2000,—
4. 12. 1911 Nr. 9 1570,48

62 Teuerungszulagen 698" — l 2. 10. 1911 Nr. 6. «420
4. 12. 1911 Nr. 15 510

>8 1. 1912 Nr. 8 5o

63 Niedcrlegung der Bastion VII 50000 — 19. 4. 1911 Nr. 4

63s, Ergänzungsbctrag für Bodenabtrag der 
Hangars V u. VI

2000 — 4. 3. 1912 Nr. 5

69 Beschaffung von 2 weiteren Spreng
wagen

4«'00 —

931!09 92 19750-

Summa der außerordentl. Ausgaben 911359 70
Summa der ordentl. Ausgaben 6959 48

Summa aller Ausgaben 918319 18

Abschluß
Betrag der Gesammteinnahmcn 
Betrag der Gesammtausgaben

938516
9I83I9

59
18

Ueberschuß der Einnahmen zur Bildung 
eines Reservefonds bezw. Betriebs
fonds

20197 1°

Beschlossen im Gemcinderat am 1. April 1912.
Diedenhofen, den 4. April 1912. Der Bürgermeister: Berkenheier.



Sterbt Diedenhofen

MPl-Hutzkl sM StI8 AMNPjM IM

Zahl der Einwohner (inkl. 2527 Militär) ...... 14179.
Volkszählung vom l. Dezember 19 lO.

Zahl der Feuerstellen........................................................................................... 2590.

Zahl der Schulkinder, inkl. der in höheren Lehranstalten Diedenhofens 

und in den Kleinkinderschulen, darunter 1520 Kinder, welche im eigent

lichen schulpflichtigen Alter und aus der Gemeinde Diedenhofen sind 

bezw. zeitweilig zu Diedenhofen gehören................................ 2480.



PrimipalÜeuerbeträge.
Amtlich angegebener Betrag für 1911,

Grundsteuer . . ........................................................ Mk. 3480,00
Gebäudesteuer..................................................... ,,57441,40
Kapitalsteuer......................................................................... ,, 21402,24
Lohn- und Besoldungssteuer..................................................................  21906,95
Gewerbesteuer ........ ,, 84694,31
Bergwerkssteuer ........ ,, —,—

Zusammen . - . Mk. 188924,90

Einnahmen.
Abteilung I. Ordentliche Einnahmen.

Titel Bezeichnung der Einnahmen

Einnahmen

nach der 

Rechnung 1910

Vorge
schlagen für

Genehmigt 

vom 

Gemeinderat 

für 1912
1912

4«.

1

Kapitel I. Ertrag des Gemeindevermögens.

») Renten nnd Zinsen von Aktivkapitalien re. 
Kapitalzinsen und Staatsrenten 1097 1229 1229

1 a „ aus dem ehern. Pensiouskassenfonds 5830 75 — — — —
2

3

Zinsen von den bei der Staatsdepositenverwaltung hinter
legten Barbeständen

l») Einnahmen aus der Nutzbarmachung 
des Gemeindeeigentums.

Mietzins von Gemeindegebäuden

687

3175

08

20

700

3200

— 700

3200

—

3a Miete vom Stadttheater — — 12000 — 12000 —

4 Pachtzins von Gemeindeländereien 5263 54 5300 — 5300 —

5 Verkauf von Baumfrüchten 446 60 450 — 450 —i

6 Verpachtung der Jagd (einschl. 10 A Zuschlag) 3101 72 3100 — 3100 —

7

8

Für verkauftes Holz aus dem Gemeindewalde (ausschl. der 
außerordentl. Holzschläge)

Für Forstnebennutzungen

10934

273
10

82

9000
105

— 9000

105 —

9 Ertrag der Wasserleitung incl. lfde. Anschluhkosten 112625 83 102000 — 102000 —

10a Kanalmiete 15914 11 17500 — 17500 —
10 Einnahme aus den Spielplätzen im Stadtpark 212 — 200 — 200 —

11

Kapitel 2. Gebühren, Strafgelder rc.
Einnahmen aus Polizeistrafgeldern 4088 60 4000 — 4000 —

12 Strafen und Konfiskationen bei der Oktroi-Verwaltung 87 — 100 — 100 —

13 Anteil an den Gebühren für ausgefertigte Jagdscheine 460 — 450 — 450 —

14
15

Gebühren für Angel- und Fischerkarten

Gebühren für Ausfertigungen aus den Standesregistern pp.

179

466
80

84

170
400 —

170
400 —

16 Gebühren (Konzessionen) für Grabstätten in den Kirchhöfen 2786 13 2300 — 2300 —

16a Grabmacherlöhue, Exhumationen, pp. — — 3300 — 3300 —

16b Für Unterhaltung der Conzessionsgräber — — 400 — 400 —.

Zu übertragen 167630 12 I65904 — >65904 —



Einnahmen (Fortsetzung)

Titel Bezeichnung der Einnahmen

Einnahmen 
nach der 

Rechnung 1310

Vorge- 
schlagm für

Genehmigt 
vom 

Gemeinderat 
für 1912

INI?

Ilebertrag 549825 82 146700 - 146700 —

14 Verkauf von Arbeitsvergebungsunterlagen für das neue
Gymnasium 52 — — — — —

17 Sanierung des Beckergrabens 64 34 _

Gesamtsumme der außerordentlichen Einnahmen 549942 l6 146700 146700 —

Gesamtsumme der ordentlichen Einnahmen 492107 84 512825 87 5 >2825 87

Hauptsumme aller Einnahmen 1042350 — 659525 87 659525 87



Ordentliche Ausgaben.
Ausgaben Kredite

Titel Bezeichnung der Ausgaben
nach der

vorgeschlagcn
Genehmigt 

vom
Rechnung U>10 für 1912 Gememderat 

für 1912

^6/ OL

Kapitel 1. Allgemeine Verwaltungskosten.
Persönliche Ausgaben.

1 Vergütung des Bürgermeisters für Repräsentationskosten 8856 67 4000 — 4000 —
Wohnungsentschädigung — — — s_  . —

2 Vergütnng der Beigeordneten für den gewöhl. Dienstaufwand 1500 — 1500 — 1500 —

3 Gehalt des Gemeinderechners 5500 — 5500 — 550U —

4s, Gehalt der Gemeindeschreiber 14200 — 15000 — 15000 —

4b Gehalt des Kanzleipersonals >951 20 3164 96 3164 96

5 Gehalt des Gemeindedieners 1319 70 1470 — 1470 —
6 Gehälter sonstiger Gemeindebeamten: 

a) des Bibliothekars 200 — 2U> — 200 —

b) der Oktroibeamten 39557 48 32772 48 32772 48

c)Hoch- und Tiefbauamt 18941 84 21764 12 21764 12

d) Vermessungsbeamte 6009 36 6012 48 6012 48

e) Wegebau-Personal 9360 -. 9800 — 9800 —

f) Wasserleitungs-Personal 3609 36 3762 48 3762 48

g) Gärtner und Aufseher 364 88 364 88 364 88

h) Kanalpersonal 4908 34 4224 96 4224 96

i) Friedhofswärter 1375 72 1396 — 1396 —

k) Tiefbau-Berufsgonossenschaftsbsitrag 567 04 820 — 820 —

7 Zur Unterstützung und Gewährung besonderer Vergütungen
an Beamte für außerordentliche Leistungen 555 — 600 — 600 —

8 Kosten der Dienstreisen der Stadtverwaltung und Vertre-
tung innerhalb Elsaß-Lothringens 797 96 1000 — 1000 —

Sächliche Ausgaben.
9 Bürokosten des Bürgermeisteramts. Arbeitsnachweis 841 72 950 — 950 —

9a Vürokosten des Bauamts 987 42 1000 — 1000 —

9b Vürokosten des Vermessungsamts ^4 90 150 — 150 —
9e Bürokosten des Polizeiamts 27! 65 350 — 350 —
9ä Druckkosten der Gemeinderatsbechlüsse und der Budgets 647 90 750 — 750 —
9e Insertionskosten 1077 48 1100 — 1100 _

10

11

Kosten der Gesetz- und Amtsblätter, Zeitungen
Heizung, Beleuchtung u. Reinigungsmaterial des Gomeindo-

100 92 130 — 130 —

Hauses
Stempel- und Enregistromentsgebühren, sowie Versteige-

1171 70 1200 — 1200 —

12
rungskosten (ausschl. Holzversteigerungskosten) 280 34 350 — 350 —

13 Porto u. Frachtauslagen für dienstliche Sendungen, Telefon 2604 07 2700 — 2700 —

14 Druckkostenentschädigung für den Gemeinderechner 100 — 100 _ 100 _

15

16

Kosten der Hundesteuerveranlagung

Sächliche Ausgaben für die Oktroiverwaltung
46 55 80 — 80 —

(Telephonkosten unter Titel >3) 5442 82 4702 20 4702 20

16s,
Aichung und Unterhaltung der Wagen

598 76 500 — 500 _ _

16b
Ausrüstungsstücke der städt. Schutzmannschaft

Zu übertragen
199 10 200 — 200 —

134029 88 127614 5^ 127614 56



Ordentliche Ausgaben (Fortsetzung.)

Titel Bezeichnung der Ausgaben
Ausgaben 

nach der

Rechnung 1910

Kredite

vorgeschlagen 

für 1912

Genehmigt 
vom 

Gemeinderat 
für 1912

Uebertrag 134029 88 l27614 56 127614 56

18 Ankauf von Büchern für die Bibliothek (Legat Wehe) 1352 90 475 80 475 80
18a Oktroigebühren für von der Stadt etngeführte Gegenstände 657 73 600 — 600 —

Kapitel 2. Polizeiliche Ausgaben.
19 Besoldung der Schutzmannschaft 23557 41 30000 — 30000 —

20 Besoldung der Turmwächter 1507 80 1510 40 1510 40

^21 Besoldung der Feldhüter 3149 36 3240 — 3240 —

22 Heizung, Beleuchtung nnd Reinigung des Polizeiamts 747 83 800 — 800 —

23 Zuschuß an die Feuerwehr, Besoldung der Feuerwehrmann
schaft pp. 2583 10 2800 — 2800 —

24 Straßenbeleuchtung 17900 58 20000 — 20000 —

25 Straßenreinigung u. Besprengung, Abfuhr v. Eis u. Schnee 33893 34 34000 — 34000 —
25a Unterhaltung der Bedürfnisanstalten 110 24 200 — 200 —

Kapitel 3. Unterhaltung und Nutzbarmachung 
der Vermögensobjekte der Gemeinde.

a) Kosten der Unterhaltung der Eemeindegebäude und des 
sonstigen Eemeindeeigentums, ausschl. der Waldungen.

26 Feuerversicherung der Gemeindegebäude 1336 37 1600 — 1600 —

27 Unterhaltung der Gemeindegebäude und des Mobiliars 
(einschl. der Turmuhr) iucl. Titel 28 9798 31 10000 — 10000 —

28 a Unterhaltung -er Metz- und Viehmarktplätze — — 2000 — 2000 —

29 Unterhaltung der Brücken, Brunnen, Schwemmen, Wasch
anstalten pp. und Kanäle (sächl. Ausgaben) 3768 25 4000 — 4000 —

30 Unterhaltung der Feucrlöschgerätc, Uniform, der Mannschaft 897 05 1000 — 1000 —

31 Unterhaltung der Gemeindekirchhöfe, Erabmacherlohn pp. 1381 32 3814 67 3814 67
32 Betriebskosten des Schlachthauses incl. persönliche Kosten 9537 08 9953 33 9953 33
32a Unterhaltung der Metzplätze 478 20 — — — —

34 Betriebskosten der Wasserleitung (sächliche Ausgaben) incl. 
Lohn für den Maschinisten 9176 61 10000 — 10000 —

35 Unterhaltung der gärtnerischen Anlagen 5468 97 6000 — 6000 —

36 Gehalt des Theaterpförtners 270 40 270 40 270 40
37 Ausgaben für das städt. Museum (Reste sind übertragbar) 248 85 500 — 500 —

37a Unterhaltung der Spielplätze im Stadtpark (Vergl. Einn. 
Abt. 1 Titel 10a 220 35 220 — 220 —'

38

I») Kosten der Bewirtschaftung der Gemeinde- 
Waldungen.

Gehalt des Gemeindeförsters (720-st150-s-4,81) 874 81 874 81 874 81
39 Beiträge zu den ForstverwaltungS- und Forstschutzkosten 312 97 250 — 250 —

40 Ausgaben für Forstkulturen und die Unterhaltung der 
Forstabfuhrwege 275 10 840 — 840 —

Zu übertragen 263534 81 272563 97 272563 97



Ordentliche Ausgaben (Fortsetzung.)

Titel Bezeichnung der Ausgaben
Ausgaben 

nach der

Rechnung 19 !0

Kredite

vorgeschlagen 

für 1912

Genehniigt 
vom

Gemeinderat 
für 1912

^r>. -4 I , 4,

Uebertrag 263534 81 272563 97 272563 97

41 Kosten der Werbung und des Transportes des zum Ver
kaufe bestimmten Holzes und anderer Forsterzeugnisse 
(ausschl. der Kosten für außerordentl. Holzschläge) 388 l 13 3000 — 3000 —

42 Beitrag zu den Unterstützungen dienstunfähiger Forstschutz
beamten der Gemeinde pp. 74 76 75 — 75 —

Kapitel 4. Steuern und Abgaben von den
Gemeindegütern.

43 Direkte Steuern und Abgaben von den Gütern in toter 
Hand 2824 64 2900 - 2900 —

Kapitel 5. Für Straßen- und Wegebau.

45 Unterhaltung a) der Gemeinde-, Vizinal- und Feldwege, 
einschließlich der Obstbaume an den Ltraßen 6992 11 7000 _ 7000 _
b) der Straßen der Alt- und Neustadt 4803 97 4030 — 4000 —

Kapitel 6. Unterrichtswesen.

46 Gehälter der Lehrer an der Mittelschule 14750 — 15150 — 15150 —

47 Gehälter der Lehrer an der Elementarschule 30760 — 35860 — 35860 —

47a Vertretungskosten 145 65 — — — —
48 Gehälter der Lehrerinnen an der Elementarschule 18293 61 20250 _ 20250 —

49 Ausgaben für die höhere Mädchenschule 16991 26 20226 64 20226 64
50 Gehälter der Vorsteherin und der Gehilfin der Klein

kinderschule 3406 24 4108 32 4108 32
50a Für die Leiterin des Kleinkinderhorts Gentringen 500 — 500 — 500 —
51 Vorschuß für den evangelischen Wanderlehrer 1600 -- 1600 — 1600 —
52 Remuneration der Lehrer an Fortbildungsschulen und sach

liche Ausgaben 1503 95 1580 1580
53 Ausgaben für die Bergschule 1095 90 1070 _ 1070 —
54 Heizung, Beleuchtung und Reinigung der Schulen: Mittel- 

schule, Elementarschulen und Kleinkinderschulen 6421 4 6951 88 6951 88

55 Unterhaltung der Schulutensilien und Ankauf von Lehrmit- 
teln (Karten pp.) 1167 33 800 — 800 —

56 Ankauf von Büchern pp. für ärmere Kinder 719 74 850 — 850 —

57 Turn-Unterricht 100 — 100 — 100 —

58 Ausgaben für den Musik-Unterricht 300 — 300 — 300 —

59 Vertrag zur Lehrerunterstlltzungskasse und Lehrerinnenheim 20 — 20 — 20 —
60 Ausgaben für das Gymnasium

15941 39 11575 56 11575 56

60a Für Schulärzte und Schulzahnärzte, Gehalt 1500 — 1500 _ 1500 _

60b Für Schulärzte und Schulzahnärzte, sachl. Ausgaben — — 100 — 100 —

Kapitel 7. Für den Kultus.
61 Wohnungsentschädigung des Rabbiners 400 — 600 — 600 _
61a Unterhaltung der Pfarrhäuser, PP. — — — — — —

Zu übertragen 397727 90 412681 37 412681 37



Ordentliche Ausgaben (Fortsetzung).

Titel Bezeichnung der Ausgaben
Ausgaben

nach der 

Rechnung 1910

Kredite

vorzeschlagen 

für 1912

Genehmigt 
vom 

Gemeinderat 
für 1912

! 0L

Uebertrag 397727 90 412681 37 412681 37

Kapitel 8. Armen- und Krankenpflege.
62 Gehalt des Stadtarztes 320 — 500 — 500 —

63 Beitrag zu den Kosten der Unterhaltung der Geisteskranken 453 45 500 — 500 —

64 Beitrag zu den Kosten der unterstützten Kinder 684 95 700 — 700 —

65a Zuschuß au den Ortsarmenverband 3549 — 49 — 49 —

67 Zuschuß an das Spital 2500 — — — — —

69 Unterstützung bedürftiger Reisenoer 70 70 — — — —

70 Zuschuß ans Obdachlosen-Afyl 1500 — 1500 — 1500 —

72 Wohnungszuschuß für die Diakonissinnen 300 — 300 — 300 —

72a Remuneration für Gemeindewaiseuräte 400 — 400 — 400 -

Kapitel 9. Pensionen und Unterstützungen 
an ehemalige Gemeindebeamte u. Hinterbliebene

von Gemeindebeamten.
73 Pensionen 16750 96 18070 71 18070 71
73a Erstattung von Pensionsbeiträgen. — — — — — —

Kapitel 10. Sonstige Ausgaben.

74 Oeffentliche Feste und Repräsentationen 770 41 800 — 800 —

75 Für das Aufziehen der Turinuhren 285 — 280 — 280 —

76 Unfallversicherungsprämien pp., Haftpflichtversicherung 174 — 174 — 174 —

77 Kredit für unvorhergesehene Ausgaben 1065 75 1000 — 1000 —

78 An die Wildschadengenossenschaft zu zahlender Beitrag zu 
den Kosten der Schwarzwildschäden 247 04 360 _ 360 —

79 Ausgleichung v. Schwarzwildschäden, vergl. Einn. Titel I, 45 — - - 100 — 100 —

80 Zuschuß an den landwirtschaftlichen Kreisverein 3 — 4 — 4 —

81 Beitrag an den Verein vom Roten Kreuz 250 — 250 — 250 —

82 Verteilung von Sparkassenbüchern (Legat Wehe) — — 165 73 165 73

83 Beitrag zu den Kosten der Handwerkskammer 992 35 1000 — 1000 —

84 Mictseutschndiguug der Bezirksseldwcbel 147 33 147 33 147 33

85 Besoldung der Tierärzte für Beaufsichtigung der Monats- 
und Wochenviehmärkte 1160 — 1160 — 1160 —

86 Wohnungsentschädigung für den Hirten 92 48 92 48 92 48

87 Beitrag an die Landwirtschaft!. Berufsgenossenschaft 2 21 14 2130 — 2130 —

88 Pachtzins für den Viehmarktplatz und Benutzung des WegeS 560 — 1060 — 1060 —

90 Beitrag zum Geschichts- und Altertumsverein 10 — 10 — 10 —

Zu übertragen 432135 46 443434 62 443434 62



Ordentliche Ausgaben

Titel Bezeichnung der Ausgaben

Ausgaben

nach der 

Rechnung 1910

Kredite

vorgeschlagen 

für 1912

Genehmigt 
vom 

Gemeinderat 
für 1912

4«- ^5.

432135 46 413434 62 443434 62llebertrag

90-i Beitrag zum Vereine gegen Schundliteratur — — 10 — 10 —

9t Beitrag zum Mosel- und Saar-Kanal-Verein 50 - 50 - 50 —

32a Beitrag zum deutschen Verein für ösfentl. Gesundheitspflege 6 — 6 — 6 —
93 Beitrag zum Lothr. Fischereiverein 5 — 5 — 5 —
94 Kosten des Stadttheaters 4013 20 5920 — 5920 —
95 Beitrag zum Verband der mittleren Städte Els.-Lothr. — — 10 — 10 —
96 Mitgliedsbeitrag zum Gemeiudebeamtenverein 3 — 3 — 3 —

97 Unterhaltung der Volksbadeanstalten 793 70 500 — 500 —

98 Beisteuer zur Fürsorge für entlassene Gefangene 50 — 50 — 50 —

99 Ausgaben für den Fischmarkt 5669 90 7000 — 7000 —

100 Miete für die früheren Rünme der bakteriologischen Anstalt 900 — 9VO — 900 —
101 Beitrag zum Els.-Lothr. Verband für Armenpflege und 

Wohltätigkeit 30 — 30 — 30 —

102 Beitrag zum Verband für Trinkerfürsorge — — 10 — 10 —

103 Paufchbetrag für Untersuchung des Trinkwassers 150 — 300 — 300 —

IO4 Beitrag zum Haushaltungskursus . — — 250 — 250 —

105 Beitrag zum deutsch-französischen Wirtschaftsverein — — 20 — 20 —

Summa der ordentlichen Ausgaben 443806 26 458498 62 458498 62

Abteilung II Außerordentliche Ausgaben
1 Anlage von Kapitalien in Wertpapieren pp. — — — — — —

2 Verzinsung der Anleihe von 319 081,60 Mk. ' '
und 15. Tilgungsrate

14549 87 14549 87 14549 87

3 Verzinsung der Anleihe von 300 000 Mk. 
und 13. Tilgungsrate

12219 08 12219 08 12219 08

4 Verzinsung der Anleihe von 60 000 Mk. 
und 11. Tilgungsrate

2895 21 2895 21 2895 2i

5 Verzinsung der Anleihe von 400 000 Mk. 
und 3. Tilgungsrate

18011 18 18011 18 18011 18

6 Verzinsung der Anleihe von 350 000 Mk. 
und 10. Tilgungsrate

14255 60 14255 60 14255 60

7 Verzinsung der Anleihe von 400 000 Mk. 
und 9. Tilgungsrate

16292 11 16292 11 16292 11

8 Verzinsung der Anleihe von 560 000 Mk. 
und 8. Tilgungsrate

22808 95 22808 95 22808 95

9 Verzinsung der Anleihe von 300 000 Mk. 
und 7. Tilgungsrate

12219 08 12219 08 12219 08

10 Verzinsung der Anleihe von 134 000 Mk. 
und 6. Tilgungsrate

5457 86 5457 86 5457 86

U Verzinsung der Anleihe von 120 000 Mk. 
und 5. Tilgungsrate

4887 63 4887 63 4887 63

12 Verzinsung der Anleihe von 55 000 Mk. 
und 5. Tilgungsrate

2240 17 2240 16 2240 16

13 Verzinsung der Anleihe von 120 000 Mk. (Gym.) 
und 3. Tilgungsrate

4025 11 4887 63 4887 63

Zu übertragen I29861 85 130724 36 130724 36



Außerordentliche Ausgaben (Fortsetzung).

Titel Bezeichnung der Ausgaben

Ausgaben 
nach der 

Rechnung 1910

Kredite
vorgeschiagen 

für 1912

genehmigt 
vom 

Gemeinderat 
für 1912

-Z

Uebertrag 12986! 85 130724 36 130724 36

13a Verzinsung der Anleihe von 414 200 Mk. 
und 2. Tilgungsrate

552 22 17658 88 17658 88

14 Verzinsung der Anleihe von 120 000 Mk. 
und 5. Tilgungsrate

4887 63 4887 63 4887 63

15 dto. dto. für Erundwasserleitung von 180 000 Mk. 
und 4. Tilgungsrate

7331 45 7331 45 7331 45

16 Verzinsung der neuen Anleihe — - 10009 — >0000 -

17 6. Rate der pro 1912 fälligen Vermessungskosten 
(Zus. 15 404,40 Mk., zahlbar in 2 gleichen Raten am 1.
4. 1912 und 1. 4. 1917. Beschluß v. 13. 6. 06. 15

— — 1702 20 1702 20

16a Verzugszinsen an die Sparkasse — — 1600 - 1600 —

19 Vermessungskosten für Gemeindegelände >409 20 1000 - 1000 —

20 Für Erteilung von italienischem Sprachunterricht — — 300 — 300 —

22 Auherordentl. Arbeiten in den Fvieohöfen 2304 31

23

24

Außerordentl. Ausgaben laut beigefügtem Verzeichnis 

Bergschulneubau

213611

194

95

25

26 Anlage der Krundwasserleitnng 24649 25

28 Vorschuß für Kanalanschlüsse (Bergt. Einn. Abt. 2 Titel 6) 3643 17 4000 — 4000 —

29 Neubau des Gymnasiums 204560 99 — — — —

29a Beschaffung von phys. Apparaten, 2. Drittel 2666 66 2666 66

30 Reservefonds zum Ankauf der Gasanstalt

30a Reservefonds für Schalbauten

306 Reservefonds für eventl. Umbauten

30o Zinsen für den Bauplatz Hartenstein 480 — 480 —

30ä 4. Rate auf Rückkauf von Vauterrain vom israel. Con- 
sistorium

1500 — 1500 —

Smnma II. Außerordentliche Ausgaben 593006 30 183851 18 183851 18

Dazu Summa I. Ordentliche Ausgaben 443806 26 458498 62 458498 62

Summa aller Ausgaben 1036 812 56 642349 80 642349 80

ZuslrinmensteUuitg.
Vorgeschlagen 

für 1912

Genehmigt 
vom 

Gemeinderat 
für 1911

-4L

Gesamtbetrag der Einnahmen 659525 87 659525 87

Gesamtbetrag der Ausgaben 642349 80 642349 80

Ueberschuß der Einnahmen 17176 07 17176 07

Festgeslellt vom Gemeinderot durch Beschluß vom 1- April 1912.

Diedenhofen, den 4 April 1912 Der Bürgermeister: Serkeitheier.



Verzeichnis der außerordentlichen Ausgaben für 1910

Titel Bezeichnung der Ausgaben

Ausgaben 
nach der

Rechnung 1910

22a Erweiterung des Friedhofes in Eentringen 91 65

26a Anlagen der Wasserleitung in Terwen 6541 18

27 Vorschüsse für Wasseranschlüsse in den neuen Straßen 164 90

27a Herstellung der Wasserleitung in der Privatstraße 
Frey, Peiffert und Griebel

329 82

276 Herstellung der Wasserleitung in der Niedergentringer- 
straße nach den Häusern Kolken und Fisch

1272 16

27o Herstellung der Wasserleitung nach den Häusern Hartmann 
und Quentin in der Kais. Wilh. Promenade

248 04

27§ Ankauf des 2. Teiles der Wasserleitung des Hrn. Denz 222 50

28ä Kanalisation der Altstadt 3881 67

28s Entwässerung des Kasernements aus dem Eriesberg 68 10

29a Mobiliar für das neue Gymnasium 959 90

31 a Instandsetzung der Ringstraße 239 74

3Ie Verlängerung der Straßen nach den verkauften Bauplätzen 622 82

3lk Ausbau des Karolingerrings vor der Post 739 50

Zls Ausbau der Hildegardstraße zwischen Kaiser-Karlstraße und 
der Kaiser Wilh. Promenade

7518 72

3li Wiederherstellung der Niedergentringerstraße 1471 01

316 Herstellung der Graf Heinrichstraße 7302 96

35 Prozeßkosten 417 20

45 Ausdehnung der Anlagen am Metzertvrplatz 97o

50 Anlage einer Bedürfnisanstalt in der Ueckingerstraße 457 98

5l Beschaffung von Theaterdekorationen (2. Hälfte) 974 -3

51a Anlage einer Heizungse^ürichtung im Theater 4721 >9

55 Asphaltierung des Feuerleiterschuppens s 296 45

56 Ankauf von Terrain in Gewann Niederfeld 55186 78

566 Ankauf von Terrain in Rangwall 421 07

566 Gelände-Ankauf und Tausch für Straßenanlgaen 775 87

57 8. Rate auf Erwerb des Festungsgeländes 72755 —

58 Herstellung des neuen Meßplatzes incl. Stratzenanschlllsse 33935 58

58a Abbruch der Kriegslatrine in der Collegiumstraße 3420 57

586 Abbruch d. Mauerwerkes an der verlängerten Collegiumstr. 2579 60

58ä Instandsetzung des Luxemburgertorplatzes 759 43

58s Umänderung des Trottoirs Ecke Pariser- u. Poternenstr. 138 47

58t Erbreiterung der Burgunderringes beim alten Meßplatze 668 78

59 Renovierung des katholischen Pfarrhauses 379 37

59a Zuschuß an die Kirchenfaberik zu Beauregard zur Errichtung 
der lektrischen Beleuchtung in der Kirche u. im Pfarrhaus 425 —

60 Zuschuß an den Verein ehemaliger 6. Dragoner 100 —

61 Verlegung des Einwohner-Meldeamts 32 71

ir.
Zu übertragen 211089

-

85



ichnis der außerordentlichen Ausgaben furlNO.

Titel Bezeichnung der Ausgaben

Ausgaben 
nach der

Rechnung 1810

Uebertrag 20 89 85

62 Ankauf von 17 gin Terrain bei der Reichshalle 215 63

63 Ausbesserungen im Schulhause im Schloßhof 17 20

64 Für Kartierung von Plänen 425 68

66 Instandsetzung des gerutschten Waldweges oberhalb Eries- 
berg

3 3 10

69 Volkszählung 410 49

70 Zuschuß an den Verein Heuschreck zur Veranstaltungl eines 
Maskenzuges

300 —

71 Unterstützung an die Elsaß-Lothr. Gemeindezeitung 20 —

Summa 213611 95



Bericht 
über die 

Gemeinderatssitzmig vom 6. Mai 1912 
WaiHmittcrgs 4 Mkr.

Anwesend waren bei Eröffnung der Sitzung unter dem 
Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier die Beigeordneten 
Walkowinski, Haas u. Roth, sowie die Mitglieder Cailloux, 
Christian, Franck Joh., Frank H., Franxois, Eoedert, Dr. 
Kuborn, Dr. Medernach, Biüller, Nouviaire, Pfanschilling, 
Reuter, Richard, Salomon, Schiltz, Seimetz.

Entschuldigt die Mitglieder Denz, Röchling, Wehr
mann und Zimmer.

Schriftführer Obersekretär Klam und Sekretär Hom- 
bourger.

Tagesordnung.
1. Mitteilungen.
2. Löschung einer Hypothekareinschreibung.
3. Genehmigung von Spitalratsbeschlüssen.
4. Begutachtung eines Naturalisationsantrages.
5. Festsetzung einer Heberolle für Anliegerkosten.
6. Verkauf von Gelände.
7. Verkauf des Hauses Hospitalstraße Nr. 42.
8. Anstellung eines Fleischbeschauers.
9. Rayonangelegenheit bezgl. des Wasserreservoirs Gen

tringen.
10. Antrag auf unentgeltliche Lieferung des Wassers an 

das Obdachlosenasyl.
11. Aenderung des Vaufluchtenplanes der Staatsstraße 

Nr. 17.
12. Abbruch eines städt. Gebäudes.
13. Straßenbeleuchtungsanträge.'
14. Umbau des Treppenhauses in der höheren Mädchen

schule.
15. Antrag auf Gewährung eines der Kirchengemeinde 

Beauregard entstandenen Fehlbetrages.
16. Eehaltsregelung der Vorsteherin der höheren Mäd

chenschule.
17. Antrag der kath. Vikare um Gewährung eines städt. 

Zuschusses.
18. Gesuche um Gehalts- pp Aufbesserung.
19. Herstellung einer Abwasserreinigungsanlage.
20. Bau einer elektrischen Straßenbahn nach Eentringen.
21. Nationalspende für das Flugwesen.
Vor Eintritt in die Tagesordnung teilt der Vorsitzende 

mit, daß den Eemeinderatsmitgliedern der Sitzungsbericht 
vom 22. Februar d. Js. zugegangen sei. Unter Beschluß 
Nr. 15 Anliegerkosten für die Schwemmka- 
nalisation sei am Anfang der vorletzten Zeile ein Be
trag von 10,21 M aufgeführt. Dies sei ein Irrtum und 
müsse heißen „rd. 10,40 4l".

Der Eemeinderat heißt die Aenderung gut und 
erhebt gegen die übrige Fassung des Sitzungsberichts 
keine Einwendungen. Derselbe gilt somit als a n ge
nommen.

Der Vorsitzende bittet hierauf, die Mitteilungen, 
Punkt 1 der Tagesordnung, an den Schluß det Sitzung zu 
verlegen. Es erhebt sich kein Einspruch.

2. Löschung einer Einschreibung.
Namens dör Eheleute Bergmeier-Stuckert Architekt in 

St. Peter-Diedenhofen beantragt Notar Decker in Katten- 

hofen die Löschung einer unter Bl. 487 des Eigentumsbuchs 
Diedenhofen eingetragenen Vormerkung zur Sicherung der 
Stadt auf Rückllbertragung des Eigentums an dem Bau
platz D im Baublock 3 Ecke der Metzerstraße und des Karo» 
lrngerrings. Der Antrag wird damit begründet, daß die 
genommene Vormerkung gegenstandslos geworden sei, weil 
die Ueberbauung des frgl. Platzes stattgefunden habe.

Der Vorsitzende führt aus, daß Vergmeier fei
nen vertraglichen Verpflichtungen nachgekommen sei und 
daher der Löschung der genommenen Vormerkung Bedenken 
nicht mehr entgegenstehen.

Der Eemeinderat willigt hierauf in die 
Löschung ein und ermächtigt die Verwaltung zu deren Vor
nahme.

3 Genehmigung von Spitalralsbeschlüjsen
a> Der Spitalverwaltungs-Rat hat am 26. März d. Js. 

beschlossen, ein dem Vllrgerspital gehöriges Grundstück in 
der Untergemarkung Mackenhofen, Gewann Preimer-Längt, 
mit einem Flächeninhalt von 12,07 Ar zum Preise von 200 
Ui pro Ar an den Fabrikanten Siähler in Nieder-Jeutz zu 
veräußern.

Auf den Antrag des Vorsitzenden genehmigt der 
Gemeinderat die geplante Veräußerung und zwar un
ter der Bedingung, daß wie bei Verkäufen städt. Grund und 
Bodens ein Uebergebotsverfahren eingeleitet wird.

b) Durch Beschluß vom 26. März d. Js. hat der Spital- 
verwaltungsrat die Veräußerung von ca. 26,70 Ar, im Ei
gentum des Vürgerspitals stehenden Wiesengeländes an der 
Briqueriestraße beschlossen und den Veräußerungspreis auf 
350 -N pro Ar festgesetzt. Gleichzeitig Hat der Spitalver- 
waltungsrat, dem dies annehmenden Kaufliebhaber, Herrn 
Jng. Kuck, folgende Zahlungsbedingungen eingeräumt:

des Kaufpreises ist sofort zu entrichten, 
am 1. April 1913, 
am 1. April 1914,

der Rest am 1. April 1915.
Bis zur vollständigen Deckung der Erwerbssumme bleibt 
das Bürgerspital erster Hypothekargläubiger. Die noch aus
stehenden Kaufbeträge sind vom Kauftage au mit 4^A> zu 
verzinsen.

Auf Antrag des Vorsitzenden genehmigt 
der Eemeinderat die Veräußerung unter den vom 
Spitalverwaltungsrat festgesetzte Bedingungen und unter 
der Voraussetzung, daß ein Uebergebotsverfahren eingelei
tet wird.

4. Begutachtung eines Naturalisationsantrages.
Der Metzgermeister Ernst Nieder geb. am 12. 1. 1870 

in Dahlheim sEr.-H. Luxemburg), verheiratet mit Maria 
Nieder geb. Feiten, geb. am 24. 10. 81 zu Luxemburg be
antragt Naturalisation. Nieder besitzt durch Ab
stammung die luxemb. Staatsangehörigkeit. Derselbe ist 
von 84—87, von 89—90 und seit 1893 ununterbrochen in 
Diedenhofen unfähig gewesen, woselbst er z. Zt. eine flort- 
gehende Schweinemetzgerei und Wurstlerei betreibt. Nieder 
hat keinerlei Strafen erlitten. Die in 8 8 des Staatsange- 
hörigkeitsgesetzes gestellten Fragen können bejaht werden. 
Aus Antrag des Vorsitzenden befürwortet der Ee
meinderat die Naturalisation auf das wärm st e.

5. Festsetzung der Heberolle für Anliegerkosten.
Der Vorsitzende trägt vor, daß nach einer Ent

scheidung des Kaiser!. Rats vom 2. Dezember v. Js. die Ein
ziehung von Anliegerkostenbeträgen auf Grund des Gesetzes 
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vom 21. Mai 1879, nach den allgemeinen Vorschriften zu 
erfolgen hat, welche nach französischen Recht für die Er
hebung direkter Staatssteuern in Geltung sind. Das neu
erdings vorgeschriebene Verfahren ist in einer Verfügung 
des Kaiserlichen Ministeriums vom 6. April d. Js. — I. s. 
4164 — präzisiert und sieht als Grundlage der Eesamter- 
hebung die Aufstellung einer Heberolle vor. Die 
Stadtverwaltung hat bisher bei allen Beitreibungen von 
Anliegerkostenbeiträgen die Aufstellung einer Heberolle un
terlassen, so auch bei der Einziehung -er von den an die 
Crauserpromenade angrenzenden Grundstücksbesitzer Joh. 
Nilles, Peltrer Schwestern, Aug. Petit u. Arth. Laverny 
zu zahlenden Anliegerkosten verfahren. Während die Peltrer 
Schwestern gegen die Forderungen der Stadt auf Zahlung 
von Anliegerkosten Einspruch nicht erhoben haben, wurde die 
Forderung der Stadt durch die Eigentümer Nilles, Petit 
und Laverny im Verwaltungsstreitverfahren angefochten, 
indem sie dieselbe als unbegründet bezeichnet und die Ver
jährungseinrede geltend machten. Solange die Verwal
tung die Annahme haben durfte, daß der Vertreter der 
Gegner von de'r Entscheidung des Kaiser!. Rats vom 2. De
zember v. Js. keine Kenntnis habe, konnte die Berechti
gung des städt. Anspruchs als erwiesen gelten. Als jedoch 
der Gegner sich auf die angeführte Entscheidung belief und 
die Behauptung aufgestellt hatte, daß die Stadtverwal
tung die vom Kaiser!. Rat als erforderlich bezeichnete Hebe
rolle nicht aufgestellt habe, daher der in der Entscheidung 
vom 2. Dezember konstruierte Formfehler vorliege, zog der 
städt. Vertreter, unter Vorbehalt aller Rechte der Stadt, 
die gegen die Herren Stilles, Petit und Laverny erlassenen 
Zahlungsbefehle zurück, lehnte jedoch did Uebernahme der 
Anwaltskosten der Gegner ab. Die letztere Ablehnung 
wurde damit begründet, daß der formelle Verstoß bereits 
vor Erlaß der Entscheidung des Kaiserlichen Rats vom 2. 
Dezember v. Js. begangen worden sei und daher kein Ver
schulden der Stadtverwaltung vorliege.

Der Vorsitzende teilt alsdann den Gemeinderat mit, 
daß er das neu vorgeschriebene Erhebungsverfahren gegen 
die Angrenzer Nilles, Petit und Laverny einzuleiten beab
sichtige und zu diesem Zwecke eine Heberolle aufgestellt ha
be, die mit einer Endsumme von 8311,04 -N abschließe.
Der Anspruch gegen Nilles belaufe sich auf 3044,71 
Derjenige gegen die Schwestern der göttlich.

Bors, auf 3285,08 -N
Derjenige gegen Petit auf 983,34
Derjenige gegen Laverny auf 997,91 -N

Er bittet die Heberolle wie von der Verwaltung auf
gestellt anzuerkennen.

Der Eemeinderat heißt dieHeberolle ab
schließend mit 8311,04 gut.

6. Verkauf von Gelände.
Der Vorsitzende erläutert, daß der Eüterhänd- 

ler H. Levy am 8. Juni 1911 neben dem Neubau Harter im 
Städtpark ein städt. Gelände zur Anlage einer Automobil
zufahrt zum Preise von 8 pro <zm erworben habe. Er 
beabsichtige heute hinter seiner Villa an der Eutenberg- 
straße einen Teil städt. an den Stadtpark stoßenden Gelän
des zur Errichtung einer Automobilgarage nebst Wohnhaus 
zu erwerben und offeriere für das bebaubare, d. h. nicht in 
die Schußzone der Bastion III fallende Terrain 8 -N pro 
<zm, für das im Schußgebiet der fraglichen Bastion lie
gende zur Zeit nicht bebauungsfähige Gelände 3 Mark pro 
<M. Ferner wünsche er, daß die Stadt das ihm zur An
lage einer Automobilzufahrt abgetretene Gelände tausch
weise wieder zurücknehme. Die vereinigten Kommissionen 

haben sich einstimmig mit der Veräußerung van Gelände an 
der gewünschten Stelle einverstanden erklärt und den Preis 
ohne Rücksicht auf die Bebauungsfähigkeit auf 8 -N pro 
Po festgesetzt. Ferner waren die Kommissionen mit der 
tauschweise» Zurücknahme des von Levy zur Anlage ei
ner Automobilzufahrt bereits erworbenen Geländes einver
standen.

Im Laufe der Verhandlung der vereinigten Komissio- 
ncn, war von dem Vorsitzenden darauf hingewiesen worden, 
daß es angebracht erscheine, zur Abrundung des Villen- 
blockes Ecke der Gutenberg- und Parkstraße,gegen den Stadt- 
park zu, eine weitere Fläche von 10—15 Ar zu Bauzwecken 
oder für Eartenanlagen bereitzustellen. Nachdem die ver
einigte Kommission dieser Meinung einstimmig beigestimmt 
hatten, stellte Mitglied Wehrmann den Antrag, ihm das 
noch näher zu bestimmende restierende Gelände zu demsel
ben Preise von 8 -N pro «M zu überlassen. Die vereinigten 
Kommissionen erklären ihr Einverständnis unter der Vor
aussetzung, daß Herr Wehrmann, die Herrn Levy seiner 
Zeit aufgegebene Verpflichtung zur Herstellung einer Auto
zufahrt übernimmt. Die gleichfalls mit der Angelegenheit 
befaßte Baukommission trat der Beschlußfassung der verei
nigten Kommissionen bei und empfahl ihrerseits, da Herr 
Levy eine Autogarage nebst Wohnhaus zu errichten beabsich
tige, die Bestimmung der Bauordnung anzuwenden, nach 
welcher Gebäude mindestens 3 in von der Nachbargrenze zu 
errichten sind. Sie empfahl ferner H. Levy anheimzustellen, 
zur Erreichung dieses Zweckes einen weiteren Eeländestret- 
fen von 3 nr Breite zu erwerben.

Das weitere, nach den Vorschlägen der vereinigren 
Kommissionen zur Arrondierung des Villenblockes bereit zu 
stellende Gelände nahm die Baukommission in Augenschein, 
u. befürwortet dessen Abtretung an Herrn Wehrmann un
ter der Bedingung, daß dieser die Herrn Levy obliegende 
Ausführung der Äutozufahrt in einer Breite von 5 m, in 
Länge der Harter'schen und des von ihm zu erwerbende Ge
ländes auf eigene Kosten vornimmt, und die fragl. Zufahrt 
zur freien Benutzung überläßt.

In der sich nun entspinnenden lebhaften Debatte, wei
sen verschiedene Mitglieder des Gemeinderats darauf hin, 
daß die beabsichtigte Veräußerung von Teilen des Stadt- 
parkes zu Erregungen in der Bevölkerung geführt hat, und 
daß es zweckmäßig sei, den Park nicht zu verkleinern. Andere 
Mitglieder bezeichnen, den von den vereinigten Kommis
sionen festgesetzten Veräußerungspreis von 8 Zl pro gnr als 
zu niedrig und geben der Hoffnung Ausdruck, daß nach ei
nigen Jahren, wenn die Entwickelung der Stadt weitere 
Fortschritte gemacht habe, bedeutend höhere Preise erzielt 
werden könnten,' sie stellen daher anheim das zu ver
äußernde Gelände vorläufig zurück zu halten Nachdem iei- 
tens des Vorsitzenden darauf hingewiesen wurde, daß d-e 
von den vereinigten Kommissionen empfohlene Veräuße- 

' rung lediglich zur Arrondierung des Villenblocks nach dem 
Parkgelände zu empfohlen worden sei, und die im Publi
kum zirkulierenden Gerüchte von einer Aufteilung des Par
kes anscheinend mit der Absicht verbreitet worden seien, 
eine Erregung gegen die Stadtverwaltung herbeizuführen, 
bittet er um Abstimmung.

Der Eemeinderat sprach sich hierauf unter 
Aufhebung des Beschußes der vereinigten Kommissio
nen ein st immig gegen die Veräußerung von an den 
Stadtpark anstoßenden Geländes aus.

7. Verkauf des Hauses Hospitalftratze Nr. 42.
Der Vorsitzende führt aus, daß der Gemeinde

rat einen von Herrn Rechtsanwalt Haas gestellten Antrag
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auf Erwerb des Hauses Hospitalstraße 42 zur Prüfung und 
Begutachtung an die Kommission verwiesen und letztere die 
Veräußerung aus freier Hand an einen Liebhaber nicht als 
zweckmäßig bezeichnet, vielmehr die Ausbietung in einem 
öffentlichen Versteigerungstermine empfohlen habe. Die 
Baukommission habe ferner vorgeschlagen, die Justizver
waltung von der Ausbietung des Hausanwesens zu verstän
digen. Beigeordneter Haas erklärte hierauf, daß er auf 
den Ewerb des Hauses unter den gegebenen Umständen nicht 
mehr reflektiere.

Mit Rücksicht auf den von Herrn Haas erklärten Rück
tritt von seinem Kaufantrage, halten mehrere Mitglieder 
die Veräußerung des Hauses als nicht mehr zweckmäßig. Auf 
den Antrag des Vorsitzenden beschließt alsdann der E e - 
meinderat von einer Veräußerung des Hauses vorläu
fig Abstan d zu nehmen.

8. Einstellung eines Fleischbeschauers.
Der Vorsitzende trägt vor , daß die Regierung mit dem 

Gedanken umgehe, die Fleischbeschaugebllhren zu erhöhen 
und von staatswegen einzuziehen, um hierdurch in die 
Lage gesetzt zu werden, weitere Fleischbeschauer einstellen 
zu können. An anderen Orten bestehe Mangel an solchen 
Leuten, während dies in Diedenhofen nicht der Fall sei. 
Z. Zt. sei in Diedenhofen ein Bahninvalide namens Weyer 
ansäßig, der das Fleischbeschauerexamen abgelegt habe und 
der gegen Zahlung einer Entschädigung von 360 -N pro Jahr 
gerne bereit sei, sich an wöchentl. mehreren Tagen im städ
tischen Fleischbeschaudienste beschäftigen zu lassen. Mit 
Rücksicht auf den sonst üblichen Mangel an geeigneten Kräf
ten hält der Vorsitzende es für zweckmäßig, daß die Stadt sich 
den p. Weyer mit seinen bescheidenen Ansprüchen sichert und 
bittet ihn zu ermächtigen, den p. Weher einzustellen.

Der Eemeinderat ist mit der Einstellung des 
p. Weyer einverstanden, bewilligt einen Kredit von 360 
-ll pro Jahr und wünscht, daß mit p Weyer eine 3 monat
liche Kündigung vereinbart wird.
9. Rayonangelegenheit bezüglich des Wasserreservoirs 

in Gentringen.
Durch Beschluß vom 8. Januar d. Js. hat der Eemein

derat beschlossen einen gegen die Einbeziehung des Wasser
reservoirs in Ober-Eentringen sowie des Gemeindewaldes 
in den Rayon der Feste Ober-Eentringen erhobenen Ein
spruch fallen zu lassen, wenn

1) die Vergrößerung des Reservoirs nach dem jeder- 
zeitigen Ermessen des Gemeinderats vorgenommen werden 
kann und Reparaturen jederzeit gestattet sind,'

2) Die Abmachungen bezüglich des Wasserreservoirs 
sowohl wie auch der bezüglich der Aufforderung des Gemein
dewaldes zugestellte Bescheid vom 2. Dezemb. 1909 — J.-Nr. 
1998 — von der Reichsrayon-Kommission bestätigt werden.

Durch Schreiben der Kaiserlichen Kommandantur vom 
11. April — II J.-Nr. 906 — wird auf den vorbezeichneten 
Eemeinderatsbeschluß mitgeteilt, daß die Reichsrayon-Kom
mission am 24. 3. 12 Nr. 127/12 RRK folgende Entscheidung 
getroffen habe

„Die Zusage der Reichs-Rayon-Kommission vom 2. 12. 
„11, Nr. 576. 11. RRK. wird dahin erweitert, daß die 
„Vergrößerung des Wasserreservoirs der Stadt Diedenho- 
„fen im 1. Rayon der Feste Obergentringen nach dem Er
messen des Eemeinderats vorgenommen werden kann.

„Ausbesserungen bedürfen einer rayongesetzlichen Ge
nehmigung nicht."

Ferner teilt die Kommandantur mit, daß eine Bestä
tigung der Abmachungen bezüglich der Aufforstung des Ee- 

meirdewaldes durch die Reichsrayon-Kommission nicht für 
erforderlich gehalten würde, da es sich um eine Anlage 
handele, über deren rayongesetzliche Zuläßigkeit die Kom
mandantur allein entscheide.

Der Eemeinderat erklärt sich damit einver
standen, daß der am 10. Juni 1910 erhobene Einspruch 
nunmehr fallen gelassen wird.

10. Antrag aus unentgeltliche Lieferung des Wassers 
an das Obdachlosenasyl.

Durch Antrag vo-m 28. März bittet die Verwaltung des 
Obdachlosenasyls ihr für das Rechnungsjahr 1912 das zur 
Wirischaftführung notwendige Wasser aus der städt. Lei
tung unentgeltlich zu überlassen. Der Antrag ist damit be
gründet, daß die Finanzlage des Asyls ungünstig sei und 
der weitaus größte Teil des zu verbrauchenden Wassers zum 
Baden und Waschen von Obdachlosen verwendet würde.

Der Vorsitzende hält es für zweckmäßig, die Nieder
schlagung des Wasserabgabenbetrages bis nach Ablauf des 
Rechnungsjahres, wenn die Höhe des geschuldeten Wasser
zinses bekannt sei, zu verschieben und bittet den Gemeinde- 
rat in einer Beschlußfassung entsprechende Zusicherungeir 
niederzulegen.

Der Eemeinderat lehnt die unentgelt
lich- Wasserabgabe an das Obdachlosenasyl ab und stellt 
demselben in Aussicht, daß nach Ablauf des Rechnungs- 
lahres einem Anträge auf Erlaß des für Wasserlieferung 
durch das Obdachlosenasyl geschuldeten Betrages entsprochen 
werden würde, wenn die Finanzlage des Asyls immer noch 
ungünstig sei und kein Mißbrauch in der Wasserverwendung 
ermittelt werde. -—

11. Aenderung des Baufluchtenplanes der 
Staatsstraße Nr 17.

Namens der B au ko m m i ssi o n erstattet der Vor
sitzente folgenden Bericht'

„Durch Errichtung des Neubaues der Firma Ribolzi, 
Coiti u. Sempiana in der Hettingerstraße-St. Franz 
wird die Abänderung der Fixpunkte des Baufluchtenpla
nes der Staatsstraße Nr. 17 in der Ortsdurchfahrt Die
denhofen zwischen den Punkten 11 und 15 einerseits und 
10 und 12 andererseits notwendig.

Der Herr Bezirkspräsident bittet durch Verfügung 
vorn 18. 2. d. Js. — V 1295 — um Herbeiführung eines 
entchrechenden Gemeinderatsbeschlusses.

Da gegen die vorgeschlagene Neufestlegung der Bau
flucht nichts zu erinnern ist, und die Firma Ribolzi, 
Coiti und Sempiana sich entsprechend dem Ersuchen des 
Herrn Bezirks-Präsidenten mit der Aenderung des Vau- 
fluchtenplanes einverstanden erklärt hat, schlägt die 
Kommission dem Eemeinderat vor, die vorgeschla
gene Aenderung g u t z u h e i ß e n."

Der Eemeinderat beschließt entsprechend dem Kom- 
missious-Vorschlag.

12. Abbruch eines städt. Gebäudes.
Der Vorsitzende erläutert, daß der Eigentümer 

Davills verstorben und dessen Haus in der Magazinstraße 
auf Grund eine notariellen Aktes vom 11. 6. 1909 an 
die Siadt übergegangen sei. Anläßlich einer Besichtigung 
des Hauses durch die Baukommission sei festgestellt worden, 
daß eine weitere Benutzung der Wohnräume des Hauses 
nicht mehr möglich sei, die Vornahme kostspieliger Jnstand- 
setzunxsarbeiten jedoch nicht zweckmäßig erscheine. Die Bau
kommission hat daher beschlossen im Hinblick darauf, daß s. 
Zt. der Erwerb in erster Liniö erfolgt sei, um mit der
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Verbreiterung der Magazinstraße beginnen zu können, die 
alsbaldige Niederlegung des Gebäudes zu empfehlen.

Nachdem aus der Mitte des Eemeinderats die Anfrage 
gestellt worden war, ob die Sicherheit des Nachbarhauses 
durch den Abbruch des Hauses Davillo nicht in Mitleiden
schaft gezogen würde und der Vorsitzende diese Befürchtung 
auf Grund eines technischen Gutachtens des Stadtbauamis 
verneint hatte, beschließt der Gemeinderat 
einstimmig, den beabsichtigten Abbruch g utzu hei
ße n und den erforderlichen Kredit zu bewilligen.

13. Stratzenbeleuchtungsanträqe.
Der Vorsitzende bittet um Vertagung, weil ihm die 

seitens des Gaswerks in Aussicht gestellten Vorschläge noch 
nicht zugegangen seien.

Der Gemeinderat ist e i n v e r st a n d e n.

14. Umbau des Treppenhauses in der höheren 
Mädchenschule

Seitens des Ksl. Ministeriums wird in einer Verfü
gung vom 9. Februar d. Js. — O. S. 1156 — darauf hin
gewiesen, daß das Treppenhaus der höheren Mädchenschule 
Mängel aufweist, die für die Schülerinnen gefahrdrohend 
sind. Eine Besichtigung der höheren Mädchenschule hat er
geben, daß eine Verlegung des Treppenhauses ohne um
fangreiche und kostspielige llmbauarbeiten nicht möglich ist, 
daß dagegen die anhaftenden Mängel durch einen U m - 
bau des Treppenhauses auf ein Minimum reduziert wer
den können. Entsprechend einem Vorschläge des Stadtbau
amts hat die Baukommission empfohlen, die nach dem l. 
und 2. Stockwerke des Schulgebäudes führenden steilen 
Treppen zu beseitigen und durch neue 1,20 in breite bequem 
begehbare Eichenholztreppen mit vergipster Unteransicht zu 
ersetzen. Die im Erdgeschoß befindliche Eingangstüre wird 
zum Fenster und das vorhandene Fenster zur Türe umge- 
baut werden. Die Eesamtumbaukosten erfordern eine Aus- 
wendung von 850 -N.

Der Gemeinderat beschließt den Umbau des 
Treppenhauses nach dem Vorschläge der Baukommission und 
bewilligt den erforderlichen Kredit von 850 oN.

15. Antrag aus Gewährung eines der Kirchengemeinde 
Beauregard entstandenen Fehlbetrages.

Der Kirchenrat der kath. Kirchengemeinde Beaure
gard bittet gemäß K 65 der Eem.-Ordn. um Deckung eines 
pro 1911 entstandenen Fehlbetrages von 153,94 
um mit demselben acht noch rückständige Rechnungen für 
der Kirchengemeinde gemachte Lieferungen begleichen zu 
könuen.

Der Eemeinderat bewilligt auf Antrag des 
Vorsitzenden den zur Deckung des Defizits erforderlichen 
Betrag von 153,94

Anschließend hieran trägt der Vorsitzende vor, daß die 
Kirchengemeinde Beauregard auf die Kosten für Einfüh
rung des elektrischen Beleuchtung in der Kirche daselbst noch 
1551,02 -N schulde und an den Gemeinderat mit der Bitte 
herangetreten sei, zur Deckung dieses Betrages einen städt. 
Zuschuß zu bewilligen. Die Kirchengemeinde habe f. Zt. zu 
den auf 850 -N veranschlagten Kosten vom Eemeinderat 
einen Zuschuß von 425 -N bewilligt erhalten und alsdann 
eine Beleuchtungsanlage ausführen lassen, die eine Auf
wendung von 3800 -N bedingte. Die Beleuchtungsanlage 
an sich sei zu luxuriös hergestellt worden, weswegen er nicht 
für Bewilligung eines weiteren städt. Zuschusses eintreten 
könne. Mitglied Francois bestreitet, daß bei der

Beleuchtungsanlage zu viel Luxus an den Tag gelegt wor
den sei und erwähnt, daß den Kirchenfabriken Diedenhofen 
und Eentringen für Beleuchtungsanlagen in den dortigen 
Kirchen je ein Drittel der Herstellungskosten von der Stadt 
zugefchossen wurden. Er beansprucht für Beauregard einen 
gleichen Zuschuß, sodaß nach Abzug der bewilligten 425 -N 
von rechtswegen noch rund 780 -R zu bewilligen wären. 
Mitglied Richard äußert sich in gleichem Sinne. 
Beigeordneter Haas empfiehlt die Bewilligung 
einer letzten Zuwendung von 300—400 Mitglied
Salomon regt die Gewährung eines Zuschusses von 450 

an, der in jährlichen Raten von je 150 -N zur Auszah
lung kommen könne. Mitglied E h r i st ia n tritt für 
Bewilligung eines weiteren Barzuschusses von 500 ein. 
Die M i t g l i e d e r Dr. Medernach und Frank 
sprechen sich für Verweisung an eine Kommission aus.

Die vom Vorsitzenden alsdann vorgenommene A b - 
stimmung ergab folgendes Resultat:

Der Antrag des Vorsitzenden auf Ablehnung 
des Gesuches um Gewährung eines weiteren Barzuschusses 
wurde z u r ü ck g e w i e s e n. Der Antrag desKir- 
chenrats auf Bewilligung eines Zuschusses in Höhe eines 
Drittels der Eesamtherstellungskosten, wovon der bereits be
willigte Zuschuß in Abzug zu bringen wäre, wird gleichfalls 
abgelehnt. Auch der Antrag auf Bewilligung von 
400 wurde abgelehnt, dagegen dem Antrag 
auf Gewährung einer letztem Beihilfe von 300 -N ent
sprochen. Der erforderliche Kredit wird bewilligt.

16. Gehaltsregelung der Vorsteherin der höheren 
Mädchenschule.

a) Der Vorsitzende erläutert, daß der von Mar- 
kirch nach Diedenhofen versetzten Vorsteherin der höheren 
Mädchenschule, Frl. Döring, von ihren auswärts zugebrach
ten Schuljahren sechs angerechnet worden seien und dieselbe 
demnach heute in Diedenhofen ein Einkommen von 3000 -n 
beziehe. Frl. Döring sei vorstellig geworden, mit der 
Bitte, ihn drei weitere Jahre anzurechnem, da sie in Dieden- 
yofen von ihrem Eeharre eine Wohnung mieten müsse, die 
sie unter 700 -N nicht gefunden habe. Ihr Einkommen stelle 
sich somit heute auf nur 2300 -K, während sie in Markirch 
neben freier Wohnung 2600 bchogen hätte. Wenn ihr 
weitere drei Jahre hinzugerechnet würden, dann erhalte 
sie 250 -R mehr an Gehalt. Im letzteren Falle betrage ihr 
Einkommen hier immer noch 50 oR weniger als in Mar
kirch. Selbst wenn Frl. Döring eine billigere Wohnung 
ausfindig machen sollte, die sie im günstigsten Falle für 600 
-K pro Jahr erlangen könne, hätte sie trotz der Anrechnung 
weiterer drei Jahre eine Besserstellung gegenüber Markirch 
von höchstens 50 -R pro Jahr erreicht.

Der Eemeinderat bewilligt die Anrechnung 
dreier weiterer auswärts zugebrachter Dienstjahre und 
gewährt den erforderlichen höheren Kredit.

b) Sodann führt der Vorsitzende weiter aus, daß Frl. 
Döring, da ohne akadem. Vorbildung, den Unterrricht in 
Physik und Chemie an der höheren Mädchenschule nicht 
übernehmen könne. Es sei daher notwendig, einen Ober
lehrer für diese Fächer zu gewinnen und käme nach Rück
sprache mit Hrn. Eymnafialdirektor Dr. Stephan der in 
diesen Fächern am Gymnasium tätige älteste Oberlehrer, 
Pros. Jaschke in Frage, der sich zur Unterrichtserteilung 
bereit erklärt habe.

Nachdem ein Mitglied darauf hiegewiesen hatte, daß 
Herr Jaschke bereits an der Bergschule Unterricht erteile 
und daher wohl eine andere Lehrkraft gewählt werden 
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müßte, beschließt der Eemeinderat die Ertei
lung des Physik- und Themieunterichtes an der höheren 
Mädchenschule einem Oberlehrer zu übertragen.

Mit allen gegen eine Stimme befürwortet alsdann der 
Eemeinderat die Uebertragung der Unterrichtsstunden an 
Hrn. Oberlehrer Pros. Jaschke.
17. Antrag der kath, Vikare um Gewährung eines 

städt. Zuschusses.
Der Vorsitzende trägt vor, daß der Antrag der 

kath. Vikare auf Gewährung eines städt. Zuschusses zu 
ihrem Gehalte dem Eemeinderat am 2. Oktober v. Is. vor
gelegen, und dieser die Verwaltung mit der Einziehung 
von Material in anderen Städten beauftragt habe. Das 
bei den Städten Straßburg, Mülhaufen, Metz, Colmar, 
Hagenau, Sargemünd, Markirch, Eebweiler, Saarburg und 
Forbach eingeforderte Material ergäbe, daß die ihrer Große 
nach mit der Stadt Diedenhofen zu vergleichenden Städte 
ihren Vikaren Beihilfen aus ihren Mitteln in Höhe von 
300—600 Ul gewähren, während Diedenhofen bisher keinen 
Zuschuß leistet. Er bittet, den Vikaren in Diedenhofen 
einen städt. Zuschuß von je 400 zu bewilligen, von der 
Bewilligung eines Zuschusses an den Veauregarder Vikar 
abzusehsn, da dieser infolge Eratisgewährung von freier 
Station im BUrgerspital eine Ausnahmestellung einnähme.

Der Eemeinderat spricht sich hierauf einstim - 
mig im Prinzip für die Bewilligung eines städt. Zu
schusses aus.

Der Vorsitzende beantragt alsdann die zu bewil
ligende Entschädigung auf je 400 -A pro Jahr festzusetzen, 
während Mitglied Müller die Gewährung von 600 

beantragt.
Der Eemeinderat entschied sich für Beihil

fen von je 600 -N und bewilligte den erforderlichen 
Kredit.

Mitglied Fran^ois beantragt nunmehr, dem 
Veauregarder Vikar den von der Stadt gewährten Zuschuß 
in Aussicht zu stellen, falls er die freie Station im Bürger- 
spital aufgeben sollte. Der Vorsitzende hält eine derartige 
Beschlußfassung nicht für zweckmäßig, da aus derselben sehr 
leicht Weiterungen zu erwarten seien. Mitglied Dr. 
Niedern ach beantragt den Finanzkommissionsbeschluß 
vom 28. September vorigen Jahres, nach welchem dem 
Veauregarder Kaplan infolge seiner günstigeren Lage kein 
städt. Zuschuß gewährt, dagegen die Veauregarder Kirchen- 
fabrik zur Bewilligung einer Zulage von 100—200 unge
halten werden soll, zum Beschlusse zu erheben. Die prinzi
pielle Stellungnahme nach dem Anträge des Mitgliedes 
Franyois hält er ebenfalls unratsam.

Der Gemeinderat beschloß entgegen dem 
Antrag Fran 9 ois, daß der Veauregarder Vikar von 
der Gewährung der städt. Beihilfe ausgenommen sein 
soll und bezl. seiner der Kirchenfabrik Beauregard aufzu- 
geben ist, ihm den, die Gleichstellung mit den Diedenhofe- 
ner Vikaren herbeiführenden Betrag zu bewilligen.

18. Gesuche um Gehalts pp Ausbesserung.
Der Vorsitzende erläutert, daß anläßlich der Vor- 

beratungen über das Budget einige Beamten-Eesuche vor
gelegen haben, deren Verhandlung im Gemeinderat noch 
notwendig sei. Er trägt die Gesuche alsdann einzeln vor:

u) Sekretariatsassistent Müller Littet 
um Beförderung zum Sekretär. Müller gehört der Ge
haltsklasse B VII an und würde infolge Beförderung in 
die Eehaltklasse B III 2000—3400 -N einzureihen sein. 
Eine Mehrbelastung des Budgets würde vorderhand nicht 
eintreten.

Der Eemeinderat beschließt dem Antrag der ver
einigten Kommissionen entsprechend, die Verwaltung zu 
ermächtigen, die Beförderung des p. Müller zum 
außeretatsmäßigen Sekretär vorzunehmem Das Besol- 
dungsdienstalter wird derart festgesetzt, daß p. Müller seine 
nächste Eehaltssteigerung mit 150 -N am 1. April 1913 er
hält.

d) PolizeiregistratorDreetz bittet um Ein- 
reihung in Eehaltsklasse V VII und Beförderung zum Se- 
rretariatsassistenten.

Die vereinigten Kommissionen haben den Antrag be
fürwortet und empfehlen die Ernennung zum Sekretariats
assistenten mit der Maßgabe, daß Dreetz sofort ein Gehalt 
von 1800 -A erhalten und in 2 Jahren — 1. April 1914 — 
in die Gehaltsstufe 3 der Klasse B VII steigen soll. Da 
Dreetz Lei 1800 Gehalt 50 -A mehr bezieht als dies die 
Eehaltsklasse B VII vorsieht, wird seine nächste Steigung 
zur Herbeiführung des normalen Zustandes nur 200 be
tragen können.

Der Eemeinderat erklärt sein Einverstänv- 
n i s.

.) Polizeiwachtmeister Klaine Littet ihm 
auf sein Vesoldungsdiensthalter eine Anzahl von Jahren 
anzurechnen, die bei Aufstellung der Dienst- und Gehalts
ordnung außer Betracht geblieben sind.

Der Eemeinderat beschließt einem Antrag der 
vereinigten Kommissionen entsprechend dem p. Klaine drei 
weitere Dienstjahre anzurechnen, sodaß er am 1. 4. 1912 
ein Eehalr von 2000 bezieht.

(I) T e ch n. Sekretär Radtke hat um Anrech
nung dreier bei fremden Behörden zugebrachter Dienstjahre 
gebeten und da dieser Antrag von den vereinigten Kommis
sionen ablehnend befürwortet worden ist, neuerdings be
antragt die Gehaltsordnung Klasse B III derart abzuän- 
dern, daß die vier Eehaltssteigungen von 200 vor dieje
nigen von 150 rangieren.

Der Eemeinderat unter Abänderung des ab
lehnenden Kommissionsbeschlußes beschließt, die Verwal
tung zu ermächtigen, dem p. Radtke auf sein Besoldungs- 
dienstalter drei seiner bei fremden Behörden zugebrachten 
Dienstjahre anzurechnen. Der gestellte Suplementarantrag 
auf Umrangierung der Steigungsstufen, dem sich die Se
kretäre Hombourger und Müller angeschlossen hatten, konn
te nunmehr außer Betracht gelassen werden.

e) Der Va u t e ch n i k e r Schifferdecker hat um 
lebenslängliche Anstellung gebeten.

Die vereinigten Kommissionen haben die definitive 
Anstellung ablehnend begutachtet, dagegen empfohlen, die 
Rührigkeit des p. Schifferdecker dadurch anzuerkennen, daß 
ihm die Vauzulage für Beaufsichtigung der Arbeiten am 
Gymnasiumneübau in Höhe von 30 monatlich bis auf 
weiteres zugebilligt wird.

Der Eemeinderat schließt sich diesem Vorschläge 
an.

t) Architekt Münster bittet um Eewayrung 
einer Gehaltszulage von 80 -N pro Monat unter Einbezug 
der ihm bisher bewilligten Bauzulage für Leitung des 
Eymnasiumneubaues in Höhe von 50 -N pro Monat.

Die vereinigten Kommissionen lehnen die Befürwor
tung einer Gehaltszulage von monatlich 80 ab, empfeh
len dagegen dem Eesuchsteller die bisher für Leitung des 
Gymnasiums Neubaues gewährte Bauzulage von 50 -N pro 
Monat bis auf weiteres zu belassen.

Der Eemeinderat faßte einen entsprechender 
Beschluß.
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§) Der TechnikerBobbert bittet um Ein
reibung in die Gehaltsskala und anderweitige Regelung 
seiner Anstellungsverhältnisse.

Die vereinigten Kommissionen empfehlen dem Eemein
derat das Gehalt des p. Bobbert von 1800 auf 2000 »ll zu 
erhöhen, im übrigen aber die Anstellungsverhältnisse un
verändert zu lassen.

Der Gemeinderat faßte einen diesbezügli
chen Beschluß.

b) Der Kriminalschutzmann Würtz bittet 
um Gewährung einer außerordentlichen, dauernden Zulage 
für seine Ausgaben, die er bei Ausübung des Kriminal- 
dienstes machen muß.

Der Vorsitzende empfiehlt die Bewilligung eines 
Betrages von 120 -N pro Jahr, BeigeordneterHaas 
tritt für Gewährung von 300 ein, während Mitglied 
Salomon sich für eine Zuwendung von 200 -N pro Jahr 
ausspricht.

Der Gemeinderat stimmt dem Anträge Sa
lon: o n bei und bewilligt dem Kriminalschutzmann Würtz 
eine nicht pensionsfähige Zulage von 200 -N pro Jahr.

i) Zur Vermeidung von Oktroihinterziehungen ist die 
H e b e st e l l e an der Straße nach Monhofen wiever 
in den Dienstbetrieb ausgenommen worden. Zum Ein
nehmer ist der Oktroihilfseinnehmer Braunshausen bestellt 
worden. Es sind demselben die 120 -N pro Jahr betragen
den Bürokosten zu bewilligen.

Nach einer kurzen Debatte über die Zweckmäßigkeit 
der fraglichen Hebestelle bewilligt derEemeinde- 
rat den geforderten Bürokostenkredit von 120 pro Jahr.

j) Der Vermessn ngsarbeiter Bausch bkttet 
um Erhöhung seines Einkommens.

Der Eemeinderat lehnt entsprechend dem 
Verschlage der vereinigten Kommissionen das Gesuch des p. 
B^u'ch ab.

b) D e r Spitalchefarzt Herr Dr. Hasse 
bittet ihm die Untersuchung der unter Sittenkontrolle 
stehenden Frauenspersonen zu überweisen.

Der Gemeinde rat ist der Ansicht, daß die Kon
trolle dem Stadtarzte zu belassen ist und lehnt den An
trag des Herrn Dr. Hasse a b.

19. Herstellung einer Abwasserreinigungsanlage.
Auf Antrag des Vorsitzenden erklärt sich der Gemeinde- 

rat mit einer Vertagung der Angelegenheit bis zur 
nächsten Eemeinderatssitzung einverstanden.

20. Bau einer elektrischen Straßenbahn nach 
Gentringen.

BeigeordneterHaas beantragt eine Ver
tagung auszusprechen, bis die Angelegenheit betreffend 
Auszahlung der Entschädigungen für die in den Rayon der 
Feste Gentringen einbezogenen Grundstücke erledigt sei. 
Der Vorsitzende bittet gleichfalls um Vertagung, 
da die Vorarbeiten zur Ausführung einer Straßenbahn 
nach Gentringen noch nicht beendet seien.

Der Eemeinderat vertagt die Angelegen
heit auf vorläufig 6 Monate.

21. Nationalspende für das deutsche Flugwesen.
Der Vorsitzende weist auf einen Aufruf hin, der 

auch in den hiesigen Zeitungen erschienen ist, und die Grün
dung einer Nationalspende für das Flugwesen zum Gegen
stände hat. Er hält es für zweckmäßig, daß die Stadt aus 
prinzipiellen Gründen sich an der Sammlung beteiligt und 
stellt dem Eemeinderat anheim, einen Beitrag von 200 <t 
zu bewilligen.

Der Eemeinderat bewilligt als Beitrag der 
Stadt zu der Nationalspende für das Flugwesen eine Sum
me von 200 und bestimmt, daß der Betrag an die Redak
tion der Lothringer Bürger-Zeitung, die eine Sammelstelle 
eingerichtet habe, abzuliefern ist.

Mitteilungen.
a) Der Vorsitzende teilt mit, daß die landespolizeilichs 

Abnahme der elektrischen Fentschtalbahn sowie eine Probe
fahrt, am Dienstag, den 7. Mai stattfinden werde und die 
Eröffnung des Betriebes der Bahn für den nächsten Tag in 
Aussicht genommen sei.

Sodann führt er aus, daß die Presse sich mit der In
betriebnahme der Bahn sehr angelegentlich befaßt, und die 
Stadtverwaltung ebenfalls keine Schritte unterlassen habe, 
die Vetriebseröffnung nach Möglichkeit zu beschleunigen 
Unter anderem habe die Stadtverwaltung am 11. März sich 
an das Ksl. Ministerium gewendet und dringend die Eröff
nung der Bahn erbeten. Nachdem dieser Antrag erfolglos 
geblieben, sei die Stadt mit einer von ihr ausgehenden 
Kollektiveingabe, gemeinschaftlich mit den im Zuge der 
Fentschtalbahn und der Bahn nach Fameck und Algringen 
liegenden Gemeinden, beim Ksl. Ministerium vorstellig ge
worden. Er persönlich habe anläßlich seiner Anwesenheit 
in Berlin bei der Reichseisenbahnbehörde Schrittb unter
nommen, und schließlich habe er auf der Rückreise von Ber
lin im Ministerium in Straßburg vorgesprochen, um die 
Betriebsübergabe der Bahn möglichst zu fördern. Sowohl 
aus einigen zur Verlesung gebrachten Schriftstücken, die 
bei der Stadtverwaltung eingogangen sind, sowie aus den 
Verhandlungen mit den Regierungsbehörden in Berlin und 
Straßburg gehe klar und deutlich hervor, daß die in der 
Presse gegen die Regierung erhobenen Vorwürfe, diese ver
schulde die Verzögerung der Betriebseröffnung der Fentsch
talbahn, ungerechtfertigt seien. Er habe die Ueberzeugung 
gewonnen, daß die Bahngesellschaft allein schuldig sei. So 
habe er beispielsweise in Straßburg erfahren, daß bei sei
ner Anwesenheit dortselbst seitens der Vahngesellschaft nicht 
einmal die landespolizeiliche Abnahme der Bahn beantragt 
gewesen sei, und zur Beantwortung eines Schreibens der 
Regierung die Bahngesellschaft sich vom Monat Februar 
bis Monat Dezember 1911 Zeit genommen habe. Die Re
gierung habe sich im Uebrigen mit der sofortigen Ve
triebseröffnung der Fentschtalbahn einverstanden erklärt 
unter der Bedingung, daß die Vahngesellschaft sofort eine 
Kaution von 30 000 hinterlege und die Verpflichtung 
eingehe, die Novöant-Eorze-Bahn bis zum l. Dezember 
fertiazustellen und in Betrieb zu nehmen. Für jeden Mo
nat der Verspätung sind weitere 10 000 -N Konventional
strafe verfallen. Die Bahnbaugesellschaft habe diese Be
dingungen angenommen und der Betriebseröffnung der 
Fentschtalbahn stünden Bedenken nicht mehr entgegen. 
Der Vorsitzende begrüßt alsdann die mit so vielen Schwie
rigkeiten verknüpft gewesene, nun aber endlich in Aussicht 
gestellte baldige Eröffnung der Bahn und hofft, daß die 
Stadt Diedenhofen aus derselben einen reichen Zuzug von 
außerhalb erhalten werde und daß mit dem Zeitpunkte der 
Betriebseröffnung für die Stadt Diedenhofen eine neue 
Periode der Entwickelung und Ausdehnung beginnen 
möge.

b) Der Vorsitzende gibt dem Gemeinderat Kenntnis 
von seinen bezl. der Vermehrung der Garnison Diedenhofen 
im Kgl. Kriegsministerium gepflogenen Verhandlungen 
und führt aus, daß er nach Rücksprache mit den verschie
denen Instanzen, die alle der Stadt Diedenhofen gut ge
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sinnt seien, zum Schlüsse mit den Vertretern des Königli
chen Kriegsministeriums in Berlin Herrn Oberstleutnant 
Friedrich und Herrn Major Freiherr' von Knipphausen, 
folgende Vereinbarung abgeschlossen habe:

„Verhandelt Berlin, den 18. April 1912.
„Am heutigen Tage fanden zwischen dem Herrn Bür

germeister der Stadt Diedenhofen und Vertretern des 
„Kriegsministeriums Besprechungen dahingehend statt, in
wieweit die Statd Diedenhofen bereit ist, im Falle einer 
„Garnisonvermehrung um ein Infanterie-Bataillon und 
„s Bespannungsabteilung der Heeresverwaltung Zuge
ständnisse zu machen.

„Der Vertreter der Stadt erklärt sich zu folgenden 
„Leistungen bereit: 1. Beim Bau einer Offizierspeiseanstalt 
„stellt die Stadt Diedenhofen Gelände zur Verfügung mit 
„folgenden Modifikationen:
„ Entweder a. 30 Ar kostenlos an der Ecke Briquerie- 
„ Straße und Spanier-Ring
„ oder d. 30 Ar an anderer Stelle in der Nähe
„ der Altstadt zum halben Preis
„ oder c. Für die Artillerie-Offizierspeiseanstalt 
„ hat die Militärverwaltung im Block 24
„ noch 43 Ar liegen; falls zum Bau die-
„ ser Anstalt 30 Ar hinreichen würden, ist
„ die Stadt bereit die überflüssigen 13
„ Ar einzutauschen und an anderer günsti-
„ ger Stelle 30 Ar kostenlos dafür herzu-
„ geben
„ oder aber: Die Stadt gibt im Anschluß an die 43 
„ Ar im Block 24 noch 17 Ar kostenlos
„ hinzu.
„2. Auf die Anliegerkosten für beide in Frage stehenden 
„Speiseanstalten leistet die Stadt Verzicht.
„3. a. Zur Erweiterung oder Neüanlage von weiteren 
„Schießständen zahlt die Gemeinde einen Zuschuß von 5000 
,,-tt oder b. Die Stadt gibt hinter dem Eentringer Fort 
„von ihrem dort liegenden Stadtwald an einer geeigneten 
„Stelle (am Rande des Waldes oder direkt daneben) 2 lia 
„kostenlos ab unter der Bedingung, daß die Stadt den Wald 
„selbst vorher abforsten darf.

Die Erklärungen der Stadt gelten als bindend, 
v g. u.

gez. Friedrich gez. Berkenheier
Oberstleutnant. Bürgermeister.

gez. Frh. v. Knipphausen
Major.

Anschließend an die Verlesung vorstehender Vereinba
rung teilt der Vorsitzende mit, daß dieselbe von der Be
schlußfassung des ISemeinderats insofern abweicht, als sie 
die Abgabe von 2 ba Gelände in der Nähe des Stadtwal
des zur Anlage von Schießständen vorsieht. Er bittet die 
getroffene Abmachung, insbesondere insoweit sie von ven 
vom Eemeinderat in der vertraulichen Beschlußfassung vom 
15. 4. 1912 gemachten Zugeständnisse abweicht, nachträglich 
gutzuheißen.

Der Eemeinderat erklärt sich einstimmig 
einverstanden.

o) Anläßlich seiner Anwesenheit in Berlin ist der Vor
sitzende auch bei der Reichseisenbahn- und Postbehörde vor
stellig geworden. Ueber die bei diesen Behörden vorgenom
menen Schritte berichtet er folgendes: Bei dem Reichsamt 
für Verwaltung der Reicheisenbahnen habe er über die 
Bahnhofserweiterung in Diedenhofen Erkundigungen ein
gezogen und erfahren, daß die Enquote über die Bahnhofs
erweiterung demnächst eingeleitet würde. Das Bahnhofs
empfangsgebäude, welches mit einen Kostenaufwand von 
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780 000 oü errichtet werde, käme etwa 200 Meter weiter 
Moselaufwärts zu liegen als das augenblickliche Stations- 
Gebäude. Von dem am Schlachthause gelegenen bahnfiska- 
lischen Platze, der z. Zt. für den großen Monatsviehmarkt 
mitbenutzt werde, solle ein Teil in den Bahnhof einbezo
gen werden; ob der Viehmarktplatz alsdann noch hinrei
chend groß genug bleibe, könne erst nach Eingang der ihm 
in Aussicht gestellten Pläne ermittelt werden. Die Eissn- 
bahnverwaltung sei nicht abgeneigt Anschlußgeleise zu ge
währen, warte jedoch diesbezl. Anträge ab. Auf seine 
Anfrage, ob mit Rücksicht auf die Kanalisierung der Mosel 
von Metz bis Diedenhofen und die evtl. Anlage eines Ka-. 
nalhafens in Diedenhofen seitens der Eisenbahnverwaltung 
für die Industrie Sammelfrachten zu niedrigen Transporr- 
sätzen eingeräumt würden, sei ihm fein negativer Bescheid 
zuteil geworden, der seine Begründung in der Gegnerschaft 
der Eisenbahnbehörden zur Moselkanalisierung habe.

rl) Bei dem Reichspostamt wurde eine Prüfung der 
Frage betreffend die Paketannahme in Diedenhofen zugesi- 
chcrt. Ebenso wurde in Aussicht gestellt, daß die' Besserung 
in der Postbestellung in den Annexen einer eingehenden 

Revision unterzogen würde. Schließlich wurde auch eine 
Anregung auf Errichtung von Briefmarkenautomaten in 
Diedenhofen wohlwollend aufgenommen.

o) Herr Oberst Freyer hat der Stadtverwaltung eine 
Einladung zu der Regimentsfeier zugestellt und um Ent
sendung des Bürgermeisters, eines Herrn der VerwaMng, 
sowie zweier Herren des Eemeinderates zu dem am 17. Mai 
nachmittags 2L Uhr im Regimentshause stattfindenden Fest
mahle des Offizierskorps gebeten. Der Vorsitzende teilt 
mit, daß er der Einladung des Herrn Regiments-Komman- 
deurs entsprechen u. auch ein Beigeordneter am Festmahle 
teilnehmen werde; er bittet als Vertreter des Gemeinde- 
rats die Herren Mitglieder Christian und Zimmer zu ent
senden.

Der Gemeinderat erklärte sich einverftan- 
d e n.

1) Seit längerer Zeit gehen von auswärts woh
nenden Personen Anträge auf Aufnahme ihrer schulpflich
tigen Kinder in den Elementarschulklassen der Stadt Die
denhofen ein. Den Anträgen ist , wenn in den städt. Schu
len Platz vorhanden war, stets unter der Bedingung ent
sprochen worden, daß pro Kind und Schuljahr ein Schul
geld von 6 -R entrichtet werde. In letzterer Zeit haben 
sich die Anträge auf Aufnahme in die evangelischen Schul- 
klassen derart vermehrt, daß die Herbeiführung einer 
Stellungsnahme oes Eemeinderats ratsam erscheint. Der 
Vorsitzende empfiehlt, die Verwaltung zu ermächtigen, alle 
derartigen Gesuche ablehnend zu bescheiden und den zur Zeit 
die hiesigen Klassen besuchenden auswärtigen Schulkindern 
zu eröffnen, daß vom Beginn des nächsten Schuljahres ab, 
der Besuch der Diedenhofener Schulklassen nicht mehr gestat
tet werde.

Der Gemeinderat erklärt sich einverstan
den.

8°) Die schulärztliche Pflege hat nach einem Be
richte des Herrn Schularztes Dr. Giß, der den Herren Mit
gliedern des Eemeinderats zur Einsichtnahme zurVerfügung 
steht, eine Besserung in den Gesundheitsverhältnissen der 
Schüler und Schülerinnen ergeben. In der Beauregarder 
Schule liegen die Verhältnisse am günstigsten.

b) Der Bezirkspräsident hat durch Verfügung vom 26. 
3. d. Js. — II 2426 — die Versetzung des Lehrers L e- 
fovre zu Remilly nach Diedenhofen angeordnet.

i) Durch Verfügung des Herrn Bezirkspräsidenten vom 
29. 3. d. Js. — J.-Nr. II 2433 — ist Frl. OlgaKrenzin
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von Nieder-Jeutz an die evangelische Elementarschule nach 
Diedenhofen versetzt worden.

j) Durch Verfügung des Oberschulrats vom 29. 3. o. 
Js. — J.-Nr. O. S. 2330 I — wird mitgeteilt, daß die 
Lehrerinnen an der höheren Mädchenschule Frl. Gertrud 
Paetzold und Frl. Fridrike Zirkenbach, sowie die 
Handarbeitslehrerin Frl. Berkenheier fest angestellt 
worden sind.

ü) Der städt. Fischmarkt hat im Rechnungsjahre 
1912 mit einem Ueberschuß von 53,51 -tt abgeschlossen. Ver
einnahmt wurden 5008,13 -N, verausgabt 4954,62 Es 
sind 20 930 Pfd. der verschiedenen Fischarten abgesetzt wor
den.

N Die Schiedsgerichtsangelegenheit mit 
der Firma Stoll ist durch rechtsgültigen Schiedsspruch ent
schieden. Der Firma Stoll sind von der Forderung in Höhe 
von 1600 550 -N zugesprochen worden, sodaß die Stadt
immerhin ca. 1100 profitiert hat von denen etwa 300 .N 
Unkosten abgehen. Von den Kosten des Verfahrens hat die 
Stadt ein Drittel, die Firma Stoll zwei Drittel zu tragen.

Beigeordneter Haas wünscht, daß bei Streitigkeiten 
der Stadt mit ihren Unternehmern oder Lieferanten, das 
schiedsrichterlicher Verfahren ausgeschlossen sein solle und 
bittet um eine' entsprechende Rektifizierung der Verge- 
bungs- und Lieferungsbegingungen.

w) Der Eabelsberger Stenographen-Verein 
dankt für die Ueberweisung eines städt. Lokals zur Abhal
tung von Unterrichtsstunden.

u) Im Stadtwalde hat am 28. April d. Js. ein W a l d- 
brand stattgefunden, der sich auf ca. 5 da Waldfläche 
ausgedehnt und einen Schaden von etwa 300 -N pro bu 
verursacht hat. An den Löschungsarbeiten haben sich in her
vorragender Weise eine Abteilung der9. Batt. des 8. Fuß

art.-Regts., die Feuerwehr Oetringen und einige Privat
personen beteiligt, welchen die Stadtverwaltung daher eine 
kleine Entschädigung zubilligen wird.

Es erhebt sich kein Einspruch.
Als die Feuerwehr Diedenhofen sich zur Hilfeleistung 

nach dem Stadtwalde begab, bat der Brandirektor Klam 
einen auf der Briqueriestr. haltenden Droschkenfllhrer, ihn 
sowie einige andere Herren ein Stück Weges zu befördern, 
damit er die Brandstelle rascher erreiche. Der Fuhrmann 
entsprach der Bitte. Nach einer nicht übermäßig schnellen 
Fuhrt stürzte das dem Wagen vorgespannte Pferd im Vor
orte Briquerie um und verendete. Der Pferdebssitzer, Spe
diteur Schmidt aus Hayingen, beansprucht von der Stadt 
den Wert des verendeten Pferdes, den er auf 1800 -N ab- 
schätzt.

Der Gemeinderat lehnt die gestellte Entschä- 
digungsforderung ab und sieht einem Prozeße entgegen.

o) Der Els. Lothr. Verein für Krüppel fürsorgs 
teilt mit, daß der Vorsitzende einstimmig zum Mitglieds 
des Verwaltungsausschusses ernannt worden sei.

p) Leo Litterst in Rastatt bittet um die Genehmigung 
einen Autodroschendienst in Diedenhofen einfüh- 
ren zu dürfen. Der Vorsitzende teilt mit, daß er von dem 
Gesuchsteller Referenzen eingefordert habe und alsdann 
evtl. dem Anträge näher getreten werden solle.

Der Gemeinderat ist einverstanden.
Mitglied Cailloux bittet die Sitzungen in Zu

kunft auf 3 Uhr nachmittags zu setzen.
Mitglied Salomon bittet dem Vorsitzenden den 

Dank des Eemeinderats abzustatten für die erfolgreiche 
Mühewaltung anläßlich seiner Anwesenheit in Berlin.

Der Gemeinderat ist einverstanden.
Schluß der Sitzung 9 Uhr abends.



Kericht
über die

Gemeinderatssltzung vom 17. Juni 1912,
nachmittags 3'/z Uhr.

Anwesend waren bei Eröffnung der Sitzung unter dem 
Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier die Beigeordneten, 
Haas, Roth und die Stadträte Christian, Deng, I. Franck, 
H. Frank, Eoedert, Dr. Kuborn, Dr. Medernach, Müller, 
Nouviaire, Salomon, Schlitz, Steimetz und Zimmer.

Entschuldigt die Mitglieder: Francwis, Röchling, Ri
chard, Wehrmann, Walkowinski (erscheint später.j

Abwesend: Mitglied Pfanschilling.
Schriftführer Obersekretär Klam und Sekretär Horn- 

bourge:.
Tagesordnung:

1. Herstellung einer Abwasservorreinigungsanlage.
2. Umbau eines städt. Gebäudes zu einem Kinemato- 

graphentheater.
3. Löschung eines Rü-kübertragungsanspruches im 

Eigentumsbuche.
4. Genehmigung einer beschränkten Vergebung.
5. Naturalisationsantrag.
6. Wahl eines Mitgliedes zur Gebäudesteuer-Veran- 

lagungskommission.
7. Niederschlagung von Hundesteuern.
8. Niederschlagung eines Oktroibetrages.
9. Veräußerung städt. Baugeländes.

10. Festsetzung von Wasserabgaben für das Vürgerspital 
und das Stift St. Madeleine.

11. Herstellung eines Wasserleitungsanschlusses.
12. Abänderung des Wasserlieferungsvertrages mit der 

Gemeinde Nieder-Jeutz.
13. Regelung des Dienstverhältnisses städt. Arbeiter.
14. Abfindung eines städt. Beamten.
18. Gewährung eines Kredits für Herstellung gärt

nerischer Anlagen.
16. Erweiterung des Ortsgüterbahnhofes.
17. Genehmigung eines Baugesuches.

18. Antrag auf Verlängerung einer Frist zur architekto
nischen Ausgestaltung eines Giebels.

19. Wahl einer Kommission zur Prüfung der Elementar
schulgeld-Verzeichnisse.

20. Antrag auf Bewilligung einer Entschädigung an eine 
Lehrperson.

21. Antrag des Fußballvereins auf Genehmigung der 
Erhebung von Eintrittsgeldern auf dem Sportplätze.

22. Antrag auf Bewilligung einer Entschädigung für 
ein verendetes Pferd.

23. Ausführung eines Erweiterungsbaues im Obdach, 
losenasyl.

24. Bewilligung einer Gratifikation für Hilfeleistung 
beim Waldbrande.

25. Mitteilungen.
Vor Eintritt in die Tagesordnung widmet der Vor

sitzende dem verstorbenen Mitgliede Cailloux, dessen 
Platz im Eemeinderatsitzungssaale umflort und mit einem 
Blumenstrauß geschmückt war, einen sehr warmen Nachruf, 
in welchem er des gewinnenden Wesens und der Verdienste 
des Verstorbenen gedachte. Der Eemeinderat er
hob sich zu Ehren des verstorbenen Mitarbeiters und 
Freundes von seinen Sitzen.

Die zur Verteilung gelangten Eemeinderats- 
sitzungsberichte vom 1. und 6. April werden 
genehmigt mit der Maßgabe, daß Mitglied Zim
mer in diesen Sitzungen als „entschuldig t" zu gelten 
hat, da er an diesen Tagen den Sitzungen des Landtages 
beigewohnt hatte. Mitglied Zimmer soll in Zukunft, 
wenn er seiner Pflicht als Landtagsabgeordneter genügt, 
auch ohne besondere Entschuldigung, stets als ent
schuldigt gelten.

Der Bericht über die Eemeinderatssitzung vom 6. 
M a i der zwar auch, aber verspätet verteilt worden ist, 
soll erst in der nächsten Eemeinderatssitzung zur An
nahme kommen.
1. Herstellung einer Abwasservorreinigungsanlage.

Der Vorsitzende führt aus, daß die Herstellung der ur
sprünglich in der Nähe der unteren Moselbrücke vorgesehe
nen, vom Kaiserlichen Ministerium in Straßburg wieder
holt geforderten Kläranlage für die städt. Entwässerung, 
hinausgehalten worden sei, weil einerseits das bisher in 
Aussicht genommene Gelände nicht mehr geeignet schien, 
wegen der sich nach dieser Seite entwickelnden Stadterwei
terung und andererseits auf dem Gebiete der Kläranlagen 
noch nicht genügend Erfahrungen gesammelt worden seien, 
um eine erhebliche Ausgabe hierfür zu rechtfertigen. Nach 
mehrfachen schriftlichen Unterhandlungen mit dem Kaiserl. 
Ministerium habe dieses unterm 7. 9. 11 — IV 19678 ge
stattet, daß statt einer Kläranlage der Einbau einer Ab
wasservorreinigungsanlage, einer sogen. Separatorscheibe, 
Patent Riensch — Wurl — erfolge. Die Herstellung der 
Abwasservorreinigungsanlage konnte bisher nicht zur Aus
führung kommen, weil der Stadt ein geeignetes Gelände 
zu deren Unterbringung fühlte. Ein solches Gelände stehe 
der Stadtverwaltung heute zur Hand, bezw. sei dasselbe 
in Tausch angeboten. Die weitere von der Stadt versuchte 
Hinausschiebung der Herstellung der Abwafservorreini- 
gungsanlage sei daran gescheitert, das neuerdings das Ksl. 
Ministerium die Genehmigung zur Verlängerung der Ka
nalisation nach.St. Franz davon abhängig gemacht habe, 
daß zunächst die erwähnte Separatorscheibe in Betrieb ge
nommen sein müsse. Inzwischen habe ein Referent des 
Ksl. Ministeriums bei einer mündlichen Besprechung in 
Aussicht gestellt, daß nach Vorlage eines die Aufführung der 
Vorreinigungsanlage genehmigenden Eemeinderatsbe- 
schlusses die Herstellung des St. Franzer Kanals genehmigt 
werde könne, daß aber dessen Inbetriebnahme erst gleich
zeitig mit der Inbetriebsetzung der Separatorscheibe erfol
gen dürfe. Der Vorsitzende gibt alsdann an Hand von Plä
nen eine eingehende Erklärung über die Art der Tätigkeit 
der Separatorscheibe und betont, daß dieselbe wie in an
deren Städten festgestellt, in direkter Nähe von Wohnge» 
bäuden untergebracht werden könne, ohne daß Gerüche pp. 
die Nachbarschaft zu belästigen vermöchten. Er bittet ei
nem Beschlusse der Baukommission entsprechend die Ausfüh
rung des Projektes gutzuheißen und den auf 20 000 M ver
anschlagten Kredit zu bewilligen.

Beigeordneter Walkowinski als Mitberichterstat- 
ter erläutert auch seinerseits das Projekt und teilt die per
sönlichen Eindrücke mit, welche er Lei einer Besichtigung 
einer Vorreinigungsanlage in Mainz gewonnen habe. Die
selben decken sich mit den vom Vorsitzenden gemachten Aus
führungen vollständig.

In der nun folgenden allgemeinen Debatte wer
den aus Gemeinderatskreisen eine Reihe auf die Vorreini
gungsanlage bezgl. Anfragen gestellt, welche der Vorsitzende 
beantwortet. Ein Mitglied bezeichnet es als unbillig, datz 
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die Regierung die Herstellung des Kanals nach St. Franz, 
der doch nur ein winziger Teil des gesamten Kanalstranges 
der Gemeinde Diedenhofen sei, von der Herstellung 
der Separatorschsibe abhängig gemacht habe. Der Vor
sitzende hält diesem Einwande entgegen, daß die Regierung 
schon feit langer Zeit dieses Ersuchen gestellt, die Stadt 
jedoch den Bau verzögert habe und heute lediglich die St. 
Franzer Kanalisation der Regierung die Handhabe zu ei
nem Druck geboten habe.

Nachdem eine kurze Auseinandersetzung bozgl. der Höhe 
der Betriebskosten der Separatorscheibe stattgefunden und 
von einer Seite gewünscht worden war, daß zur Verbilli- 
gung des Betriebes der gemeinsame Verbrauch an Energie 
des Separatorscheibenbetriebes mit dem Pumpwerk des 
Erundwasserwerkes in Monhofen bei der Berechnung des 
Strompreises zugrunde gelegt werden möchte, machte der 
Vorsitzende eine entsprechende Zusicherung und bat unter 
Wiederholung seiner ersten Ausführungen um Annahme 
des Vaukommissionsbeschlusses, der die Herstellung der 
Vorreinigungsanlage empfiehlt.

Der Gemeinderat beschließt alsdann dem 
Antrag des Vorsitzenden entsprechend die Ausführung 
einer Abwasservorveinigungsanlage — ^eparatorscheibe 
Patent-Riensch-Wurl — und bewilligt den geforder
ten Kredit von 20 000

2 Umbau eines städt Gebäudes zu einem 
Kinematographentheater.

Der Vorsitzende trägt vor, daß das mit der Stadt in 
Unterhandlungen gestandene Konsortium, die an die Ver
pachtung des Stadttheaters geknüpften Bedingungen als 
unannehmbar bezeichnet und gleichzeitig gebeten hat, ihm 
das alte Rathaus zur Einrichtung eines Lichtspieltheaters 
zu überlassen. Das fragt. Konsortium wollte die Umbau- 
arbeiten zu einem Festsaale auf eigene Kosten ausführen 
lassen, wenn ihm das umgebaute Lokal aus zwei Jahre 
unentgeltlich überlassen würde, von da sollte eine jährliche 
Pacht vereinbart werden. Die vereinigten Kommis
sionen haben empfohlen , den Antrag ablehnend 
zu bescheiden, da das alte Rathausgebäude für den ge
wünschten Zweck nicht geeignet sei und auch nicht abgegeben 
werden könne.

Der Gemeinderat schließt sich dem Kom - 
missionsbeschluß an.
3. Löschung eines Rückübertragungsanspruches im 

Eigentumsbuche.
Die Straßburger Jmmobiliengesellschaft, Eigentümerin 

des Bauplatzes u im Baublock 6 am Metzertor, hat die vom 
Eemeinderat festgesetzte lOKige Vertragsstrafe im Betrage 
von 529,10 wegen Nichtüberbauens des fragl. Platzes, 
an die Stadtkasse entrichtet und die Löschung der zu Gunsten 
der Stadt im Eigentumsbuche auf Blatt 599 Abt. II ge
nommenen Vormerkung des Anspruches auf Rückllbertra- 
gung des Eigentums beantragt.

Der Bors iL ende bittet die Verwaltung zu ermäch
tigen in die beantragte Löschung einzuwilligen, weil die 
Jmmobiliengesellschaft ihren vertraglichen Verpflichtungen 
nachgekommen sei.

Der Gemeinderat beschließt entsprechend.

4, Genehmigung einer beschränkten Vergebung.
Die Vorarbeiten zur Asphaltierung der Kollegium

straße, wie Aufbruch desselben sowie Herstellung von Trot- 
toiranlagen und Pflasteranschlllssen waren zwecks Herbei
führung einer größeren Beschleunigung im Wege der be

schränkten Submission zu vergeben. Das beschränkte Sub- 
missionsverfahren ist von der Verwaltung eingeleitet wor
den. Von den zur Abgabe von Offerten aufgeforderten 5 
Unternehmern sind 4 Angebote ein,gegangen. Billigstfor- 
dernder ist der Unternehmer W. Hetz.

Der Eemeinderat genehmigt nachträglich 
die eingeleitete freihändige Vergebung.

5. Naturalisationsantrag.
Der Oberschmelzmeister Nikolaus Hirtzig, geb. am 2. 3. 

1869 zu Elerf in Luxemburg verheirat mit Maria geb. 
Schoßler, geb. am 6. Dezember 1856 zu Wallingen, Vater 
einer 19jährigen Tochter, bittet um Naturalisation. Hirtzig 
besitzt nach seiner Angabe keine Staatsangehörigkeit, 
will aber durch Abstammung die preußische Staatsangehö
rigkeit besessen und wieder verloren haben. Er ist seit 1891 
in Elsatz-Lothringen wohnhaft und seit 1898 bei den Räch- 
ling'schen Eisen- und Stahlwerken als Oberfchmelzmeister 
tätig. Seine Vermögensverhältnisse sind geordnet. Nach
teiliges ist nicht verlautet und auch keine Strafen zur 
Kenntnis der Verwaltung gelangt. Da die in tz 8 des 
Staatsangehörigkeitsgesetzes geforderten Voraussetzungen 
erfüllt sind, beantragt der Berichterstatter, Beige
ordneter Haas, den Naturalisationsantrag zu befürworten.

Nach einer entsprechenden Empfehlung durch den Vor
sitzenden beschließt der Eemeinderat den Natu
ralisationsantrag Hirtzig zu befürworten.

6. Wahl eines Mitgliedes der Gebäudesteuer- 
Veranlagungskommission.

Der Vorsitzende verliest ein Schreiben des Herrn Direk
tors der direkten Steuern in Elsaß-Lothringen vom 3. d. 
Mts., in welchem gebeten wird, für den verstorbenen Rent
ner Aug. Müller durch den Gemeinderat ein Mitglied zur 
Eebäudesteuerveranlagungskommission wählen zu lasten. 
Der Herr Direktor der direkten Steuern empfiehlt für die 
Wahl eine solche Person in Betracht zu ziehen, welche die 
für das Geschäft erforderlichen, namentlich auch bautech- 
nischen Kenntnisse besitzt, mit den für das Einschätzungsver- 
fahren maßgebenden Verhältnissen der Stadt und des Be
zirks möglichst bekannt und ihren persönlichen Verhält
nissen nach in der Lage ist, sich den Obliegenheiten der Kom- 
missivnsmitglieder in erwünschter Weise zu widmen, sich 
auch körperlicher Rüstigkeit und bei der Bevölkerung beson
derer Achtung erfreut. Mitglied Dr. Kuborn schlägt 
vor. das Mitglied Müller in die Eebäudesteuerveranla- 
gungskommission zu wählen. Mitglied Zimmer frägt 
an, ob Mitglied Müller den gestellten Forderungen ent
spricht, was von diesem bejaht wird. Auf einen Antrag 
der Mitglieder Zimmer, Schiltz und Christian 
findet geheime Abstimmung statt. Es erhielten Bür
germeister Berkenheier 8, Mitglied Müller 5, Denz 2 Stim
men und Beigeordneter Haas eine Stimme. HerrBür - 
germeister war somit gewählt und erklärte die 
Wahl anzunehmen.

7. Niederschlagung von Hundesteuern.
Der Arbeiter Rimalti hat um Niederschlagung eines 

Hundesteuerbetrages von 16 -K gebeten, weil der Hund am 
17. Juli 1911 verendet sei. Der Steuerausschuß Hat die 
Entbllrdung für ein halbes Jahr mit 8 -N empfohlen,

Der Arbeiter Sala hat Niederschlagung eines Hunde
steuerbetrages von 8 -N beantragt, weil der Hund anfangs 
Oktober getötet worden sei. Der Steuerausfchuß befürwor
tet den Antrag, da der Hund bereits in Metzerwiese zur 
Steuer veranlagt gewesen ist.
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Der Eemeinderat beschließt dem Anträge 
des Steuerausschusses entsprechend die Niederschla
gung von insgesamt 16 Hundesteuern.

8. Niederschlagung eines Oktroibetrages
Die Nieder-Jeutzer- und die Aeckinger Brauerei haben 

dem Jnfanterie-Regimente No. 135 anläßlich der vor kur
zem stattgefundenen 25-Jahresfeier je 15 iü Vier zur Be
wirtung der Mannschaften unentgeltlich geliefert. 
Seitens der Nieder-Jeutzer Brauerei ist der Stadtverwal
tung die Bitte vorgetragen worden, die für Einführung 
des Bieres nach Diedenhofen geschuldeten Oktroiabgaben zu 
erlassen.

Auf den Antrag des Berichterstatters, Beigeordneten 
Walkowinski, beschließt der Eemeinderat sowohl für 
Einführung des Bieres der Nieder-Jeutzer als auch der 
Ueckinger Brauerei die Oktroiabgaben zu erlas- 
s e n.

9. Veräußerung städt. Baugeländes.
a) Der Gastwirt Euille bittet um Veräußerung einer 

Fläche von 15 in Front auf 30 in Tiefe des alten Meß- 
platzes bei der Turnhalle zur Errichtung eines Wohnhau
ses mit Stallgebäude, bietet einen Preis von 8 -ll pro gin 
und wünscht eine weitere Fläche von etwa 25 Ar in jeder
zeit widerruflicher Weise zu pachten. Die Baukommission 
hat sich im Prinzip für Veräußerung von Teilen des alten 
Meßplatzes ausgesprochen, den Verkauf an Euille mit der 
Maßgabe befürwortet, das ein Preis von 12 -ll pro gin 
bezahlt und zur Bessergestaltung des von Euille gewähren 
Baublockes eine unwesentliche, nicht genehmungspflich- 
tige Aenderung des Bebaungsplanes an dieser Stelle vor
genommen wird. Der Vorsitzende betont, daß durch die 
Veräußerung von Gelände an Euille der Zugang zur Turn
halle nicht beeinträchtigt würde und bittet dem Baukom- 
missionsbeschluß zuzustimmen.

Nachdem ein Mitglied die architektonische Ausgestal
tung der nach der sog. Privatstraße Denz zuliegenden Teile 
des zu errichtenden Stallgebäudes angeregt und die Ein
leitung eines Uebergebotsverfahrens empfohlen, hatte, er
klärt der Vorsitzende, daß die Bauordnung den architektoni
schen Ausbau derartiger Gebäude vorschreibt, sobald diesel
ben an Straßen liegen, und daß er wie bei jedem freihän
digen Verkauf von Gelände das Uebergebotsverfahren ein-- 
leiten werde.

Hierauf genehmigte der Eemeinderat die 
Veräußerung städt. Geländes an Euille nach den Vorschlä
gen der Vaukommission und unter den bei freihändigen 
Verkäufen üblichen Bedingungen.

b) Ein weiterer Liebhaber hat um freihändige Ver
äußerung des Bauplatzes <1, Parzelle Nr. 430p, im Baublock 
40 mit einer Front von 9 ra und einem Flächeninhalt von 
3,11 Ar gebeten und den von der Verwaltung geforderten 
Kaufpreis von 12 -K pro giu geboten. Unter der Voraus
setzung des Einverständnisses des Gemeinderats mit dem 
gebotenen Preis hat die Verwaltung das Uebergebotsver- 
fahren bereits eingeleitet.

Auf den Antrag des Vorsitzenden genehmigt der 
Eemeinderat einstimmig die freihändige Ver
äußerung des bezeichneten Baugeländes und ermächtigt die 
Verwaltung nach Erwirkung der Genehmigung des Herrn 
Bezirksprästdenten den Verkauf unter den üblichen Bedin
gungen zu verbrieften.

c) Bei diesem Anlaß weist Mitglied Nouviaire 
darauf hin, daß in den Verkaufsverträgen der Stadt, auf 
das Lastenheft, welches die Bedingungen über Eeländever- 
käufe enthalte, Bezug genommen werde und dieses mit den

Verkaufsverträgen insofern in Widerspruch stünde, als letz
tere einen 5 Aigen Zinssatz für nicht sofort entrichtete Be
träge vorsähen, während ersteres nur mit 4 A Zinsen 
rechne. Der Vorsitzende erklärt, diese Erhöhung des Zins
fußes mit Rücksicht auf den ungünstigen Stand des Geld
marktes vorgenommen zu haben, und bittet den Gemeinde- 
rat, die vorgenommene Aenderung nachträglich gutzu- 
heißen.

Der Eemeinderat beschließt entspre^ 
chend dem gestellten Antrag.

10. Festsetzung von Wasserabgaben für das 
Vürgerspital und das Stift St. Madeleine.
Der Vorsitzende trägt vor, daß die Finanzlage des 

Bürgerspitals in Veauregard sich so gebessert habe, daß die 
weitere unentgeltliche Lieferung von Wasser aus den städt. 
Leitungen nicht mehr zweckmäßig erscheine, umsomehr als 
die Stadt selbst nur mittelst Anleihe ihr Budget zu balan
cieren in der Lage sei; er hält die Festsetzung eines Was
serzinses für notwendig, der notgedrungen zu einer Ein
schränkung des Wasserverbrauchs im Spital führen werde. 
Die Festsetzung eines Wasserzinses an sich scheine nicht be
denklich, weil die Spitalverwaltung zur Deckung etwaiger 
Defizits an die Stadt herantreten werde.

Auf den Antrag des Vorsitzenden Leschließt der 
Eemeinderat einstimmig mit Rückwirkung vom 
1. April d. Js. von der Spitalverwaltung die statutenmä
ßigen Wasserabgaben zu erheben.

b) Anschließend erläutert der Bürgermeister, daß das 
Stift St. Madeleine (Stift Lenternierj sich in einer finan
ziell sehr günstigen Lage befinde, und daher die Festsetzung 
von Wasserabgaben noch mehr als beim Vürgerspital ge
rechtfertigt sei; er bittet mit Rückwirkung vom 1. April 
den statutenmäßigen Wasserzins festzusehen.

Der Gemeinderat faßte einstimmig einen 
entsprechenden Beschluß.

11. Herstellung eines Wasserleitungsanschlusses.
Die Firina Les Petits Fils de Frangois de Wendel u. 

Cie. in Hayin-gen beabsichtigt die von ihr auf dem Banne 
Ersingen und Schremingen erbauten 50 Arbeiter- und 14 
Boamtenwohnungen, welche sich voraussichtlich in kurzer 
Zeit verdoppeln werden, um wahrscheinlich später bis aus 
300 Wohnungen anzusteigen, an die von Morlingen kom
mende städtische Wasserleitung anzuschließen.

Der Vorsitzende trägt vor, daß die Baukommission, wel
che den Antrag begutachtet habe, einstimmig vorschlage, der 
Antragstellerin Wasser abzugeben, da die Abgabe ohne Be
nachteiligung der Einwohnerschaft von Diedenhofen erfol
gen könne. Ferner empfehle dieselbe der Antragstellerin 
auszugeben, die zur Verlegung der Leitung erforderliche 
Genehmigung der Regierung selbst nachzusuchen und beizu- 
bringen. Schließlich der Firma de Wendel zur Pflicht zu 
machen, sämtliche Zu-, und Zweigleitungen auf ihre Kosten 
herstellen zu lassen, sich dem Wasserregulativ der Stadt 
Diedenhofen zu unterwerfen, dasselbe anzuerkennen, und 
die reglementsmäßigen Abgaben zu tragen. Ferner müsse 
sich die Firma gefallen lassen, daß ein Einschränkung des 
Wasserverbauchs oder eine vorübergehende gänzliche Sper
rung der Leitung vorgenommen werden dürfe, wenn aus rr- 
gend einem Grunde Wassermangel, Betriebsstörungen oder 
ähnliche Hindernisse einträten. Die Firma soll aus diesen 
Vorkommnissen keine Schadensansprüche herleiten können. 
Endlich empfehle die Baukommission aus Zweckmäßigkeits- 
gründen den Hauptanschluß nicht an die Morlinger, sondern 
an die Rangwaller Leitung herzustellen.



Gemcinderatssitzung vom 17. Juni 1912.

— 262

In der folgenden Debatte erhebt Beigeordneter W a I 
kowinski gegen die Herstellung des Hauptanschlusses an 
die Rangwaller Leitung Bedenken, da das Gentringrr 
Hochreservoir von den, einen befriedigenden Druck aufwei
senden Rangwaller Quellen gespeist würde und durch Ab
gabe von Wasser aus dieser Leitung an die Firma de Wen. 
del, für Eentringen Wassermangel zu befürchten sei. An
dere Mitglieder treten dieser Auffassung bei, worauf der 
Vorsitzende empfiehlt in der Angelegenheit zu beschließen 
und die vom Beigeordneten Walkowinski angeregte Frage 
des Wasserdruckes einer Kommissionsberatung voüzubehal- 
ten. Mitglied Schiltz beantragt die endgültige Entschei
dung über die Druckfrage der Verwaltung zu überlassen.

Nachdem der Eemeinderat in einer Zwischenentschei- 
dung, entsprechend dem Anträge Schiltz der Verwal
tung die endgültige Regelung der Frage des Hauptan
schlusses bezw. des Drucks zugewiesen hatte, wurde ein
stimmig beschlossen, im übrigen den vom Vorsitzen
den vorgetragenen Kommissionsbeschluß zum Beschlusse 
des Eemeinderats zu erheben.

12. Abänderung des Wasserlieserungsvertrages mit 
der Gemeinde Nieder-Jeutz.

Durch Beschluß vom 6. Juni 1911 hat der Eemeinderat 
einen Antrag der Gemeinde Niederjeutz auf Hinaus- 
schiebung um ein Jahr einer am 1. 4. 1911 eingetretenen 
Verpflichtung auf Entnahme von 300 ediu Wasser pro Tag 
aus der städt. Leitung mit der Begründung abgelehnt, daß 
die Gemeinde Niederjeutz den ihren Konsumenten einge
räumten billigen Wasserabgabentarif mit den für die Die- 
denhofener Abnehmer bestehenden Preisfestsetzungen in 
Einklang zu bringen habe. Inzwischen hat die Gemeinde 
Nieder-Jeutz eine Aenderung ihres Wasserabgabentarifs 
eingeführt, der wenn auch von dem Tarif der Stadt Die
denhofen abweichend, im allgemeinen etwas ungünstiger ist 
als ersterer. Der Bürgermeister der Gemeinde Niederjeutz 
bittet heute die Verpflichtung des Bezugs von 300 ebiu pro 
Tag erst vom 1. Oktober 1912 ab eintreten zu lassen, da 
wohl erst von diesem Tag ab ein Konsum in dieser Höhe 
eintreten würde.

Der Eemeinderat erklärt sich einsti m m i g da- 
mit einverstanden, daß der Gemeinde Niederjeutz erst vom 
1. April 1912 ab die garantierte Mindestmenge von 300 
«bin pro Tag in Rechnung gestellt wird, falls der Konsum 
Liese Höhe nicht erreichen sollte und zwar unter der aus
drücklichen Verpflichtung, daß die Gemeinde Niederjeutz 
den von ihr vorgelegten neuen Abgabentarif beibehält.

13. Regelung des Dienstverhältnisses städt. Arbeiter
Der Vorsitzende erläutert, daß die im Arbeiterver

hältnis von der Stadt beschäftigten Pflasterer Him, Mau
rer Naumendorf, Straßenwärter Pekrin u. Weiter der bis 
zum Jahre 1909 bestandenen Pensionskasse als Mitglieder 
angehört und als solche gewisse Rechte ermorden haben, de
ren Festlegung zweckmäßig erscheine, da der Gemeinderat 
bei Uebernahme des Pensionskassenvermögens nur die Ver
hältnisse der Beamtengualität besitzenden Personen gere
gelt habe ohne für die städt. Arbeiter bestimmtes beschlossen 
zu haben. Der Eemeinderat müsse die von den angeführ
ten Personen erworbenen Pensionsrechte entweder anerken
nen und festlegen oder dieselben anderweitig abfinden; 
Evtl. seien die Bestimmungen der Jnvalidengesetzgebung 
zu Grunde zu legen. Er, der Vorsitzende, empfehle dem Ee
meinderat, umsomehr als es sich nur um vier Personen 
handele, weitgehendstes Wohlwollen zu zeigen und wei
ter zu gehen als es die soziale Gesetzgebung tue; er bitte 

insbesondere die Pensionsrechte nach den Bestimmungen 
des alten Pensionsstatuts, welches für jedes abgelegte 
Dienstjahr 1/60 des Einkommens als Ruhegehalt festsetze, 
den Arbeitern nach wie vor zu Gute kommen zu lassen. Als
dann gibt der Bürgermeister ein-en Ueberblick über die evtl. 
Ansprüche, welche sich für die Genannten sowohl aus den 
Bestimmungen der sozialen Gesetzgebung als auch dem 
alten Pensionskassenstatut ergeben würden und berührt 
hierbei auch die Beiträge, welche zur Invaliden-, Kranken- 
und Unfallversicherung zu entrichten wären.

Nach einer kurzen Debatte, in welcher Geneigtheit zur 
Anwendung der alten Pensionskassenbestimmungen zum 
Ausdruck gelangt, beschließt der Eemeinderat, 
daß die städt. Arbeiter Him, Naumendorf, Perrin und Wet
ter nach den Bestimmungen des alten Penfionskassenstatuts 
ohne jede Beitragsleistung ruhegehaltsberech-tigt sein 
sollen.

14. Abfindung eines städt Beamten.
Im Monat November v. Js. hat der Oktroipatrouilleur 

Brannasch bei der Verwaltung den Antrag gestellt, ihm 
für seine der Stadtverwaltung gegenüber erworbenen Pen
sionsrechte abzufinden. Als Abfindungssumme forderte 
Brannasch den zehnfachen Betrag der ihm nach seinem 
Dienstalter zustehenden, und von ihm mit 586,74 -N berech
neten Jahrespension, also insgesamt rd. 5870 -N. Diesem 
Anträge ließ die Stadtverwaltung einen ablehnenden Be
scheid zu teil werden, schlug aber ihrerseits vor, die Be
willigung einer Abfindungssumme von 2250 -N beim Ee
meinderat befürworten zu wollen. Brannasch ging hierauf 
nicht ein. Da er sich zur ferneren Verwendung im Oktroi- 
dienste unfähig erwies, sollte er in einem anderen städt. 
Betriebszweige beschäftigt werden. Brannasch wurde zu
nächst zum Bauamt kommandiert, glaubte jedoch nicht in 
der Lage zu sein, den gestellten Anforderungen zu genügen 
und versäumte den neuen Dienst aus nicht stichhaltigen 
Gründen anzutreten, weshalb Bestrafung auf disziplina
rischem Wege erfolgte. Nunmehr erklärte Brannasch aus 
dem städt. Dienste austreten zu wollen, wenn ihm eine 
Abfindungssumme von 3000 -ü gewährt würde.

Der Vorsitzende empfiehlt dem Eemeinderat der Ab
findung des Brannasch zuzustimmen und die geforderte ein
malige Summe von 3000 -K zu bewilligen.

Nach einer kurzen Debatte beschließt der Ee
meinderat dem Oktroipatrouilleur Brannasch gegen 
Verzichtleistung auf alle der Stadt gegenüber erworbe
nen Pensions- un sonstigen Rechte eine Abfindungssum
me von 3000 zu gewähren, wenn derselbe sofort aus 
dem städt. Dienst a u us scheide t. Bezüglich der Aus
zahlung der Abfindungssumme bestimmt der Eemeinderat 
daß 1000 -N an Brannasch sofort auszuhändigen und je 
1000 -N auf den Namen der Ehefrau und der Kinder bei 
der Sparkasse zu hinterlegen sind. Die Auszahlung letz
terer Beträge soll nach dem Ermessen der Stadtverwaltung 
erfolgen, die mit Brannasch eine entsprechende schriftliche 
Vereinbarung aufnehmen soll, die auch die Verzichtleistung 
des Brannasch auf seine erworbenen Rechte zu enthalten 
hat.

15. Gewährung eines Kredits für Herstellung 
gärtnerischer Anlagen.

Der Landschaftsgärtner Fellinger hat sich erboten, die 
gärtnerischen Anlagen am neuen Gymnasium gegen Zah
lung einer jährlichen Entschädigung von 350 -N zu unter
halten. Die Unterhaltung der 550 gm großen Fläche be
steht in dem Beschneiden und Begießen des Rasens, Rein
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halten von Unkraut der Wegeanlagen sowie Bepflanzen 
der Blumenbeete einschl. Lieferung der Pflanzenmaterials. 
Die Baukommission hat das Angebot als ange
messen bezeichnet, und die Uebertragung der Unterhal- 
tungsarbeiten an Fellinger auf die Dauer des mit der 
Stadt abgeschlossenen Beitrages empfohlen.

In der nun folgenden Debatte behauptet ein Mitglied, 
daß die gärtnerischen Anlagen der Stadt in einem schlech
teren Zustande seien wie zur Zeit, als ein Stadtgärtner 
angestellt war. Es sei empfehlenswert nach Ablauf des 
Fellinger'schen Vertrages die Unterhaltung der gärtneri
schen Anlagen wieder in städt. Regie zu übernehmen. An
dere Mitglieder »widersprechen diesen Ausführungen und 
stellen ihrerseits fest, daß die Anlagen sich heute in einem 
besseren Zustande befinden wie früher, nur lasse an ein
zelnen Stelleü z. Zt. der Grasschnitt zu wünschen übrig; sie 
bitten um Beibehaltung des augenblicklichen Unterhal- 
tungsmodus.

Der Eemeinderat beschloß hierauf die Unterhal
tung der gärtnerischen Anlagen am Gymnasium für den 
Rest seiner Bertragsdauer an Herrn Fellinger 
zu übertragen und den für die Unterhaltungsarbeiten er
forderlichen Kredit von 350 pro Jahr zu bewilligen.

16. Erweiterung des Vüterbahnhofes.
Infolge Erweiterung des Ortsgüterbahnhofes in Die- 

denhofen muß nach einem der Verwaltung zugegangenen 
Plan von dem zur Abhaltung des Monatsviehmarktes zur 
Verfügung gestellten eisenbahnfiskalischen Gelände ein 
Streifen von etwa 8 Meter Breite entnommen werden. Die 
Verwaltung hat daher die Frage, ob der noch verfügbare 
Platz zur Abhaltung der Viehmärkte hinreichend sein wird, 
einer Prüfung durch die Baukommission unterziehen lassen. 
Letztere hat das restierende Gelände als für den Viehmarkt 
noch genügend groß bezeichnet, wenn ein an den Bahnan
lagen entlang herzustellender neuer Weg mit in den Vieh- 
marktplatz einbezogen werden kann und die dort vorhande
nen Schuppen entfernt wenden. Gleichzeitig ist die Bau
kommission dafür eingetreten, daß der Pserdemarkt an den 
Pionierübungsplatz auf der anderen Seite der Bahn ver
legt wird und die Verwaltung zwecks Erwerb militärsis- 
kalischen Geländes am Schlachthause mit den zuständigen 
Militärbehörden in Unterhandlung tritt.

In der folgenden eingehenden Debatte führte der Bür
germeister aus, daß er in dem der Bahnhofserweiterüng 
vorausgehenden Voruntersuchungsverfahren gegen die er
hebliche Einbeziehung von Viehmarktplatzgelände Ein
spruch zu erheben beabsichtige. Eine Verlegung des Mark
tes hält er nicht für zweckmäßig, da der Markt infolge der 
günstigen Verladegelegenheit nirgends besser untergebracht 
werden könnte. Von verschiedenen Seiten wird darauf 
hingewiesen, daß schon heute, bei nicht besonders stark 
besuchten Märkten, ein sehr großes Gedränge bestehe und 
bei schlechtem Wetter der Markt kaum betreten werden 
könne, es erscheine aus diesem Grunde zweckmäßig der Ver
legung des Marktes näher zu treten. Nach Verlegung des 
Marktes auf einen räumlich ausgedehnteren Platz sei auch 
eine größere Zufuhr zu erwarten, die nur im Interesse des 
Handels und Verkehrs der Stadt Diedenhofen liege. Ein 
Mitglied empfiehlt eine Trennung des Ferkelmarktes von 
dem übrigen Markte vorzunehmen und den Ferkelmarkt 
auf dem neuen Marktplatze abzuhalten. Ein anderes Mit
glied hält den Bahnhof in Beauregard zur Unterbringung 
des gesamten Viehmarktes für geeignet.

Auf Antrag des Mitgliedes Eoedert be
schließt der Eemeinderat eine Spezialkommis- 

sion bestehend aus den Herren Walkowinski, Roth, Eoedert, 
Dr. Kuborn, Müller, Nouviaire, Salomon und Schlitz zu 
ernennen, die unter dem Vorsitze des Bürgermeisters die 
Viehmarktfrage einer eingehenden Prüfung und Begutach
tung unterziehen soll.

17. Genehmigung eines Baugesuches.
Die Mühlenbesttzer Nouviaire beabsichtigen an der 

Ueckingerstraße ein Lagergebäude zu errichten und haben 
ein Bauprojekt eingereicht, das in demselben Stil gehal
ten ist, wie das am kleinen Exerzierplatz entlang stehende 
Walzmühlenwerk. Die Baukommission, welcher 
das Bauprojekt zur Begutachtung vorgelegen hat, empfiehlt 
das Baugesuch mit einigen Abänderungen gutzuheißen und 
insbesondere der Firma Nouviaire zur Pficht zu machen, 
das vorgesehene Flachdach nach den Vorschlägen des Stadt
bauamts durch ein hohes Dach zu ersetzen.

Nach einer kurzen Debatte beschließt der Ee
meinderat entgegen dem Kommisonsvorschlage, 
das von der Firma Nouviaire eingereichte Projekt zur Ge
nehmigung zu empfehlen und zwar mit der Maßgabe, daß 
für die Fassade, statt Anstrichfarbe, Terranovaputz Verwen
dung finden soll, im klebrigen die Ausführung des Ver
putzes und die Farbe von der Verwaltung gutgeheißen wer
den soll.

— Mitglied Nouviaire hatte sich während der 
Abstimmung entfernt. —

18. Antrag aus Verlängerung einer Frist zur 
architektonischen Ausgestaltung eines Giebels.

Die Erben Vonner, Besitzer des Hauses Ecke Pariser- 
straße und Crauserpromenade, haben durch Akt errichtet 
von Notar Dr. Carlebach am 5. Februar 1910 die Verpflich
tung übernommen, bis zum 1. Dezember 1912, die nach dem 
Spielplatz gegenüber der Kommandantur zu liegende Front 
ihres Hauses architektonisch auszubauen. Die gen. Erben 
bitten in einem Gesuche vom 12. Mai d. Js um eine ein
jährige Verlängerung der am 1. Dezember d. Js. ablaufen
den Frist, da der mit dem Mieter des Hausanwesens abge
schlossene Mietsvertrag erst am 1. Oktober abläuft und die 
Zeitspanne zwischen diesem Tage und dem 1. Dezember d. I. 
nicht hinreichend sei, um die notwendigen Bauarbeiten 
auszuführen. Die Baukommission Hat empfohlen, dem 
Verlängerungsantrag stattzugeben und zur Vornahme der 
Bauarbeiter! eine einmalige Frist bis zum 1. Oktober 1913 
zu gewähren und zwar unter der Voraussetzung, daß bis zu 
diesem Tage die Bauausführung beendet ist.

Der Gemeinde rat beschließt entsprechend 
dem Anträge der Baukommission.

19 Wahl einer Kommission zur Prüfung der 
Elkmentarschulgeldoerzeichnisse.

Die Verwaltung hat zur Ausführung des Eemeinde- 
ratsbeschkusses vom 1. April d. Js., durch welchen die Er
hebung eines Schulgeldes für den Besuch der Elementar
schulen beschlossen wurde, Verzeichnisse aller die Elemen
tarschulen besuchenden Kinder aufstellen lassen und diesel
ben dem Herrn Steuerkommissar mit dem Ersuchen vorge
legt, alle diejenigen Eltern die weniger als 1500 pro 
Jahr verdienen, anzugeben, damit deren Kinder entspre
chend der Anordnung des Eemeinderats in die Schulgeld- 
heberollen nicht ausgenommen werden. Bezüglich einer 
großen Anzahl von Personen konnte der Steuerkommissar 
keine Auskunft geben , da das ihm zur Verfügung stehende 
Material Angaben nicht enthielt. Um die Schulgeldver
zeichnisse zu vervollständigen, erscheint es zweckmäßig, eine 
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Kommission mit den Verhältnissen betrauter Bürger aus 
den einzelnen Teilen des Eemeindegebiets zu ernennen.

Auf Antrag des Mitgliedes Zimmer beschließt 
der Eemeinderat der' Verwaltung die Auswahl 
der ihr notwendig erscheinenden Kommissionsmitglieder zu 
überlassen.

20. Antrag aus Bewilligung einer Entschädigung 
an eine Lehrperson.

Die Lehrerin an der höheren Mädchenschule, Fräulein 
Ebert, bittet in einem Gesuche um Bewilligung einer ein. 
maligen Vergütung für im Interesse der Höheren Mädchen
schule geleistete Ueberstunden und gemachte Reisen. Sie 
bittet insbesondere ihr die außerordentliche Entschädigung 
zur Wiederherstellung ihrer Gesundheit, die infolge der 
Ueberanstrengung in den Ueberstunden gelitten habe, zu 
gewähren.

Auf den Antrag des Vorsitzenden beschließt der 
Eemeinderat ausnahmsweise der Lehrerin Fräulein 
Ebert eine einmalige außerordentliche Entschädigung für 
geleistete Ueberstunden im Betrage von 100 zu bewilli
gen und weist darauf hin, daß in Zukunft nur solche Ueber
stunden honoriert werden, die im Auftrage der Stadtver
waltung geleistet wurden.

21. Antrag des Futzballoereins aus Genehmigung der 
Erhebung von Eintrittsgeldern aus dem Sportplätze.

Der Vorsitzende trägt vor, daß der Eemeinderat dem 
Fußballverein Diedenhofen einen Sportplatz am Burgun
derring mit der Maßgabe unentgeltlich überlassen habe, 
daß von den Zuschauern ein Eintrittsgeld nicht erhoben 
werde Der Fußballverein, dessen Mittel beschrankt sind, 
möchte nun im Interesse des Fußballsportes und des schau
lustigen Publikums hin und wieder gute Leistungen bieten 
und beabsichtigt bessere auswärtige Vereine zu Wettspielen 
nach Diedenhofen einzuladen. Zur Deckung der entstehen
den Unkosten bittet der Verein um die Genehmigung, aus 
dem von Bäumen beschatteten Teile des Sportplatzes ein 
Eintrittsgeld von 20 bis 30 erheben zu dürfen.

Nachdem der Vorsitzende empfohlen hatte, dem Anträge 
im Verkehrsinteresse stattzugeben, weisen einige Mitglieder 
auf die Frage der Armengelderhebung hin und bittet Mit
glied Zimmer, falls eine solche erfolgen sollte, dieselbe aus 
10 der Einnahmen zu normieren. Der G e mein v e - 
r a t beschloß alsdann von dem bei Sportsveranstaltungen 
des Fußballvereins gewonnenen Eintrittsgeldern keine 
Armenabgaben zu erheben und dem Fußballverein zu 
gestatten, von den Zuschauern unter der Baumreihe 
am Sportplatz ein Eintrittsgeld von 20 L pro erwachsene 
Person zu vereinnahmen.

22. Antrag aus Bewilligung einer Entschädigung 
für ein verendetes Pferd.

Anläßlich eines am 28. April d. Js. stattgefundenen 
Waldbrandes hat der Branddirektor der stadt. Feuerwehr 
einen auf der Briqueriestraße mit seinem Fuhrwerke hal
tenden Kutscher gebeten, ihn und andere Feuerwehrleute 
ein Stück Weges zu fahren, damit er rascher zur Brand
stelle gelangen könne. Der Kutscher entsprach der an ihn 
ergangenen Bitte. Im Vororte Brrquerre fiel das dem 
Fuhrwerke vorgespannte Pferd um und verendete. Der 
Besitzer des Pferdes, Spediteur Schmidt in Hayrngen^ der 
zunächst Anspruch auf Ersatz des ihm entstandenen Scha
dens erhoben hatte, welcher Anspruch zedoch vom Eemein
derat abqelehnt worden war, bittet nunmehr unter Ver- 
zichtleistung auf gerichtliche Eeltendmachung fernes Scha

denanspruches, um Gewährung einer Entschädigung aus 
Villigkeitsrücksichten. Der Vorsitzende betont, daß von 
rechtswegen ein Schadenersatzanspruch nicht begründet 
scheine und der Eemeinderat zu einem evtl. Prozesse seine 
Ermächtigung bereits erteilt habe, einer Entschädigung 
aus Billigkeitsgründen könne aber beigepflichtet werden. 
Er bittet eine Entschädigung von 300 -N zu bewilligen.

Aus der folgenden Debatte ist zu entnehmen, daß der 
Eemeinderat der Gewährung einer Entschädigung aus 
Billigkeitgründen sympathisch gegenllbersteht. Es werden 
Anträge auf Gewährung von 100, 200, 400 und 500 ein
gebracht. Bei der vorgenommenen Abstimmung, 
wurde unter Ablehnung aller übrigen Anträge der Vor - 
schag des Vorsitzenden gutgeheißen und an 
abfindungsstatt eine Entschädigung von 300 -N bewilligt.

23. Ausführung eines Erweiterungsbaues im 
Obdachlosenasyl.

Der Vorsitzende erläutert, daß die Verwaltung des 
Elisabethasyls bei dem Herrn Bezirkspräsidenten den An- 
traa auf Genehmigung der Errichtung einer Privatklinik 
gestellt habe u. dieser Antrag der Stadtverwaltung zur Äu
ßerung zugegangen sei. Gleichzeitig sei die Anregung ge
macht worden, sämtlichen Obdachlosen im Asyl nur dann 
Unterkunft zu gewähren, wenn sie vorher ein Brausebad 
genommen hätten. Die Stadtverwaltung habe ihr Gut
achten dahin abgegeben, daß das Bedürfnis zur Errichtung 
einer Klinik für Hals-, Ohren- und Nasenleiden wohl be
gründet sei, dem Bedürfnisse auf Zulassung der Behand
lung weiterer Krankheiten, mit Rücksicht auf die chirur
gische Klinik des Bürgerspitals in Beauregard, jedoch nichb 
zugestimmt werden könne. Zu der Anregung auf Her
stellung der notwendigen Anlagen um die Gewährung von 
Brausebädern an alle Obdachlose zu gewährleisten, verhielt 
sich die Stadtverwaltung aus finanziellen Gründen ableh
nend und glaubte darauf Hinweisen zu müssen, daß vom 
erzieherischen Standpunkte aus die Brausebäder nur 
dann ihren Zweck erfüllen, wenn dieselben auch in den 
Herbergen anderer Städte errichtet werden. Der Herr 
Kreisarzt habe nun ebenfalls zu dem Berichte der Stadt
verwaltung Stellung genommen und seinerseits die Schaf
fung einer Badegelegenheit als wünschenswert bezeichnet. 
Dieser letzteren Stellungnahme sei der Herr Kreisdirek- 
tor beigetreten und habe sich bereit erklärt, die Genehmi
gung der Errichtung einer Klinik in der nur Ohren-, 
Hals- und Nasenleidende behandelt werden sollen zu un
terstützen, wenn die Stadtverwaltung dem finanziell nicht 
sehr in die Wagschale fallenden Projekte der Schaffung 
einer Badegelegenheit näher träte. Unterm 22. Februar 
habe der Gemeinderat einen Kredit von 1000 -N bewilligt, 
der zur Herstellung eines einfachen Raumes zur Unter
bringung'unsauberer Durchreisender bestimmt sein sollte. 
Die von dem Herrn Kreisdirektor gewünschte Einrichtung 
würde eine einmalige Mehrausgabe von 500 -N und eine 
dauernde ziemlich erhebliche Ausgabe für höheren Wasser
verbrauch zur Folge haben. Der Vorsitzende erwähnt als
dann, daß die Asylverwaltung keine Interessen daran 
habe, allen Durchreisenden Badegelegenheit zu verschaf
fen und in letzter Zeit auch keine unreinen Obdachlosen 
mehr beherbergt habe; dieselbe habe gebeten von den ge
wünschten Anlagen abzusehen.

Der Gemeinderat beschließt alsdann, den 
für Herstellung eines Raumes für unsaubere Durchreisen
de bestimmten Kredit von 1000 -N zu streichen und 
einen weiteren Kredit zur Schaffung von Badegelegenherr 
nicht zu bewilligen.
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In den Verwaltungsrat des Obdachlosenasyls wird 
anstelle des verstorbenen Rentners Aug. Müller das Mit
glied Christian gewählt.

24. Bewilligung einer Gratisikalion für Hilfeleistung 
beim Waldbrande

Bei dem am 28. April d. Js. stattgefundenen 
Waldbrande haben tatkräftig Hilfe geleistet und der Wei- 
terausbreitung des Feuers Einhalt geboten eine Abtei
lung der 9. Batterie Fuß-Art.-Regts. No. 8 unter Füh
rung des Feldwebels Eebhardt, die Feuerwehr Oetringen, 
Eendarmeriewachtmeister Marken Eroß-Hettingen sowie 
eine Anzahl Privatpersonen. Die Stadtverwaltung und 
die Eutehoffnungshütte, die bei dem Waldbrande beide 
in Mitleidenschaft gezogen worden sind, haben vereinbart, 
den mit der Hilfeleistung tätig gewesenen Personen eine 
Gratifikation zuzuweisen. Es soll ein Betrag von insge
samt 130 -ckl zur Verteilung kommen, von welchem Stadt
verwaltung und Eutehoffnungshütte je 65 °4l beizutragen 
hätten.

Auf den Antrag des Vorsitzenden bewil
ligt der Eemeinderat einen Betrag von 65 -N 
und ermächtigt die Verwaltung dessen Verteilung im Be
nehmen mit der Eutehoffnungshütte vorzunehmen.

25. Mitteilungen.
a) Auf Antrag des Vorsitzenden beschließt der 

Eemeinderat, daß in Zukunft beim Ableben aktiver 
oder ausgeschiedener Eemeinderatsmitglieder die große 
Rathausglocke nicht mehr auf Kosten der Angehöri
gen des Verstorbenen sondern auf Kosten der Stadt 
geläutet werden soll.

Ferner gibt der Eemeinderat sein Einver
ständnis dazu, daß bei dem Ableben aktiver oder ehe
maliger Eemeinderatsmitglieder von der Stadt jeweils 
ein Perlenkranz gestiftet wird, der sich im Preise von 
50—100 bewegt, und der von der Verwaltung nach 
eigenem Ermessen gewählt werden soll.

Die erforderlichen ständigen Kredite werden 
bewilligt.

b) Frau Müller dankt für die Anteilnahme und die 
Kranzspende des Eemeinderats anläßlich des Todes des 
ehemaligen Mitgliedes des Eemeinderats A. Müller.

c) Frau Cailloux dankt ebenfalls für Anteilnahme 
und Kranzspende des Eemeinderats anläßlich des Todes 
des Eemeinderatsmitgliedes Cailloux.

d) Das Kriegsministerium in Berlin hat am 23. Mai 
folgendes Telegramm an die Stadtverwaltung gerichtet:

„Stadt als Standort für 1 Bataillon Infanterie 
endgültig bestimmt Erfüllung gestellter Bedingungen 
vorausgesetzt. Kriegsministerium I. A. Staabs".

Der Eemeinderat beauftragt die Verwaltung 
dem Kgl. Kriegsministerium ein Dankschreiben 
zuzustellen.

e) Es liegen folgende Dankschreiben vor: 
Sekretär Müller, Sekretariatsassistent Dreetz danken für 
Beförderung: Sekretär Radtke für Anrechnung weiterer 
3 Jahre auf sein Dienstalter: die Vikare Hennequin 
und Spacher für Gewährung einer städt. Zulage zu ihrem 
Gehalte: der Verein für Geflügel- und Kaninchenzucht 
im Kreise Diedenhofen-Ost für die Gewährung von Mit
teln und die Unterstützung anläßlich der letzten Eeflügel- 
pp. Ausstellung im Schillerhof: Herr Hauptmann Bruns 
für ein ihm anläßlich des Regimentsjubiläums gestifte
tes Geschenk: Herr Oberst Freyer für die tatkräftige 
Unterstützung der Stadtverwaltung und der Bürgerschaft 
anläßlich des Regimentsjubiläums.

f) Nach einer Zusammenstellung des Stadtbauamts 
stellen sich die Eesamtkosten für den Gymnasium- 
neubau auf 502 046,14 ^l.

g) Der Herr Bezirkspräsident teilt durch Verfügung 
vom 7. 3. 1912 — Ick 604 — mit, daß gegen den Erlaß 
einer im Entwurf vorgelegten Ortspolizeiver
ordnung betr. dieAnlagen vonEruben zur 
Gewinnung von Sand, Kies usw. keine Beden
ken bestehen.

Der Eemeinderat erklärt sein Einverständ- 
n i s zum Erlaß der fraglichen Polizeiverordnung.

h) Die Agwea will bei Anschlüssen an das Eas- 
und Elektrizitätswerk bis auf weiteres folgende Ver
günstigungen eintreten lassen:

Die Anschlußleitungen werden in allen Fällen bis 
zur Erundstücksgrenze kostenlos ausgeführt: hinter der 
Erundstücksgrenze werden dieselben bis auf weiteres, bis 
auf

10 m Länge bei unterirdischer Stromzufllhrung bis 
zur Hauptsicherung bezw. bis auf

30 in Länge bei oberirdischer Stromzufllhrung, bis 
zur Hauptfassade, einschl. der Isolatoren, ebenfalls auf 
Rechnung des Werks hergestellt.

Prüfgebühren fallen in Zukunft sowohl für Gas- als 
auch für elektrische Installationen weg.

i) Aus dem vom Elisabethasyl eingereichten 
Verwaltungsbericht ist zu entnehmen, daß die Einnahmen 
pro 1911 6890,95, die Ausgaben 3181,60 -N betragen
haben und mithin ein Einnahmeüberschuß von 3709,35 -N 
zu verzeichnen ist.

j) Der Zentral-Ausschuß für Volks- und Ju
gendspiele hat zum 13. Deutschen Kongreß, der vom 
28. Juni bis 1. Juli in Heidelberg stattfindet, eingeladen.

Zu dem 2. Intern. Kongreß für Heimatschutz 
der vom 12.—15. Juni in Stuttgart stattgefunden hat, 
liegt gleichfalls Einladung vor.

k) Aus dem Oktroidienste sind als Schutzleute 
übernommen worden die Oktroiaufseher Schuab und Wolf. 
Neu eingestellt als Schutzmann wird der Bankbote Petit- 
frene. Die vom Gemeinderat neu bewilligten Stellen im 
Polizeidienst sind dadurch besetzt.

lj Die infolge Uebertritts zweier Beamten in den Po
lizeidienst bezw. Abfindung des Oktroipatrouilleurs 
Brannasch freigewordenen Stellen in der Oktroiverwal- 
tung sind durch die komm. Oktroiaufseher Christiany, Ma- 
this und Jsch besetzt worden. Die Neueingestellten sind auf 
Kündigung angestellt.

m) Der Herr Bezirkspräsident bittet durch Verfügung 
vom 31. Mai d. Js. — I 2306v — um eine jährliche Zu
wendung zu einem demnächst zu gründenden Bunde für 
den Vogelschutz in Elsaß-Lothringen.

Auf Antrag des Vorsitzenden beschließt der Ee
meinderat die Bewilligung eines jährlichen Zuschusses 
von 50 -N, der von dem noch nicht verwendeten Kredit von 
2000 -N zur Bekämpfung von Rebküankheiten zu entnehmen 
ist.

n) Der Beschlußfassung des Gemeinderats vom 1. April 
entsprechend ist die Verwaltung mit mehreren Züchtern von 
Polizeihunden in Verbindung getreten. Es sind 
verschiedene Offerten eingegangen. Der beste offerierte 
Hund kostet 500 -N, ein anderer ebenfalls geeignet erschei
nender Hund 250 cki. Der Vorsitzende empfiehlt anstatt 
der zwei vom Eemeinderat beschlossenen Polizeihunde nur 
einen, und zwar den von 500 -N zu erwerben. Außerdem 
erklärt der Vortzede sich evtl. bereit, einen zweiten Poli
zeihund für persönliche Rechnung zu beschaffen, wenn ihm 
Steuerfreiheit zugestanden würde. Der zweite soll selbst
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verständlich, wenn erforderlich, der städt. Polizei zur 
Verfügung gestellt werden .

Der Eemeinderat ermächtigt die Verwal
tung mit dem Besitzer des für 500 angebotenen Hundes- 
in Unterhandlung zu treten und diesen evtl. zu be
schaffen. Im Falle der Beschaffung eines zweiten Polizei
hundes für persönliche Rechnung wird dem Vorsitzen
den Steuerfreiheit eingeräumt.

o) Der Bürgermeister verliest ein Schreiben des neu- 
gegründeten Verkehrsvereins, in welchem mitgeteilt wird, 
daß. einem Vereinsbeschlusse entsprechend, der Bürger
meister der Stadt Diedenhofen jeweils im Vorstand Sitz 
haben soll. Gleichzeitig enthält dieses Schreiben neben 
einer Einladung zur Vorstandssitzung vom 17. Juni die 
Bitte auf Ueberlassung eines städtischen Lokals oder eines 
Geländes zur Errichtung eines Verkehrsbureaus. Alsdann 
erklärte der Bürgermeister:

Bevor er den Antrag zur Diskussion stelle, müsse er auf 
die Gründung des Verkehrsvereins, von der alle Mitglieder 
Kenntnis hätten, eingehen, umso mehr, als eine Zuschrift 
an die Metzer Zeitung, die in der Lothringer Bürger-Zei
tung Aufnahme gefunden habe, darauf hindeuret, als ob 
der Eemeinderat oder die Stadtverwaltung die Vetätigung 
der einzelnen Bürger als Nebenregierung auffasse. Er 
nehme an, daß die Mitglieder mit ihm darin übereinstim- 
men, daß die freie Vetätigung der Bürger an dem Gemein
wohl keineswegs als Eingriff in die Prärogative des Ee- 
meinderats anzusehen, es vielmehr zu begrüßen sei, wenn 
Leute sich zusammentun ,um unter dem einer oder anderen 
Namen ein Verein zu gründen, der sich die Aufgabe stellt, 
im Interesse der Allgemeinheit an der Entwickelung der 
Stadt mitzuwirken. In diesem Sinne würde ein Verkehrs
verein in der Lage sein, Ersprießliches zu leisten. Beim 
Durchlesen der in der Eründungsversammlung gehaltenen 
Eröffnungsrede könne man die Ueberzeugugng jedoch nicht 
gewinnen, daß es den Gründern wirklich nur um die Mitar
beit im Interesse der Allgemeinheit zu tun sei. Die Kritik, 
die Stadt Diedenhofen stehe seit zwei Jahren in der Ent
wickelung stille, sei absolut aus der Luft gegriffen. Die fort
schreitende Entwickelung sei vielmehr auf allen Gebieten 
konstant bezw. progressiv, was die Gewerbetreibenden durch
weg bezeugen können.

In den beiden letzten Jahren sei mehr gebaut worden, 
wie in den Jahren zuvor, wie auf dem Vauamt festgestellt 
werden könne. Die Zunahme der Bevölkerung war nie so 
groß als gerade im vergangenen Jahre, und die Ent
wickelung der Stadt auf dem Gebiete der Kunst, der Wis- 
senschaft oder der Technik sei in jeder Beziehung eine fort
schrittliche. Eine progressive aber nicht zu rasche Weiterenr- 
wickelung sei die Grundlage eines gesunden Fortkommens. 
Der Eemeinderat und die Stadtverwaltung hätten stets ihr 
Augenmerk auf Ausdehnung des Straßenbahnnetzes gerich
tet in letzter Zeit wiederholt in solchen Fragen Stellung 
geüommen und zur Verbesserung der Bahnverbindungen 
mit der Stadt Diedenhofen gleichzeitig mit anderen Korpo
rationen alle ihr möglich gewesenen Schritte eingeleitet, 
leider aber mit wenig Erfolg. Eine Kritik auf diesem Ge
biete sei daher nichts weniger als begründet.

Schon seit Jahren sei stets regelmäßig die Regierung 
gebeten worden, dem Stadttheate-r in Diedenhofen Zu
schüsse aus Landesmitteln zu gewähren, zuletzt erst wieder 
vor kurzer Zeit. Die Anträge der verfl. Jahre seien ab
gelehnt worden, weil die Regierung nur Theater mit stän
digen Truppen Beihilfen bewillige. Auf den diesjährigen 
Antrag stehe die Entscheidung noch aus. Von dem Herrn 
Bczirksprüsidenten sei jedoch bereits dip mündliche Zusage 
gemacht, daß er das Gesuch befürporten werde.

Die Herstellung von Bahnanschlüssen sei nicht außer 
Acht gelassen worden, wie die in der letzten Zeit in Berlin 
bei den Reichseisenbahnbehörden unternommenen Schritte, 
über welche er, der Bürgermeister, erst in einer der letzten 
vertraulichen Sitzungen des Eemeinderats berichtet habe, 
beweisen würden.

Zur Einschränkung der Anlage sogen. „Pfützen und 
Löcher", die Veranlassung dazu geben, „daß neue Sümpfe 
entstehen", sei eine Polizeiverordnung angefertigt^ die Äle 
Genehmigung des Herrn Bezirkspräsidenten gesunden habe 
und demnächst erlassen werde. .

Die aus städtischem Gelände zur Höherlegung der Mon- 
hofener Straße genommenen Erdmassen seien nicht ander
weitig zu beschaffen gewesen ohne sehr erhebliche Ausgaben 
und die entstehende Grube sei zur Aufnahme von Müll be
stimmt, wie dies der Gemeinderat beschlossen habe. Kurz, 
dre ganze Eröffnungsrede der Eründungsversammlung ent
halte für die Stadtverwaltung nur Tadel. Unter diesen 
Umständen erscheine es ihm, dem Bürgermeister, nicht zweck
mäßig, ein Vorstandsamt im Verkehrsverein einzunehmen, 
und er müsse ein solches ablehnen. Er betone ausdrücklich, 
daß er überzeugt sei, daß viele Herren die besten Absichten 
bei der Gründung haben möchten und bittet alsdann, den 
Antrag des Verkehrsvereins objektiv zu behandeln und um 
eine Beschlußfassung, wie demselben entsprochen werden 
könne. Aus dem Kreise des Eemeinderates wird empfoh
len, zunächst abwartende Stellung einzunehmen, bis der 
Verein sich konsolidiert habe. Demzufolge wird eine Stel
lungnahme zu dem Gesuche bis auf weiteres vertagt.

p) Die lothringische Eisenbahn-Aktiengesellschaft teilt 
mit, daß sie den Motorwagen No. 13, der an dem Unfall 
mittelst tätlichen Ausgangs des Pfründners Bernard mitbe
teiligt war, aus dem Betrieb gezogen hat. Der Wagenfüh
rer Karl Schmidt ist vom Dienste suspendiert.

q) Der Vorsitzende teilt mit, daß der Pfarrer der kath. 
Kirchengemeinde Beauregard, Herr Dr. Doyen, verstor
ben sei; er widmet dem Verstorbenen einen sehr warmen 
Nachruf, in welchem er dessen Verdienste um die Kirchenge
meinde Beauregard und das BUrgerspital gedenkt und die
sen Anerkennung zollt. Er bittet den Eemeinderat an der 
Beerdigung teilzunehmen, die Stadtverwaltung zu ermäch
tigen ein ewiges Ruherecht für Herrn Dr. Doyen 
zur Verfügung zu stellen und den erforderlichen Kredit zur 
Stiftung eines Perlkranzes zu bewilligen.

Der Gemeinderat erhebt diese Vorschläge z u m 
Beschluß.

Schluß der Sitzung 9 Uhr abends.



Bericht 
über die 

Gemeindrratsschung vom 1t. Zuli 1912 
WcrcHmittcrgs 4 WHr.

Anwesend waren unter dem Vorsitze des Bürger
meisters Berkenheier die Beigeordneten Walkowinski und 
Haas und die Mitglieder Christian, Denz, Franck I., 
Frangois, Frank H., Eoedert, Dr. Kuborn, Dr. Medernach, 
Röchling, Salomon, Steimetz, Zimmer, P. Müller, P. Nou- 
viaire, Schiltz.

Mit Entschuldigung fehlten: Beigeordneter Roth, 
Mitglieder Pfanschilling, Reuter, Richard, Wehrmann.

Schriftführer: Obersekretär Klam und Sekretär Hom- 
bourger.

Tagesordnung.
1. Mitteilungen.
2. Niederschlagung unbeitreiblicher Einnahmen und 

Steuern.
3. Antrag auf Erlaß einer Konventionalstrafe.
4. Bewilligung eines Zuschusses an die Feuerwehr- 

Sterbe- und Unterstützungskasse.
5. Verwendung eines Restkredits.
6. Antrag auf Wasserabgabe an eine auswärtige Ge

meinde.
7. Durchführung der Poternenstraße.
8. Antrag auf Gewährung einer städt. Zulage an den 

Vikar in Beauregard.
9. Anstellung einer Lehrerin an der höheren Mädchen

schule.
10. Bewilligung von Freistellen an der Mittelschule.
11. Bewilligung einer Freistelle an der höheren Mäd

chenschule.
12. Viehmarkt.
13. Verzeichnis der Gemeindevizinalwege.
14. Veräußerung von Gelände.
15. Ausbau der Kanalisation in der Monhofenerstratze.
16. Zuständigkeit der Ferienkommission.
17. Verlegung des Polizeiburos.
18. Ausbau einer Polizeiwache mit Dienstwohnung.
19. Anlage eines Geleises für den Materialtransport 

nach dem Kasernenbauplatz.
20. Abtrag des Geländes an der Eriesbergkaserne.
21. Anschluß des Hauses Varthen an den städt. Kanal 

und die Wasserleitung »m Burgunderring.
22. Erwerb eines Grundstückes zur Errichtung von 

Kleinwohnungen.
23. Anliegerkostenfestsetzung für das Straßendreieck Eoe- 

dert-Schweitzer und Baur an der Kaiserin Auguste 
Victoria-Promenade, der M.-Straße und dem Vur- 
gunderring.

Vor Eintritt in die Tagesordnung bittet der Vor
sitzende um Annahme des den Mitgliedern zugestellten 
Eemeinderatsberichtes vom 6. Mai d. Is.

Es werden Einwendungen nicht erhoben und ist da
her das Protokoll genehmigt.

Der Sitzungsbericht vom 1. April d. Is. weist unter 
Punkt „Aufbesserung der Lehrergehälter" 
folgende zweideutige Fassung auf: „Der Vorsitzende wie
derholt seine bei der Kommissionsberatung gemachten Aus
führungen und erläutert, daß eine neuerdings den Ee- 

meinderatsmitgliedern von den Lehrpersonen übermittelte 
vergleichende Aufstellung über die Lehrergehälter in Metz 
und in Diedenhofen, obschon mit dem Wortlaute der 
Metzer Bestimmungen nicht übereinstimmend, in der Pra
xis zur Durchführung komme, weil die Stadt Metz die 
besten Kräfte aus der Lehrerschaft für ihre Schulen in 
Anspruch nähme und erheblich stärkere Ansprüche stelle als 
dies bisher in Diedenhofen der Fall war."

Zur Vermeidung von Weiterungen bittet der Vor
sitzende den vorstehend eingerückten Passus von „und e r- 
heblich stärkere Ansprüche stelle als dies 
bisher in Diedenhofen der Fall war" zu 
streichen und an dessen Stelle zu, .Leben: „indem 
sie nur solche Lehrer eixvstAcke, die das 
2 7. Lebensjahr erreicht b ezw. das 3.4, Le
bensjahr nicht überschritten haben."

Der Eemeinderat genehmigt die bean
tragte Aenderung.

Auf eine Anregung des Vorsitzenden werden die unter 
Punkt 1 der Tagesordnung stehenden" „M i t t e i l u n - 
gen" an den SchluH der Tagesordnung gesetzt.

2. Niederschlagung unbeitreiblicher Einnahmen und 
Steuern.

a) Der Vorsitzende trägt vor: Der Stadtrechner hat 
ein Verzeichnis über unbeitreibliche Gebühren für An
fertigung von Grabstätten vorgelegt und die Nieder
schlagung von insgesamt 74 -N beantragt. Von den 10 ein
getragenen Säumigen, sind zwei unbekannt verzogen, bei 
acht ist Pfandmangel festgestellt worden. Die Niederschla
gung wird befürwortet.

b) Die Beerdigungskosten eines Italieners 
namens Palai, im Betrage von 29,16 -N, können nicht bei
getrieben werden, da der Verwandte des Verstorbenen, der 
den Betrag bei der Ortskrankenkasse erhoben hat, nach Ita
lien verzogen ist. Die Niederschlagung wird befür
wortet.

o) Ein Hunde st euerbetrag von 207,20 -N konn
te von den zur Zahlung verpflichteten Hundebesitzern nicht 
beigetrieben werden, weil in 6 Fällen Pfandmangel fest
gestellt, in 10 Fällen der Wohnort der Zahlungspflichtigen 
nicht ermittelt ist und in einem Falle doppelte Veranla
gung stattgefunden hat. Die Niederschlagung wird be
fürwortet.

<l ) Bei acht zur Zahlung von Handwerkskam
mer kosten veranlagten Handwerkern ist Pfandmangel 
festgestellt worden; ein Handwerker ist nach der Schweiz 
verzogen und die Beitreibung des geschuldeten Handwerks
kammerkostenbetrages unmöglich geworden. Die Nieder
schlagung von 25,29 cll ist daher erforderlich und wird b e - 
sürwortet.

Der Eemeinderat entspricht den unter a, b, 
o und cl gestellten Niederschlagungsanträgen.

3. Antrag aus Erlaß einer Konventionalstrafe.
Der Eemeinderat hat am 22. Februar ds. Is. beschlos

sen, daß u. A. auch von dem Eetreidehändler Michel hier- 
selbst wegen nicht rechtzeitiger Ueberbauung eines Bauge
ländes an der St. Peterstraße, die vertraglich vereinbarte 
10 ?zige Konventionalstrafe einzuziehen ist. Michel ist aus 
Grund der erwähnten Beschlußfassung von der Stadtkasse 
ersucht worden, einen Betrag von insgesamt 1906,55 -4t 
einzuzahlen. Derselbe hat einen Niederschlagungsantrag 
eingereicht und gebeten, der Gemeinderat möge ihn von 
der Zahlung des eingeforderten Betrages entbinden, weil
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er an der Ueberbauung des erworbenen Bauplatzes s. Zt. 
durch die Stadtverwaltung gehindert worden sei und einen 
Teil desselben z. Zt. bebaue; den noch restierenden 
Teil des Platzes benötige er während der Vauperiode als 
Lagerplatz, werde denselben aber bestimmt im Laufe des 
nächsten Jahres überbauen, falls er nicht bis dahin einen 
Liebhaber gefunden habe, dem er die übernommenen Ver
pflichtungen auferlegen werde. Die vereinigten Kommissio
nen haben empfohlen, die Vaufrist für den noch nicht be
bauten Teil um ein Jahr zu verlängern und bis dahin die 
Erhebung der eingeforderten Konventionalstrafe zu stun
den. Falls bis zum April 1913 auch mit der Bebauung des 
letzten Teiles begonnen ist, soll der in Frage stehende Be
trag niedergeschlagen werden.

Der Gemeinderat erhebt den Kommission s- 
vorschlag zum Beschluß.

4. Bewilligung eines Zuschusses an die Feuerwehr 
Sterbe- und Unterstützungskasse.

Die freiwillige Feuerwehr hat beantragt, ihr aus 
städt. Mitteln als Zuwendung zu dem Feuerwehr-Unter- 
stützungs- und Sterbekassen-Fonds eine jährliche Beihilfe 
von 30—40 -R zu bewilligen. Das Vermögen dieses Fonds 
sei, ohne irgendwelche Zuwendungen der Stadt auf den an
sehnlichen Betrag von 4898,80 angewachsen.

Auf Antrag des Vorsitzenden bewilligt der E e- 
meinderat eine jährliche Beihilfe von 50 -K.

5. Verwendung eines Restkredits.
Von dem Kredit zur Verlängerung der Wasserleitung 

in der Kaiser Wilhelm II Promenade, vom Elisabeth-Asyl 
bis zum Hause Quentin, ist noch ein Betrag von rd. 980 
verfügbar. Das Stadtbauamt bittet diesen Kredit zur 
Beschaffung von Wasserleitungs-A rmatur stücken 
verwenden zu dürfen, damit bei evtl. Bedarf das städt. La
ger stets über hinreichend Material verfügt.

Die Baukommission hat den Antrag befürwortet.
Der Gemeinderat ist mit der beantragten Ver

wendung des Restkredits e i n v e r st a n d e n; die Ver
wendung des Betrages ist besonders nachzuweisen.

6. Antrag aus Wasserabgabe an eine auswärtig 
Gemeinde.

Der Bürgermeister der Gemeinde Flörchingen hat an
gefragt, ob und unter welchen Bedingungen der von ihm 
vertretenen Gemeinde aus dem städt. Wasserleitungsnetze 
Wasser abgegeben werden kann. Gleichzeitig hat er sich er
boten, die zur Erlangung der Genehmigung zum Bezüge 
von Wasser von der Stadt Diedenhofen erforderlichen 
Schritte einleiten zu wollen.

Die Baukommission empfiehlt die Abgabe von 
Wasser an die Gemeinde Flörchingen unter denselben Be
dingungen gutzuheißen, wie dies auf Grund einer Be
schlußfassung des Gemeinderats vom 17. v. Mts. an die de 
Wendel'sche Kolonie pp in Ersingen geschehen wird.

Nach einer kurzen Auseinandersetzung in deren Ver
lauf ein Mitglied behauptet, daß das Ksl. Ministerium 
entgegen etwaigen Verfügungen des Herrn Kreisdirektors 
und des Herrn Bezirkspräsidenten die Gemeinde Flörchin
gen zum Bezüge von Wasser von der Stadt ermächtigen 
werde, beschließt der Gemeinderat die Abgabe 
von Wasser nach dem Vorschlag der Baukommission, d. h. 
unter den Voraussetzungen des Gemeinderatsbeschlusses 
vom 17. 6. 1912 — Punkt 11 des gedruckten Berichtes — 
gutzuheißen. „

7. Durchführung der Poternenstraße,
Durch Beschluß vom 22. Februar d. Js. hat der Ee- 

meinderat die Durchführung der Poternenstraße beschlossen 
und den damals angeforderten Kredit von 3000 bewil
ligt. In dem s. Zt. vorgelegten Kostenanschlag war die 
bei Durchführung der Straße notwendig werdende Einfrie
digung der alten Offizier-Speiseanstalt in Holz vorge
sehen; die Vaukommission hält die Ausführung in Holz 
nicht für zweckmäßig und schlägt dem Gemeinderat vor das 
Gitter in Eisen ausführen zu lassen. Eine eiserne Einfrie
digung bedingt einen höheren Kostenaufwand von 300 -A, 
um dessen Bewilligung der Vorsitzende bittet.

Der Gemeinderat bewilligt den Betrag 
von 300 °4l.

8. Antrag aus Gewährung einer städt. Zulage an 
den Vikar in Beauregard.

Der Vorsitzende trägt vor, daß die drei in der Gemein
de amtierenden Vikare in Diedenhofen und Beauregard 
um Gewährung einer Zulage aus städt. Mitteln eingekom
men seien, der Gemeinderat in seiner Sitzung vom 6. Mai 
d. Js. jedoch nur den beiden Diedenhofener Vikaren je 600 
-4t bewilligt habe, während dem Beauregarder Vikar keine 
Zuwendung gemacht wurde. Der nicht berücksichtigte 
Beauregarder Vikar sei in einem Antrag erneut an den 
Gemeinderat herangetreten mit der Bitte, ihm die gleiche 
Beihilfe zu gewähren wie seinen Diedenhofener Kollegen, 
da er sich in einer weit ungünstigeren Lage befinde wie 
diese. Der Vorsitzende betont, daß der Gemeinderat bei sei
ner Beschlußfassung vom 6. Mani d. Js. von der Voraus
setzung ausgegangen sei, dec Beauregarder Vikar stehe sich 
infolge Eratisgewährung der freien Station im Bürgerspi
tal günstiger als seine Diedenhofener Kollegen. Dies träfe 
jedoch nicht gU, wenn die freie Station zu demselben Preise 
angenommen würde, wie ihn die Diedenhofener Vikare ent
richten; der Beauregarder Vikar beziehe vielmehr nur we
nig Kasualien und erhalte von der Kirchengemeinde kei
nen Zuschuß, so daß derselbe sich in wesentlich ungünstigerer 
Lage befinde, wie die Kapläne in Diedenhofen. Dem Vor
schläge des Vorsitzenden, auch dem Beauregarder Vikar eine 
jährliche Beihilfe von 600 -K zu bewilligen, wird vom 
Gemeinderat entsprochen.

9. Anstellung einer Lehrerin an der höheren 
Mädchenschule.

Der Vorsitzende trägt vor, daß an der höheren Mäd
chenschule hierselbst 2 Klassen überfüllt seien und daher de
ren Trennung angezeigt erscheine. Da aber die zur Unter
bringung neuer Schulklassen notwendigen Räume fehlen, 
solle zunächst nur eine, und zwar die Klasse mit den meisten 
Schülerinnen getrennt werden. Der Aufsichtsrat der höhe
ren Mädchenschule habe die notwendige Trennung und An
stellung einer neuen Lehrerin beantragt. Die vereinigten 
Kommissionen haben diesem Antrag beigestimmt.

Der Gemeinderat beschließt die Tren
nung einer Klasse der höheren Mädchenschule, heißt die 
Anstellung einer weiteren Lehrerin gut und bewilligt 
den erforderlichen Personal- und Mobiliarkredit.

10. Bewilligung von Freistellen an der Mittelschule.
An der Knabenmittelschule hierselbst sind bisher an 

Schüler, die in der Gemeinde wohnhaft waren, 3 ganze 
und 3 halbe Freistellen, an auswärtige Schüler 4 ganze 
und 4 halbe Freistellen erteilt worden. Letztere Freistel
len waren von der Regierung verlangt und als Bedingung
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an die Gewährung einer Staatsbeihilfe zu den Kosten der 
Mittelschule geknüpft worden. Nachdem eine Staatsbei
hilfe nicht mehr gewährt werden soll, wird die Verwaltung 
auch davon absehen, an auswärtige Schüler Freistellen zu 
vergeben. Dagegen erscheint es zweckmäßig die für ortsan
sässige Schüler festgesetzten Freistellen zu vermehren, umso- 
mehr als durch Erhöhung des Schulgeldbetrages die Ein
nahmen aus der Mittelschule um ein wesentliches gestiegen 
sind. Der Vorsitzende beantragt, weitere 3 halbe Freistel
len an der Mittelschule zu gewähren, und die Verwaltung 
mit deren Verteilung an ortsansässige Schüler zu er
mächtigen.

Der Eemeinderat schließt sich diesem Anträge an 
und faßt einen entsprechenden Beschluß.

11. Bewilligung einer Freistelle an der höheren 
Mädchenschule.

Der Versicherungs-Beamte Lambrecht bittet seiner die 
3. Klasse der höheren Mädchenschule hierselbst besuchen
den Tochter eine Schulgeldfreistelle zu bewilligen, 
da er infolge mißlicher Familienverhältnisse zur Aufbrin
gung des Schulgeldes nicht in der Lage sei, seine Tochter 
aber weiter lernen lassen möchte, da sie gut beanlagt sei. 
Der Vorsitzende führt, nach Darlegung vorstehenden Tatbe
standes aus, daß die Erteilung von Freistellen an der höhe
ren Mädchenschule statuarisch nicht vorgesehen sei und auf 
entsprechende Anträge von Fall zu Fall durch den Eemein
derat Entscheidung getroffen werden. Er bittet dem An
trag des p Lambrecht zu entsprechen und eine Schulgeld- 
freistelle zu bewilligen.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend.

12. Mehmarkt.
Der Vorsitzende trägt vor, daß in Zeitungsartikeln die 

Verlegung des großen Monatsviehmarktes angeregt wor
den sei, es aber einer Anregung der Presse nicht bedurft 
hätte, da er bereits bei seiner Anwesenheit in Berlin bei 
den Reichseisenbahnbehörden Erkundigungen eingezogen 
habe, ob nach Erweiterung des Bahnhofs Diedenhofen der 
Viehmarkt an seiner jetzigen Stelle belassen werden könne, 
lieber das Resultat seiner Schritte bei den Berliner Eisen
bahnbehörden habe er dem Eemeinderat früher ausführlich 
berichtet. Neuerdings sei ein Plan eingelaufen, aus dem 
ersehen werden könne, inwieweit die Eisenbahnverwaltung 
das Viehmarktplatzgelände für Erweiterungsbauten in 
Anspruch zu nehmen gedenke. Dieser Plan habe dem Ge
meinderat ebenfalls vorgelegen und sei zur Prüfung der 
Verhältnisse eine Spezialkommission ernannt worden, die 
an Ort und Stelle getagt habe. Die Spezialkommission 
habe zunächst festgestellt, daß von der Eisenbahnverwaltung 
nicht nur, wie im Plane angenommen, 8 m, sondern viel
mehr 20 in für die Bahnhofserweiterung vom Viehmarkt
platze entnommen werden sollen, und daß alsdann der 
Platz zur Abhaltung der Monatsviehmärkte zu klein werde. 
Die Spezialkommission sei sich darin einig, daß der augen
blickliche Viehmarktplatz wegen der Bequemlichkeiten, die 
er biete, auf alle Fälle der geeignetste sei,- falls jedoch 
eine Erweiterung durch Ankauf militär-fiskalischen Gelän
des nicht möglich sei, müsse an eine Verlegung od. Trennung 
des Viehmarktes gedacht werden. Da die Beschneidung 
des Platzes erst in einigen Monaten zu erwarten ist, soll 
der Bürgermeister in Berlin den Versuch machen, geeigne
tes Militärgelände neben dem Schlachthaus zu erwerben.

In der folgenden, recht eingehenden Debatte, an 
welcher sich fast alle Mitglieder beteiligen, wurde einerseits 

die Notwendigkeit einer Verlegung des Viehmarkt
platzes betont, weil die Militärbehörde das ihr gehörige 
Gelände neben dem Schlachthaus wohl kaum veräußern 
werde, oder aber, wenn dies geschehen sollte, unverhältnis
mäßig hohe Preise fordern würde. Als geeigneter Platz 
zur späteren Abhaltung der Viehmärkte wurde der neue 
Marktplatz in Vorschlag gebracht. Andere Mitglieder hal
ten den augenblicklichen Platz wegen der bestehenden Bahn
anschlüsse pp als den geeignetsten und befürchten, daß aus 
einer Platzverlegung eine ungünstige Beeinflussung der ge
samten Marktverhältnisse erwachsen würde. Dessenunge
achtet wünschen sie, daß der Erwerb Militärfiskalischen Ge
ländes zur Einbeziehung in den Viehmarktplatz keine zu 
erheblichen Opfer erfordern möge, da die Stadt bei ihrer 
ungünstigen Finanzlage zu deren Aufbringung nicht in der 
Lage sei. Ein Mitglied hält den neuen Meßplatz für die 
Abhaltung der Viehmärkte ebenso geeignet als den Platz 
am Bahnhof und bittet, wegen der damit verbundenen 
Nachteile, eine Markttrennung außer Betracht zu lassen. 
Andere Mitglieder Pflichten dem bei, und halten die Ent
fernung vom neuen Marktplatz bis zum Bahnhof Dieden
hofen oder Beauregard nicht für Hindernisse, die den 
Marktauftrieb ungünstig zu beeinflussen vermöchten. Ein 
Redner weist darauf hin, daß eine Marktverlegung nach 
dem neuen Meßplatze den Besuch der Stadt an Marktagen 
wesentlich heben wird,' ein anderer Redner regt die Er
richtung von Ausladerampen am Bahnhof Beauregard an. 
Wieder ein anderer Redner glaubt durch eine Marktver
legung die Nachfrage nach städt. Bauplätzen in der Nähe 
des Meßplatzes zu begünstigen. Mitglied Röchling 
beantragt, mit Rücksicht darauf, daß die mit der Mili
tärverwaltung einzuleitenden Verhandlungen betr. Er
werb von Gelände neben dem Schlachthause doch nur als 
ein angeblicher Versuch anzusehen sei, der zur Deckung 
des Eemeinderats gemacht werde, sofort dieVerle- 
gung zu beschließen.

Der Vorsitzende stellte alsdann den Supplemen
tarantrag die Verlegung evtl. nur versuchsweise 
zu beschließen. Die alsdann vorgenommene Abstim
mung ergab eine Ablehnung des Antrages 
Röchling, der die sofortige Verlegung anstrebt, und die 
Annahme des Kominissionsbeschlusses mit 7 gegen 7 
Stimmen, — wobei der Vorsitzende zu Gunsten des Kom- 
missionsbeschlusses den Ausschlag gab, — der die Einlei
tung von Eeländeerwerbs-Verhandlungen mit der Mili
tärverwaltung anregt.

Der Eemeinderat beauftragte den Vorsitzenden 
zu letzterem Zwecke in Berlin bei den in Frage kommenden 
militärischen Dienststellen persönlich vorstellig zu werden 
und gibt ihm Vollmacht nach eigenem Ermessen 
zu handeln. Der erforderliche Reise-Kredit wird bewilligt.

13. Verzeichnis der Gemeindevizinalrvege.
Auf Grund des Art. 14 d. Ges. v. 21. Mai 1836 und des 

Art. 10 des Wegereglements vom 20. Aug. 1854 ist der 
Fahhrbarkeitszustand der Gemeindevizinalwege jährlich 
durch Eemeinderatsbeschluß festzustellen. Es handelt sich 
um folgende Vizinalwege:

1 Beauregard—Eentringen 2,208 kni lang,
2. Diedenhofen—Niedergentringen 2,052 Kni lang,
3. Diedenhofen—Obergentringen 2,568 kin lang,
4. Gentringen—Terwen 1,941 kin lang,
5. Briquerieweg 0,740 kni,
6. Beauregard—Eassion 1,200 kni lang.
Der Vorsitzende bitte zu beschließen, daß die aufgeführ

ten Vizinalwege sich wirklich im Fahrbarkeitszu- 
st an d befinden, und daß zur Unterhaltung derselben den 
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Eigentümern, Pächtern, Unternehmern, Gewerbetreibenden 
u. s. w., welche diese Wege während des Rechnungsjahres 
1912 dauernd oder vorübergehend benutzen, der Abnutzung 
entsprechende Beiträge abverlangt werden sollen.

Der Eemeinderat beschließt entsprechend.

14 Veräußerung von Gelände.
Durch Beschluß vom 22. Februar d. Js. hat der Ee

meinderat die Veräußerung eines städt. Baugelän
des an der Kaiserin Auguste Viktoria-Promenade zum 
Preise von 12 -R pro giu gutgeheißen. Der damalige Lieb
haber hat inzwischen auf den Erwerb des frgl. Baugelän
des verzichtet, und ist an dessen Stelle ein neuer Käu
fer getreten, der sich zur Zahlung des geforderten Kauf
preises von 12 oll pro gnr bereit erklärt hat. Der Vor
sitzende bittet die Veräußerung an den neuen Liebhaber 
unter den im Eemeinderatsbeschluß vom 22. Februar fest
gesetzten Bedingungen gutzuheißen.

Der Eemeinderat faßte einen entsprechen
den Beschluß. Die Veräußerung hat nach Erledigung 
eines Uebergebotsverfahrens pp unter den üblichen Bedin
gungen zu erfolgen.

15. Ausbau der Kanalisation in der 
Monhosenerstraße.

In geheimer Sitzung verhandelt, daher ins E e - 
Heim-Protokollbuch eingetragen.

16. Zuständigkeit der Ferienkommission.
Alljährlich hat der Eemeinderat die vereinigten Ee- 

meinderatskommissionen ermächtigt, während der Ferien 
als sogen. „Ferienkommission" zu tagen und in 
der Zuständigkeit des Eemeinderats dringliche Ange
legenheiten, und zwar insbesondere Eeländeveräußerungen 
pp, jedoch keine größeren Projekte, zu erledigen.

Der Vorsitzende beantragt, auch in diesem 
Jahre die Ferienkommission einzusetzen und mit den üb
lichen Rechten auszustatten. Er erklärt weiter, daß die 
von der Ferienkommission in der Zuständigkeit des Ee
meinderats gefaßten Beschlüsse dem Eemeinderat in seiner 
nächsten ordentlichen Sitzung mitgeteilt werden.

Der Eemeinderat beschließt dem Anträge 
des Vorsitzenden entsprechend.

17. Verlegung des Polizeiburos.
Der Vorsitzende erläutert, daß das Polizeiamt auf dem 

Marktplatz hierselbst nicht mehr hinreichend groß genug sei 
und daher eine Verlegung ins Auge gefaßt werden müsse. 
Als Lokal zur Unterbringung der polizeilichen Bllreau-, 
Wach- und sonstigen Räume, sei das Erdgeschoß der alten 
Offizierspeiseanstalt in der Poternenstraße sehr geeignet, 
selbst wenn späterhin eine Strafkammer dortselbst unterge
bracht werden sollte. Die zur Unterbringung des Polizei
amts in dem frgl. Gebäude notwendigen Umbauarbeiten 
erfordern einen Aufwand von 1900 Ut. Die vereinigten 
Kommissionen haben die Verlegung einstimmig 
empfohlen.

In der folgenden Debatte frägt ein Mitglied an, 
wozu das Polizeigebäude auf dem Marktplatz verwendet 
würde, wenn die Verlegung erfolgt sei. Der Vorsitzende er
widert, daß die Entscheidung dieser Frage vorläufig offen 
gelassen worden sei und bittet es bis auf weiteres bei die
sem Beschlusse zu belassen. Nachdem ein anderes Mitglied 
die Verlegung in die entlegene Poternenstraße aus Ver
kehrsrücksichten als unzweckmäßig bezeichnet, andere Mit
glieder hierin aber gerade das vorteilhafte erblickt hatten, 
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beschloß der Eemeinderat die beantragte Ver
legung gutzuheißen und den zur Einrichtung des Lo
kals angeforderten Kredit von 1000 Zl zu bewilligen.
18. Ausbau einer Polizeiwache mit Dienstwohnung.

Der Vorsitzende trägt vor, daß bei der diesjährigen 
Budgetberatung vom Eemeinderat die Einrichtung einer 
Polizeiwache im ehemaligen Oktroibüreau an der Hayin- 
gerstraße gefordert worden ist. Um diesem Wunsche gerecht 
zu werden, ist die Vornahme eines Umbaues notwendig, 
der Lei Vorsehung einer Dienstwohnung für einen Schutz
mann, die Aufwendung einer Bausumme von 5600 -R be
dingt. Da die Dienstwohnung eine jährliche Miete von 
300 erbringt, wird die erforderliche Ausgabe hinreichend 
verzinst, sodaß ihre Bewilligung empfohlen werden kann.

Die vereinigten Kommissionen haben den ge
planten Ausbau und die Kreditbewilligung gleichfalls b e- 
fllrwortet.

Der Eemeinderat beschließt hierauf ent
sprechend dem Anträge der Verwaltung.

19. Anlage eines Geleises für den Materialtransport 
nach dem Kasernenbauplatz.

Die Baufirma Nitzsche, welche mit der Aufführung des 
Kasernements für die Infanterie beauftragt ist, hat die 
Genehmigung nachgesucht, von der Augustin'schen Sand
grube in St. Peter,, auf einem Privatwege an der Kuborn- 
schen Klinik entlang, über den Burgunderring nach dem 
Kasernenbaublocke, ein Geleise zur Beförderung von Sand 
mittelst Pferdebetrieb herstellen zu dürfen. Die Vaukom- 
mission hat diesen Antrag ablehnend begutachtet, da sie 
bei Erteilung der Genehmigung eine Verkehrsstörung be
fürchtete.

Der Vorsitzende erläutert, daß er bei der Kommissions- 
beratung der Kommissionsansicht nicht beigetreten sei, da 
es ihm im Verkehrsinteresse praktisch erscheine, dem Trans
port per Bahn zuzustimmen, da dieser die Benutzung des 
Vurgunderrings pp nur einige Male am Tag, und zwar 
nur auf kurze Dauer bedinge, während der Transport mit
telst Karren sich über den ganzen Tag hinziehen und daher 
den Verkehr noch mehr stören werde. Besonders würden 
aber die Straßen ganz gewaltig abgenützt werden, so daß er 
dringend empfehle, dem Wunsche des Antragstellers zu ent
sprechen.

Aus Eemeinderatskreisen wird dem Anträge des Vor
sitzenden beigepflichtet und darauf hingedeutet, daß durch 
dessen Annahme wesentliche Straßenabnutzungen vermie
den werden. Mehrere Mitglieder treten für Erteilung der 
nachgesuchten Genehmigung ein, wünschen jedoch, daß an 
Straßenkreuzungen die Verwendung von Rillenschienen 
und zwischen diesen und beiderseits derselben Pflasterung 
angeordnet wird. Mitglied Fran^ois bittet für Be
nutzung städt. Terrains eine jährliche Anerkennung s- 
gebühr von 50 Zl festzusetzen. Mitglied Denz bean
tragt genau dieselben Gebühren zu erheben, wie sie an
dere Gewerbetreibende zu entrichten haben. Mitglied Dr. 
Medernach schließt sich letzterem Anträge an, bit
tet die Erlaubnis jederzeit widerruflich zu erteilen 
und die Hinterlegung einer Sicherheit für die Wieder
instandsetzung der städtischen Straßen und Wege zu for
dern, die von der Stadt zur Vornahme der Jnstandsetzungs- 
arbeiten verwendet werden soll, wenn der Hinterleger 
einer entsprechenden Aufforderung der Stadtverwaltung 
nach einer bestimmten Frist nicht entsprochen hat. Mit
glied Röchling beantragt die Miete für Benutzung 
städt. Geländes auf 10 Zt pro Monat festzusetzen. Nachdem 
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Mitglied Franxois seinen Antrag zugunsten des An
trages Röchling zurückgezogen hatte, ließ der Vor
sitzende abstimmen.

Der Eemeinderat beschließt die Verwaltung 
zu ermächtigen, die nachgesuchte Erlaubnis zur Anlage 
eines Transportgeleises zu erteilen und bezüglich 
aller während der Verhandlungen geäußerten Wünsche mit 
der Firma Nitzsche einen Vertrag abzuschließen. llntrr 
Ablehnung des Antrages Denz wurde ent
sprechend Antrag Röchling vom Eemeinderat 
eine monatliche Miete von 10 -N festgesetzt.

20. Abtrag des Geländes an der Griesbergkasrene.
Das Militärbauamt Diedenhofen hat um Stellung

nahme gebeten, unter welchen Bedingungen die Stadt zum 
Abtragen von Erdmassen pp an der Griesbergkaserne be
reit ist. Die gewonnenen Erdmassen sollen ausschließlich 
zum Gebrauche der Militärverwaltung abgefahren wer
den, und liegen daher nicht mehr die Voraussetzungen vo-, 
unter welchen die Stadtverwaltung den Abtrag von Massen 
an der Tervillekaserne übernommen hat. Die "^reinigten 
Kommissionen haben empfohlen, den Antrag der Militär
verwaltung abzulehnen, oder aber einen höheren als den 
gebotenen Abtrags- und Transportpreis zu fordern.

Der Eemeinderat lehnt den Antrag n r u n d- 
sätzlich ab.

21. Anschluß des Hauses Varthen an den städt. 
Kanal und die Wasserleitung am Vurgunderring.

Der Architekt Peter Varthen hat gebeten, zwecks An
schluß an die Kanalisation seines au inner Seitenstraße des 
Burgunderrings errichteten neuen Hauses in dieser Straße 
einen Entwässerungskanal herstellen zu dürfen. An die
sen Kanal sollen späterhin noch einige von dem Kaufmann 
Riedinger zu errichtende Neubauten angeschlossen werden. 
Gleichzeitig hat Herr Varthen um Anschluß seines Hauses 
an die städt. Wasserleitung gebeten, welchem Anträge von 
Verwaltungswegen entsprochen worden ist, da der Anschluß 
sich rentabel gestaltet hat.

Die Baukommission hat empfohlen, den fraglichen Ka
nal auf städt. Kosten herzustellen unter der Bedingung, 
daß Herr Varthen die Hälfte der Baukosten entrichtet und 
die statutenmäßigen Kanalgebühren trägt. Sobald die pro
jektierten Riedinger'schen Häuser hergestelli, an den Kanal 
angeschlossen sind, und die Rentabilität des Kanals mit 
7 gesichert ist, soll der von Herrn Varthen geleistete Zu
schuß zurllckerstattet und von den Anliegern die auf 10,40 M 
pro lfdm. Hausfront ermittelten Kanalanliegerkosten ein
gezogen werden.

Der Eemeinderat schließt sich dem Kom- 
missionsvorschlag an.

22. Erwerb eines Grunstückes zur Errichtung von 
Kleinwohnungen

In geheimer Sitzung verhandelt, daher ins E e - 
Heim-Protokollbuch eingetragen.

23. Anliegerkostenfestsetzung für das Straßendreieck 
Goedert -Schweitzer und Baur an der Kaiserin

Auguste Victoria Promenade, der M' Straße und 
dem Burgunderring.

Der Vorsitzende trägt vor: Seiner Zeit bei Durch
führung der südlichen Kriegsstraße, heute Kaiserin Au- 
guste-Viktoria-Promenade, hat mit den Grundstückseigen

tümern Baur in Schadenburg, I. P. Schweißer in Brique- 
rie und N. Eoedert in Eentringen ein Eeländeaustausch 
mit gleichzeitiger Eeländeregulierung stattgefunden, ohne 
daß damals wegen der An l i e g e r k o st e n eine Verein
barung getroffen worden wäre. Die Eigentümer Baur 
und Schweißer haben daher unter Vorbehalt ihrer sämt
lichen Rechte und dem gleichzeitigen Hinweis, daß sie An
liegerkostenforderungen der Stadt vorläufig weder der 
Höhe noch dem Grunde nach anerkennen können, um Mit
teilung gebeten, wie hoch sich die Anliegerkosten für ihre im 
Baublock 18u gelegenen Grundstücke belaufen. Die fragl. 
Grundstücke sind erst nach erfolgtem Geländeaustausch mit 
der Stadt, und Durchführung der südlichen Kriegsstraße 
sowie der M I Straße Lebauungsfähig geworden. Nach 
einer vom Stadtbauamte aufgestellten Berechnung stellen 
sich die Anliegerkosten an den, den Baublock 18u begren
zenden Straßen wie folgt:
in der Auguste Viktoria Promenade pro lfdm. 103 Mk. 
in der N I Straße 100 Mk.
am Burgunderring 72 Mk.

Es hätten somit zu entrichten: j z
Herr Gutsbesitzer Baur

für 16,04 lfdm. Front an der Kaiserin-Promenade ü 103 Mk. 1961,12

insgesamt 3868,12
Herr Eigentümer I. P. Schweitzer

für 28,91 lfdm. Front an der Kaiserin-Promenade ä 103 Mk. 2977,— 
für 28,91 „ „ „ „ I Straße ä 100 Mk. 2891,-
für 5 „ „ „ „ Abschrägung ü 100 s- 103 Mk. 507,8

2
insgesamt 6376,23

Herr N. Eoedert
für 56,50 lfdm. Front am Burgunderring d 72 Mk. 4068,—
für 3 „ „ Abschrägung ü 72 -t- 100 Mk. 258,—

2
für 5 „ „ „ ü 100 103 Mk. 507,50

2
für 28,5
für 10

an der Kaiserin Promenade ü 103 Mk, 2903,50 
an der LI I Straße ü 100 Mk. 1800,—

insgesamt 9569,—
Durch den s. Zt. stattgefundenen Eeländeaustausch ist 

das den Antragstellern zugefallene Gelände eigentlich mit 
dem städt. Festungsgelände gleichberechtigt geworden. Je
denfalls soweit dasselbe im Baublock 18u liegt, und dürf
ten die bei städt. Festungsgelände üblichen Anliegerkosten 
mit 80 M pro lfdm. in Ansatz zu bringen sein.

Die vereinigten Kommissionen haben entgegen
kommenderweise beschlossen, dem Eemeinderat zuempfeh- 
len, die Anliegerkosten für den Baublock 18u auf 50 M 
pro lfdm. zu normieren, wenn die Grundstücksbesitzer im 
fragl. Baublock innerhalb 4 Wochen ausdrücklich die Fest
setzung anerkennen und sich zur Zahlung ver
pflichten.

Nach einer kurzen Debatte, in welcher zum Ausdruck 
kommt, daß mit Rücksicht auf das von den Eigentümern 
Baur, Schweitzer und Eoedert bei dem s. Zt. stattgefunde
nen Eeländeaustausche gezeigte Entgegenkommen, die 
Festsetzung der Anliegerkosten auf den Betrag von 50 M 
pro lfdm. nur billig erscheine, beschließt der Ge- 
meinderat für den Baublock 18a die Anlieger - 
kosten auf 50 M pro lfdm. fe st zusetzen unter 
der Bedingung, daß die Z ah l u n g s p f l i ch t innerhalb 
4 Wochen ausdrücklich anerkannt wird.

Ein Antrag des Mitgliedes Dr. Kuborn, die 
Anliegerkosten für die Front am Vurgunderring auf den 
ermittelten Betrag von 72 M pro lfdm. festzusetzen, wurde 
abgelehnt.
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Anschließend bittet der Vorsitzende auch die Anlieger
kosten für das Goedert'sche Baugelände im Baublock 18 fest
zusetzen und frägt an, ob auch für dieses der Erundbetrag 
von 50 oK pro lfdm. angenommen werden soll. Nach einer 
kurzen Debatte beschließt der Eemeinderat, 
daß für diesen Baublock die tatsächlichen Anlieger
kosten, die an der M I Straße mit 100 -K pro lfdm. Front 
ermittelt sind, erhoben werden sollen.

1. Mitteilungen.
u) Herr Professor Jaschke wird die für das Gymnasium 

neu angeschafften physikalischen Apparate am 16, 17., 23. 
und 24. Juli, abends 8^ Uhr, vorführen und lädt den Ee
meinderat ein, der Vorführung beizuwohnen.

b) In einem Zeitungsartikel wird daran Kritik ge
übt, daß die Stadtverwaltung die Errichtung von Stallge
bäuden auf dem Kasernenbaublock hinter der Griesbergka- 
serne, an dem Korolingerring entlang, nicht verhindert 
hat. Der Vorsitzende führt aus, daß der Stadtverwaltung 
keine Mittel zur Seite stehen, um Einhalt zu gebieten, da 
die Militärverwaltung das frgl. Gebäude bei Abschluß des 
Stadtverwaltungsvertrages reserviert hat und die z. Zt 
im Bau befindlichen Stallgebäude nach den Vorschriften 
der Bauordnung hergestellt werden. Die Stadtverwaltung 
hat an die Errichtung von Stallungen noch weitergehende 
Forderungen geknüpft, als sie die Bauordnung vorsieht, 
und hat nichts versäumt, was im öffentlichen Interesse 
liegt.

o) Auf einen weiteren Zeitungsartikel, der die Ent
gleisung eines Rollblocks der Mondorfer Nebenbahn auf 
der Ringstraße behandelt, entgegnet der Vorsitzende, daß 
auch hier die Stadt zum Einschreiten keine Handhabe be
sitzt, da die Vahngesellschaft sich an den mit der Stadtver
waltung auf 99 Jahre abgeschlossenen Vertrage hält; die 
Stadtverwaltung wird jedoch, sobald sich die Gelegenheit 
zur Herbeiführung einer Vertragsänderung ergibt, eine 
Besserung der Verhältnisse herbeizuführen suchen. Nach 
den von der Verwaltung eingezagenen Erkundigungen ist 
die Entgleisung entstanden durch einen fehlerhaft konstru
ierten Rollbock, der nachher bei langsamer Versuchsfahrt 
nochmals entgleist sei, ohne daß eine Gefahr für Menschen 
entstanden war. Nach den mißlungenen Versuchen sei der 
fragliche Rollbock vorläufig außer Betrieb gesetzt worden.

a) Erzpriester' Vagner hat der Bibliothek 10 
vollständige Jahrgänge — 1860 bis 1869 — der Zeitschrift 
„Revue des deux mondes", die Erben des verstorbenen 
Pfarrers Dr. Doyen dem Museumein Oelgemälde 
und eine antike Ofenplatte, ein Fräulein, welches nicht ge
nannt sein will, ebenfalls dem Museum 2 alte Tongut- 
Töpfe und eine antike Ofenplatte geschenkt. Die Verwal
tung hat den Schenkgebern schriftlich gedankt. Der Ee
meinderat schließt sich dem Danke an.

e) Durch Verfügung des Ksl. Ministeriums vom 13. 
Juni d. Js. — O. S. 2331 — ist zu den K o st e n der 
höheren Mädchenschule ein Staatszuschuß von 
3000 -R bewilligt, und gleichzeitig mitgeteilt worden, daß 
es dahingestellt bleiben müsse, ob ein Zuschuß in glercher 
Höhe auch in Zukunft bewilligt werden könne.

t) Unterm 24. Juni d. Js. hat der Landesaufsichts- 
Kommissar für Reblaus-Angelegenheiten die Stadtver 
waltung benachrichtigt, daß die Untersuchung des 
Reblausgeländes auf Reblausgefahr mit dem 2. 
Juli d. Js. in Angriff genommen würde. Die Verwaltung 
hat mit Rücksicht auf die aus gleichem Anlässe in den ver
gangenen Jahren von Winzern erhobenen Beschwerden 
sofort um Unterlassung der Untersuchungsarbeiten ge

beten, jedoch unterm 28. Juni einen ablehnenden Be
scheid erhalten, weil die frag!. Untersuchungen in Gemätz- 
heit eines Reichsgesetzes stattzufinden haben. Weitere 
Maßnahmen zur Verhinderung der Arbeiten, stehen der 
Verwaltung nicht zur Seite.

8) die von dem ehemaligen Friedhofswärter Schweitzer 
gegen die Stadtverwaltung angestrengte Klage auf Be
willigung eines Ruhegehalts ist vom Landgericht Metz rn 
erster Instanz kostenfällig abgewiesen worden.

ll) Veranstaltung von Schauflügen.
Seitens mehrerer Flugunternehmungen sind der 

Stadtverwaltung Anerbieten auf Veranstaltung 
von Schauflügen in Diedenhofen gemacht worden. 
Der Vorsitzende empfiehlt, diesen Anerbieten näher zu tre
ten, und die Verwaltung zu ermächtigen, mit einer der Ge
sellschaften in Unterhandlungen zu treten. Ferner bittet 
er nach Entscheidung der prinzipiellen Frage, ob die Ver
anstaltung von Schauflügen in Diedenhofen wünschenswert 
erscheint, eine Spezialkommission mit der weiteren Behand
lung der Angelegenheit zu betrauen.

Nach einer kurzen Auseinandersetzung, erklärte sich der 
Eemeinderat im P r i n z i p mit der Veranstaltung 
von Schauflügen einverstanden und ernannte eine Spe
zialkommission bestehend aus den Herren Haas, 
Christian, I. Franck, H. Frank, Franyois, Goedert, Müller, 
Röchling und Schlitz.

1) Errichtung eines Ferkelmarktes in 
Eroß-Hettingen.

Durch Verfügung des Herren Kreisdirektors vom 17. 
Juni d. Js. — I. No. 2201 — wird mitgeteilt, daß der Ee
meinderat von Eroß-Hettingen die Genehmigung nachge
sucht hat, anschließend an den Wochenmarkt am 3. Freitag 
der Monate Februar, Mai, August und November einen 
Ferkelmarkt einrichten zu dürfen. Es wird gleichzei
tig um Stellungnahme zu diesem Antrag gebeten.

Der Eemeinderat erhebt gegen die Veranstal
tung von Ferkelmärkten in Eroß-Hettingen, im Sinne der 
vorerwähnten Verfügung des Herrn Kreisdirektors, kei
nen Einspruch.

j) Zuschuß zu einem Grabdenkmal für 
den Schutzmann Mersch.

Der Vater des im Dienste tödlich verletzten städt. 
Schutzmanns Mersch bittet um Bewilligung einer Beihilfe 
zur Errichtung eines würdigen Denkmals auf dem 
Grabe seines Sohnes.

Der Eemeinderat beschließt dem Antrag der ver
einigten Kommission entsprechend eine Beihilfe von 
100 -R zu bewilligen.

ü) Die von Königsmachern nach Beauregard versetzte 
Lehrerin Michael y, welche im Schuldienste zwölf 
Dienstjahre abgelegt hat, bittet diese unter Abweichung 
von den Beststimmungen der Dienst- und Gehaltsordnung, 
nach welchen in der Regel nur 10 auswärtige Dienstjahre 
angerechnet werden, in Ansatz zu bringen und ihr Gehalt 
entsprechend zu bemessen.

Der Eemeinderat ist einverstanden.
y Gewährung eines Vorschusses an die 

Mittel- und Elementarschnlpersonen auf 
die demnächstige Gehaltserhöhung.

Die städt. Mittel- und Elementarschulpersonen Litten 
ihnen auf die mittelst Eemeinderatsbeschlusses vom 1- 
April d. Js. in Aussicht gestellte Gehaltsaufbesserung einen 
Vorschuß zu bewilligen, bezw. auszuzahlen, der der 
Auszahlung der noch festzusetzenden Erhöhung in Anrech
nung gebracht werden könnte.
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Die vereinigten Kommissionen haben em
pfohlen, den Lehrpersonen auf die mit Rückwirkung 
vom 1. April d. Js. ab zu gewährende Gehaltserhöhung, 
den bereits s. Zt. in Aussicht genommenen Betrag von je 
100 oK auszuzahlen.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend und bewilligt den erforderlichen Kredit, welcher 
bereits s. Zt. von den vereinigten Kommissionen im Bud
get eingesetzt, vom Eemeinderat jedoch bis zur endgülti
gen Beschlußfassung über die Lehrpersonengehälter rrueder 
gestrichen worden war.

in) Die Firma Gras u. Co. hat sich dagegen be
schwert, daß der Firma Kleppel u. Elbs aus Devant-les- 
Ponts die Erlaubnis erteilt worden ist, an den Mllhlen- 
straße, auf einem an ihr Eigentum stoßenden städt. Ge
lände einen Schuppen zu errichten. Sie gibt an, daß der 
Schuppen der Bauordnung nicht entspricht, und nicht in 
das Wohnhausviertel hinein paßt; auch sei die Feuersge
fahr bedeutend gesteigert und würde durch Errichtung 
eines Aborts die Nachbarschaft belästigt.

Der Vorsitzende teilt mit, daß die von ihm eingeleitete 
Untersuchung die Haltlosigkeit der Beschwerde ergeben, und 
er daher dieselbe von Verwaltungswegen abzulehnen 
gedenke.

Der Gemeinderat erhebt keinen Einspruch.
n) Mittel st ädteverband.
Der Verband der elsaß-lothringischen Mittelstädte 

welcher schon seit längerer Zeit geruht hatte, ist wieder 
vor die Öffentlichkeit getreten und will jetzt mit Nach
druck wirken in Angelegenheiten, welche für die Mittel
städte von Interesse sind. Die Stadt Diedenhofen gehört 
dem Verbände seit seiner Gründung an, und erscheint es 
zweckmäßig, daß sie auch fernerhin Mitglied bleibt.

Nachdem der Vorsitzende die in einer der letzten Vür- 
germeisterversammlungen festgesetzten Satzungen auszugs
weise mitgeteilt hatte, beschloß der Gemeinde- 
rat, daß die Stadt weiterhin Mitglied des Ver
bandes bleiben soll und die Kosten der Mitglied
schaft sowie die Ausgaben für Teilnahme 
an den Versammlungen auf städt. Mittel zu neh
men sind.

der Gemeinde Diedenhofen den Achtuhr-Laden
schluß einzuführen, und gleichzeitig das Ergebnis von 
ihm angestellter Ermittelungen vorgelegt, nach welchem sich 
mehr als zwei Drittel der Geschäftsinhaber für den Acht
uhrladenschluß ausgesprochen haben. Für die Lebens
mittel- und Cigarrenbranche wird die Einfüh
rung des 8 Uhr-Ladenschlusses nicht beantragt. Der 
Vorsitzende hält die geplante Einführung für zweckmäßig, 
umsomehr, als dieselbe von sozialer Bedeutung ist und von 
den Angestellten der Geschäftsbräuchen und deren Familien 
mit großer Freude begrüßt würde. Er empfiehlt die Ein
führung des Achtuhrladenschlusses für alle Geschäftsbräu
chen mit Ausnahme der Lebensmittel- und 
Cigarrenbranchen sowie der Friseure zustim
mend zu begutachten und bittet die Verwaltung mit ent
sprechender Ermächtigung zu versehen.

Der Gemeinderat beschließt entspre
chend.

p) Die Stellenvermittelung bei der Arbeitsnach
weis st e I l e könnte erfolgreicher gestaltet werden, wenn 
der Dienstbetrieb den neuzeitlichen Bestimmungen ent
sprechend eingerichtet würde. Um zu diesem Ziele zu ge
langen, wäre die Einführung des Kartensystems, wie 
es andere Arbeitsämter bereits besitzen, zweckmäßig. Die 
Einführung des Kartensystems würde eine Ausgabe von 
insgesamt 200 bedingen, welche der Vorsitzende zu bewil
ligen bittet.

Der Eemeinderat erhebt keine Ein
wendungen.

g) Bei dem Wa ldbrande am 28. April d. Js. war 
außer dem Eendarmeriewachtmeister Marken aus Eroß- 
Hettingen auch der Gendarmerie-Wachtmeister Bartholo- 
mäi aus Eroß-Hettingen aktiv tätig und erscheint es ange
bracht, auch diesem eine Gratifikation von 10 wie sie 
seinem Kollegen gewährt worden ist, zu bewilligen.

Der Eemeinderat bewilligt eine Gratifi
kation von 10 welche tunlichst zur Hälfte von der mit
beteiligten Eutehoffnunghütte wieder einzuziehen ist.

r) Eine weitere vertrauliche Mitteilung ist in 
dem Geheim-Protokollbuch eingetragen.

Schluß der Sitzung 8^ Uhr abends.
o) Einführung des 8-Uhr-Ladenschlusses.

Der Verein selbständiger Kaufleute hat beantragt in
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Äs« ,Fn/rnsidsnfAMr.?amsX sa maoNsn. >1U6?r ÄLsss?r ^4nti^s? wi.?.? ro?r 
nio?rt /rsnau.-? gnsi/sn. Dann ist adsn am 2^.?. si?r ^4nti/cs.? snscr/ris- 
nsn, ÄST' /o.?gsn Äsnmasssn .?au ts t.'^Asn gs"nX AnnAsnmsistsn vsn.?isst 
Äsnss.?dsn) / o?r -rabs ta'tsäo?!^ i o?r sins ts^s^naMiso/rs Ain.?aÄun§ 
en?ra^r tsn. V. Aisssn ^4nti/cs.? snt/rä2 - ssNn vis./s -4n-t4?Fs75 Aätss
ÄrK Äs^ Aio/rtigsts.i.Zung ZisÄ^'n/sn- As/r wi.?.? nio/rt sagsn, Äass Äas 
was Äanin sFF/rt /a.?so?r ist, adsn ssFst nia/rt nio/rtig wisÄsngsgs- 
dsn- l^on a.?.?sn Aingsn ??russ isn Äagsgsn !7i Äs"s/>nu??r snNsdsn^,,Äa.-^ 

' Äis AtaÄtvsn?/)«? tun a sio/r sinsn SnanÄ gsstattst^ s/r wsnÄs Ä/rnsn 
Äsn Aswsis dningsn, /ass Äis AtaÄ tvsnwa.? tung vo?r Äisssn ^sndnsn- 
nung ni aNts tzwuss ts'unÄ sis Äss?ra.?d aus?r nio?rt vsn/rinÄsvn konnte- 
^Yüngsn7?rsi s tsn .?isst wsitsn dstn- A.?anan.?ags) Has ist aua?r sins 
?/nni s/rtig?csi t, Äa Äis A.?äNan.?ags von/rsn rn ö'//sn t ? i o/rs n ,N t^ung 
ds/ranÄs.? t unÄmit AinZtimmig/csi t sn.?sÄiat wonÄsn man- ÄnnÄsn gs- 
/rsimsn Ai t,?7M g iranÄs ? ts ss sis/r ?sÄig.?io?r um Äis ÄUnsir/ü/rnung 
Äss ^ionÄro/snsn Aana.?s, Äsn nioNt ancisns dsswso^s, a.?s sins I^sn- 
dssssnung Äss Assa?r.?ussss, Äsn wrn in Äsn von/rsnigsn Ai t/?uns AS- 
/asst Nattsn- Ausnst Zcomms i ÄsÄoo/r an/ Äas ^n72Äs^oö snnäsLd 
7)as M22Äs/>ov wnnÄs anAs^sA^ Ännsn Asso?t.rttss Äss ßs^ssnÄsna^s rm 
-/«^"s ,?öOö ?^n^sn msFnsm 7,sns^n^sn ^on§än§sn Vsnnn Los?M> FsL Äsn 
L'nans/'s wnnÄs nnn sLn §rns/>nn<z^ sn?rodsn, Äsn /sÄvo/r snnä'o^Aswrs- 
ssn wnnÄs,' ss /ranÄssr cr/r n/?r s/'nsn ^rns^nnan Äss //snn?r nnsnÄFn- 
dsnAS". Itts M.r2Äs/ro WNNÄS nn f-sn Äsn üdÄ r s/rsn §sÄrn§nn§s!n ssr- 
tsns Äsn ^nsrsÄrn^Kn Asns/rm5A-> Än Ärsssn Äsns?N7rrANn§snn/cnnÄs 
sts/r/- nn^s?» anÄsnsr», Äass Äas ^>a/>rsn vsndnannt^ wsnÄsn ,^nss, ckass 
Ärs ^s"/)nsnn?^NA ÄsÄoan dsr nndswsAösn Ln/^ nnÄ nron^ dsL MnÄ 
sta/'t/LnÄsn Äan/. Äas ^sn./sssn Äsn Aanssnr».
(?sns/vnrANNA»nn/cnnÄs so/rsn/csn, Äan/. s^sn.??'ss^ nnn sinsn §^. S5s von 
/cnn^sm wnnÄsn Asss/rwsnÄsn §sAsn Äas ^äV/^Äs/>o^ dssw. Äas ^sndnsn- 
nsn Äsn -Id/ä.Ns nr cr?r^ ^"/rod^n- Anst wn nsnsn^n ^sr t wsnÄsn A.?a§s^ 
,?ant.' r s.^ nxins sn/nsnt gsi/isssn, wsnn mtn mü'nÄ.?r a?r, ss/rnr/t.? L s/r 
oÄsn Änn/^r Äts -^nssss, rn anstanÄÄAsn Aon/n, Ä5ss nntsndnsrtst 
wonÄsn rzxrns nnÄ Ärätts ton Äann sro/rsn /nn/^dnr7/s sonAsn können,
nsnÄ r o/r nnn /rsnts Är's Aas/rs tm SsnrstnÄsnat Ln st^rsm anÄsn?r !?s- 
non bs/ranÄs/n mnss« Ms/r msrnsn so/ont5<7s?r Asststs/./nns', wan ov/r 
/nag.?- T'ags 5m ?M .?Äs^ot nro/rts vsndnannt wonÄsn, ss wan v-s.?msnn 
o/rns '-'Lsssn Äsn AtaÄtvsnwa.? tnng 5?r srnsn ^n.?Äs von Äsm As^o t 
stns ^sngs -n'aptsn rMÄ E.?.? adgs.?agsnt wonÄsn, Äas/ Änns?r ArnÄsn 
rn "nanÄ gs--^Lö'^d. Mvrs.? rst so/ron ds/cannt, Äass strr Anabs 
ans Äsn Aost?ro?on5s Äa"an dsts5.?rgt rst./ssnnn ^sgsmststsn^ckon.?s 
Äsn Lok sun Asansnsona/t gssogsn, nat mLn in -vrrosssn/rsrt Äss 
vs^nn FsumSistsns sn?r.?ant, Äass sn von .Iststsnsm
naltsn nads, Äisss ^u.?Äs susa/a.r.?sn, roä/rnsnÄ iisnn Sam-rsrs-sn Äs 
Äis-rro?» ÄSN Asgsmsistsn an/ <rsn ^u/a^ntswsS nao . ^Hbvsn-
ÄS" Ä/aÄÄs vondsi /rr.ngswisssn /ratts-As -»7>Lt »ÄS 'r . s Äsn
stänÄnis an Äisss" ,-7tsA?s ^in 5?o/ri.?Ä andnin« n
,-7taÄt anÄ o?rns Äsnsn 'Esn. Io^ ^ads Äsn E? unÄ
lassen, Äass ni s/rts vsndndt wsnÄsn ^d^Ä-n^ r o?r ^sN.
ÄLs -td/S.r.!s mit AnÄs saÄs-^sn ^^'^sn ^ass ^7. dsnsit 
UNÄ g.ra-ads io?» rn innsm »u SI - wsnnrn saontr
a??s Änanns/rmii sÄsr tsn aus Äsm Äsgs ..u,

-00 » »O» d««-'«»«'



UNÄ 7 90 m von sk>rsn ,8/nasss snt/snn^ sskn»
5/. In7»§sT'Msk 8 K S7»: < ^en7ksst Äks Ssnskrmk ANMAsunkcuncks) 7)sn /nünens 
Ansöksnsaun ist ckuno?» Äks von/ä?rnkAs ^ossLud snso/rwsm/runA vsnso/rwun- j 
cksn unck ckuny/r sknsn Unakrk'saun snssk.?t woncksn» 9§Asn Äksssn 7)nank- 
scrun /ra^ks Äs?» Hsnn S»w«ndsau/sk o/r^sdsom^s nko/r-s -sknsuwsnÄsn, cka 
kn ÄS7* SsnskrmkAUNAsunkcuncks nun' von sknsn /ssksn Akn^aununA Äks 
7?SÄ'S ks^. TTksssn Tlnakrksaun ksk vks.2 nna^kksocksn Äa Äas au/wkn- 
ds.kncks ^crx-ksn sko?r kn Äsn DnankmasoÄsn 7skok7ksn vsn/äng'^, a7s 
ckkss bsknr AÄak^sn 7?nskksn--?aun moA7ko?t ks^-
n.M' / 7s?».-^3 wäns /ss^usvs.r.ksn, UNÄ sovks.? r o/r wskss UNÄ .^snn^- 
nks Äavon krads, ks k skns Fn k/snnunA von ,?-^0O m nko?t^ vonkrancksn. 
Ms .T'nk/snnuno ksk vks7 kck.sknsn- ck crkr Zckauds kcaum ckass sks ZZ9 m 
maokk-
//- 7?nnasnmsk s?sn.' nk s ^snsbmkAUngsunkcuncks ksk Äsn Zwackt au/ 9nunck 
ÄS8 dsk.bksAsncksn ^7anss snksk7^ UNÄ 7?rö'akr^s kon /ss ^s^s.?.?sn, ckass 
Äks Akackk^ kcskns /'cru^ ^crs AEaokrk Äak', unck- svkck« Mnsokrs Nsu^s 
Asausssnk WSNÄSN kcö'nnsnk
F--/SN?.' DaÄ Äsn Iswokrnsnn Äk S8SN 9sASNÄ Äas ASASNUbsN.k k SASNÄS 
Ek7 7Äs^>ot nkokrk aNASNSN7N ksk, ks^ SS.? bs k^vsns k°anÄÄ k a?7' Fs wäns Z^u- 
sns k- /ss k.?U8 ^s.?7 sn, WSÄ <?ns _^kÄsn ^ü>/rsn von ^n7ags Äs8 M77ÄS7)0^S 
Ä07-k- AswoÄnk Nadsn, UNÄ ws.? ONs bsk Äsn ^NFUSfs ^kNKT-nuo^r -sn/rodsn 
krsdsn« Ä s?r maokrs Ännsn adsn skns?r 1^on80?r/a9 sun 9?7^s- ,^ovks.? k aÄ 
wsks.s, kradsn wkn au/ Äsn gsAsnü'dsnÄ ksAsncksn Sskksctzs 7M.?7cks/>o k°s, 
krknksn Äsm Fa/rnÄcm?'?-, T'snnakn« /Dnt ?ra^ au«?r Äks 7?kssnbaZrnvsnwa7- 
^un§ sknsn /^anack, Äsn nun s^kn/ckyFs-s '^asssn snk?rÄ^ k« _7?ks ^kssndcr?rn- 
vsnroa? k'ung wans Äos^ skcr/rsn dsnsk k, Äksssn c?nads7r M Äks ^>^aÄ^ ad- 
su-ns-sn, Äa Äuncr?r Äks -su/ü'Ä7un§ Ässss.?dsn Äks I^assspx^^s-< vsn- 
so/rwknÄsn UNÄ Äsn .^kssndannÄM!" skns dsÄsuk-snÄsns ^s8^kL'Ä "k t- sn.?an- 
As/r wü'ncks. ÄoK r«ns auo?^ /Än ^sn^sAung Äsn ^unan^aAs au/ Äksss 
§skks.
?' Ao^rk.? ^78 krsk8sk Ä0s?r,Äa83 Äa8 NS7)0^ ^OO xr I)0N Äsn S^nasss 
sn^/snnk^ sskn MU88- Ägl.?auds nks^'k, Äa83 Äa8 dsk Äks3S7/r t^sÄÄnÄs 
Äsn ^ÄÄ ? k8k.
Ä. ^ü'n,ysn?7rs k ' ksn.' ?7snn ,?k s Äsn ^UN80'N krsASN, Äa.88 Äa8 MtL .r Äs^oo - 
an skns anÄsns Aks.?.?s nkn^SMrsn so././!, Äan/r >cÄnnbN wkn Äksssn 
^un-Ek- au/. Äks L'aAssonÄnung Äsn naoN8?sn Ak tsuns ss-ssn. Ä"o/r s^s2.ks 
annsk7?r sknsn ÄsnantkAsn ^nknag ^u stsklsn, snkwST-ctz n Äunsn Än- 
ksns38sn^sn 0ÄS^ Äuns^r k/sn^sn ÄS8 6^s skNÄsnak3- //su^e /tanÄs.! k SS 
skokr nun ckanum, Xn§n.L//s gsssn Äks StaÄ^vsnwa^^unA sun7oksuwskss?r- 
V» 7^u,??sn.' ÄcrÄ A.?aUÖs Äoo?r, Äas8 Äas nksnKkk? ?rsuks sn.^sÄkgk wknÄ» 
Ä. ^än.ysn^sks^sn.'/s^ ?rads ds8kk7/r?7rv, Äas8 a.k^sn ^ü.r.r von.kau/k^ au/ 
ÄS7?r nsusn ^S8^^>Äa^8 SkNAs/Ü.?.? r-)SNÄS77 S0ÄÄ.
/f- ^k/'wrsn.' 0?r bkn ÄSASASN, ckass /stsk üdsn skns ^sn.rSAUNA AS- 
spnoo?rsn wknck, cka ss nkskr^ au/ Äsn ^aAssoncknunA sks/rk- Z's sknick 
vkscks 7^k kA.^ k SÄSN adwS'SSNÄ, Äks SvkÄ« k?S8SÜ7NSNÄS /Ü'?tNSN /cönnksn- 
77. kkc>as.' I>ks FkNwSNÄUNASN ÄS3 7/snnn Z7kMrsn 8knÄ nskn ^/7sonsKs^»k8 o/rs^ 
^akun.,Äs^r g^auds ckass Äksssn ^un>ct wo?r.I auo/r cka^u AsNö'nsn wknck, 
ausssncks777 kst skns 7t/cr^'onkkat vonklancksn U77Ä können wkn /rsuks kn Äks 
-^nä/unA s/^nk'nsksn, rosnn ss skan /rsnauszks.kk, ckass ^kss^ancks vonk^an- 
cksn sknck, Äks adAsäncksnk r/isnÄsn ^önnsn- Äskr dk/r Äsn Ti-isknu^A, ckass 
wkn ckkssss /v/iok /rkn^sn ckks ^on/to/snsn k?nü'oKs VSNÄSASN mä'sssn. 
'"snn au an k?r ck?n Ssnskrm k AUNAs un/cuncks s tsck k, ckass ckas Ds^vo k 7 90 
von sknsn Atnasss snk/snnt sskn muss, wknck ckoakt -iu/skokrtsdsstckn- 
Äs nkaNk's ASASN skns I-^snksAukrA /rkn^sn ckks Anü'skcs skn^uwsncksn kradsn, 
wsnn auoN ckas <7s.?anÄs nkaki^ 7 00^ vo?r cksn Aknas s snk/snnk 7ksA^- 
Äa/r ktann ckrs ^us/ nnunosn ckss kks ^n?r AünAsn/nsks'ksns nun unksnsknsk — 
oksn» .ckoki wan bsk cksn Fssk ontk-yunosn am ^on- unck ^'asNmk^^aA nu- 
osAsn unck kconn^sn wkn -cskns -fackavsn ds?-rsn/csn^ adAssskisn von sknk-



ÄSN 6Ü7rss/.rüÄs.rn, Ä-s wo?»2 n--?/rt s.!s-'802s?»s dsss- o?rnst WSNÄSN Äü'n- 
/sn, rrnÄ s-o?r -n ÄSÄSV! ^Ä/./crAsn N0N/-NÄSN, t^otsÄsm w-?? ckas Ds^>ot 
s s?r?' vs-rrl-o?» -n -lussnso/rs-n ncr/rmsn- 7r»no/r .6-s Fnn-sc^trm o Äss 7)s- 
/>ots -st arrs?» n-o?»t Ä-s angsÄsutsts .^ntrasntunA Äss Ss.rÄnÄss S-NAS- 
tnstsn. ^troa-AA ^.ragsn cronnsn ASASN Ä-s AtaÄt.aa/ Äsm ^-v-^rosss 
au/ 6^nu»Ä Äss' K .! O^-s F. S.F. snaodsn rasnÄsn» Ä'o?» d-n Äa/Än, c-ass 
win /rsrrts 8o?ron ir'dsn Ä-s ^sn./scrttnÄ Äss 7)-^o ts dsncrtsrr.
v./M.r./ sn: s^rrn Ssso/ra/tsonÄnunA) ^o/r nuss -7snn ^-?M?rsn 7?so?rt Asdsn, 
Äcrss Äsn ^4n tnag, Äsn <^ss s-rÄ/tsonÄnunA ncrs/r, n-oÄt rrsn/rcr/rÄÄ t rasnÄsn 
Äcrn/, wsr.r sr- n-s?rt crrr/ Äsn ^crAssonÄnung sts.^t. r/crs/r , stsnt 
s§ Äsckoo^ Äsm LÄn^s^ms-stsn /nsr, s5nsn -In^ncrA «r»/ Ärs ^agssonÄ- 
n^n§ ss^sn, ws,"7r Är s (rnuisss/rcisn //snnsn sr cr.^ Äymr s5?rvsns tcrn- 
Äsn s^k.rÄnsn,' -st s-n F- tA.r-sÄ Äagsgsn, so §s?»t ss r»2.rsnürnAS
nro/rt«
//. ^s?^n7/rc^nn: ?'s?r Ä^crr^ds, Äcrss r/Än Äs?r ^ntncr§ /rsL»ts dsn^tsn,
^onntsn« Dsm ^0NS6^.?KA Äss /5snn?r _^>SNA s tsnsn LsÄSN-^SN ANtg^SASN, 
Äcr r>on?rsn ÄÄ^sdsn. Fn/rsdunFsn Äsm^s?rt rosnÄs^r //rÄsssn- 
//.^nssnmsL3tsn: §8 sLnÄ l»ün8 0?rs Äcr/rrn ÄSWSNÄSN, Äc^ss !7)in
ss?ronn?rsu^s 7^bsn Ä-s ^ncr^s Äsn ^sn.?sAUn§ dsncrt^^302.?S/N- Drs ^1n — 
gs.rsssn?rs- t -3t Ästnt n-6Ät so s-.r-A, Äcrss ?cs-ns ^sntagu?»A s - n- 
tnstsn -kann» ^'ao^rcism ÄLS /^Mm-r-ss-on Äanüdsn. dsncrtsn "at, /LÖNNSN 
wr?' ras-tsns Fn-sc-Äs-ÄrLNA tn^sZ/sn- ÄSÄ nsn/^s adsn Äsr-.on 7-/o t-^, u,s?M 
/?-s n-s^t ÄcrAsAs?? 8-nÄ, Äcrss Äsn Äs??rs-nÄsnat s-nst-mm-A Äcr^/Än -st, 
Äcrss Äas M22Äszrot vsn.!sAt w?nÄsn so.?,?. . . .
^.M-?Isn' Äs?» ?-ros?»ts Ä-sss?r l'/'unssn 8r»-/r Asso^-^§3 §s^crsst wrss» 
D-s ^r»8/ü?»nunÄS?r 8-nÄ so «.r.rssms-n §s?»a.rts?r, Äcrss sro?» Ä-s s-nss^- 

-nsn Ss?/rs-nÄsncrt3M-tÄ.r»sÄsn n-o?^t ÄM-t S-NVSN8tcr?rÄsn sntt.runsn

^ff-ar^ow-?rs?c-.- 7)s?» /7snn FänAsnmsistsn s0.r.r s-s/r ^usnst nsoat/sr- 
^t-crsn, Äcrnn /cönnsn w-n 8Mtsn ws-tsn dss o?:.I - ssssn- .
7. ^<rc»8.- -)-s ^s/ü'nnrrn^^ -6ss /ssnnn srnÄ stwas wrÄfNs^. u-/-

8!nwonds7r wsnÄsn /ccrnn«



üdsn Ärs

SsmsFnckST'cr^srÄu.?i .?^^-8« 

/>'so?rmr ^icr§s A ,?/A Ä'/r?-.

XnwsssnÄ wcr?'s?r UTr^sn Äsm ^onsr^ns Äss M?'As?'M6r s ts?»s Ls?'/cs?r?rs 5sn 

ÄLs Ss5AsonÄnstsn ^^Lororns^r unÄ //crcrs sowrs Äis ^Ä^gÄrsÄs?' (7/r?'53- 

tra?r, ^osÄs?'^, M'.^sn, ^vouvrarns, ^su^sn, -^cr^omo?r, ,8o^r.!^,?,

AösLnrs^s, I-fs/rT'NMTr unÄ ^rmmsn. -.8/>Äts?' s?'8o/2srnsn ÄL s -ä/5r sÄs?' 

"° ^'sÄs?'Nkro?r, ^/»cr/roors, //« ^an^c, -^/ans onÄ.?.? Ln9«

^/rtss^ru^Ä-c/r ck^'s Vs/'T'sn.- -, ° ?>anok, ^o/rcrT'ck, ^VoTr^rnc? unÄ

XdrosssnÄ Ä/s?-?' D v. ,^udo?'7r -

Acr/r/'r/^/ü/iT'sT'.' 0ds7'ssk?'stÄ7' u?rÄ ^8s/c?'stÄ?' //'o/?rdou?'§67'.

^.rÄnan^a^s.

--« Mn.ys?>?7rsr s ^ST': Ä s^r §>s/rs nun suw S. T'sr.r Äss tun9su?'^r^s7s 
Ädsn, ÄST' Ä,'s -i^.?ä^M.?cLAs dst/'r//^. " Dsm ^arssn.?- As^sT'^s/iT'Äs r ÄLum

Äur»v?r s^ns crus/i^ün r L o/rs L'LnAcr-s, ws2 o/rs ÄÄs sss^ 2^27 s/>Ls.?sn- 
" Äs-^.lÄnan^cr^sAs.? sssn?rs ÄLs Äs?' //'s?'?' Aü?»,y-s«77rsr's^s7' rm ^smsruÄe^ 
"T»crr E ./st^^sn IVn?7s?'s^«9 §??. As^rs^rsT' ,8! Äs?» ^8 rsÄs?'

dsrwo?r?r 7"sn, Ä^o/rÄ^o/c^s, Ls/'i s/rt ST'Z tontet woT-Äsn- ^r?' ?rsAsn Ärs 
^/ss^s ^'llvsT'sr o^^, 5?cr§8 Ärs ^4rL/8r oÄtsbs?rö>Äs Äs?' S^aÄ^vsT'wcr^ 
" dsAT'sr/.rr o^r r^F^Ä, ÄL88 s-s nr s?r^ Ä«8 /?so?rt kat, sLn??s7?rs
^FÄT-gs?' L?r L/ri-s^ FiAsntlM su 36/rcrM^M« " Äs-'r /r^bs vo?'/rrn ds?'srt8 
"bs^on t, Ä'crss rn Äs« ö'//snr oksn ,?r-sr»T.§ vvN .r 7. Ä^rr .Ht-LA Äks 

- ^2Ä?'Mr^c7.§'§ dsT-sr ts üsss?r.?c)83sn ro^T'Äs/ rn Är sss?' ,8r^üMg wcrT'sn .? 7 
^Ät§?rsÄs?' llnÄ nrs?rt 77^7- .?Z, uÄs S8 5n Äsm -I7>^r/-s2 Teerst, crnws8snÄ. 
/ S71O7' r <7,u/ ÄÄ S8SN Ä?S8 0/r.?^88 /5077r77rs, mr^88 r 6^ -^UT'Ü s/tZ'T'sr/sn crr^/ 
ÄLs Z>r^s^sÄ«Ul?r9ssss8?^ s/rts o'§8 ^.?Ä?'dK8s;7r8. DlEsÄ Ärs ^QTrcr^ t sc^tron 
rs^ S8 ?ro^s?rÄr§ A^^T'Äsn ÄÄs ^.?Ä7»^7ro Äs?' -Idr/TÄsss?' rns -1r/§s 
/a88s?r> 7A8 ^crissT'.r. ^Ä?rr8^s?'rm>r Äa^ts 8L?Mn ss?^ Ä-s L'T'T'ro?!- 
tr/?r9 srns?' ^ÄT-anraFs 9sM?rso/r^. xs?» sT-sts Zs8o/r2^s8 Äs-r Äs?» Ä§- 
msrnÄsT'at 5?r Ärsss?' /'T'cr^s As/as^t ?rcrt, ÄatrsT't vom Äcr^T's ,?S0^. Än 
Äs?' ^>r ^A^?r§ 7?om .8- dssa^^v8§ Äs?* ü-s?/rsFnÄs?'Q^ ^i^,?' L'?'?'5 
s^?76?' .^.?Ä7»6N.?SAS ÄS'8 Ä^s.^ÄnÄs ^?yr8v^s?r ^s-rds«93^?'cr8 8s r^77Ä Fa/r?r— 

80u>s^ S3 ?rc)o^ ?r5o/^^ i?/r AS8L^,?S Äs?' ,8^ttÄ^ ?/7c!7', ,7H s?'r7)S7'ds7^« 
ÄoÄ s?'?suds dsms?'^s?r, Äcr88 7. 2°^. Ä«8 Äcv7rcr7 59s Äs?7rsr?rÄs?"cL^3-
mrt§Ä?'sÄ ^o2.rr?r§s7' anrosss?rÄ wa?». Xus Äsn Xktsn §s?»t /rsT'vo?', Äcrss 



km MnZ? Ässss.lds/r Äcr/rns8 rrnts" Msr.lncrtrms Äs?' ÄamerÄt^s/r AtcrÄtsn- 
wst tsnrrnSlcommtssr on, ÄST' OssrrNÄ/rsr tslcommr 8 8 r on , Äss //snnn I^crsssn- 
dautn82s1ctons Ivsll rrnÄ srnso ^stnstsns Äs?' 2t«Ätsnsrnrsrrnss§s- 
8S.128o1rcr/t sins 2t t/r an§ stcrtt/crnÄ, Ärs srn8trmmrS' cr2 8 As^rANstöS 
^crts /ün srns ^2äncrn2cr§s Ärs tn Ätsssm 2^.1Mr srNAsnstolrnsts 2ts2.1s 
sroksolrsn Äs?> Srr-snbsnAs ^ncrsss unÄ Äsm ^'s-stAsn Mr.1.1Äs/>ot dsssto/r- 
nst Ncrtts. 2/rnrÄe L'srt Äanan/, vom .16.-26. As/>tsmdsn ronnÄs Ärs 
LNsusts crd§s?rcr.1 tsn, rn wslonsn L'rnoTrnno^s ntolrt stn^sAan^sn btnÄ«

26. O/ctodsn rnrrnÄs von 2/snnn 2o.12rncrsn rrnÄ Osnosssn, vom svan- 
§s.1rso/rsn -67>s8dr/tsnrcr.1ncrt rrnÄ von Äsn ^o.12ds/rönÄs dstm 2/snnn 2s- 
srnIrs^nästÄsntsn 2rn82nrro?r snnodsn« ^4m 26. Dsssmdsn wnnÄs srns 
noo?rmcr.1t§s 2ss<r?rrosnÄs an Äsn //snnn 2snrn?Ls2NÄÄtÄsntsn stnosnsroÄt. 
2srÄs 6sso?rwsnÄsn S7vrrs.1t- Ärs 2tcrÄ tv s nrvcr2 tun§ snm Fsnts/rt» 2m Äcr/r- 
ns 2§06 /rat crrr/ /^r/no,As Äsn 2tcrÄtvsnw«2 trrn§ Ärs 2t»Ätsnstnt§nn§8§6- 
§s.1.l80^cr/t mr tos tsr.1 t, Äcrss Äts 27nnt olrtrrng Äsn ^2Äncr7r2cr§s Irrn ten 
Äsm Frssndcr/rnÄcv/rm srnsn ^sirncrrr/wcrnÄ von mtnÄsstsns 20000 22 sn- 
/onäsnn roünÄs. Dcrmrt ist Ärs Ocro/rs 2ro§sn §sd.1tsdsn. 2crs ^sr ssn /. 
2^'rnrs tsntrrm Ircrt Äcrnn wrsÄsn Ärs /rrnolr/ünnunA Äsn ^.lÄncrn^ÄAs vsn- 
1crn§t am 1 0. Dsssmdsn 66, 20. IvovsmLsn OS, .12- Kanaan .16, 0. Än2r 
20, 20. As^tsmdsn .10, ,1§. Äan«nan .1.1, 6. 2Mn.? 2.1, rrnä 20. -42nr.1 
1S12. Vntsn //tnuists Äanarr/, Äas8 Ärs ^.lÄnan.lac/ssi/s ^ems noolr nro/rt 
ASNNASNÄ sn^vnodt, Äts KtaÄt 2/s tn arro/r N Ä slr Icstns ^.1Änan.1aAs Irads, 
tn L'ntsn.§s/rn sy^.1so-rtsFn/<r?rnrrn§sn Asmao/rt wonÄsn wcrnsn, .?u2stnt 
rrntsn ttrnwsts arr/ stns svt.1« 2rnAsmsrnÄnnA ^onlro/sns sn/rrs.1t 
2tcrÄt wsr tsnsn -rnsstsnÄ. -4m.2^ -4pnZ2 ^0.1.1 vsn/üAts Äcrs ^s.1- ^r§- 
tsnrum, Äcrss /cr.1.18 srns ^.1Äno,n.1cr§s nrolrt snnrol^st MÄnÄs, mrnÄ^?N8 
srns I^onnsrnrsnnA8M.1cr§s Asdsnt ?osnÄs?r mÄ8Zts. .2crnarr//rrn /rat srns 
^ommrssr on Äsn ^s^ancrtons onsrdsnds tnr sd Äsn 2taÄt ^arnn ...ssr oN trL, 
unÄ wunÄs cr^r/ Äsnsn -4nncrtsn ssr tsn8 Äsn LtaÄtvsnwcrl tnnA asm ^-rnro^ 
tsntrrm Ärs 2rn/ä/rnrrn§' srnsn so.lo/rsn -4n.1 «As s-^crtsnt - Äsn8on-2an.1- r/- 
^onsonlcrA Asdncront anÄ a/n 2. As^tErlien .10.11 ÄrrnoN Äcro -^arssn.l. ^r- 
ntsts'-tam osns/rmrst. 2rs sntsrnnsn srolr, Äass sono/r rm Äcrlrns .1^.1'- 
2srtnng8antr?cs.1 snsolrtsnsn, ncro/r Äsnsn srolr an Äsm 2s§sncra3.1a8s an 
Äsn OrrtsndsnAs tncrsss 30/r.1sonts Osnüo/rs ds/?rs^^bcrn mcro/rtsn, wa8 Äa- 
ma2s 8S?ron Äsn nsnsn ^snwcr.1 tnn§ Z^an Last s-s2§st wunÄs« Um nan Äisn 
8sm 11sds.l3 tanÄs adnrr?rs.1/sn unÄ nkoLt Ärs ZänA-n Äsn Orrtsndsnss tnasss 
.?n ds.1Äs-tr§sn, wanÄs Ärs ^onnsrnrsang8an.1aAs. vonAsss/rsn. ya Äsn , 
2spcrnaton8 0?rsr bsndstnrsb nao/r Äsn sLn§s.?OAsnsn 2s/snsnLSN Är s //cron- 
dansc>1ra/t Ärrx>s/r nh.1s Osnä'olrs nro/rt ds.lÄstrAsn so.1.1, wcrn Ärs nsrrs 
-4n1crys Alrsnst rn unmr ttsÄdansn M?rs Äsn 2to.Ät, nnÄ /nvan cru/ Äsm 
2iat^ Swtsolrsn 2crn/c- OrrtsndsnA- rrnÄ ^on/ro/snsns tnasss, von 6sn ^om- 
mr.-Äon osv.lant. Än Äs" 2r tnunA vom .12. Ärrnr 20.12^ Äat Äcrnn crrrs/r as? 
SsmstnÄsnLt ÄLs Fnnrontnns srnsn /idwa88snvonnsrnrsnnA8crn2ass naoÄ 
Äsm Äat^nt 2rsn8on-^n.1 cru/ Äsm vondsnsr onns tsn ^Icrtns osson7o^.,nn

^.^snwÄltnno Ircrtts, snts^nsolrsnÄ Äsn rnn §swonÄ?nsn -4rrs/>.uÄ/t 
ms/rnsnsn AtöÄtsn, Äsm OemstnÄsnat Äcrvon ^"^brl^rs §smao t, r

ÄtnsLt üdsn ÄSM SstnrsLs Äre Uo/rnwrs ^5,o" woNnt- Äre
MÄsnsn 2taÄt cken Zanssn/nsrotsn SO m Äavon ^^^^/rsn dnaao/rs roN 
2rnnro1rtnno Äs§ As^ancrto 8. . , ' - Istntsn OsmsrnÄsncrtssr tnanArwo-r.1 nro/rt sLns'assnsn, r»sr2 rott rn Äs, 2sr^e 
üdsn ÄLS8SN ss/rn S7.ic.lans?r U'022 ts.2n3t^nÄs, wsnn^rolr nos^ma28 «22s ^rn.s2Äs^^.^^ ssnsS-^.r-«^
ncrolrÄsmÄrs - .lat^ncr^s c,nn, - - srn, ncro/r ws.lolrsn dsr ---

7sm '"sttsn rn Äsn naolrstsn vm§s- Äcr«s Ärs Ä-snuolrs
dop »ssftt«'»- k'«u»»<»r°'' d.-.'E.^a E, >-»»7 



an Äsn dsso?»2osssrrsn Sts22s snda»t .osnet^n so22^s, sonÄsnn so/r2itg 
so/ont Äsn 2?an^07?r7?rts3to7r von, Äsmx»sns?r L'ntwnn/ Äss'Laaamtss, äs?' 
tn„mstnsm ^4n/tna§s ansAsandsttst wonÄsn rvan, snsns ^tmmsn. /.Ässss 
^nq^s/rt: vsn2sAt Äts As/Janatonso/^stLs ?rtntsn Äas E2ÄSÄ>ot an Äts 
r»rr^sns 2/os.s2 dn2o/cs/ rosn^so?ron Äunotr Äts ^sn2«nFsnun9'. Äss . //sr^p t/ea- 
na^s tn äs?» Zonko/snsnstnasss rost tsns ^ostsrr t?r //ons vorr oa» 
2?2§OO L no tt A ronnÄsn, on tsI>nao?r Äs 7^ l?s»rstnÄsnat Äsm ^ons.o?r2a§s Äsn 
//ommtsston, nun u/8 a22sn svt°2» su snu-an tsnÄs?r ^tns/)N7^o/rsn vonsu— 
dsu§sn» 2)sn t?r Äsm >4ntt^s2 7,0m 2 7. Äu2t angswanÄts >4usÄnuo^, ton 
?iadb Äsn Asso/rÄuss "ÄunvtrAsÄnüokt" tst a2so /a2so/i, »/-rsome/tn, a2s 
7'2?r /rstn Äntsnssss Äanarr Zratts Ätss 7?u tun- Dsn (ZsmsrnÄsnat Natts 
vts2msnn stns wsssnt2tocrs ^'s/r^ausgads tm Äntsnssss äs?» 2?ü'ngs n- 
soka/t ds?ot22t§t unÄ Äün/ts scisn ^4nsn/:sn7runA »28 c4nANt//s snu)»"- 
tsn. /)sn (?smstnÄsnat roan »22 snÄtn§s au/ 2A //snns^r sÄsMrmsn§sso/rmo2- 
ssn, ^not^Äsm to^ 2tsdsn AS3S?tsn natts, Äass 7/rs/^n //snnsn Äa^swsssn 
roänsn» vts 7onnstn tsunAsan^ags wan absn ss/dst ntoNt von 2Z sonÄen/r 
von 2 7 7snns?r dsnst^s Mi 2 7. Ä»772 dswt22t§^ unÄ ntont tn Äsn sdsn 
dss/>noo^snsn as2r.stmsn Attsung. l/sdntgsns 2ranÄs2t ss ston ntont u?/r 
st7rs^2Änan2aas sonÄsnn^nun,um stns 7srnrnatons onst ds° 72;s svt2. 
snrsrs/snÄsn Vsnuons Äsn SnauÄsnssn ^4n2a§s stnÄ, wrs dsnsr^s ds- 
?7rsn?ct, Äur»o2r Äts Ätns/ets 2?tn2sttun§ von ^droüsbsnn ÄS8 tn n»v?rZ tsv 
^cro?rd»nso?ra/t 2ts<7sn<2sn SaZwsn^s.? vsvr»n8cL6'/rt. 2)ts 2st6?rtsn Ls^o^t- 
A»ss stsrAsn ?roo?^ »nck ns^rmsn äts sv?rwsvsn' ,8Uor/>/A»8S mt t wo<A»vo?r 
-^ocrsnAST'ü'o'hs sn^8ts^sn- 22m 8ts^ V02-S L'L o7rsn?ist t vsv8 0?2v//s?r, 
?r»t Äsn Ssmstnctrs Fssronttg^ng cksv irvs8crsns?' §s2icrv»tonso»st- 
dsncrn2»As <2»Nv?r stns ^07Änr88ton bs3o»208ssn» ff^snn dst ctts3sv §s- 
3t s?r tt,y»7r§ 6>»näs /s8t§s3ts22t Vsnctsn, Äcrnn rot nck 8s2 d3^vsvs t^»7r<22 t 
s-tns ^snctsvnnA ctsn dt3?rsn §s/crs3tsn 2?s3o/r2n3^s sn/o2gs/r m»38sn rrnct 
svt2. crn Äts L,??r»//unA stnsn -^2»nM2aAs §sct»6/rt rosnctsn, Äts von 
ÄcrusnnÄsm ^?s3tsnÄs 3stn wrnck. 7)ts ^2«>»n2»S's vsn»N3crv^t Äsn r/sbs?^- 
A2N§ Äsn /Äkättsn Aan M»2nts, ioä?rnsnÄ Äts ,2s2^7'6t'on3o/rstds Äts3S2- 
dsn o/rns ^sn3st8nA§ tn Äsnnnt- wt7r.?tAS AsstcrnÄtst2s 8sn/c2stnsnt, Äass 
l?snü'o/rs roo?r2 dst Äsn sn3tsnsn, nto/rt adsn dst Äsn 2st8tsns72 ds- 
/i2n<;2rtsn stnÄ. 2^cr22s Äsnnook stns XsnÄsn»n§ Äss 2stAts?r 6ls7?rstnÄs- 
nst3dsso2r2»ssss §sr^7rso^t OisnÄ, so dt^^s tsk »NAll^stz-sn, t^rwtsrost t 
Ätsss2bs stntnsts?r so22. °/sÄsn/cr22s Ää'n2"ts ss 7?» sm/>/s?r2sn sstn, 
^7Lnäo?rs^ Äcrs 2?63n2 tcrt Äsn Fsst o^tt^nn^ Äsn 22nssÄsnsn ^n2»ss ad3»- 
wcrn^^n anÄ svt2> snst Äcrnn su stnsn ,4snÄsnang Äsn Fssok.r^ss/Lss^ns' 
Äss c?s?^stnÄsnats 77» so/insttsn.

22» ^n'2 2sn» vsn2tsst srn As/rnstdsn Äss ttsnnn Asstn^rs^nÄLtÄsn^s?r crn 
7snnn l/o22 tn§sn vom A2» 2 0. 27 -ÄÄa 2^0-?-, 2crut ros2o/rM Äts /5sn- 
sts22»NA stnss ^2Änd«8stN3 »»/ Sswann ^rsÄsn/s2Ä, suitso/rsn Äsn 
K^nasss von Aon/ro/srr. nnÄ Äsn ^oss2, von Äsn AtaÄt /a22sn As^asssn 
sstn 3022 NNÄ svt2» sMtsnntn stns nsns FnFNsts anAsonÄnst ro»rnÄs. 

/t,». _M'n,ysn7?rsr3 tsn- Äs?r wst3s Äancrn/ ?rtn, Ä»38 wtn ss nto/rt mtt st
nsn/52äncrn2»os, S0NÄS7»N mt t stnsn ^onnstntc7NNA3»n2«As .7N tnn Nadsn.' 
snstsns ronnÄs ÄS nao/r Äsm sn rvu/r2snÄs7r Zr/st-M noo?r wstt 7?rs/rn 2/n2cos- 
^sn vsnnns»o2rsn»

Mtn s/>nso?rsn Äoo^r /rsnts von Äsn ^2Äncrn2»§s 0Äsn was 3022 
t nntsn Äsn Ann^sn I/sn/iMÄ2nn.y'sn vsnstsNsn-

_7--._M.nssnmsrstsn. ^stn 2/snn M'22sn, wtn 32>nso/rsn nto/rt von Äsn 
^2Äncrn2«§s, sonÄsnn von Äsn L's/oanatonso^stdsnanrass Kl/stsm 2?tsnso?r- 
^»n2 wts sts Äcrs ^atssn2» ^tntstsntltm ansts22s stnss //tctndasstns 
Lsns/Mt§t ?rcrt NNÄ ws2o?rs am 2 7. Ännt 2S2S Ännoh ÄM ÄsmstnÄsnat 
Ksrot22ts^ ronnÄs» Äsn Äsn/cs ts/r trads Äama2s stnss?rsnÄ ssnng ädsn 
Äts >1n2ass sss^nSonsn, rosnn a2so jtnÄÄsm §o?rnstbsn, Äas Äts vsn2sssn 
na,, sn, Äavon Äts 2?sÄs tst, Äass von Äsn -in2ass stnss /j-2Ändasstns 
srns nsns ^nynsts snö//nst »s^-Äsn so.?2, so tnt//4 Äas Mn Äts ^0n- 
nstnts'nnA8an2aAs nts^rt .?n.
7. //aas



wo.//s?r sns Äsvsn S77SSV A/Ltss (?swLsssn .?srts/r .?ss- 
KS^r. ^r?» nsds?: A^o// -7N7» ,^^s.?.?s sus Äsm /rsvvov§s?:^, ÄcrsK ÄFs 
^ows?TrrAllTr§8sn.?sAs ^nsnFsnsMrs Ssvuo/:s nr's/rr vsvbT-sr-s^, ^7-0-7 
Äsm -sv s§ EA.?r<rk, Äss? §5ns so.?s/rs ^n.?s^s Äoo/r ^nÄ
Äss?is.?b mso/rs/r^roFT» Ärs Än/ovms^ron §>§>'§§. wiT» su7»ü'o>c
^Ä ksdsn §s/snÄsn, Ässs ÄL§ ^n^sAs nrokt Äsn I'nwST-^^nssTr ent- 
svT'^s^t, ÄSN". Zcö'nnsn ITÄN Fn S-NS7' SNÄSNSN ^?FoZr^n§ rosr^sn As- 
?is?r. m^ss/^ATrsn^sn, Lass ffsnn ^sts7' M.?.?s7» rm7->s7' 710?? -f.?Ä7'7- 
bsssrns s^-nro?!^, rvsÄrnsnÄ 7/nn Ä0s?r Är^ ^nnt-o/^un's sLnsT» mso^r« 
^0""s^nÄ o/MAssn.?sAs dsssZ».?osssn Zrsdsn- rossss nLo/r^ w5s ws5t 
Äs" F^n/Auss Äss Z/sT'nn ^'s^sT' M',?.?S7» rn ckrsssT« -4nAs.?sAs7r?rsr 
7>sro^^>
?s.A2n.ÄST'Msrs^sn.' _Ms /-»ssÄensT» «AS rs-bsnsö Ln /rsuss-S7* Xskt 
von s5nsn ^0 2?rs2N^.?s dssks^^rA^ Ti-ovÄsn, ws.? 2NS Ärs'ss.Zds s.?s 
?rs7'v0 7»7's§snÄ LsssFo^Ms^ ?ta^» /rsds sso^r nooZr §sn7 dssonÄsxs 
^/cunÄr §sn§sn rZdsT« ÄLs -4n.?sAs rn ST'ssÄsn^ sLn25sns/r lassen» 
DLs StsÄt L'T'LsT' /rst 2. sLns ^'.räT'crn.IaAs s^io^sr ÄÄe s-Tr-sn 
^LL^SNS^/roSNÄ von ^ASOOO SN/oT'ÄSN ts. m Ärsss Äsn ASS ts.Z.? ösn 
^n/onÄsnnnAsn nro/r^ sn ^s^T'svZr, ?rs^ s^ÄtsT» sFns ?7rso^- l^on-
nsrnT'AnngZsn.ZsAs Asdsn^, ÄKs ÄS020 Zcos^s^s r^nÄ /u?r/c^5o- 
Tr^s^s/r so.?.?, ^^T'STrÄ ÄLs sr^rAs^-.?Fo^s /5.?ct7«cr?'r.?cr§s Äds?*/.ZÄZs-A 
AS7M7»Äs7r isv. Äs/r §2sud-s ckcrs- wr?' /ü> ,Z)Fscks7r?ro/s,'r Lss dss-s
ws?rn ro§7» srns NsOÄanr.^o/rs 7^.?Ä?'^r^ v07»?rs^ms-r. M.?.? ÄST» Ao-rs-- 
dsTrds^T'rsd, s?r^§sss?r Äs?r Zs/rcr^t-^rAsn, Ävo^ nrcr/^ As/'^o^^os 
ssrn, so Zch'nnsn wö?' L?rn ZrFn^sT» c?5s FÄZSndn/rTr.? ^sAs7r- D5sss , 
^s7».?sA^7r§ /rrntsT'. Äs.: IWM» Lst ZQ/rsr/rdcLT' si?rs scurs srn/crcr'/rs A<7-cr?'^ 
Äs ads?* Äs?' DÄMÄ^T'oZrdT'SStt /sst AsmsssT't wsT'Äsn msss, sbsnso 
ÄLE Ls§^?r§ ÄS" /?o^7>s ÄllT»,??: Äs/r sFssndcr?m/rs/cs.?rscr?rsn ^MS.? nö'-

r/ÄT'Ä, si/rÄ Äss.-3s^wrs7»L§/L6r!ts/r ss/r?' gT'oss ^/rÄ Ärs ^os^s?; 
Trro/r^ mrT7Äs7'. ^U8ss7»Äsm gsZrö'T'^ Äs?» /k?^sÄt 77.00Ä a.?^ss t?s-
(?s.?Ä?rÄs crn ÄFsss» ,§^s.?./s- M s Us7».?s§U7r§ ÄST» -A.?cros su/ Ä5sss 
Zcr/7'SS F?r^/sT'7!.7M§ dsÄÄTrKt. srns/7 ^'s^T'crtt/wsnÄ von A0O06 L O?iNs §7^t.Z-
NötrA WS7»ÄSNÄSN Ss.?ÄNÄSS7»WS7'd.

. //. M'.?.?L2-' Ä7?r ^ll/tT'sgs Äss Ss7?rsrnÄS7'sts wsn r//r Äa/rns .?^O^ e?7!s 
'-k-ommissron rn 2'7'is?' UNÄ ^st sioTr Ä07>t ÄÄS ^N.?SAS anAsss/rsn, ttn- 

Äsm ^07'sr^s?'Äss ??S7'7'N ^s.??rO^?ns/rr» ^7" /rcrdsn /ss^Ass^s/.?
Ässs ÄFsss.?ds mrnÄssteTSKs L-6 ?LM 770N ÄST». ,8^SÄ^ snt/sT'^^ .?rs§^' 
/?. A'iT-gsT'/Trsr8 ts7-: Dss roai». sLns ^2a^an2a§s,. ads?- ?csrn.s ^o?-7»srnÄ- 
ASNASM/SAS 77ÄS wr7' §5s dsÄsn wo.Z.Zsn» ovsoZr a-rsss/r ^4us/Ä.N7'N7:9S7r. 
§Ä<rubs - o/r ?:5n7's?. o?rs7rÄ dsw^sssn. sU7?r?r<rdsn, Äcrs s Äs?' AoZ^lr^ssarL 
Äss -47-trks.?s ÄST» LotnnrnAST' MT-SSNASL ^?r§ vom .?!'. Ä^.?r 
FrnÄss>ts?r vs^/cs/rnt E- Äo?rm?ro//s, Ässs ÄLs ^nssss^Ln cr/rn?r oVs?r 
M2?sn sLo/i mri' 7/tLv -7: .^svdinÄsnA ss^ssn r^nÄ ÄsvsvtrAs 
nroZrt su/ns^sn, wLrir. Äon Äsn/ Äsvs^/ /rLnrosLssn, Ässs von 
vsv ^sr t -Esv ds? mrv sn§s/vs9t Tvoncisn Lst unÄ nos^ss ro/: ?.ro. , 
w«7dr Äss Ä's^t nLo?rt msÄv so gs^snÄ^sd tmwLT'Ä. . Ä)ss Än^vssss^ 
0.«^ S^sÄtvs-w^tsno s-kt Äs?rrn, ÄSÄSVMSTU: s-s^osT- 
77)S"Äs?r- Äo?r wsrss A)0N.? ÄQSS ÄÄS ^ssss srnsn scr?«ws^s.» .^anÄ 
/rst rnÄsm sse ÄbÄsm gsvsoZrt rosnÄs?: so./.? sdsv msnEos?'/ svu«. 
t67/' ÄSS8 S7S ÄST! Mnss^sn ÄST« Zsvio/rnsT' S/L2?r nsv rnsorvs?. , 

s.?s ÄLsss.?dsn dsvss^Lst sLnÄ. Äo/r
tstss6/7.?Lo/^ WE /7-rso?7 Asso^Lsdsns sao^rs/.s sv^ -

77 ^7OMOV VgV?7,68^ SLN ^SVtVSSSNSVOtSM.

t. Äi^ir.^E.srTrns /ässsn, so rosvÄs mrv Äss nr^t snsnÄ-^- - -.



- moon-s dr--s7r Ärsssn Ässo./u-ro?r srns Aassun-o ,?u §sbsn, 
c?D§ ^4nss?rsn Äsn ^snwa.5 -un§ ?t-nns- cr^rsnÄ ssnrI/?- unÄ ASMn Ä5s -cnssss 
n5o?r- su süNan/ -s-- /<z/r dr--s 5^§s 5?ssoIu-ron Äa?r-n ^u /asss??, 
Äass Äsn SK?rs'r?rÄs'-at nao/r Äsm ^on-nags äss Lünssnmsis-sns Äa/r-n 
Askommsn -s-, Äass Ä5s ^snwa.! -unA 5cs-ns ^assna?Ws?r AsÄno^^ sn 5ra-, 
Ärs Ä-s Aü>ssnso5ta/- so/räc^L/sn unÄ dsunnu/r-Fsn /connsn unÄ «Lass 
Äsn Ss?^srÄrÄsna- mr- ÄA/r 7on§shsn Äs?' ^snrvaÄ-un§ srnvsns-anÄsn r§-« 
7. M'I.5sn: Ion /rabs äss Xn-nas Äss 55snnn §aÄ omon n-o?r- vsns-s/rs?r 
/connsn unÄ d- --s ÄsnssÄdsn noo^-aÄs su r^snIsssn-
7. A?I"9 snmsr 8 - sn.' Ä o?r ?rads vSns -an Äsn, -ass M-Ä s-n ^sn-nausns- 
7,0-um 'sn-AsgsnAsdnao?r- WSNÄSN^soII.
sAtzn 7snn AÜNASNMS-S-SN VSNÄUSS- ÄS7r A- -."UNLSSaaI UNÄ ?IdsNN-MM- 
7snn Ss-AsnoÄns-sn 5/aas Äsn ^ons- -A. )
V. 7-sn 7?ru§ssn rot?» an U7/.SS?' ^5s^n Äsn^csn. ,?)sn 6sms-nÄna-
UNÄ Ä-s As-As^oÄ-ns-s?r sknck m- - Äs??r s-n,vsns-anÄsn, was ss- -sns Äsn 
^snwaI -un§ §ssÄ?rs?rsn rs-. 55-sn rs- Ärs Vs^waI -ung anASAN-//s?r won- 
Äsn UNÄ wr n mü'sssn saAsn, Äass wr n ?rr?r-sn Äsn ^snrKaI -un§ s -s-rs-r« 
7?'" Ä?In/??r nr?/r-s au/ unssns ^snwaÄ -un§ ?co?>r- rs?r /asssn» sZnavo. ) 
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Bericht
über die

Sitzung -er Ferienkommisston vom 3. August 
19i2

WcrcHmittcrgs 6 Abr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
dem Vorsitze des Herrn Bürgermeisters Berkenheier der 
Beigeordnete Walkowinski, sowie die Mitglieder: 
Christian, Goedert, Frank H., Müller, Dr. Kuborn, Reuter, . 
Salomon, Schiltz.

Mit Entschuldigung fehlen die Herren: Roth, Haas, 
Denz, Zimmer.

Ohne Entschuldigung fehlen die Herren: I. Frauck, 
Franoois, Dr. Medernach, Nouviaire, Pfanschilling, Ri
chard, Röchling, Steimetz, Wehrmann.

Schriftführer: Obersekretär Klam und Sekretär Hom- 
bourger.

Tagesordnung.
1. Benennung einer Straße.
2. Löschung einer Vormerkung des Rückübertragungs- 

anspruches.
3. Niederschlagung eines Schulgeldbetrages.
4. Errichtung eines Versicherungsamtes.
5. Hauungs-, Kultur- und Wegebauplau des Gemein- 

dewaldes pro 1913.
6. Errichtung einer evangelischen Pfarrei in Nieder- 

Jeutz.
7. Bewilligung eines Kredits zum Umbau der Stütz

mauer vor dem alten Offizierkasino.
8. Ernennung von zwei Mitgliedern zur Aufstellung 

von Wählerlisten sowie Einteilung der Gemeinde 
in Wahlbezirke

9. Gleisanlage Nitzsche.
10. Verschiedenes.

1. Benennung einer Straße.
Der Architekt Griebe! hat gebeten, eine von ihm an

gelegte Privatstraße, welche in den Burgunderring mün
det, zu benennen und vorgeschlagen, der Straße den Na
men „Schoeneckstraße" zu geben. Der Vorsitzende teilt mit, 
daß er beabsichtige, dem Eriebel'schen Wunsche zu entspre
chen, weil die katastermäßige Bezeichnung des Eemar- 
kungsteiles, auf welchem die Eriebel'sche Privatstraße 
hergestellt worden ist, „Im Schöneck" heiße. Mitglied 
Dr. Kuborn bittet, der Straße den Eewannamen 
„Im Schöne ck" zu verleihen. Der Vorsitzende erklärt 
dieser Anregung entsprechen zu wollen, da auch dieser 
Namen schön klinge.

Die in Zuständigkeit des Gemeinderats tagende Fe
rien kom mission erhebt keine Erinnerungen.

2. Löschung einer Vormerkung des Rücküber- 
tragungsanspruches.

Die Stratzburger Jmmobiliengesellschaft, Eigentüme
rin des Bauplatzes b im Baublock VI, auf welchem das 
Gebäude der Elsüssischen Bank errichtet ist, beantragt die 
Löschung der auf Blatt 899 des Eigentumsbuchs von Die
denhofen zu Gunsten der Stadt bestehenden Vormerkung 
des Anspruchs auf Rückübertrogung des Eigentums. Der 

Vorsitzende empfiehlt diesem Anträge stattzugeben, da 
durch Errichtung eines Gebäudes auf der frgl. Baustelle 
der städtische Anspruch gegenstandslos geworden sei.

Die vom Eemeinderat ermächtigte Ferienkom- 
mission willigt in die Löschung ein und e r m ü ch» 
tigt die Verwaltung das Weitere zu veranlassen.

3 Niederschlagung eines Schulgeldbetrages.
Der Mittelschüler Otto Vöckler aus St. Franz besucht 

krankheitshalber seit dem 30. April d. Js. die Schule nicht 
mehr und hat der Vater des Schülers, Oberbahnassistent 
Vöckler aus St. Franz, um Niederschlagung des 
für das Sommerschulhalbjahr eingeforderten Schulbetra- 
ges von 20 gebeten. Der Mittelschulleiter hat den Nie- 
derschlagungsantrag befürwortet und anheimgestellt, evtl. 
nur den für die Monate Mai, Juni u. Juli d. I., während 
welcher der Schulbesuch ausfiel, eingeforderten, verhält
nismäßigen Teil des Schulgeldes zu erlassen. Der Vor
sitzende tritt letzterem Anträge bei und bittet um Nieder
schlagung von I des Schulgeldbetrages von 20 -N mit 15 
-ü. Die F e r i e n k o in m i s s i o n beschließt diesem An
träge entsprechend auf Grund der ihr vom Eemein
derat erteilten Vollmacht.

4. Errichtung eines Versicherungsamtes.
Der Vorsitzende macht folgende Ausführungen:
Der Herr Kreisdirektor von Diedenhofen-Ost hat durch 

Verfügung vom 9. Juli 1912 angefragt, ob die Errich
tung eines gemeinschaftlichen Versicherungsamtes in Die
denhofen gewünscht wird, bezw .ob für die Errichtung ei
nes solchen ein Bedürfnis vorliegt. Die Verstcherungsäm- 
ter werden nach den Bestimmungen der Reichsversiche- 
rungsordnung bei solchen Behörden errichtet, die bisher 
die Tätigkeit der unteren Verwaltungsbehörden ausgeübt 
haben. Die aus der Errichtung der Versicherungsümter er
wachsenden Auslagen werden, wenn sie an Gemeindever
waltungen angegliedert werden, von den Gemeinden ge
tragen, für deren Bereich dieselben wirken,' andernfalls 
entscheidet die Regierung über die Kostenverteilung. Es 
fragt sich nun, ob für dir Gemeinde Diedenhofen allein 
oder für mehrere Gemeinden die Errichtung eines Ver
sicherungsamtes anzustreben ist. Es darf nicht verkannt 
werden, daß durch die evtl. Errichtung eines Versicherungs
amtes wesentliche Ausgaben entstehen und möglicherweise 
auch Personalvermehrungen notwendig werden. Anderer
seits verdient aber auch der Umstand Würdigung, daß das 
Versicherungsamt eine soziale Einrichtung ist und für ein 
solches in Diedenhofen ein Bedürfnis vorliegt. Schließlich 
ist auch zu erwägen, daß wenn das Versicherungsamt bei 
einer anderen Behörde errichtet wird, die Stadtverwal
tung dennoch die Arbeit zum größten Teile zu verrichten 
hat. Aus allen diesen Gründen muß die Verwaltung das 
Interesse an der Errichtung bejahen, das Bedürfnis an
erkennen und daher dieselbe empfehlen.

In der nun folgenden lebhaften Diskussion besteht 
allerseits darüber Einigkeit, daß die Errichtung eines ge
meinschaftlichen Versicherungsamtes bei der Stadtverwal
tung in Diedenhofen empfohlen werden müsse. Einige 
Mitglieder äußern jedoch Bedenken, ob die Ferienkom- 
mission mit ihrer beschränkten Vollmacht im Hinblick aus 
die aus der Angliederung entstehenden Ausgaben dazu be
rufen sei. einen definitiven Beschluß zu fassen,' sie wün
schen, daß vorerst über die Höhe der zu erwartenden Ausga
ben präzise Angaben gemacht werden. Dem wird vom Vor
sitzenden entgegengehalten, daß die Höhe der Ausgaben 
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sich erst aus der Praxis ergeben würde und die Verwal
tung nicht in der Lage sei, im Falle einer Vertagung 
der Angelegenheit, in einer demnächstigen Sitzung einge
hendere Angaben zu machen. Ein Mitglied betont, daß 
durch die Errichtung eines Versicherungsamtes der Ver
kehr in Diedenhofen gehoben würde und das Ansehen der 
Stadt eine sofortige zustimmende Beschlußfassung gebiete-, 
lisch fordere . Andere Mitglieder treten dieser Auffassung 
bei, wünschen jedoch, daß auch über den zukünftigen Be
reich des Amtes beschlossen werde und möglichst die Er
richtung für die beiden Kreise Diedenhofen-Ost und -West 
erfolget Dem wird vom Vorsitzenden entgegengehalten, 
daß die Anfrage der Ksl. Kreisdirektion sich auf die prin
zipielle Frage beschränke, ob die Errichtung gewünscht 
und ein Bedürfnis für dieselbe vorliege; die näheren 
Umstände, insbesondere inwieweit die Zugehörigkeit zu 
dem Amt in Erscheinung träte, müßten weiteren Verhand
lungen vorbehalten bleiben. Nachdem von einem Mit- 
gliede angeregt worden war, die Verwaltung möge über 
den etwaigen Bereich des Versicherungsamtes mit der 
Kreisdirektion Fühlung nehmen, beantragt Mitglied Dr. 
Kuborn die Errichtung eines gemeinschaftlichen Versiche
rungsamtes im Prinzip zustimmend zu begutachten und die 
Verwaltung zu beauftragen, in dem an die Ksl. Kreisdirek
tion zu erstattenden Berichte, den Wunsch auf die Ausdeh
nung des Bereichs über die beiden Kreise Diedenhofen-Ost 
und -West zu äußern.

Dieser Antrag wurde von der ermächtigten Ferien- 
kommission mit Stimmenmehrheit angenom- 
m e n.

5. Hauungs-Kultur- und Wegebauplan des 
Gemeindewaldes pro 1913.

Der Herr Oberförster legt die Hauungs-, Kultur- und 
Wegebaupläne des Eemeindewaldes für das Rechnungs
jahr 1913 mit dem Anträge vor, dieselben durch den Ee- 
meinderat zustimmend begutachten zu lassen.

n) Der Hauungsplan sieht eine Holzfällung auf einer 
Walbfläche von 16,4 Im mit einem Ertrag von 10 766 
vor, von welchem Betrage die Werbungskosten mit 3 300 

in Abzug zu bringen sind, sodaß für die Gemeinde
ein Reinertrag von 7 466 X

verbleibt.
Mitglied Schiltz beantragt die bisher als sog. Char - 

bonette st erweise aufgesetzten und ver- 
steigertenKnüppelhölzer mit in die Holz
wellen aufnehmen zu lassen, damit auf diese 
Weise einem aus Käuferkreisen geäußerten Wunsche statt- 
gegeben werde, und die Holzwellen preiswürdigeren Abs iz 
finden.

Die F e r i e n k o m m i s s i o n heißt den Hauungs
plan pro 1912 gut und ermächtigt die Versteigerungs- 
kommission im Sinne des von Mitglied Schiltz gestellten 
Antrages zu verfahren.

b) Der Kulturplan sieht für Forstkulturen die Veraus
gabung eines Betrages van 24 -N vor.

Die Ferien kam mission heißt denselben 
gut.

a) Der Wegebauplan schließt mit einer Endsumme von 
700 ab.

Die F e r i e n k o m m i ss i o n genehmigt den
selben.

0) Der Vorsitzende führt alsdann aus, daß seitens des 
Ksl. Vezirkspräsidiums bei Prüfung der Jahresrechnung 
die Höhe der bei dem Kantinenwirt anläßlich der Holzver
steigerungen gemachten Ausgaben bemängelt worden sei; 
er habe die fragl. Ausgaben sowohl ihrer Höhe als ihrer 
Berechtigung nach begründet und bäte die Ferienkom- 
mission, das von den städt. Interessen geleitete Vorgehen 
der Holzversteigerungskommission zu decken.

Die Ferienkommission schließt sich den Ausführungen 
an.

6. Errichtung einer evangelischen Pfarrei 
in Nieder-Ieutz.

Seitens der Ksl. Kreisdirektion ist unterm 11. Juli d. 
Js., I. Nr. 4260 mitgeteilt worden, daß das Ksl. Ministe
rium die Umwandlung der etatsmäßigen evangelischem 
Hilfspfarrei Niederjeutz in eine Pfarrei in Aussicht genom
men habe. Gleichzeitig wird ersucht, einen die Umwand
lung begutachtenden Gemeinderatsbeschluß vorzulegen. 
Der Vorsitzende empfiehlt, der Umwandlung der Hilfspfar
rei Niederjeutz zur Pfarrei zuzustimmen, unter der Vor 
aussetzung, daß der Gemeinde Diedenhofen aus derselben 
keine Ausgaben entstehen.

Die Ferienkommission beschließt ent
sprechend.

7. Bewilligung eines Kredits zum Umbau der 
Stützmauer vor dem alten Ossizierkasino.

Namens der Baukommission erstattet der Vorsitzende 
folgenden Bericht:

„Die Kommission besichtigte die Arbeiten zur Durchfüh
rung der Poternenstraße und der Herstellung einer neuen 
Einfriedigung vor dem bisherigen Offizierkasino, in das 
das Polizeiamt demnächst verlegt werden wird.

Die bereits in Ausführung begriffene Einfriedigung 
war derart angelegt, daß die Verlängerung der Poternen
straße eine Breite von 8 in erhalten sollte, und die Einfrie- 
digungsmauer an die Ecke des bisherigen Kasinogebäudes 
anschloß. Die Kommission erachtet eine Verbreiterung der 
Straße für angebracht, derart, daß die Einfriedigungs- 
mauer zwischen dem 2. und 3. Fenster des gen. Gebäudes 
an dessen Frontmauer anstößt. Die Straße wird hierdurch 
auf rd. 10,70 nr verbreitert.

Die Kommission erachtet es weiter für notwendig, daß 
die aus Trockenmauerwerk hergestellte Böschungsinauer des 
Kasinogartens in die festgesetzte Bauflucht, d. h. in die 
gleiche Flucht wie die Abschlußmauer vor der katholischen 
Kirche zurückversetzt und die Mörtelmauerwerk unter Be
nutzung des vorhandenen Materials ausgeführt wird."

Sodann erläutert der Vorsitzende, daß die von der 
Baukommission empfohlenen Arbeiten zur Erbreitung der 
Poternenstraße auf 10,70 irr einen Kostenaufwand von 
200 -N bedingen, während die Errichtung der Stützmauer 
in der Front der Einfriedigung der kath. Kirche eine Bau- 
summe von 1200 M erfordere. Nach einer kurzen Ausein
andersetzung, in welcher die Höhe des vorgelegten Kostenan
schlages für Errichtung der Stützmauer bemängelt worden 
war, erklärte die vom Eemeinderat bevollmächtigte Ferien
kommission ihr Einverständnis zur Ausführung der ge
planten Arbeiten unter der Voraussetzung, daß die Stütz
mauer nicht mehr als 1000 -N kosten dürfe. Der 
erforderliche Kredit wird gewährt.
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8. Erneuerung von zwei Mitgliedern zur Ausstel
lung von Wählerlisten sowie Einteilung der

Gemeinde in Wahlbezirke.
.Der Vorsitzende erläutert, daß am Sonntag, den 29. 

September d. Js. die Erneuerungswahlen zum Kreistage 
im Kanton Diedenhofen stattfinden und nach den bestehen
den Vorschriften die am 12. August aufzulegenden Wahl- 
listen von zwei, vom Eemeinderat zu wählenden Eomein- 
deratsmitgliedern mit der Verwaltung aufzustellen seien. 
Er bittet zur Wahl von zwei Herren zu schreiten. Aus dem 
Kreise des Kollegiums werden die Mitglieder Salo- 
mon und Eoedert in Vorschlag gebracht und von der 
Ferien kommission gewühlt. Die Gewählten 
nehmen die Wahl an.

Alsdann erklärte sich die Ferienkommission 
damit einverstanden, daß die bei den letzten Land
tagswahlen getroffene Stimm bezirkeinteilung 
auch für die nächsten Krristagswahlen Leibehalten werde.

9. Geleisanlage Nitzsche.
Der Vorsitzende erläutert, daß der Eemeinderat die 

Genehmigung des Nitzschen'schen Transportgeleises davon 
abhängig gemacht habe, daß die Sandtransporte mittels 
Pferdegespanne ausgeführt würden. Der Unternehmer 
Nitzsche sei nachträglich vorstellig geworden, ihm zu gestat
ten, zur Ausführung seiner Transporte Lokomotiven ver
wenden zu dürfen. Die Baukommision habe sich bei einer 
Ortsbesichtigung für die Zulassung des Lokomotivbetrrebes 
ausgeprochen, da dieser vor dem Pferdebetrieb denn Vor
zug verdiene, weil er dem öffentlichen Verkehr weniger 
hinderlich sei. Auch hätten zwei in der von dem Geleise 
berührten Privatstraße an der Kuborn'schen Augenklinik 
wohnende Hauseigentümer die ihrerseits gegen den Loko- 
motivbetrieb erhobenen Einsprüche fallen gelassen, sodaß 
hierdurch die letzten bestehenden Bedenken gehoben seien. 
Er empfehle daher in Abänderung des gefaßten Gemein
deratsbeschlusses vom ll. Juli 1912 dem Nitzsch'schen Am 
trage stattzugeben.

Die Ferienkom mission genehmigt in An
sehung der ihr vom Eemeinderat erteilten Vollmacht, die 
Benutzung von Lokomotiven zur Ausführung von Sand
transporten nach dem Kasernenbauplatz.

10. Verschiedenes.
a) Die katholische Kirchenfabrik in Veauregard hat um 

Instandsetzung der Pfarrwohnung gebeten. Der Vorsitzende 
erläutert, daß die Jnstandsetzungsarbeiten einen Kosten
aufwand von 500 -N bedingt haben und die Baukommission 
die Ausführung der Arbeiten von stadtwegen empfohlen 
habe. Er bittet die Anordnungen der Baukommission gut
zuheißen, da die Kirchenfabrik budgetmäßig den Mangel 
jeglicher Mittel nachgewiesen und die Stadt in solchem 
Falle für etwa im Pfarrhause notwendige Reparaturen 
aufkommen muß.

Die Ferienkommission genehmigt nachträglich auf 
Grund der ihr vom Eemeinderat erteilten Ermächtigung 
die Ausführung der Renovierungsarbeiten auf städtische 
Kosten.

b) Durch Beschluß vom 17. Juni d. Js. hat der Ee
meinderat die Beschaffung des Polizeihundes Rolf be
schlossen, ohne bei diesem Anlässe die notwendigen Mittel 
für Transport des Rolf nach Diedenhofen und dessen Unter
haltung zur Verfügung zu stellen. Die Stadtverwaltung 
hat ferner einen weiteren jüngeren Polizeihund zu beschaf
fen für notwendig befunden, für dessen Beschaffung, Aus
bildung und Unterhaltung ebenfalls eine Reihe von Be

trägen zu bewilligen sind. Die Kosten für Transport des 
Rolf nach Diedenhofen, für Beschaffung des zweiten Hun
des, für die bisherige Unterhaltung und weitere Ausbil
dung desselben sowie für Anschaffung der notwendigen 
Dressurgegenstände betrugen einmalig 400 At, die Verpfle
gung der Hunde hat eine laufende und ständige Ausgabe 
von ca. 350 -N pro Jahr zur Folge. Diese Beträge wären 
noch zu bewilligen.

Nach der Einwendung eines Mitgliedes, daß die für 
beide Hunde auf 350 -A pro Jahr veranschlagten Pflege
kosten zu erheblich seien, bewilligt die in Zuständigkeit des 
Eemeinderats tagende Ferienkommission die angeforderte 
einmalige Ausgabe von 400 At und stellt weiter für Pflege
kosten der Hunde, und zwar vorläufig für das laufende 
Rechnungsjahr, eine Summe von 200 -N zur Verfügung.

e) Besichtigung der Separatorscheibe n- 
anlage in Dresden.

Die Verwaltung hat es für notwendig erachtet, das 
Ksl. Ministerium zu bitten, zu der vom Eemeinderat be
schlossenen Besichtigungsreise nach Dresden, einen Vertreter 
zu entsenden. Das Ksl. Ministerium hat dem Wunsche der 
Stadt unter der Voraussetzung stattgegeben, daß dem Ver
treter, Herrn Wasserbauinspektor, Vaurat Jaehnike aus 
Straßburg, die entsprechenden Reisekosten von der Stadt 
vergütet werden. Herr Baurat Jaehnike hat sich bereit er
klärt, zu den vom Gemeinderat gewährten Sätzen, 20 Al 
Tagegeld und Fahrkarte 2. Klasse, an der Vesichtigungs- 
reise teilzunehmen. Der Vorsitzende bittet die Teilnahme 
des Herrn Baurats Jaehnike gutzuheißen.

Die Ferienkommission beschließt zuständigkeitshalber 
entsprechend und bewilligt den erforderlichen Kredit.

ä) Enqueteverhandlung der Ornetal- 
b a h n.

Mitglied Dr. Kuborn teilt mit, daß z. Zt. die Enquete
verhandlung über die Herstellung einer elektrischen Bahn 
von Metz nach dem Ornetal aufliegt und seines Wissens die 
Spur dieser Bahn eine von den sonst üblichen Spurweiten 
verschiedene Breite aufweisen solle. Er bittet die Verwal
tung zu beauftragen, die Enqueteverhandlungen einzu- 
sehen, und evtl. gegen die von der Spurweite der Fentsch- 
talbahn abweichende Spurweite der Ornetalbahn Einspruch 
zu erheben, da es ein großes Verkehrshindernis sei, wenn 
nicht alle Bahnen dieselbe Breite aufzuweisen hätten.

Die Ferienkommission in Ansehung des llmstandes, 
daß die Möglichkeit ausgeschlossen ist, die Fentschtalbahn 
über die Eeleise der Ornetalbahn evtl. späterhin bis Eroß- 
Moyeuvre weiterzuführen, wenn nicht beide Eeleisanlagen 
dieselbe Spur erhalten sollen, beauftragt die Verwaltung 
gegebenenfalls Einspruch zu erheben.

o) F-erkelmarkt in Eroß-Hettingen
Mitglied Dr. Kuborn erläutert, daß nach ihm gewor

denen Informationen der Eemeinderat gegen die Errich
tung eines Ferkelmarktes in Eroß-Hettingen hätte Ein
spruch erheben müssen, da durch denselben dem Viehmarkte 
der Stadt notgedrungen geschadet würde. Er bittet in Zu
kunft etwa in der Umgegend zu gründenden Ferkelmärkten 
entgegenzuarberten, um ein Niedergehen des städtischen 
Marktes zu vermeiden.

Der Vorsitzende entgegnet, daß der Eemeinderat bei 
ferner zustimmenden Beschlußfassung die von Dr. Kuborn 
gemachten Ausführungen vollkommen gewürdigt, jedoch 
dre entstehenden Nachteile nur sehr minimal eingeschätzt 
habe. Auch habe der Umstand mitgesprochen, daß man auch 
dre Nachbargemeinden in der Entwickelung nicht unter
drücken dürfe, da solche Maßregeln meist unangenehme 
Folgeerschernungen für die Stadt zeitigen müßten.

Schluß der Sitzung 71L Uhr.
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Anwesend waren bei Eröffnung der Sitzung unter dem 
Vorsitze des Herrn Bürgermeisters Berkenheier die Beige
ordneten Haas, Roth, sowie die Mitglieder Christian, Denz, 
Franck, Franeois, H. Frank, Eoedert, Dr. Kuborn, Müller, 
Nouviaire, Pfanschilling, Reuter, Salomon, Schiltz, Wehr
mann, Zimmer und Richard.

Entschuldigt waren die Herren: Beigeordneter Wal
kowinski, Stadträte Dr. Medernach, Röchling, Steimetz.

Schriftführer: Obersekretär Klam und Sekretär Hom- 
ibourger.

Tagesordnung.
1. Naturalisationsantrag.
2. Wahl von Sparkassenvorstandsmitgliedern.
3. Festsetzung einer Heberolle für Anliegerkosten.
4. Niederschlagung eines Mietsbetrages.
5. Niederschlagung eines Schulgeldbetrages.
6. Niederschlagung von Kanalgebühren.
7. Niederschlagung eines Marktstandgeldbetrages.
8. Niederschlagung von Hundesteuerbeträgen.
9. Genehmigung einer freihändigen Vergebung.

lü. Bewilligung eines Zuschusses an die Gemeinde- 
zeitung.

11. Gewährung eines Zuschusses an den Hauptverkehrs
ausschutz des Pfälzer-Waldvereins.

12. Erwerb eines Reklameplanes der Stadt Dieden
hofen.

13. Bewilligung eines Fehlbetrages für den Umbau 
des evangelischen Pfarrhauses in Diedenhofen.

14. Antrag des Konzertvereins auf eine jährl. Sub
vention.

15. Pensionierung des Stadtrechners Gaersing.
16. Anstellung eines neuen Stadtrechners und Kassen- 

assistenten.
17. Unterbringung der Stadt- bezw. Sparkasse.
18. Herstellung eines Trottoirs in der Pariserstratze.
1!> . Vornahme von Bauausführungen an der alten 

Offizierspeistanstalt.
20. Bewilligung eines Kredits zur Herstellung von Bll- 

roräumen.
21. Bewilligung von Krediten zur Beschaffung von Re

gistraturkästen und zur Reparatur einer Schreib
maschine.

22. Einrichtung einer Dienstwohnung in der alten 
Osfizierspeiseanstalt.

23. Veräußerung städtischen Baugeländes.
24. Verlängerung einer Baufrist.'
25. Antrag des Verkehrsvereins betreffend a) Geneh

migung eines Kaffeehauses im Stadtpark, b) Be
fürwortung einer Wirtschaftskonzession. <-) Ueber
nahme einiger Anteilscheine durch die Stadt.

26. Antrag auf Oktroierlatz für Seefische.
27. Kasernierungskostenbeitrag.
28. Erlaß einer Polizeiverordnung zum Schutze des 

Ortsbildes.
20. Mitteilungen.
30. Ermächtigung zum Abschluß eines Vertrages. (V e r- 

trauli ch.)
31. Vertrauliche Mitteilungen.

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung, indem er seiner 
Freude Ausdruck verleiht, die Mitglieder des Gemeinde
rats gesund wieder zu sehen. Er spricht die Hoffnung aus, 
daß nach der während der Ferien genossenen Erholung die 
Arbeit wieder frisch ausgenommen und flott erledigt werde. 
Alsdann berichtet er, daß die erste Sitzung nach den Ferien 
erst heute stattfände, weil keine dringlichen Arbeiten vor- 
lagen und eine Kommission ihm den Wunsch geäußert 
habe, die erste Sitzung erst im Oktober abzuhalten.

Mitglied I. Franck, welcher der Gemeinderats
sitzung vom 14. Juli mit Entschuldigung ferngeblieben war, 
erklärt sich dem,.in der fraglichen Sitzung dem Bürger
meister erteilten Vertrauensvotum des Gemeinde- 
rats nachträglich anzuschließen, welche Erklärung 
der Vorsitzende mit Dank quittiert.

Auf Antrag des Vorsitzenden wird der Bericht über 
die Sitzung vom 11. Juli g u t g e h e i ß e n. Die An
nahme des Sitzungsberichtes vom 17. Juni 
wird vertagt, weil einige Mitglieder erklärten, densel
ben nicht zugestellt erhalten zu haben.

Die von der Ferienkommission unterm 3. Au
gust d. Js. gefaßten Beschlüsse sowie das über diesel
ben aufgenommene und gedruckte Protokoll werden 
vom Gemeinderat genehmigt.

Nunmehr wurde in die Beratung der Tagesordnung 
eingetreten.

1. Naturalisationsantrag.
Der Berichterstatter, Beigeordneter Haas, erstattet fol

genden Bericht: Der Tamaschenfabrikant Ludwig K l o ck, 
geb. am 22. 2. 1875, welcher durch Abstammung die luxem
burgische Staatsangehörigkeit besitzt und mit Margarethe 
geborene Weiten verheiratet ist, hat Naturalisation bean
tragt. Klock betreibt in Diedenhofen eine Eamaschenfabrik 
und Lederhandlung, die ihm ein Jahreseinkommen von et
wa 5000 -4t sichert und besitzt in der Graf Heinrichstraße ein 
Haus im Werte von ca. 70 000 -N. Er wohnt seit dem 
Jahre 1889 in Elsaß-Lothringen und hat keine Strafen er 
litten. Nachteiliges liegt nicht vor. Die in 8 8 des Staats- 
angehörigkeitsgesetzes gestellten Fragen sind demnach zu be
jahen.

Auf Antrag des Berichterstatters be
schließt der Gemeinde rat den Naturalisationsantrag 
zustimmend zubegutachten.

2. Wahl von Sparkassenvorstandsmitgliedern.
Durch Ausscheiden der Sparkassenvorstandsmitglieder 

Roth und Reuter und Hinscheiden des Mitgliedes A. Mül
ler sind im Sparkassenvorstand drei Sitze freigeworden, die 
neu zu besetzen sind. Die ausgeschiedenen Mitglieder sind 
wieder wählbar.

Der Gemeinderat wühlt zunächst die ausschei- 
dendcn Mitglieder Roth und Reuter wieder, welche 
die Wahl annehmen und beschließt alsdann auf Ab
trag des Beigeordneten Roth und des Mitgliedes Franck 
als weiteres Mitglied Herrn Richard zu bestellen. Der
selbe nahm die Wahl gleichfalls an.

3. Festsetzung einer Heberolle für Anliegerkosten.
Der Vorsitzende führt aus, daß die Gutenbergstraße in 

ihrer vollen Breite ausgebaul sei und die Anlieger zur 
Entrichtung der Anliegerkosten herangezogeu werden könn
ten. Die Vereinnahmung der Anliegerkostenbeträgc habe 
nach dem bei Erhebung direkter Steuern anwendbaren Ver
rühren zu erfplgen und bedinge die Aufstellung einer Hebe
rolle, welche vom Gemeinderat gutgeheißen unk von dem 
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Herrn Bczirkspräsidenten genehmigt werden müsse. D>e 
Verwaltung habe die Heberolle angefertigt unh hierbei den 
Grundsatz aufgestellt, daß für früher im städt. Besitz befind
liches Gelände der Pauschalbetrag von 50 -tt pro lfdm. en 
Anliegerkosten erhoben werde, während für Privatgelände 
die tatsächlichen Aufwendungen als Straßenherstellungs 
und Grunderwerbskosten in Anrechnung gebracht worden 
seien. Die Heberolle schließe mit einer Endsumme von 
4908,80 -tt ab und verteile sich auf die Anlieger wie folgt: 
H. Levy 869,00 -tt, A. Bettin 676,44 -tt, Wwe. Jacobs 576,85 
-4t, Voul P. 629,28 -tt, Koehring E. l 022,86 -tt und H. 
Levy 1134,39 -4t.

Dem Anträge des Vorsitzenden entsprechend beschließt 
der Ee m e i n d e r a t die vorgelegte Heberolle gut- 
zuheißen und auf den Betrag von 4908,80 -tt festzu
setzen.

4. Niederschlagung eines Mietsbetrages.
Der Arbeiter Weyand hat in dem der Stadt gehörigen, 

inzwischen abgerissenen, ehemalige Hause Daville in der 
Magazinstraße gewohnt und schuldet noch für den Monat 
Juni einen Mietszins von 10 -tt. Weyand ist nicht in der 
Lage den rückständigen Betrag zu entrichten und besitzt kei
nerlei Pfandobjekte.

Der Vorsitzende beantragt die Niederschlagung des 
Betrages, welchem Anträge der Gemeinderat ent
spricht.

5. Niederschlagung eines Schulgelvbetrages.
Dem Versicherungsinspektor Lambrecht hierselbst ist 

unterm 11. Juli d. Js. für seine Tochter Martha eine Schul
geldfreistelle an der höheren Mädchenschule bewilligt wor
den. Die Freistelle war für das ganze Schuljahr 1912 ge
dacht; jedoch war dies in dem Eemeinderatsbeschluß nicht 
zuin Ausdruck gekommen, weswegen der für das 1. Tertial 
1912 geschuldete Teilbetrag mit 29 -tt von der Stadtkasse 
eingef'ordert wurde. Lambrecht ist um Niederschlagung des 
reklamierten Betrages eingekommen, bezieht sich auf den 
eine volle Freistelle gewährenden Eemeinderatsbeschluß 
und will zur Zahlung des Schulgeldbetrages für das 1. 
Tertial nicht in der Lage sein.

Auf Antrag des Vorsitzenden beschließt der Ee
meinderat die Niederschlagung des Betrages 
von 29 -tt.

6. Niederschlagung von Kanalgebühren.
Der Zwangsverwalter des in Konkurs geratenen Ho

telanwesens König, Biergroßhändler A. Levy, hat die teil
weise Niederschlagung der von der Stadt in Höhe von 46 -4t 
eingesorderten Kanalgebühren beantragt, weil das fragl. 
Hotelanwesen vom 6. März bis 30. Juni unbewohnt war 
und daher eine Benutzung des Kanals nicht stattgefunden 
hat. Da nach 8 " des Kanal-Ortsstatuts bei unbewohnten 
Gebäuden eine Ermäßigung der Kanalmiete durch den Ee
meinderat stattfinden kann, hat die Verwaltung vorgeschla- 
qen für die Zeit vom 1. April bis 30. Juni, während wel
cher nur Negenwässer dem Kanal zugeführt wurden, eure 
Gebühr in Höhe von des Nutzungswertes des Ee 
bäudekomplexes in Ansatz zu bringen. Bei Berücksichtigung 
des Nutzungswertes von 4600 -tt würde die Kanalgebuhr 
von in der Zeit vom 1. April bis 30. Juni 5,75 --tt, 
und die vollen Gebühren von 2 für die Zeit vom 1. Juli 
bis 30. September 23,00 -4t, insgesamt 28,75 -4t betragen, 
sodaß die Niederschlagung eines Betrages von 17,25 -4t zu 

erfolgen hätte. Die Baukommission ist diesem Vorschläge 
beigetrcten und wurde derselbe vom Eemeinderat 
zum Beschluß erhoben.

7. Niederschlagung eines Marktstandgeldbetrages
Die Gemüsehändlerin Mengel ist Pächterin eines Stan

des auf dem Marktplatze und schuldet für denselben 34,10 
-tt. Da die Zahlung in Güte nicht zu erlangen war, hat 
der Stadtrechner einen Zahlungsbefehl erwirkt, wodurch 
weitere 0,50 -tt Kosten entstanden sind. Die Schuldnerin 
beantragt Niederschlagung des Gesamtbetrages von 34,60 
-4t, weil sie den gepachteten Platz nicht benutzt habe.

Polizeiliche Feststellungen haben ergeben, daß letztere 
Behauptung zutrifft und die Schuldnerin ihren Vermögens
verhältnissen nach zur Zahlung der Platzabgaben nicht in 
der Lage ist. Die Verwaltung hat daraufhin Frau Mengel 
die Niederschlagung des Betrages in Aussicht gestellt und 
ihr gleichzeitig eröffnet, daß sie fernerhin einen Platz zum 
Gemüseverkauf nicht mehr erhalten werde.

Der Gemeinderat genehmigt die beantragte 
Niederschlagung und heißt die von der Verwaltung getrof
fenen Maßnahmen gut.

8. Niederschlagung von Hundesteuerbeträgen.
35 Hundebesitzer sind um Niederschlagung von Hunde- 

stcuerbeträgen eingekommen. Die Niederschlagungsanträge 
sind damit begründet, daß die Veranlagungen zur Hunde
steuer zu Unrecht erfolgt sind, weil die veranlagten Hunde 
teilweise eingegangen, teilweise überhaupt nicht vorhanden 
teilweise in einer falschen Kategorie eingeschätzt waren. Der 
mit der Prüfung der Reklamationen betraute Stcueraus- 
schuß hat den Erlaß von 386 -4t empfohlen, im übrigen die 
Einsprüche jedoch zurückgewiesen.

Der Gemeinde rat schließt sich den Vorschlägen 
des Steuerausschusses an und schlägt die veranlagten Be
träge in Höhe von 386 -4t nieder.

Anschließend bittet Beigeordneter Haas den vom 
Steuerausschuß abgewiesenen Einspruch des Bauunter
nehmers Fritz Stoll, der zur Steuer für zwei Lauf
hunde veranlagt wurde, aber nur einen Hund besitzen will, 
einer erneuten Prüfung zu unterziehen, da Stoll 
in glaubwürdiger Weise erklärt hat nur einen Hund be
sessen zu haben. Dem wird von einem Mitgliede des 
Steuerausschusses entgegengehalten, daß auf Grund eines 
Schutzmannsberichts festgesellt sei, daß Stoll zwei Hunde be
sessen habe und daher die Zurückweisung seines Einspruches 
zu Recht erfolgt sei.

In der Annahme, daß ein Irrtum des Revierschutz
manns vorliegen könnte, beschließt der Gemeinderat 
eine erneute Prüfung des Einspruches Stoll und er
mächtigt die Verwaltung gegebenenfalls den von Stoll be- 
strittenen Steuerbetrag niederzuschlagen

9. Genehmigung einer freihändigen Vergebung.

Zur Herstellung des Hauptsammeldohlens in der Mon 
hofenerstraße sind auf Anregung der Baukommission im 
Monat August d. Js. sieben Waggons Portlandzement 
„Marke Diesdorf" bei der Verkaufsstelle der Diesdorfer 
und Metzerwieser Kalkwerke hierselbst in Auftrag gegeben 
worden. Die Auftragserteilung erfolgte unter Zugrunde
legung eines Preises von 410 --tt pro 10 000 ttg franco Sta
tion Diedenhofen bei Einräumung eines Skontos von 2 
sowie unter Festsetzung eines Preises von 0,30 °4l pro Stück 
für retöurnierte Säcke, als freihändige Vergebung 
und wurde von dem Herrn Bezirkspräsidenten mit dem
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Vorbehalte genehmigt, daß der Eemeinderat das von der 
Baukommission vorgeschlagene Vergebungsverfahren nach
träglich gutheihe.

Auf den Antrag des Vorsitzenden genehmigt der 
Gemeinderat nachträglich die erfolgte freihän- ! 
dige Cementvergebung.

Mitglied Denz frug bei Behandlung dieses ; 
Punktes an, bis wann der Ausbau der Monhofenerstraße 
voraussichtlich beendet sein werde. Er bittet die Bauarbei
ten zu beschleunigen, damit der Verkehr nach Monhofen 
bald wieder hergestellt werden könne und erblickt in weite
ren Verzögerungen eine Benachteiligung der städt. In
teressen, da im Winter, der nahe vor der Türe stehe, nur 
schlechte Arbeiten ausgeführt würden.

Der Vorsitzende erwidert, daß die Verwaltung den mit 
der Bauausführung betrauten Unternehmer Hetz wieder
holt zur Beschleunigung der Bauarbeiten angehalten habe, 
jedoch bisher ohne sichtbaren Erfolg; die vertraglich vor
gesehene Entziehung der Arbeiten scheine nicht zweckmäßig 
und könne höchstens weitere Verzögerungen zur Folge ha- 
ben. Alsdann gibt der Vorsitzende eingehende Auskunft 
über das Zustandekommen der Vergebung der Monhofener- 
straße, des Kanals dortselbst, sowie des Kanals nach St. 
Franz und führt die Verzögerungen im Ausbau der Mon- 
hofenerstraße zum großen Teile auf die schleppende Verle
gung des Gasleitung durch die AEWEA zurück; er betont, 
daß auch die Verlegung der Kabel für das Pumpwerk 
noch nicht begonnen sei, trotz mehrmacher an das Elektrizi- 
jätswerk gerichteter Aufforderungen, wodurch abermals das 
Tiottoir aufgerissen werden müßte und eine weitere Ver
zögerung eintreten wird.

Inzwischen war Stadtbaumeister Mayer zur Sitzung 
hinzugezogen worden, der auf die Anfrage des Mitgliedes 
Denz die Auskunft erteilt, daß die Monhofenerstraße am 
2 2. September hätte fertiggestellt sein müssen, der 
Kanalbau dortselbst aber innerhalb 10 Wochen, vom 8. Au
gust d. Js. ab gerechnet, beendet sein solle. Es sei jeden
falls zu erwarten, wenn die Easgesellschaft zielbewußt ar
beiten werde, daß bis Ende November der Wagenverkehr 
nach Monhofen wieder stattfinden könne. Mitglied Denz 
gibt sich mit dieser Erklärung zufrieden. Der Vor
sitzende teilt alsdann mit, daß er die Easgesellschaft ständig 
zur flotten Arbeit anhalten werde. Mitglied Wehr- 
mann empfiehlt den Ausbau der Monhofenerstraße ohne 
Rücksichtnahme auf die Arbeiten der Easgesellschaft zu be
treiben, jedenfalls aber für Verkehr des Publikums nach 
Monhofen besorgt sein zu wollen. Seitens des Vorsitzenden 
wird die Erwägung der teilweisen Fertigstellung der 
Monhofenerstraße für den Verkehr des Publikums in Aus
sicht gestellt. Mitglied Frank führt die entstandenen 
Verzögerungen auf die lleberlastung mit Arbeiten des Un
ternehmers Heß zurück. Mitglied Nouviaire wünscht 
die Festsetzung einer Konventionalstrafe. Mitglied Dr. 
Kuborn reklamiert gegen die Aufschüttung vom Bau der 
Kanalstrecke nach St. Franz herrllhrender Erde auf einem 
Teil der General Muelenzstraße. Der Vorsitzende erwidert, 
daß die Aufschüttung erfolgt sei, weil die Sperrung der 
Straße hätte erfolgen müssen; die Einfüllung der in der 
Straße lagernden Erdmassen werde nach Möglichkeit be
schleunigt werden. Im übrigen sei die Stadt an etwaigen 
Verzögerungen durchweg nicht schuld.

10. Bewilligung eines Zuschuhes an die 
Gemeindezeitung.

Der Landesverband der elsaß-lothr. Eemeindebeamten 
bittet den pro 1911 für die els.-lothr. Vemeindezeitung be-
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willigten städt. Zuschuß von 2t) -1t auch für das Rechnungs
jahr 1912 gewähren zu wollen.

Der Vorsitzende empfiehlt dem Anträge stattzugeben, 
worauf der Eemeinderat pro 1912 die vorjährige 
Beihilfe von 20 .1t wieder bewilligt.

11. Gewährung eines Zuschusses an den 
Hauptverkehrsausschutz des Psälzer-Waldoereins.

Der Haupt-Verkehrsausschuß des Pfälzer-Waldvereins, 
dem die systematische Förderung des Fremden-Verkehrs in 
der ganzen Pfalz obliegt, bittet um Bewilligung eines lau
senden Jahresbeitrages zur Förderung seiner Bestre
bungen.

Der Eemeinderat lehnt die Bewilligung einer 
Beihilfe ab, da der Stadt Diedenhofen z. Zt. selbst genü
gend Gelegenheit geboten ist, im Interesse der Hebung des 
Fremdenverkehrs Aufwendungen zu machen.

12. Erwerb eines Reklameplanes der Stadt.
Der Vorsitzende trägt vor, daß er für persönliche Rech

nung und nach persönlichen Angaben einen aus der Vogel
schau gedachten Reklameplan der Stadt Diedenhofen und 
Umgebung mit dem Titel „Industriestadt Diedenhofen" 
habe zeichnen lassen, um ihn, wenn er dem Gemeinderat ge
fallen sollte, der Stadt gegen Rückerstattung der Selbst
kosten zur Verfügung zu stellen. Der Plan sei nach der Na
tur gezeichnet u. stelle Diedenhofen als zukünftige Großstadt 
im Industriegebiet dar; etwaige kleine Mängel seien leicht 
zu beseitigen. Der Plan solle, wenn ihn die Stadt erwerbe, 
evtl. vervielfältigt und für Reklamezwecke verwendet wer
den. Die vereinigten Kommission haben den Erwerb des 
mit 700 -1t bewerteten Planes empfohlen. Nach einigen 
kurzen Hinweisen auf dem Plane anhaftende Mängel, b e- 
schließt der Eemeinderat den Erwerb des
selben für die Stadt und bewilligt den notwendigen 
Kredit. Gleichzeitig wird bestimmt, daß bezgl. der evtl. 
Vornahme von Korrekturen und der späteren Verwendung 
des Planes die vereinigten Kommissionen be
raten werden. Die Verwaltung wird beauftragt Ver - 
vielfältig ungsangebote einzufordern.

13. Bewilligung eines Fehlbetrages für den Umbau 
des evangelischen Pfarrhauses in Diedenhofen.

Der Umbau des Dachgeschosses des evangel. Pfarrhau
ses in Diedenhofen hat eine Kreditüberschreitung von 
296,08 -ll zur Folge gehabt. Die evangelische Kirchenge
meinde hat sich zur Erlangung einer Beihilfe in Höhe des 
vorbezeichneten Fehlbetrages an den Herrn Bezirkspräsi
denten gewendet, der seinerseits durch Verfügung vom 26. 
9. 1912 — le 1904 — mit der Bitte an die Stadtverwal
tung getreten ist, den entstandenen Fehlbetrag aus Ee- 
meindemitteln zu decken. Der Herr Bezirkspräsident stellt 
in Aussicht, daß er im Falle der Deckung des Fehlbetrages 
durch die Stadt dieser eine Beihilfe in gleicher Höhe aus 
dem nur für Gemeinden bestimmten Polizeistrafgelderfonds 
bewilligen wird. Der Vorsitzende erläutert, daß er dem 
Herrn Bezirkspräsidenten die Bereitwilligkeit der Stadt 
zur Tragung des Fehlbetrages unter der Voraussetzung der 
Rückerstattung aus dem Polizeigelderfonds mitgeteilt, je
doch gleichzeitig die Anforderung eines Kredits beim Ge
meinderat als notwendig bezeichnet habe; er bittet um 
Zurverfügungstellung des erforderlichen Kredits.

Der Eemeinderat erklärt sich mit der Deckung 
des Fehlbetrages unter den von dem Herrn Bezirkspräsi-
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denken in Aussicht gestellten Bedingungen e i n v e r st a n - 
den und bewilligt den notwendigen Kredit.

14. Antrag des Konzertvereins aus eine jährt. 
Subvention.

Der Konzertverein Diedenhofen, welcher im Vereins
jahre 1911/12 mit einem Fehlbeträge von 1400 -N abge
schlossen hat, ist an den Eemeinderat mit der Bitte heran
getreten, ihm eine laufende jährliche Subvention von 1800 
-4t zu bewilligen. Nach einer eingehenden, zahlenmäßigen 
Darlegung des entstandenenDefizits, und nach näherer Er
läuterung der vermeintlichen Ursachen, die dasselbe ver
schuldet haben, führt der Konzertverein zur Begründung 
seines Gesuches aus, daß er als eine für die Anziehungs
kraft der Stadt bedeutende Einrichtung nicht minder der 
öffentlichen Unterstützung bedürfe wie die von der Stadt 
subventionierten Theatervorstellungen. Er betont dabei 
besonders, daß das Unternehmen nicht auf einen Gewinn 
Hinziele, sondern sich lediglich in selbstloser Weise in den 
Dienst der Oefse.ntlichkeit und den städt. Nutzen stelle. 
Schließlich erwähnt der Verein auch seine bisherigen Er
folge sowie seine Beliebtheit und weist auf den allgemeinen 
Brauch der Städte hin, Konzertvereine zu unterstützen.

Nachdem der Vorsitzende die vorstehend skizzierte Ein
gabe zur Verlesung gebracht hatte, berichtet er, daß die ver
einigten Konimissionen dem Eemeinderat empfehlen, für 
das laufende Jahre eine Beihilfe von 1800 -N zu bewilli
gen, sodaß nach Deckung des pro 1911/12 entstandenen Defi
zits ein Betriebsfonds von 400 Ul zur Verfügung des Ver
eins verbleiben würde. Die Kommissionen können sich nicht 
dazu entschließen die Gewährung einer dauernden jähr
lichen Subvention von 1800 Ui zu befürworten, bitten je
doch dem Eemeinderat in Aussicht zu stellen, daß auch,fer
nerhin helfend eingegriffen werde, wenn der Konzertverein 
mit entsprechenden begründeten Eingaben vorstellig 
würde.

In der nun folgenden Debatte weist ein Mitglied 
darauf hin, daß die vereinigten Kommissionen die Auf
nahme von drei dem Eemeinderat angehörenden Herren in 
den Vorstand des Konzertoereins gewünscht haben. Mit
glied Salomon beantragt den diesjährigen Zu
schuß an den Konzertverein auf den tatsächlich entstandenen 
Fehlbetrag von 1400 -N zu beschränken, im übrigen 
für das nächste Jahr Entgegenkommen in Aussicht zu stel
len. Beigeordneter Haas tritt für die sofortige Bewilli
gung von 1800 -N ein und hält die prinzipielle Zu- 
sicherung einer Beihilfe für kommende Jahre angebracht. 
Mitglied Müller beantragt die Höhe evtl. in Zu
kunft zu leistender Zuschüsse schon heute zu normieren. Der 
Vorsitzende erläutert in einem Schlußworte das Zustande
kommen des Komissionsbeschlusses und verleiht seiner An
sicht Ausdruck, daß durch die Gewährung des von den Kom
missionen empfohlenen Betriebsfonds von 400 M das 
nächstjährige Defizit sich ermäßigen werde.

Der Eemeinderat bewilligt alsdann eine 
Beihilfe von 1800 M zur Deckung des pro 1911/12 entstan
denen Fehlbetrages sowie zur Schaffung eines Betriebs
fonds, lehnte die prinzipielle Gewährung eines 
ständigen Zuschusses ab und machte die Zusicherung, daß 
evtl. fernerhin beim Entstehen von Fehlbeträgen seitens 
der Stadt helfend eingegriffen werde . Gleich
zeitig äußerte der Eemeinderat den Wunsch, daß die Mit
glieder des Eemeinderats Christian, Frank und 
Schiltz in den Vorstand des Konzertvereins ausge
nommen werden mögen.

15. Pensionierung des Stadtrechners Gaersing.
Der Stadtrechner Gaersing ist um Versetzung in den 

Ruhestand vom 1. Oktober d. Js. ab eingekommen und hat 
um Pensionierung nachgesucht. Herr Gaersing blickt auf 
eine Dienstzeit von 89 Jahren 4 Monaten, und 12 Tagen zu
rück und hat unter Zugrundelegung eines Jahresgehalts 
von 5500 -N nach den auf die Eemeindebeamten anwend
bar erklärten Bestimmungen des Gesetzes vom 17. 5. 1907 
an Rugehalt zu beanspruchen:

Für die ersten 10 Dienstjahre °"/,,„ von 5500 M 1833,33 M 
für die nächsten 20 Dienstjahre ^°/,.o von 5500 M 1833,33 M 
für die folgenden 9 Dienstjahre "/^» von 5500 M 412,50 M 
für die restierenden 4^/^ Monate oder 132 Tage

132. 1
vvn 5500 : 16,81360. 120

insgesamt 4095,98 M
Nach K 41 des vorbezeichenten Gesetzes rundet sich der 

Betrag auf 4098,00 -ü ab.
Der Eemeinderat genehmigt die Versetzung 

in den Ruhestand und seht das Ruhegehalt auf 4098 M pro 
Jahr fest.

16. Anstellung eines neuen Stadtrechners und 
Kassenassistenten

Der Stadtrechner Gaersing, welcher mit dem 1. Okto
ber aus dem städtischen Dienst geschieden ist, und von die
sem Tage ab seine Pensionierung beantragt hat, versah 
neben der Stelle als Stadtrechner auch diejenigen des 
Sparkassen-, Armenrats- und Spitalrechners und führte 
die gesamten Amtsgeschäfte in einem und demselben Lo
kale. Da bei dem bisherigen Betriebe Stockungen nicht 
zu vermeiden gewesen sind, haben die Stadt- und Spar- 
kassenverwaltung in gegenseitigem Benehmen die Tren
nung der bisher vereint geführten Kassen, sowohl in per
sönlicher als sachlicher Hinsicht, ins Auge gefaßt. Die 
Stadtverwaltung wird den Stadtrechnerposten zu besetzen 
haben und der Stadtkasse die Armenrats- und Spitalkasse 
angliedern, während die Sparkassenverwaltung einen be
sonderen Sparkassenrechner zu ernennen Hütte.' Der Vor
sitzende trägt vor, daß sich um den Stadtrechnerposten ver
schiedene Bewerber gemeldet hätten, unter ihnen der Stadt
obersekretär Klam, den er zur Führung der Stadtrechner
geschäfte geeignet halte, und mit Einverständnis des Ee
meinderats ernennen werde. Hr. Klam habe es als not
wendig bezeichnet, daß gleichzeitig mit der Trennung der 
Kassen ein Kassenassistent eingestellt werde: außerdem sei 
ein Kassenbote, der die Gänge der Kasse, die vielen Rech- 
nungsgeschäfte und dergl. zu besorgen habe, unentbehrlich. 
Als Kassenassistent habe sich der bisherige Kassengehilfe 
Fel. Klam, ein Sohn des Stadtfekretärs Klam II, gemeldet, 
der auf eine siebenjährige Tätigkeit im Spar- und Stavt- 
Kassendienste zurllckblicke und für den neuen Stadtrechner 
eine brauchbare Hilfe abgeben werde.

Die vereinigten Kommissionen haben unterm 26. Sep
tember die Trennung der Kassen zustimmend begutachtet 
und empfohlen, dem Stadtobersekretär Klam die Stadtrech
nerstelle sowie die Führung der Kassengeschäfte für das Ar
menamt und das Bürgerspital zu übertragen; sie haben 
ferner die Anstellung eines Kassenasststenten in der Person 
des in Vorschlag gebrachten Kassengehilfen Felix Klam und 
dessen Einreibung ip die Eehaltsklasse VII Stufe 1 mit 
1500 M pro izahr, und mit der weiteren Maßgabe gutge- 
heißen, daß p Klam von seiner zurückgelegten siebenjährigen 
Kassendienstzeit ein Jahr auf das Be'soldungsdienstalter 
angerechnet werden solle, sodaß die Steigung nach Stufe 2 
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— 1720 -K 7— schon nach 2 Jahrxn, also am 1. .Oktober 19.14, 
eintreten würde. Schließlich sprachen sich die^ vereinigten 
Kommissionen dafür aus, daß der neue Stadtrechner von 
seinen Einnahmen aus der Führung der Spital- und Ar
menkasse den dritten Teil beitragen soll zur Ergänzung des 
Gehaltes des Kassenassistenten. Das Stabtrechnergehalt 
soll nach Gehaltsklasse B l der Gehaltsordnung festgesetzt 
werden.

Der Vorsitzende erläutert darauf die voraussichtliche Tä
tigkeit eines Kassenboten und befürwortet die Ernennung 
eines solchen im Hinblick darauf, daß derselbe in jeder Be
ziehung voll beschäftigt sein wird. Er bittet ferner die von 
den vereinigten Kommissionen gefaßten Beschlüsse zu sank
tionieren.

Der Eemeinderat beschloß alsdann entspre
chend den Anträgen der vereinigten Kommissionen, zu den 
festgesetzten Gehältern, als Stadtrechner den Obersekretär 
Klärn, als Kassenassistenten den Gehilfen des Stadtrechners 
Felix Klam I I in Vorschlag zu bringen. Auch die Einstellung 
eines Kassenboten wurde gutgeheißen und die Verwaltung 
beauftragt, einen solchen zu möglichst günstigen Bedingun
gen ein,zustellen; evtl. soll für den Posten ein abkömmlicher 
Oktroibeamte pp in Betracht kommen.

Die erforderlichen Kredite werden bewilligt.

17. Unterbringung der Stadt- bezrv. Sparkasse.
Der Vorsitzende trägt vor, daß infolge Trennung der 

bisher von dem Stadtrechner Eaersing geleiteten Kassen 
auch deren getrennte Unterbringung notwendig werde. 
Mit dem Sparkassenvorstande sei vereinbart, daß die Spar
kasse bis auf weiterers die bisher für sämtliche Kassen be
nutzten städt. Räume beibehalten und für dieselben an die 
Stadt statt 200 M wie früher eine Miete von 600 Ul pro 
Fahr entrichten solle. Es müsse demnach für die Unter
bringung der Stadtkasse Sorge getragen werdend Als 
künftiges Stadtkassenlokäl kämen in Frage? die bisher als 
Arbeitsnachweisstelle und Meldeamt verwendeten Räume, 
die durch Herstellung einiger,„Schutzvorrichtungen bequem 
und billig zum Kassenlokale einzurichten wären. In die
sen: Falle müßte jedoch die Verlegung der Arbeitsstelle und 
des Meldeamtes nach dem Polizeigebüude auf dem Markt
platz in Aussicht genommen werden, was nicht zweckmäßig 
sei, weil für letzteres ein Liebhaber aufgetreten sei, der 
einen annehmbaren Mietspreis geboten 
habe. Als weiteres Lokal für die Stadtkasse wäre dann 
der Versteigerungssaal in Betracht zu ziehen, der durch Ein- 
bauung einer Trennungsmauer zu einem geeigneten 
Kassenraume hergerichtet werden könnte.

Fn der nun folgenden Debatte sprechen sich meh
rere Mitglieder für die Verlegung des Meldeamts und der 
Arbeitsnachweisstelle in das Polizeigebäude auf dem 
Marktplatze aus und betonen, daß dies einem dringenden 
Bedürfnis entspräche und auch der' Wunsch des Publikums 
sei, weil dadurch die polizeiliche Aufsicht auf dem Markt
plätze, die durch Verlegung des Polizeiamts mangele, wie
der geschaffen werde. Mitglied Salomon stellt einen 
entsprechenden Antrag. Ein Mitglied bezeichnet 
es als zweckmäßig, die Kasse im alten Offizierkasino unter
zubringen, wo dieselbe von der Polizei geschützt werden 
könne. Mehrere andere Mitglieder treten für die Unter
bringung im Versteigerungssaale ein. Nachdem der Vor
sitzende die Aufstellung eines ständigen Schützmannpostsns 
auf dem Markt zugesichert, sprach sich der E e m e i n d e r a t 
mit großer Majorität für. die Verletzung der Stadtkasse in 
den Versteigerungssaal aus und stellte zur bau

lichen Einrichtung pp des neuen Kassenlokals einen Kredii 
bis zu 800 M zur Verfügung.

18. Herstellung eines Trottoirs in der Pariserstraße
Der Vorsitzende erläutert, daß die Baukommisston die- 

Anlage eines provisorischen Bürgersteiges in der Pariser
straße vom Hotel Luxhof bis zur Kommandantur als not
wendig bezeichnet habe, um den Fußgängerverkehr auf die
ser Straßenseite sicherer zu gestalten.

Die Ausführung der erforderlichen Arbeiten sei bisher 
unterblieben, weil die Stadtverwaltung mit einer Neuher- 
stellung der Pariser- und Luxemburgerstraße durch die 
Straßenbauverwaltung gerechnet habe. Nachdem dieselbe 
jedoch erst nach einer längeren Zeitspanne in Angriff ge
nommen werden soll, erscheint es zweckmäßig, der Herstel
lung des Bürgersteigs heute näher zu treten. Die Kosten 
der Ausführung eines Vürgersteiges belaufen sich auf 
700 M.

Nach einer kurzen Auseinandersetzung, in welcher von 
einem Mitglied die Befürchtung ausgesprochen wird, daß 
durch die Vürgersteiganlage die Aufstellung von Wagen 
vor der Jnfanteriekaserne unmöglich gemacht werde und 
ein anderes Mitglied auf die Notwendigkeit der U ru
pf la st e r u n g des Schloß Hofes hingewiesen hatte, 
beschließt der Eemeinderat den Ausbau des 
Vürgersteiges nach den Wünschen der Baukommission und 
bewilligt den angeforderten Kredit von 700 M.

19 Vornahme von Bauausführungen an der alten 
Ossizierspeiseanstalt.

Die Baukommission hat empfohlen, das flache Dach des 
Turmes der alten Offizierspeiseanstalt durch ein spitzes 
Dach zu ersetzen. Der Porsttzende trügt den Kommissions- 
beschluß vor und erläutert, daß das z. Zt. vorhandene flache 
Dach unschön wirke und im Interesse des Gesamtbildes des 
Gebäudes sowie zur Hebung des Ansehens der Stadt nach 
Außen hm, umgebaut werden müsse. Die Kosten des Um
baues belaufen sich auf 350 M.

Der Eemeinderat stimmt dem Beschlusse der 
Baukommission b e i und bewilligt den notwendigen Kre
dit von 330 M.

Auf Antrag der Mitglieder Müller und H. Frank wird 
eme Pause von 1 Stunde eingelegt und der Wiederbe
ginn der Sitzung auf 8"/, Uhr abends festgesetzt.

Der Vorsitzende eröffnet um 8"/. Uhr abends die Ee- 
memderatssitzung. Von den in der Nachmittagssitzung an
wesenden Mitgliedern waren Beigeordneter Roth' und 
die Mitglieder Reuter und Pfanschilling nicht 
wieder erschienen. Das entschuldigt gewesene Mitglied 
Dr. Medernach war hingegen anwesend.

20. Bewilligung eines Kredits zur Herstellung von 
Büroräumen.

Der Gememderat hat am 11. Juli d. Js. zur Herstel- 
lung von Dienstraumen in der alten Offizierspeise'anstalt 
m der Poternenstraße zur Unterbringung der Polizei einen 
Kredit von 1000 M zur Verfügung gestellt. Die Verwaltung 
hatte Zt versehentlich nur 1000 M angefordert, während 
die Bauarbeiten tatsächlich auf 1800 M veranschlagt waren 
und auch eme Kreditgewährung in dieser Höhe notwendig 
gewesen wäre. Es wurde daher vom Vorsitzenden die Be
willigung eines Nächtragskredits von 800 M beantragt die 
der Eemeinderat bewilligt.
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2l. Bewilligung von Krediten zur Beschaffung von 
Registraturkästen und zur Reparatur einer Schreib

Maschine.
Das Polizeimeldeamt benötigt für die Beschaffung 

von Registraturkästen zur Aufbewahrung von Re
gisterkarten einen Kredit von 250 -K, dessen Bewilligung 
zur Gewährleistung einer flotten Abwickelung des Dienstes 
von dem Vorsitzenden empfohlen wird.

Die auf dem Stadtbauamt benutzte Schreib
maschine ist reparaturbedürftig und erfordert die Auf
wendung von 97 -K an Reparaturkosten. Der Betrag kann 
nicht auf laufende Mittel genommen werden.

Der Gemeinderat bewilligt einen Kredit 
von 350 -K.

22. Einrichtung einer Dienstwohnung in der alten 
Offizierspeiseansalt.

Der Polizeivorsteher Metzger hat um Ueberlassung 
einer Dienstwohnung im l. Stockwerk in der zur Zeit als 
Polizeigebäude benutzten alten Offizierspeiseanstalt in der 
Poternenstrotze nachgesucht. Die Baukommission hat den 
Antrag zustimmend begutachtet unter der Bedingung, datz 
für die Herstellung der Dienstwohnung nur mäßige Aus
gaben gemacht zu werden brauchen und eine Miete von 3 > 
bis 40 -4l pro Monat gezahlt wird.

Der Vorsitzende teilt mit, datz die Einrichtung zur 
Dienstwohnung eine Aufwendung von ca. 1750 .K erfor
dere, welchen Betrag er für zu erheblich halte, um bei Be
rücksichtigung der für die Stadt entstehenden unerheblichen 
Vorteile, dessen Bewilligung befürworten zu können.

Im Laufe der sich entspinnenden Debatte wird von 
mehreren Mitgliedern anerkannt, datz die Uebeclasf. :g 
einer Dienstwohnung im Polizeigebäude an den Pol^-i 
Vorsteher nur zweckmäßig sein könne, jedoch dürfte die Her
richtung einer solchen nicht mit erheblichen Kosten ver
knüpft sein. Beigeordneter Haas tritt für die Herrich
tung der Wohnung sowie Festsetzung eines Mietzinses von 
50—35 -tt pro Monat ein, und wird von verschiedenen Mit
gliedern hierin unterstützt. Mitglied Denz beantragt die 
Annahme des Kommissionsvorschlages. Von einem Mit
glieds wird der Verkauf der Offizierspeiseanstalt angeregt; 
ein anderes Mitglied tritt für Verpachtung der Säle als 
Lagerräume ein. In einem Schlußworte empfiehlt der 
Vorsitzende die Herrichtung der Dienstwohnung zu geneh
migen, wenn der Polizeivorsteher seine Anforderungen an 
dieselben hcruntersetzt und sich alsdann zur Zahlung einer 
monatlichen Miete von 30 -A verpflichtet. In diesem Falle 
sollen, wie von der Baukommission empfohlen, 
nur die notwendigsten Tapezier- und Anstreicherarbeiten 
ausgefiihrt werden.

Der Gemeinderat schließt sich diesem Vor
schläge a n.

28. Veräußerung städtischen Baugeländes.
Ein Liebhaber möchte ein im Baublock 2 gelegenes städt. 

Vaugeliinde, auf die Metzerstratze stoßend, neben der Villa 
Reuter mit einer Stratzenfront von 24 m und einem 
Flächeninhalt von ca. 13,20 Ar, käuflich erwerben. Der 
Liebhaber hat mit Rücksicht auf die ungünstigen Fundamen- 
tierungsoerhältnisse des Bauplatzes einen Einheitspreis von 
7,50 -ll pro gm geboten und diesen, nachdem die vereinig
ten Gemeinderatskommisfionen denselben als zu niedrig 
bezeichnet haben, auf 9 pro grn erhöht. Der Vorsitzende 

erläutert, datz der zwischen den Villen Reuter und Hourte 
noch freiliegende Eeländeteil eine Abtretung der gewünsch
ten Fläche zulässig erscheinen lasse. Bei Festsetzung des Ein
heitspreises von 11 -ll pro gm hätten die vereinigten Kom
missionen dem Umstände Rechnung getragen, daß die Unter
grundverhältnisse ungünstig lägen. Mitglied F r a u o i s 
bittet den Preis auf 10 -N pro am festzusetzen und glaubt, 
datz dieser von dem Liebhaber angenommen wird. Auch 
einige andere Mitglieder sprechen sich hierfür aus.

Bei der von dem Vorsitzenden alsdann vorgenommenen 
Abstimmung wurde der Preis vom Gemeinderat aus 
11 -4t pro gm festgesetzt.

24. Verlängerung einer Bausrist.
Der Rentner Franz Mehn ist Besitzer eines im Wege 

des Geländeaustausches von der Stadt erworbenen Bau
platzes an der Ecke der Kaiser Wilhelm II Promenade und 
der Hildegardstratze, welchen er bis zum 1. Dezember d. Js. 
gebrauchsfertig zu überbauen hat. Mehn ist um Verlänge
rung der Baufrist bis zum 1. Januar 1915 eingekommen; 
er glaubt diese Fristverlängerung beanspruchen zu können, 
weil er einerseits den Bauplatz nicht eingetauscht habe, um 
ihn selbst zu überbauen, anderseits der ihm zunächst zuge
dachte Nachbarbauplatz, für den er bereits einen Käufer 
hatte, infolge der gescheiterten Tauschverhandlungen zwi
schen der evangelischen Kirchengemeinde und der Stadt, 
nicht in seinen Besitz gelangte. Die Baukommission hat in 
Anerkennung der von Mehn angeführten Gründe eine 
Fristverlängerung von einem Jahre in Vorschlag gebracht.

Der Gemeinderat willigt in eine Fristver
längerung von einem Jahre ein, überläßt jedoch Herrn 
Mehn für evtl. bestehende Rechte Dritter persönlich aufzu- 
kommen.

25. Antrag des Verkehrsoereins betreffend 
Genehmigung eines Kaffeehauses im Stadtpark 
bj Befürwortung einer Wirtschaftskonzession 

c) Uebernahme einiger Anteilscheine durch die Stadt.
Der Vorsitzende verliest einen Antrag des Verkehrsver

eins auf Ueberweisung eines Geländes im Stadtpark zur 
Anlage von Sportplätzen sowie zur Errichtung eines 
Kaffeehauses mit Restaurationsbetrieb, ferner auf Ueber
nahme von Anteilscheinen des Eesamtunternehmens durch 
die Stadt und führt aus, daß der Baukommission der An
trag zur Begutachtung bereits vorgelegen, diese jedoch in 
ihrer ersten Sitzung zu einer Beschlußfassung nicht gelangte, 
vielmehr die Entscheidung von einer vorherigen Ortsbesich
tigung abhängig gemacht habe. Die stattgehabte Ortsbesich
tigung habe jedoch keinen definitiven Vorschlag gezeitigt. 
In einer weiteren Sitzung der V a u k o m m i s s i o n habe 
sich diese entschlossen, dem Gemeinderat zu empfehlen, 
dem Verkehrsverein das erbetene Gelände von ca. 15 
bis 20 Ar im Stadtpark zur Anlage von Sportplätzen in 
jederzeit widerruflicher Weise und gegen Zahlung einer 
Anerkennungsgebühr zu überlassen, die Errichtung 
eines Pavillons ohne Wirtschaftskonzession zu gestatten 
und die Uebernahme von Anteilscheinen durch die 
Stadt abzu lehnen. Die Baukommission habe außer
dem empfohlen, die vom Verkehrsverein zu entrichtende 
Anerkennungsgebühr auf 5 -4l pro Jahr zu normieren unter 
der Voraussetzung, daß die neu anzulegenden Sportplätze 
an gewissen Tagen und zu bestimmten Stunden der Allge
meinheit unentgeltlich zur Verfügung zu stellen 
seien. Anschließend an diese Ausführungen teilt der Vor
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sitzende mit, daß seitens des Gastwirte- und Saalbesitzer- 
oereins gegen die Befürwortung der Erteilung der vom 
Berkehrsverein erbetenen Wirtschaftskonzession Stellung 
genommen worden sei. Außerdem habe der Verkehrsverein 
in einem, sämtlichen Gemeinderatsmitgliedern unterm ll. 
Oktober zugestellten, die Lizenzfrage erläuternden Schrei
ben ausgeführt, daß die von ihm zu beantragende Kon
zession als Filiale einer bereits in Diedenhofen bestehenden 
Restauration gedacht sei und mit einer Ueberlassung des 
Etadtparkgeländes auf mindestens 20 Jahre gerechnet 
werde.

In der alsdann eröffneten Debatte, an der sich fast 
alle Mitglieder beteiligen, tritt Beigeordneter Haas 
warm für die Ueberlassung des Geländes für Sportzwecke 
sowie zur Errichtung eines Kaffeehauses m i t Wirtschafts
konzession ein, hält jedoch die Uebernahme von Anteilschei
nen durch die Stadt für nicht zweckmäßig. Mitglied 
F r a n o i s schließt sich diesen Ausführungen an. Mit
glied Wehr wann bestreitet die Existenzfähigkeit des 
geplanten Unternehmens, befürchtet, daß das zu errich
tende Kaffeehaus mit der Zeit nicht einwandfrei geführt 
werden könne und möchte die Anlage von Sportplätzen im 
Stadtpark vermieden haben Die Mitglieder Denz und 
Dr. Kuborn erblicken in den geplanten Anlagen den 
Versuch, den Verkehr zu heben und den Zuzug von außer
halb zu vermitteln. Mitglied Müller bittet die Ein
sprüche des Gastwirte- und Saalbesitzervereins unberücksich
tigt zu lassen und dem Anträge des Verkehrsvereins zu 
entsprechen. Mitglied Frank sieht in den Bestrebungen 
des Verkehrsvereins den Willen, an der Entwickelung der 
Stadt Diedenhofen mitzuwirken, hält eine Schädigung des 
Wirtestandes sowie die Verunstaltung des Stadtparks für 
ausgeschlossen und bittet im Hinblick auf die vom Verkehrs
verein zu investierenden erheblichen Kapitalien und die 
unentgeltliche Ueberlassung der Sportplätze an die Allge
meinheit, die Eratis-Hergabe des benötigten Geländes auf 
20 Jahre, unter Befürwortung der Erteilung einer Wirt
schaftskonzession, zu beschließen. Mitglied Dr. Meder - 
nach wendet sich gegen eine Ueberlassung von Stadtpark
gelände auf die Dauer von 20 Jahren und wünscht die ver
tragliche Sicherstellung der Stadt gegen wahrscheinliche Zu
fälligkeiten. Die Mitglieder Johann Franck und Nou- 
viaire treten für den Abschluß eines eingehenden Ver
trages ein. Mitglied D e n z beantragt, im Anschluß an 
den Baukommissionsvorschlag zu beschließen, den notwendi
gen Platz planmäßig festzulegen, eine Vertragsdauer von 
5, 10 oder 15 Jahren vorzusehen, eine Anerkennungsgebllhr 
von 5 Ul pro Jahr festzusetzen und die Vorlage genauer 
Pläne des Kaffeehauses sowie der Sportplatzanlage zu ver
langen. Mitglied Schiltz wünscht, daß die jederzeitige 
Widcrruflichkeit vorbehalten werden möge. Dem wird von 
Mitglied Frank widersprochen und nochmals auf die er
heblichen Kapitalanlagen des Verkehrsvereins hingewiesen. 
Beigeordneter Haas beantragt im Prinzip die Er
richtung des Kaffeehauses und die zustimmende Begutach
tung des Wirtschaftskonzessionsgesuches zu beschließen, im 
Uebrigen jedoch alle weiteren Bedingungen einem Ver
tragsabschluß vorzubehalten, der einer eingehenden Kom- 
rnisstonsberatung zu unterziehen wäre. Nachdem ein A n - 
trag des Mitgliedes E o e d e r t auf Vertagung ab
gelehnt worden war, traten verschiedene Mitglieder 
dem Antrag Haas bei und wünschten die Vorlage eines 
Vertragsentwurfs, der besonders die genaue Lage des Ge
ländes präzisieren und die Zweckbestimmung sowie Zeit
dauer, bezw. die Kündigungsbedingungen enthalte. Es 
wurde alsdann folgender Beschluß gefaßt:

a) Zur Anlage v o n S p o r t p l ä tz e n im Stadt-
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! park wird dem Verkehrsoerein ein Gelände bis zu 1 5 Ar 
Größe zur Verfügung gestellt mit der Maßgabe, daß T e n - 
nisplätze nicht angelegt werden dürfen;

b>) Die Errichtung eines Kaffeehauses nach noch 
vorzulegenden Plänen wird gebilligt und die Verwal
tung beauftragt, ein Gesuch des Verkehrsvereins auf Er
teilung einer W i r t s ch a f t s k o n z e s s i o n, die als Fi
liale einer bereits in Diedenhofen bestehenden Wirtschaft 
zu betreiben sein wird, zu befürworten;

c) Die Uebernahme von Anteilscheinen durch 
die Stadt wird abgelehnt.

Nach einer weiteren Diskussion, welche die 
Dauer des mit dem Verkehrsverein abzuschließenden 
Vertrages zum Gegenstand hatte, wurde der An
trag des Beigeordneten Haas, die Festsetzung 
der Vertragsbedingungen einer Kommission 
zu überlassen, gutgeheißen. Ein Antrag, die verei
nigten Kommissionen mit der Vertragsausarbeitung 
zu beauftragen, wurde abgelehnt und der Finan z- 
komniission diese Aufgabe zugeteilt. Der Ee
meinderat behält sich die endgültige Beschluß
fassung über den von der Finanzkommission vorgelegten 
Vertragsentwurf vor.

26. Antrag aus Oktroierlatz für Seefische.
Die Firma L. Gottlieb bittet um Erlaß der bei 

Einfuhr von Seefischen erhobenen Oktroiabgaben, damit sie 
die Fische billiger abzusetzen vermag und auf diese Weise 
in der momentan teueren Zeitperiode den Konsumenten 
einen billigen Ersatz für Fleisch bieten kann.

Die Finanzkommission hat die Ablehnung des 
Antrages empfohlen, da auf Grund bisheriger Erfahrungen 
der Erlaß von Oktroiabgaben einen Rückgang der Waren
preise niemals zur Folge hatte.

Der Eemeinderat schließt sich dem Kommissions
beschluß an und lehnt den Antrag a b.

Anschließend frägt Mitglied Denz an, ob der 
Stadtverwaltung bekannt sei, daß der ganze, Freitags zum 
Markt gebrachte Vorrat an Süßwasserfischen be
reits in aller Frühe durch Wiederverkäufen erstan
den würde, wodurch die ortsansässige Bürgerschaft auf den 
Kauf aus zweiter oder dritter Hand angewiesen sei.

Mitglied Zimmer erklärt, daß eine Polizeioer- 
ordnung bestände, nach welcher der Aufkauf von Waren 
durch Wiederverkäufen erst zwei Stunden nach Marktbe
ginn stattfinden dürfe und bittet diese Verordnung strickte 
zur Durchführung zu bringen.

Der Vorsitzende erwidert, daß von dem Aufkauf 
des Fischbestandes durch Wiederverkäufe:: der Verwaltung 
nichts bekannt sei und die von Mitglied Zimmer er
wähnte Polizeiverordnung zwar früher bestanden habe, vor 
einigen Jahren aber auf Reklamation der Verkäufer hin 
außer Kraft gesetzt worden sei. Die Stadtverwaltung 
werde die Frage einer Prüfung unterziehen und zum 
Schutze der Käufer evtl die erforderlichen Maßnahmen 
treffen.

27. Kasernierungskostenbeitrag.
Der Vorsitzende verliest ein von dem Herrn Vezirks- 

präsidenten abschriftlich mitgeteiltes Schreiben des Kgl. 
Kriegsministeriums in Berlin vom 2. Juli d. Js. — Nr. 
010/1. 12. B. 2 —, nach welchem die zwangsweise Beitrei
bung des pro 1010 angeblich noch geschuldeten, vom Ge
meinderat s. Zt. im Haushaltsetat gestrichenen Kasernie- 
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rungskostenbeitrages erfolgen solle, wenn die Stadtverwal
tung es nicht vorzieht, mit der Militärverwaltung in Ver- 
gleichsverhandlungcn einzutreten. Anschließend an dieses 
Schreiben vertritt der Herr Bezirkspräsident in seiner Ver
fügung vom 13. 8. 12 — lln 1207 — die Ansicht, daß es 
nicht erwünscht erscheine nach beinahe 40jährigcr Zahlung 
der Kasernierungskostenbeiträge, bezgl. des letzten Beitra
ges, es auf eine gerichtliche Entscheidung ankommen zu 
lassen, und empfiehlt der Stadtverwaltung, sich ver
gleichsweise zur Zahlung des Kasernierungskosten- 
beitrages einverstanden zu erklären, der den verringerten 
Oktroieinnahmen aus dem Verbrauch der Truppen seit dem 
1. 4. 1910 entspräche: ferner weist der Herr Bezirkspräsi
dent darauf hin, daß im Falle des N i ch t Zustande
kommens einer Einigung das Ksl. Ministerium einen 
Zwangsbefehl in der bisherigen Höhe der Kasernie- 
rungskosten gegen die Stadt erlassen werde, gegen welchen 
die Stadt den Rechtsweg beschreiten könne.

Der Vorsitzende teilt dann mit, daß unter Zugrunde
legung eines aus dem Verbrauch der Garnison erwachsen
den Oktroieinnahmebetrages pro 1910 von höchstens 4000 
-ll, sich der evtl. zu entrichtende, rückständige Kasernie- 
rungskostenbeitrag auf ca. 2250 -41 stellen würde und die 
Zahlung dieses Betrages evtl. durch den Eemeinderat zu 
beschließen sei.

Mitglied Z i m m e r hält ein geschlossenes Vorgehen 
derjenigen els.-lothr. Städte für notwendig, welche s. Zt. 
die Pflicht zur Zahlung von Kasernierungskosten b e st r i t- 
ten haben und empfiehlt erst dann mit der Militärver
waltung einen Vergleich abzuschließen, wenn die weiter in 
Frage kommenden Städte das Gleiche tun.

Auf Antrag des Vorsitzenden beauf
tragt der Eemeinderat die Verwaltung bei den 
übrigen noch renitenten Städten Elsaß-Lothingens Erkun
digungen über deren Stellungnahme einzuziehen, und falls 
diese eine vergleichsweise Regelung der Kasernie- 
rungskostenfrage beabsichtigen, gleichfalls mit 
der Militärverwaltung in Vergleich sverhandlun- 
gcn einzutreten. Gegebenenfalls wird zur Deckung des 
noch festzustellendcn Kasernierungskostenbeitrages pro 1910 
ein Kredit bis zu 2250 -ll zur Verfügung gestellt.

28. Erlaß einer Polizeiverordnung zum Schutze 
des Ortsbildes.

Der Vorsitzende erläutert, daß die Verwaltung bereits 
seit längerer Zeit den Erlaß eines O r t s st a t u t s so
wie einer Polizei-Verordnung zum Schutze 
des Ortsbildes ins Auge gefaßt habe und ein dies
bezüglicher Entwurf durch die Baukommission geprüft wor
den sei, der dem Gemeinderat zur Annahme empfohlen 
werde. Die neue Ortspolizeiverordnung, die nach Geneh
migung eines vom Eem.-Rat gebilligten Ortsstatuts durch 
den Herrn Bez.-Präs. auf Grund des Gesetzes vom 7. Nov. 
1910 erlassen werde, erstrebe die Erhaltung bezw. Verschö
nerung des Ortsbildes und stelle die Gemeindeverwaltun
gen vor die Aufgabe, ältere Bauwerke und Komplexe, die 
infolge ihres eigenartigen Charakters ein Stück örtlicher 
Geschichte darstellen und dem Bilde ganzer Straßen, Plätze 
oder Gebietsteile ein besonderes Gepräge verleihen, zu er
halten. Mit Rücksicht auf die Geschichte der Stadt Dieden
hofen und die fernere Ausgestaltung des Ortsbildes bittet 
der Vorsitzende die Verwaltung zu ermächtigen, das oben 
besagte Ortsstatut zu erlassen.

Der Eemeinderat ermächtigt den Bürger
meister nach Anhörung von Sachverständigen ein Ortssta
tut sowie eine Pol.-Verordn, gemäß den Vorschlägen der 
Baukommission zu erlassen.

29. Mitteilungen.
n) Der Vorsitzende bringt folgendes Schreiben des ehe

maligen Bezirkspräsidenten für Lothringen, Herrn Grafen 
von Zeppelin-Aschhausen, zur Verlesung:

„Schloß Aschhausen, Post Bieringen a/Jagst, Württem
berg, den 22. 7. 1912.

Sehr verehrter Herr Bürgermeister!
Euer Hochwohlgeboren geschätztes Schreiben vom 17. d. 

Mts. und die im Auftrage des Eemeindcrates übermittelte 
so warme Anerkennung meiner Bemühungen haben mich 
sehr gefreut. Es wird für mich stets eine schöne Erinnerung 
sein, daß ich seiner Zeit an der Gestaltung der Unterlagen 
für die Entwickelung der Stadt Diedenhofen, deren Fort
schritte ich in den verflossenen Jahren oft mit Freude wahr
nehmen kannte, mitarbeiten durfte.

Ich bitte dem Eemeinderat meinen herzlichsten Dank 
und Grüße zu übermitteln, mit der Versicherung, daß ich 
die zum Ausdruck gebrachte Gesinnung aufrichtigst erwidere 
und daß ich der Stadt Diedenhofen, welcher ich eine glück
liche Zukunft wünsche, stets gerne und mit Interesse geden
ken werde.

Mit vorzüglichster Hochachtung und verbindlichsten 
Grüßen bin ich Herr Bürgermeister

Ew. Hochwohlgeboren 
sehr ergebener 

Graf von Zeppclin-Aschhausen 
Kgl. Kammerherr 

Wirklicher Geheimer Oberregicrungsrat."
d) Für die Theatersaison 1912/13 ist mit Herrn 

Theaterdirektor Brucks in Metz ein Vertrag abgeschlossen 
worden, in welchem Herr Brucks die Verpflichtung über
nimmt, gegen Zahlung einer Subvention von 4500 -ll, 20 
deutsche und 10 französische Vorstellungen im Stadttheater 
in Diedenhofen zu verunstalten. Die Veranstaltung vön 
zehn französischen Vorstellungen ist durch Mi- 
nisterialcrlaß vom 9. September d. Js. — In 15609 — ge
nehmigt worden. Durch den gleichen Erlaß wird mit
geteilt, daß einem Anträge auf Gewährung eines Zu
schusses aus Landesmitteln an das städt. Theater zur 
Zeit nicht entsprochen werden könne, da weitere Mittel 
als die im Landeshaushaltsetat vorgesehenen Zuschüsse für 
die städt. Theater in Straßburg, Metz, Mlllhausen und Col- 
mar nicht zur Verfügung stehen. Von der Einstellung eines 
entsprechenden Kredits in den Etat pro 1913 müsse im Hin
blick auf die Lage der Landesfinanzen abgesehen werden

e) Der Eemeindcrat erklärt sich' nachträglich mit 
dem Erlaß der Polizeiverordnung betr. Schließung 
der Weinberge vom 6. September d. Js. einver
st a n d e n. Der zur H o n o r i e r u n g der von der Ver
waltung angcstellten beiden W e i n b e r g h ü t e r erfor
derliche Kredit wird bewilligt.

0) Die Baukommission hat bei einer Abendfahrt die 
Notwendigkeit 24 weiterer Straßenlaternen aner
kannt und die Verwaltung beauftragt, die Aufstellung der
selben zu veranlassen. Später hat die Baukommission noch 
die Errichtung einer neuen Abendlatcrne in der Park
straße angeordnet und weiter bestimmt, daß die Abendla
terne vor dem Hause Star als Nachtlaterne gelten 
soll. Durch die Aufstellung aller dieser Laternen ist' eins 
Ueberschreitung des für die öffentliche Beleuchtung im Bud
get ausgeworfenen Kredits nicht zu befürchten, da die Per-
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waltung die Bewilligung von etwa 30 weiteren Pflicht
laternen seitens der AGWEA erlangt hat.

a) Die AGWEA teilt mit, daß die von der Stadtver
waltung angeregte Preisermäßigung für Elek- 
trizitätszählermieten sich noch im Erwägungsstudium be
findet.

k) Die freiwillige Feuerwehr dankt für die vom 
Gemeinderat bewilligte jährliche Beihilfe zur Feuer- 
wehr-Sterbe- und Unterstützungskasse in Höhe von 50 -R.

8') Der Anteil der Stadt an der Reichszuwachs- 
steuer für das 1. Quartal 1912 betrügt 1564,54 -4l, für 
das 2. Quartal 1648,82 -K, zusammen 3213,26 -R.

ü) Die Herren E. Burg und S. Cramer, Rechtsanwälte 
in Colmar haben die Vertretung der Stadt in dem in der 
Berufungsinstanz schwebenden Prozesse des ehema
ligen Friedhofsaufsehers Schweißer gegen die Stadt über
nommen.

1) Der Herr Bezirkspräsident hat durch Verfügung vom 
2. August d. Is. der Kleinkinderlehrerin Elise Wieprecht 
in St. Franz die Genehmigung zur Errichtung einer 
P r i v a t k l e i n k i n d e r s ch u l e im Hause Graf Hein
richstraße 5 erteilt.

j) Durch Verfügung des Obers.!,ulrats vom 23. 8. d. 
Is. — O. S. 7586 — ist anstelle des von Diedenhofen ver
zogenen Oberstleutnants Breisig, HauptmannKloebe 
bis Ablauf des Kalenderjahres 1913 zum Mitglieds des 
A u f s i ch t s r a t e s der höheren Mädchenschule ernannt 
worden.

Ich Durch Verfügung vom 13. 8. d. Is. — O. S. 7252" 
— hat der Ksl. Oberschulrat die Errichtung einer weite
ren Klaffe an der höheren Mädchenschule hierselbst geneh
migt und zur widerruflichen Verwaltung einer Leh
re r i n st e l l e an der gen. Schule Fräulein Johanna Bach 
aus Metz berufen.

1) Pfarrer Jung in Beauregard danktfür die 
Bewilligung einer Beihilfe von 300 -R zur Deckung der 
Restschuld aus Herstellung der elektrischen Einrichtung in 
Kirche und Pfarrhaus, sowie für Instandsetzung des Pfarr
hauses anläßlich seines Einzuges.

in) Zahnarzt Elk legt einen Bericht vor über seine 
schulzahnärztliche Tätigkeit im 1. Halbjahr 1912, 
aus welchem hervorgeht, daß von 64 zur Gratisbehandlung 
aufgeforderten Kindern 31 erschienen sind und an diesen 67 
Zahn- und Wurzelextraktionen pp ausgeführt wurden. 
Weitere 5 Kinder wurden durch Lehrpersonen Rberwiesen.

n) Auf eine mittelst Bekanntmachung an die Gewerbe
treibenden gerichtete Aufforderung, ihre Stellungnahme zur 
Einführung des A ch t u y r l a d e n s ch l u s s e s beim Bür
germeisteramt zu erklären, haben mehr als */, aller in der 
Gemeinde ansässigen Gewerbetreibenden der verschiedenen 
Branchen gegen die Einführung des Achtuhrladenschlusses 
Einspruch erhoben. Die für die Einführung notwen
dige Majorität von "/g aller Gewerbetreibenden ist nicht 
mehr vorhanden und daher die vom sozialen Standpunkt 
aus wünschenswerte frühere Schließung der offenen Ge
schäfte z. Zt. unmöglich.

o) Der Vorsitzende machte folgende Mitteilung:
Im Voruntersuchungsverfahren betreffend Bau und 

Betrieb einer elektrischen Straßenbahn von Metz über Ha- 
gendingen nach Eroß-Moyeuvre hat die Stadtverwaltung 
dagegen Einspruch erhoben, daß für die Gleisanlage 
eine Spurweite von 1,435 n> in Aussicht genommen ist, wäh
rend die Fentschtalbahn, deren Wetterführung von Fameck 
aus nach Eroß-Moyeuvre schon immer geplant war, nur 
mit einer Spurweite von einem Meter ausgebaut würde. 
Die verschiedenen Spurweiten werden den Nachteil haben, 

daß eine gegenseitige Benutzung der Schienenstränge nicht 
möglich sein und der Verkehr in erheblichem Maße gehin
dert werden wird. Die Stadtverwaltung hat beantragt, 
der Stadt Metz aufzugeben, eine Bahn mit 1 Meter Spur
weite zu bauen. Diesem Anträge hat sich die Lothr. Eisen- 
bahn-Aktiengesellschaft angeschlossen. Die Stadtverwaltung 
hält es für unbedingt notwendig, der lothr. Eisenbahn- 
Aktiengesellschaft zur Pflicht zu machen, die Konzession zur 
Verlängerung der Strecke Fameck bis nach Eroß-Moyeuvre 
nachzusuchen, damit durch den Ausbau dieser Bahn, das 
Ornetal der Stadt Diedenhofen näher gerückt wird.

Der Eemeinderat wünscht, daß die lothr. 
Eisenbahn-Aktiengesellschaft als Rechtsnachfolgerin der 
Firma Bering und Waechter entsprechend dem mit dieser 
bestehenden Konzessionsvertrag die Verlängerung 
der Fentschtalbahn über Fameck nach Eroß-Moyeuvre u n - 
vorzüglich in die Hand nimmt, bezw. sich das Recht zu 
deren Ausbau sichert. Die Stadtverwaltung wird beauf
tragt zur Herbeiführung dieses Zweckes mit dem am Zuge 
der Strecke nach Eroß-Moyeuvre liegenden Gemeinden ge
meinschaftlich vorzugehen.

I>) In dem Voruntersuchungsverfahren über den Ent- 
nurf für den Bau eines 3. und 4. Geleises von 
Hagendingen nach Diedenhofen und von Verbin
dungslinien zu den Verschiebebahnhöfen Ueckingen und 
Flörchingsn sind alle von der Stadtverwaltung erhobenen 
Forderungen angenommen worden. Der anstelle des Plan- 
überganges bei I<m 168,012°" geforderte Planübergang zur 
Herstellung der Verbindung mit Daspich wird, wenn er 
keine zu bedeutende Kostenaufwendung erfordert, für Fuhr 
werke, sonst nur für Fußgänger, hergestellt werden.

<1. Mitglied Nouviaire hat in einem Schreiben an die 
Verwaltung darüber Beschwerde geführt, daß vom Neubau 
Michel an der St, Peterstraße herrührender Erdaushub zur 
Auffüllung der Elisabethstraße verwendet worden sei, wäh
rend derselbe zweckmäßiger am Hohenlohering bei der 
Stadtmühle eingesüllt worden wäre. Auch sei nach ihm ge
wordener Mitteilung, infolge des weiteren Transports 
nach der Elisabethstraße, dem Unternehmer eine Vergütung 
von 0,60 pro Kubiktneter Erde vergütet worden.

Der Vorsitzende teilt mit, daß er Herrn Nouviaire die 
Beantwortung seiner Anfrage in einer Eemeinderats- 
sitzung in Aussicht gestellt habe und führt weiter aus, daß 
die Auffüllung der Elisabethstraße vom Eemeinderat ge
fordert wurde, nachdem Architekt Pfanschilling die Ver
pflichtung übernommen hatte, nach Auffüllung, mit der 
Einfriedigung seines Anwesens, in die Bauflucht zurückzu- 
rücken. Der Vodentransport nach der Elisabethstraße sei 
demnach zu Recht erfolgt. Was die Zahlung einer Vergü
tung von 0,60 -K pro Kubikmeter angehe, so sei anzuführen, 
daß der Boden von dem Bauplatze Michel Herstamme, der 
zu einer Zeit erworben wurde, zu welcher die Stadtverwal- 
tvung den Käufern von Bauplätzen noch nicht die Verpflich
tung auferlegt hatte, den überschüssigen Boden der Stadt 
unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. Der Preis von 0,60 
->l pro Kubikmeter sei verhältnismäßig billig. Der erho
bene Einspruch sei also auch in dieser Hinsicht n i ch t 
stichhaltig. '

r) Anläßlich der Budgetberatung hat ein Mitglied be
hauptet, bei der Beerdigung des Wiesenbaumeisters Trem- 
bour sei ein städt. Beamter der Familie des Verstorbenen 
gegenüber, dienstlich in wenig pietätvollem, das Trauerge- 
folge beleidigenden Benehmen aufgetreten. Der Vor
sitzende erklärt die erhobene Beschwerde zum Gegenstand 
einer sehr eingehenden Untersuchung gemacht zu' haben. 
Die Untersuchung habe ergeben, daß die erhobene Beschwer-
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de vollständig haltlos war und der städt. Beamten- § 
schüft bezw. einzelnen Beamten ein Vorwurf nicht ge
macht werden könne.

s) Aus dem Jahresbericht über die bakteriologische 
Untersuchung von fünf lothr. Wasserleitungen in 
der Zeit vom l. August 1910 bis 3l. Juli 1911 ist zu nr- 
nehmen, daß d-e Trinkwasserverhültnisse der Stadt T ie- 
dcnk.ofen sehr zufriedenstellender Natur sind.

1) Die von der Stadtverwaltung angebahnten Ver
handlungen zwecks Veranstaltung eines Schauflie- 
gens in Diedenhofen mußten eingestellt werden, 
weil die Ksl. Kommandantur auf Grund bestehender kriegs- 
ministerieller Bestimmungen die Veranstaltung untersagt 
hat.

u) Am 28. und 29. Oktober d. Js. findet in Saar
brücken ein wissenschaftlicher Kursus zum Studium des 
Alkoholismus statt, zu welchem die Stadtverwaltung 
Einladung erhalten hat. Der Eemeinderat sieht von einer 
Beschickung ab.

v) Es liegt eine Einladung zur 42. Hauptversammlung 
der Gesellschaft zur V e r b r e i t u n g von Volks bil- 
düng, die vom 11. bis 13. Oktober in Wiesbaden statt- 
findet, vor. Von der Teilnahme wird abgesehen.

rv) Der von der Antwerpener Studienkom- 
misjion für den 18. September angesagte Besuch zur 
Besichtigung des Fortschritts der Stadterrveiterungsarbei- 
ten ist bis auf weiteres verschoben worden.

x) Die Garnisonverwaltung teilt mit, daß die Ueber- 
gabe des Excrzierhauses bei der Stadtmiihle nach 
Fertigstellung des neuen Exerzierhauses auf dem Kasernen- 
baublock, und zwar voraussichtlich am 15. Dezember d. Js. 
erfolgen wird.

v) Der Eemeinderat beauftragt die Stadtverwaltung 
gegen die Einstellung des um 12,05 Uhr nachts nach Niever- 
Jeutz abfahrenden Zuges der elektrischen Stra
ßenbahn Einspruch zu erheben, weil dessen Beibehal
tung im Verkehrsinteresse dringend wünschenswert ist.

/,) F l e i s ch t e u e r u n g.
Der Verband der elsaß-lothringischey Mittelstädte hat 

in seiner Bürgermeisterversammlung vom 23. September 
zur Frage der momentanen Fleischteuerung Stellung ge
nommen und beschlossen, dem Ksl. Ministerium folgende 
Anträge zur Kenntnis und Berücksichtigung zu unter
breiten :

I.Oeffnung der Grenzen für Schlachtvieh und Fleisch- 
waren, unter gleichzeitiger Aufhebung aller zum

Schutze gegen Seuchenein- und -Verschleppung nicht 
unbedingt notwendigen veterinürpolizeilichen Vor
schriften.

2. Aufhebung des 8 12 des Fleischbeschaugesetzes vom 
3. Juni 1900 unter gleichzeitiger Förderung der Ein
fuhr von Gefrierfleisch.

3. Vorübergehende Aufhebung oder Ermäßigung der 
Zölle auf Vieh, Fleisch und Futtermittel, oder we
nigstens Ersetzung des Gewichtszolles auf Schlacht
vieh durch einen mäßigen, den Interessen der Land
wirtschaft nicht zuwiderlaufenden Stückzoll.

4. Aufhebung der Einfuhrscheine.
5. Zollfreie Einfuhr von Jungvieh zur Aufzucht.
6. Herabsetzung der Frachtarife für Vieh-, Fleisch- und 

Seefischtransporte.

Auf Antrag des Vorsitzenden schließt sich der 
Eemeinderat den Wünschen des Mittelstüdteverban- 
des ausdrücklich an und ermächtigt den Verbandsvorstand 
auch namens der Stadt Diedenhofen vorstellia zu werden.

an) Die Verwaltung hat gegen die Errichtung einer 
2,80 in hohen Prüß'schen Mauer, welche von der Militär
verwaltung am Karolingerring errichtet wird und zum Ab
schluß des Stallgebäudes der Bespannungsabteilung nach 
der Straße zu dienen soll, Einspruch erhoben, weit die in 
Angriff genommene Umwehrung dem 8 14 der Bauordnung 
widerspricht. Die Militärverwaltung begründet die Er
richtung der Prüß'schen Mauer damit, daß das Stallge
bäude nach der Straße zu verdeckt werden soll, weil aus 
dieser Seite des Stalles Pferde geputzt und mit Wasser 
hantiert würde. Ferner bestünde die Absicht, die Felder 
der Mauer architektonisch auszubilden.

Die Baukommission hat empfohlen, die Herstellung der 
Mauer unter der Bedingung zu genehmigen, daß dieselbe 
architektonisch ausgebildet wird.

Der Eemeinderat schließt sich dem Kom
in i s s i o n s b e s ch l u ß an.

30. Ermächtigung zum Abschluß eines Vertrages
Als vertraulich verhandelt im E eheimproto - 

kollbuch eingetragen.

31. Vertrauliche Mitteilungen.
Vertagt.

Schluß der Sitzung 12,30 Uhr nachts.



Dericht
über die

Gemeinderatssitzung vam 4. November 19lZ,
nachmittags 4 Uhr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
dem Vorsitze der Bürgermeisters Berkenheier die Beige
ordneten: Haas und Roth, sowie die Mitglieder: Denz, 
Franck Joh., Frank Heinr., Roechling, Salomon, P. Müller, 
Nouviaire, Schiltz, Eoedert, Reuter, Christian, Steimetz, 
Dr. Kuborn, Dr. Medernach und Zimmer.

Mit Entschuldigung fehlten die Herren: Walkowinski, 
Pfanschilling, Franyois, Richard und Wehrmann.

Schriftführer: Sekretär Hombourger.

Taslesvrdnung:
1. Mitteilungen.
2. Interpellation.
3. Niederschlagung von Handwerkskammerkosten.
4. Löschung einer Vormerkung des Rllckübertragungs- 

anspruches.
5. Beschaffung von Zeichenobjekten für das Gymna

sium.
6. Nachtragskredit für Ausrüstung der Schutzleute.
7. Ueberlassung von Schullokalen.
8. Ernennung eines Polizeiwachtmeisters.
9. Baufluchtenplan der Elisabethstraße in Beauregard

10. Neubeschotierung der Kaiser-Karlstraße.
11. Beschaffung eines Pulmotors.
12. Antrag auf Erlaß eines Wirtschaftsstempelbetrages
13. Verpachtung des alten Polizeigebäudes.
14. Anwendung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

auf die Eemeindebeamtsn.
15. Umzäunung der von der Stadt erworbenen Bau

plätze.
16. Antrag auf Ermäßigung der Straßenreinigungs- 

und Müllabfuhrgebühren.
17. Volksschulneubau.
18. Kühlhausbau.
19. Antrag des Verkehrsvereins.
20. Evtl. Verschiedenes.
21. Deckung des Geldbedarfs der Stadt. — Vertraulich.
22. Vertrauliche Mitteilungen.
Das Protokoll der Gemeinderatssitzung vom 17. 

Juni d. Js., dessen Annahme in der letzten Sitzung ver
tagt wurde, weil einzelne Bkitglieder nicht in dessen Besitz 
gelangt sein wollten, wird näch einer Erklärung des Vor
sitzenden, daß angestellte Ermittelungen die Verteilung an 
sämtliche Eemeinderatsmitglieder ergeben hätte, gutge
heißen.

Der Vorsitzende bittet folgende, nach Verteilung der 
Tagesordnung spruchreif gewordenen Angelegenheiten als 
dringlich anzuerkennen und deren Beratung in der 
heutigen Sitzung zu genehmigen:

u) Bewilligung einer Vergütung an zwei Schreibge- 
HUlfen.

b) Erwerb eines Privatkanals.
e) Ausbesserung der Kaiserin Auguste-Victoria-Pro- 

menade.
d) Verlegung des, Exerzierschuppens bei der Stadt

mühle.
o) Anlage von Trottoirs in der Neustadt.
k) Bezug von Gefrierfleisch, bezw. ausländischer 

Schlachttiere.
Der Eemeinderat erkennt die Dringlich

keit an und setzt die Punkte auf die heutige Tages
ordnung.

1, Mitteilungen.
a) Der Vorsitzende teilt mit, daß am gestrigen Sonn

tage ein Knabe des Uhrmachers Holder Leim Spielen an 
der Mvstl ertrunken ist und spricht der schwer geprüf
ten Familie namens des Gemeinderats sein herzlichstes 
Beileid aus.

bj Die verstärkte T h e a t e r k o m m i s s i o n hat den 
Wunsch geäußert, daß die Herren Hüttendirektoren Pastor 
aus Hayingen und Brennecke aus Kneuttingen als Mit
glieder der Theaterkommission zugezogen werden mögen.

Der Gemeinderat erklärt sein Einverständ- 
n i s und ermächtigt die Verwaltung, die Firma de Wendel 
in Hayingen zur Benennung eines sonstigen geeigneten 
Herren zu ersuchen, falls Herr Pastor infolge seiner viel
seitigen Tätigkeit unabkömmlich sein sollte.

e) In der letzten Sitzung des Eemeinderats hat Mit
glied Dr. Kuborn darauf hingewiesen, daß die Mili
tärverwaltung am Vaubanring eine vor
schriftswidrige Mauer errichte. Der Vorsitzende 
erklärt, daß die fragliche Mauer genau nach der Bauord
nung ausgeführt wird, d. h. ein Sockel von 50 cm Höhe mit 
einem Gitter vorgesehen sei; zur Zeit weise der Sockel 
allerdings eine Höhe von 1,50 m auf, weil die zukünftige 
Straßenkrone um etwa einen Meter höher zu liegen käme. 
Ein Verstoß gegen die Bauordnung liege somit nicht vor.

ü) Durch Verfügung vom 15. Oktober — II 6919 — 
teilt der Herr Bezirkspräsident mit, daß der Lehrer Ernst 
Stutzmann aus Kroß-Hettingen an die evangelische 
Knabenschule in Beauregard versetzt sei.

<?) Die Verwaltung des Bürgerspitals teilt mit, daß 
die Veräußerung der Spitalwiese an der Briquerie- 
straße in einer demnächstigen Sitzung des Spitalrats bera
ten werden soll. Neben der Stadtverwaltung ist ein wei
terer Liebhaber aufgetreten, der das städt. Angebot über- 
boten hat.

t) Aufhebung des Oktrois. — Der Vor
sitzende verliest ein Schreiben des Vereins der Saal- und 
Konzertlokalinhaber, durch welche die vollständige Auf
hebung des Oktrois verlangt wird und erläutert, 
daß ein dieselbe Tendenz verfolgender Antrag von dem 
Gastwirteverein eingegangen und auch den einzelnen Ee- 
meinderatsmitgliedern zugestellt worden sei. Er führt 
weiter aus, daß die beiden Anträge zu spät zur Vorlage 
gekommen seien, um bei Aufstellung der Tagesordnung be
rücksichtigt zu werden, eine Erörterung daher unterbleiben 
müsse, wenn der Eemeinderat einer solchen widerspräche, 
bezw. eine solche nicht direkt wünsche. In der Sitzung der 
vereinigten Kommissionen habe ein Mitglied einen ähn
lichen Antrag eingebracht, er, der Vorsitzende, habe jedoch 
entgegnet, daß die augenblickliche ungünstige Finanzlage 
der Stadt den Gedanken der Aufhebung des Oktrois kei
neswegs rechtfertigen könne. Das Fallenlassen des Oktrois 
würde circa 60 Zuschläge notwendig machen, die sich bei
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Berücksichtigung des llmstandes, daß die vielen Beamten 
nicht sofort anderweitig im städt. Dienste untergebracht 
werden könnten, um weitere 5 erhöhten, sodaß außer den 
Zur Deckung des Kehrkostenausfalles, zur Amortisierung 
der Millionenanleihe, sowie zur Ausführung verschiedener 
Bauprojekte, notwendigen Zuschläge von vornherein mit 
ca. 65 weiteren Zuschlagspfennigen gerechnet werden müsse. 
Es sei empfehlenswert die Zuschläge allmählich zu steigern, 
wodurch sie weniger drückend würden, umsomehr als auch 
das Steuerprinzipal immer höher werde und dadurch nach 
und nach ein Anwachsen des Ertrages der Steuerzuschläge 
mit sich bringen. Der Vorsitzende empfahl alsdann von 
einer Beratung der Angelegenheit abzusehen, da eine evtl. 
Zufälligkeitsmajorität von großer Tragweite sein werde 
und betonte, daß er lediglich das finanzielle Interesse der 
Gemeinde im Auge habe.

Beigeordneter Haas schließt sich den Ausfüh
rungen des Vorsitzenden an, hält es jedoch für opportun 
über die vorliegenden Anträge nicht zur Tagesordnung 
Überzugehen, sondern dieselben zum Gegenstand einer Kom- 
missionsberatung zu machen. Er erklärt, nicht für eine 
Aufhebung des Oktrois zu sein, da diese ein rapides An
wachsen der Steuerzuschläge nach sich ziebe, und in abseh
barer Zeit mit insgesamt 170 Zuschläge gerechnet wer
den könne, die für die Bürgerschaft eine schwere Last be
deuteten.

Mitglied Röchling bestreitet, daß das Oktroi, 
nachdem es auf Lebensmittel nicht mehr bestehe, eine un
moderne Steuer genannt werden könne. Es sei wünschens
wert, das Oktroi beizubehalten, um das unverhältnismä- 
ßige Emporschnellen der Zuschläge zu vermeiden. Die Be
seitigung des Oktrois könne erst dann ernstlich in Erwäguna 
gezogen werden, wenn unser mangelhaftes Steuersystem 
eine zeitgemäße Abänderung erfahren habe.

Der Vorsitzende ergänzt seine ersten Ausführun
gen dahin, daß das Oktroi nicht, wie allgemein behauptet 
werde, ein Verkehrshinderniß sei, da ca. 40 aller Oktrot- 
einnahmen von Auswärtigen getragen würde, die Stadt 
also durch Aufhebung des Oktrois eine Last auf die Bürger- 
schaft abwälze, die sie momentan nicht zu tragen hat.

Die Industrie und das Gewerbe Hütten mehr unter 
hohen Zuschlägen zu leiden als unter der Pflicht Oktroiab- 
gaben zu entrichten, weswegen die Oktroibeibehaltung nur 
billig sein könne.,

Die Bkitglieder Eoedert und Ehrt st ian 
sprechen sich für eine Besprechung der Oktroifragen in einer 
Kommmission aus, ersterer mit der Begründung, daß 
das Oktroi unwirtschaftlich sei und ebensoviel Argumente 
gegen sich als für sich vereinige.

Der Eemeinderat entschloß sich daraufhin dazu, 
die Behandlung des Oktroi auf die Tagesordnung 
einer besonderen Dezembersitzung zu setzen.

Z) Separatorscheibe.
Der Vorsitzende erläutert, daß der Gemeinderat in sei

ner Sitzung vom 17. Juni die Errichtung einer Separa- 
t o r s ch e i b e n-Vorreinigungsanlage beschlossen, und auf 
die alsdann gegen dieselbe eingeleitete Preßcampagne, un
term 11. Juli, die Besichtigung der aus 4 Separatorscheiben 
bestehenden Dresdener Abwasservorreinigungsanlage durch 
eine Kommission fiir notwendig befunden habe. Die Be
sichtigung der Dresdener Anlage ist durch 4 Herren erfolgt, 
welchen sich Herr Ministerial-Baurat Jaehnike und Herr 
Stadtbaumeister Mayer angeschlossen hatten. Es liegen 
über die Besichtigung drei Berichte vor und zwar der Kom
mission, des Herrn Baurats Jaehnike sowie des Magistrats 
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der Haupt- und Residenzstadt Dresden. Der Vorsitzende 
trägt vor, daß er trotz zu Recht bestehender Eemeinderats- 
Leschlüsse, die außerdem die Genehmigung der Aufsichtsbe
hörde in Aussicht gestellt erhalten hätten, eine erneute Be
sprechung der Eexaratorscheibenanlage für notwendig halte, 
weil gegen dieselbe Stimmung gemacht worden sei, und die 
Bürgerschaft beruhigt werden müßte. In der Sitzung der 
vereinigten Kommissionen vom 24. Oktober sei eine nochma
lige Verhandlung der Angelegenheit durch den Eemeinde
rat abgelchnt worden; falls der Gemeinderat anderer An- 
sichr sei, müsse die Sache auf die nächste Tagesordnung ge
setzt werden. Hierauf verlas der Vorsitzende die über die 
Besichtigung der Dresdener Anlage abgefaßten Berichte 
bezw. die vom Magistrat Dresden vorgenommene Begut
achtung. Die Gemeinderatskommission kommt in ihrem 
Bericht zu dem Ergebnisse, daß für die Stadt Diedenhofen 
nur die Anlage einer Eeparatorscheibe „Patent Riensch- 
Wurl" in Frage kommen könne, da bei dieser Eeruchbe- 
lästigungen ausgeschlossen erschienen, und die
selbe wohl wesentlich billigere Betriebs- und Anlage- 
kosten erfordere als jede andere Abwasservorreinigungsan
lage, insbesondere die sogen. Emscherbrunnen. Herr Bau
rat Jaehnike kommt in seinem Gutachten zu dem Schlüsse:

Unter diesen Umständen kann ich die Ausführung einer 
Vvrreiniaungsanlage nur empfehlen, und den Beschluß 
der Stadt Diedenhofen, als solche eine Separatorscheibe 
Patent Riensch-Wurl anzuwenden, nur billigen.

Der Rat der Stadt Dresden begutachtet den Separa- 
torscheibenbetrieb dahin, daß „der Einbau einer dritten 
Scheibe erst dann in Auftrag gegeben wurde, nachdem der 
erstjährige Betrieb ohne Störung zur vollen Zufrieden
heit verlaufen war und die beiden Scheiben sich in jeder 
Hinsicht und selbst bei Ueberlastung als durchaus 
leistungsfähig und zuverlässig erwiesen haben."

Alsdann machte der Vorsitzende Angaben über Be
triebsergebnisse von Separatorscheibenanlagen und die 
Höhe der Herstellungs- und Betriebskosten von Emscher
brunnen und Separatorscheiben, die ohne Ausnahme zu 
Gunsten der letzteren ausfrelen.

Die vereinigten Kommissionen haben im 
Hinblick auf die vorgetragenen Gutachten sowie das mitge
teilte Zahlenmaterial, die Zweckmäßigkeit neuer Beratun
gen im Eemeinderat nicht anzuerkennen vermocht, und da
her die Ausführung des bereits gefaßten Eemeinde- 
ratsbeschlusses empfohlen.

Mitglied Roechling empfahl hierauf evtl. die 
Abwasservorreinigungsanlage jenseits der unteren Mosel
brücke auszuführen. Der Vorsitzende hält dies nicht für nö
tig, kommt auf die Entstehung und die Entwickelung der 
Separatorscheibenangelegenheit zurück und bittet aus finan
ziellen Gründen es bei der letzten Beschlußfassung des 
Eemeinderats zu belassen. Nachdem Mitglied Nou- 
viaire die Ausführungen des Vorsitzenden unterstützt 
hatte, wurde zur Abstimmung geschritten.

Der Gemeinderat verzichtet auf eine noch
malige Beratung der Separatorscheibenangelegenheit und 
läßt es bei seinen bereits gefaßten Beschlüssen 
bewenden.

Mitglied Dr. Medernach erhebt nunmehr Be
schwerde gegen das zu langsame Fortschreiten des Ausbaues 
der Anschlußkreisstraße nach Monhofen. Der Vorsitzende 
weist den im Sitzungssaals anwesenden Stadtbaumeister 
an, für ein flotteres Arbeiten besorgt zu sein.
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2. Interpellation,
Der Vorsitzende erteilt dem Mitglied Müller 

das Wort zur Begründung einer über das Fahren der elek
trischen Bahn angemeldeten Interpellation. Mitglied Mül
ler führt aus, daß er wiederholt ein zu rasches Fahren 
der Elektrischen festgestellt, was schon verschiedentlich 
zu ernsten Unfällen Anlaß gegeben habe und noch geben 
werde. Ebenso habe er auch konstatiert, daß die Führer 
der elektrischen Wagen beim Nehmen der Kurven z u s p ä t, 
mangelhaft oder gar nicht läuten. Dieses Vor
gehen sei bedenklich, müßte aus Gründen der öffentlichen 
Verkehrssicherheit verboten werden. Auch seien von glaub
würdigen, dem besseren Stande angehörenden Personen ge
gen das ungebührliche Benehmen des Personals wie
derholt Klagen verlautet. Interpellant bittet die Stadt
verwaltung gegen die Bahngesellschaft einzuschreiten und 
evtl. durch Anwendung von Strafmitteln geregelte Ver
hältnisse herbeizuführen. Falls Strafmittel nicht zur Ver
fügung stehen, bittet er die Direktion der Gesellschaft aus 
die bestehenden Mißstände hinzuweisen und bei dieser Ab
hilfe zu erbitten.

Der Vorsitzende begrüßt die Interpellation, und 
bittet auch die Presse intensiv auf die geschilderten Mängel 
hinzuweisen und deren Abstellung zu fordern. Er erklärt, 
die Betriebsverhälnisse der Bahn mit deren Direktion schon 
besprochen zu haben und sichert abermalige Schritte zur Her
beiführung geregelter Verhältnisse zu.

Der Eemeinderat verzichtet auf eine wei
tere Behandlung der Interpellation und gilt dieselbe somit 
als erledigt.

3. Niederschlagung von Handwerkskammerkosten.
Der Bäcker Josef Heitz hat seit Anfang September sei

nen Väckereibetrieb eingestellt und bittet um teilweise» Er
laß des für das Rechnungsjahr 1912 angeforderten Hand
werkskammerkostenbeitrages.

Der Vorsitzende erläutert, daß auf Grund des Z 10 Abs. 
5 der Verordnung vom 12. Februar 1911, durch Eemeinde- 
ratsbeschluß Handwerkskammerkostenbeiträge ganz oder 
teilweise niedergeschlagen werden können, wenn Betriebs
einstellungen erfolgt sind. Die evtl. ausfallenden Beträge 
sind auf Eemeindemittel zu übernehmen, p. Heitz hat sein 
Gewerbe pro 1912 nur ein halbes Jahr betrieben und schul
det dementsprechend auch nur die Hälfte des Handwerkskam
merkostenbeitrages. Die Niederschlagung eines Betrages 
von 2,71 lit scheint geboten.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend.

4. Löschung einer Vormerkung desRückübertragungs- 

anspruches.
Die Stadt besitzt auf einem von dem Bauunternehmer 

Zangiacomi erworbenen Baugelände an der Hildegard
straße, Flur A No. 431p, eine unterm 25. März 1911 genom
mene Vormerkung des Rückübertragungsanspruches, 
die auf einer Fläche von 2,25 Ar gegenstandslos geworden 
ist, weil der Erwerber derselben, der Kaufmann Arendt in 
Diedenhofen, auf dieser einen Neubau errichtet hat. Aus 
dem übrigen Teile der von Zangiacomi erworbenen Bau
parzelle, die noch in dessen Besitz und nicht überbaut ist, und 
die einen Flächeninhalt von 1,26 Ar hat, muß die Vormer
kung bestehen bleiben.

Der Eemeinderat ermächtigt die Verwaltung 
in die Löschung der auf dem in Besitz des p. Arendt
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übergegangenen Geländes von 2,25 Ar noch bestehenden 
Vormerkung e i n z u w i l l i g e n.

5. Beschaffung von Zeichmobjekten für das 
Gymnasium.

Der Direktor des Gymnasiums hat zur Beschaffung von 
Zeichenobjekten von der Firma „Albrecht Dürer Haus" in 
Berlin einen Kredit von 130,00 erbeten, dessen Bewilli
gung die vereinigten Kommissionen empfohlen haben.

Der Eemeinderat erhebt den Kommissions- 
vorschlag zum Beschluß.

6. Nachttagskredit für Ausrüstung der Schutzleute
Der für Ausrüstung der Schutzmannschaft bereitstehende 

Kredit ist infolge Neueinstellung zweier Schutzleute und 
Ausbesserung bereits in Gebrauch befindlicher Ausrüstungs- 
gegenstände bis auf einen Betrag von 8,60 aufgebraucht. 
Dieser Betrag reicht bis zum Schluß des Rechnungsjahres 
nicht aus, vielmehr wird eine weitere Kreditbewilligung rn 
Höhe von 100 cü erforderlich.

Der Eemeinderat bewilligt einen weiteren 
Kredit von 100 -N.

7, Ueberlassung von Schullokalen.
n Der Lehrer Schwarz bittet, ihm wie in den Jahren 

1909 und 1910, einen Saal der Mittelschule nebst Heizung 
und Beleuchtung zur Abhaltung eines Vorberei
tung s k u r s u s für die Meisterprüfung unentgeltlich zur 
Verfügung zu stellen. Der Saal soll Dienstags, Donners
tags und Samstag, abends von 9—11 Uhr benutzt und der 
Schuldiener für die Reinigung von Herrn Schwarz entschä
digt werden.

Der Eemeinderat gibt sein Einverständ
nis.

b) Das Fußartillerie-Regiment Nr. 16 hierselbst 
wünscht für Schulzwecke ein Lokal im Schulyause der Alt
straße überwiesen zu erhalten, das während der Monate 
November bis einschließlich Februar täglich von 8 Uhr 
vorm. bis 9 Uhr abends benötigt würde. Die vereinigten 
Kommissionen empfehlen die Ueberlassung eines geeig
neten Saales gegen Zahlung einer monatlichen Miete von 
40 lN und Uebernahme der Heizungs- und Beleuchtungs- 
kosten. Die Reinigung würde durch die Stadt zu erfolgen 
haben.

Der Eemeinderat ist einverstanden.

8. Ernennung eines Polizeirvachtmeisters.
Der Berichterstatter, Beigeordneter Haas, 

führt aus, daß die zur Zeit mit der Ueberwachung des 
äußeren Dienstes beauftragten Polizeibeamten, Polizei
vorsteher Metzger und Wachtmeister Klaine, durch Büreau- 
arbeiten stark in Anspruch genommen seien und daher der 
Kontrolle des Revierdienstes nicht die erforderliche Auf
merksamkeit zuzuwenden vermöchten. Es erscheine not
wendig, da die vereinigten Kommissionen die Anstellung 
eines auswärtigen tüchtigen Gendarmen als Polizeiwacht
meister, dem die Ueberwachung des äußeren Dienstes über
tragen werden sollte, nicht gutgeheißen haben, einen der 
augenblicklich im Dienste der Stadt stehenden Schutzmann 
zum Vizewachtmeister avancieren zu lassen und 
diesen mit zum Kontrolldienst zu verwenden. Einen ge
eigneten Kontrollbeamten könne er, der Berichterstatter, ln 
der Person des Schutzmanns Weinachter in Vorschlag brin
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gen, bitte jedoch auch den dienstältesten Schutzmann der 
Stadt, den Schutzmann Weiter, in Anerkennung seiner 
langjährigen Dienste gleichfalls zum Vizewachtmeister zu 
befördern. Mehrkosten würden aus den Beförderungen für 
die Stadt nicht erwachsen. Die vereinigten Kommissi o- 
nen seien diesem Vorschläge beigetreten.

Nach Beantwortung durch den Vorsitzenden einer An
frage des Mitglieds Denz, wie es sich mit der vom Gemein
derat geforderten Schutzmannswache in Beauregard ver
halte, beschließt der Eemeinderat die Verwal
tung zu ermächtigen, die Schutzleute Weinachter und Weiter 
zu Vizewachtmeister zu befördern.

Anschließend kommt Beigeordneter Haas auf 
das Ertrinken, des Kindes Holder zurück und hält die Be
schaffung von Rettungsgegenständen, die in der 
Nähe der Moselbrücke, am Leinpfad anzubringen wären, 
sonne eines R e t t u n g s k a h n e s für erforderlich, da
mit in der Stunde der Gefahr zeit- und sachgemäße Ret- 
tungsmaßregeln getroffen werden könnten. Er bittet die 
Bewilligung des notwendigen Kredits in Erwägung zu 
ziehen. Der Vorsitzende entgegnet, daß er die Absicht gehabt 
habe, dem Eemeinderat in seiner nächsten Sitzung Vor
schläge über Einrichtung eines Rettungsdienstes 
zu machen, und daß er neben der Anschaffung van Rettungs- 
gegenständen auch die Anstellung von R e t t u n g s m a n n- 
s ch asten für erforderlich halte; er werde demnächst die 
Ansicht der zuständigen Eemeinderatskommission einfor
dern und alsdann eine Beschlußfassung durch den Eemein
derat herbeiführen. Zur Vermeidung der Wiederholung 
ähnlicher Anglücksfäüe, wie er die Familie Holder betrof
fen habe, werde er mit der Wasserbauoerwaltung in Ver
bindung treten und eine anderweitige Anlegung der 
Moselkähne anstreben.

9. Bausluchteoplan der Elisabethßraße in 

Beauregard.
Da der heute zur Beratung zu bringende Baufluchten- 

plan des unteren Teils der Elisabethstraße infolge zu weit 
vorgeschrittener Abendstunde in der letzten Kommissions- 
sitzung nicht mehr begutachtet werden konnte, beantragr 
der Vorsitzende Z u r ü ck o e r w e i s u n g an die 
V a u k o m m i s s i o n.

Der Eemeinderat ist e i n v e r st a n d e n.

10. Neubeschotlerung der Kaiser-Karlstraße.
Der Kreisbauinspektor hat durch Schreiben vom 4. Ok

tober No. 3822 — um Ausbesserung der Staatsstraße 
No. 17 vom Hause Stephany bis zum Hause Scherrer er
sucht. Die fragt. Ausbesserung erfordert nach einem Kosten
anschlag des Stadtbauamts die Aufwendung eines Betra
ges von 1800 ^t.

Die vereinigten Kommissionen haben unterm 24. Oktober 
die Bewilligung eines Kredits von 1800 M befürwortet 
und gleichzeitig gewünscht, daß zur Ersparung von Klein- 
;chlag, in den stark ausgefahrenen Stellen Erobschlag zu 
verwenden ist.

Der Eemeinderat beschließt die beantragte A u s- 
besserung sowie K r e d i t b e w i l l i g u n g.

11 Nescbaffuncs eines Pulmotors.
Der Vorsitzende trägt vor, daß nachdem für die Feuer

wehr ein Dräger-Rettungsapparat beschafft worden sei, 

auch die Anschaffung eines sogen. Pulmotors empfehlens
wert sei. Der Pulmotor sei ein Sauerstoffapparat, der zur 
Anstellung von Wiederbelebungsversuchen insbesondere Lei 
Ertrunkenen Verwendung finde, und der nach vorliegenden 
Anerkennungsschreiben wiederholt mit bestem Erfolg ange
wendet werden konnte. Es gehöre zu den Aufgaben einer 
mit der Entwickelt«'.; fortschreitenden Stadt auch auf dem 
Gebiete des Rettungswcsens auf der Höhe zu sein. Die 
Bedienung des Pumlmotors könne evtl. der Sanitätsko- 
lonns übertragen werden. Ein Pulmotor koste ca. 450 At.

Der Gcmeindexat ermächtig' die Verwaltung zur 
Beschaffung eines Pulmotors und bewilligt den er
forderlichen Kredit.

12. Antrag aus Erlaß eines Wütschastsstempel- 
beirages

Der Bergmann Johann Peter Öettinger in Escherin- ° 
gen hat vom l. Juni bis 4. September d. Js. die Wirt
schaft Feid-Fehr in St. Peter innegehabt, aber infolge 
Krankheit seiner Ehefrau das auf 12 Jahre vereinbarte 
Vertragsverhältnis lösen müssen. Öettinger hat den Wirt- 
schaftsstempelsteueröetrag in Höhe von 3?8 am 22. Juni 
entrichtet und bittet mit Rücksicht auf die infolge ungünsti
ger Familienverhältnisse schon nach kurzer Zeit notwendig 
gewordene Aufgabe der Wirtschaft um verhältnismäßige 
Rückerstattung des Stempelsteuerbetrages. Der Nachfolger 
des p. Öettinger, der Wirt Manternach in St. Peter, hat 
unterm 8. Oktober ebenfalls den Wirtschaftsstempelsteuer
betrag entrichtet.

Aus Antrag des Vorsitzenden beschließt derEe- 
meinderat die R ü ck s r st a t t u n g eines Teiles des 
Wirtschaftsstempelsteuerbetrages in Höhe von 275 Ai.

18. Verpachtung des alten Polizeigebäudes.
Der Lederhändlsr Altmann hierselbst hat um pacht

weise Ueberlassung des alten Polizeigebäudes auf dem 
Marktplatz auf 12 Jahre gebeten und einen Mietszins von 
1500 pro Jahr offeriert, p. Altmann will außerdem den 
Umbau, des Gebäudes zum Geschäftshaus«; auf eigene Rech
nung vornehmen. Der Vorsitzende empfiehlt der Vermie
tung des Gebäudes, und dessen Umbau zum Esschäftshause 
durch den Mieter und auf dessen Kosten zuzustimmen, 
hält jedoch eine freihändige Vergebung nicht für zweckmä
ßig; er beantragt die öffentliche Ausschreibung zu beschlie
ßen, die Entscheidung über die Zuschlagserteilung jedoch 
dem Eemeinderat vorzubehalten.

Mitglied Eoedert freut sich, daß die Stadtver
waltung der bereits wiederholt von ihm angeregten Ver
mietung städt. Gebäude, die für den Gewerbebetrieb geeig
net sind, näher getreten ist und bittet erneut, auch die Ver
mietung des Kassengebäudes an der Brllckenstraße ins Auge 
zu fassen. Der Vorsitzende bittet, bei der Büdgetberatung 
auf diese Sache zurückzukommen.

Der Gemeinderat beschließt dem Antrags 
Vorsitzenden entsprechend.des

14. Anwendung des Angestelltenversicherunqsgesetzes 
auf die Gemeindebeamten.

Der Vorsitzende erläutert, daß mit dem Inkrafttreten 
Angestelltenversicherungsgesetzes am 1. Januar 1913 des

auch eine Anzahl städt. Angestellten versicherungspflichtig 
würden. Es handle sich um die Beamten, welche nach elni-
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gen Jahren bei der Stadt Pensionsrechte erwerben und an
dere, die solche Stellen inne hätten, die aller Voraussicht 
nach dauernd von der Stadt beibehalten würden, aber den
noch nicht als ständige gälten, und die daher den Inhabern 
eine definitive Stellung nicht sicher gewährleisten. Er bit
tet zu beschließen, inwieweit die Stadt ihren versicherungs- 
pflichtigen Angestellten die durch das Versicherungsgesetz 
übernommenen oder höhere Leistungen einräumen wolle, 
oder ob die Stadt die gesetzmäßigen Einzahlungen machen 
solle. Die Uebernahme der von der Angestellten-Versiche- 
rung zu tragenden Lasten auf die Stadt hätte zur Folge, 
daß die wesentlichen Versicherungsbeiträge, welche sowohl 
die Stadt als auch die Angestellten zu leisten hätten, nicht 
entrichten werden brauchten und die Stadt nach Ablauf von 
lO Jahren evtl. Ruhegehälter zu gewähren hätte, die min
destens im Rahmen der Versicherungsgesetzgebung liegen. 
Die Angelegenheit sei wiederholt auf die Tagesordnungen 
van Kommisstonssitzungen gesetzt, jedoch bisher infolge 
Zeitmangels nicht verhandelt worden.

Nach einer kurzen Debatte beschließt der Ge
mein d e r a t die Angelegenheit zur Prüfung an die ver
einigten Kommissionen zurückzuweisen.

15. Umzäunung der von der Lladt erworbenen 

Bauplätze.
Die Baukommission hat am 4. September d. Js. be

schlossen, dem Eemeinderat zu empfehlen, in dem für Ver
läufe städt. Geländes giltigen Lastenhefte die Bedingung 
aufzunehmen, daß bei Verkäufen, wo eine Bebauung in 
kürzester Frist nicht zu erwarten ist, dem Verkäufer ' die 
Pflicht auferlegt werden soll, das Gelände mit einem ge
hobelten und gestrichenen Lattenzaun einzufriedigen. Der 
Vorsitzende trägt vor, daß dieser Kommissionsbeschluß eine 
Verschönerung des Städtebildes anstrebe und auch vom 
Standpunkt der Hygiene zu begrüßen sei. Er bittet den Ee
meinderat dem Kommissionsbeschluß zuzustimmen. In den 
nun folgenden Verhandlungen bezeichnen mehrere Mit
glieder es als eine Härte, den Bauplatzkäufern weitere 
Lasten aufzuerlegen und befürchten den Rückgang der Ver
käufe. Ein Mitglied hält die Umzäunung der zwischen 
zwei Bauten liegenden freien Plätze für notwendig, bittet 
jedoch von der Einfriedigung von Eckplätzen Abstand zu 
nehmen,' ein anderes Mitglied fordert auch die evtl. Ein
zäunung der städt. Bauplätze, insbesondere derjenigen die 
noch nicht eingeebnet sind. Ein weiteres Mitglied tritt 
für den Kommissionsbeschluß ein. Der Vorsitzende entgeg- 
net auf die erhobenen Einwendungen, daß die Forderung 
von Umzäunungen keineswegs als Last empfunden werden 
könne, der Kauflust keinen Einhalt geboten werde und zur 
Verschönerung des Ortsbildes beitrage. Von der Forderung 
gehobelter Zäune könne auch abgesehen werden, wenn die
selben sonst anständig aussehen.

Der Kemeinderat genehmigt alsdann die 
Erweiterung des Lastenheftes nach den Vorschlägen der 
Baukommission mit der Maßgabe, daß die Anbringung gut 
aussehender Zäune verlangt werden soll.

l6. Antrag auf Ermäßigung der Straßenreinigungs- 

und Müllabfuhrgebühren.

Der Vorsitzende führt folgendes aus:
Bei Beratung des Budgets pro l912 hat der Eemein

derat beschlossen, eine Straßenreinigungs- und Müllabfuhr- 
gebühr von zusammen 2 der Eebäudp-Nutzungswerts 
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einzuführen, damit die der Stadt durch die Stratzenreinr- 
gung entstehenden Ausgaben aus den voraussichtlichen 
Einnahmen ziemlich gedeckt werden können. Die Straßen- 
reinigung hat zu dem bisherigen Gebührensätze 9500 Ut 
eingetragen, jedoch ca. 35 000 Ul Ausgaben verursacht und 
wird nach dem neuen Modus ca. 29 500 Ul an Einnahmen 
bringen. Der Hausbesitzerverein hat s. Zt. bei Festsetzung 
des neuen Satzes Einspruch erhoben, seine Einwendungen 
jedoch fallen gelassen, nachdem der Eemeinderat in Aus
sicht gestellt hatte, daß der neue Satz nur pro 1912 erhoben 
werden solle. Neuerdings hat gegen die erhöhten Kehr- 
und Müllabfuhrkosten eine Bewegung eingesetzt, die auf 
eine große Unzufriedenheit der Bürgerschaft zu deuten 
schien, sodaß die Verwaltung, um Prozesse zu vermeiden, 
den Entschluß gefaßt habe, dem Eemeinderat die Aufhebung 
des erhöhten Gebührensatzes und die Deckung des entstehen
den Einnahmeausfalles durch Steuerzuschläge zu empfeh
len. Gegen diese Absicht, insbesondere die Umlegung der 
Kehrkosten auf Zuschläge, hat von den Vororten ausgehend 
eine Gegenpropaganda eingesetzt.

Die vereinigten Kommissionen, die sich 
mit der Frage der Aufhebung des neuen Satzes von 2 
befaßten, haben sich wohl für die Reduzierung der Stra- 
ßenreinigungskosten auf den früheren Gebührensatz 
ausgesprochen, konnten sich jedoch im Hinblick auf die 
bei der Bürgerschaft entstehende Unzufriedenheit nicht 
dazu entschließen, die Deckung des voraussichtlichen Ein
nahmeausfalles durch Steuerzuschläge in Vorschlag 
zu bringen. Dieses Verfahren ist, wenn auch finanztech^ 
irisch unpraktisch, evtl. für das laufende Rechnungsjahr 
durchführbar, da das Budget, soweit es sich üüersehen läßt, 
voraussichtlich mit einem Plus abschließen wird, ist jedoch 
keineswegs empfehlenswert. Die Verwaltung ist sich darin 
einig, daß gleichzeitig mit der Reduzierung, die Festsetzung 
der Zuschläge erfolgen muß. Hierauf empfiehlt der 
Vorsitzende, den Straßenreinigungsgebllhrensatz auf 
das alte Niveau zu ermäßigen, im übrigen eine 
Kommission zu beauftragen, geeignete Mittel und 
Wege ausfindig zu machen, wie der entstehende Einnahme- 
ausfall gedeckt werden kann, ohne daß Steuerzuschläge er
hoben werden müssen.

In der nunmehr stattfindenden eingehenden Debatte, 
an welcher sich fast alle Mitglieder beteiligen, treten meh
rere Mitglieder für die Reduzierung der Straßenreini- 
gungskosten auf den früheren Satz ein und bezeichnen 
es als die Aufgabe der Stadt, für die Reinigung der städt. 
Straßen und Plätze selbst Sorge zu tragen, ohne dafür die 
Anlieger zur Zahlung von Straßenreinigungsbeträgen 
heranzuziehen. Im Falle der Beibehaltung der erhöhten 
Satzes seien viele Prozesse zu erwarten, deren Ausgang für 
die Stadt mindestens zweifelbaft sei. Andere Mitglie
der halten die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren 
für rechtlich begründet und vollständig gerechtfertigt; sie 
raten von der Umlegung von Straßenreinigungskosten auf 
Zuschlagspfennige ab, weil dadurch einem größeren Teile 
der Bevölkerung eine ungerechte Belastung aufgebürdet 
würde. Mitglied Dr. Medernach schlägt vor, den 
nach dem alten Straßenreinigungsgebührensatze der Stadt 
anfallenden Einnahmebetrag etwas zu erhöhen und dann 
von den Hauseigentümern einzuziehen, die Müllabfuhr- 
kosten auf die gesamte Bürgerschaft, soweit für dieselbe die 
Abfuhr erfolge, umzulegen und für die Reinigung der städt. 
Plätze pp. einen Teil aller Kosten auf die Stadt zu über
nehmen. Evtl. bittet er die Angelegenheit zum erneuten 
Studium an eine Spezialkommission zu verwei
sen. Dem Antrag auf Verweisung an eine Spezialkom
mission bezw. an die vereinigten Kommissionen treten nocb 
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verschiedene Mitglieder bei, worauf ein Antrag des 
Vorsitzenden auf Schluß der Debatte ange
nommen wurde. Mitglied Röchling stellte nun
mehr den später jedoch wieder zurückgezogenen 
Antrag, der mit dem Studium der Angelegenheit zu beauf
tragenden Kommission folgende Direktiven zu geben:

„Die von den Hauseigentümern zu erhebenden Kehr- 
kosten werden auf 12 000 festgesetzt. Die Müllabfuhrge
bühren werden in einer noch zu ermittelnden Höhe, sowie 
nach einem noch festzusetzenden Modus verteilt. Die noch 
verbleibenden Kehrkosten werden durch Erhebung von 5 
Steuerzuschlägen aus die Allgemeinheit abgewälzt."

Der Gemeinderat beschloß alsdann, daß die pro 1912 
auf 2 vom Gebäude-Nutzungswerte festgesetzten Straßen- 
reinigungskosten n i ch t zu erheben sind. Dagegen wird 
der bis zum 1. 4. 1912 üblich gewesene Satz zu vereinnah
men sein, falls die Kommissionen eine andere Lösung nicht 
finden sollten. Die vereinigten Kommission werden beauf
tragt, Vorschläge zu machen, wie die Straßenkehr-Müllab- 
fuhrgedühren in Zukunft zu erheben sein werden und wie 
der Einnahmeausfall pro 1912 evtl. gedeckt werden soll.

17. Volksschulneubau.
Die Angelegenheit soll zuerst einer Kommissions- 

beratung unterzogen werden und wird daher ver
tagt.

18. Kühlhausbau.
Die Angelegenheit soll zuerst einer K o m m i s s i o n s- 

beratung unterzogen werden und wird daher ver
tagt.

19. Antrag des Verkehrs vereins.
— Berichterstatter Beigeordneter Haas. —

Der Berichterstatter verliest den Bericht der aus Mit
gliedern des Eemeinderats sowie des Vorstandes des Ver
kehrsvereins zusammengesetzten Spezialkommission vom 2. 
d. Mts., aus welchem zu entnehmen ist, daß der Verkehrs
verein Diedenhofen das demselben von den vereinigten 
Kommissionen am Metzertorplatz angebotene Ge
lände zur Aufstellung eines Kaffeepaviüons und Herrich
tung diverser vport-Anlagen ausschlägt, dagegen noch
mals um Ueberlassung eines an den Stadtpark an
stoßenden städt. Geländes bittet. Anschließend erläutert 
der Berichterstatter, daß der Verkehrsverein auf dem erbe
tenen Gelände ein Parkkaffeehaus zu errichten und Sport
plätze aller Art, mit Ausnahme von Tennisplätzen, anzu- 
legen beabsichtige. Diese zur Hebung des Verkehrs vorge
sehenen Anlagen würden grundsätzlich der Allgemeinheit 
zur Verfügung gestellt, unter Bedingungen, wie sie in an
deren Städten üblich seien und wie sie überhaupt der Ten
denz eines Verkehrsvereins entsprächen. Es werde ein Ge
lände in einer Größe von I X- ba benötigt, dessen lleber- 
lassung gegen Entrichtung einer geringen Anerkennungsge- 
bühr auf 20 Jahre gewünscht werde, damit das auf 10 000 
< ll veranschlagte und vom Verkehrsverein zu investierende 
Kapital für Ankauf und Errichtung des Restaurationspa- 
villons, sowie Herstellung gärtnerischer Baum- und Wege
anlagen, in annehmbarer Weise verzinst und amortisiert 
werden könne. Der Stadtverwaltung sei die Rückgängig
machung des mit dem Verkehrsverein abzuschließenden Ver
trages vorbehalten, wenn hierfür zwingende Gründe sich 
geltend machen sollten. In letzterem Falle müsse selbstver

ständlich die Stadtverwaltung samtnche Einrichtungen und 
Anlagen des Verkehrsvercins nach Abzug der jährlichen 
5 ^igen Amortisationsquote zum Anschaffungswert über
nehmen. Der Berichterstatter empfahl alsdann die An
nahme des auf Grundlage seiner Ausführungen formu
lierten und bereits verlesenen Kommissionsbe- 
s ch l u s s e s.

In der sich nunmehr entspinnenden äußerst eingehen
den Debatte, weist ein Mitglied darauf hin, daß der Ver
kehrsverein zunächst nur die Abtretung eines Parkgeländes 
in Große von 18 Ar erbeten haoe und heute ein Gelände von 
1 X bu Größe verlange. Ein anderes Mitglied empfiehlt dem 
Verlehrsverein entgegenzukommen, demselben jedoch zur 
Pflicht zu machen, daß er seine Anlagen, insbesondere seine 
Sportplätze an gewissen Tagen der unbemittelten Bevölke
rung unentgeltlich zur Verfügung stelle. Dem wird 
von weiteren Mitgliedern widersprochen und betont, daß 
dies bei der erheblichen Kapitalanlage des Vereins nicht 
gefordert werden könne' das Zugeständnis einer Vertrags
dauer von 20 Jahren wurde unter der Voraussetzung befür
wortet, daß der Verein 10 ^Lige Abschreibungen pro Jahr 
vornehmen werde. Nachdem der Berichterstatter nochmals 
das Verkchrsintercsse an der Ueberlassung des gewünschten 
Geländes hervorgehoben und darauf hingewiesen hatte, daß 
der Verkehrsoerein der Stadt die Last des Ausbaus der 
Parkanlagen, die nach Ablauf des Vertrages unentgeltlich 
an die Stadt gelangen würden, abnähme, betont er noch 
besonders, daß wohl mit einer künftigen Ueberbauung des 
fraglichen Geländes nicht gerechnet werden könne und da
her die Vereinbarung einer 20jährigen Vertragsdauer un
bedenklich sei' von der u n e n t g e l t l i ch e n Zurver
fügungstellung an bestimmten Tagen bittet er abzu- 
f e h e n. Hierauf wurde ein von Mitglied Röchling 
gestellter Antrag auf Schluß der Debatte an
genommen und nach Aeußerung zweier weiterer Red
ner, die sich gegen die Ueberlassung einer Fläche von IX 
bu gewendet hatten, zur Abstimmung geschritten.

Der Gemeinderat lehnt den Antrag aus 
Zuweisung eines Areals von IX I>u gegen 5 Stimmen 
ab.

Alsdann machte der Vorsitzende einen Vermitt- 
lungsvorschlag und beantragte die Ueberlassung 
eines Stadtparkgeländes in Größe von 3b Ar, gelegen 
zwischen den städt. Tennisplätzen sowie der auf den Mosel
leinpfad stoßenden Quaimauer. Mitglied Röchling 
beantragte eine Fläche von b 0 Ar auf die Dauer 
von Jahren mit der Maßgabe zur Verfügung zu stellen, 
daß unter Zugrundelegung eines Anlagekapitals von 10 000 
-4i, vom 1. Januar 1913 ab jährlich 10 Abschreibungen 
zu erfolgen hätten.

Der Eemeinderat faßte den Beschluß eine 
b 0 Ar große Fläche unter den von der Spezialkommission 
unterm 2. November vorgeschlagenen Bedingungen zu 
überlassen, d. h. abweichend von Antrag Röchling, bet 
einer 20jährigen Vertragsdauer jährliche Amortisations- 
quoten, in Höhe von 5 A in Ansatz zu bringen.

Auf die von Mitglied Salomon gemachte Anregung 
der unentgeltlichen Zurverfügungstellung der An
lagen des Verkehrsvereins, faßte der Eemeinderat 
nach einer kurzen Diskussion den weiteren Beschluß, daß 
die vom Verkehrsverein anzulegenden Sportplätze, 
also auch Eisbahnen der Allgemeinheit unentgelt
lich zur Verfügung stehen sollen, wenn nicht festliche 
Veranstaltungen, wie Konzerte und dergl. stattfinden, in 
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welchem Falle dem Verkehrsverein die Erhebung einer 
mäßigen Gebühr gestattet wird, so insbesondere die 
Erhebung einer Stuhlbenutzungsgebühr.

20. Evtl Verschiedenes.
aj Bewilligung einer Vergütung an 

zwei Schreibgehilfen.
Die Stadtverwaltung hat am l. 4. 1912 zwei Schreib

gehilfen, Kempf und Leonard, eingestellt, unter der Be
dingung, daß beide sechs Monate unentgeltlich arbeiten und 
alsdann eine monatliche Vergütung von 10 beziehen. 
Am 1. Oktober er. ist die ausbedungene Probezeit abgelau
fen und wäre für die Zeit bis 1. April 1913 der zur Ent
schädigung der beiden Gehilfen erforderliche Kredit in Höhe 
von 120 -N zu bewilligen.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend.

b) Uebernahme eines Privatkanals.
Der Lokomotivheizer Jos. Hoppe in Beauregard, bittet 

einen von ihm in der Privatstvaße Denz in Beaurogard an-, 
gelegten Kanal durch die Stadt zu erwerben, da an densel
ben ein weiterer Neubau angeschlossen werden soll, und die 
Stadt die Regenwässer ihres Beauregarder Polizeigebäu
des in denselben bereits ableitet. Der Kanal ist mit einem 
Kostenaufwand von 804,47 -N erbaut worden. Die verei
nigten Kommissionen haben den Erwerb empfohlen mit der 
Maßgabe, daß von den Anliegern die Kanalbaukosten im 
Betrage von 10,40 -ll pro lfdm. Front erhoben werden uns 
bewilligt den erforderlichen Kredit.

Der Gemeinderat ist einverstanden.
c) Ausbesserung der Kaiserin Auguste 

Victoria Promenade.
Der obere Teil der Kaiserin Auguste Victoria Pro

menade ist in einem ausbesserungsbedürftigen Zustand uns 
kann nach einem Kostenanschlag des Stadtbauamtes mit 
einem Kostenaufwands von rd. 1000 -N in Stand gesetzt 
werden, die aus einem Restkredit von 3000 -N — Abt. II 
Tit. 58a Instandsetzung und Neubeschotterung der Kaiser 
Wilhelm II Promenade — bestritten werden könnten.

Die vereinigten Kommissionen haben die Jnstand- 
setzungsarbeiten nach dem Vorschlag der Verwaltung befür
wortet und empfohlen die Militärverwaltung 
zur Veitragsleistung heranzuziehen, da diese 
die Straße durch die Kasernenneubauten erheblich abnutze.

Der Eemeinderat erhebt die Vorschläge der 
vereinigten Kommissionen zum Beschluß 
und genehmigt die Kreditentnahme auf Abt. II Tit. 58a.

ä) Verwendung des Exerzierschuppens 
bei der Stadtmühle.

Der Vorsitzende verliest einen Bericht der vereinigten 
Kommissionen über die Verwendung des demnächst an dir 
Stadt Ubergehenden Exerzierschuppens bei der Stadtmühle. 
Nach diesem Beschluß ist die Niederlegung und Wieder
errichtung des Schuppens ins Auge gefaßt. Etwa 25 m des 
Schuppens sollen auf dem zwischen Bastion III und Stadt
park liegenden Brachgelände, das evtl. als Turn- und 
Sportplatz Verwendung finden soll, errichtet werden; die 
übrigen 39 m sind für den neuen Meßplatz in Aussicht ge
nommen und sollen zur Unterbringung des städt. Straßen- 
reinigungsparkes, bezw. während der Meßzeit als Wirt
schaftsraum sowie als Polizei-, Feuerwehr- und Sanitäts-
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kolonne-Wache dienen. Die Niederlegung und getrenn - 
r e Wiederaufbauung würde einen Kredit von ca. 14 000 

die Abtragung und Wiedererrichtung des ganzen 
Schuppens auf dem Meßplatz ca. 12500 Kosten erfordern. 
Der Vorsitzende hält die Wiedererrichtung des Schuppens 
für notwendig und erhofft eine gute Verzinsung des An
lagekapitals. Auf Antrag des Mitgliedes Sa- 
lomon, dem sich der Vorsitzende anschließt, wird die Ange
legenheit vertagt und zur nochmaligen Prüfung der 
vorgelegten Kostenanschläge an eine Kommission ver
wiesen.

o) Herstellung von Bürger st eigen in der 
N e u st a d t.

1) Der Getreidehändler Michel hat gebeten die z. Zt. 
in der Neustadt ausgeführte endgültige Bürgersteiganlage 
auch vor seinem, Ecke des Karolingerrings und der St. 
Peterstraße hergestellten Neubau auszuführen. Die ver
einigten Kommissionen haben den Antrag zustimmend be
gutachtet, weil der Neubau Michel die Fortsetzung einer 
Häuserreihe bildet, die den endgültigen Vürgersteig erhält, 
jedoch die Ausführung davon abhängig gemacht, daß Michel 
die Unterhaltungspflicht, die der Stadt obliegen wllrde^ 
selbst übernimmt und für etwaige Unterhaltungsarbeiten 
aufkommt.

Der Eemeinderat genehmigt die beantragte 
Trottoiranlage unter den von den vereinigten Kommissio
nen gemachten Vorbehalten und bewilligt den nach Ein
ziehung des letzten Anliegerkosten-Drittels von Michel 
noch erforderlichen Kredit.

2) Der Bankangestellte Star hat gleichfalls einen An
trag auf Herstellung des endgültigen Bürgersteiges vor sei
nem an der Parkstraße gelegenen Neubau gestellt. Die ver
einigten Kommissionen haben diesen Antrag ablehnend be
gutachtet, da der Neubau Star nicht die Fortsetzung einer 
Häuserreihe bildet, sondern zwischen ihm und dem nächsten 
Gebäude ein größerer Abstand liegt.

Der Vorsitzende erklärt, daß er dem p. Star anheimge
stellt habe, der Stadt eins gewisse Verzinsung des Kapitals 
für Anlage seines Bürgersteiges in Aussicht zu stellen, ein 
solcher Antrag jedoch nicht eingegangen sei.

Der Eemeinderat lehnte darauf den Antrag 
Star ab.

I) Vermittelung des Bezugs billigen 
Fleisches.

Anschließend an das Vorgehen des Mittelstädteverban- 
des, die z. Zt. auf dem Fleischmarkt bestehende Teuerung 
abzuwenden, hält der Vorsitzende es für notwendig, daß 
auch die Stadt Diedenhofen den Versuch macht, der Bürger- 
schaft billiges Fleisch zu beschaffen. Er führt aus, daß 
ihm aus Holland Angebote zugegangen seien, welchen er, 
evtl. nach Herbeiführung eines Einvernehmens mit den 
Metzgern, näher zu treten beabsichtige. Das einzuschlagende 
Verfahren stelle sich nur dann als rentabel, wenn die Stadt 
die Waren bestelle und den Metzgern mit einem Kostenauf
schläge mit der Maßgabe Weiterverkäufe, daß auf die Ein
kaufspreise ein gewisser Zuschlag von 15 als Verdienst 
geschlagen werden dürfe. Nur im Falle des Bezugs durch 
die Stadt sei mit einer Frachtermäßigung und demnach mit 
einer Verbilligung des Fleisches für die Konsumenten zu 
rechnen. Er bitte die Verwaltung zu ermächtigen, mit den 
Metzgern in Unterhandlungen zu treten, und falls diese 
von Erfolg begleitet sein werden, den Fleischbezug 
zu vermitteln; den Ankauf von Fleisch und die Ab-
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setzung desselben an die Konsumenten durch die Stadt 
bezw. auf Risiko derselben, glaubt er nicht vorschlagen 
zu können.

Mitglied Christian hält den Bezug von lebendein. 
Schlachtvieh für zweckmäßig und bittet, von den Mitglie
dern Salomon und Dr. Medernach unterstützt, mit der 
Stadtverwaltung Metz ein Einvernehmen dabin anzustre- 
ben, daß für die hiesigen Metzger bestimmte ' städt. Vieh- 
transporte aus dem Ausland, im Metzer Quarantänesta'l 
untergebracht, und im Metzer Schlachthaus abgeschlachtet 
werden dürfen.

Der Eemeinderat beauftragt alsdann die Ver
waltung, mit den Metzgern Unterhandlungen zu 
pflegen, die den Bezug ausländischen Gefrierfleisches oder
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Schlachtviehes durch die Stadt zum Gegenstände haben und 
eine Verbilligung der Fleischpreise nach sich ziehen. 
Zwecks Unterbreitung des Vorschlages betr. Bezug leben
den Schlachtviehes in den Quarantänestall in Metz' soll die 
Stadtverwaltung unverzüglich mit der Stadt Metz in Ver
bindung treten.

81. Deckung d es Geldbedarfs der Stadt, (Vertraulich)
Im Geheimprotokollbuch eingetragen.

22, Vertrauliche Mitteilungen,
Vertagt.
Schluß der Sitzung 10 Uhr abends.



Bericht
über die

Gemein-eratssltzung vom 2. Dezember 1912,
nachmittags 3^/z Uhr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
dem Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier die Beige
ordneten: Walkowinski, Haas, Roth, sowie die Mitglieder: 
Christian, Denz, Fran^H, Eoedert, Müller, Nouviaire, 
Reuter, Röchling, Salomon, Schiltz, Steimetz und Wehr
mann.

Später sind erschienen die Mitglieder: Dr. Medernach, 
Frankens, Dr. Kuborn, Zimmer.

Mit Entschuldigung fehlten die Herren: Franck Ioh., 
Pfauschilling und Richard.

Schriftführer: Sekretär Hombourger.

Tagesordnung:
1. Mitteilungen.
2. Interpellation.
3. Kaisergeburtstagfeier.
4. Wahl von Spital- und Armenratsmitgliedern.
5. Naturalisationsantrag Zangiaeomi.
6. Niederschlagung von Schulgeldbeträgen.
7. Niederschlagung von Hundesteuerbeträgen, 

träges.
8. Niederschlagung eines Handwerkskammerkostenbe- 

träges.
9. Verpachtung des Polizeigebäudes auf dem Markt

platz.
lO. Ueberlassung des großen Rathaussaales an einen 

Verein.
11. Herstellung von Wasserleitungsanschlüssen.
12. Gesuche um Bewilligung einer jährlichen Subven

tion an die Reichsfliegerstiftung.
13. Gewährung eines Studienstipendiums.
11. Bewilligung eines Biirokostenkredits.
15. Nachtragstredite.
16. Deckung des Fehlbetrages der evangel. Kirchenge

meinde.
17. Aenderung des Oktroitariss.
18. Vertragsentwurf des Verkehrsvereins.
19. Veräußerung städt. Baugeländes.
20. Eeländeerwerb.
21, Festsetzung einer Bausrist.
22. Verlängerung einer Banfrist.
23. Straßenreinigung und Müllabfuhr.
21. Anwendung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

auf die G^'neindebeamten.
25. Verlegung des Exerzierschuppens bei der Stadt

mühle.
26. Ausbesserung des Vurgunderrings.
27. Anliegerlosten der Peltrerschule.
28. Vertrauliche Mitteilungen.
29. Evtl. Verschiedenes.

I. Mitteilungen.
a) Seitens der L o n z e r t v e r e i n s ist ein Dank

schreiben folgenden Inhalts eingegangen:

Euer Hochwohlgeboren

darf ich im Austrage des Vorstands des Conzertvereins bit
ten, dem Gemeinderat der Stadt Diedenhofen unseren tief
gefühlten Dank für seine hochherzige Unterstützung über
mitteln zu wollen. Wir sind über diese kunstsinnige För
derung unserer Ziele um so erfreuter, als wir uns mit dem 
Gemeinderate in der Ueberzeugung eins wissen, daß dieser 
Beschluß von segensreichen Folgen für die Allgemeinheit 
sein wird. Unsere Stadt wird nur dann die ihr zustehende 
führende Rolle in der Entwickelung unserer aufstrebenden 
lothringischen Nordwestecke spielen können, wenn sie auch 
den geistigen Interessen unserer so regsamen Bevölkerung 
einen Mittelpunkt zu schaffen weiß.

Für uns aber wird die Anerkennung, die unser bishe
riges Mühen um Diedenhofens Kunstleben beim Gemeinde- 
rat der Stadt gefunden hat, ein Ansporn sein, auch ferner
hin unsere Kräfte mit stetem Eifer diesem hohen Ziele zu 
widmen.

Es ist stur uns eine Ehre, dem Wunsche des Gemeinde
rats entsprechend künftig drei Herren vom Gemeinderat als 
offizielle Vertreter des Gemeinderats Sitz und Stimme in 
unserem Vorstände einzuräumen. Mit dem Ausdrucke vor
züglicher Hochachtung! Der Vorstand des Konzertverein. I. 
A. Der erste Vorsitzende: Dr. Ullersperger, Kreisdirektor.

d) Die Familie Holder dankt der Stadtverwal
tung und dem Gemeinderat für die Teilnahmebezeugung 
anläßlich des Ertrinkens ihres Sohnes.

es Der städt. Polizeihund Rolf hat sich bei 
vier Requisitionen nach Monhofen, Niederjeutz, Oberkontz 
und Hayingen vorteilhaft bewährt. Die Stadtverwaltung 
wird zukünftig bei Verwendung der städt. Polizeihunde 
eine Gebühr erheben, welche für die nächste Umgebung der 
Stadt 8—10 Ut, für weitere Entfernungen 15—20 Ul be
tragen soll.

<l) Das N e i ch s p o st a m t in Berlin teilt unterm 15. 
November mit, daß die von der Stadtverwaltung ge
wünschte Einführung einer dritten Briefbestellung in den 
Vororten sich nicht rechtfertigen lasse. Die Verlegung der 
Paketausgabe nach dem Bahnhofspostamte sei mit betriebs
technischen Schwierigkeiten verknüpft, die evtl. bei Umge
staltung der Bahnhossanlagen beseitigt weiden könnten.

o) Der Oberschulrat hat die Stadtverwaltung benach
richtigt, daß seit Beginn des neuen Schuljahres in den bei
den unteren Klassen der höheren Mädchenschule 
Unterricht im Französischen erteilt werde.

k) Die lothringische Eisenbahnaktiengesellschaft hat auf 
Betreiben der Stadtverwaltung die aus Publikumkreisen 
gewünschten sogen. Theater züge wieder in den Be
trieb ausgenommen. Mitglied Schiltz frügt an, ob 
sich die Weiterführung der von Nieder-Jeutz leer zurückkom
menden Theaterzüge nach St. Franz nicht ermöglichen lasse: 
Mitglied Röchling wünscht, den Schluß der Thea
tervorstellungen auf die Theaterzettel eingetragen zu sehen. 
Der Vorsitzende nimmt Kenntnis von den gemachten An
regungen.

u) Die Vergebung der Meßplütze zur diesjährigen 
Herbstmesse hat 14 323,17 Ul ertragen. Auf Antrag des 
Vorsitzenden genehmigt der Eemeinderat die 
Abführung eines Betrages von 323,17 M an den Armenrat, 
der als Armengebühr zu buchen ist.
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b) F l e i s ch t e u e r u n g.
Dem in der Gemeinderatssitzung vom 4. November ge

äußerten Wunsche entsprechend, ist die Stadtverwaltung mit 
der Stadt Metz in Verbindung getreten, um zur Beschaf
fung billigen Fleisches für die Diedenhofener Bevölkerung 
die Einfuhr ausländischen Schlachtviehes nach dem Metzer 
Schlachthause herbeizuführen. Die Stadt Metz hat Beden
ken gegen dieses Vorhaben nicht erhoben, jedoch zur Be
dingung gemacht, daß die Stadtverwaltung Diedenhofen 
die erforderliche Einfuhrgenehmigung des Kaiserl. Mi
nisteriums erwirkt. Gleichzeitig weist die Stadt Metz da
rauf hin, daß die Einfuhr holländischen Schlachtviehes über 
Metz, für die Stadt Diedenhofen nicht mehr rentabel sein 
werde, da die Einkaufspreise im Steigen begriffen seien, 
und, unter Anrechnung der durch das Ausschlachten und 
den Transport des Fleisches entstehenden Unkosten, der 
Verkaufspreis an die Metzger sich auf 96 bis 1 M stellen 
würde. Dieser Preis entspricht annähernd den in Dieden
hofen z. Zt. üblichen Verkaufspreisen. Der Vorsitzende hält 
unter diesen Umständen, da eine Verbilligung des Fleisches 
nicht zu erwarten ist, die Einfuhr über Metz nicht für zweck
mäßig. Die Einführung von Gefrierfleisch sei mangels 
eines Kühlhauses gleichfalls nicht angebracht, da solches zu 
leicht dem Verderben ausgesetzt und die Einhaltung der 
veterinärpolizeilichen Einfuhrvorschriften undurchführbar 
sei. Im klebrigen könne man wohl von anhaltend teuern 
Fleischpreisen in Diedenhofen sprechen, müsse jedoch bei Ver- 
gleichung vorliegender Statistiken über die Schlachtvieh
preise, die in den letzten Jahren in Diedenhofen nur un
wesentlichen Schwankungen ausgesetzt waren, zu der Ueber
zeugung kommen, daß eine eigentliche Fleischteuerung in 
Diedenhofen nicht vorhanden sei. Dies sei in erster Linie 
darauf zurückzuführen, daß die Diedenhofener Schlachtvieh
märkte einen ausgezeichneten Austrieb aufzuweisen haben, 
der einen regen Besuch auswärtiger Verkäufer, die früher 
zum Teil nach Metz gingen, mit sich dringe. Die Metzer 
Viehmärkte seien gerade durch den Bezug ausländischen 
Fleisches zurückgegange». Die vereinigten Kommissionen 
seien, der Ansicht, im Interesse der Schlachtviehmärkte, die, 
wenn sie einmal niedergegangen, wieder schwer hochzubrin
gen mären, vorücbtig zu operieren: sie empfehlen im Ein 
vernehmen mit den Metzgern beim Kaiserl. Ministerium 
die Genehmigung nachzusuchen, auch in das Diedenhofener 
Schlachthaus ausländisches lebendes Schlachtvieh einführen 
zu dürfen. Die erforderlichen Verhandlungen, sowie die 
Schaffung der evtl. notwendig werdenden Einrichtungen 
würden sich allerdings noch längere Zeit hinziehen, da die 
Hauvtteueruna jedoch erst im komemnden Frühjahr zu er
wartet sei, dürfte bis dahin die Angelegenheit erledigt sein.

Nachdem der Vorsitzende eine Anfraoe des Mitgliedes 
Denz über die Einwirkung der Aufhebung des Oktrois auf 
die Fleischpreise dahin beantwortet hatte, daß nur eine 
minimale Preisermäßigung für kurze Zeit eingetreten 
war, genehmigt der Eemeinderat das Vor
gehen der Stadtverwaltung entsprechen^ den vom Vor
sitzenden gemachten Ausführungen.

i) Der deutsch-evangelische Frauenbund, Ortsgruppe 
Diedenhofen, dem ein städt. Raum zur Einrichtung einer 
Flickschule und eines Iungfrauenheims gegen Zah- 
lung einer monatlichen Miete von 5 M überlassen worden 
ist, bittet um Ermäßigung des Mietsbetrages, da der 
Raum höchstens 5 mal monatlich, d. i. halb so oft als in 
Aussicht genommen, benutzt wird.

Der Eemeinderat ermäßigt mit Rücksicht auf 
die gemeinnützigen Bestrebungen des Frauenbundes die 
Miete vom 1. 12. 1912 ab aus 2,60 .<1 pro Monat.

jj Der Lehrerin Paula Seeger aus Mon- 
tignp ist durch Präsidialverfllgung vom 15. 11. 191.2 — II 
7665 — versuchsweise eine Lehrerinstelle an der Eemeinde- 
schule hierselbst übertragen worden.

b) Der Herr Bezirkspräsidenl teilt durch Verfügung 
vom 22. November — I V 1520 — die durch Ksl. Ver
ordnung vom 1/. Oktober 1912 bestimmte Einteilung 
des 16. und 2 1. Armeekorps sowie der diesen zuge
wiesenen Manöverbezirke mit.

!) Die Stadtverwaltung hat sich an üie Eeneraldirek 
tion der Eisenbahnen in Elsaß-Lothringen gewandt, da- 
mrt die ortsansässigen Handwerker und Unternehmer bei 
Vergebung der Arbeiten des Ba hnhofumbaue s 
in erster Linie berücksichtigt, bezw. zur t ffertenabgabe 
yerangezogen werden. Auf das Ersuchen der Stadtverwal
tung ist eine Antwort eingegangen, aus der zu entnehmen 
ist, daß auf Grund der Bestimmungen der Eeneraldirektion 
über die Vergebung von Lieferungen und Leistungen, alle 
Arbeiten in öffentlicher ooer engerer Ausschreibung ver
geben werden, soweit es sich nicht um kleine Ausführungen 
handelt, die ohne weiteres den ortsansässigen Gewerbetrei
benden übertragen werden. Bei der Zuschlagserteilung, 
wird stets das günstigste Angebot und möglichst auch die 
ortsansässiaen Bieter berücksichtigt. Die Arbeiten und Lie
ferungen für Hochbauten werden nach Handwerkszweigen 
getrennt ausgeschrieben und auf diese Art dem ortsansässi
gen Handwerk Gelegenheit zur Beteiligung gegeben. Im 
übrigen wird darauf hingewiesen, daß die Klagen der 
Handwerker nicht immer sticbbaltig sind und dafür vertrau
lich ein krasses Beispiel angeführt.

2. Interrellaston.
n) Mitglied Salomon hat angezeigt, daß er darüber zu 

interpellieren beabsichtige, warum ein von einer Spezial- 
kommission unterm 2. November 1912 gefaßter Beschluß be
treffend die kleberlassung von Gelände an den Nerkehrs- 
verein von dem Berichterstatter als „einstimmig gefaßt" be
zeichnet worden sei, während er gegen den frögl. Beschluß 
gewesen sei.

Beigeordneter Haas bittet ihm Gelegenheit zu lassen, 
das zur Beantwortung der gestellten Anfrage notwendige 
Material zu sammeln, da die Interpellation gegen ihn ge
richtet sei: er betont im übrigen, daß der fragl. Beschluß 
einstimmig gefaßt worden sei, da auf seine entsprechende 
Erklärung am Schlüsse der Kommissionssitzung niemanv 
Einspruch erhoben habe.

Die Interpellation wurde alsdann vertagt.
d) Der Vorsitzende erläutert, daß die Diedenhofener 

Zeitung in einem Artikel von einer ihr zugegangenen Zu
schrift gesprochen habe, die behauptete, 5 dem Eemeinderar 
a.ngehörende Mitglieder hätten in einer geheimen Sitzung 
seine, des Vorsitzenden, Fähigkeit zur Führung der Bürger- 
meistergeschäfte angezweifelt und ihm daher die Niederle- 
gung seines Amtes nahegelegt. Nach ihm gewordener Mit
teilung habe die Zeitungszuschrift die vereinigten Korn
missionen veranlaßt, in einem einstimmig gefaßten 
Beschluß die Erklärung abzugeben, daß sie gegen die Unter
stellungen der Diedenhofener Zeitung auf das entschiedenste 
protestieren und dieselbe als wahrheitswidrig zurllckweisen 
Er, der Vorsitzende, halte es für notwendig, daß auch der 
Gemeinderat zu der Behauptung Stellung nimmt, und zwar 
umsomehr als nicht er allein, sondern auch fünf Mitglieder 
des Gemeinderats verdächtigt seien. Hieraus verließ der 
Vorsitzende den Sitzungssaal. —

Beigeordneter Walkowinski, der den Vorsitz über
nommen hatte, brächte folgenden Antrag zur Verlesung:
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„Gegenüber der in der Diedenhofener Zeitung Nr. 273 
„erschienenen Notiz erklärt der Eemeinderat, daß ihm 
„keine Geheimsitzung von 5 Mitgliedern bekannt gewor
den ist und die einzelnen Mitglieder auch an einer solchen 
„nicht Teil genommen haben. Der Gemeinderat weist des
halb diese in dieser Zeitungsnotiz enthaltene Unterstel- 
„lung, sowie insbesondere die Behauptung, der Herr Bür- 
„girmeister sei seiner Stellung nicht gewachsen, als durchaus 
„unzutreffend zurück und spricht dem Herrn Biirger- 
„meister aus Anlaß dieses Artikels sein ganzes Ver
trauen aus."

Nach einer kurzen Aussprache gelangt ein Antrag 
des Mitgliedes Röchlin- auf namentliche Ab
stimmung zur Annahme und erklärten hierauf sämtliche 
anwesenden Mitglieder: Walkowinski, Haas, Roth, Nou- 
viaire, Frank Heinrich, Röchling, Dr. Medernach, Denz, 
Wehrmann, Schiltz, Francois, Dr. Kuborn, Müller, Stek- 
metz, Eoedert, Reuter, Salomon und Christian einzeln, daß 
sie dem vom Beigeordneten Walkowinshi formulierten An- 
trage zu stimmen.

3. Kaisergeburtstagsseier.

Auf Antrag des Vorsitzenden wählt der Eemeinde
rat in die Kommission zur Vorbereitung des Festessens 
pp anläßlich des Geburtstages Seiner Majestät außer dem 
Vorsitzenden die Herren Beigeordneten Walkowinski 
und Mitglieder Frank H e i n r., Salomon, Nou
viaire und Steimetz.

Als Delegationen des Eemeinderats sollen teil
nehmend an dem Festessen des Offizierskorps der I n- 
fanterie Beigeordneter Haas und Mitglied Fran- 
y o i s, an dem Festessen des Offizierkorps der Husaren 
Mitglied Röchling und an dem Festessen des Offizier
korps der Artillerie Mitglied Müller.

Der Gemeinderat wünscht, daß die Kaisergeburtstag- 
fcier in der bisher üblichen Weise veranstaltet wird 
und bewilligt den zur Verteilung von .Kaiserwecken 
an die Schüler und Schülerinnen der Elementarschulen er
forderliche Kredit von 130 M.

Der zur Herstellung des Druckes der Programme 
für die Schulfeiern notwendige Kredit von 50 M wird 
gleichfalls hewilligt.

4 Wahl von Spital- und Armenratsmitgliedern
Im Verwaltungsrat des Bllrgerspitals 

sind durch Ableben der Mitglieder Dr. Doyen und Hubert 
zwei Sitze frei geworden,' außerdem scheidet Mitglied Roth 
am 31. Dezember d. Js. turnusgemäß aus.

DerEemeinderat wählt zunächst das ausscbei- 
denden Mitglied R o tch wieder und ernennt als land
wirtschaftlichen Sachverständiaen an Stelle des verstorbenen 
Herrn Hubert das Mitglied Schiltz zum Verwaltungs- 
ratsmitglied. Als weiteres Mrtglied wird Hr. Pfarrer 
Jung in Beauregard gewählt.

Im Verwaltungsrat des Arme nrats sind 
gleichfalls drei Sitze zu besetzen.

Der Eemeinderat wählt das ausscheidende Mitglied 
Roth wieder und ernennt ferner die Eemeinderatsmit- 
glieder Franck I o h. und Salomon zu Armenrats- 
mitgliedern. Letzterer tritt an die Stelle des verstorbenen 
Mitgliedes Hubert.

Auf Wunsch des Amtsaerichtsrats Jrle wird derselbe 
gleichfalls als Mitglied des Nrmenrates gewühlt.

5. Naturalisationsantrag Zangiacomi.

Der Berichterstatter, Beigeordneter Haas, führt aus: 
Der Bauunternehmer Peter Zangiacomi. in Diedenho- 

sen hat Naturalisation beantragt. Zangiacomi ist bereits 
im Jahre 1909 mit einem gleichen Anträge eingekommen 
und wurde dieser in der Sitzung vom 1. Februar 1909 zu- 
stimmend begutachtet. Die für die damalige Beschlußfas
sung des Gemeinderats gegebenen Voraussetzungen liegen 
auch heute noch vor und können daher die in tz 8 des Staats- 
angehörigkeitsgesetzes vom 1. Juni 1870 gestellten Fragen 
bejaht werden.

Auf Antrag des Berichterstatters wird der 
Zangiacomische Antrag z u st i in in e n d begutachtet.

6. Niederschlagung von Schulgeldbeträgen.

Der Sohn des nach Finstingen versetzten Wegemeisters 
Lange, der Mittelschüler Albert Lange, hat die Mittel
schule bis zum 1. November d. Js., die Tochter des Ge
nannten, die Schülerin Maria Lange, bis zum gleichen Da
tum die höhere Mädchenschule besucht. Wegemeister Lange 
hat gebeten, ihm von dem für beide Anstalten eingeforder
ten Schulgelde des 2. Tertials je einen verhältnismäßigen 
Betrag zu erlassen. Die eingeforderten Schulgeldbeträge 
im Betrage von 1 5 M für die Mittelschule und für die 
höhere Mädchenschule im Betrage von 18 M, sind tatsäch
lich nur zur Hälfte geschuldet.

Der Berichterstatter, Beigeordneter Haas, 
empfiehlt daher die Niederschlagung von 7,50->-9 M 
16,50 M.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend.

7. Niederschlagung von Hundesteueibeträgen.

Der Berichterstatter, Beigeordneter Walkowinski 
führt aus:

Sechs Hundebesitzer haben Entbllrdung mn der Hunde
steuer beantragt, teilweise weil sie in die unrichtige Steuer
klasse ausgenommen worden sind, teilweise weil sie die ver
anlagten Hunde nicht besessen haben. Der Steuerausschuß 
empfiehlt dem Gemeinderat, die Niederschlagung von 
Hundesteuer im Betrage von 60 „N zu beschließen.

Auf Antrag des Berichterstatters bewilligt der Ge
meinderat die Niederschlagung eines Betrages von 60 M.

8. Niederschlagung eines Handwerkskammer

kostenbetrages.
Der Kaufmann Franz Weistroffer ist als Friseur 

mit einem Betrage von 4,10 -N zu den Handwerkskammer
kosten veranlagt worden, obschon er das Friseurgewerbe 
nicht betreibt. Er ist um Erlaß des fragl. Betrages ein
gekommen, da seine Veranlagung zu Unrecht erfolgt sei. 
Weistroffer hat es unterlassen gegen die Aufnahme in die 
Liste der beitragspflichtigen Handwerksbetriebe, die s. Zt. 
öffentlich auslag, Einspruch zu erheben und ist demnach 
von rechtswegen zur Zahlung verpflichtet. Gemäß Ver
ordnung vom 12. Februar 1911 kann der Gemeinderat Nie
derschlagung aus Billigkeitsgründen eintreten lassen. Evtl. 
niedergeschlagene Beiträge fallen der Stadt zur Last.

Der Eemeinderat schlägt den Betrag von 4,10 
-K nieder.
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9, Verpachtung des Polizeigebäudes aus dem 

Marktplätze.
Der Eemeinderat hat durch Beschluß vom 4. November 

d. Js. sein Einverständnis zur Verpachtung im Wege der 
öffentlichen Ausschreibung des auf dem Marti platz hierselbst 
gelegenen ehemaligen Polizeigebäudes erteilt, sich jedoch 
die Zuschlagserteilung vorbehalten. Auf die von der Ver
waltung vorgenommcne Ausschreibung sind vier Angebote 
eingcgangen und zwar:

1) von der Firma Gebr. Eierden Uhr- pp.-Warenhand- 
lung in Diedenhofen über 3600 Ul

2) von der Firma K. Feller, Cigarrenhand-
lung über 3200 „Ü

3) von der Firma M. Forst, Konsektionswa- 
renhandlung über 3000 . i'L

4) von der Firma Alex Fürst, Modehaus über 2000
Nach einer kurzen Aussprache, in deren Verlauf ver

schiedene Forderungen aufgestellt wurden, die in dem abzu- 
schließenden Vertage berücksichtigt werden sollen, verliest 
der Vorsitzende den von ihm ausgestellten Entwurf eines 
Mietsvertrages.

Der Ee m e i n d e r a t beschließtden Zuschlag 
der höchstbietenden Firma Gebr. Eierden zu ertei
len und die Verwaltung zum Vertragsabschluß zu ermäch
tigen. In dem Vertrag soll ausgenommen werden, daß 
die evtl. Aenderung des Eeschästsunternehmens während 
der Vertragsdauer nur mit Genehmigung des Gemeinde- 
rats erfolgen darf. Auf eine Garantie zur Sicherstellung 
der Miete wird verzichtet.

10. Ueberlassung des großen Rathaussaales 

an einen Verein.
Der Verein Heuschreck hat um Ueberlassung des großen 

Rathaussaales gebeten zwecks Veranstaltung eines Mas
kenballes am Fastnachtsdienstg. Die vereinigten Kommis
sionen haben den Antrag zu stimm end begutachtet, da 
andere Säle an dem genannten Tage nicht mehr frei sind, 
sie haben die Ueberlassung gegen Zahlung einer Miete von 
100 lA und Tragung der Kosten für Heizung, Beleuchtung 
und Reinigung empfohlen.

Der Vorsitzende bittet entsprechend dem Kom 
m i s s i o n sro r s ch l a g e zu beschließen.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend.

11. Herstellung von Wasserleitungsanschlüssen.
af Die Gutehoffnungshütte in Oberhausen bittet um 

Anschließnng des Schloßgutes Scheuern an die städt. Was
serleitung. Die vereinigten Kommissionen haben die Ange
legenheit geprüft und sehen in dem mit der Gemeinde Mon- 
hofen abgeschlossenen Wasserlieferungsvertrag, auf deren 
Bann das Schlohgut Scheuern liegt, kein Hindernis, befür. 
worden das Gesuch unter der Bedingung, daß der Ausbau 
der Leitung durch die Stadt auf Rechnung der Gutehoff- 
nungshiitte erfolgt und die Hüttengesellschaft die im Was
serregulativ festgesetzten Abgaben entrichtet. Von der Er
hebung einer Gebühr für Ausführung und Beaufsichtigung 
der Vauarbeit bittet die Kommission abzusehen.

Nach kurzer Debatte heißt der Eemeinderat 
die Vorschläge der vereinigten Kommissionen mit der Ab
änderung gut, daß die Stadt entgegenkommenderweise nur 
eine Baugebühr von 3 der Vausumme in Rechnung 

bringt; der erforderliche Kredit wird vorschußweise be
willigt.

b) Der Architekt Dornseisc hat um Herstellung eines 
Wasserleitungsanschlusses nach einem an einer Seitenstraße 
der Kaiser Karlstraße errichteten Neubau des Herrn Bür
germeister Bertenheier gebeten. Die vereinigten Kom
missionen haben sich für den Ausbau der Leitung ausge
sprochen.

Nachdem der Vorsitzende erklärte, daß er evtl. bereit 
sei, eine Privatleitung auf eigene Kosten herzustellen, und 
sich aus dem Sitzungssäle entfernt hatte, beschloß ver 
Eemeinderat in Abänderung des Kommissions- 
beschlusses, Herrn Bürgermeister Bertenheier die Herstel
lung einer Privatleitung zu überlassen unrer der Bedin
gung, daß nach Ausbau der endgültigen Leitung an diese 
angeschlossen werden wird.

12. Gesuch um Bewilligung einer jährlichen 
Subvention an die Reichsfliegerstiftung.

Die Neichsfliegerstistung in Berlin har um Gewäh
rung einer jährlichen Zuwendung aus Eemeindemitteln 
gebeten, nachdem ein Ansuchen auf Veranstaltung eines 
Blumentages zu Gunsten der bezeichneten Stiftung mit der 
Begründung abgelehnt worden ist, daß ein solcher für die 
Förderung der Jugendpflege im nächsten Jahre stattfinden 
soll und ein zweiter Blumentag aus diesem Grunde nichr 
stattfinden kann. Die vereinigten Kommissionen haben die 
Bewilligung einer jährlichen Beihilfe von 20 Ol empfohlen.

Der Eemeinderat beschließt entsprechend.

13, Gewährung eines Studienstipendiums,
Der Kunstgewerbeschüler Karl Gall, Sohn des Loko- 

motivführeis Wilhelm Gall, bittet um Gewährung eines 
Stndienstipendiums. Gall, der sehr begabt ist, und das 
Kunst-Einchhrigen-Zeugnis erhalten hat, ist vom Kaiser!. 
Ministerium mit einem Stipendium von 600 M pro Jahr 
bedacht worden. Sein Vater kann ihn infolge seiner zahlrei
chen Familie nicht unterstützen. Die vereinigten Kom
missionen haben empfohlen, dem jungen Manne eine jähr
liche Beihilfe von 100 M zu gewähren, die derselbe 5 Jahre 
nach Beendigung seines Studiums zinsfrei an die Stadt 
zurückersiatten soll.

Im Verlauf der sich entspinnenden Debatte bittet 
Mitglied Denz eine einmalige Zuwendung von 
ISO -ll zu machen und auf deren Rückstattung zu v e r'z i ch- 
t e n. Mitglied Dr. Kuborn hält eine einmalige 
Beihilfe von 300 -K für zweckmäßig. Der Vorsitzende spricht 
sich für eine einmalige Zuwendung von 200 M unter den 
von den vereinigten Kommissionen festgesetzten Bedingun
gen aus.

Unter Ablehnung des Antrages Dr. Kuborn stimmr 
der Eemeinderat dem Vorschläge des Vor
sitzenden bei.

14. Bewilligung euer Bürokostenkredits
Für Beschaffung von Bürogegenständen für die Stadt

kasse ist eins Kreditbewilligung von 120 -N erforderlich.
Nach dem Anträge der vereinigten Kommissionen b e - 

willigt der Gemein berat den angeforderten 
Kredit.

15. Nachtragskredite.
a) Der Vorsitzende erläutert, daß die Herrichtung des 

Lokals zur Unterbringung der Stadtkasse einen Kostenaus
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wand von 1800 erfordert habe, während vom Eemeinde
rat nur ein Kredit von nur 800 --ll zur Verfügung gestellt 
worden sei. Dies sei darauf zuriickzuführen, daß bei An
forderung des bewilligten Kredits nur ein Kostenüberschlag 
r-orgelegen habe, der s. Zt. schon vom Gemeinderat als 
niedrig befunden worden sei,' in demselben war die Am 
schaffung eines Geldschrankes und die eiserne Türe und 
Fensterläden ruckst vorgesehen. Der verausgabte Mehrbe
trag sei vorläufig auf Titel 27 ..Unterhaltung der Gemein- 
degebäude" genommen, und müsse dieser um die gemachten 
Mehrausgaben in Hohe von 1000 -st verstärkt werden. Die 
vereinigten Kommissionen haben die Bewilligung des Kre
dits von 1000 -st empfohlen.

Der Eemeinderat schließt sich dem Kom - 
m i s s i o n s v o r s ch I a q e an.

lft infolge außergewöhnlicher Arbeiten ist der den: 
Stadtbauamte zur Verfügung gestellte Lürokostenkreort 
nahezu aufgebracht. Um die sachgemäße Fortführung des 
Dienstbetriebes für den Rest des Rechnungsjahres zu er
möglichen, ist die Bewilligung eines Nachtragskredits von 
400 -st erforderlich.

Auf Vorschlag der vereinigten Kommissionen bewil
ligt der Gemeinderat einen Kredit in dieser Höhe.

<-) Bei Abnahme der im Anschluß an die Polizeiwache 
in Beauregard hergestellten Dienstwohnung für einen 
Schutzmann, ist der Mangel eines Kellers festgestellt 
worden, und hat die Baukornmission dessen Herstellung un
geordnet. Hierdurch ist der bereit gestellte Kredit um 660 
<tt überschritten worden. Die Baukommission sowie die 
vereinigten Kommissionen haben die Bewilligung des ge
forderten Rachtraoskredits befürwortet, letztere mit lmr 
Maßaabe, daß in Zukunft Bauarbeiten nur nach Zurverfü
gungstellung der notwendigen Kredite durch den Gemeinde- 
rat auszuführen sind.

In einer lebhaften Diskussion wird das voreilige Ver
gehen des Bauamtes getadelt und nochmals darauf hinge
wiesen, daß in Zukunft vor Inangriffnahme auch von un
erwartet eintretenden Bauarbeiten die Kreditbewilligung 
des Gemeinderats abzuwarten ist: alsdann geneh- 
migt der Eemeinderat einen Nachtragskredit von 
600 -st.

16 Deckung des Fehlbetrages der evangelischen 
Kirchengemeinde.

Die Iahresrechnung der evangelischen Kirchengemeinde 
Diedenhofen schließt für das Rechnungsjahr 1911 mit 
einem Fehlbetrag von 716,79 -st ab, der naäi dem Verhält
nis des Steuervrinzipals verteilt, für die Gemeinde Die
denhofen einen Anteil-Betrag von 407,20 -st ergibt.

Die vereinigten Kommissionen haben in ihrer Sitzung 
vom 28. 11. die Bewilligung des zur Deckung des Anteil- 
betrages der Stadt erforderlichen Kredit von 407 20 -st 
empfohlen.

Im Laufe der Veralungen des Eemeinderats wünscht 
ein Mitglied, daß die evangelische Kirchengemeinde zur 
Hebung ihrer Einnahmen, ebenso wie die andern Kultus
gemeinden in Diedenhofen, die Sitzplätze in der Kirche ver
pachtet. Der Vorsitzende entaegnet, daß er bereits dahin
gehende Anregungen gemacht, seinen Vorschlägen jedoch 
entgegengehalten worden sei, daß die Einführung dieses 
Verfahrens au den Kirchenbesuch nachteilig einwirken 
werde, und der schwache Besuch keine nennenswerte Ein
nahme in Aussicht stelle,' er halte daher den Gedanken der 
Platzvermietung in der evangelischen Kirche praktisch kaum 
durchführbar.
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Der Eemeinderat bewilligt hierauf den zur 
Deckung des Fehlbetrages erforderten Kredit von 407,20 -ll.

17. Aenderung des Oktroitaris?.

Bei der Versteuerung von Zucker waren entstehen 
häufiger dadurch Differenzen, daß sich die Verpackung nicht 
immer richtig berechnen läßt. -

Die Oktroiverwaltung hat daher vorgeschlagen, zu Pos. 
24 des Oktroitarifs folgenden Zusatz zu machen:

„Bei der Ein- und Ausfuhr werden 20 als Ver
packung berechnet und hiernach das Oktroi erhoben."

Der Eemeinderat erklärt sein E i n v e r st ü n d - 
n i s.

18. Vertragsentwurf des Verkehrsvereins.
Die Verwaltung hat auf Grund der Beschlußfassung des 

Eemeinderats vom 4. Novemoer einen Vertragsentwurf 
aufgestellt und an den Verkehrsverein gesandt. Dieser hat 
an dem Entwurf einige Aenderungen vorgenommen, die 
der Eemeinderat billigen muß.

Beigeordneter Haas erläutert die vom Verkehrsver
ein als notwendig befundenen Vertragsänderungen, be- 
zeichnet dieselben als unwesentliche und bittet sie daher 
gutzuheißen:

In Z 2 A b s. 2 sind die Warte des städt. Entwurfs 
„kann nu r" durch „soll t u n l i ch st nur" ersetzt; 
ferner hat der Verkehrsverein die Worte des städt. Ent
wurfs „und soll nur als Filiale einer be
reits in Diedenhofen bestehenden Konzes
sion gelten dürfen" gestrichen.

In § ö ist die Vertragsdauer von 20 auf 1 8 I a h r e 
herabgesetzt worden, um die Einholung der Geneh
migung des Herrn Bezirkspräsidenten überflüssig zu machen.

In K 7 hat der Verkehrsverein st i l, st i s ch e Aen
derungen vorgenommen, die mit dem Wortlaute des städt. 
Entwurfs gleichbedeutend sind; ferner hat er'die Kündi
gung des Vertragsverhältnisses „in dringenden 
Fällen" vorgesehen.

8 8 ist gleichfalls nur redaktionell geändert.
In der nun folgenden Debatte führt der Vorsitzende 

aus, daß die Presse eine von ihm behauptete Tatsache be- 
stritten habe, nach welcher das vom Verkehrsverein erbetene 
Gelände bis zur Villa Levy hin reiche. Er bezieht sich auf 
einen im Sitzungssäle ausgehängten, durch den Vorstand 
des Verkehrsvereins in Auftrag gegebenen Plan, indem die 
abzutretende Fläche deutlich schraffiert bis hinter die 
Villa Levy vorgesehen ist. Der Vorsitzende weist als
dann die Insinuation, als habe er falsche Angaben ge
macht, unter Protest zurück.

Beigeordneter Walkowinski bittet im Interesse 
des Wirteoereins die an 8 2 Abs. 2 des städt. Vertragsent
wurfes vorgenommene Aenderung abzulehnen und die von 
der Stadtverwaltung oorgeschlaaene Fassung aufrecht zu er
halten; auch spricht er sich g e g e n die Befürwortung 
einer neuen Konzessionserteilung aus. Die Mitglieder M 
Franü. Beigeordneter Haas und Denz sehen in einer Neu- 
konzessionierung keine Schädigung des ortsansässigen Wirts- 
gcwerbes, da der Verkehrsverein bei der Vergebung sei
nes Wirtschaftsbetriebes einen hiesigen Wirt bevorzugen 
wird, wenn ein geeigneter Vwbhaber vorhanden ist. Mit
glied Salomon wünscht vertraglich festgeleqt zu sehen, daß 
ein Diedenhofener Wirt vorzugsweise berücksichtigt werden 
soll. Beigeordneter Haas erwidert, daß dies durch den 
Ausdruck „tunlichst" dokumentiert werde.
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Nachdem ein Antrag des Beigeordneten Walko
winski auf namentliche Abstimmung abgelehnr 
worden war, beschließt d e rl Eemeinderat die 
vom Verkehrsnerein vorgeschlagenc Fassung des tz 2 Abs. 2 
gutzuheißen und die Verwaltung zu ermächtigen, das Kon- 
zessionsgesuch des Verkehrsvereins zu befürworten.

Beigeordneter Haas bittet nunmehr, die Kündigung 
des Pertragsverhältnisses, wie von der Spezialkom- 
mission s. Zt. vorgeschlagen war, „dringenden" Fäl
len vorzubehalten. Nach einer kurzen Aussprache b e 
schließt der Gemeinderat einem Anträge des 
Mitgliedes Eocdert entsprechend, daß die für eine vor
zeitige Kündigung des Vortages sprechenden Dringlichkeits- 
gründe lediglich der Beschlußfassung des Eemeinderats vor
behalten bleiben sollen!

Der G e m e i n d e r a t genehmigt hierauf die » 
Herabsetzung der Vertragsdauer von 20 auf 18 
Jahre, billigt die obenangeführten stilistischen Aen
derungen und ermächtigt die Verwaltung zum Vertragsab
schluß.

19. Veräußerung städt. Baugelände?.
n) Der Liebhaber des Villenbauplatzes im Baublock 2 

neben der Villa Neuter hat den vom Eemeinderat unterm 
7. Oktober festgesetzten Einheitspreis von 11 01 pro giu als 
zu hoch bezeichnet und seinerseits einen Preis von 10 01 
pro gm geboten.

Die vereinigten Kommission empfehlen das Bauge
lände zu dem neuerdings gebotenen Preise von 10 01 pro 
gur zuzuschlagen, da eine kostspielige Auffüllung des frag
lichen Platzes notwendig werden wird.

Der Eemeinderat beschließt das Angebot 
von 10 01 pro gru anzu nehmen und ermächtigt die 
Verwaltung zur Einleituna des Uebergebotsverfahrens, 
zur Erfüllung der übrigen Formalitäten und zum Ver
tragsabschluß unter den üblichen Bedingungen.

1>) Der Ingenieur Kuh michel bittet um 
pachtweise Ueberlassung des neben seinem Bauplatz an 
der Kaiserin-Auguste-Viktoria-Promenade gelegenen Eck
bauplatzes in einer Größe von etwa 7 Ar.

Die vereinigten Kommissionen haben die Verpachtung 
zu st i m m e n d begutachtet unter der Voraussetzung, daß 
Kuhmichel einen Pachtzins von 4 i pro gm und Monat 
zahlt, den Platz auf entsprechenden Widerruf der Stadt je
derzeit wieder zur Verfügung stellt und einen in der Nähe 
vorbeiführenden Fußpfad nicht unterdrück!.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend dem Anträge der vereinigten Kommissionen.

<) Ein auswärtiger Liebhaber hat um Veräußerung 
des Hartenstein'schen Platzes neben dem Neubau Freuden- 
berger an der Kaiserin-Auguste-Viktoria-Promenade ge
beten und ein Gebot von 10 01 pro gui gemacht. Die ver
einigten Kommissionen haben empfohlen, den Einheits
preis derart zu normieren, daß der von der Stadt aufzu- 
wendende Rückerwerbspreis nebst Zinsen yerauskommt. 
mindestens jedoch 13,50 01 pro mu zu verlangen, falls die 
sofortige Ueberbauung des fraglichen Platzes zugesaat 
wird.

Der Vorsitzende trägt vor, daß unter Zugrundelegung 
der städtischerseits gemachten Aufwendungen der Platz erst 
zu einem Einheitspreis von 24,10 01 pro gin zugeschlagen 
werden könne, daher der Kommissionsbeschluß einer Abän
derung unterzogen werden müsse, die Festsetzung auf 24 01 
pro «M sei allerdings für die jetzigen Preisoerhältnisse bei 
weitem zu hoch, jedoch glaube er, daß ein Preis von 1b 01 

pro g,u mindestens verlangt werden müsse. Beigeordneter 
Haas empfiehlt den Preis auf 15 01 pro giu festzusetzen und 
regt an, den Liebhaber darauf hinzuweisen, daß für die 
Rückerwerbung inclus. Zinsen bis heute die Stadt selbst 
13 920 01 aufgewendet habe. Mitglied Salomon bittet um 
eine Preisfestsetzung von 16 01.

Der E e m c i n d e r a t stimmt diesem letzteren An
träge zu und ermächtigt die Verwaltung, im Falle der An
nahme des Preises von 16 <41 pro uui das llebergebotsver- 
fahren pp einzuleiten und den Verkauf unter den üblichen 
Bedingungen notariell zu verbriefen.

ck) Für den Eckplatz zwischen Collegiumstraße und Ka
rolingerring, mit einem Flächeninhalt von i.d. 9,38 Ar, isr 
ein Liebhaber vorhanden, der durch Vermittelung des Mit 
gliedes Nouviaire um Festsetzuno eines Veräußerungsprei- 
ses gebeten hat. Der Vorsitzende hält einen Preis von 12 
.41 für angemessen, weil die Änliegerkosten des fragl. Platzes 
ziemlich erheblicki werden. In der sich entspinnenden De
batte bezeichnen einzelne Mitglieder den Preis von 12 -t! 
als nicht genügend hoch und empfehlen, falls kein höheres 
Angebot gemacht werde, den Platz noch einiae Jahre zu be- 
haltent andere Mitglieder dagegen halten 12 01 pro <>in 
für zu viel und bitten einen niedrigeren Preis festzusetzen. 
Mitglied Salomon spricht sich für 'l 1 01, Mitglied Nou- 
viare für 10 M, Mitglied Eoedert für 15 01 pro aus.

Der Gemeinde rat beschließt den Preis auf 
12 01 pro um festzusetzen und dem Käufer zur Pflicht zu 
machen, den Platz sofort zu überbauen. Falls Liebhaber 
evtl. auch den n e b e n l i e g e n d e n Platz zu erwerben 
wünscht, wie dies angedeutet wurde, soll dieser gleich
falls für 12 01 pro gin zugeschlagen werden. Die Ver
waltung wird ermächtigt evtl. das llebergcbotsverfahren 
einzuleiten, die sonstigen Formalitäten zu erfüllen und die 
Ä aufaktverbriefung vorzunehmeu.

Mitglied Zimmer erklärt in seinem Namen und im 
Auftrage des Mitgliedes Richard, daß weder er noch 
Herr Richard an irgend einer Geheimsitzung von Eemeinde- 
ratsmitgliedern teilgenommen hätten und daß sie sich dem 
dem Herrn Bürgermeister unter Punkt 2 der Tages
ordnung vom Eemeinderat in namentlicher Abstimmung 
erteilten Vertrauensvotum und der gleichzeitig ab
gegebenen Erklärung an schließen.

20. Geländeerwerb.
Der Vorsitzende trägt vor, daß zur Durchführung der 

Monhofenerstraßc der Erwerb von ca. 180 gm Gelände 
einer den Erben Him-Him in St. Franz gehörigen Erund- 
stucksparzelle mit der Katasterbezeichnung Sect A Ge
wann Niederfeld Nr. 375p erforderlich sei und er zu diesem 
Zwecke mit einem Vertreter der gen. Erben Kaufverhand
lungen gepflogen habe, deren Ergebnis sei nun, daß die 
Erben Him-Him sich zur Veräußerung der gesamten Erund- 
stucksparzelle mit einem Flächeninhalt von 13,30 Ar zum 
Preise von 350 01 pro Ar unter der Bedingung einverstan
den erklärt haben, daß die Stadt auf den ihr zufallenden 
Anteil der Wertzuwachssteuer zu Gunsten der Veräußerer 
verzichtet,' der Vorsitzende hält den vereinbarten Preis von 
350 01 pro Ar für angemessen, umsomehr, als das Gelände 
niit 60 m an der Straßenfrontgrenze circa 24 ru Tiefe habe 
und günstig gelegen sei; er bittet den Verkauf qutzu- 
heißen.

Die Baukommission sowie die vereinigten Kommissio
nen haben sich für den Ankauf ausgesprochen.

Der Eemeinderat beschließt den Erwerb der Him-Him- 
schen Parzelle Sect. A Nr. 375p zum Preise von 350 -N pro 
Ar und unter Verzichtleistung auf den ihr an der Wertzu
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wachssteuer zustehenden Änteil, ermächtigt die Verwaltung 
zum Vertragsabschluß und bewilligt den erforderlichen 
Kredit.

21. Festsetzung einer Vausnst.
Der Ingenieur Kuhmichel hat bei Verbriefung des 

Aktes über den Erwerb eines Bauplatzes au der Kaiserin 
Auguste Viktoria Promenade die Einräumung der rm 
Lastenhefte vorgesehenen 6jährigen Baufrist verlangt. Die 
Verwaltung rst zunächst auf diese Forderung nicht einge
gangen, weil freihändige Veräußerungen in der Regel an 
die sofortige lleberbauung gebunden sind. Nachdem die 
vereinigten Kommissionen die Einräumung einer 6jährigen 
Taufrist befürwortet haben, hat die Verwaltung den Akt 
verbrieft. Die Genehmigung der eingeräumten Frist wäre 
noch vom Gemeinderat nachträglich zu erteilen.

Auf Antrag des Vorsitzenden wird die siagl. Geneh
migung erteilt.

22. Verlängerung einer Vaufrist.

Der Bauunternehmer Zangiacomi ist Besitzer eines 
durch Akt vom 14. Januar 1911 erworbenen, auf die Hilde- 
gardstraße stoßenden, zwischen seinem Hause und dem Neu
bau Arendt gelegenen Bauplatzes mit einem Flächeninhalt 
von 1,26 Ar, der vor Ablauf des Jahres 1912 überbaut sein 
müßte. Zangiacomi, welcher von der Verwaltung auf die 
übernommene Verpflichtung und die evtl. aus einer Wei
gerung entstehenden Folgen aufmerksam g< macht worden 
ist, erbittet eine Baufristoerlängerung bis Juli 1913.

Der Gemeinderat gewährt eine Fristverlän
gerung bis Juli 1913.

23. Ttratzenreinigung und Müllabfuhr.

Der Vorsitzende erläutert, daß in einer von 16 Mit
gliedern besuchten besonderen Sitzung der vereinigten Kom
missionen am 11. 11. d. Js. die Frage der Straßenreini- 
gung- und Müllabfuhr einer sehr eingehenden Prüfung 
unterzogen worden sei, und daß, nachdem der Gemeinderat 
in seiner Sitzung vom 4. November letzthin die Straßenreü- 
nigungsgebllhren pro 1912 auf den vor dem 1. April 1912, 
geltenden Gebührensatz wieder ermäßigt hat, die vereinig
ten Kommission mit 11 gegen 2 Stimmen dem Gemeinderat 
empfehlen folgendes zu beschließen:

1) Die Gebührenfestsetzung der Straßenreinigung und 
der Müllabfuhr soll getrennt behandelt werden;

2) Vom 1. April 1913 ob soll der frühere Modus, nach 
welchem jeder vor dem eigenen Hause zu kehren hat, wieder 
eingeführt werden, und zwar ist jeder Hausbesitzer bezw 
Geschäftsinhaber verpflichtet, in der Front seines Hauses 
bezw. Ladens das Trottoir und die Hälfte der Straßenfahr- 
bahn bis zu 5 m Tiefe, und wo keine Trottoirs vorhan
den sind, bis zu 8 m Tiefe zu reinigen.

3) Das bisher übliche System der Müllabfuhr ist in 
Zukunft weiter durchzuführen mit der Modifikation, daß 
auf besonderen Antrag die Müllabfuhr auch durch Private 
erfolgen darf; in diesem Falle iü der Nachweis zu er
bringen, was mit dem Müll geschieht und soll strenge Kon
trolle eingeführt werden, damit den sanitären Anforderun
gen entsprochen wird. Die entstehenden Kosten werden 
durch die Produzenten getragen. Die Erhebung der Ab
fuhrgebühren soll nach dem abgestuften Nutzungswerte der 
Mietswohnungen monatlich pränumerando erfolgen und 
darf im Durchschnitt 1,2 A derselben nicht übersteigern Die 
Eesamt-Mietswerte der angemeldeten Wohnungen sind zu- 
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sammenzustellen und auf die der Stadt entstehenden Ab
fuhrküsten bis zum Betrage von 15 000 M zu verteilen.

4) Zur teilweisen Deckung des pro 1912 infolge Er
mäßigung des Eebürensatzes der Straßenreinigung und 
Müllabfuhr entstandenen Einnahmeausfalles von ca. 20 000 
M, empfehlen die vereinigten Kommissionen, die vorstehend 
in Vorschlag gebrachte Müllabfuhr schon am 1. Janua?1913 
in Kraft treten zu lassen, den verbleibenden Ausfall jedoch 
auf das Rechnungsjahr 1913 zu überschreiben.

In der nun folgenden Debatte weist Mitglied 
Nouviaire darauf hin, daß die vereinigten Kommissio
nen die Erhebung der Abfuhrgebühren nach den Nutzungs- 
werten der Mietswohnungen in Vorschlag gebracht und da
durch die Beanstandung der Veranlagung von Ladenlokalen 
ermöglicht Hütten; er bittet auch die letzteren in die Bei
tragspflicht einzubeziehen.

Mitglied Schiltz führt aus, daß gegen ihn der 
Vorwurf erhoben worden sei, er habe eine ihm übergebene, 
an den Gemeinderat gerichtete Petition der Einwohner
schaft in St. Franz auf Beibehaltung des bisherigen Modus 
der Erhebung der Straßenreinigung- und Mnllabfuhrgebüh- 
ren verspätet abgegeben, trotzdem die fragl. Eingabe vor 
der Sitzung einem städt. Beamten ausgehändigt worden sei. 
Der Vorsitzende erwidert, daß nach von ihm gemachten Er
hebungen die Eingabe der St. Franzer Einwohner durch 
Herrn Schiltz rechtzeitig abgegeben, ihni jedoch erst am 
Tage nach der Sitzuim -u Gesicht gekommen sei, da der Be
amte die Bittschrift auf seinen Streibtisch gelegt hatte ohne 
ihn davon in Kenntnis zu setzen.

Nachdem der Vorsitzende einigen Mitgliedern auf das 
Kehr- pp-Wesen bezügliche Anfragen beantwortet und die 
Einführung eines Abonnements für Kehren von Straßen- 
teilen vor Privatgrundstücken durcb die Stadt in Aussicht 
gestellt hatte, beantragt Mitglied Eoedert, 
die B e i b e h a l t u n g der Straßenreinigung und Müllab
fuhr in städtischer Regie unter Festsetzung einer Gebühr in 
Höhe von 1 -L der Eebäudenutzungswerte.

Der Gemeinderat erhob hierauf die von den ver
einigten Kommissionen gemachten V o rschläge zum 
Beschluß und bestimmte, daß auch von Ladenmietern 
.Müllabfuhrgebühren erhoben werden sollen.

24. Anwendung des Angestelltenversicherungsgesetzes 
auf die Kemeindebeamten.

Der Vorsitzende macht folgenve Ausführungen:
Das mit dem 1. Januar 1913 in Kraft tretende Ange- 

stelltenversicherungsgesetz wird auch auf einige städt. Ange
stellte, die nicht Beamteneigenschaft besitzen, Anwendung 
finden müssen, und hat der Gemeinderat daher darüber Be
schluß zu fassen, ob für die evtl. versicherungspflichtigen An
gestellten die Stadt die Garantien der Angestelltenversiche- 
rungsgesetzgebung übernehmen will, um eine Befreiung 
von der Beitragspflicht herbeizusühren. Die Aufnahme in 
die Versicherung schließt die Leistung von Versicherungsbei
trägen in sich, die für die Stadt jährlich zwischen 40,80 M 
bis 120 -N pro Person betragen und in gleicher Höhe von 
den Angestellten selbst aufzubringen sind. Diese Beiträge 
werden je nach der Höhe der Gehaltsbezüge in einem Zeit
raum von 10 Jahren mit Zinsen und Zinseszinsen für einen 
Beamten auf 522,24 M bis 1618,36 M anwachsen. Als 
Gegenleistung gewährt die Angestelltenversicherung nach 
lOjähriger Zugehörigkeit, beim Eintritt von Invalidität 
oder Altersschwachheit, Renten, die sich zwischen 204 -N und 
600 M bewegen und die stetig steigen um bei einer 40jäh-
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rigen Zugehörigkeit zur Versicherung von 510 M bis zu 1500 
<N anzuwachsen.

Die im Dienste der Stadt stehenden Angestellten Bau- 
assistent Knaf, Techniker Schifferdecker und Kanalmeister 
Finqueneisel sind mit Anstellungsverfllgungen ausgestattet, 
die den Genannten nach abgelegter lOjähriger Dienstzeit 
Anspruch auf Ruhegehalt nach den für die städt. Beamten 
geltenden Bestimmungen zusichern. Es kann nicht empfoh
len werden, diese Personen auch nach den Bestimmungen 
des Angestelltenversicherungsgesetzes zu versicheru, da sie be
reits nach 3)4 bis 4'/^ Jahren bei der Stadt Pensionsrechte 
erworben haben, daher die beiderseitigen Beitragsleistun
gen zur Angestelltenoersicherung für diese Zeit als nutzlose 
Ausgaben anzusehen wären. Da die Stellungen der bezeich
neten Stelleninhaber auch über eine 10jährige Dienstzeit 
hinaus von der Stadt beibehalten werden, kann die Ueber
nahme der von der Angestelltenverücherung gewährleisteten 
Rentenbezüge auf die Gemeinde und dadurch die Entbin
dung von der Veitragspflicht herbeigefllhrt werden. Die 
vereinigten Kommiiüonen haben im Hinblick darauf, daß 
die weitere Verwendung der Angestellten Knaf, Schiffer
decker und Finqueneisel im städt. Dienste außer Frage steht, 
die Uebernahme der durch das Angestelltenversicherungsge- 
setz zugestandenen Rentenzusicherungen auf die Stadt em
pfohlen.

Der Gemeinderat erhebt den Vorschlag der ver
einigten Kommissionen zum Beschluß.

Neben den bereits angeführten städt. Angestellten be
schäftigt die Stadt acht weitere Personen und zwar die Ok- 
troiaufseher Christiäny, Jsch, Mathis, Schneider, den Stra- 
ßenreinigungsaufseher Martin, den Architekten Münster 
den Techniker Bobbert und den Gehilfen Wegel, die in ver- 
sicherungspflichtigen Verhältnissen tätig sind und voraus
sichtlich der Versicherungspflicht gemäß den Bestimmungen 
des AngestelltenversicherungWesetzes unterliegen. Die erste
ren fünf, vier Oktroiaufseher und ein Straßenreinigungs- 
oufseher, haben vor ihrem Eintritt in den Gemeindedienst 
Stellungen inne gehabt, die nicht unter den Begriff der 
Angestelltenversicherungsgesetzgebung fallen und werden 
auch nach Ausgabe des Eemeindedienstes zweifellos wieder 
in solche Dienstverhältnisse zurückkehren: ihre Beschäfti
gung im städt. Dienste iO nur vorübergehender 
Natur und daher gemäß dem Angestelltenversicherungsge- 
setz nicht oersicherungspflichtig.

Der Gemeinderat ist der Ansicht, daß die gen. 
fünf Personen Lhristiany, Jsch, Mathis, Schneider und 
Martin im Hinblick auf ihre vorläufige vorüber
gehende Beschäftigung nach den Bestimmungen des 
10 des Angestelltenoersicherungsgesetzes nicht im Ange
stelltenverhältnis stehen und daher der Versicherungs
pflicht nicht unterliegen. Eine Gewähr
leistung von Rechten irgend welcher Natur wird daher 
abgelehnt

Die schließlich noch verbleibenden, im Angestelltenver
hältnis stehenden Personen Architekt Münster, Techniker 
Bobbert und Gehilfe Wegel, nehmen Stellungen ein, die 
ständigen Gemeindeämtern gleich zu achten sind: sie wer
den wohl auch ständig in Eemeindediensten beschäftigt wer
den. Bezüglich ihrer wäre zu beschließen, ob die Stadt die 
Zuncherungen der Angestelltenversicherung übernimmt oder 
die Entrichtung von Versicherungsbeiträgen vorgezogen 
wird.

Die vereinigten Kommissionen haben empfohlen, dem 
Gehilfen Wegel städtischerseits die durch das Angestellten- 
versicherungsgesetz gemachten Zugeständnisse einzuräumen, 
dem Architekten Münster und dem Techniker Nobbert da

gegen diese Zugeständnisse nur insofern einzuräumen, ais 
ihnen.falls sie aus dem städt. Dienste ausscheiden bevor sie 
Anspruch auf Rentenbewilligung haben, itädtiicherseits erne 
Zuwendung in der Höhe gemacht werden soll, die den stäor. 
Beiträgen zur Angestelltenversicherung für die Zeit ihres 
Dienstverhältnisses bei der Stadt entsprechen würde.

Nach kurzer Debatte kommt der G e m e i n d e r a t zu 
der Ueberzeugung, daß bezgl. der zuletzt genannten Ange
stellten Wegel, Münster und Bobbert in eine Prüfung 
der Rechtslage einzutreten und zunächst festzustellen 
ist, ob die von der Kommission vorgeschlagene Lösung nach 
Lage der Gesetzesbestimmungen durchführbar erscheint. Als
dann soll der Gemeinderat zu einer erneuten Beschlußfas
sung angegangen werden.

25. Verlegung des Exerzierschuppens bei der
Stadkmühle.

Der Vorsitzende beantragt Vertagung, da der 
vorgelegte Kostenanschlag von der Baukommission noch zu 
hoch befunden wurde. Die Verwaltung hat eine Ausschrei
bung der Verlegung angeordnet, die eine Grundlage über 
die Höhe der entstehenden Verlegungskosten geben soll, ohne 
daß deswegen die Stadt irgend welche Verpflichtungen ge
genüber den Bietern eingeht.

Der Eemeinderat ist einverstanden.

26. Ausbesserung des Lurgunderrings.

Der Vorsitzende erläutert, daß nach einem vom Stadt
bauamte aufgestellten Kostenanschläge für Instandsetzung 
einzelner Strecken des Burgunder- und Vaubanrings 2100 
M benötigt würden, die Baukommission jedoch nur eine 
Ausbesserung der schadhaftesten Stellen gewünscht und hier
für einen Kredit von 700 M befürwortet hätte.

Der Eemeinderat bewilligt den erforder
lichen Kredit von 700 M.

Mitglied Nouviaire bittet bei diesem Anlaß 
auch die St. P e t e r st r a ß e alsbald aus bessern zu 
lassen. Mitglied Denz frügt an, warum die vom Ee
meinderat beschlossene Ausbesserung der Lay
deckerstraße noch nicht erfolgt sei. Der Vorsitzende er
klärt, daß die St. Peterstraße demnächst ausgebessert und 
die Beantwortung der Anfrage des Herrn Denz in der näch
sten Sitzung erfolgen werde.

27. Anliegerkosten der Pellrerschule.

Die Schwestern der göttlichen Vorsehung haben um Er
laß bezw. Ermäßigung der von ihnen für Errichtung eines 
Gebäudes an der Lrauserpromenade geschuldeten, und von 
der Stadt eingeforderten Anliegerkosten gebeten und 
ihren Niederschlagungsantrag teilweise auf rechtliche Vor
aussetzungen gestützt, teilweise Villigkeitsgründe geltend 
gemacht. Neben ihrem Antrag auf Ersaß bezw. Ermäßi
gung haben die gen. Schwestern die städt. Anliegerkosten
forderung auch im Rekursverfahren angefochten.

Die vereinigten Kommissionen haben die Angelegen
heit einer Prüfung unterzogen und sind zu der Ueberzeu
gung gelangt, daß weder Rechts- noch Villigkeitsgründe für 
einen Erlaß sprechen: sie haben daher die Ablehnung 
des gestellten Antrages empfohlen.

Der Ee.meinderat beschließt dem Anträge 
der vereinigten Kommissionen entsprechend.
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28. Vertrauliche Mitteilungen.
(Siehe Eeheimprotokoll.)

29. Verschiedenes,
Wasserlieferungsvertrag mit der Ge

meinde Monhofen.

Die Gemeinde Monhofen, welche gemäß ihren vertrag
lichen Verpflichtungen um Zahlung eines Wasserabgabebe
trages von 82,44 ersucht worden ist, bittet diesen Betrag 
niederzuschlagen, da die Monhofener Wasserleitung noch 
nicht hergestellt sei, daher die Wasserentnahme noch nicht 

begonnen habe; die Verzögerung des Ausbaus der Wasser
leitung sei dadurch entstanden, daß die Genehmigung der 
Zuschlagserteilung zu lange auf sich habe warten lassen ohne, 
daß die Gemeinde Monhofen deren Beschleunigung habe 
herbeiführen können. Gleichzeitig hat die Gemeinde Mön- 
hofen gebeten, den mit der Gemeinde Diedenhofen abge
schlossenen Wasserlieferungsvertrag erst nach Fertigstellung 
der Monhofener Wasserleitung in Kraft treten zu lassen. 
Die vereinigten Kommissionen haben empfohlen, dem Nie- 
derschlagungsnntrag zu entsprechen und den Wasserliefer
ungsvertrag spätestens am 1. April 1913 in Kraft treten 
zu lassen.

Der Gemeinderat schließt sich diesen 
Vorschlägen an. <



Bericht 
über die 

Gkiueinderats-Sitzung 
vvm 7. Dezember 1912, vormittags 11 Uhr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
dem Vorsitze des Beigeordneten Haas, die Beigeordneten 
Walkowinski und Roth, sowie die Mitglieder Christian, 
Denz, Franck Joh., Fvan<,wis, Frank Heinr., Eoedert, Dr. 
Kuborn, Dr. Medernach, P. Müller, P. Nouviaire, Pfan- 
schilling, Reuter, Richard, Röchling, Salomon, Schiltz, 
Steimetz, Wehrmann und Zimmer.

Mit Entschuldigung fehlte der Bürgermeister Berken- 
heier.

Außerdem wohnte Sekretär Hamburger der Sitzung 
bei.

Tagesordnung:
Ernennung des Herrn Bürgermeisters zum besoldeten 

Bürgermeister und Verlängerung der Amtszeit desselben 
bis zum Jahre 192V.

Der Vorsitzende, Beigeordneter Haas, teilt mit, daß 
der Eemeinderat zur außerordentlichen Sitzung einberufen 
worden sei, um im Anschluß an die vorhergegangene ge
heime Sitzung der vereinigten Kommissionen über die Er
nennung des Herrn Bürgermeisters zum besoldeten Bür
germeister sowie die Verlängerung dessen Amtszeit bis zum 
Jahre 1920 Beschluß zu fassen. Er bittet zunächst die 
Dringlichkeit des zur Beratung anstehenden Punk
tes der Tagesordnung anzuerkennen. Nachdem gegen die
sen Antrag Einspruch nicht erhoben worden ist, 
wird der tz 20 des Geschäftsordnung betr. Wahl des Bür. 
germeisters, vorgelesen. Alsdann empfiehlt er dem Wort
laute des genannten § entsprechend einen Wahlvor
stand zu bilden, und in denselben die Mitglieder Röch
ling und Nouviaire zu berufen, letzteren zugleich als 
Schriftführer. Es erhebt sich hiergegen kein Widerspruch 
und nehmen die Herren Röchling und Nouviaire neben 
dem Vorsitzenden, der zugleich als Wahlleiter fungiert, 
Platz.

Mitglied Dr. M edernach hält es für notwen
dig, daß zunächst im Prinzip über die Anstellung eines be
soldeten Bürgermeisters unter Festsetzung dessen Gehaltsbe- 
züge und der Amtsdauer Beschluß gefaßt werden möge, und 
daß alsdann über die Anwendung des gefaßten Beschlusses 
auf Herrn Bürgermeister Berkenheier Stellung genommen 
werde.

Nachdem Beigeordneter Walkowinski dieser Anregung 
beigepflichtet und der Vorsitzende erklärt hatte, gegen die
selbe keine Bedenken zu haben, beschloß der Ee
meinderat einstimmig, daß in geheimer Ab
stimmung über die Ernennung eines besoldeten Bürger
meisters Beschluß gefaßt werden solle.

Der Vorsitzende formulierte nun folgenden Antrag:
„Der Eemeinderat wolle beschließen, sofort einen 

besoldeten Bürgermeister mit einer Amtsdauer bis zur 
Neuwahl des Eemeinderats im Jahre 1920 anzustellen, 
und die Besoldung für denselben, ab 1. April 1913, auf 

jährlich 7000 unter Ausschließung jeglicher Pensions- 
ansprüche, festsetzen."

Hierauf forderte der Vorsitzende die Mitglieder des 
Eemeinderats auf, über den von ihm formulierten Antrag 
mit „ja" oder „nein" abzustimmen. Die anwesenden Mit
glieder wurden zu diesem Zwecke der Reihe nach mit Na
men aufgerufen zur Abgabe ihrer Stimmzettel in die vor 
Beginn der Abstimmung als leer befundene Wahlurne.

Es wurden 22 Stimmzettel abgegeben, die der Vor
sitzende öffnete und verlas.

18 Zettel trugen den Vermerk „ja", 3 Zettel trugen 
den Vermerk „nein", 1 Zettel war unbeschrieben.

Der Vorsitzende erklärte, daß auf Grund dieses Ab- 
stimmungsresultats der Eemeinderat die sofor
tige Anstellung eines besoldeten Bürgermeisters bis zu 
den im Jahre 1920 stattfindenden Neuwahlen des Eemein
derats, sowie das Gehalt für denselben ab 1. April 1913 
in Höhe von 7000 N, unter Ausschluß jeglicher Pensions- 
anspriiche, beschlossen und damit die Bitte an die 
Regierung um Genehmigung dieses Beschluß verbunden 
habe.

Der Vorsitzende bat nunmehr zur Erledigung der 
Personenfrage zu schreiten.

Die einzelnen Mitglieder traten wiederum in der vom 
Vorsitzenden aufgerufenen Reihenfolge zur Wahlurne, und 
gaben ihre Stimmzettel ab. Es sind 22 Stimmzettel ab
gegeben worden, die vcm Vorsitzenden verlesen wurden.

Es lauteten 19 Stimmzettel auf den Namen Berken
heier, 3 Zettel waren unbeschrieben.

Der Eemeinderat hat somit beschlossen, 
Herrn Bürgermeister Berkenheier unter den 
in vorstehendem Beschluß enthaltenen Bedingungen der 
Regierung zum besoldeten Bür germeister der 
Stadt Diedenhofen mit der Bitte um Bestätigung in Vor
schlag zu bringen.

Der Vorsitzende teilte alsdann dem bis dahin abwe
send gewesenen Bürgermeister. Herrn Berkenheier, das 
Ergebnis der Beschlußfassung des Eemeinderats mit fost 
gender Ansprache mit:

„Verehrter Herr Bürgermeister!
„Der Eemeinderat hat soeben den durch mich Ihnen 

„bekannt gegebenen Beschluß gefaßt.
„Wenn der Gemeinderat auf Grund der gesetzlichen 

„Befugnisse, nach reiflicher Erwägung zum Beschlusse ge
langte. so enthält dieser zunächst die wertvollste Würdi- 
„gu-'g Ihrer bisherigen amtlichen Tätigkeit; andererseits 
„enthält Ihre Bestellung als besoldeter Bürgermeister 
„mit der ausgesprochenen Verlängerung Ihrer Amtszeit 
„ausgezeichnete Bürgschaften dafür, daß Ihre Amtsge- 
„schäfte unbeirrt von äußeren Einflüssen bleiben und Sie 
„Ihre erweiterte Amtszeit im Einklang mit den Wünschen 
„des Kemeinderats und den wirklichen, unzerstörbaren In
teressen unserer lieben Stadt, dazu verwenden können, 
„in weitausschauender Fürsorge, in rastlosem Eifer die 
„großen in der nächsten Zukunft begründeten Aufgaben un
terer vorwärts aufstrebenden Stadtgemeinde einem glück
lichen Erfolge zuzuführen.

„Geschützt durch die wünschenswerten Earantieen, die 
„Sie und uns umgeben, sind Sie nunmehr in der glückli
chen Jage mit vermehrter Energie, mit vermehrter Ar- 
„beitsfreudigkeit an Ihre verantwortungsreiche Aufgabe 
„heranzutreten.

„Daß all diese Aufgaben Ihnen in vollem Matze ge
lingen und zum Segen und zur Wohlfahrt unserer lieben
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„Stadt ausschlagen mögen, ist unser einziger und Heister 
„Wunsch."

Herr Bürgermeister antwortete auf die an ihn. gerich
tete,Ansprache mit annähernd folgenden Worten:

„Ich danke dem Eemeinderat herzlich für das mir 
„durch die Wahl zum Berufsbürgermeister der Stadt Die- 
„denhofen bewiesene Vertrauen und erkläre mich zur An- 
„nahme derselben bereit. Wenn Sie diese Wahl herbeige- 
„fllhrt haben, so ist es wohl geschehen, weil einerseits die 
„Bestimmungen der Eemeindeordnung die Verlängerung 
„meiner Amtszeit als Ehrenbürgermeister nicht zulassen, 
„andererseits Sie durch meine Wahl zum Berufsbürger- 
„meister der Stadt Diedenhofen meine Person sichern woll- 
„ten.

„Ich betrachte das als ein großes Vertrauensvotum, 
„für das ich insbesondere meinen Herren Kollegen der Ver- 
„roaltung danke, die in uneigennütziger Weise Ihnen den 
„Vorschlag unterbreitet haben. Als Berufsbürgermeister 
„werde ich für Sie dasselbe wie vorher sein. Meine Person, 

„meine Tätigkeit kann sich dadurch nicht verändern, es sei 
„denn, daß eine größere Arbeitsfreudigkeit mein Handeln 
„beseelen wird. Gleichzeitig gebe ich die Versicherung, daß 
„ich wie bisher, alle meine Eigenschaften, mein ganzes 
„Wirken und Können uneigennützig in den Dienst der 
„Stadt Diedenhofen stelle, um mit vermehrter Energie die 
„mir als Bürgermeister obliegenden Aufgaben zu Ihrer 
„vollen Zuriedenheit zu. lösen. Wie unsere gemeinsame 
„bisherige Tätigkeit eine ersprießliche war, so hoffe'ich auch 
„in Zukunft mit dem Gemeinderat vereint zusammenzuar- 
„beiten und die noch kommenden Aufgaben im Interesse 
„der Allgemeinheit zum Besten der Stadt einer glücklichen 
„Lösung entgegenzuführen. Ich hoffe ferner, daß auch dieje- 
„nigen, die heute dem Beschlusse des Eemeinderats nicht zu- 
„stimmten, bald die Ueberzeugung gewinnen, daß das, was 
„der Gemeinderat soeben getan hat, recht gewesen ist.

„Meine Herren ich danke Ihnen nochmals für das mir 
„geschenkte Vertrauen."

(Beifall.)
Schluß der Sitzung 12 Uhr mittags.



Bericht
über die

Gemeinderütssitzung vom 16. Januar 1913
Wackrnittcigs 4 Mkr.

Anwesend waren bei Eröffnung der Sitzung unter dem 
Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier die Beigeordneten 
Walkowinski und Haas , sowie die Mitglieder: Christian, 
Denz, Franck Ioh., Franpois, Frank H., Eoedert, Dr. Ku
born, Dr. Medernach, Atüller, Nouviaire, Pfanschilling, 
Richard, Röchling, Salomon, Steimetz, Schiltz Wehrmann 
und Zimmer.

Abwesend Mitglied Reuter.
Schriftführer Sekretär Hombourger.

Tagesordnung.
l .Wahl eines Beigeordneten.
2 . Mitteilungen.
8. Interpellation.
4. Wahl eines Spital- und Armenratsmitgliedes.
5. Wahl von Mitgliedern der Gesundheitskommission.
6. Niederschlagung von Handwerkskammerkosten.
7. Niederschlagung von Kanalgebühren.
8. Gewährung einer Freistelle an der Realschule.
9. Gesuch einer Lehrerin um Anrechnung von Dienst- 

jahren.
10. Beschaffung einer Festschrift.
11. Bergebung von Straßenwalzarbeiten.
12. Abbruch des alten Polizeigebäudes.
18. Errichtung eines Kühlhauses.
14. Dktroiangelegenheit.
15. Antrag auf Bewilligung einer Beihilfe zur Veran

staltung eines Maskenzuges.
16. Erwerb von Bau- und Stratzengelüude.
17. Stratzenreinigung und Müllabfuhr.
18. Bewilligung eines Nachtragskredit für Stratzenrei

nigung.
19. Gewährung eines Dauzuschusses.
20. Festsetzung einer Hebereolle für Anliegerkosten.
21. Vornahme von Baumpflanzungen.
22. Instandsetzung des Leidtweges.

Bor Eintritt in die Tagesordnung führt der Vor
sitzende aus: Die erste Gelegenheit des Zusammentritts 
des Eemeinderats im neuen Jahre will ich nicht vorüber
gehen lassen, ohne Ihnen wie Ihren Familien meine 
Herren, wie üblich meine besten Glück- und Segenswünsche 
für das neue Jahr darzubringen. Leider hat das Jahr 
1912 in den Gemeinderat eine grohe Lücke gerissen; nach
dem erst vor einigen Monaten unser geschätztes Mitglied 
Caillour verstorben, ist nun auch unser guter Beigeordne
ter Herr Roth durch den Tod abberufen worden; noch in der 
letzten Gemeinderatssitzung und einer dieser folgenden 
Kommissionssitzung war Herr Roth hier anwesend und hat 
bis zuletzt, ja bis zum Todestage seine Arbeiten als Bei
geordneter, soweit seine Kräfte hierzu noch herreichten, er
ledigt. Wenn wir auch schweren Herzens seine Kräfte im

mer mehr schwinden sahen, so waren wir dennoch alle 
schmerzlich betroffen von dem rapid eingetrerenen Ableben 
des so biederen Kollegen und Freundes. Herr Roth war 
von vornehmen und biederen Charakter und ging an
dauernd im, Stillen seiner Beschäftigung nach. Wegen sei
nes ehrlichen Charakters hat Herr Roth sich die allseitige 
Achtung erworben und-turnte keinen Neid oder Hatz, er 
hatte nur Freunde; sein Andenken werden wir dauernd in 
Ehren halten.

Zu Ehren des Verstorbenen erhebt sich der Gemeinde- 
rat von seinen Sitzen.

1. Wahl eines Beigeordneten.
Der Vorsitzende teilt mit, datz die vereinigten Kom

missionen in einer ihrer letzten Sitzungen in Uebereinstim
mung mit der Verwaltung einstimmig der Ansicht gewesen 
seien, zur geregelten Fortführung des städt. Verwaltungs- 
betriebes die Wahl eines Beigeordneten durch den Eemein- 
Lerat alsbald vornehmen zu lassen. Er bringt alsdann den

20 der Geschäftsordnung betreffend die Wahl der Beige
ordneten zur Verlesung und bittet den Wahlvorstand zu be
nennen. Auf Vorschlag des Mitgliedes Dr. Medernach 
werden in den Wahlvorstand die Herren Beigeordneten 
Walkowinski und Haas, letzterer zugleich als Schriftfüh
rer berufen. Nachdem die Mitglieder Dr. Medernach und 
Zimmer gebeten hatten, von einer Abgabe von Stimmen 
auf ihren Namen abzusehen, stellte Mitglied Denz den 
Antrag eine Sprechpause eintreten zu lasten, damit die 
einzelnen Mitglieder sich darüber schlüssig werden könnten, 
welcher Kandidat in Frage komme. Mitglied Schiltz hält 
die Sprechpause erst nach dem 1. Wahlgang für angebracht. 
Mitglied Wehrmann frügt an, ob die noch im Amt befind
lichen beiden Beigeordneten nicht evtl. bereit seien, bis 
zur Beendigung ihres Mandates das Arbeitspensum des 
verstorbenen Beigeordneten, Herrn Roth, mitzullberneh- 
men. Nach einer erneuten Darlegung der für die sofortige 
Wahl eines Beigeordneten sprechenden Gründe und nach 
Abgabe der Erklärung der Beigeordneten Walkowinski 
und Haas, datz sie den von dem Vorsitzenden gemachten Er
örterungen beiträten, beschloß der Eemeinderat 
dem Antrag Denz entsprechend eine Sprechpause von 5 
Minuten eintreten zu lasten.

Herr Wehrmauer erscheint nicht wieder in der Sitzung.
Bei Wiedereröffnung der Sitzung überzeugte sich der 

Wahlvorstand zunächst davon, datz die Wahlurne leer sei. 
Der Vorsitzende rief nunmehr die Mitglieder in alphabe
tischer Reihenfolge mit Namen auf, nahm deren Stimm
zettel in Empfang und legte sie uaeröfsnet in die Wahl
urne

Es wurden 20 Stimmzettel abgegeben und erhielten:
Mitglied Richard 18 Stimmen.
Mitglied Franck Ioh. 1 Stimme.
Mitglied Schiltz 1 Stimme.

Außerdem wurden 5 unbeschriebene Stimmzettel abge
geben.

Da Herr Richard mehr als die Hälfte der abge
gebenen gültigen Stimmen erhalten hat, ist er gewählt 
und wird der Regierung zur Ernennung in Vorschlag ge
bracht.

Auf Befragen des Vorsitzenden erklärte Herr Richard 
die Wahl anzunehmen; er dankte dem Gemeinderat 
für. das ihm entgegengebrachte Vertrauen und erklärte, die 
ihm als Beigeordneten obliegenden Pflichten nach bestem 
Können, zu erfüllen.
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Auf Antrag des Vorsitzenden wird eine von der Oktroi- 
verwaltung beantragte Aenderung des Oktroita
rifs als dringliche Angelegenheit anerkannnt und sofort 
in deren Beratung eingetreten:

Der Vorsitzende führt alsdann aus, daß das Landge
richt Zabern als Berufungsinstanz Erbsenkonferven als 
steuerpflichtig bezeichnet habe. Die Oktroiverwaltung habe 
daher gebeten bei Position 25 des Oktroitarifs der Stadt 
Diedenhofen, welcher lautet:

25. Gemüse- und Fruchtkonserven jeder Art in herme
tisch verschlossener Verpackung mit Ausnahme von Hülsen- 
früchten die Worte „mit Ausnahme von Hülsenfrüchten" zu 
streichen.

Auf Antrag des Mitgliedes Müller beschließtder 
Gemeinde rat die Beschlußfassung zu vertagen 
bis das Oberlandesgericht Colmar in der Angelegenheit 
eine Entscheidung getroffen habe.

Die Eemeideratsberichte vom 7. Ok
tober und 4. November 1912 werden geneh
migt.

Abf Anregung des Mitgliedes Dr. Medernach be
schließt der Eemeinderat , daß in den Eemeinderats- 
protokollen, die Mitglieder die bei Beginn der Sitzung 
mit Entschuldigung fehlen bezw. erst nach Beginn der 
Sitzung erscheinen, unter einer Rubrik: „Während 
der Sitzung sind erschienen" aufzuführen sind.

2. Mitteilungen.
u) Der Vorsitzende teilt mit, daß auch in diesem Jahre 

wieder gelegentlich des Kaisersgeburtstags- 
Festessen, mündlich und schriftlich der Wunsch aus
gesprochen worden sei; daß die Plätze an der Festtafel 
wieder im voraus belegt werden können. Er bittet, noch
mals sich zu den Wünschen zu äußern, glaubt jedoch sei
nerseits empfehlen zu können, es bei dem in den letzten 
Jahren geübten Modus zu belasten.

Der Eemeinderat ist, mit Rücksicht auf frühere 
Beschwerden, die bei der Platzbelegung eintraten, der 
Ansicht, daß der Brauch des Nichtbelegens von 
Plätzen den Vorzug verdient und beschließt es bei diesem 
zu belassen.

Mitglied Frank teilt sodann mit, daß die Her
ren Reserve pp. Offiziere ein eigenes Essen verunstalten 
wollen weil sie im verflossenen Jahre bei dem städt. Fest
esten nicht gemeinschaftlich an einer Tafel hätten Platz neh
men können; er bittet evtl. für diese Herren den Mittel
tisch zu reservieren.

Der Vorsitzende äußert seine Bedenken gegen ein sol
ches Vorgehen und betont, daß das städt. Festesten vom 
Gemeinderat ausgehe und jedem Bürger Gelegenheit gege
ben werden solle seinen patriotischen Gefühlen durch Teil
nahme an dem Festessen Ausdruck zu verleihen, er fürchte, 
daß wenn die Platzbelegung wieder eingeführt würde, ein 
anderer Teil der Bürgerschaft sich abhalten laste, teilzuneh- 
men; im klebrigen sei es auch jetzt möglich nach Oeffnung 
der Saaltüre durch einen Herrn einen ganzen Tisch belegen 
zu lasten.

Auf Anregung des Mitgliedes Dr. Medernach, 
äußert der Gemeinderat den Wunsch, daß die Herren Re
serve- pp. Offiziere an dem Bürgeresten im großen Rat
haussaale teilnehmen möchten. Die Verwaltung wird 
beauftragt, diesen Wunsch dem Herrn Bezirkskomman
deur zu übermitteln.
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l>) Die Schwester Oberin des Elisabeth Asyls hat die 
Genehmigung erhalten, im Asyl eine Privatkrankenanstalt 
für Nasen-, Hals- und Ohrenkrankheiten zu betreiben.

es Die Garnisonverwaltung teilt auf entsprechende 
Anfrage mit, daß der E x e r z i e r s ch u p p e n bei der 
Stadtmühle erst nach Fertigstellung des neuen Exercier- 
hauses, die voraussichltich erst bis zum 1. Juni d. Js. er
folgt sein werde, stattfinden könne.

a) Auf eine an die Eisenbahnverwaltung gerichtete 
Anfrage wie dieselbe sich zu einer evtl. Verlegung des 
V i e h m a r k t p l a tz e s stelle und ob in diesem Falle die 
notwendig werdende Bnutzung des Bahnhofs Beauregard 
zur Vornahme von Viehverladungen und Versendungen in 
Aussicht gestellt werden könne, teilt das Betriebsamt I 
Diedenhosen im Einvernehmen mit der Eeneraidirektion 
mit, daß selbst eine Teilverladung auf Bahnhof Beaure
gard nicht empfehlenswert sei weil die Abfertigung unter 
Berücksichtigung der zukünftigen Betriebsverhältniste des 
umgebauten Bahnhofs in betrieblicher Hinsicht Schwierig
keiten und Mehraufwendungen verursachen würden und 
für Händler Schwierigkeiten nicht zu vermeiden. seien. 
Zudem müsse der Bahnhof Beauregard für die zukünftige 
Entwickelung der Stadt nach Westen hin, dem Freilade- 
oerkehr erhalten bleiben. Auch seien beim Umbaue des 
Bahnhofs Diedenhofen genügend große und erweiterungs
fähige Viehladerampen vorgesehen, um dem gesamten 
Viehnersand auf Eüterbahnhof Diedenhofen belassen zu 
können. Eine vorübergehende Verlegung nach Bahnhof 
Beauregard könne höchstens während des Umbaues des 
Bahnbofs Diedenhofen in Frage kommen. Schließlich weist 
der Vorsitzende darauf hin , daß ihm von Vertretern der 
Eisenbahnverwaltung in Aussicht gestellt sei, der augen
blickliche Viehmarkt werde in seiner momentanen Größe 
wohl noch 8 bis 10 Jahre benutzt werden können und erst 
dann voraussichtlich eine Erweiterung des Bahnhofs nach 
dieser Seite hin erfolgen.

af Der Bürgermeister der Gemeinde Monhofen dankt 
für die N i c d e r s ch l a g u n g eines Wassergeldbe
trages sowie für die Hinausschiebung des Termins 
für den Beginn der Zahlung von Wasterzins bis zum 1. 
April d. Js. Gleichzeitig teilt derelbe mit, daß der Wasser
bezug vor dem 1. April nicht erfolgen werde.

t) Auf eine Anregung der Stadtverwaltung, eine ge
setzliche Regelung des Lastautooerkehrs herbeizuführen, 
teilt der Herr Bezirkspräsident unterin 28. Dezember 1912 
- I 8180 — mit, daß durch demnächst zu erlasseitde Ksl. 
Verordnung Bestimmungen über Anhängewagen und die 
Mindestbreite der Radfelgen getroffen und den Bürger
meistern die Befugnis eingeräumt werden solle für ihre 
Gemeinde im Interesse der Sicherheit und Bequemlichkeit 
des Straßenverkehrs weitergehende polizeiliche Verfügun
gen zu trefffen.

Bei diesem Anlaß empfiehlt Mitglied Nouviaire 
solchen Lastautos und Anhängewagen mit Gummireifen 
ein schnelleres Fahren zu gestatten, als denjenigen mit Ei- 
senreifen; auch bittet er die Anbringung von Schutzblechen 
an den Rädern der Lastautos anzuordnen, damit der Schmutz 
nicht bis auf die Trottoirs und an die Schaufenster geschleu
dert wird und die Pastanten belästigt werden

Mitglied Röchling bittet gegen das Auspuffen der 
Automobile in geschlossenen Stadtteilen polizeilich einzu- 
schreiten.

Der Vorsitzende sichert letzteres zu. und wird im 
llebrigen die Anregungen als Material verwenden.
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b) Die W e r t z u w ach s st e u e r hat im 3. Viertel
jahr 1912 nach Abzug der 5 Higcn Verwaltungskosten 
2378,96 M eingebracht.

b) Die Fahrbahn der A n s ch l u ß k r e i s st r a ß e nach 
Monhofen ist seit dem 18. Dezember o. Js. sertigestellt. 
An der Aufschüttung für die Trottoir- und Bankettflächen 
sowie die Zufahrtsrampe nach den Feldern wird weiter ge 
arbeitet, ohne daß dex Verkehr gestört wird.

i) Die Lehrerin Frl. Olga Krenzin an der evangel. 
schule hierselbst ist vom l. Januar d. Js. ab definitiv er
nannt.

jj Der Polizeihund Rolf hat »ich bei einer Ermitte
lung in Terwen vorteilhaft bewährt. Der Tätigkeitsbericht 
liegt zur Einsicht auf.

K) Der Gemeinderat beschließt einem Vorschläge der 
vereinigten Kommissionen entsprechend, im Hinblick daraus, 
daß der Stab des Art.-Regts. zum ersten Mal die Ge
burt s t a g f c i e r Seiner Majestät in Diedcnbofen be
gehen wird, zu dem Festessen der Herren Offiziere des Arr. 
Regiments einen zweiten Delegierten des Eemeinderats zu 
entsenden. Herr Beigeordneter Haas wird neben Herrn 
Müller an dem Essen der Artillerie teilnehmen und an sei
ner Stelle Herr Beigeordneter Walkowinski zur Infante
rie gehen.

1) Der ehemalige Oktroibeamte Vrannasch ist durch 
Beschluß des Eemeinderats vom 17. Juni 1912 für seine der 
Stadt gegenüber erworbenen Pensions- pp. Rechte durch 
Gewährung einer Summe von 3000 M abgefunden wor
den, von denen 1000 </st an Brannasch sofort ausgezahlt, 
auf Grund einer init Brannasch getroffenen Vereinbarung 
1000 M auf den Namen der Ehefrau und 1000 M auf den 
Namen der Kinder Brannasch bei der Sparkasse deponiert 
wurden. Nachdem die erste Teilzahlung von 1000 M sowie 
der auf Namen der Ehefrau deponierte Betrag von 1000 
M abgehoben worden sind, wünscht Brannasch auch die 
Auszahlung des auf Namen der Kinder angelegten Betra
ges von 1000 -st. Diesem Ersuchen hat die Stadtverwal
tung bisher nicht stattgegeben, weil sie die Berechtigung 
des Brannasch'schen Anspruches nicht anerkennt. Brannasch 
beruft sich auf sein Recht als Inhaber der elterlichen Ge
walt und besteht auf Auszahlung. Die Verwaltung hält 
daher die Erteilung von Verhaltungsmaßregeln durch den 
Gemeinderat für geboten.

Nach einer kurzen Debatte, in welcher einerseits der 
Brannasch'sche Anspruch als rechtlich begründet bezeichnet 
wurde, andererseits die Einholung der Entscheidung des 
Vormundschaftsgerichtes empfohlen worden war, beschloß 
der Gemeinderat die Verwaltung zu beauftragen, 
vom Vormundschaftsgericht Verhaltungsmaßregeln zu er
bitten.

m) Auf eine in der Gemeinderatssitzung vom 7. Okto
ber 1912 aus Eemeinderatskreisen erhobene Beschwerde 
gegen den frühzeitigen Aufkauf des Süßwasscrfischbestandes 
auf den Freitaginärkten, hat die Verwaltung Er
hebungen angestellt, die ergeben haben, daß kein Anlaß 
vorliegt, die Marktpolizeiverordnung abzuändern, da an 
o--6 sich folgenden Freitagen noch in später Morgenstunde 
Fische feilgeboten wurden und die Fischverkäufer sogar über 

Absatz Klage führten. Der zum Gegenstände der 
Reklamation gemachte Fall muß daher als Ei'nzelfall ange
sehen werden.

n) Das in der Prozeßsache mit der AEWEA we
gen Tragring der Leuchtmittelsteuer ergangene Urteil des 
Landgerichts ist vom Oberlandesgericht Colmar bezql. der 
Gasgluhstrumpfe aufrecht erhalten, und bezql der für elek

trische Beleuchtung benötigten Kohlenstifte aufgehoben 
worden. Es ist Revision eingelegt.

o) Das Ksl. Ministerium teilt auf ein bezügliches Ge
such der Stadtverwaltung mit, daß die Einfuhr Nieder
ländischen Schlachtviehes nach Diedenhofen nicht 
genehmigt werden könne, weil in Anbetracht eines 
ausdrücklichen Ersuchens des Herrn Reichskanzlers die Ein
fuhr auf Großstädte mit entsprechenden Schlachthofeinrich
tungen beschränkt werden müsse. Gleichzeitig wird bemerkt, 
daß auch die Stadt Lolmar eine derartige Ermächtigung 
nicht erhalten hat. Der Vorsitzende führt anschließend an 
die Verlesung des ablehnenden Bescheides aus, daß die bau
lichen Aenderungen im Schlachthause, von deren Ausfüh
rung die Einfuhrerlaubnis abhängig -wmacht werden konn
te, wie Anschlußgeleise und Quarantänestall, einen Kosten
aufwand von 9000 -st bedingt hätten, die nun erspart wer
den könnten.

— Mitglied Müller verläßt den Sitzungssaal.— 
p) Veranstaltung einer gewerblichen 

A u s st e l l u n g in Diedenhofen.
Der Vorsitzende bezieht sich auf seine Ausführungen In 

den vereinigten Kommissionen am 19. Dezember v. Js. und 
auf den von diesen gefaßten Beschluß, im Jahre 1913 tn 
Diedenhofen eine gewerbliche Ausstellung nicht zu verun
stalten, weil die elsaß-lothringische Landesausstellung für 
das Gewerbe verbunden mit einer Lehrlingsausstellung 
1913 in Altkirch abgehaltcn werde. Er erörtert nochmals 
seine mit Herrn Professor Herborth in Straßburg geführten 
Verhandlungen und den mit demselben gepflogenen Schrift
wechsel und kommt dann auf eine Zeitungsnotiz zu sprechen 
nach welcher der Eewerbeverein im Jahre 1914 die elsaß 
lothringische Landes-Eewerbe-Ausstellung in Diedenhoftn 
reranstalten wolle und mit der Earantierung einer Summe 
von 6300 M seitens der Stadt rechne. Der Vorsitzende hält 
es für zweckmäßig, daß die Stadt, wie er dies auch bereits 
vorgeschlagen hatte, die Veranstaltung der Ausstellung in 
Hand nehmen soll, umsomehr als sie die Garantie für eine 
etwaige Unterbilanz übernehmen solle, und kür einen evft 
Mißerfolg einstehen müsse. Selbstverständlich werde die 
Qtadt mit deni Gewerbeverein u. anderen in Frage kommen^ 
den Korporationen in Verbindung treten, da dies zum 
Gelingen der Ausstellung unbedingt erforderlich sei. Nach 
einer kurzen Auseinandersetzung, in welcher von den Mit- 
qliedern Pfanschilling und Christian zum Ausdruck ge
bracht wird, daß der Eewerbeverein nicht die Absicht ge
äußert habe, die geplante Ausstellung selbst durchzuführen 
daß derselbe vielmehr unter der Aegide der Stadt die Aus
stellung gedacht habe und die erschienene Zeitungsnotiz so
mit auf einem Irrtum beruhe, erklärt der Vorsitzende daß 
er heute eine Entscheidung in der Frage nicht herbeiführen 
sondern lediglich hören wolle, ob der Gemeinderat einver
standen sei, wenn er mit Herrn Professor Herborth und dem 
Eewerbeverein wertere Verhandlungen zwecks Abhaltung 
eurer Ausstellung pflege, selbstverständlich unter der Vor
aussetzung, daß die üblichen Zuschüsse des Landes pp. cw- 
wahrt werden. Die Ergebnisse der Verhandlungen werde 
er dem Gemeinderat später zur definitiven Beschlußfassung

Es erhebt sich kein Widerspruch.
. Mitglieder Zimmer, Röchlinq und Frank haben 
den Sitzungssaal verlosten. Mitglied Dr. Medsrnach wird 
auf kurze Zert entschuldigt. - '
s. ^Hauvrlehrer Sar.r bittet um Ueberlassung des g 
ßen Rathaus saales vom 1. bis 10 März d Ts 
Schund im Bild"Ausstellung gegen' Schmutz und
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Der Eemeinderat ist mit der unentgelt
lichen Ueberlassung des Saales c i n v e e st a n d e n.

i-) Herr Kreisdirektor Dr. llllersperger hat gebeten, 
ihm den großen Rathaussaal vom 20. Januar für den 
landwirtschaftlichen Krcisverein zur Verfügung zu stellen.

Der Gemeinderat gibt sein E i n v c r st ä n d - 
n i s unter der Bedingung, daß der landwirtschaftliche 
Kreisverein die Kosten für Heizung, Beleuchtung und Rei
nigung des Saales trägt.

Die Sanitätskolonne des Männervcreins vom 
roten Kreuz bittet um Ueberlassung des Foyers im Stadt
theater zur Abhaltung von praktischen Uebungen. Das Lo
kal würde jeweils Freitags abends von 8,'4 bis Ist Uhr 
benötigt.

Der Eemeinderat ermächtigt die Verwaltung, 
der Sanitätskolonne ein st ä d t. L o k a l zur Abhaltung 
von praktischen Uebungen zur unentgeltlichen Ver
fügung zu stellen, wünscht jedoch, daß das Theater- 
foyer, wegen der dort untergebrachten Mobiliargegen
stände, nicht hergegeben werde.

t) Das Ksl. Ministerium hat auf einen entsprechen
den Antrag der Stadtverwaltung unterm 4. l. 1913 — IV 
30 105 - genehmigt, daß der Anschluß der Entwässcrungs- 
anlage St. Franz bereits vor Ausführung der Vorreini- 
gungsanlage mit Separatorscheide Patent Riensch-Wurl 
an das Kanalnetz der Stadt Diedenhofen angeschlossen wer
den darf.

n) Deckung des Geldbedarfs der StatV.
u) Der Vorsitzende macht folgende Ausführungen: Zur 

Balancierung des Ergänzungsbudgets pro 1911 hat der 
Gemeinderat eine Anleihe von 870 000 M beschlossen, deren 
Begebung infolge schwieriger Verhältnisse aus dem Geld
märkte bisher nicht erfolgen konnte. Die Stadtverwaltung 
mußte daher zur Deckung außerordentlicher Ausgaben Dar- 
lehn zu beschaffen suchen und entnahm zunächst bei der 
Sparkasse einen Betriebsfondsvorschuß von 00 000 M und 
späterhin mit Genehmigung des Gemeinderats, durch Ver
mittelung der Röchling'schen Bank, bei der Sparkasse in 
JFngweiler, ein Darlehn auf 2 Jahre von 150 000 -tt. Dem
nach sind, wenn auch nur provisorisch, auf die Anleihe von 
870 000 M, 210 000 M ausgenommen. Die aus der Anleihe 
pro 1913 zu bewirkenden Ausgaben betragen aber ohne 
Einbegriff der am 1. 4. 1913 fällig werdenden vorletzten 
Rate auf das Festungsgelände 367 800 M, sodaß tatsächlich 
noch 157 800 M fehlen und zu beschaffen wären. Um dts 
zur Deckung dieses Fehlbetrages, sowie die für Beginn des 
Rechnungsjahres 1913 notwendigen sonstigen Betriebsmit
tel sicher zu stellen, ist es erforderlich, die Stundung bis 1. 
4. 1914 der am 1. 4. 1913 fälligen, an die Sparkasse geschul
deten Annuitäten der Jahre 1911 und 1912 nachzusuchen. 
Diese Annuitäten im Betrage von 157 842 und 160 602,23, 
sowie der bereits erhobene Betriebsfondsvorschuß von 
80 000 M, insgesamt 378 444,33 M sind als besonderes Dar
lehn der Sparkasse an die Stadt zu behandeln und ist hier
für ein Darlehnsnertrag auf 1 Jahr aufzunehmen, wobei 
ein Zinsfuß von 4 L vereinbart werden soll. Es ist dies 
für die Stadt der beste Notbehelf, wenn man berücksichtigt, 
daß das bei der Jngweiler Sparkasse entnommene Dar
lehn mit 4U° verzinst wird und dies s. Zt. das vorteil
hafteste Geldangebot gewesen ist. Das Abkommen mit der 
Sparkasse ist an'sich zulässig, da nach fester Anlage von 75 7L 
aller Spareinlagen aus den Resteinlagen die Ausgabe von 
'ederzeit kündbaren Darlehn erfolgen kann. Der Vor
sitzende, bittet die Verwaltung zu ermächtigen, den oben
erwähnten Vertrag mit der Sparkassenverwaltung abzu- 
fchließen.
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Nachdem der Vorsitzende die Anfrage eines Mitgliedes, 
ob der Sparkassenvorstand mit dem vorgeschlagenen Ver
fahren einverstanden sei, bejaht hatte, beschloß der 
Eemeinderat die Verwaltung zu ermächtigen, einen 
den Vorschlägen des Vorsitzenden entsprechenden Darlehns- 
vertrag abzuschließen.

d) Der Vorsitzende teilt dann noch mit, daß er das von 
der Sparkasse Jngweiler gewährte Darlehen, da dasselbe 
durch Vermittelung der Röchling'schen Bank beschafft wor
den sei, dieser in Depot gegeben habe, weil dieselbe 4 ?? 
Zinsen gewähre, während die Ckaatsdepositenverwaltung, 
woselbst die Gelder der Gemeinde pp. angelegt zu werden 
pflegen, Depots nur mit 3 verzinse. Die Hinterlegung 
bei der Bank Röchling sei im Interesse der Gemeinde er
folgt und auch aus dem Grunde empfehlenswert, weil et
waige Geldbeträge jederzeit ohne Schwierigkeiten abgeho
ben werden könnten

Der Gemeinderat erteilt >ein E i n v e r st ä n d - 
n i s.

8. Interpellation
Auf Grund einer zwischen den Herren Beigeordneten 

Haas und Mitglied Salomon getroffenen Vereinbarung 
wird von einer Verhandlung abgesehen.

4. Wahl eines Svital- und Armenratsmitqliedes.
Der Vorsitzende erläutert, daß durch den Tod des Bei

geordneten Noth je ein Sitz in dem Verwaltungsrate des 
Bürgerspitals und des Armenrates frei geworden seien; er
bittet für jede der beiden Körperschaften ein neues Mit
glied in Vorschlag zu bringen. Mitglied Nou
viaire empfiehlt als landwirtschaftlichen Sachverständi
gen Herrn Landwirt Schmitt in Beauregard zu wählen, 
verzichtet jedoch darauf, einen Antrag zu stellen, nachdem 
der Vorsitzende erwidert hatte, daß für diesen Zweck Mit
glied Schütz zum Spitalratsmitglied gewählt worden sei. 
Er empfiehlt alsdann seinerseits Herrn Fram ois zu benen
nen. Dieser err-^rt sich zur evtl. Annahme des Mandats 
bereit, wenn kein Hinderungsgrund darin gesehen wird, 
daß er als Oekonom des Stiftes Ste. Madeleine tätig sei. 
Der Vorsitzende stellt auch anheim, ein Mitglied des Orts- 
kraukenkassenvorstandes zu wählen.

Nachdem auch Mitglied Steimetz für den Armenrat 
in Vorschlag gebracht worden war, beschließt der Ge
mein d e r a t M i t g l i e d F r a n x o i s in den Armen
rat und Mitglied Steimetz in den Spitalver
waltung srat zu wählen. Beide Herren nehmen die 
Wahl an.

5. Wahl von Mitgliedern derGesundheitskommission,
Auf Grund der Bestimmungen des Gesetzes vom 13. 

April 1850 betr. die Bildung von Kommissionen für unge
sunde Wohnungen scheiden alle 2 Jahre ein Drittel der 
Kommissionsmitglieder aus. Mit dem 31. Dezember 1912 
sind turnusgemäß die Herren Kreisarzt Dr. Giß, Architekt 
Dornseiff und Lagerhalter Knaude ausgeschieden. Auf An
trag des Vorsitzenden beschließt der Eemeinde
rat die ausscheidenden Kommissionsmitglieder wieder 
zu wählen.

An Stelle des verstorbenen Beigeordneten Herrn Roth, 
der in 2 Jahren ausscheiden sollte, wählt der Ge
meinderat das Mitglied Richard.

6, Niederschlagung von Handwerkslammerkosten.
Der Stadtrcchncr hat dre Niederschlagung eines von 

j dem Stuckateur Friedrich Erasmehr, eines von dem Metzger
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Johann Friedrich Lottes, sowre eines von dem ehemaligen 
Schneider I. Richard geschuldeten Handwerkskammerkosten
beitrages von 2,78Z-2,78Z-1,47 -tt beantragt. Die erste
ren beiden waren bereits vor Auslegung der Liste der bei
tragspflichtigen Handwerker von Diedenhofen verzogen, 
letzterer betreibt sein Gewerbe, auf Grund dessen seine Ver
anlagung erfolgt ist, seit 2 Jahren nicht mehr.

Der Vorsitzende empfiehlt, die Niederschlagung von 
insgesamt 7,03 -tt und bittet dieselben entsprechend den Be
stimmungen über die Handwerskammerkostenbeiträge auf 
städt. Mittel zu übernehmen.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend.

7 Niederschlagung von Kanalgebühren
o) Der Architekt Bange, der auf Grund eines 

Nutzungswertes von 2500,00 -tt zur Zahlung von Kanalge
bühren herangezogen worden ist, hat Antrag auf Nieder
schlagung eines Teiles der cingeforderten Gebühren gestellt, 
weil sein Haus nachweisbar nur 1900,00 -.tt einbringt. Die 
vereinigten Kommissionen haben die Ermäßigung des 
Nutzungswertes auf 1900,00 -tt befürwortet und demgemäß 
die Herabsetzung einer dem p. Bange zugestellten Kanal- 
kostenrechnung von 12,50 aus 9,59 -tt empfehlen.

Der Eemeinderat schließt sich dem Vorschlage 
der vereinigten Kommissionen an, und schlägt einen Betrag 
von 3 -tt nieder.

0) Die Baukommission hat empfohlen dem 8 l4 Abs. 
3 des Kanalsortsstatuts folgenden Zusatz zu geben:

„Falls eine Wohnung 3 Monate und länger leer steh-, 
wird der Bürgermeister ermächtigt, auf entsprechenden An
trag hin, die Kanalgebühr im Verhältnis des Mietsver- 
lustes auf -L der Gebühr herabzusetzen soweit nachweis
bar auch ein staatlicher Steuererlaß eingetreten ist.

Der Eemeinderat heißt den von der Baukom
mission empfohlenen Zusatz gut und beschließt auf 
Antrag des Mitgliedes Denz in denselben nach dem 
Worte „3 Monate" das Wort „nacheinander" einzu- 
fügen, svdaß der Zusatz nunmehr folgenden Wortlaut hat:

„Falls eine Wohnung nacheinander 3 Monate und 
länger leer steht etc."

Unter Berücksichtigung des vorstehend geschlossenen Zu
satzes wären die von den Herren F. Freudenberger Vater. 
L. Star und Bürgermeister Berkenheier eingesorderten Ka- 
nalbcnutzungsgebühren um 17 -tt, 7,09 -tt und 3 -tt insge
samt 27 -tt und 09 F zu ermäßigen bezw. niederzuschlagen. 
Die Baukommission hat die Niederschlagung empfohlen.

Der Gemeinderat schlügt den Betrag von 
27,09 -tt nieder.

— Mitglied Zimmer ist wieder im Sitzungssaal erschie
nen. —

8. Gewährung einer Freistelle an der Realschule.
Herr Justizrat Fitzau hat gebeten, dem Sohne des ehe

maligen Stadtbaumei'sters Frorath, dem Schüler Albert 
Frorath, eine F r e i st e l l e an der Realschule zu gewäh
ren. Er begründet seinen Antrag damit, daß p. Frorath 
infolge Krankheit in einer Anstalt untergebracht und die 
Familie in eine notdürftige Lage geraten sei. Dem Schüler 
Frorath würde in dem Konvikt des Herrn Didelon unent
geltliche Aufnahme gewährt. Die vereinigten Kommissio
nen haben die ausnahmsweise Gewährung einer außeror
dentlichen Freistelle an der Realschule aus Mitteln des Le
gats Wehe befürwortet.

Der Eemeinderat erklärt sein E i n v e r st ä n d - 
n i s.

9. Ge'uch einer Lehrerin um Anrechnung von 
Dienstjahren.

Die Lehrerin Frl. Hellbrück, welche vor ihrer Ver
setzung nach Diedenhofen 1414 Jahre als Lehrerin aus
wärts verbracht hat, und der nach den Bestimmungen ->er 
Dienst- und Gehaltsordnung für die Lehrpersonen 12 der 
auswärtig verbrachten Dienstjahre ungerechnet worden sind, 
ist zum wiederholten Male mit der Bitte vorstellig gewor
den, ihr auch die noch übrigen 24L auswärtigen Dienstjahre 
auf ihr hiesiges Besoldungsalter anzurechnen. Die Eesuch- 
stellerin begründet ihren Antrag damit, daß sich ihr hiesi
ges Gehalt gegen das Einkommen ihrer letzten Stelle um 
200 --tt verringert Habs, ihre Familienverhültnisse z. Zt. 
sehr mißlich seien und anderen Lehrpersonen in Dieden
hofen ihre volle über 12 Jahre betragende auswärtige 
Dienstzeit angerechnet worden sei. — Mitglied Müller er
scheint wieder im Sitzungssaal. — Nach eingehender Er
läuterung des Eachverhalts empfiehl: der Vorsitzende ein 
weiteres Dienstjahr anzurechnen, bittet jedoch, nachdem 
Mitglied Salomon sich ebenfalls in befürwortendem Sinne 
geäußert hatte, von der restierenden auswärtigen Dienstzeit 
1 14 Jahre in Anrechnung zu bringen um Frl. Hellbrück den 
meisten der anderen Lehrerinnen gleichzustellen.

Der Gemeinderat genehmigt die weitere 
Anrechnung von 1 14 Jahren auswärtiger Dienstzeit.

10. Beschaffung einer Festschrift.
Aus Anlaß des 25jähr. Rcgierungsjulnläums Seiner 

Majestät des Kaisers wird vom Ksl. Ministerium eine 
Festschrift „Kaiser Wilhelm als Schlvßherr auf elsässischem 
und lothringischem Boden" herausgegeben, deren Vertei
lung an die Schüler sämtlicher Anstalten und Schulen an
gelegt worden ist. Die fragl. Festschrift soll 50 pro 
Exemplar kosten. Die vereinigten Kommissionen haben 
empfohlen, die Festschrift auf Kosten der Stadt für die 
Elementarschüler und Schülerinnen zu beschaffen und zwar 
mit der Maßgabe, daß mehrere Schüler einer Familie nur 
mit einem Exemplar bedacht werden sollen. Unter Zu
grundelegung dieser Maßgabe werden 817 Exemplare be
nötigt, die eine Aufwendung von rund 410 --tt bedingen.

In der nun folgenden kurzen Debatet empfiehlt Bei
geordneter Haas auch den Schülern des Gymnasiums die 
Festschrift unentgeltlich zuzuweisen. Der Vorsitzende bittet 
mit Rücksicht auf die Finanzen der Stadt hiervon abzu- 
sehen: die Schüler des Gymnasiums seien auch durchweg 
in der Lage, die Festschrift selbst zu beschaffen.

Der Gemeinde rat beschließt alsdann einen 
Kredit von 410 -tt zu bewilligen, mit welchem die für die 
Elementarschüler notwendigen Exemplare der Festschrift be
schafft werden sollen.

— Beigeordneter Haas und Mitglied Richard verlassen 
den Sitzungssaal —

l l. Vergebung von Stratzenwalzarbeiten.
Der mit der Firma Straßenwalzenbetrieb, vorm. Rei

fenrath in Niederlahnstein abgeschlossene Vertrag betr. 
Vergebung der Straßenwalz- pp Arbeiten der Stadt Die
denhofen läuft mit dem 31. März 1913 ab. Die Verwal
tung ist zwecks evtl. Abschluß eines neuen Vertrages mit 
mehreren Firmen in Verbindung getreten und hat Offer
ten eingefordert. Die eingegangenen Offerten haben sich 
weniger günstig erwiesen als die mit der bisherigen Ver- 
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tragsnchmerin bestehenden Vertragsabmachungcn. Die ver
einigten Kommissionen haben daher unterin 1'9. v. Mts. 
dem Eemeinderat empfohlen, die Verwaltung zu ermäch 
tigen, den mit der Firma Straßenwalzenbetrieb norm. Rei
fenrath in Niederlahnstein bestehenden Vertrag auf wer
tere 5 Jahre zu verlängern, mit der Abänderung, daß für 
das Anfahren der Walze keine Gebühr mehr gezahlt wird.

Der Eemeinderat schließt sich dem Kommissions- 
beschluh an.

12. Abbruch des allen Polizeigebäudes.
Die Architekten Klein, Looscn und Keil haben im Auf- 

trage der Firma Gebr. Eierden, welche das ehemalige Poli- 
zcrgebäude auf dem Marktplatz von der Stadt gemietet hat. 
mitgeteilt, daß sich der Umbau des gen. Gebäudes zum 
Eeschästslokale nicht zweckentsprechend durchführen lassen 
und haben gebeten, das Gebäude abreißen und durch einen 
aus Erd-, Eber- und Mansardengeschoß bestehenden Neu
bau, der eine Zierde des Marktplatzes werden solle, ersetzen 
zu dürfen. Die vereinigten Kommissionen haben dem ge
stellten Anträge im Prinzip zugestimmt, da keine Vergrö
ßerung, sondern nur eine die Nachbarschaft nicht beeinträch
tigende Erhöhung beabsichtigt ist. Aus der Nachbarschaft ist 
kurz von der Gemeinderatssitzung Einspruch gegen die Er
höhung und Erweiterung des Gebäudes erhoben worden 
Der Vorsitzende empfiehlt dem Kommissionsbeschluß beizu- 
treten und dem Eemeinderat die Prüfung und Begutach
tung des Bauprojektes vorzubehalten. Etwaige Rechte 
Dritter würden s. Zt. Vorbehalten werden können.

Nach Beantwortung einiger aus dem Kollegium ge
stellten Fragen durch den Vorsitzenden , beschließt der 
Eemeinderat, den Abbruch des ehemaligen Polizei- 
gebäudes und dessen Ersatz durch einen Neubau unter der 
Voraussetzung autzuheißen, daß die Baupläne durch 
den Gemeinderat geprüft und begutachtet werden.

13. Errichtung eines Kühlhauses,
Auf Antrag des Vorsitzenden wird die Angelegenheit 

vertagt, da noch mehrere Rentabilitätsberechnungen 
anderer Städte ausstehen.

— Mitglied Zimmer verläßt die Sitzung mit Entschul
digung. —

14. Oktroiangelegenheit.
Der Vorsitzende beantragt Vertagung, da der Eemein

derat bei der Anwesenheit von nur 13 Vertretern nicht 
über eine Angelegenheit von der Tragweite des zur Bera
tung stehenden Punktes verhandeln könne; es sei vielmehr 
notwendig, daß der Eemeinderat in großer Majorität an
wesend sei.

Mitglied Müller beantragt die Angelegenheit bei 
Wiedereinsetzung in die Tagesordnung als „Antrag 
des Wirte vereins und einiger Gewerbe
treibenden auf Aufhebung des Oktrois' 
zu bezeichnen.

Der Eemeinderat beschließt eine Vertagung 
der Angelegenheit. Der Vorsitzende erklärt die Anregung 
des Mitgliedes Müller bei Aufstellung der nächsten Tages
ordnung berücksichtigen zu wollen.

— Mitglied I. Franck und Richard erscheinen wieder 
im Sitzungssaal. —

Auf Anregung des Mitgliedes Schiltz soll in 
Zukunft das Verlassen und Wiedereintreten 
in den Sitzungssaal während der Gemeinderatsverhand
lungen im Sitzungsprotokoll vermerkt werden.
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15. Antrag aus Bewilsigung einer Beihilfe zur 
Veranstaltung eines Maskenzuges.

Der Vorsitzende verliest einen Antrag de: Karnevalge
sellschaft Heuschreck, durch welche dieselbe um Bewilligung 
einer städtischen Beihilfe zur Veranstaltung eines Masken
zuges in Diedenhofen am Sonntag, den 2. Februar d. Js., 
bittet.

— Beigeordneter Haas ist während der Verlesung wie
der im Sitzungssaal erschienen. —

Beigeordneter Haas hält die Bewilligung einer Bei
hilfe für notwendig, da nur durch eine solche die Veran
staltung eines Maskenzuges gewährleistet werde, den snb 
die Stadt im Interesse des Fremdenverkehrs nicht ent
gehen lassen dürfe. Er beantragt die Gewährung eines 
Zuschusses von 1000 -N, zieht jedoch später, nachdem Mit
glied H. Frank die Bewilligung von 1309 -ü empfohlen 
hatte, seinen Antrag zugunsten des letzteren zurück. Mit
glied Salomon hält eine Subventionierung von 590 M für 
angemessen. Mitglied Müller spricht sich mit Rücksicht auf 
die dem Konzertverein gemachte Zuwendung von 1800 M 
für Bewilligung von 1000 M aus.

Der Vorsitzende entgegnet hierauf, daß die Begrün
dung der Beitragsbewilligung den Anschein erwecke, als ob 
der Eemeinderat sich rechtfertigen wolle; die Karnevalge
sellschaft Heuschreck sorge für Vergnügen aller Art, könne 
aber wohl nicht mit dem Konzertverein verglichen werden. 
Die Veranstaltung eines Maskenzuges erfolge im Interesse 
des ortsansässigen Handels und Gewerbes, und sei es nicht 
mehr als billig, daß diese die Kosten des Zuges aufbrächten. 
Er habe jedoch nichts dagegen, daß, wie in früheren Jahren 
die Miete für Hergabe des großen Rathaussaales zur Ab
haltung eines Maskenballes niedergeschlagen und der Heu- 
schreck auf diese Weise zu den Kosten eines Maskenzuges 
eine Beihilfe erhalte.

— Mitglieder Dr. Medernach und Christian erscheinen 
wieder im Sitzungssaale. —

Der Eemeinderat beschloß alsdann unter Ableh
nung der Gewährung einer Beihilfe von 1500 -A eine 
solche von 1 0 0 0 -A zu bewilligen.

Die Auszahlung des Betrages wird nach Abhaltung 
des Zuges gegen Nachweis der Ausgaben erfolgen.

— Mitglied Eoedert und Müller verlassen den 
Sitzungssaal. —

16. Erwerb von Bau- nnd Straßengelände.
n) Der Eigentümer I. P. Schweitzer in Briquerie 

bietet der Stadt ein ihm gehöriges Gelände im Baublock 
18 zum Kauf an und teilt mit, daß die übrigen Besitzer von 
Privatgelände in demselben Baublock ebenfalls zur Ver
äußerung geneigt seien. Schweitzer fordert einen Preis 
von 800 M pro Ar. Die vereinigten Kommissionen haben 
die Ablehnung des Schweizer'schen Angebots em
pfohlen.

Der Eemeinderat beschließt entsprechend.
d) Zwecks Erwerbs des erforderlichen Geländes zur 

Regulierung der Briqueriestraße ist die Stadtverwaltung 
mit einer Anzahl von Grundstücksbesitzern in Verbindung ge
treten. Die meistens in Betracht kommenden Eigentümer 
Wwe. Jul. Siret, Wwe. Michel Boncourt, Erben Marasse, 
haben sich bereit erklärt, ihr vor die Straßenbauflucht fal
lendes Gelände zu dem Preise an die Stadt abzu
treten, welchen andere Eigentümer an der Briqueriestraße 
früher erhalten haben. Die Stadtverwaltung hat s. Zt. 



Kcmeinderatssitzung oow 16. Zuuuar 191S.

314

für ähnliches Gelände 3 M pro gru entrichtet. Die verei
nigten Kommissionen haben den Erwerb von 486 gin Ge
lände und die Bewilligung eines Kredits von 3 M pro 
izni, insgesamt 1458 M empfohlen.

Der Gemeinde rat schließt sich dem Anträge 
der vereinigten Kommissionen an und ermächtigt die Stadt
verwaltung die notwendigen weiteren Sch.itte w.z c- 
nehmen.

Der Gemeinderat bewilligt ferner zum 
Erwerb eines etwa 28 czw großen, der Wwe. Könne in Bri- 
querie gehörenden Geländes an der Ecke des Chateau Jan- 
nrt Weges und der Ortsstraße Briquerie, welches zur Ver- 
kehrserleichterung m.it in die Straße einbezogen werden >ol. 
einen Kredit von lOO M.

17. Straßenreinigung und Müllabfuhr.
Der Vorsitzende erläutert, daß die Ausführung des Ge- 

meinderatsbescblusses vom 2. Dezember 1612 betreffend die 
Regelung des Kehr- und Müllabfuhrwesens infolge unvor
hergesehener Schwierigkeiten nicht stattfinden konnte und 
die Verwaltung notwendigerweise die Aufhebung des er
wähnten Gemecnderatsdeschlustes den vereinigten Kom
missionen empfehlen mußte. Alle Mängel, die in der 
Sitzung der vereinigten Kommissionen eingehend vorgetra
gen und besprochen worden seien, nochmals zu erörtern, 
würde zu viel Zeit in Anspruch nehmen, weswegen nur 
einzelne, und zwar die hauptsächlichsten llebelstünde er
wähnt werden sollten. Die fakultative Müllabfuhr 
sei z. B. schon deshalb undurchführbar, weil nur 
einzelne Eigentümer und Mieter von ihr Gebrauch machen, 
andere ihren Müll auf alle erdenklichen Arten beseitigen 
uürdsn, und zwar möglichst aus Kosten der Stadt. Neben 
allen hygienischen Mitzstünden, die sich aus der fakultativen 
Müllabfuhr notgedrungen ergeben müßten, würden die 
Ausgaben der Stadt für dieselbe sich im Verhältnis zu den 
heutigen Aufwendungen nicht wesentlich verringern, die 
Einnahmen dagegen sich in sehr bescheidenen Grenzen be
wegen.

— Mitglied Goedert erscheint wieder im Sitzungs
saal. —

Auch die Straßenreinigung wurde zu Mißhelligkeiten 
führen und insbesondere in hygienischer Hinsicht zu bedeu
tenden Klagen Anlaß geben. Es sei daher empfehlenswert 
die Stratzenreinigung mit der Müllabfuhr vereint in städt. 
Regie zu behalten, umsomehr als auch der Herr Vezirksprä
sident die zwangsweise Durchführung derselben als wün
schenswert bezeichnet hat.

Die v e r e i n i g t e n Kommissionen haben da
her folgende Vorschläge gemacht, welche sie dem Kc- 
meinderat zur Annahme empfehlen:

Der Gemeinderat wolle beschließen unter Aufhebung 
des Eemeinderatsbeschlusses vom 4. November und 2. De
zember 1912 vom 1. 4. 1913 ab für die Straßenreinigung 
und Müllabfuhr, welche in städt. Regie auszuführen sein 
wird, folgende Sätze in Anwendung zu bringen:

a) Gebühr für Straßenreinigung, tägliche Kehricht- 
vnd Müllabfuhr, vor bebauten Grundstücken der gepflaster
ten bezw. asphaltierten Straßen

1,2 Prozent des Nutzungswertes.
k) Gebühr für Straßenreinigung, Kehricht- und 

Schlammabfuhr (nach Bedarf) und Müllabfuhr vor bebau
ten Grundstücken, auf makadamisierten Straßen

0,80 Prozent des Nutzungswertes.

-s e) Gebühr für Straßenreinigung, Kehricht und 
Schlammabfuhr, vor unbebauten Grundstücken, bezw. in 
Ausführung begriffenen Neubauten, ferner für sämtliche 
Militär- und eisenbahnsiskalischen Gebäude und Grund
stücke pro lfd. in Front

1) bei gepflasterten Straßen 1,50 M
2) bei makamadisierten Straßen 0,75 M

>1) Gebühr für Müllabfuhr, wo Straßenreinigung nicht 
in Frage kommt, 0,59 Prozent des Nutzungswertes.

Der Stadtverwaltung soll es überlassen bleiben, evtl. 
einzelne Eebäulichkeiten des Vororts Beauregard auf be
sonderen Antrag von der Müllabfuhr zu befreien.

Nach einer kurzen Diskussion, in deren Verlauf Beige
ordneter Haas den von der Kommission mit 1,20 vom 
Nutzungswert normierten Satz als zu hoch bezeichnet und 
besten Herabsetzung auf 1,00 beantragt hatte, nahm der 
Gemeinderat den K o m m i s s i o n s a n t r a g mit 
Stimmenmehrheit an.

— Beigeordneter Walkowinski und Mitglieder Stet- 
metz und Frank verlassen den Sitzungssaal. —

18. Bewilligung eines Nachtrogkredils für
Straßenreinigung.

Der Vorsitzende trägt vor, daß auf Titel
25 des Budgets 28 154,63 M
verausgabt seien und bis zum 1. April d. Js.

noch weitere 8 700,00 M

verausgabt würden, sodaß tatsächlich am 1. 4.
1913 rd. 36 850,00 M

ausgegeben seien, während der ins Budget
eingesetzte Kredit nur ' 34 000,00 ü

betrüge. Mithin würde ein Nachtragskredit 
von ' 2 850,00 <4l

notwendig, um den Straßenreinigungsdienst in der bishe
rigen Form bis 1. 4. 1913 weiter führen zu können.

Nachdem der Vorsitzende die Höhe des geforderten 
Nachtragkredits näher erörtert und begründet, Beige
ordneter Haas die Bewilligung gleichfalls empfohlen hatte, 
beschließt der Gemeinderat den geforderten 
Nachtragskredit von 2850 M zu bewilligen.

19 Gewährung eines Äauzuschusses,
Die Witwe Biver-Noel, Besitzerin eines Hauses in 

Niedergentringen, und zwar an einer Stelle der Orts- 
straße, die nur 5,40 in breit ist, hat sich bereit erklärt, mit 
der Hausfront ihres Hauses in die Bauflucht zurückzu- 
rücken, wenn ihr als Vergütung für das in die Ortsstraße 
fallende Gelände ihres Hauses eine Beihilfe zu dessen Um
bau in Höhe eines Drittels von 1600 M bis 2000 M bewil
ligt würde.

Die vereinigten Kommissionen befürworten 
die Bewilligung einer Beihilfe von 400 M unter der Vor
aussetzung, daß Frau Noel in die vom Stadtgeometer im 
Plane eingezeichnete Bauflucht zurückrückt; falls ein Bau
fluchtenplan für den fraglichen Ortsteil noch nicht besteht, 
soll ein solcher alsbald festgelegt werden.

Der Gemeinderat beschließt entsprechend.
— Die Mitglieder Steimetz und Nouviaire sowie Bei

geordneter Walkowinski erscheinen, die Mitglieder 
Christian und Pfanschilling verlassen den Sitzungs
saal. —
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20 Festsetzung einer Heberolle für Anliegerkosten
Der Vorsitzende erläutert an Hand von im Sitzungs

saals ausgehängten Plänen die von der Verwaltung auf
gestellten Heberollen der Kanal-Anliegerkosten für die 
Grundstücke an der Briqueriestraße, dem Vauban-, Bur- 
günderring und der Laydeckerstraße, sowie die Straßenan- 
iiegerkosten für einen Teil der Kaiserin Auguste Viktoria 
Promenade. Die Heberolle für die ersteren vier Straßen- 
züge schließt mit einem Gesamtbetrag von 18 007,93 -4t, die
jenige für den Teil der Kaiserin Auguste Viktoria Pro
menade mit einem solchen von 4122,00 -4t ab.

Der Eemeinderat setzt die Heberollen auf 
18 007,93 -ll und 4122,00 .ll fest.

— Die Mitglieder Frank und Psanschilling erscheinen 
wieder im Sitzungssaal. —

21. Vornahme von Baumpflanzungen.
Die vereinigten Kommissionen haben empfohlen, zur 

teilweise Verdeckung der Einfriedigungsmauer des Kaser- 
nengrundstücks am Karolingerring, bezw. zu- Belebung des 
Straßenbildes dortselbst eine Baumreihe anzupflanzen. Gs 
würden 24 Bäume Platz finden, die in einem Abstande von 
1 m von der Bordsteinkante angepflanzt werden könnten. 
Die verbleibende Trottoirbreite würde in diesem Falle noch 

4 m betragen. Die vereinigten Kommissionen haben sich 
für die Verwendung von Ahornbäumen ausgesprochen.

Der Eemeinderat beschließt nach dem Kom- 
missionsvorschlag, bewilligt den erforderlichen Kredit, und 
wünscht, daß die Pflanzung möglichst durch städt. Arbeiter 
erfolgt.

Auf die Tagesordnung der n ä ch st e n Sitzung 
soll gesetzt werden, Anpflanzung von Bäumen auf dem 
Grundstück des neuen Gymnasiums, sowie an der Verbin- 
dungsstraße zwischen Kaiserin Auguste Viktoria Promenade 
und Eentringerstraße.

— Mitglied Christian erscheint wieder im Sitzungs
saal. —

22. Instandsetzung des Leidtweges,
Für die Ausbesserung des Leidtweges werden vom 

Stadtbauamte 350 -4t Kredit angefordert.
Ein Mitglied wünscht, daß notwendig erscheinende 

Straßenausbesserungen immer rasch in Angriff genommen 
werden, damit die Beschädigungen sich nicht noch mehr aus
dehnen.

Hierauf bewilligt der Gemeinderat den 
geforderten Kredit.

Schluß der Sitzung 7^ Uhr.



Dericht
über die

Eemeinderatssitzung vom 10. Februar 1S13,
nachmittags 4 Uhr.

Anwesend waren bei Eröffnung der Sitzung unter dem 
Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier, der Beigeordnete 
Haas, sowie die Mitglieder: Christian, Denz, Franck Joh., 
Frank H., Fran<.ois, Goedert, Dr. Kuborn, Müller, Nou 
riaire, Richard, Salomon, Steimetz und Schiltz.

Während der Sitzung ist erschienen: Mitglied Pfan- 
schilling.

Mit Entschuldigung fehlten: Beigeordneter Walko
winski, Mitglieder Dr. Medernach, Röchling, Wehrmann 
und Zimmer.

Abwesend war: Mitglied Reuter.
Schriftführer: Sekretär Hombonrger.

Tagesordnung:
l. Mitteilungen.
2. Interpellation.
3. Niederschlagung von Hundesteuerbetrügen.
1. Ernennung eines Mitgliedes der Eesundheitskom 

inission.
5. Baumpflanzungen auf dein Gymnosiumgrundstnck 

und an einer Straße.
li. Haushaltsetat des Emunusiums.
7. Bewilligung einer Ä<tschtzdigung für einen zweiten 

Tierarzt für Ueberwachung'dep Mehmarkte.
8. Antrag der evanFel. Kirchengemeinde auf Bewilli

gung erner Beihilfe zur Ausmalung der eoangel. 
Kirche. - -

9. Antrag der evangel. Kirchengemeinde um Ueber
lassung des großen Rathaussaales zur Abhaltung 
von Gottesdienst.

10. Antrag von Gewerbetreibenden auf Aufhebung des 
Oktrois. '

li. Festsetzung der Steuerzuschlüge.
12. Instandsetzung der St. Peterstraße.
13. Ausbau der Wasserleitung in der Elisabethstraße.
Vor Eintritt in die Tagesordnung teilt der Vorsitzende 

mit, daß einige Einladungen zur Sitzung der vereinigten 
Kommchu neu vom 6. d. Mts. infolge Verschuldens des 
Amtsdiencrs Wuttke verspätet zugestellt wurden und die
sem, ob le.ner Dienstvernachlüssigung eine ernste Rüge zu
teil gewo ren sei. Von einer anderweitigen Bestrafung 
sei Abstand genommen worden, weil in der Sitzung vom 
6. d. Mte. die anwesend gewesenen Kommissionsmitgt'eder 
hierum gebeten hätten: im Uebrigen habe er die notwen
digen Anordnungen getroffen, damit Verzögerungen der 
hier vorliegenden Art in Zukunft vermieden würden.

Die Genehmigung der Protokolle vom 2. 
und 7. Dezember wird vertagt.

Der Vorsitzende teilt mit, daß ihm in letzter Stunde ein 
Gesuch auf Abänderung des Baufluchtenplanes einer Sei
tenstraße der Kaiser Karlstraße zugegangen sei mit dem 
Wunsche, daß diese Angelegenheit noch auf die Tages

ordnung gesetzt werden möge und bittet um Entscheidung. 
Ebenso bittet er den Antrag des Bauamtes auf Bewilli
gung eines Nachtragskredits für die Wasserleitung als 
dringlich zu behandeln.

Der Eemeinderat verwerft erstere Angelegenheit 
zur Begutachtung an die B a u k o m m i s s i o n und g e - 
nehmigt die Beratung der letzteren am 
Ende der heutigen Tagesordnung.

1. Mitteilungen.
u) Die Handelskammer Metz hat unterm 20. Dezember 

1912 an das Kaiser!. Ministerium in Straßburg folgende» 
Schreiben gerichtet:

„Dem Kaiser!. Ministerium gestatte ich mich unter höf
lichster Bezugnahme auf den Beschluß in der Versammlung 
vom 10. Juni 1912 betreffend die K a n a l i s i e r u n g 
der Moselstrecke Metz—Diedenhofen die ergebene 
Mitteilung zu machen, daß verschiedene der großen Hütten 
werke sich dahin geäußert haben, in nächster Zeit über die 
Tarifierung und über die Earantiepflichtigkeit keine Erklä
rung abgeben zu können.

Unter diesen Umstünden scheint mir die Einberufung 
des Ausschusses einstweilen keinen Zweck zu haben, da des

sen Verhandlungen sicherlich ganz ergebnislos verlaufen 
würden."

Anschließend an die Verlesung dieses Schreibens gibt 
der Vorsitzende seinem Bedauern Ausdruck, daß durch die 
Herabsetzung der Frachten für Transport der Eisenindustrie 
das Interesse an der Moselkanalisierung erkaltet sei und 
letztere wohl nun wieder eine Hinausschiebung auf längere 
Zeit erfahren habe.

d) Das Reichsamt des Innern in Berlin hat durch Er- 
latz vom 13. September v. Js., welcher der Stadt durch Ver
mittelung der elsäß-lothringischen Regierungsbehörden 
mitgeteilt worden ist, eröffnet, daß S. Maj. der Kaiser ge
wünscht habe, daß etwaige für Allerhöchst ihn bestimmte 
persönliche Geschenke und Darbietungen, die aus Anlaß des 
Löjähr. Regierungsjuüiläums gemacht werden sollen, wohl
tätigen, gemeinnützigen und patriotischen Zwecken zugewen
det werden mögen.

Der Vorsitzende führt anschließend an den Verles vor
erwähnten Schriftverkehrs aus, daß der Mittelstädte-Ver- 
band in seiner letzten Sitzung in der Angelegenheit Stel
lung genommen und angelegt habe, vorläufig von einer 
Beschlußfassung über die Zurverfügungstellung etwaiger 
Spenden abzusehen, da über die Verwendung evtl. zur Ver
fügung gestellter Mittel noch nicht definitiv beschlossen sei.

Der Eemeinderat schließt sich diesen Ausführungen an.
,) Der Kunstmaler Hans Hesse hat die Ueberlassung 

eines städt. Lokales im alten Rathuuse zur Einrichtung 
einer Mal schule nachgesucht. Seitens der Stadtver
waltung ist in der Voraussetzung des Einve.ständnisses des 
Eemeinderats ein Raum in Aussicht gestellt worden gegen 
Uebernahme der Kosten für Heizung, Beleuchtung und Rei
nigung.

Der Gemeinderat begrüßt die Niederlassung des 
Herrn Hesse in Diedenhofen und genehmigt die jeder
zeit widerrufliche Ueberlassung eines Lokals unter den vom 
Vorsitzenden oorgetragenen Bedingungen.

2. Interpellation.
Mitglied Schiltz hat die Verwaltung schriftlich benach- 

richtigt, daß er in der heutigen Sitzung darüber interpellie
ren werde, warum die erhöhten durch Gemeinderatsbeschlutz 
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vom 4. Noveinber 1912 wieder herabgesetzten Kehr- pp. Ge
bühren, die bei der Stadtkasse bereits eingezahlt, noch nicht 
zurückerstattet worden seien, bezw. wann dies erfolgen 
werde. Nach Verlesung des Schreibens des Mitgliedes 
Schiltz teilt der Vorsitzende mit, daß der Kasse am 3. 
Februar die Heberolle zugestellt worden sei mit der An
weisung, zuviel gezahlte Gelder den Berechtigten durch den 
Kassenboten zuzustellcn. Die Rückzahlung habe bereits be
gonnen.

Der Eemeinderat verzichtet auf eine weitere Bespre
chung der Anfrage und gibt sich mit den vom Vorsitzenden 
gemachten Erklärungen zufrieden.

3. Niederschlagung von Hundesteuern
— Berichterstatter Mitglied Müller. —
13 Hundcbesitzer haben wegen irrtümlicher Veran

lagung zur Hundesteuer Einspruch erhoben. Der Steuer
ausschuß hat die einzelnen Einsprüche gevrüft und bezeich
net 9 derselben als ganz, 2 als teilweise begründet und 2 
als unbegründet; er beantragt demzufolge die Nieder
schlagung eines Betrages von 112 und die Aufrechter
haltung eines solchen von 60 -A.

Nach einer kurzen Debatte beschließt der Ge
rn c i n d e r a t den beantragten Betrag von 112 Al nie - 
d e r z u s ch l a g e n.

4. Ernennung eines Mitgliedes der
Gesundheitskommission

Herr Kreisarzt Dr. Giß, welcher durch Beschluß des 
Eemeinderats vom 16. Januar d. Js. auf eine neue Periode 
von 4 Jahren zum Mitglied der Kommission für ungesunde 
Wohnungen gewählt worden ist, hat die Annahme des ihm 
angebotenen Mandats abgelehnt, da er beruflich zu sehr in 
Anspruch genommen sei und aus dem Gebiete der Woh- 
nungsfürsorge in seiner Eigenschaft als Kreisarzt schon 
eine umfangreiche Tätigkeit entwickeln müsse.

Der Eemeinderat wählt an Stelle des Herrn 
Dr. Giß Herrn Spitalchsfarzt Dr. Hasse zum Mitglied 
der Kommission für ungesunde Wohnungen

5. Baumpslanzungen aus dem Gymnafiumgrundstück 
und an einer Straße.

n) Gemäß einer in der letzten Sitzung des Gemeinde
rats gemachten Anregung hat die Verwaltung über die 
Vornahme von Baumpflanzungen auf dem Gymnasium- 
grundstück einen Kostenanschlag aufstellen lassen, der unrer 
Vorsehung von Auffüllarbeiten pp auf 1700 -N abgeschlossen 
sei. Die vereinigten Kommissionen haben diesen Kostenan
schlag als zu hoch bezeichnet und sich lediglich für die An
pflanzung von 30 Ahornbäumen ausgesprochen, die mit 
einem Kostenaufwand von ca. 170 verpflanzt werden 
können.

Der Gemeinderat genehmigt einen Kredit 
von 170 -A, dessen Verwendung im Einvernehmen mit dem 
Herrn Eymnasialdirektor zu erfolgen hat.

b) Anschließend bezeichnet der Vorsitzende es als wün
schenswert, daß der Schulhof teilweise zum Schulgar
ten eingerichtet wird, damit Lei den Schülern das In
teresse für die Natur und die Pflanzenwelt gehoben wer
den kann; er bittet um Gewährung eines angemessenen 
Kredits zur Vornahme der erforderlichen Umgrabearbei- 
ten, sowie zur Beschaffung von Samen und zur Stiftung 
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von kleinen Preisen an diejenigen Schüler, welche bei Be
bauung ihrer Gärten besondere Leistungen zu verzeichnen 
haben.

Auf Antrag des Mngliedcs Dcnz wird hierfür vorn 
Gemeinderat ein Kredit von 100 bewilligt.

o) Schließlich bewilligt der G e m e i n d e r a i 
für die Anpflanzung von Bäumen an der V erbin 
dungsstraße zwischen Kaiserin Auguste Viktoria Pro
menade und dem Burgunderring einen Kredit von 60 Ut.

— Mitglied Müller verläßt den Sitzungssaal. —

6 Haushaltsetat des Gymnasiums.
Durch Vermittelung des Herrn Bczirkspräsidenten ist 

folgende Verfügung des Oberschulrats eingegangen:
Ministerium für Elsaß-Lothringen.

Oberschulrat.
Straßburg, den 6. Januar 1913.

Ein Exemplar des unterm 3. d. Mts. cingereichten Ent
wurfs zum Haushaltsetat des Gymnasiums zu Diedenhofen 
für das Rechnungsjahr 1913 sende ich Ihnen nach Prüfung 
mit dem ergebenen Ersuchen zurück, dasselbe dem Gemeinde
rat der Stadt Diedenhofen zur Beratung und Beschluß
fassung zuzuweisen. Wenn der Eemeinderat dem Entwürfe 
zustimmt. genehmige ich den in Einnahme und Ausgabe 

; mit 16190,29 abschließenden Etat und ersuche Sie, den
selben alsdann in das Gemeindebudget einstellen zu lassen. 
Eine Ausfertigung des Gemeinderatsbcschlusses ist mit ein- 
zureichen.

Der Direktor, gez. Albrecht.
An den Herrn Bezirkspräsidenten in Aletz. O. S. 246.

Der Vorsitzende trägt vor, daß die vereinigten Kom
missionen den Haushaltsetat dem Gymnasiums einer Prü- 
funü unterzogen haben und dem Eemeinderat empfehlen: 

Titel lb 6 Unterrichtsmittel und Verbrauchsmaterial:
n) Für die Bibliothek, geographische und Zeichenappa

rate, Anschauungsunterricbt von 1500 -tt auf 
1300 X,

0) Für naturwissenschaftliche Sammlungen und Ge
räte, Physik. Kabinet und chemisches Laboratorium 
von 800 Ul auf 600 zu ermäßigen.

Durch den Abstrich von 2)<200 -A - 400 Ul er
mäßigt sich die Summe der Einnahmen und der 
Ausgaben von 16 190,29 -A aus 15 790,29 -A.

Der Gemeinde rat genehmigt den Hauv- 
haltsetat nach den Vorschlägen der vereinigten Kommissio
nen und setzt denselben in Einnahmen und Ausgaben auf 
15 790,29 .A fest.

7. Bewilligung einer Entschädigung für einen 
zweiten Tierarzt für Ueberwachung der Viehmärkte.

Der Herr Kreisdirektor hat unter Hinweis auf die 
Ausführunasvorschrrsten zum Viehseuchengesetz vom 26. 6. 
1909 pp darauf aufmerksam gemacht, daß zur Ueberwachung 
des Zutriebes zu den Viehmärkten die Heranziehung eines 
zweiten Tierarztes notwendig sei, da der Auftrieb zum 
Markte sowohl von der Stadtseitc als auch von der Lade
rampe aus erfolge. Die Anwesenheit dieses zweiten Tier
arztes werde wohl nur für die Dauer des Auftriebes not 
wendig sein. Die zu zahlenden Gebühren seien durch Z 11 
der Anl. E. Ministerialverordnung vom 10. 9. 1912 fest
gesetzt.

Der Vorsitzende erläutert, daß die vereinigten Kom
missionen im Gegensatz zu einem Gutachten des Schlacht
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Hausinspektors sich von der Notwendigkeit zur Heranziehung 
eines 2 Tierarztes n i ch t überzeugen konnten und zur 
eingehenden Prüfung der Marktverhältnisse eine Spezial- 
kommission bestehend aus den Herren Walkowinski, Eoe, 
dert, Salomon, Schiltz und Stcimetz in Vorschlag gebracht 
hätten.

Der Eemeinderat beschloß dem Antrag der 
vereinigten Kommissionen entsprechend.

— Mitglied Müller ist während der Beratung des letz
ten Punktes wieder im Sitzungssaals erschienen. —

8. Antrag der evangelischen Kirchengemeinde aus 
Bewilligung einer Beihilfe zur Ausmalung der 

evangelischen Kirche.
Der Vorsitzende bringt einen Antrag der eoangel. Kir

chengemeinde zur Verlesung, durch welchen um Gewährung 
einer Beihilfe aus städt. Mitteln zu den Kosten der Aus
malung der evangel. Kirche hierselbst gebeten wird. 
In dem Anträge wird darauf hingewiesen, daß die Aus
malung der Kirche, die aus Anlaß der Wiederkehr des 25 
jährigen Gedenktages der Einweihung des Gotteshauses 
beabsichtigt sei, mit einem Kojlenaufwande von 4000 u 
hergestellt werden könne, und daß noch etwa 1000 M er
forderlich seien für die übrigen Ausbesserungsarbeiten. 
Durch freiwillige Spenden seien zur Deckung eines Teiles 
der Aufwendungen 1200 M aufgebracht worden und wür
den voraussichtlich an freiwilligen Gaben insgesamt 250'» 
M eingehen. Bezüglich des verbleibenden Restes von 2500 
-ü sei die evang. Kirchengemeinde auf das Wohlwollen der 
Stadt und des Ministeriums angewiesen.

Die vereinigten Kommissionen haben im Hinblick da
rauf, daß erst in legier Zeit auch den anderen Kultusg-- 
meinden Zuschüsse für Beleuchtungs- und Heizungsanlagcn 
gewährt worden sind, die Gewährung einer städt. Beihilfe 
von 1250 befürwortet.

. Der Gemeinderat beschließt dem Kom- 
missionsoorsthlag entsprechend.

— Mitglied Pfanschilling erscheint im Sitzungs
saals. —

9. Antrag der evangelischen Kirchengemeinde um
Uebeilassung des grossen Rathaussaales zur 

Abhaltung von (Gottesdienst.
Infolge der Ausmalung der evangelischen Kirche kann 

dieselbe während der Monate August bis November d. Js. 
nicht benutzt werden. Die evangel. Kirchengemeinde 
hat daher den Gemeinderat gebeten, ihr während dieser 
Zeit für die Abhaltung ihres Gottesdienstes den großen 
Saal ^m alten Rathause zur Verfügung zu stellen. Der 
frgl. vaal soll nur Sonntags Vormittags von 9—12 Uhr 
und Nachmittags von 2—3 Uhr in Gebrauch genommen 
werden. Ausnahmsweise wird er auch an Wochentagen auf 
etwa eine Stunde zur Vornahme kirchlicher Trauungen 
oder Taufen benötigt werden. Eine besondere Einrichtung 
des Saales kann unterbleiben, und steht derselbe jeweils 
nach Benutzung durch die Kirchengemeinde für andere 
Zwecke zur Verfügung der Stadt. Die Kosten für Heizung, 
Beleuchtung und Reinigung des Saales will die Kirchenge
meinde übernehmen.

Der Eemeinderat erklärt sich mit der lleber- 
lassung des Saales unter den vorstehend angeführten Be
dingungen einverstanden.

10. Antrag von Gewerbetreibenden auf Aushebung 
des Oktrois.

Nachdem der Vorsitzende erläutert hatte, daß die Frage 
der Aufhebung des Oktrois mit dem nächsten Punkte der 
Tagesordnung, der Festsetzung der Steuerzuschläge, in en
gem Zusammenhang stehe, und die von den vereinigten 
Kommissionen in Vorschlag gebrachte Erhöhung der Zu
schläge um 30 wenn die Aufhebung des Oktrois be
schlossen würde, noch um etwa 60 «L vermehrt werden 
müßte, stellt Mitglied H. Frank den Antrag auf Ver
tagung beider Angelegenheiten, da der Gemeinderat bei 
Beratung und Entscheidung solch wichtiger Fragen möglichst 
vollzählig sein müsse. Der Vertagungsant wg wurde von 
den Mitgliedern Schiltz, Christian, Richard und Salomon 
unterstützt; Mitglieder Pfanschilling und Eoedert treten 
für sofortige Beratung ein; letzterer wünscht, falls die An
gelegenheit vertagt werden sollte, daß eine besondere 
Sitzung zur Beratung der beiden Angelegenheiten festge
setzt werden möchte. Für eine sofortige Verhandlung 
treten dann noch Beigeordneter Haas sowie Mitglied ? 
Müller und Denz ein.

Nach Annahme eines Antrages des Mitglü 
des M üller auf Schluß der Debatte brächte der 
Vorsitzende den Vertogungsantrag zur Abstimmung; acht 
Stimmen waren für, acht Stimmen waren gegen die Ver
tagung. Der Vorsitzende erklärte, den Ausschlag nicht 
geben zu wollen und schlug eine Sprechpauie von 5 Minu
ten vor.

Nach Ablauf der Sprechvause wurde erneut zur 
Abstimmung geschritten und alsdann der V e r t a g u n g s- 
antrag mit 10 Stimmen angenommen. Auf 
Wunsch der anwesenden Mitglieder wurde die besondere 
Sitzung aufSamstag, d e n 1 5. F e b r u a r, abends 
8 Uhr anberaumt. und ihr Erscheinen von allen Mit
gliedern zugesagt.

11. Festsetzung der Steuerzuschläge.
Aus den in der vorhergehenden Beschlußfassung ange

führten Gründen tritt Vertagung aui Samstag, den 
15. Februar, abends 8 Uhr ein.

12. Instandsetzung der St. Peterstratze.
Der Vorsitzende führt aus, daß die St. Peterstraße sich 

in einem sehr reparaturbedürftigen Zustande befinde, und 
daß wiederholt von verschiedenen Seiten die alsbaldige 
Instandsetzung gewünscht worden sei. Die Verwaltung habe 
daher einen Kostenanschlag aufstellen lassen, der bei Ver
wendung von Hochofenschlacke einen Kostenaufwand von 
3000 -N bedinge; die vereinigten Kommissionen schlügen 
jedoch vor, ein wesentlich härteres Material für die In
standsetzung der stark befahrenen Straße zu verwenden 
Die Verwaltung habe nun im Auftrage der Kommission 
einen neuen Kostenanschlag aufgestellt in dem Basaltklein- 
schlag vorgesehen sei und die Ausgaben sich aus 5400 M er
höhten. Der Vorsitzende bemerkt, daß er bei Verwenduna 
dieses Hartgesteins voraussetze, daß der Herr Vezirkspräs'i- 
dent eine weitere Hinausschiebung der Pflasterung der 
Straße, zu deren Vornahme die Stadt vertraglich verpflich
tet sei, und die einen Kostenaufwand von 54 000 M be
dinge, genehmigen werde; in dieser Annahme empfehle er 
da die Arbeitslöhne dieselben und Einwalzen des Mate
rials nur 30 I pro ebru teurer sei, entschieden die Bewilli
gung von 5400 M.
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Nach einer kurzen Debatte, in welcher einzelne Mit
glieder für die Instandsetzung mit Hochofenschlacke cintre 
ren, die größere Anzahl der Mitglieder jedoch der Verwen
dung von Hartstein das Wort redet, beschließt der 
Gemeinderat für die Instandsetzung der St. Peter
straße mittelst Vasaltkleinschlages einen Kredit 
von 5400 M zu bewilligen. Die Verwaltung wird beauf
tragt bei dem Herrn Vezirksprüsidenten eine weitere Hin
ausschiebung der Pflasterung um 3 Jahre zu erbitten.

13 Ausbau der Wasserleitung in der Elisabethstrahe
Die Eigentümer Saur, Horn und Huar bitten, die 

Wasserleitung in der Elisabethstraße zu verlängern, damit 
ihre an dieser Straße gelegenen Häuser mit Wasserleitungs- 
anschlüsien versehen werden können. Nachdem ein ähnlicher 
Antrag des früheren Besitzers bezgl. desselben Geländes 
von der Verwaltung bereits abgelehnt worden war, weil 
die Herstellung einer Wasserleitung in dem engen Wege 
nach den Häusern der Antragsteller aus verschiedenen Grün
den nicht durchführbar ist, haben dieselben eine Ermäch
tigung der Eigentümer der benachbarten Gartengrundstücke 
beigebracht, nach welcher diese gestatten, die Wasserleitung 
durch ihre Gärten, in dem Teile durchzulegen, der später in 
die Elisabethstraße fallen wird. Ein Nachbar, ein Herr 
Billot, hat die Erlaubnis zur Durchquerung seines Gartens 
versagt, und müßte die Leitung um diesen herum in die 
Llisabethstraße verlegt werden. Die vereinigten Kom
missionen haben die Ausführung der Wasserleitung bis zu 
dem Billot'schen Garten zustimmend begutachtet und d>e 
Bewilligung des erforderlichen Kredits von 1450 unte,' 
der Bedingung empfohlen, daß die Gesuchsteller je eine 
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Wasscrtonzession zum Preise vou 20 Ul pro Jahr nehmen 
und außerdem das von der Stadt aufzuwendende Baukapital 
mit 6 verzinsen, bis der gesamte Wajferkonsum der drei 
Abnehmer unter Außerachtlassung der Konzession den Be
trag von t> -L Verzinsung gleichkommt! treten neue Was 
serabnehmer hinzu, so ermäßigt sich die Garantie im ent
sprechenden Verhältnis.

Der Eemeinderat beschließt gemäß dem 
Kommissionsantrag und gestattet, daß die Umleitung um 
den Billot'schen Garten in einem kleineren als dem übri
gen Profile auf Kosten der Gesuchsteller durch die Stadt 
in den Elisabethweg gelegt wird. Die Umtegung muß s. 
Zt. auf Antrag der Stadt durch die drer Antragsteller er
folgen.

14. Dringlich Bewilligung eines Nachtragskredits.
Die Betriebskosten der Wasserleitung, Titel 34 des 

Budgets, sind infolge zahlreicher Anschlüsse an die Wasser
leitung nahezu aufgebraucht. Zur Herstellung der noch bis 
zum Schlüsse des Rechnungsjahres erforderlich werdenden 
Anschlüsse ist nach Angaben des Studtbauamts ein weite
rer Kredit von 3000 notwendig, dessen Bewilligung die 
vereinigten Kommissionen empsohlen haben. Den er
höhten Ausgaben stehen wesentlichere Mehreinnahmen für 
Wasser gegenüber.

Der Gemeinderat bewilligt den beantrag
ten Nachtragskredit von 3000 <N.

Schluß der Sitzung 6)4 Uhr nachin.
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Gemeinderatsschung vsm 15. Februar 1913,
abends 8 Uhr.

Anwesend unter dem Vorsitze des Bürgermeisters 
Berkenheier die Beigeordneten Walkowinski und Haas, so
wie die Stadträte Christian, Franck Joh., Frank Heinr., 
FramMS, Goedert, Dr. Kuborn, Dr. Medernach, Müller, 
Nouviaire, Pfanschilling, Reuter, Richard, Salomon, 
Schlitz, Steimetz und Wehrmann.

Während der Sitzung sind erschienen die Mitglieder 
Dcnz und Zimmer.

Entschuldigt: Mitglied Röchling.
Schriftführer: Sekretär Hombourger.

Tagesordnung:

l. Antrag von Gewerbetreibenden auf Aufhebung des 
Oktrois.

2. Festsetzung der Steuerzuschläge.

Vor Eintritt in die Tagesordnung gibt der Vorsitzende 
Mitteilung von einer Einladung des Central-Kinemato- 
graphen-Jnhabers Nagel zu der kinematographischen Vor
führung des anläßlich der diesjährigen Kaisersgeburtstags
parade aufgenommenen Films und bittet den Eemeinderat 
zahlreich zu erscheinen.

Mitglied H. Frank beschwert sich darüber, daß 
die Diedenhofener Zeitung in dem von ihr gebrachten Be
richt der Eemeinderatssitzung vom 10. d. Mts. ihn nicht 
als anwesend aufgeführt, trotzdem er der 
Sitzung beigewohnt habe: er bittet um nachträgliche Be
richtigung. Der Vorsitzende übermittelt dem anwesenden 
Vertreter der Diedenhofener Zeitung den geäußerten 
Wunsch.

Der Vorsitzende bittet als dringliche Angelegen
heiten noch folgende Punkte auf die heutige Tages
ordnung zu setzen:

n) Antrag auf Schaffung eines Flugstützpunktes in 
Diedenhofen.

IZ Veräußerung von Straßengelände.
<) Umbau Werden.
Es erhebt sich kein Widerspruch.
Auf die Anfrage des Vorsitzenden, ob der Gemeinde

rat bereit sei die Gemeinderatssitzungsberichte vom 2. und 
7. Dezember zu genehmigen, erhebt Mitglied Müller 
Widerspruch, worauf die Vorlage zurückgezogen 
wird.

1. Antrag von Gewerbetreibenden aus Aushebung 

des Oktrois.

Nach einem Vorwort über das große Interesse des Ee- 
meinderats und der Bürgerschaft an dem zur Beratung 
stehenden Punkte und nach Erörterung der Gründe, welche 
für die wiederholte Hinausschiebung der Verhandlung 
maßgebend waren, bringt der Vorsitzende die Anträge des 
Saal- und Konzertlokalinhaber-Vereins, des Eastwirte- 

vereins sowie einer Anzahl sonstiger Gewerbetreibenden 
auf Aufhebung des Oktrois zur Verlesung. Anschlie
ßend kritisiert er, daß die Presse in der Oktroifrage ver
schiedene Artikel gebracht hat, die unrichtige Zahlen enthal
ten, und ein falsches Bild vor der Oesfentlichkeit entrollt 
haben, wodurch irrige Anschauungen bei der Bürgerschaft 
aufgekommen sind. Alsdann macht der Vorsitzende fol
gende Ausführungen:

Vor einigen Jahren brächte das Oktroi eine Bruttoein
nahme von rd. 235 000 oll ein: durch Fortfallen desselben 
auf Lebensmittel pp ist am 1. April 1910 ein Ausfall von 
58—60 000 oN eingetreten, der sich im Laufe des vergange
nen Jahres infolge einiger für die Eewerbewelt ergange- 
ner günstiger Gerichtsentscheidungen um 15 000 -N erhöhte. 
Heute beträgt die Bruttoeinnahme des Oktrois 160 000 d 
Während bei 235 000 -N Bruttoeinnahmen die sächlichen 
und persönlichen Ausgaben 60 000 betrugen, also eine 
Nettoeinnahme von rd. 165 000 M verblieb, haben sich die 
Ausgaben Lei einer jetzigen Oktroieinnahme von 160 000 
-N gegen früher wesentlich vermindert und betragen nur 
mehr 35 000 M, sodaß die Nettoeinnahmen sich noch auf 
125 000 -N stellen. Die beiden Nettoeinnahmenbeträge von 
165 000 -N und 125 000 mit einander verglichen ergeben 
demnach gegen früher einen Ausfall von nur 40 000 -N. 
Um diesen Ausfall teilweise zu decken, hat die Verwaltung 
s. Zt. leider ohne Erfolge die Erhöhung einzelner Positio
nen des Oktroitarifs beim Gemeinderat in Vorschlag ge
bracht. Trotz der erheblichen Einnahmsausfälle an Oktroi
abgaben hat die Verwaltung durch Einführung und Beach
tung großer Sparsamkeit auf allen Gebieten es fertig ge
bracht, die Haushaltungsvoranfchläge zu balancieren ohne 
Steuerzuschläge einzusetzen. Die großen Projekte vor de
ren Ausführung die Verwaltung augenblicklich steht, 
machen die weitere Umgehung von Steuerzuschlägen un
möglich. Ohne an den Oktroieinnahmen zu rütteln, wer
den zur Balancierung des Budgets pro 1913 30 weitere 
Zuschläge erforderlich, die mit den bereits bestehenden 50 
28 auf 80 -L anwachsen. Infolge des progressiv gestiegenen 
Steuerprinzipals erhöhen sich auch die Einnahmen aus den 
gesamten Steuerzuschlägen auf etwa 170 000 M. Die 
Steuerzuschläge und das Oktroi sind gleich ungerechte 
Steuersysteme, jedoch verdient das Oktroi den Vorzug, da 
es bereits seit Jahrhunderten besteht und sich nicht so fühl
bar macht, wie die Steuer, die in voller Höhe mittelst 
Steuerzettels angefordert wird. Die mit der Aufhebung 
des Oktrois in Wegfall kommende Einnahme von 125 000 
-R würde die Erhebung von 59,52 A Zuschlägen notwendig 
machen. Ferner würden für die durch das Oktroi bedingten 
Gehalts- pp Ausgaben im Betrage von 26 300 M, die durch 
Ruhegehälter in Höhe von dieses Betrages mit 19 725 
M, abzulösen wären, weitere 9,5 Zuschläge einzusetzen 
sein. Die aus dem Wegfall des Oktrois entstehenden Zu
schläge würden mit den heute festzusetzenden Zuschlägen 
von 80 2? zusammen 149,02 ergeben. Durch die Aufhe
bung des Oktrois würden wohl einzelne Erwerbsstände 
entlastet, die Allgemeinheit, insbesondere aber die Rent
ner, Grundstücksbesitzer, Beamten usw., erheblich belastet 
werden.

Die Behauptung, die Kleinindustrie würde durch das 
Oktroi verscheucht, trifft nicht zu. Die Stadt Diedenhofen 
ist in der Entwicklung progressiv vorwärtsgegangen bis 
auf einen im letzten Jahre eingetretenen Stillstand: die
ser Stillstand, und insbesondere das Stocken der Baulust ist 
nicht auf Xdas Oktroi zurückzuführen, sondern auf die 
schlechte Konjunktur, die Kriegsgefahr und daher die unge
wisse Zukunft. Ob auch bei Wegfall des Oktrois die Stadt 
sich so entwickelt haben würde, steht dahin, jedenfalls spre
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chen die Tatsachen dagegen; daß die Gewerbetreibenden 
und die Industrie durch das Oktroi weniger gedrückt wer
den als durch die Gewerbesteuer, ist keinesfalls richtig, da 
die Letztere nach der Ertragsmöglichkeit von dem Gewerbe
treibenden, das Oktroi dagegen nur von den wirklich vor
handenen Arbeitskräften selbst erhoben würde.

Die Bewegung gegen das Oktroi ist von einzelnen Ka
tegorien Gewerbetreibender und von den Sozialdemokra- 
ten ausgegangen, die eine progressive Steuer haben wollen. 
Einzelne Führer der Letzteren sind jedoch anderer Mei
nung; so der sozialistische Abgeordnete Fischer-Fürth, der 
es nicht für richtig hält, gegen die indirekten Steuern zu 
agitieren, da diese beim pfundweisen Ankauf von Waren 
nur pfennigweise zur Erhebung bezw. in Bruchteilen zur 
Geltung kommen. Beim Fortfall des Oktrois wird der 
Kaufmann nicht den Bruchteil eines Pfennigs herunter
gehen können und einen ganzen Pfennig auch nicht erlassen, 
da er sonst mit Berlust arbeiten müßte. Er wird daher 
durchweg den bisherigen Verkaufspreis Leibehalten und 
die für Oktroi bisher erhobenen Beträge in seine Tasche 
fließen lassen; die Allgemeinheit hat daher keinen Vor
teil aus der Oktroiaufhebung. Daß gerade in Diedenhofen 
die Bewegung auf Fortfall des Oktrois eingesetzt hat, ist 
umso erstaunlicher, als die Stadt Diedenhofen von allen 
Els.-Lothr. Städten die geringsten Oktroisätze aufzuweisen 
hat; ebenso eigentümlich ist, daß gerade die Wirte so sehr 
für die Abschaffung des Oktrois eintreten, da ohnedies im 
Jahre 1915 auf Bier nur mehr höchstens 65 Steuer pro 
Hektoliter erhoben werden dürfe. Es muß der Stadt die 
Zeit gelassen werden sich nach und nach zu erholen. Vor 
einigen Jahren standen im städt. Oktroidienst 30 Beamten, 
heute sind es deren noch 19 und unter diesen 4, die in jeder
zeit kündbarer Weise eingestellt sind. Nach dem Fortfall 
des Oktrois müssen zur Einziehung verschiedener Gebüh
ren, wie Marktstandgelder, Lagerungs- und Stapelungs- 
gebühren pp, die insgesamt 11 715 -A einbringen, 9 Be
amte beibehalten werden. Da die zu vereinnahmenden Ge
bühren im Vergleich zu den zu verausgabenden Gehalts
zahlungen im Mißverhältnis stehen würden, müßte eher 
auf die Weitererhebung der bezeichneten Gebühren ver
zichtet werden. Der darauf entstehende neue Einnahme
ausfall ist mit 5,5 weiteren Zuschlägen zu bewerten, so- 
daß mit einem Eesamtsatze von 154,52 Zuschlägen zu 
rechnen ist. Aus all diesen angeführten Gründe und im 
Interesse der ruhigen und stetigen Fortentwickelung der 
Stadt ist die Beibehaltung des Oktrois unbedingt notwen
dig. Der Vorsitzende beantragt hierauf die Ablehnung der 
auf Aufhebung des Oktrois gestellten Anträge.

In der nun folgenden Debatte führt Mitglied 
Franck aus, daß der Zeitpunkt für Aufhebung des Ok
trois gekommen und es nicht empfehlenswert sei, hiermit 
länger zu warten, da von 1915 ab auf Bier so wie so nur 
mehr 65 F pro Hektoliter erhoben werden dürften. Die 
Oktroilast ruhe heute ganz auf den Schultern des Wirte
standes, der um seine Existenz schwer zu kämpfen habe und 
sich kaum über Wasser halten könne. Die Umlegung des 
Oktrois auf Steuerzuschläge sei allein gerecht, da diese von 
der Allgemeinheit getragen würden. Die Stadt Dieden
hofen könne 155 2S Steuerzuschläge ertragen, andere Städte 
hätten deren viel mehr, z. B. Mannheim, das 265 
Steuerzuschläge erhebe. Mitglied Franck beantragt 
alsdann die Aufhebung des Oktrois zu beschließen.

Mitglied Eoedert führt aus, daß er, als 
vor einigen Jahren die Ausdehnung des Oktrois auf die 
Vororte beschlossen wurde, den Zeitpunkt als naheliegend 
bezeichnete, der Aufhebung des Oktrois näher zu treten, 
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er habe insbesondere empfohlen, das städt. Baugelände zu 
jedem annehmbaren Preise loszuschlagen um dadurch den 
Zuzug und die Baulust zu fördern; dagegen das dem Zu
zug und der Vaulust hinderliche Oktroi fallen zu lassen. 
Trotzdem liege heute kein Anlaß vor, die Sache übers Knie 
zu brechen; er beantragt vielmehr eine Oktroi- 
kommission zu benennen, welche die Oktroiaufhebung 
sowie alle auf das Oktroi Bezug habenden Fragen und ins
besondere die Mängel desselben prüfen und begutachten 
solle, und dem Eemeinderat evtl. Abänderungsvorschläge 
zu unterbreiten hätte.

Der Vorsitzende widersetzt sich dem mit einer Ver
tagung gleichbedeutenden Anträge Eoedert, da 
mit Rücksicht auf die Festsetzung der Steuerzuschlüge eine 
Entscheidung unbedingt erfolgen müsse. Beigeordne
ter Haas führt aus, daß die Gründe welche im 
Jahre 1909 für Beibehaltung des Oktrois gesprochen hät
ten, heute in vermehrtem Maßstabe gelten würden. Die 
Els.-Lothr. Städte könnten von einer Erhebung des Ok
trois nicht absehen und seien auf dessen Beibehaltung ange-, 
wiesen. Durch die Aufhebung des Oktrois würden in Die
denhofen die Steuerzuschlüge auf ca. 160 anwachsen; 
ein Sprung von 50 auf 160 Zuschläge würde in der 
Geschichte einzig dastehen. Für die Aufhebung des Oktrois 
träten einzelne Gruppen Gewerbetreibender auf, die höch
stens 20 der Bewohnerschaft ausmachten, während die 
übrige Bevölkerung, die mit 80 angenommen werden 
müsse, für die Beibehaltung des Oktrois sei. Bisher sei 
das Oktroi stets erhöht worden, und liege kein Grund vor, 
dasselbe heute zu beseitigen.

Die Stadt habe noch große Aufgaben vor sich, zu deren 
Lösung sie erhebliche Gelder benötige, die außer den aus der 
evtl. Oktroiaufhebung resultierenden Zuschlägen weitere 
Steuerzuschlüge erforderlich machen würden. Die Behaup
tung, die Kleinindustrie werde durch das Oktroi abgehalten 
sich in Diedenhofen anzusiedeln, ist nicht beweisfähig, viel
mehr sei es die Gewerbesteuer die diesen Effekt ausübe. 
Auch die Industrie ziehe das Oktroi der Gewerbesteuer vor. 
Daß der Wirtestand um seine Existenz kämpfen müsse, liege 
nicht am Oktroi. Aus allen diesen Gründen sei die Bei - 
be Haltung des Oktrois in dem augenblicklichen Um
fange aus finanziellen Gründen unbedingt notwendig, und 
zwar um so mehr als auch die evtl. Unterbringung von 15 
Oktroibeamten in Erwägung gezogen werden müsse.

Beigeordneter Walkowinski führt aus, 
daß er früher Gegner der Oktroierhebuug gewesen sei, in
zwischen jedoch seine Meinung geändert habe. Die heu
tigen Verhältnisse ließen eine Oktroiaufhebung nicht zweck
mäßig erscheinen, sondern sprächen vielmehr für die Beibe
haltung bis zum Jahre 1915; im Jahre 1915 könne in die 
Prüfung der Frage getreten werden, ob die Aufrechterhal
tung des Oktrois überhaupt noch rentabel erscheine. Bei
geordneter Walkowinski ist für die B e i b e h a l t u n g des 
Oktrois unter der Voraussetzung, daß eine Erhöhung oder 
Aenderung des Tarifs nicht vorgenommen wird.

Mitglied Eoedert führt als neues Moment für 
die Aufhebung des Oktrois den Fortfall desselben auf 
Fleisch pp. an und bezeichnet es als unwirtschaftlich bei 
160 000 Ul Einnahmen 40 000 -N Ausgaben zu machen. Er 
will nicht die Einschränkung des Oktrois heute in Erwä
gung ziehen und hält seinen Antrag aufrecht.

Mitglied Dr. Medernach erläutert, daß er den 
vom Vorsitzenden gemachten eingehenden Ausführungen 
nichts beizufügen habe u. nur zur weiteren Aufklärung der 
Bürgerschaft seine Meinung äußern wolle. Der Wirte
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stand bezeichne das Oktroi als ungerecht; dies treffe je
doch nicht zu. Das Oktroi allein verteuere das Bier nicht, 
eher täten dies die übrigen Steuern. Die in Diedenhofen 
verkonsumierten 26 000 Hektoliter Bier würden nicht von 
den Diedenhofener Bürgern allein getrunken, sondern 
auch von Fremden; demnach zahlten diese einen Teil des 
Oktrois, der bei Erhebung von Zuschlägen durch die Bürger 
der Stadt allein aufgebracht werden müsse. Das Oktroi 
sei eine gerechte Steuer. Nicht die Wirte zahlten das Ok
troi aus ihrer eigenen Tasche, sondern sie zögen es von 
ihren Gästen ein; sie hätten daher keinen Nachteil vom 
Oktroi. Wenn die Stadt vorankommen wolle, dann brau
che sie Geld; habe sie solches nicht, so müsse sie aber Kredit 
haben. Wolle die Stadt Anleihen aufnehmen, dann werde 
zunächst danach gefragt, welche Garantien geboten würden. 
Die durch Aufhebung des Oktrois auf 160 A angewachse
nen Steuerzuschläge würden alsdann keine Empfehlung 
sein (sehr richtig. Der Bors.) Die Schwierigkeit zur 
Unterbringung von Anleihen sei ja genügend bekannt. 
Daher könne die B e i b e h a l t u n g des Oktrois nur drin
gend empfohlen werden.

Der Vorsitzende verliest sodann eine Tabelle 
der in Elsaß-Lothringen zur Erhebung kommenden Oktroi- 
sätze, die den Beweis liefert, daß Diedenhofen fast durchweg 
die geringsten Sätze einzieht. Er betont alsdann noch, daß 
der schlechte Stand mancher Wirtschaften nicht auf das 
Oktroi zurückzuführen ist, sondern dem bestehenden Kon- 
zessionswesen zugeschrieben werden muß. Eine Einschrän
kung auf diesem Gebiete würde dem Eastwirtegewerbe weit 
zuträglicher werden, als die Oktroiaufhebung.

Mitglied Eoedert wünscht nochmals Verta
gung bis zur Budgetberatung und Ernennung einer 
Oktroikommission.

Mitglied Denz ist für sofortige Entscheidung.
Der Gemeinderat stimmte alsdann über die 

von den Gewerbetreibenden gestellten Anträge auf Auf
hebung des Oktrois ab, und faßte mit 19 Stimmen gegen 
die der Mitglieder Franck und Eoedert den Beschluß, 
die frgl. Anträge abzulehnen.

In einem Schlußworte richtet sich der Vorsitzende als
dann an die erschienenen Zuhörer aus der Bürgerschaft und 
erläutert, - daß der Eemeinderat die Bestrebungen des 
Wirtestandes und der Gewerbetreibenden jederzeit im Auge 
behalten werde. Wenn ihnen einmal geholfen werden 
könne, ohne die Stadt zu schädigen, dann würde dies sicher 
geschehen.

2. Festsetzung der Steuerzuschläge.

Der Vorsitzende macht folgende Ausführungen:
Der von der Verwaltung aufgestellte vorläufige 

Haushaltsetat der Gemeinde pro 1913 ist
in Einnahmen auf 692 848,87 -N
in Ausgaben auf 683 378,22 -N

abgeschlossen worden und weist daher einen
Einnahmeüberschuß von 9 470,65 -N

nach.
Um zu diesem Abschluß zu gelangen, hat die Stadt

verwaltung 30 weitere außerordentliche Steuerzu
schläge einsetzen müssen, sodaß im Falle deren Bewilligung 
durch den Gemeinderat die Stadt vom 1. 4. d. Js. ab ins
gesamt 80 A Zuschläge und zwar — 13 ordentliche und 
67 außerordentliche — erheben wird. Die neu erforder

lichen Zuschläge sind darauf zurückzuführen, daß verschie
dene Einnahmeposten der Gemeinde herunter gegangen, 
verschiedene Positionen der Ausgaben dagegen höher ge
worden sind. Nach detaillierter Bezeichnung einzelner die
ser Einnahme- und Ausgabepositionen, die eine Vermin
derung bezw. Steigerung erfahren haben, weist der Vor
sitzende darauf hin, daß die budgetmäßigen Einnahmen zur 
Zeit noch ausreichen um die Verzinsung und Amortisation 
auch der neuen Anleihe von ca. 1 Million zu decken, es könne 
daher von der Erhöhung der ordentlichen Zuschläge abge
sehen werden; einem einstimmigen Beschluß der vereinig
ten Kommission entsprechend bittet er alsdann die von der 
Verwaltung zur Balancierung des Budgets als notwendig 
geforderten 30 weiteren außerordentlichen Zuschläge gut
zuheißen.

Auf die Anfrage des Mitgliedes Eoedert, ob in den 30 
weiteren Zuschlägen die Amortisationsraten für den Bau 
eines neuen Schulhauses, eines Kühlhauses usw. mitent
halten sind, und wie lange es voraussichtlich bei dem gegen
wärtigen Stande der Zuschläge bleiben wird, antwortet 
der Vorsitzende auf erstere Frage in bejahendem Sinne; 
die letztere erklärt er z. Zt. nicht beantworten zu können, 
da er nicht wisse, welche Kreditbewilligungen in nächster 
Zeit notwendig würden. Er appellierte alsdann an den 
Spürsinn des Gemeinderats und gab der Hoffnung Aus
druck, daß eine weitere Erhöhung der Zuschläge möglichst 
fern liegen möge; wenn aber eine solche dennoch notwen
dig werden sollte, so werde sie sich wohl in bescheidenem 
Rahmen bewegen.

Hierauf beschloß der Eemeinderat ein
stimmig, die Erhöhung der außerordentlichen 
Zuschläge von 37 auf 67 AI während die ordentlichen 
Zuschläge mit 13 AI unverändert weiterbestehen bleiben; 
es sollen somit vom 1. 4. 1913 ab insgesamt 80 Zuschläge 
erhoben werden.

3. Antrag aus Schassung eines Flugstützpunktes 

in Diedenhofen.

Der Deutsche Flugverband mit dem Sitz in Weimar 
möchte in Diedenhofen einen Flugstützpunkt errichten, wenn 
die Stadt zu den auf 16—18 000 -N veranschlagten Kosten 
einen angemessenen Zuschuß leistet. Der Flugstützpunkt ist 
gedacht als Zielpunkt für Anfänger im Ueberlandflug, als 
Unterkunfts- und Reparatur- pp Station für geübte Flie
ger und soll möglichst auf einem Exerzierplatz oder einem 
sonstigen geeigneten Gelände angelegt werden.

Der Gemeinderat verweist die Sache zur Prü
fung und Begutachtung an die F i n a n z k o m m i s s i o n.

4. Veräußerung von Stratzengelände.

Der Bäckermeister I. P. Schneider in Veauregard hat 
bei der Straßenbauverwaltung beantragt, ihm ein vor sei
nem Anwesen, Sektion D Nr. 354p und 360 p in Beaure- 
gard, an der Hayingerstraße, liegendes Straßengelände, 
einen sogen. Depotplatz, käuflich abzutreten. Die von 
Schneider erbetene Fläche hat einen Flächeninhalt von 25 
Quadratmeter und sind für den Quadratmeter 10 -N ge
boten. Die Straßenbauverwaltung ersucht um Herbeifüh
rung eines Gemeinderatsbeschlusses zu dem Schneider'schen 
Antrag.

Der Eemeinderat ist mit einer Veräußerung des 
erbetenen Geländes zum Preise von 12 -ll pro Qua
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drat Meter einverstanden und ermächtigt die 
Verwaltung bei Annahme dieses Preises die üblichen 
Formalitäten zu erfüllen.

5. Umbau Gierden.

Der Vorsitzende erläutert, daß der Eemeinderat unterm 
16. Januar den Umbau des Polizeiamtes auf dem Markt
plätze zum Eeschäftshause zwar gutgeheißen, sich jedoch die 
Begutachtung der Baupläne vorbehalten habe. Die Ver
waltung habe ein von den Mietern des Gebäudes, den 
Gebr. Gierden, vorgelegtes Bauprojekt beanstandet, weil 
nach ihrer Ansicht der geplante Bau nicht in das Bild des 
Marktplatzes hineinpaßte; sie habe ihrerseits durch das 
Etadtbauamt einen geeigneten Fassadenentwurf anfertigen 
lassen. Gebr. Gierden hätten sich zur bedinglosen Ausfüh
rung des von der Stadt geforderten Projektes nicht bereit 
erklärt, da dieses nach ihrer Meinung einen verhältnis
mäßig höheren Kostenaufwand bedinge als ihr eigenes 
Projekt; sie hätten vielmehr als Gegenleistung eine Ver
längerung des Mietsvertrages um 6—9 Jahre und Hin

ausschiebung des Beginns der Mietezahlung bis zum l. 
Juli d. Js. gewünscht. Die Verwaltung habe die Befür
wortung einer Mietsvertragverlängerung von 2—3 Jah
ren sowie die Hinausschiebung des Beginnes der Miete
zahlung bis 1. Juli er. in Aussicht gestellt und ferner inso
fern Entgegenkommen zugesichert, als für die oberen Ge
schosse nur die in der neuen Bauordnung der Stadt vorge
sehene Zimmerhöhe von 2,85 Meter bezw. 2,75 Meter er
forderlich sei.

Nach einer kurzen Besprechung der vorgelegten Fassa
denzeichnungen, unter denen sich auch eine befand, die von 
dem Herrn Konservator der baugeschichtlichen Denkmäler 
in Metz zur Annahme empfohlen war, beantragt 
M i tglied Denzdie Angelegenheit an die Baukom- 
mission zu verweisen und diese zu ermächtigen in eige
ner Zuständigkeit endgültig zu beschließen.

Der Gemeinderat erhebt diesen Antrag zum 
Beschluß.

Schluß der Sitzung 10,15 Uhr abends.
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Anwesend waren bei Eröffnung der Sitzung unter dem 
Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier, die Beigeordneten 
Walkowinski und Haas, sowie die Mitglieder: Christian, 
Denz, Franck Joh., Frank H., Eoedert, Dr. Medernach, Mül
ler, Salomon, Steimetz und Schiltz.

Während der Sitzung sind erschienen die Mitglieder: 
Richard, Dr. Kuborn, Fran^ois, Röchling und Zimmer.

Mit Entschuldigung fehlten die Herren: Reuter, Nou- 
uiaire, Pfanschilling und Wehrmann.

Schriftführer: Sekretär Hombourger.

Tagesordnung.
1. Mitteilungen.
2. Interpellationen.
3. Allgemeine Ermächtigung des Bürgermeisters zum 

Abschluß von Verträgen.
4. Niederschlagung von Schulgeldbeträgen.
5. Gewährung einer Abfindung für Rücktritt von einem 

Vertrage.
6. Alignement des oberen Teiles der Elisabethstraße.
7. Baufluchtenplan einer Nebenstraße zur Kaiser Karl

straße.
8. Neubefestigung des Schloßhofes und der Schloß- 

gasse.
9. Herstellung eines Fußweges nach der oberen Mosel- 

brücke und Eeländeerwerb.
10. Gründung zweier neuer Schulklassen.
1l. Vergebung des Druckes der Eemeinderatsberichte.
12. Antrag des Gesangvereins auf Gewährung einer 

Beihilfe zur Beschaffung eines Stutzflügels.
13. Ersatz eines Kleiderschadens.
14. Antrag auf Errichtung eines zweiten Viehmarktes 

in Diedenhofen.
15. Erbreiterung des Malgringerweges.
16. Errichtung einer Badeanstalt.
17. Uebernahme der Bürgschaft für die Sparkasse.
18. Errichtung eines Kühlhauses.

Vor EintrM in die Tagesordnung bittet der Vor
sitzende, die zur Verteilung gekommenen Gemeinde- 
ratsberichte vom 2. und 7. Dezember sowie vom 16. 
Januar und 10. Februar 1913 zu genehmigen.

Mitglied Frank H. wendet sich dagegen, daß 
im Bericht von 16. 1. d. Js. Lei Punkt p der Mitteilungen 
seine Entfernung aus dem Sitzungssaals protokolliert 
worden sei, während bei Punkt 14 das Wiedererscheinen des 
Mitgliedes Joh. Franck verzeichnet sei; soweit er sich ent
sinne, sei nicht er sondern Mitglied Joh. Franck aus dein 
Sitzungssaal gegangen.

Der Vorsitzende sichert Feststellung des Sachverhalts 
und evtl. Rektifizierung zu.

Mitglied Christian will evtl. auf den 
Wortlaut des Beschlusses vom 16. Januar d. Js. 
unter der Mitteilungen, „Veranstaltung einer ge
werblichen Ausstellung in Diedenhofen", in einer nächsten 
Sitzung zurückkommen, nachdem er Informationen einge
zogen hat.

Der Vorsitzende erhebt hiergegen keine Bedenken.
Hierauf werden die zur Annahme empfohlenen Pro

tokolle gutgeheißen.
Auf Antrag des Vorsitzenden genehmigt der 

Eemeinderat die Beratung der nachstehenden, nicht 
auf der Tagesordnung stehenden Punkte als dringliche 
Angelegenheiten:

1. Veräußerung städt. Baugeländes.
2. Anschluß der Gemeinde Künzig an das städt. Wasser

leitungsnetz.
Letztere Angelegenheit wird sofort an die Bau

kommission vermiesen.

1. Mitteilungen.
u) Die von dem Deutschen Flugverband in Aussicht ge

nommene Errichtung eines Flugstützpunktes in Die
denhofen muß nach einem Schreiben des Verbandes vom 
16. Februar unterbleiben, weil die Genehmigung zu der Er
richtung mit Rücksicht auf die Festungswerke der Stadt ver
sagt worden ist. Die vom Eemeinderat angeordnete Be
gutachtung der Angelegenheit durch die Finanzkommission 
kann daher unterbleiben.

d) Die AEWEA hat seit Jahr und Tag und zuletzt im 
Monat September 1912 an die Stadtverwaltung eine For
derung von 10 634 gestellt, die aus der llmlegung von 
Rohrleitungen pp in den Jahren 1904—1908 entstanden ist. 
Auf einen mit der Gesellschaft gepflogenen Schriftverkehr 
hat sich letztere auf Veranlassung der Bautommission zur 
Uebernahme ihres Anspruches auf das Baukonto des 
hiesigen Gaswerkes einverstanden erklärt und die 
Stadtverwaltung mittelst Schreiben vom 14. 12. 1912 davon 
benachrichtigt, daß sie ihre Forderung von 10 255,06 4l auf 
6255,06 4t ermäßige und in das Baukonto aufnehmen werde 
falls der Eemeinderat damit einverstanden sei. Die Bau
kommission hat diese Erledigung der Angelegenheit ge
wünscht und bittet den Gemeinderat zuzustimmen.

Der Gemeinderat erklärt sich e i n v e r st a n d e n.
e) In Beantwortung einer von Dr. Medernach in der 

Baukommissionssitzung vom 6. 2. v. Js. gestellten Anfrage 
teilt der Vorsitzende mit, daß die Abnahme der 
Pflasterung des Metzertorplatzes durch die Straßen
bauverwaltung noch nicht erfolgt ist.

ck) Herr Maler Hans Heß dankt für die Ueber- 
lassung eines städt. Lokales zur Einrichtung eines Mal
kursus.

<r ) Die Kaiserliche Kommandantur lädt den Gemeinde
rat zur Teilnahme an den feierlichen Veranstaltungen an
läßlich der am 10. März d. Js. stattfindenden Feier zum 
Andenken an die preußischen Befreiungskriege vor 
100 Jahren ein.

Der Vorsitzende hält eine gemeinsame Beteiligung des 
Gemeinderats an dem militärischen Gottesdienste und der 
Parade für geboten, da eine städt. Feier nicht stattfinden 
wird und bittet einen entsprechenden Gemeinderatsbeschluß 
zu fassen. Der Eemeinderat erhebt keine Einwendungen.

k) Die Karnevalgesellschaft Heuschreck dankt für 
die zum Fastnachtszuge gewährte städt. Beihilfe von 
1000 4t.
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2. Interpellation.

Mitglied Müller, der eine Interpellation auf 
Grund des Z 5 der Geschäftsordnung über die Verhand
lungen des Eemeinderats angezeigt hat, erläutert, daß in 
der ordentlichen Sitzung vom 10. Februar die Genehmigung 
der Eemeinderatsberichte vom 2. und 7. Dezember 1912 
auf Antrag des Mitgliedes Denz vertagt worden sei, und 
er angenommen habe, daß die Wiedervorlage der Berichte 
in der nächsten ordentlichen Eemeinderatssitzung erfolgen 
werde. Dem entgegen habe jedoch der Herr Bürgermeister 
die Berichte wieder in der außerordentlichen Sitzung vom 
15. Februar d. Js., in welcher die Beratung der Aufhebung 
des Oktrois auf der Tagesordnung stand, vorgelegt, worauf 
er, Mitglied Müller, gegen die Genehmigung Einspruch er
hoben habe. Nachdem die Berichte der Sitzungen vom 16. 
Januar und 10. Februar den Mitgliedern mit der Einla
dung zu der heutigen Sitzung zugestellt und vor Eintritt 
in die Tagesordnung genehmigt worden seien, liege für ihn 
kein Anlaß mehr vor, weitere Einwendungen zu erheben. 
Er bittet die Druckexemplare der Eemeinderatsberichte je
weils möglichst mit den Einladungen zu der nächsten 
Sitzung den Eemeinderatsmitgliedern zuzustellen.

Der Vorsitzende hält die Interpellation durch die von 
Mitglied Müller gemachten Ausführungen als erledigt 
und deren weitere Besprechung unnötig; er hofft die Ee
meinderatsberichte jeweils so rechtzeitig zustellen zu können, 
daß deren Genehmigung in der nächsten Sitzung erfolgen 
kann.

Der Gemeinderat sieht von einer weiteren Be
sprechung der Interpellation ab und geht zur Tagesordnung 
über.

— Mitglied Müller verläßt den Sitzungssaal mit Ent
schuldigung. —

3. Allgemeine Ermächtigung des Bürgermeisters 

zum Abschluß von Verträgen.

Der Bürgermeister beantragt, der Eemeinderat möge 
wie in den Vorjahren auch für das Rechnungsjahr 1913 ihn 
ermächtigen, nachbezeichnete Angelegenheiten in eigener 
Zuständigkeit zu erledigen:

1) Verpachtung der Erasnutzungen und der sonstigen 
Nutzungen an den der Stadt gehörigen Grundstücken.

2) Verpachtung von Lagerplätzen und dergl. auf freiem 
städt. Eigentume.

3) Verkauf des Obstes und der sonstigen Nutzungen an 
Straßen.

4) Verpachtung der Kirmesplätze (freihändig oder 
öffentlich).

5) Vergebung der Lieferung der Straßenunterhaltungs- 
materialien.

6) Verkauf des Holzes aus dem Walde, sowie des sonsti
gen anfallenden Holzes, ferner von alten Materialien und 
Abfällen aller Art. /

7) Vergebung der Kohlenlieferung.
8) Kündigung und Erneuerung bestehender Verträge 

einschl. etwaiger Nachtragsvertrüge.
9) Freihändige Vergebung iu engerer Submission von 

Eemeindearbeiten und Lieferungen, deren Wert 1000 -N 
nicht übersteigt und für welche ein Kredit vom Gemeinderat 
bewilligt ist.

10) Abschluß von Verträgen betreffend Versicherung 
des Gemeindeeigentums gegen Feuerschaden.
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11) Anordnung der Schließung der Weinberge.
Der Gemeinderat erteilt die nachgcsuchte Er

mächtigung.

4, Niederschlaqunq von Schulaeldbeträgen.

u) Der Kaufmann Max Simon hierselbst, dessen Knabe 
infolge Krankheit seit fünf Wochen die höhere Mädchen
schule nicht besucht und der auch vor Ostern nicht mehr ani 
Schulunterricht teilnehmen wird, bittet um Erlaß eines 
Teiles des von ihm bereits entrichteten Schulgeldes. Si
mon hat verhältnismäßig 11,82 M zu viel bezahlt, deren 
Rückerstattung bezw. Niederschlagung von dem Berichter
statter beantragt wird.

Der Eemeinderat beschließt entsprechend.
d) Die Tochter des Notariatssekretürs Cvzard in Hap- 

ingen hat infolge Krankheit vom 9. Oktober bis nach Neu
jahr nicht am Schulunterricht der höheren Mädchenschule 
teilgenommen. Cozard bittet um Erlaß und Rückerstattung 
eines verhältnismäßigen Teiles des von ihm bereits ent
richteten Schulgeldes. Der Bericherstatter beantragt einen 
Betrag von 20,75 M niederzuschlagen.

Der Eemeinderat beschließt entsprechend.

5. Gewährung einer Abfindung für Rücktritt 

von einem Vertrage.

Auf Grund einer mit dem Ksl. Herrn Bezirkspräsiden
ten getroffenen Vereinbarung hat die Stadt durch Vertrag 
vom 5. 10. 1908 ein dem Rentner Leo Noel gehöriges, Hap- 
ingerstraße 8 in Beauregard gelegenes Haus zur Unterbrin
gung einer bakteriologischen Anstalt auf die Dauer von 6 
Jahren, bis 1. 10. 1914, gemietet. Zu dem auf 900 M pro 
Jahr festgesetzten Mietzinse wurde seitens der Regierung 
eine Beihilfe von 600 M geleistet, von dem Anstaltsdiener 
als Entschästdigung für die ihm zugeteilte Dienstwohnung 
100 M beigetragen und der Rest von 200 pro Jahr von 
der Stadt übernommen. Durch Verfügung des Herrn Ve- 
zirkspräsidenten vom 4. Februar 1910 wurde der Betrieb 
der bakteriologischen Anstalt mit dem 1. 4. 1910 eingestellt 
und der Stadt das vermietete Haus für den Rest der Ver
tragsdauer zur eigenen Verwendung zugewiesen. Die Stadt 
fand einen Mieter, der einen Mietzins von 700 M pro 
Jahr entrichtete. Auf entsprechende Reklamation bewilligte 
die Regierung der Stadtverwaltung den dieser infolge an
derweitiger Vermietung entstandenen Mietsverlust von 200 
-4t pro Jahr auf die Dauer von drei Jahren, d. h. bis zum 
1. 4. 1913. Etwaige Minuseinnahmen an Miete nach dem 
1. 4. 1913 sollten zu Lasten der Stadt verbleiben. Inzwi
schen ist der Mieter des erwähnten Hauses mit seinen 
Mietsforderungen in Rückstand geraten und verschuldet bis 
1. Februar an rückständiger Miete 295,70 M. Um weiteren 
Mietsverlusten enthoben zu sein, wurde dem säumigen 
Mieter die Wohnung gekündigt und ratenweise Deckung des 
rückständigen Mietsbetrages mit ihm vereinbart. Die Be
sitzerin des Hauses Frau Witwe L. Noel erklärte sich der 
Stadtverwaltung gegenüber bereit, das der Stadt vermie
tete Haus sofort wieder zu übernehmen und den be
stehenden Mietsvertrag zu lösen, wenn ihr eine A b 
findungssumme in Höhe von 200 -4i von der Stadt 
gewährt würde.

Der Eemeinderat genehmigt die Auflö
sung des Mietsvertrages mit Frau Wwe. Noel und b e- 
willigt als Abfindungssumme einen Betrag 
von 200 M.
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6. Alignement des oberen Teils der Elisabethstraße,

An der Hand eines im Sitzungssaals ausgehängten 
Planes erläutert der Vorsitzende, den von der Vaukom- 
mission zustimmend begutachteten Vaufluchtenplan der 
Elisabethstraße, der zwischen den Gürten eine Breite von 
12 Meter vorsieht, während der obere Teil bis zur Lay- 
deckerstraße eine Breite von 10 Meter erhalten soll.

In der folgenden Debatte schlägt Mitglied Dr. Meder- 
nach einer erneute Prüfung des Projektes vor und empfiehlt 
von der Klinik des Bürgerspitals bis zur Laydeckerstraße 
die ganze Straßenflucht soweit östlich zu verlegen, daß die 
auf der Westseite stehenden Häuser mehr geschont bleiben, 
während das Anwesen des Spitals mehr angeschnitten wer
den könnte, da hier eine Einigung leicht zu erzielen sei. Der 
Vorsitzende hält den Einwand für angebracht und bittet 
die Ängelegenheit an die Vaukommission zurückzuweisen 
und eine Ortsbesichtigung vorzunehmen.

Mitglied Denz bittet nur den Teil der Straße 
von der Spitalklinik bis zur Laydeckerstraße einer Neuprü- 
fung zu unterziehen.

— Mitglied Müller erscheint wieder im Sitzungs
saal. —

Nachdem die Mitglieder Frany.ois, Schiltz 
und Dr. Kuborn sich für eine erneute Kommissions-Be- 
ratung entsprechend der Anregung des Mitgliedes Denz 
ausgesprochen und auch der Vorsitzende dieser Anregung bei- 
gepflichtet hatte, faßte der Gemeinderat folgenden Beschluß:

Der von der Vaukommission zustimmend begutach
tete Vaufluchtenplan der Elisabethstraße wird von der 
Mühlenstraße bis zur Spitalklinik genehmigt und von 
hier ab bis zur Laydeckerstraße zur erneuten Prüfung nebst 
Ortsbesichtigung an die Vaukommission überwiesen.

Anschließend an diese Beschlußfassung erläutert der 
Vorsitzende, daß derAusbau der Elisabethstraße von den 
Anliegern dringend gewünscht wird und die Verwaltung 
sich entschlossen hat, den Ausbau erst dann dem Gemeinde
rat in Vorschlag zu bringen, wenn die Anlieger ihr Garten- 
gelände, soweit sie vor der Bauflucht liegen, der Stadt un
entgeltlich zur Verfügung stellen. Sämtliche Anlieger bis 
auf 2 oder 3 haben sich bereit erklärt dem Ersuchen der 
Stadt zu entsprechen.

Auf entsprechende Anfrage des Vorsitzenden billigt 
der Gemeinderat das Vorgehen der Verwaltung.

7. Bausluchtenplan einer Nebenstraße zur

Kaiser Karlstraße.

a) Der Vorsitzende verliest einen Antrag des Rentners 
Angelo Varozzi, durch welchen derselbe bittet, eine an seinem 
Eigentum entlang führende Nebenstraße zur Kaiser-Karl- 
straße, die in einer Breite von 15 Meter vorgesehen ist, auf 
eine solche von 10 Meter zu reduzieren, damit sein Grund
stück besser bebauungsfähig wird. Die Baukommission hat 
sich für eine Verschmülerung der fraglichen Straße auf 12 
Meter ausgesprochen und gleichzeitig empfohlen, auch die 
neben der Villa Laurent vorgesehene Parallelstraße auf 
diese Breite herabzusetzen.

Der Gemeinderat beschließt dem Anträge 
der Baukommission entsprechend. (Der Vorsitzende 
hatte sich der Abstimmung enthalten.)

— Mitglied Schiltz verläßt den Sitzungssaal. —

6) Bewilligung eines Zuschusses zur 
Teerun g der lleckingerstraße.

Der Hr. Kreisbauinspektor beabsichtigt die Ueckinger- 
ftraße bei deren demnächstigen Neuherstellung zu teeren und 
hat beantragt, ihm zu den hierfür entstehenden Kosten 
einen städt. Zuschuß zu bewilligen. Die Vaukommission hat 
die Bewilligung eines Zuschusses von 150 Ul empfohlen.

Der Gemeinderat beschließt entsprechend.
— Mitglied Schiltz erscheint wieder im Sitzungssaal. —

8. Neubesestigung des Schloßhofes und der

Schloßgasse.

Die Vaukommission hat unterm 19. Februar d. Js. 
die Neubesestigung des Schloßhofes zwischen dem Zwillings
turm und der Peltrerschule zustimmend begutachtet und die 
Bewilligung des zur Ausführung der Arbeiten erforder
lichen, durch Kostenanschlag des Stadtbauamts auf 3950 .ll 
ermittelten Kredits empfohlen. Gleichzeitig hat sie auch 
angeregt, den Ausbau der Schloßgasse in Hartgußasphalt 
vorzunehmen. Der Vorsitzende erläutert an Hand eines 
Planes, daß das Stadtbauamt eine Neuherstellung der 
Fahrbahn des Schloßhofes in Kleinpflaster und beiderseits 
der Fahrbahn Bürgersteige vorgesehen habe. Das in Aus
sicht genommene Kleinpflaster sei ein sehr haltbares Mate
rial und verhältnismäßig sehr billig. Die entstehenden 
Kosten würden entsprechend dem von ihm, dem Vorsitzenden, 
im verflossenen Jahre bei der Vudgetberatung entwickelten 
Straßenbauprogramme auf kurzfristige Anleihe genommen 
werden.

In der nun folgenden eingehende Debatte wird dcm 
Bedürfnis zur Neuherstellung des Echloßhofes bestritten, 
während andererseits empfohlen wird, eine etwaige Neuher
stellung mit alten, nachgerichteten Pflastersteinen aus den 
städt. Depots vorzunehmen: eine solche Herstellung genüge 
vollständig für den im Schloßhof bestehenden Verkehr. Die 
Anlage von Bürgersteigen wurde zum Teil als unnötig be
zeichnet.

— Mitglied H. Frank verläßt den Sitzungssaal, kehrt 
jedoch bald wieder zurück. —

Nachdem von einer Seite für die Neuherstellung die 
Verwendung des haltbarsten Materials empfohlen war, be
antragte Mitglied Dr. Niedern ach alsdann, dre 
Verwendung alter nachgerichteter Pflastersteine zu beschlie
ßen, und für die Ausführung der Arbeiten einen Kredit von 
2000—2400U1 zur Verfügung der Stadtverwaltung zu stel
len. Der Vorsitzende erwiderte hierauf, daß die von Mit
glied Dr. Medernach gemachten Vorschläge unzweckmäßig 
seien und empfahl seinerseits Zurückverweisung an 
die Baukommission. Beigeordneter Walkowinski trat für 
eine sofortige endgültige Erledigung der Angelegenheit ein 
und riet zur Annahme des Antrages Dr. Medernach mit 
der Maßgabe, daß ein sich bei Ausführung der llmpflasts- 
rungsarbeiten ergebender Fehlbetrag vom Gemeinderat als 
Nachtragskredit in Aussicht gestellt wäre.

Unter Ablehnung aller übrigen Anträge beschloß 
der Gemeinderat alsdann, die Angelegenheit zum 
erneuten Studium zurllckan die Vaukommission 
zu verweisen.

Auf Antrag des Vorsitzenden und der Mitglieder 
Dr. Kubornund Christian wurde die Neuherstel
lung der Schloßgasse daraufhin ebenfalls an die 
B a u k o m m i s s i o n zurückverwiesen.



Eemeindcratssitzung vom 3. März 1913.

9. Herstellung eines Fußweges nach der oberen 

Moselbrücke und Geländeerwerb.
Unterm 2. Oktober 1911 hat der Eemeinderat zum Er

werb eines Eeländestreifens von dem Architekten Kaul in 
Beauregard, zur Herstellung eines Verbindungsweges für 
Fußgänger von der Staatsstraße Nr. 17 nach der oberen 
Moselbrücke, den erforderlichen Kredit bewilligt. Nachdem 
dieser Fußweg angelegt war, ließ die Reichseisenbahnver
waltung denselben nicht zu, da sie das Gelände neben den 
Geleisen als ihr Eigentum bezeichnete, das sie zur Verlegung 
eines weiteren Geleises benötige. Wennschon die Stadt 
das fragliche Gelände der Eisenbahnverwaltung strittig 
macht, hat die Verwaltung eine Verlegung des Verbin
dungsweges nach der oberen Moselbrücke von der südlichen 
Seite des ehemals Moyen'schen Geländes nach dessen nörd
licher Seite ins Auge gefaßt. Hr. Bernhard Weiler in 
Saarwellingen ist bereit das für den neuen Weg notwen
dige Gelände zur Herstellung des Verbindungsweges am 
nördlichen Rande seines Eigentums abzutreten. Hr. Weiler 
will das momentan im städt. Besitz befindliche Wegege
lände Sekt. D No. 279 p mit einem Flächeninhalte von 59 
niv in Tausch nehmen und dafür am nördlichen Rande die 
für einen Fußgängerweg von 2 Meter Breite erforderliche 
Flüche von rd. 88 gm zur Verfügung stellen unter der Be
dingung, daß ihm die abzutretende Mehrfläche von rd. 29 
gin mit 20 M pro am vergütet wird. Da der neue Weg 
über eine der Wasserbauverwaltung gehörige Parzelle füh
re» wird, ist die Verwaltung mit dieser in Verbindung ge
treten und hat dieselbe den Verkauf abgelehnt, dagegen sich 
bereit erklärt das Gelände der Stadt gegen Kündigung 
zur Verfügung zu stellen. Nach einem vom Stadtbauamte 
aufgestellten Kostenanschlag wird die Wegeverlegung unter 
Einschluß der Eeländeerwerbskosten einen Aufwand von 
etwa 1000 M bedingen, die sich evtl. auf 1500 -N erhöhen 
würde, falls der zur Auffüllung des Weges erforderliche 
Boden nicht direkt in der Nähe bezogen werden könnte.

Die Baukommission hat die Wegeverlegung sowie den 
sich aus dieser ergebenden Eeländeaustausch nebst Neuer
werbung und die Erbreiterung des Weges auf 2 Meter 
empfohlen und befürwortet die Genehinigung des erfor
derlichen Kredits.

Der Gemeinderat beschließt dem Vorschlag 
der Vaukom mission entsprechend und bewil
ligt den notwendigen Kredit. Die Verwaltung wird er
mächtigt alle notwendig werden Formalitäten zu erfüllen.

10. Gründung zweier neuer Schulklassen.
Der Vorsitzende trägt vor: Nachdem im verflossenen 

Jahre die Gründung einer neuen Elementarschulklasse 
notwendig war, hat der Herr Kreisschulinspektor die Grün
dung von zwei weiteren Elementarklassen beim Herrn Be- 
zirkspräsidenten beantragt und in seinem diesbezüglichen 
Berichte angeführt, daß die bisher von 199 Schülerinnen 
besuchte vierklassige katholische Mädchenschule in Dieden
hofen von Ostern d. Js. ab 220 Schülerinnen Aufnahme 
gewähren müsse und die 3. Klasse der dreiklassigen katholi
schen Knabenschule in Beauregard von Ostern ab von 80 bis 
90 schulpflichtigen Kindern besucht werde; die Gründung 
einer 5. katholischen Mädchenschlasse in der Stadt 
und einer 4. katholischen Knabenklasse in Beauregard 
ist daher unvermeidlich. Die neue Mädchenklasse soll im 
alten Gymnasium untergebracht werden, wo ein Raum 
durch Entfernung einer Mauer hergerichtet werden kann; 
um die übrigen Klassen gut unterzubringen, wird die evan
gelische Schule wieder in das Schulgebäude in der Alt
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straße zurückverlegt werden. In Beauregard kann ein ge
eigneter Raum zur Unterbringung der neuen Klasse z. Zt. 
nicht bereitgestellt werden und muß dort bis auf weiteres 
Wechselunterricht stattfinden. Der Vorsitzende bittet die 
Gründung der beiden neuen Klassen gutzuheißen und 
den zur Besoldung der beiden neuen Lehrpersonen wie 
den für die Beschaffung der Bänke erforderlichen Kredit zu 
bewilligen. Die Herrichtung des neuen Schulloka - 
les im alten Gymnasium werde aus laufenden Mitteln 
erfolgen.

Der Eemeinderat genehmigtdie Gründung 
zweier neuer Elementarschulklassen und stellt den erforder
lichen Personalkredit pp zur Verfügung.

11. Vergebung des Druckes der Gemeinderatsberichte.

Die Redaktionen der Diedenhofener Zeitung und der 
Lothringer Nachrichten haben beantragt, den Druck der 
bisher von der Redaktion der Bürgerzeitung angefertigten 
Gemeinderatsberichte vom 1. April d. Js. ab jährlich ab
wechselnd einer der drei Zeitungsredaktionen zu übertra
gen. Die beiden Antragsteller haben sich bereit erklärt, die 
Berichte zu dem bisherigen Anfertigungspreise von 7 M pro 
Druckseite gleichfalls herzustellen.

Der Vorsitzende erläutert, daß bereits im verflossenen 
Jahre ein ähnlicher Antrag vorgelegen, der Eemeinderat 
jedoch eine Aenderung in dem Vergebungsmodus nicht ge
wünscht bezw. beschlossen hat. Die Verwaltung hat daher 
die Sitzungsberichte weiter bei der Redaktion der Loth
ringer Vürgerzeitung in Auftrag gegeben, die Anfertigung 
aller übrigen Drucksachen jedoch dem Mindestfordernden zu
gewiesen.

Nachdem Beigeordneter Haas und Mit
glied Röchling die Beibehaltung des bisheri
gen Vergebungsmodus empfohlen, Mitglied Schiltz der 
Meinung Ausdruck verliehen hatte, daß bereits im verflosse
nen Jahre vom Eemeinderat gewünscht worden sei, alle 
Drucksachen abwechselnd an alle Druckereien zu vergeben, 
beschloß der Gemeinderat es bei dem bisherigen 
Brauch zu belassen.

12. Antrag des Gesangvereins aus Gewährung 

einer Beihülfe zur Beschaffung eines Stutzflügels.

Der Vorsitzende verliest einen Antrag des Männerge
sangvereins Diedenhofen, durch welchen die Bewilligung 
einer städt. Beihilfe zu den Anschaffungskosten eines Stutz
flügels erbeten wird. Anschließend führt der Vorsitzende 
aus, daß dieser Antrag eine Folge der Zuschußbewilligung 
an den Konzertverein und an den Karnevalverein Heu
schreck sei. Während er der Ersteren zugcstimmt habe, da 
der Konzertverein wirklich hervorragendes für die Allge
meinheit leistet, wie noch das gestrige Konzert des Konzert
vereins bewiesen habe, sei er gegen die letztere Bewilligung 
gewesen und daher auch nicht für die Bewilligung eines 
Zuschusss an den Männergesangverein. Eine Bewilligung 
an diesen hätte zur Folge, daß auch andere Vereine um Zu
schüsse einkommen würden, die lediglich der Geselligkeit 
unter den Mitgliedern wegen gegründet seien und sich selbst 
erhalten. Es sei an der Zeit, einen alten Eemeinderats- 
beschluß, an Vereine nur bei ganz besonderen Anlässen Zu
wendungen zu machen, wieder anzuwcnden.

Nachdem Beigeordneter Haas für eine Bewilligung 
eingetreten war, drei andere Mitglieder die Ablehnung des 
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Antrages des Männergesangvereins empfohlen hatten, 
beschloß der Eemeinderat gegen eine Stimme, 
denselben abzulehnen.

13. Ersatz eines Kleiderschadens.
a) Im Laufe des Monats Januar sind aus dem 

Earderobenraum des neuen Gymnasiums zwei, Oberprima
nern gehörige Mäntel abhanden gekommen, für welche sei
tens des Herrn Eymnasialdirektors Ersatz bei der Stadt
verwaltung beantragt worden ist. Die Verwaltung hat 
die Schadensforderung bei der Haftpflichtgesellschaft Win- 
terthur, bei welcher die Stadt versichert ist, angemeldet, 
von dieser jedoch den Bescheid erhalten, daß eine Haftpflicht 
nicht bestehe, weil kein Verschulden der Stadt oder eines 
ihrer Angestellten vorliege, und die bloße Tatsache, daß die 
Stadt Eigentümerin des Gebäudes sei, diese nicht schadens- 
ersatzpflichtig mache. Der Vorsitzende empfiehlt, den ent
standenen Schaden ausnahmsweise zu decken und 
der Verwaltung es zu überlassen, den Herrn Gymnasialdi- 
rektor mit den erforderlichen Verhütungsmaßregeln zu 
versehen.

Nach einer kurzen Debatte, in der vor allen Dingen der 
Mangel eines ersatzpflichtigen Verschuldens zum Ausdruck 
kam, beschließt der Gemeinderat auf Antrag 
des Vorsitzenden ausnahmsweise für die abhanden 
gekommenen beiden Mäntel durch Zahlung von je 40 pro 
Mantel Ersatz zu leisten. Der erforderliche Kredit von 80 
Ul wird bewilligt und die Verwaltung beauftragt, die ihr 
notwendig erscheinenden Verhütungsmaßregeln zu er
greifen.

— Die Mitglieder Zimmer, Steimetz, Christian, Mül
ler und Beigeordneter Walkowinski verlassen den 
Sitzungssaal. —

d) Die von der Stadt gehaltenen Polizeihunde haben 
am 13. Januar d. Is. den Reisenden Hupp angefallen und 
demselben eine Hose und einen Mantel beschädigt, wofür 
Hupp eine Schadenforderung von 40 erhebt. Der Vor
sitzende teilt nach Erläuterung des Tatbestandes mit, daß 
die Verwaltung den erhobenen Schadensanspruch bei der 
Haftpflichtgesellschaft angemeldet hat, jedoch deren Stel- 
lungsnahme noch nicht bekannt ist; er empfiehlt den erfor
derlichen Kredit von 40 zur Deckung des Schadensan
spruches zu bewilligen.

— Mitglied Zimmer und Beigeordneter Walkowinski 
erscheinen wieder im Sitzungssaal. —

Der Eemeinderat beschließt den erhobenen 
Schadensanspruch aus Billigkeitsgründen an zuerken
nen und bewilligt zu dessen Deckung einen Kredit von 40 
lN, der jedoch nur soweit zu verwenden ist, als die Haft- 
pslichtgesellschaft nicht selbst Deckung leisten wird.

— Mitglieder Steimetz und Christian erscheinen wie
der im Sitzungssaal. —

j4. Antrag aus Errichtung eines zweiten 
Vichmarktes in Diedenhofen.

Der Vorsitzende verließ einen Antrag des Mitglie
des Salomon auf Errichtung eines zweiten Viehmark
tes in Diedenhofen und führt, an die Verlesung an
knüpfend, unter Angabe von Zahlenmaterial aus, daß die 
neuerdings in Groß-Hettingen stattfindenden Ferkelmärkte 
vom 18. November 1912 und 7. 2. 1913 sich für den Dieden- 
hofener Monatsviehmarkt nicht ungünstig bemerkbar ge
macht hätten. Die Errichtung eines zweiten Viehmarktes 
pro Monat in Diedenhofen sei für die Gemeinde und deren 
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Gewerbetreibende vorteilhaft, daher empfehlenswert. Der 
Besuch des neuen Marktes werde wohl allmählich ein gün
stiger werden, da die Landleute ihr Vieh lieber auf den 
Markt treiben als dasselbe zu Hause an die Händler zu ver
kaufen. Auch werde die Stadt einen Viehmarktplatz bei 
monatlich zwei Märkten rentabler verwenden können.

— Mitglied Müller ist während der Ausführungen des 
Vorsitzenden wieder im Sitzungssaal erschienen. —

Mitglied Salomon erklärt den Antrag auf 
Errichtung eines zweiten allgemeinen Marktes ge
stellt zu haben, um der landwirtschaftlichen Umgebung der 
Stadt die Bequemlichkeit an die Hand zu geben, ihre 
Zuchttiere ohne große Zeitversäumnis zum Markte treiben 
und absetzen zu können. Die Landleute seien infolge der 
erheblichen Zeitspanne zwischen den einzelnen Viehmärkten 
der Stadt Diedenhofen darauf angewiesen, nach Luxem
burg, Metz und Trier zu fahren und würden einem zweiten 
Diedenhofener Markte den Vorzug geben. Die Erfahrun
gen hätten gelehrt, daß neue Märkte nur allmählich einen 
guten Aufschwung nehmen würden und dies sei auch von 
einem neuen Viehmarkte in Diedenhofen zu erwarten.

Mitglied Dr. Medernach wünscht die Errich
tung eines zweiten allgemeinen Viehmarktes, da die 
Landleute auf diese Märkte ihr Schlachtvieh verbringen, 
während sie den sogen. Schlachtviehmärkten fernbleiben. 
Die Fleischversorgung wird somit durch einen zweiten 
Viehmarkt in ergiebiger Weise unterstützt und zwar um- 
somehr als die Märkte in Diedenhofen stets eine starke 
Frequenz aufweisen.

Mitglied Müller spricht sich ebenfalls für die 
Errichtung eines zweiten Marktes aus und erhofft, einen 
guten Besuch desselben seitens der Bewohnerschaft aus der 
Siercker Gegend, die heute vielfach die Ferkelmärkte in 
Saarlouis aufsucht.

Mitglied Zimmer bezweifelt, daß die Regie
rung einen zweiten Viehmarkt pro Monat für Diedenhofen 
zulassen wird, da die Stadt Diedenhofen bereits ziemlich 
viele Märkte abhalten darf; er rät, falls die Genehmi
gung eines zweiten allgemeinen Viehmarktes abge
lehnt werden sollte, die Errichtung eines Ferkelmark- 
tes zu beantragen.

Beigeordneter Walkowinski regt an, die 
beiden hiesigen Kreisvereine anzugehen, die Errichtung 
eines zweiten Viehmarktes zu unterstützen; empfiehlt je
doch zu vermeiden, für den zweiten Markt einen Tag zu 
wählen, der bereits mit einem Viehmarkttage einer Nach
barortschaft kollidiert. Mitglied Eoedert bitter, 
falls der allgemeine Viehmark nicht genehmigt wird, die 
Errichtung eines monatlichen Ferkelmarktes ins Auge zu 
fassen.

Der nunmehr von dem Vorsitzenden zur Abstimmung 
gebrachte Antrag auf Errichtung eines zweiten 
allgemeinen Viehmarktes in jedem Monate, und 
zwar an einem Tage, an welchem nicht bereits ein anderer 
Viehmarkt an einem Nachbarorte abgehalten wird, wur
de vom Eemeinderat einstimmig ange
nommen. Die Verwaltung wurde ermächtigt, in einer 
eingehend begründeten Eingabe die Errichtung des Mark
tes zu beantragen und die beiden Kreisvereine von 
Diedenhofen-Ost und Diedenhofen-West um Unter
stützung des Antrages anzugehen.

15. Erbreiterung des Malgringerweges.
Der Vorsitzende verliest einen Antrag der Bewohner 

des Vorortes Malgringen, durch welche die Erbreiterung
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des Malgringerweges oder die Ausführung des bebauungs- 
planmäßig vorgesehenen Verbindungsweges von der 
Staatsstraße 17 an den Fandel'schen Häusern entlang nach 
Malgringen erbeten wird. Anschließend führt er aus, daß 
die Verwaltung bereits vor Eingang der Petition der 
Malgringer den Gedanken der Erbreiterung des Weges 
aufgegriffen und in das Ergänzungsbudget pro 1912 einen 
Kredit hierfür eingesetzt habe. Die Erbreiterung des Mal
gringerweges, für welchen ein Baufluchtenplan bestehe, sei 
mit großen Schwierigkeiten verknüpft und würde jedenfalls 
daran scheitern, daß von dem für die Abtretung des Er- 
breiterungsgeländes hauptsächlich in Frage kommenden 
Eigentümer Hedin eine Forderung von 1000 pro Ar ge
stellt würde. Außerdem wollte Hedin von seinem Terrain 
einen nur 5 Meter breiten Streifen abtreten, wodurch die 
Straße eine Breite von 8 Meter erreichen würde, während 
sie planmäßig in einer Breite von 10 Metern vorgesehen sei. 
Der Erwerb von 3—5 Meter sei für die Verbreiterung des 
Weges-auf 6—8 Meter hinreichend, doch sei der Preis ent
schieden zu hoch. Da die Erweiterung des Malgringer
weges daher voraussichtlich nicht möglich sein wird, müsse 
die Herstellung der Straße an den Fandel'schen Häusern 
entlang nach Malgringen einer näheren Prüfung unterzo
gen werden. Zu diesem Zwecke erscheine es notwendig zu
nächst die Interessenten zusammenzurufen, um mit densel
ben zu verhandeln, inwieweit sie bereit seien durch unent
geltliche Eeländeabt^etung die Ausführung des Projektes 
zu ermöglichen. AuÄ» allen diesen Gründen sei die Angele
genheit noch nicht spruchreif. In der alsdann folgenden 
sehr eingehenden Debatte hält Mitglied Müller im 
Hinblick auf die vom Vorsitzenden gemachten Ausführungen 
eine eingehende Beratung der Angelegenheit nicht für 
zweckmäßig und beantragt deren Verweisung an 
eine Spezialkommission. — Der Vorsitzende ver
läßt den Sitzungssaal, kehrt jedoch gleich wieder zurück. — 
Diesem Anträge schließen sich mehrere Mitglieder an, wobei 
von verschiedenen weiten die Einleitung von Verhandlun
gen mit den Anliegern empfohlen werden. Ein Mitglied 
empfiehlt das Abladegeschäft im Malgringerweg durch Po
lizei-Verordnung auf gewisse Stunden während des Tages 
zu beschränken. Mitglied Zimmer beantragt im 
Prinzip zu beschließen, daß der alte Weg verbreitert 
oder der neue Weg ausgeführt werden soll. Verschiedene 
Mitglieder bezeichnen als einzige Lösung der Angele
genheit, die auch dem Wunsche der Malgringer entspricht, 
die Erbreiterung des Malgringerweges und wünschen eine 
erneute Verhandlung mit dem Anlieger Hedin.

Nachdem ein Antrag des Mitgliedes Goedert 
auf Schluß der Debatte angenommen worden war, 
faßte der Gemeinderat folgende Beschlüsse:

a) Der Eemeinderat ist im Prinzip für eine Erbrei
terung des Malgringerweges bezw. die Anlage des Ver
bindungsweges von den Fandel'schen Häusern nach Mal
gringen, wenn die von den in Frage kommenden Gelände- 
besitzern gestellten Veräußerungsbedingungen annehmbar 
sein werden.

b) Der Eemeinderat beschließt zur weiteren Begutach
tung der Angelegenheit eine Spezialkommission 
zu ernennen, in welcher die Herren Beigeordneter Walko
winski und die Mitglieder Christian, Denz, Müller, Dr. 
Medernach. Röchling, Schiltz und Zimmer gewählt werden.

— Die Mitglieder H. Frank und Dr. Medernach ver
lassen den Sitzungssaal. —
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16. Herrichtung einer Badeanstalt.
Der Eigentümer Seilen hat dem Verein für Gesund

heitspflege für den 1. Juni er. die zur öffentlichen Bade
anstalt eingerichteten Räume gekündigt. Der Verein ist, 
da er keine anderen geeigneten Räumlichkeiten zur Unter
bringung der Badeanstalt besitzt, bei der Stadt vorstellig 
geworden, ihm ein städt. Lokal zur Wiedererrichtung der 
Badeanstalt zur Verfügung zu stellen. Die Verwaltung 
hat nach eingehender Prüfung der Angelegenheit die 
Ueberzeugung gewonnen, daß der Betrieb einer für Dieden
hofen notwendigen Badeanstalt durch den Verein für Ge
sundheitspflege demjenigen durch die Stadt vorzuziehen ist, 
da eine städt. Badeanstalt weit kostspieliger werde. Die 
mit der Begutachtung des Antrages beschäftigt gewesenen 
vereinigten Kommissionen haben dem Eemeinderat empfoh
len, dem Verein für Gesundheitspflege zur Neueinrichtung 
der Badeanstalt das Erdgeschoß des alten Schulhauses in 
der Altstraße zur Verfügung zu stellen, dasselbe auf die 
Dauer von 3 Jahren mietsfrei zu überlassen und alsdann 
eine jährliche Miete von 500 -ü zu erheben. Ferner schla
gen sie vor, dem Vereine zu den Kosten der Einrichtung 
der Badeanstalt einen städt. Zuschuß von 1000 -ü zu be
willigen und unentgeltliche Wasserabgabe unter den bishe
rigen Voraussetzungen in Aussicht zu stellen.

Der Verein für Gesundheitspflege hat hierauf auf 
Grund eines Eeneralversammlungsbeschlusses folgende 
Vorschläge gemacht:

1) Der Verein ist bereit zur Verlegung und Neuein
richtung der Badeanstalt nach den Plänen des Stadtbau
amtes sein 4200 betragendes Vermögen zu verwenden 
unter der Voraussetzung, daß die Stadtverwaltung die 
Mehrkosten beisteuert, das Lokal 5 Jahre mietfrei und dann 
gegen eine jährliche Miete von 400 .N zur Verfügung stellt 
und schließlich das Wasser wie bisher kostenlos liefert.

2) Der Verein wird auch ferner an Bedürftige und 
Kinder Bäder gratis oder zu ermäßigten Preisen abgeben.

Der Vorsitzende empfiehlt unter Abänderung des von 
den vereinigten Kommissionen gefaßten Beschlusses den 
Vorschlägen des Eesundheitsvereins beizutreten, da die 
Stadt wohl kaum unter günstigeren Bedingungen eine dem 
allgemeinen Interesse dienende Badeanstalt zu schassen 
vermag.

Nach einer kurzen Debatte beschließt der Ee
meinderat dem Anträge des Gesund heits- 
vereins stattzugeben und demselben das Erdgeschoß 
im alten Schulhause in der Altstraße zur Errichtung einer 
Badeanstalt vorläufig auf die Dauer von 10 Jahren zur 
Verfügung zu stellen und zwar mit der Maßgabe, daß die 
fünf ersten Jahre keine Miete zu zahlen sei und von da ab 
eine jährliche Miete von 400 -N berechnet wird. Gleichzei
tig beschließt der Eemeinderat zu den Kosten 
der Einrichtung der Anstalt, die nach den Plänen des 
Stadtbauamtes erfolgen muß, einen Zuschuß von 1800 
-N zu bewilligen und die unentgeltliche Wasserab
gabe unter den bisherigen Voraussetzungen und Bedingun
gen in Aussicht zu stellen. Die Verwaltung wird beauf
tragt, mit dem Verein für Gesundheitspflege einen entspre
chenden Vertrag abzuschließen.

— Mitglied H. Frank erscheint wieder im Sitzungs
saal. —

17. Uebernahme der Bürgschaft für die Sparkasse.

Der Vorsitzende trägt vor, daß auf Grund des neuen 
Sparkassengesetzes vom 23. August 1912 die Gemeinderäte
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des Sparkassensitzes darüber Beschluß zu fassen haben, ob 
die Bürgschaft für die Sparkasse von der politischen 
Gemeinde übernommen wird. Die Bürgschaftsübernahne, 
die vor dem 1. April 1913 erfolgt sein muß, berechtigt tte 
Sparkassen, die fernerhin den Titel „Sparkasse mit (ie- 
meindebürgschaft" zu führen haben, Spareinlagen bis zu 
4000 cA pro Person anzunehmen, während die übriKn 
Sparkassen von jedem Einleger nur bis zu 3000 ott erhebm 
dürfen. Ferner dürfen die fragl. Kassen mit Einverstärd- 
nis der Bürgschaftsgemeinde die ihnen anvertrauten Ein
lagen nach eigenem Ermessen anlegen in Darlehn, Wert
papieren, in Eonto-Lorrent bei Banken usw. Die Bing- 
schaftsgemeinden können nach den neuen Bestimmungen nit 

aller Spareinlagen beliehen werden. Nachdem die Ge
meinde bereits durch Beschluß vom 18. Mai 1903 die
Bürgschaft für aller Spareinlagen übernommen, und ie 
selbst den erheblichsten Teil des gesamten Sparkassenbestan- 
des mittelst Anleihe bereits ausgenommen hat, dürfte kein 
Anlaß vorliegen, die Eemeindebürgschaft nicht auch für dls 
letzte Viertel des Eesamtbestandes zu übernehmen.

Auf Antrag des Vorsitzenden beschieß 
der Eemeinderat alsdann gemäß K 31 des Spar- 
kassen-Eesetzes vom 23. 8. 1912 für die Sparkasse Dieder- 
hofen die Eemeindebürgschaft zu übernel- 
m e n.

18. Errichtung eines Kühlhauses.
— Die Mitglieder Müller, Zimmer, Schilt; und Beige

ordneter Walkowinski verlassen den Sitzungssaal; de 
letzteren Beiden kehren gleich wieder zurück. —

Der Vorsitzende erläutert an Hand von Plänen urd 
eines Kostenanschlages das Projekt betreffend Errichturg 
eines Kühlhauses im Schlachthause und betont, daß von 
dem mit den Vorarbeiten zu diesem Projekte beauftragten 
Spezialisten, Architekt Hennings in Stuttgart, für dessen 
Erstellung eine Bausumme von 280 000 -N vorgesehen wo:- 
den sei, die jedoch von der Vaukvmmission, unter entspre
chender Abänderung der Baupläne, auf 133 200 -N ermc- 
ßigt wurde. Die nunmehr in Vorschlag gebrachte Kiihlar- 
lage sei noch erweiterungsfähig, daher auf lange Jahre für 
die in der Entwickelung stehende Stadt Diedenhofen hir- 
reichend. Der Vorsitzende bittet alsdann einen von der 
Baukommission gefaßten einstimmigen Beschluß, die 
Kühlhausanlage nach dem nunmehr abgeänderten Projekte 
auszuführen, gutzuheißen und den erforderlichen Kredit zr 
bewilligen.

— Beigeordneter Haas verläßt den Sitzungssaal, Mit
glied Dr. Medernach kehrt zurück. —

In der nun folgenden Debatte frägt Mitglied Röch
ling an, welcher Art der Kraftbetrieb sein werde und m 
die Frage der Verwendung elektrischer Energie bereits ge
prüft worden sei und entsprechende Rentabilitätsberech-
nungen vorlägen; wenn nicht besondere Gründe vorlägen, 
so rate er entschieden zum elektrischen Betriebe, da diese: 
voraussichtlich wesentlich billiger sei.

Beigeordneter Walkowinski teilt mit, daß zu: 
Zeit Dampfmaschinenbetrieb vorgesehen sei, da hierdurcs 
zugleich die nötigen Warmwassermengen für Brühzweck 
geliefert werden könnten, was notwendig sei, um den z. Zt 
nicht einwandfreien Zuständen im Brühraume vorzubew 
gen und eine größere Sauberkeit durchzusetzen; er bitte: 
die Errichtzmg-che^ Anlage nach dem KommisstonsvorfchlLLi 
ini/PrinZrwLÄtssllheißen. .

— Mitglieder Christian und Dr. Kuborn verlassen den 
Sitzungssaal; Mitglied Christian kehr bald zurück. —

Der Vorsitzende sichert die nochmalige Prüfung 
der von Mitglied Röchling gemachten Anfrage zu, bittet 
jedoch unabhängig von dem Ausfall der Prüfung, die Aus
führung der Kühlhausanlage sofort zu beschließen. 
Alsdann trägt er eine Reihe von Rentabilitätsberechnun
gen anderer Städte mit Kühlhäusern vor, die ohne Aus
nahme mit wesentlichen Defiziten abschließen; er glaubt, 
daß auch die für das hiesige Schlachthaus geplante Kllhl- 
hausanlage unrentabel arbeiten wird, hofft jedoch, 
da die hiesige Anlage bedeutend billiger sei, eine an
nähernde Rentabilität, die evtl. auch durch Erhöhung ein
zelner Gebührensätze herbeigeführt werden könnte.

Nach Beantwortung einiger weiterer von Mitglied 
Röchling gestellter Anfragen über die Erweiterungsfähig- 
keit des Kühlhauses, sowie die mit denselben verbundene 
Eisfabrikation durch den Vorsitzenden, empfahl Beigeordne
ter W a l k o w i n s k i, als Referent für Schlachthausange
legenheiten, nochmals in einem Schlußworte, die Errich
tung der Kühlhausanlage ohne Rücksicht auf deren 
Rentabilität zu beschließen; er wies auch darauf hin, daß 
die Kühlhausanlage notgedrungenerweise eine Ermäßi
gung der Fleischpreise zur Folge haben werde und für die 
Schlachtviehmärkte nur von Vorteil sein könne.

Auf Antrag des Vorsitzenden beschloß 
der Eemeinderat alsdann die Ausführung der 
Kühlhausanlage im Schlachthause und bewilligte den 
erforderlichen Kredit von 133 200 -N mit der Maßgabe, 
daß die Frage der Verwendung eines Elektromotors für 
Vetriebszwecke noch einer eingehenden Prüfung unterzogen 
werden soll und die Stadtverwaltung im Falle nicht ge
nügender Rentabilität der ganzen Anlage eine Erhöhung 
der Schlachthaus- pp Gebühren in Aussicht zu nehmen hat.

19. Veräußerung städt. Baugeländes.

Ein Liebhaber beantragt die käufliche Abtretung eines 
städt. Baugeländes an der Hildegardstraße im Vaublock 41 
und bietet für eine Fläche von 3,30 Ar — 10 Meter Fron: 
und 33 Meter Tiefe — einen Einheitspreis von 8,00 -N pro 
Quadratmeter. Der Liebhaber wünscht Einräumung einer 
5jährigen Baufrist. Der Vorsitzende erläutert, daß das 
frgl. Baugelände an einem noch nicht ausgebauten Teile 
der Hildegardstraße liegt, jedoch trotzdem bequem erreichbar 
sei; er empfiehlt den Zuschlag zu dem gebotenen Einheits
preise von 8 -N pro Quadratmeter zu erteilen, da dieser im 
Hinblick auf die Lage des Platzes angemessen sei. Auch 
könne durch die Zuschlagserteilung der Beweis erbracht wer
den, daß die Stadt auch billiges Gelände zu veräußern 
habe.

Nach einer kurzen Debatte, in welcher einerseits das 
gemachte Angebot als zu niedrig bezeichnet, andererseits 
die Anregung gemacht worden war, grundsätzlich kein Ge
lände unter 10 -N pro Quadratmeter abzugeben, be
schloß der Eemeinderat das gemachte Angebot 
von 8 pro Quadratmeter anzunehmen und die 
Verwaltung zu ermächtigen die dem Verkauf vorausgehen 
den Formalitäten zu erfüllen sowie diesen unter den 
lichen Bedingungen zu verbriefen.

Schluß der Sitzung nachm. 9^llhr.



Bericht
über die Sitzung

Lrr vereinigte« Kommissionen
mit nachfolgender

Gemeinderats-Ätzung 
vom 17. März 1913, nachmittags 4v- Uhr.

Anwesend waren bei Eröffnung der Sitzung unter dem 
Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier der Beigeordnete 
Walkowinski sowie die Mitglieder Christian, Eoedert, 
Fran^ois, Dr. Kuborn, Müller, Richard, Salomon, Schlitz 
und Steimetz.

Während der Sitzung sind erschienen die Mitglieder 
Denz, Haas und Dr. Medernach.

Entschuldigt: Mitglieder Wehrmann und Zimmer.
Abwesend die Mitglieder Franck I., Frank H., Nou

viaire, Pfanschilling, Reuter, Röchling.
Schriftführer: Sekretär Hombourger.

Budgetberatung.
Der Vorsitzende trägt die einzelnen Positionen des 

Ergänzungsbudgets pro 1912 vor.

Abt. I Ordentliche Einnahmen.
BeiTitel 24 regt Mitglied Müller an, denselben 

mit Tit. 47 a. a. O. zu verbinden. Der Vorsitzende be
zeichnet dies nicht als zweckmäßig, da die unter Tit. 24 
aufgeführten Gebühren durch die Oktroiverwaltung und 
die unter T i t. 47 fallenden Beträge durch Vermittelung 
des Stadtbauamtes vereinnahmt werden. Ein Antrag 
wurde nicht gestellt.

Bei Tit. 2 7a empfiehlt Mitglied Christian, er
neut bekannt zu machen, daß die Stadtverwaltung die 
Reinigung von Fettfängen, Sinkkasten und Kanälen 
im Abonnement übernimmt.

Der Vorsitzende sichert dies zu.
Bei Tit. 30 bittet Mitglied Eoedert um Auskunft, 

worauf der nach dem vorjährigen Budgetanfatze entstan
dene Ausfall an O k t r o ia b g a b e n im Betrage von 
0000 -N zurückzuführen ist.

Der Vorsitzende erwidert, daß dieser Ausfall durch die 
Entscheidungen des Oberlandesgerichtes in Colmar, welche 
die Erhebung von Oktroiabaaben auf Eisen- und Holzwa
ren pp als unzulässig bezeichnen, bedingt wird.

Bei Tit. 35 erklärt Mitglied Christian ein Geg
ner der Erhebung von Schulgeld für den Besuch der 
Elementarschule zu sein und Antrag auf Aufhebung 
desselben zu stellen.

Der Vorsitzende bittet diesen Antrag bis zur Beratung 
des Hauptbudgets zurückzustellen.

Bei Tit. 44 frügt Beigeordneter Walkowinski an, 
ob von dem Unternehmer des Kasernenneubaues Beiträge 
für Abnutzung der Straßen nach dem Bauplatze 
erhoben würden.

Der Vorsitzende erklärt, daß die Verwaltung entspre
chende Verhandlungen führt, dieselben jedoch noch nicht 
abgeschlossen sind.

Mitglied Schiltz gibt an gesehen zu haben, wie 
ein Fuhrmann einen Sinkkasten in der Kaiser Wilhelm II- 
Promenade entzwei gefahren hat und erbietet sich hierzu 
zum Zeugen.

Die ordentlichen Einnahmen der Abt. I 
des Ergänzungsbudgets schließen somit mit einem Ueber- 
schuß nach den Ansätzen des vorjährigen Hauptbudgets in 
Höhe von 63314,91 Ul ab, welchen an Mindereinnahmen 
anderer Positionen des Hauptbudgets 42 930,00 -N gegen- 
überstehen, sodaß ein reiner Üeberschuß von 26384,91 

verbleibt. Dieselben werden, nachdem auch gegen die 
Ansätze im einzelnen Einwendungen nicht erhoben worden 
waren, insgesamt angenommen.

Abt. II Außerordentliche Einnahmen.
Die Titel 3 b. c. und d. sowie 4 sollen erst dann bera

ten werden, wenn der unter Ausgaben stehende Betrag für 
Neuherstellung der Pariserstraße, mit welchem sie im Zu
sammenhang stehen, angenommen sein wird. Im übrigen 
werden die im einzelnen gutgeheißenen Ansätze auch i n s- 
gesamt gebilligt.

Abt. 1 Ordentliche Ausgaben.
Bei Tit. 6 1 b vertritt Mitglied Müller die Ansicht, 

daß die Zuschußbewilligung für einen weiteren Vikar, der 
demnächst nach Diedenhofen kommen soll, ohne weiteres 
durch die Gemcinderatsbeschlußfassung vom 11. Juli erfolgt 
ist.

Der Vorsitzende präzisiert seine Meinung dahin, daß 
nur die bisher amtierenden Vikare den Zuschuß erhalten 
sollten und nur für diese vom Gemeinderat die notwendi
gen Mittel bewilligt worden seien.

Die ordentlichen Ausgaben die nach den Ansätzen des 
Hauptbudgets ein Mehr von 25 357,01 -N und ein Minus 
von 3335,04 M ergeben haben, schließen demnach mit . 
dem Betrage von, 22 021,97 -N Mehrausgaben ab und sind 
positionsweise guigeheißen worden.

Abt. II Außerordentliche Ausgaben.
Bei Tit. 30a erläutert der Vorsitzende, daß zur 

Einleitung einer wirksamen Reklame der im städt. 
Besitz befindliche Reklameplan vervielfältigt werden müsse 
und für die Vervielfältigung und den Aushang usw. der 
eingesetzte Betrag von 2000 -N nicht als übertrieben ange
sehen werden könne, da die Vervielfältigungskosten nach 
vorliegenden Kostenanschlägen ziemlich erheblich seien. 
Der Plan an sich, der z. Zt. einigen Rektifikationen durch 
das Stadtbauamt unterzogen werde, würde vor der Ver
vielfältigung dem Gemeinderat zur Annahme vorgelogt 
werden.

Mitglied Goedert hält die Einsetzung des 
Postens in das Ergänzungsbudget für unrichtig, worauf 
Mitglied Dr. Kuborn dessen Aufnahme in das Hauptbud
get beantragt.

Nach einigen von dem Vorsitzenden gemachten Aufklä
rungen und näherer Begründung der Einsetzung des Po
stens in das Ergänzungsbudget zog Mitglied Dr. Kuborn 
seinen Antrag zurück. Der Posten wurde alsdann gutge
heißen.

Bei Tit. 32a „Anlage eines Teiles der Pari
ser st r a ß e in Vulkanol" entspinnt sich eine längere De
batte in deren Verlauf der Vorsitzende zunächst darauf 
hinw'eist, daß gleichzeitig mit der Beratung über die Aus
gabe von 34 600 .ü auch über die unter Abt. I der außer
ordentlichen Einnahmen des Ergänzungsbudgets Tit 3b 3c 
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und 3d mit zusammen 18 100 M eingesetzten Einnahmen 
Beschluß zu fassen ist. Die Einsetzung der Posten ist darauf 
zurückzustihren, daß der Eemeinderat bei der vorjährigen 
Budgctberatung den Wunsch geäußert habe, die Neuher- 
stellung der Pariserstraße in Vulkanol vorgenommen zu 
sehen. Die von der Stadtverwaltung mit der Kreisbau- 
vcrwaltung und dein Bezirkspräsidium geführten diesbe
züglichen Verhandlungen haben den Erfolg gehabt, daß 
oie Herstellung eines Teiles der Pariser-straße in Vulkanol 
im Prinzip gebilligt worden ist unter der Bedingung, daß 
die dadurch entstehenden Mehrkosten durch die Stadt, die 
Gasgesellschaft und die lothringische Eisenbahnaktiengesell
schaft gemeinschaftlich aufgebracht werden.

Da oie Neuherstellung der Pariserstraße vom Herrn 
Bezirkspräsidenten erst für das Jahr 1914 in Aussicht ge
nommen ist, muß die Stadt die Herstellungskosten ver
schießen; der Beitrag des Bezirks beträgt außer der Ab
gabe der alten vorhandenen Pflastersteine, die mit 2 M 
pro gm angerechnet werden, 3300 -tt, wird jedoch erst im 
Vezirksetat pro 1914 vorgesehen werden. Der Herr Bezirks- 
prüsident hat den Beitrag der lothringischen- Eisenbahnak- 
tiengesellschaft auf 7600 M, denjenigen der AGWEA auf 
3600 -ü normiert Letzterer Betrag wurde auf Grund einer 
mit den Vertretern -der AGWEA gepflogenen Unterhand
lung bedingungsweise auf den doppelten Betrag von 7200 
M erhöht. Der reine Zuschuß der Stadt beträgt demnach 
34 600 — (3600 P 7600 -h 7200) — rd. 16200 Ui, von 
welchem noch der Wert der alten Pflastersteine der auf 
2400 M geschätzt wird, in Abzug zu bringen ist.

Mitglied Denz empfiehlt dem Ausbau zuzustim- 
men und die vorschußweise Zahlung der Herstellungskosten 
nach den vom Vorsitzenden gemachten Vorschlägen gutzu
heißen.

Mitglied Goedert bezeichnet den Bezirkszu
schuß als zu niedrig und regt die Anforderung eines solchen 
an, der dem besseren Materiale und der verminderten 
Unterhaltung seitens des Bezirks Rechnung trägt. Evtl. 
bittet er die Angelegenheit bis zur Beratung des nächst
jährigen Budgets zu verschieben.

Der Vorsitzende erwidert hierauf, daß die Stadtver
waltung sich erboten hat gegen einen jährlichen Bezirkszu
schuß die neue Straßenfläche zu unterhalten, eine Entschei
dung auf dieses Anerbieten jedoch noch nicht getroffen wor
den sei.

Mi tglied Fr -ani; ois frägt an, ob -die AGWEA 
die Zahlung des auf sie entfallenden Kostenanteiles vorbe
haltlos leisten wird, worauf der Vorsitzende erwidert, daß 
zwecks Herbeiführung einer Aenderung des zwischen Stadt 
und AGWEA bestehenden Vertragsverhältnifses mit der 
letzteren Verhandlungen im Wege sind, die noch nicht been
det seien und in deren Verlauf die AGWEA die Ueber
nahme des auf sie entfallenden Kostenteiles von 7200 Ut 
bedingungsweise zugestanden hat. Mitglied Salo
mon wünscht nur den von dem Herrn Bezirkspräsidenten 
festgesetzten Anteil der AGWEA ins Budget aufgenommen 
zu sehen; Beigeordneter Walkowinski spricht 
sich im gleichen Sinne aus, und hält es nicht für zweckmä
ßig daß Verhandlungen die das Gas- und Elektrizitüts- 
werk betreffen mit der Neuherstellung der Pariserstraße 
verknüpft werden Der Vorsitzende bittet den ins Budget 
eingesetzten Anteil der AGWEA ungekürzt zu lassen, damit 
ihm ohne Rücksicht auf etwaige sonstige Verhandlungen die 
Möglichkeit der Ausübung eines Druckes auf die AGWEA 
bleibt. Mitgli ed Dr. Niedern ach führt aus, daß 
ihm vom Hrn. Regierungs- und Baurat Cailloud in Metz 
versichert worden ist, daß die Abnahme der Pflasterung 
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des Metzertc-rplatzes jederzeit erfolgen kann; er bittet daher 
nach Fertigstellung der Pariserstraße gleichzeitig mit dieser 
auch die Pflasterung des Metzertorplatzes abnehmen zu 
lassen, damit bei weiterer Hinausschiebung der Abnahme 
sehr wahrscheinliche Beanstandungen wegen zu starker Ab
nutzung möglichst vermieden werden; ferner bittet er das 
alte Pflaster der Pariserftraße zur teilweise Pflasterung 
der St. Peterstraße zu verwenden und die Genehmigung 
hierzu beim Hrn. Bezirkspräsidenten nachzu- 
suchen.

Der Vorsitzende sichert dies zu.
Alsdann wurden die T i t. 3 b 3c und 3 d der a u - 

ßerordentlichen Einnahmen mit zusammen 
18 100 M sowie T i t. 32a der außerordentlichen 
Ausgaben mit 34 600 M angenommen.

Bei T i t. 32b erläutert der Vorsitzende, daß ent
sprechend einer Beschlußfassung des Eemeinderats die 
N e u b e f e st i g u n g des Schloß Hofes in Kleinpfla- 
ster einer erneuten Prüfung durch die Baukommission un
terzogen worden ist und die letztere eine Umpflaster-ung 
unter Verwendung alter abgekippter Pflastersteine als 
nicht angängig bezeichnet, vielmehr die Verwendung 
von Kleinpflaster nach dem von der Verwaltung aufgestell
ten- Kostenanschläge empfohlen hat. Nach einer kurzen De
batte beschließen die vereinigten Kommissionen auf den 
Antrag des Mitgliedes Dr. Medernach die Ausführung der 
Vorschläge der Baukommission mit der Modifikation zu be
fürworten, daß das am Eingang der Cla-rissenstraße vorge
sehene Trottoir in Fortfall kommt. Der ins Budget ein
gesetzte Betrag von 3950 wurde alsdann angenommen.

Anschließend wurde der in T i t. 3 2 c angefcrderte 
Kredit von 2350 M für Herstellung der Schloßgasse 
in Hartgußasphalt ebenfalls gutgeheißen.

Zu T i t. 3 2 d und 3 2 e erinnert der Vorsitzende da
ran, daß bei Beschlußfassung über die endgültige Herstel
lung von V ll r g e r st e i g e n in den neuen Stadtteilen 
der Eemeinderat gewünscht habe, daß in dem diesjährigen 
Etat die erforderlichen Kredite zur Befestigung weiterer 
Vürgersteige in der Neustadt vorgesehen werden; er bittet 
daher die unter 32c eingesetzten 4700 M und die unter 32d 
vorgemerkten 4500 M zu genehmigen. Dies geschieht ein
stimmig.

Ein Mitglied erwähnt bei dieser Gelegenheit, daß -am 
Vormittag ein Unbekannter in der Kaiser Karlstraße einen 
Handkarren voller Trottoirplatten abgefahren habe; auf 
seine Drohung, er werde die Polizei holen, sei ihm er
klärt worden, die Trottoirplatten würden von der Stadt 
weggeworfen. Der Vorsitzende sichert Untersuchung zu.

Ein -anderes Mitglied hat -gesehen, -daß die vertrags
mäßig -auf gesiebten Sand zu verlegenden Trottoirplatten 
in der Neustadt auf kiesigen Grubensand verlegt worden 
sind; von verschiedenen Seiten wurde die Verlegung der 
Trottoirplatten bemängelt. Es ist von einem Mitglied be
merkt worden, daß -auf einem Bürgersteig in der Altstadt 
Holz gehackt und dadurch eine Beschädigung des Vürger- 
steigbelages vorgekommen ist.

Schließlich wünscht ein Mitglied, daß den Kohlenlie- 
feranten pp. zur Pflicht gemacht wird beim Abkippen von 
Kohlenkarren pp. die notwendigen Vorsichtmaßregeln zu 
treffen, damit die Beschädigung der Bürgersteige vermie
den wird.

Der Vorsitzende sichert Untersuchung und evtl. Abhilfe 
zu.
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Bei T i t. 32h führt der Vorsitzende aus, daß der 
neue Metz platz nur teilweise ausgebaut sei und die 
Fertigstellung nunmehr betrieben werden müsse, wenn die 
bei der Stadtmühle stehende demnächst an die Stadt gelan
gende Exerzierhalle bis zur Herbstmesse auf dem Meßplatze 
aufgestellt sein solle. Er bittet den vom Stadtb-auamt als 
notwendig bezeichneten Kredit von 25 000 M in das Er- 
gänzungsbudget einzufetzen.

In der sich entspinnenden Debatte wird von einem 
Mitglied die Befürchtung geäußert, daß die momentan 
in Änariff genommene Einplanierung des Platzes eine 
endgültige Herstellung nicht ratsam erscheinen lasse, da 
Setzungen zu befürchten seien; es wird daher die Verta
gung der Angelegenheit bis zu einem Zeitpunkte angeregt, 
wo der Platz auch für andere als Meßzwecke benötigt wird. 
Ein anderes Mitglied tritt für sofortigen Ausbau ein und 
weist darauf hin, daß der bereits fertiggestellte Teil des 
Platzes keinerlei Setzungen erlitten hat. Mehrere Mit
glieder wünschen eine Fertigstellung mit bescheidenen Mit
teln und bezeichnen eine Stickung als überflüssig. Bei
geordneter Walkowinski beantragt den ganzen 
Platz einzuplanieren, dagegen nur einen Teil endgültig 
aus?ubauen und hierfür etwa 10 000 M ins Budget eingu- 
setzen; er bittet die Aufstellung der Exercierhalle einer 
Kommission zu überlassen. Mitglied Müller be
antragt, den Platz sofort ganz auszubauen und hofft daß 
bei einer Vergebung der Ausbauarbeiten für die Stadt 
aünstiae Angebote einlaufen werden; er weist auch daraus 
hin, daß die Stadt auch günstige, sehr begehrte Bauplätze 
gewinnen wird und spricht sich für Annahme des Budget- 
ansabes aus. Die Aufstellung des Exercierschuppens bittet 
er der Bau- und Meßvergebungskommission zu überlassen. 
Mitglied Salomon regt an von dem Erdabtrag 
hinterher Tervillekaserne eine gewisse Quantität Mutter- 
boden für spätere Zwecke bei Seite zu schaffen. Der Vor
sitzende sichert dies zu; er hofft mit einem Betrage von 
lOOOO tt den Meßplatz einfach ausbauen zu können. Die 
Kcmmissionen sprechen sich für eine einfache Herstellung 
des Platzes aus und befürworten eine solche unter vorläu
figer Belastung des Budgeransatzes von 25 000 M.

Bei Tit. 3 2 i weist der Vorsitzende darauf hin, daß 
die Neuherftellung der K a i s e r - L u d w i g st r a ß e in 
Kleinpflaster in Aussicht genommen sei und hierfür ein 
Kredit von 7500 M erforderlich würde; er empfehle diese 
Straße die keinen übermäßigen Verkehr aufweise und 
daher auch keine bedeutende Abnutzung zu verzeichnen habe, 
mit alten herzurichtenden Pflastersteinen aus den städt. 
Beständen ausführen zu lasten und den vorgemerkten Kre
dit von 7500 M um 2000 M zu kürzen.

Die Kommissionen schließen sich den Vorschlägen des 
Vorsitzenden an, setzen den Kredit auf 5500 M herunter 
und wünschen, daß als Bordsteine für den BUrgersteig 
alre A b d s ck p l a t t e n genommen werden.

Zu ^it 32l befürworten die vereinigten Kommis
sionen den Ausbau der St. Pe.terstraß e an der Stadt- 
mühle entlang und die Bewilligung des eingesetzten Kre
dits von 8200 M, wenn die Inhaber der Stadtmühle dre 
Gebr. Nouviaire, sich zur Zahlung der anteiligen Anne- 
gerkosten rechtsverbindlich verpflichten. Der Budgetansatz 
von 8200 M wird vorläufig belasten.

Bei Tit. 32m betont der Vorsitzende, daß die Kosten 
für Eeländeerwerb zur Verbreiterung der Brique- 
riestraße die vom Eemeinderat besonders bewilligt 
worden seien in dem Vudgetansatz von 3300 M bereits ent
halten sind, daher für Ausführung der Verbreiterungsar- 
betten etwa 1700 M gebraucht würden.

Die vereinigten Komissionen befürworten die Annah
me des Budgetansatzes von 3300 M.

Bei T i t. 3 2 n führt der Vorsitzende aus, daß die 
Erbreiterung des Malgriugerw eg es zwar noch 
nicht spruchreif sei, die Einsetzung des von der Verwaltung 
in Vorschlag gebrachten Kredites von 10 000 M dennoch 
empfohlen werden könne, um den Malgringern den guten 
Willen der Stadtverwaltung zu zeigen.

Bei. Tit. 3 2 o erläutert der Vorsitzende, daß lediglich 
eine Instandsetzung des Chateau Jeannot Weges, 
kein Eeländeerwerb beabsichtigt ist. Die Kommissionen 
sprechen sich für Annahme des eingesetzten Betrages von 
1800 M aus.

Bei T i t. 32p führt der Vorsitzende aus, daß der 
Eemeinderat unlängst eine Abänderung des Baufluchten- 
planes der unter dem Namen C-Straße bekannten 
Verbindung zwischen Metzer- und Ueckingerstraße beschlossen 
habe und es der Verwaltung notwendig erschiene, die fragl. 
Straße entsprechend der beschlossenen Abänderung umzuge- 
stalten. Die Umgestaltungsarbeiten seien auf 1250 M ver
anschlagt. Nach einer kurzen Debatte, in der einerseits für, 
andererseits gegen die Umgestaltung der Straße Stellung 
genommen worden war, entschieden sich die Kommissionen 
oegen die sofortige Abänderung, sprechen sich jedoch auf 
Antrag des Vorsitzenden für eine Neuherftellung der Arse
nalstraße unter Verwendung des bei Tit. 32 p. eingesetzten 
Kredits von 1250 M aus. Der Text des fragl. Titels wird 
also nunmehr lauten: „U m p f l a st e r u n g der Ar
sen a l st r a ß e".

Mitglied Fran^ois bittet die Einmündung 
des H o h e n l o h e r i ng s in die St. Peterstraße in einen 
ordnungsmäßigen Zustand zu versetzen. Der Vorsitzende 
sichert dies zu.

Die außerordentlichen Ausgaben unter Abt. II des 
Ergänzungsbudgets schließen unter Berücksichtigung der 
von den vereinigten Kommissionen empfohlenen Absetzun
gen mit 229 573,62 M ab.

Hierauf setzten die vereinigten Kommissio- 
n e n
die Gesamteinnahmen des Ergän

zungsbudgets auf 258 547,18 M
die Gesamtausgaben des Ergän- -d

zungsbudgets auf 229 573,02 M

den Ueberschuß der Einnahmen auf 28
fest.

Der Vorsitzende eröffnete alsdann abends 7^ Uhr die 
Eemeinderatssitzung und stellte den Antrag, das 
von den vereinigten Kommissionen festgesetzte und zur An
nahme empfohlene Ergänzungsbudget pro 1912 gutzu
heißen sowie die sonstigen von denselben gemachten Anre
gungen und dergl. zum Beschluß zu erheben.

Der Eemeinderat genehmigt zunächst durch einen 
einstimmigen Beschluß den Eintritt in die 
Eemeinderatsverhandlungen und beschloß 
alsdann ebenfalls einstimmig das Ergänzungs
budget nach den Vorschlägen der vereinigten Kommis
sionen gutzuheißen und deren Anregungen zumBe- 
schluß zu erheben.

Hierauf trat eine Pause von einer Stunde ein.
Fortsetzung abends 8^ Uhr.
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Anwesend waren unter dem Vorsitze des Bürger
meisters Bertenheier die Beigeordneten Walkowinski und 
Haas sowie die Mitglieder Christian, Fran^ois, Eoedert, 
Dr. Kuborn, Dr. Medernach, Müller, Pfanschilling, Salo- 
mon, Schiltz, Steimetz.

Die Kommissionen treten in die Beratung des Haupt
budgets pro 1913. Der Vorsitzende verliest die einzelnen 
Positionen des Etats.

Abt. I. Ordentliche Einnahmen.

Bei Tit. 3 stellt Mitglied Eoedert den An
trag, den an der Brückenstraße entlang liegenden Flügel 
des Stadthauses, in dem die Sparkasse pp untergebracht ist, 
nutzbringend zu machen und denselben entweder zur Ein
richtung von Geschäftshäusern zu vermieten oder für die
sen Zweck zu veräußern; er hofft daß der Stadt ein an
sehnlicher Mietzins oder Kaufpreis zufallen wird. An
schließend erläutert er, daß nach Zeitungsnachrichten die 
Prozesse am Landgericht Metz einen derartigen Umfang 
angenommen haben, daß die Errichtung einer weiteren 
Kammer in Aussicht genommen sei; es sei daher für die 
Stadt Diedenhofen an der Zeit, die Frage der Errich
tung eines Landgerichtes in Diedenhofen 
ins Rollen zu bringen. Er regt an mit der Regierung ins 
Benehmen zu treten und ihr vorzuschlagen, der Stadt das 
für Landgerichtszwecke nicht genügend große Amtsgerichts
gebäude zur Unterbringung des Bürgermeisteramts zur 
Verfügung zu stellen und als Gegenleistung zu den Herstel
lungskosten eines neuen Landgerichtsgebäudes den Erlös 
anzubieten, welchen die Stadt bei Veräußerung des augen
blicklichen Stadthauses erzielen würde.

Beigeordneter Haas hält eine bessere Ver
wertung des Stadthausgebäudes für notwendig und regt 
dessen Verkauf an, der neben einem hohen Erwerbspreise 
den Vorteil einer Verschönerung des Einganges zur Stadt 
im Gefolge haben würde. Eine Schädigung der ansässigen 
Geschäftsleute sei nicht zu befürchten und könne der Zuzug 
von Konkurrenz für dieselben von der Sta^t nicht verhin
dert werden; in erster Linie sei es Aufgabe des Gemeinde- 
rats das Eemeindevermögen nutzbar zu machen. Alsdann 
unterstützte er den von Mitglied Eoedert gestellten Antrag 
auf Betreibung der Landgerichtsfrage und regte schließlich 
die Veräußerung des städt. Geländes auf Gewann Wardt 
an, da dasselbe zu billig verpachtet sei und infolge Hinaus
schiebung der Moselkanalisation an Wert verloren habe.

Mitglied Müller spricht sich gegen eine Ver
äußerung des Wardtgeländes aus, und befürchtet, daß die 
durch den Vahnhofsumbau evtl. bedingte neue Moselbrllcke 
auf der Metzerseite eine Verminderung des Kapitalwertes 
des heutigen Stadthauses zur Folge haben wird; er em
pfiehlt daher der Veräußerung des letzteren in absehbarer 
Zeit näher zu treten.

Der Vorsitzende präzisiert seine Meinung da
hin, daß die Veräußerung des alten und die Errichtung 
eines neuen Stadthauses nicht ins Auge gefaßt werden 
dürfe, solange nicht das geplante neue Volksschulgebäude 
und ein Gebäude zur Unterbringung der höheren Mädchen
schule geschaffen sei. Die Stadt sei momentan nicht in der 
Notlage, ihre Werte an Gebäuden veräußern zu müssen 
und sei auch nicht zu befürchten, daß durch die Errichtung 
einer neuen Moselbrücke eine Werlverminderung des alten 
Stadthauses eintreten würde. Der Vermietung des Ee- 
bäudeflügels an der Brückenstraße könne evtl. näher ge
treten werden. Die Frage der Errichtung eines Landge
richtes in Diedenhofen dürfe nicht mit der evtl. Veräuße
rung des Stadthauses in Zusammenhang gebracht werden, 

vielmehr sei es zweckmäßig einen dahingehenden Eemein- 
deratsbeschluß zu fassen, daß mit Rücksicht auf den geplan
ten Erweiterungsbau des Metzer Landgerichts bei der Re
gierung die Errichtung eines Landgerichts in Diedenhofen 
erneut anzuregen und evtl. das alte Offizierkasino zu des
sen Unterbringung anzubieten ist.

Mitglied C h r i st i a n ist gegen eine Veräuße
rung des Stadthauses; Mitglied Salomon empfiehlt 
die Ernennung einer Spezialkommission zur Begutachtung 
der Landgerichtsfragc und äußert sich gegen den Verkauf 
des Wardtgeländes.

Beigeordneter Haas tritt wiederholt für 
Nutzbarmachung des Stadthauses oder Teilen desselben 
ein and hält eine persönliche Verspräche beim Ksl. Mi
nisterium und mündliche Begründung des Wunsches auf Er
richtung eines Landgerichts in Diedenhofen für wertvoller 
als eine schriftliche Petition; er bittet auch dem Landtag 
eingehendes statistisches Material zur Verfügung zu stel
len, aus welchem die Verschiebung der Prozeßstatistik zu 
Gunsten der Stadt Diedenhofen ersichtlich sein soll. Mit
glied Eoedert erneut seinen Antrag; Mitglied M ü l - 
ler bittet um Vermietung des Stadthausflügels an der 
Brückenstraße unter Ueberlassung des Umbaues an den et
waigen Mieter.

Der Antrag Salomon auf Ernennung einer Spe
zialkommission wurde alsdann angenommen 
und in die Kommission die Herren Beigeordneten Walko
winski und Haas sowie die Mitglieder Frank H., Eoedert, 
Dr. Kuborn, Müller, Nouviaire, Pfanschilling und Zim
mer gewählt. Beigeordneter Haas wird zum Referenten 
für die Landgerichtssache, Beigeordneter Walkowinski für 
die Eebüudeangelegenheit bestimmt.

Bei Titel 26 stellt Mitglied Müller den 
Antrag, die vom Eemeinderat aus von den Ge- 
büudenutzungswerten festgesetzten Straßenreinigungs- und 
Müllabfuhrgebühren fallen zu lassen, da die städtischerseits 
zu machenden Eesamtaufwendungen wesentlich weniger be
trügen als von vornherein angenommen war.

Nach einer von dem Vorsitzenden über die Eesamtkosten 
gegebenen Aufklärung beantragt Mitglied Müller die Be
sprechung über seinen Antrag bis zu der morgen stattfin- 
denden Fortsetzung der Budgetberatung zu vertagen.

Letzterem Anträge wurde entsprochen.
Bei Titel 27a beantragt Mitglied Dr. M e- 

dernach erneut auf die abonnementsweise Reinigung 
der Kanalisationsanlagen durch städt. Arbeiter in den Zei
tungen hinzuweisen. Dies wird vom Vorsitzenden zuge
sichert.

Bei T i t. 30 stellt Mitglied Eoedert den 
Antrag auf Ernennung einer Spezialkommission für Ok- 
troiangelegenheiten.

Der Antrag wurde abgelehnt.
Bei T i t. 33b regt Mitglied Christian die 

Erhöhung der Warenhausabgabe auf 1 von der Er
tragsfähigkeit an.

Der Vorsitzende erklärt, auf diese Angelegenheit später 
evtl. zuriickkommen zu wollen.

Bei Tit. 35 stellt Mitglied Christian den 
Antrag in Zukunft von der Erhebung von Schulgeld von 
den Elementarschülern abzusehen, da durch dasselbe fast 
nur mittlere und ärmere Leute getroffen würden.

Der Vorsitzende erwidert hierauf, daß nur solche 
Personen zur Zahlung von Elementarschulgeld herange
zogen würden, die mehr als l500 -/ll pro Jahr verdienen 
und außerdem gemäß Anweisung des Eemeinderats et-
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waige Anträge auf Niederschlagung weitgehendste Berück
sichtigung fänden. Die noch Zahlungspflichtigen Personen 
seien sehr wohl in der Lage Schulgeld zu entrichten. Bei
geordneter Haas tritt für Streichung des unter Tit. 
35 vorgesehenen Betrages von 4000 oll ein, weil die Er
hebung von Schulgeld für den Besuch der Elemenarschulen 
unsozial fei. Mitglied Dr. Medernach ist für die 
Beibehaltung des Postens, da gegen die Erhebung des 
Schulgeldes Beschwerden nicht erhoben worden sind. M i t - 
glied Christian bittet anstelle des Elementarschul
geldes eine Billetsteuer einzuführen, wie sie in anderen 
Städten erhoben würde. Der Vorsitzende erklärt, 
daß die Einführung einer Billetsteuer bereits ins Auge ge
faßt sei und der Erlös der Armenkasse zufließen wird.

Die vereinigten Komissionen sprachen sich alsdann f ü r 
Beibehaltung des Elementarschulgeldes aus.

Die ordentlichen Einnahmen in Abt. I des 
Hauptbudgets werden auf 516 048,87 oll festgesetzt.

Abt. II Außerordentlichen Einnahmen.
Bei Tit. 1 regt Beigeordneter Haas an, 

zur Hebung des Jmmobilienverkaufs eine wirksame Re
klame zu veranstalten, sobald die Konjunktur sich gebessert 
hat.

Die außerordentlichen Einnahmen in 
Abt. II des Hauptbudgets werden hierauf auf 187 300 oll 
festgesetzt. Die Hauptsumme aller Einnahmen 
Leläuft sich auf 703 348,87 oll.

Abteilung I ordentliche Ausgaben.
Bei Tit. 3 bis einschl. 6 nehmen die vereinig

ten Kommissionen Stellung zu einer Anzahl von Beamten
gesuchen.

Ein Antrag des Stadtrechners Klam auf Re
gelung seiner Verhältnisse wird vertagt.

Vauassistent Knaf bittet um Gewährung einer 
nicht pensionsfähigen Zulage für Verrichtung des äußeren 
Dienstes sowie um Bewilligung einer Fahrradentschädi
gung.

E r st e r e r Antrag wird abgelehnt und p Knaf 
eine jährliche F a h r rad e n t s ch ä d i,g u n g von 50 oll 
zugebilligt.

Das Gesuch der Witwe des verstorbenen Turmwächters 
Grand auf Erhöhung ihrer Pension wird abgelehnt.

Für Verrichtung von Ueb erstunden wird dem 
Wasserleitungsmonteur Hippert eine Entschädigung 
von 36,50 oll und dem Hilfsmonteur Euerigen eine 
solche von 208 -ll bewilligt.

Ein Antrag des Militäranwärter Verban
des auf Anrechnung von Militärdienstjahren auf das Schluß der Sitzung 10I Uhr.

Besoldungsdienstalter der im Dienste der Stadt stehenden 
Militäranwärter wird vertagt.

Der Ehefrau des Amtsdieners Wuttke wird 
für Reinigung der Büroräume im Stadthaufe eine Entschä
digung von 20 oll pro Monat (240 oll pro Jahr) bewilligt.

Amtsdiener Wuttke soll in Zukunft den im 
Laufe des Jahres auf seine Kleidungsentschädigung nicht 
verausgabten Betrag zu Neujahr als Gratifikation ausbe
zahlt erhalten.

Der Antrag des Sekret ürassi st enten Joharn 
nes um Beförderung zum Sekretär wird abgelehnt.

Feldhüter Müller erbittet einen Zuschuß zur Bekösti
gung seines Hundes, den er im Interesse des 
Dien st es verwenden will.

Die vereinigten Kommissionen lehnen das Gesuch ab.
Sekretär Hombourger hat um Anrechnung 

weiterer 5 Dienstjahre auf sein Besoldungsdienstalter 
sowie um Gewährung, während der Vakanz in der Ober
sekretärstelle, einer nicht pensionsfähigen Zulage gebeten.

Die vereinigten Kommissionen empfehlen die An
rechnung von drei weiteren Dienstjahren, sodaß Hom- 
Lourger am 1.4.1913 nach Gehaltsklasse B III Stufe 4 auf 
2400 und am 1. 4. 1914 nach Stufe 5 auf 2600 oll steigt. Der 
Antrag auf Bewilligung einer außerordentlichen Zulage 
wird abgelehnt.

Sekretär Riedinger werden auf seinen An
trag zwei weitere Dienstjahre auf sein Besoldungsdienst- 
alter ungerechnet, sodaß er bereits am 1. 4. 1913 in Genuß 
des Höcbsteinkommens der Eehaltsklasse B III Stufe 9 mit 
3400 M tritt.

Die städt. Maurer und Pflasterer Him und Räu
men dorf werden in ihrem Einkommen um je 120 -ll 
pro Jahr aufgebessert.

Außerhalb der Vudgetberatung empfehlen die 
vereinigten Kommissionen dem Jnfanterie-Regt. 135 und 
Fußart.-Negt. Nr. 16 zusammen eine jährliche Zuwendung 
von 100 oll zu gewähren, für welche die erwähnten beiden 
Truppenteile gemeinschaftlich die Unterhaltung der 
Reitwege in der Kaiser Wilhelm II- und Kaiserin Au
guste Viktoria-Promenade übernehmen wollen.

Alsdann wurde auf Antrag des Vorsitzenden der 
Eemeinderat konstituiert und im die Gemein
deratsverhandlungen eingetre'ten. Ohne Debatte werden 
sämtliche vorstehend niedergelegten Beschlüsse der 
vereinigten Kommissionen vom Gemein
derat sanktioniert.
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AröenMche GinnaHrnen

Titel
Bezeichnung der Einnahmen 

Abt. I.
Ansatz des 

Hauptbudgets
Dem Ansätze Bereits genehmigt durch 

Gemeinderatsbeschluß 
vom

treten hinzu Es gehen 
davon ab

Einnahme-Ueberschutz aus 1911

Eimiahme-Ueberschuß aus dem

28633

17176
45809

20

Hauptbudget 1912 07
27

1a Zinsen aus dem ehemaligen Pcnsions-
418kassenfonds — — 55

2a Kontokorrentzinsen bei d. Bank Röchling — — 1000

3 Mietzins von Gemeindegebäuden 3200 — 1400

3a Mietzins vom Stadttheater 12000 — 12000 —
4 Pachtzins von Gemeindcländcreien 5300 — 430 —
5 Verkauf von Baumfrüchten 450 — 270

7 Holzschlag 9000 — 4698

9 Ertrag der Wasserleitung 102000 — 688

10a Kanalnüctc 17500 — 800

10 Einnahmen aus den Spielplätzen im
200Stadtpark — 47

16 Konzessionen in den Fricdhöfcn 2300 — 2400

17 Schlnchthausgebiihren 9600 — 200

19 Wicgcgcbührcn im Schlachthause 1400 — 600

21 Aufcuthaltsgebührcn im Schlachthause 400 — 200

21a Frcibankgebühreu 100 — 50

23 Standgeld des Gemüse-Marktes 2800 — 1690

24 Lagcrungs- u. Stapelungsgcbührcn 3000 — 200 —
25 Standgeld der Herbstmesse 12800 — 1200

26 Strnßcnrciniguug, Müllabfuhr 30000 — 20500 —
27a Reinigung der Fcttfünge, Sinkkasten

und Kanäle 1000 — 850 —
29 Hundesteuer 7200 — 1200 —
30 Oktroigebührcu 160000 — 6000 —
31 Oktroibeglcitnugsgcbiihrcu 400 — 200 —
3 la Wicgcgcbührcn am Oktroi 3000 — 200 —
33a Wirtschnftsstcmpclsteucr 4000 — 500 — —
34 Schulgeld für die Mittelschule 7000 — 700 —
35 Schulgeld für die Elementarschule 4000 — 500 —
38 Dicnstaltcrszulagc der Lehrer 10325 — 116 67 — —
42 Schulgeld für die höhere Mädchenschule 12030 1600 - —
44 Beiträge für Abnutzung der Wege 200 — — 150 —
46 Unvorhergesehene Einnahmen 1000 — 450

47 Aucrkcnnungsgebührcn für Dienstbar-
2500 1200kcitcn und Lagerplätze —

48 Verkauf alter Materialien 100 — 600

52 Einnahmen aus den Automaten 150 — 50

Zu übertragen 65987 49 42930 —



AvöentLiche Hinnahmen

Titel
Bezeichnung der Ausgaben 

Abt. I
Ansatz des 

Hauptbndgets
Dem A 

treten hinzu
rsatze

Es gehen 
davon ab

Genehmigt durch 
Gemeinderatsbeschluß 

vom
-4 4t -4

Uebertrag 65987 49 42930

54 Anfertigung von Lagepläncn. Bau
gebühren 3000 — 2500 — —

55 s Verwaltung der Spitalkasse I
s „ der Armenkasse j — — 827 42 — —

69314 91 42930 —

26384 91

Außerror'öentliche GinnaHiMLm. Abt nlung II.

1 Verkauf von Immobilien 60000 — — — 22400 —

2 Auliegerkosten 6000 — 7654 56

2a Kanalanliegerkosten 18153 53

25 Letztes Drittel für Anliegerkosten 
1. Nachtrag 4521 99

251 Auliegerkosten au der Crauscr Prom. 8311 04

3a Zuschuß aus der Landeshauptkasse für 
den Ausbau des cv. Pfarrhauses 296 08 7. 10. 1912 Nr. 13

35 Anteiliger Beitrag des Bezirks zur An
lage der Pariserstraße in Vulcanol 3300 —

3e Desgl. der Lothr. Eisenbahn-Akt.-G- 7600 —

3ä Desgl. des Gas- und Elcktr.-Werks 7200 —

4 Anleihe zur Bilanzierung dieses Er- 
gänzungs-Budgets 200000 —

9 Zuschuß zu den Bauuvcrmessungs- 
Kosten 500 — 525 07

12a Lieferung von Boden an die Militär
verwaltung 3000 — — — 3000 —

257562 27 25400 —

Summa der außerord. Einnahmen 232162 — —

Summa der ordentlichen Einnahmen 26384 91 — —

Summa aller Einnahmen 258547 18



Hröentl'iche Ausgaben.

Titel
Bezeichnung der Ausgaben 

Abt I.
Ansatz des 

Hauptbudgets

Dem Ansätze Bereits genehmigt durch 
Gemeinderatsbeschluß 

vom
treten hinzu Es gegen 

ab

3 Gehalt der Beamten der Stadtkasse 5500 — 1l16 57 7. 10. 1912

4a Gehalt der Gemeindeschreiber 15000 — — — 1756 __
4b Gehalt des Kanzlei Personals 3164 96 128 08 4. 11. 1S12

6b Gehalt der Oktroi Beamten 32772 48 — 504 49
6v Gehalt der Beamten des Bauamts 21764 12 1310 6. s. 1912 Nr. 18

9 Bürokosten des Bürgermeisteramts 950 — 200 11. 7. 1912 Nr. 1

9a „ des Bauamts 1000 — 497 7. W. 1912 Nr. 21
2. 12. 1912 Nr. 15

9o „ des Polizeiamts 350 — 250 7. 10. 1912 Nr. 21

9ä Drucksachen der Gemcinderatsbeschlüsse
und des Budgets 750 — 150

9t Drucksachen der Stadtkassc — — 120 2. 12. 1912 Nr. 14

11 Heizung, Beleuchtung und Reinigung
des Gemeindehauses 1200 — 100 7. 10. 1912 Nr. 17

12 Stempel und Enregistremcntsgebühren-
Versteigcrungskostcn 350 — 150

13 Porto- und Frachtauslageu für dienstl.
2700Sendungen, Telefonkosten — 300

16 Sachliche Ausgaben des Oktroi 4702 20 40 6. S. 1912 Nr. 20

16b Ausrüstungsstücke der Schutzmannschast 200 — 100 4. 11. 19! 2 Nr. 6

22 Heizung, Beleuchtung u. Reinigung
250des Polizeiamts 800 — 11. 7. 1912 Nr. 18

22a Verpflegung der 2 Polizeihunde — — 300 17. 6. 1912 Nr. 2Sn

25 Straßenreinigung 34000 — 2850 16. 1. 1913 Nr. 19

27 Unterhaltung der Gemcindegebäude u.
der Mobiliars 10000 — 1000 2. 12. 1912 Nr. 1b

28a Unterhaltung der Meß- u. Viehmarkt-
Plätze 2000 — — 1000 —

32 Betriebskosten des Schlachthauses incl.
persönliche Kosten 9953 33 300 6, 5. 1912 Nr. 8

34 Betriebskosten der Wasserleitung 10000 — 3000 10. 2. 1913

41 Holzwerbungskostcn 3000 —- 1200
45a Unterhaltung der Gemeinde - Vizinal-

und Feldwege 7000 — 350 16. 1. 1913 Nr. 23

45b Unterhaltung der Straßen in der Alt-
und Neustadt 4000 — 1800 4. 11. 1912 Nr. 10

46 Gehalt der Lehrer an der Mittelschule 15150 — 400 11. 7. 1912 Nr. 11

„ „ „ Elementar-
47 schule 35860 — — 80 55 11. 7. 1912 Nr. 11

47a Lehrerinncn-Vcrtrctung — — 99 52

Zu übertragen 16011 17 3335 04



KrröenMche Ausgaben.

Titel
Bezeichnung der Ausgaben 

Abt. I.
Ansatz des 

Hauptbudgets
Dein Ansätze Bereits genehmigt durch 

Gemeinderatsbeschluß 
vom

treten hinzu Es gegen 
davon ab

.F,

Ucbertrag 16011 17 3335 04

48 Gehalt der Lehrerinnen an der Elemcn- 
tar-Schulc

20250 2740 14 11. 7. 1912 Nr.l I 1175,—

49 Ausgaben für die höhere Mädchenschule 20226 64 1491 11 6. S. 1912 Nr. 16a
6. s. 1912 Nr. 16b
17. 6. ISI2 Nr. 20
11. 7. 1912 Nr. 9

LO Gehälter der Vorsteherin und der Ge
hilfin der Kleinkinderschule 4108 32 50 27. 3. 1911

60 Ausgaben für das Gymnasium 11575 56 746 41 17. 6. 1912 Nr. 15 350.— 
4. 11. 1912 Nr. 5 130.—
Beleuchtung 200.—
Für Versicherung 35,21
Reinigung 131.20

«ld Gehaltszuschuß an 3 kath. Vikare — 1800
j 6. 5. 1912 Nr. 17
s 11. 7. 1912 Nr. 8

«1 o Zuschuß au die Kirchenfabrik Beaure
gard

— 153 94
6. 5. 1912 Nr. 15

61ä Desgl. an die evangcl. Kirchenfabrik 
Diedenhofen

— 407 20
2. 12. 1912 Nr. 16

73 Pensionen 18070 71 1417 04 7. 10 1912 Nr. 15

77 Unvorhergesehene Ausgaben 1000 500 —
106 Zuschuß an die Gemcindezeitung — 20 - 7. 10. 1912 Nr. 10

107 Zuschuß an die Reichsflicgerstiftung 20 2. 12. 1912 Nr, 12

25357 01 3335 04
Summa der ordentlichen Ausgaben 22021 97

AußeroröenLLiche Ausgerben. ^dt n

16 Verzinsung der neuen Anleihe 
(bei der Sparkasse Jngweilcr) 10000 — — 7396 87

46a, Verzugszinsen an die Sparkasse Dicdcu- 
hofen 1600 4713 68 16. 1. 1913 Nr. 2u

I6l> Zinsen der Anleihe von 60 000 Mk. 
bei der Sparkasse Diedenhofen — 1000 — 16 1. 1913 Nr. 2n

19 Bann-Vcrmcssnngskosten 1000 1000 — 13 6. 1906 Nr. 15n

Zu übertragen 6713 68 7396 87



AußewröenMche Ausgaben.

Titel
Bezeichnung der Ausgaben 

Abt. II.
Ansatz 

Hauptlast
des
>gets

Dem A 

treten hinzu

rsatze
Es gehen 
davon ab

Bereits genehmigt durch 
Gemeinderatsbeschluß 

vom

24

25
26
26a

26ä

26s

28t

28ss

285
30
30a
31

315
. 31c

31t
31x

315
31 8 
3Iu

32a

325

32o
32ä

32s

32t

Uebcrtrag

Beschaffung eines Pulmotors
Bau und Einrichtung des Kühlhauses 
Anlage der Grundwasserlcitung

„ der Wasserleitung zu Terwen 
Wasserlcituugsanschlüsse in d. Elisabeth

straße
„ in der Kaiser Wilhelm II Pro
menade

Herstellung des Entwässerungskanals 
nach d. Hause Barthcn, Burgunder- 
ring

Herstellung einer Abwasser- Vorrcini- 
gungs-Anlage und Kanalisation der 
Monhofcnerstraße

Ankauf des Kanals Hoppe-Benuregard 
Erwerb eines Reklame-Planes 
Vervielfältigung dcss. dts.
Instandsetzung der St. Pctcrstraße 
Trottoiranlagcu in der Pariscrstraße 
Herstellung der Brandstraße, Bannofen

straße u. Jemappcrstnaßc in Vulcanol 
der Collcgiumstraßc in Hartguß
asphalt

Ausbau d. Karolingerriugs v. d. Post 
„ der Hildegardstraße am Block 
37—38

Instandsetzung des Burgundcrrings 
Trottoiranlagc in der Hospitalstraßc 
Ausbau der Poternenstraße

Anlage eines Teiles der Pariserstraße 
in Vulcanol

Neuherstellung eines Teils des Schloß- 
hofes

Neuherstellung der Schloßhofgassc
Trottoir-Anlagen am Metzertorplatz 

an der St. Pcterstr. u. Balduinstr.
Trottoir-Anlagen a. d. Johann Wchcstr.
Versetzen von Trottoirbordstcincu und 

Herstellung von Rinuenpflastcr in 
der Kaiser Karlstraße

120000
186360

8700

5400

57100
5500

13800

2000
3000

85

6713

500 

13200

1450

861

52Ü10

804
700

2000
5400

7t'0

700

1500

34600

3950
2350

4700

4500

350

68

47

7396

5000
155

800

3700
300

1000

2000

87

01

4. 11. 1912 Nr. 11

3. 3. 1913 Nr. 18

10. 2. 1913 Nr. 13

11. 7 1912 Nr. 21

,17.6.1012 Nr. 1
1. 7. 1912

>3. 8. 19,2

4. 11. 1912 t>

7. 10. 1912 Nr. 12

10. 2. 1913. Nr. 12

7. 10 19'2 Nr. 16

8. 12. '912 Nr. 26

,11. 7. 17. Nr. 7 300
3. 8. 1912 Nr. 7 200

>3. 8. 1912 Nr. 7 1000

17. 3. 1913

Zu übertragen 137589 15 20351 88



AußeroröenMche Ausgaben.

Titel
Bezeichnung der Ausgaben 

Abt. II.
Ansatz des

Hauptbudgets
Dem Ansätze Bereits genehmigt durch 

Gemeiuderatsbeschluß 
vom

treten hinzu Es gehen 
ab

.«

32§

323

32i
323

321
32m 
32u

32o

32x
37

38

40

40a

403
40o

40ä

40s

40 k 
40^ 
403

40i

403
453
48

Uebertrag

Herstellung eines Fußweges nach der 
oberen Moselbrücke

Fertigstellung der Befestigung des neuen 
Meßplatzcs

Neupflasterung der Kaiser Ludwigstr.
Versetzen der Exerzierhalle nach dem 

neuen Meßplatze
Verlängerung der St. Petcrstraße
Verbreiterung der Briqucriestraße
Verbesserung und teilweise Verbreite

rung des Malgringerwcges
Verbesserung des Oüatsau learmot- 

weges und teilweise Rohrdohlen- u. 
Rinnen-Anlage

Umpflasterung der Arsenalstraße
Abfindung eines Oktroibcamtcn, beim 

Ausscheiden aus dem Dienste
Anschaffung zweier Polizeihunde

Beitrag zur Nationalspcnde für das 
deutsche Flugwesen

Für Hilfe beim Löschen des Wald
brandes

Entschädigung für ein verendetes Pferd
Zuschuß an die Kirchenfabrik zu Beau

regard für Anlage der elektrischen 
Beleuchtung

Zuschuß zum Grabdenkmal für Schutz
mann Mersch

Zuschuß an die evang. Kirchenfabrik 
zum Ausbau des Pfarrhauses

Zuschuß an den Konzert-Verein
Zuschuß zum Kascrncnbau
Festschrift zum 25jäh' igcn Negicrungs- 

jnbiläums S. M. des Kaisers
Zuschuß zum Maskenzug
Beihilfe zur Ausmalung der cv. Kirche
Baumstflanznngcn
Lohn für die 2 Weinbcrghüter bezw. 

Hilfsfcldhütcr

137589

1000

10000
5500

13000
8200
3300

10000

1800 
1250

3000
900

200

75
300

300

100

296
1800
5000

410 
1000 
1250
830

403

15

08

30

20351 88

> 17. 3. 1013.

17. 6. 1912 Nr. 14
17. 6 1912 Nr. 2Sir
3. 8. 1912 Nr. ION

6. L. 1912 Nr. 21

17. 6. 1912 Nr. 24
11. 7. 1912 Nr. 9

17. 6. 1912 Nr. 22.

6 S. 1912 Nr. 18

11. 7. 1912 Nr. 1^

7. 10. 1912 Nr. 13

7. 10. 1912 Nr. 14

6. 5. 1912 Nr. 2I-r

16. 1. 1913 Nr. 10

16. I. 1913 Nr. 16

10. 2. 913 Nr. 8
1 16. 1. 1913 Nr. 22 
s 10. 2. 1913 Nr. 5

7. 10 1912

R

Zu übertragen 207503 53 20351 88

-



AußeroröenMche Ausgaben.

Titel
Bezeichnung der Ausgaben

Abt. II.
Ansatz des 

Hauptbudgets
Dem Ansätze Bereits genehmigt durch 

Gemeinderatsbeschluß 
vom

.treten hinzu ab

Ucbcrtrag 207503 53 20351 88

56 Erwerbung eines Terrainstreifms zur 
Erbrciterung des Fußweges beim 
ehemal. Hause Moyen zuBeauregard 650 .-- 2. 10. 1911 Nr. 9

56s, Gelände-Ankauf in Gewann Niederfeld 4950 — 2. 12. 1912 Nr. 20

56e dto. zu Gentriugen für Straßenbau- 
flucht 400 — 16. 1. 1913 Nr. 2

64 Ausbau der Polizeiwache mit Dienst
wohnung zu Beauregard 6200 — lll. 7. 1912 Nr. 18 

s2. 12. 1912 Nr. 15.

64s Einrichtung des Polizeibüros nebst 
Wohnungen in der Poternenstraße 3750 —

11. 7. 1912 Nr. 17
j7. 10. 1912 Nr. 20

7. 10. 1912 Nr. 19
7. 10. 1912 Nr. 22

646 Renovierung des Pfarrhauses zu 
Beauregard 500 — 3. 8. 1912 Nr 10g,

64e Umbau der Treppe in der Höheren 
Mädchenschule 1350 — jt> 5. 1912 Nr. 14

sll. 7. 1912 Nr. 9

64ä Bauliche Einrichtung der Stadtkasse

-

800 — 7. 10. 1912 Nr. 17

226103 53 20351 88

Summa der außerordeutl. Ausgaben 205751 65
Summa der ordentl. Ausgaben 22021 97

Summa aller Ausgaben 227773 62

Abschluß
Betrag der Gesammtcinnahmen 

Betrag der Gesammtausgabcn
258547
227773

18
62 , Zur Deckung der Außer-

Ucberschuß der Einnahmen - 30773 56 1 budgetmäßigen Bannver- 
markungskosten und für

Betriebsfonds

Beschlossen im Gemeinderat am 17. März 1913.
Diedenhofen, den 17. März 1913. Der Bürgermeister:

Verkerrheier.



Bericht
über die

Sitzung der vereinigten Kommissionen 
mit anschließender Gemeinderatssitzung

vom 18. März 1913, nachmittags 4 Uhr.

Bei Eröffnung der Sitzung waren anwesend unter dem 
Vorsitz des Bürgermeisters Berkenheier die Beigeordneten 
Walkowinski und Haas, sowie die Mitglieder Deng, I. 
Franck, Müller, Pfanschilling, Salomon und Schiltz.

Während der Sitzung sind erschienen die Mitglieder 
Steimetz, Richard und Dr. Medernach.

Entschuldigt: Mitglied Zimmer.
Abwesend die Mitglieder Christian, Frank H., Fran- 

xois, Eoedert, Dr. Kuborn, Nouviaire, Reuter, Röchling 
und Wehrmann.

Als Schriftführer fungierte Beigeordneter Walko
winski.

Fortsetzung der Budgetberatung.
Mitglied Müller kritisiert das regelmäßige 

Fehlen verschiedener Mitglieder in den Sitzungen und be
hauptet, daß die Eemeindeordnung die Mitglieder ver
pflichte, sich im Falle der Abwesenheit schriftlich zu ent
schuldigen. Der Vorsitzende tritt dieser Behauptung mit 
dem Bemerken entgegen, daß diese Entschuldigungen nur 
für die Eemeinderatssitzungen nicht aber für die Kom- 
missionssitzungen gefordert seien.

Mitglied Müller verläßt hierauf den
Sitzungssaal.

Der Vorsitzende gibt eine in der gestrigen Sitzung er
betene Aufklärung über die Vewandnis des T i t. 28a der 
Abt. I der ordentlichen Einnahmen des Hauptbudgets „An
teil an der Gewerbesteuer".

— Mitglied Steimetz erscheint in der Sitzung —
Ueber Tit. 26 der Abt. I der ordentlichen Ein

nahmen „Abfuhr von Müll, Kehrricht, Scherben und Kü- 
chenabfällen" gibt der Vorsitzende bezgl. dessen Verwendung 
und Zusammensetzung Auskunft, worauf derselbe geneh
migt und ein gestern gestellter Antrag des Mitgliedes 
Müller auf Aufhebung der Kehr- pp. Gebühren einstim
mig abgelehnt wurde.

Hierauf wurde zu Abt. I der ordentlichen Ausgaben 
des Hauptbudgets, Tit. 3 bis 6, in die Beratung der- 
Veamtengesuche wieder eingetreten und folgende Beschlüsse 
gefaßt:

Das Eesuch des Eehilfen Wegel auf definitive 
Anstellung wird abgelehnt, dagegen demselben bei fortge
setzt guter Führung und Leistung die Anstellung als Sekre- 
iariats-Assistent nach Zurücklegung des 25. Lebensjahres 
in Aussicht gestellt, p. Wegel soll vom 1. 4. 13 ab das Ge
halt der Stufe I der Gehaltsklasse B VII erhalten und bei 
evtl. definitiver Anstellung nach 2 Jahren diese auf sein 
Besoldungsdienstalter angerechnet erhalten.

Der im Rechnungswesen tätige bisherige Oktroi - 
hilfseinnehmer Roth wird auf seinen Antrag in 
Eehaltsklasse B VII — Sekretariatsassistenten — einge
reiht und soll vom 1. 4. 13 ab ein Gehalt von 2000 -N be

ziehen. Die Steigung in die nächste Gehaltsstufe soll nach 
3 Jahren erfolgen.

Das Gesuch des Schutzmanns Thömmes um de
finitive Anstellung wird dem Herrn Bürgermeister zur Be
rücksichtigung empfohlen.

Dem Kriminalschutzmann Würtz werden 
zur Beschaffung von Anzügen zur Ausübung des Kriminal- 
dienstes einmalig 200 -N bewilligt.

Die Wegemeister Möhle und Somny wer
den auf ihren Antrag unter Gleichstellung mit den Sekre
tären von Eehaltsklasse V IV — 2000—2800 M — nach 
Eehaltsklasse B III — 2000—3400 M — versetzt. Nie Neu. 
regelung tritt mit dem 1. 4. 13 in Kraft und soll 8 37 der 
Dienst- und Gehaltsordnung Anwendung finden. f 

Dem Kanalmeister Finqueneisel wird
eine jährliche Fahrradentschädigung von 50 -N bewilligt.

— Mitglied Richard erscheint in der Sitzung —
Ei n Antrag des techn. Sekretärs Radtke um 

Bewilligung einer einmaligen außerordentlichen Renume- 
ration für geleistetete lleberstunden wird abgelehnt und 
dbm Bürgermeister anheim gestellt, p. Radtke am Jahres
schluß eine Gratifikation zu gewähren.

Die vereinigten Kommissionen drücken den Wunsch 
aus, daß lleberstunden nur in dringenden Fällen und 
zwar nur auf Anordnung des Bürgermeisters gemacht 
werden. Im übrigen sollen die Beamten dafür sorgen, daß 
alle Arbeiten während der Vürsaustunden erledigt und 
Hausarbeiten nicht mehr gemacht werden.

Der Eemeindeförster Becker hat gebeten, 
sein pensionsfähiges Gehalt von 2,77 M auf 3 -N pro Hek
tar Waldfläche zu erhöhen. Dieser Antrag wird abgelehnt, 
dagegen dem p. Becker mit Rücksicht darauf, daß er all
jährlich die Holzversteigerungsprotokolle aufstellt und 
selbst bei den Versteigerungen aktiv tätig ist, eine jährliche 
Gratifikation von 60 Zl bewilligt.

Ein Collektivantrag der städt. Beamten und Angestell
ten auf Revision der Dienst- und Gehaltsordnung wird bis 
zur Vudgetberatung des Jahres 1914 vertagt.

— Mitglied Dr. Medernach erscheint in der Sitzung. —
Die Tit. 3 bis einschl. 45 der Abt. I der 

ordentlichen Ausgaben des Hauptbudgets wurden hierauf, 
soweit Aenderungen nicht eingetreten waren, gutgeheißen,' 
da wo durch die 'vereinigten Kommissionen durch Berück
sichtigung de'r Beamtengefuche Aenderungen vorgenommen 
worden sind, werden die neuen Ansätze genehmgt.

Bei Tit. 46 und 47 a. a. O. wurde über ein 
Collektivgesuch der Lehrpersonen auf Aufbesserung ihrer 
Gehälter eingehend verhandelt und von dem Vorsitzenden 
vergleichsweise die Eehaltsbezüge auswärtiger Lehrperso
nen vorgetragen. Der Vorsitzende legte alsdann zwei Vor
schläge für die Gehaltsaufbesserung der Lehrpersonen in 
klarer und übersichtlicher Weise vor, nach welchen das End- 
g-ehalt der Lehrer der Stadt 3400 M bis 3600 -A jährlich 
betragen soll. Auf Antrag der Mitglieder Dr. Kuborn, 
Dr. Medernach und Zimmer wurde die Erledigung der An 
geletzenheit bis zur Entscheidung des Landtages über die 
Neuregelung der Lehrergehälter vertagt. Auf die in Aus
sicht stehende Gehaltserhöhung soll den Lehrpersonen sofort 
eine Anzahlung von je 100 -A entrichtet werden, die spä
ter bei Auszahlung der evtl. Erhöhung wieder in Abzug 
gebracht werden soll.

Im Laufe der Beratungen wurden folgende Be
schwerden bezw. Wünsche vorgetragen:
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Die Feldhüter sollen mehr für den Bannschutz Verwen
dung finden und möglichst vom Polizeidienst befreit blei
ben.

Der Polizeidienst in Beauregard wurde als ungenü
gend bezeichnet und die Versetzung eines jüngeren kräftige
ren Schutzmanns anstelle des Vizewachtmeisters Weiter er
beten,- auch wurde gewünscht, daß die Beauregarder Po
lizeiwache ständig mit einem Posten versehen sein soll.

Die Gebühren für auswärtige Verwendung der Poli
zeihunde sollen stets sofort eingefordert werden.

Das Schulhaus in Eentringen soll nochmals von einer 
Kommission besichtigt und dessen Zustand begutachtet wer
den.

Die Renovierung des Verputzes des Rathausturmes 
wird als dringend notwendig bezeichnet.

Von dem Abtrag des Gartens der ehemaligen Offizier- 
spöiseanstalt soll Boden nach den Anlagen am Metzertore 
abgefahren worden sein und noch heute unverteilt auf Hau
fen liegen.

Hierauf c o n st i t u i e r t e sich der Eemeinderat 
und erhob sämtliche von den vereinigten Kommissionen ge
machten Vorschläge' und Anregungen zum Gemeinde- 
rat s b e s ch l u tz e.

Zur Fortsetzung der Budgetberatung soll der Eemeinde
rat auf Montag, den 25. März d. Js. Nachm. 4 Uhr einbe
rufen werden.

Schluß der Sitzung 9 Uhr abends.



Bericht
über die Sitzung

-er vereinigten Kommissionen
mit nachfolgender

Gemeinderats-Zitzung
vom 25. May 1913, nachmittags 4 Uhr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
dem Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier der Beige
ordnete Walkowinski, sowie die Mitglieder Christian, 
Franck Joh., Frank Heinr., Eoedert, Dr. Kuborn, Nou- 
viaire, Reuter, Salomon und Schiltz.

Während der Sitzung sind erschienen die Mitglieder 
Fran^ois, Dr. Medernach und Richard.

Mit Entschuldigung fehlten Beigeordneter Haas, 
sowie die Mitglieder Denz, Röchling, Steimetz, Wehrmann 
und Zimmer.

Abwesend die Mitglieder P. MuMr und Pfanschilling.
Während der Beratung der Veamtengesuche fungierte 

als Schriftführer Beigeordneter Walkowinski,' später Se
kretär Hombourger.

Fortsetzung der Budgetberatung.

Beratung der Beamtengesuche.
Sekretär Klam 1l, der am l. 4. 1914 in Genuß 

des Höchstgehaltes treten soll, hat gebeten, ihm von seinen 
auf das Besoldungsdienstalter noch nicht angerechneten 
Dienstjahren ein weiteres in Anrechnung zu bringen, so- 
daß er bereits am 1. 4. 191!! die letzte Eehaltssteiigung von 
200 oll erhalten würde.

Die vereinigten Kommissionen sind ein verstän
de n. Sekretär Klam I I wird somit vom 1. 4. 1913 ab 3400 
oll beziehen.

Der Baubote Masson wird um monatlich 10 oll, 
also 120 oll pro Jahr aufgebessert und erhält vom 1. 4. 1913 
ab monatlich 90 oll Einkommen.

Das Gesuch des Sekretariatsassistenten  
Dreetz um Einreihung in Gehaltsstufe 3 der Klasse B 
VII mit 2000 -ll wird abgelehnt.

Der Vorsteherin der höheren Mädchenschule Fräu
lein Doering werden 3 weitere Dienstjahre auf das 
Besoldungsdienstalter angerechnet.

Ein Antrag auf Festsetzung eines Reisekostenta- 
rifs für städt. Beamten wird abgelehnt.

Nachdem durch Verfügung des Herrn Bezirkspräsiden
ten vom 8. Februar d. Js. — III 47 — entschieden worden 
ist, daß die den städt. Angestellten, Architekt M U n - 
st er, Techniker Vobbert und Gehilfe Wegel 
durch Eemeinderatsbeschluß vom 2. 12. 1912 gemachten An
erbieten keineswegs als Gewährleistung der Anwartschaft 
gemäß 8 9 Abs. 1 des Angestelltenversicherungsgefetzes an- 
zusehen sind, beschlossen die vereinigten Kommissionen dem 
Gemeinderat zu empfehlen, von einer definitiven 
Anstellung der genannten Angestellten abzu sehen und 
die Beitragspflicht zur Angestelltenversicherung anzuerken- 
nen. Die Bewilligung des erforderlichen Kredits zur Tra

gring des städt. Anteils an den Versicherungsbeiträgen wird 
befürwortet.

Nunmehr "wurde in die Weiterberatung des 
Hauptbudgets getreten.

Abteilung I ordentliche Ausgaben.
Bei Tit. 66 erläutert der Vorsitzende, daß die 

Stadt, nachdem das Tuberkulosenwandermuseum in Die
denhofen ausgestellt worden sei, und verschiedentlich zur 
Bekämpfung der Tuberkulose Vorträge gehalten wurden, 
auf diesem sozialen Gebiete auch praktisch vorgehen müsset 
und die Verwaltung daher in das Budget einen vorläufi
gen Kredit von 1000 -N eingesetzt habe. Die Verwendung 
des Kredits sei so gedacht, daß alle in der Gemeinde ermit
telten an Tuberkulose erkrankten Personen zeitweise von 
einem zu diesem Zwecke von der Stadt honorierten Arzte, 
unabhängig von sonstiger ärztlicher Pflege untersucht und 
die Patienten, durch die von der Stadt bestellten Pflegerin
nen im Hause aufgesucht werden sollen; es wird dabei fest
zustellen sein, ob die Krankenzimmer gesund sind, genügend 
Licht und Luft, hinreichende Desinfektion vorhanden ist 
und Vorsorge zu treffen sein, daß die Familienmitglie- 
der por Ansteckung behütet würden. Armen Patienten soll 
die erforderliche Nahrung wie Milch und Eier verabreicht 
werden. Wenn auch der Betrag von 1000 M sicherlich nicht 
ausreiche, so sei doch der Anfang gemacht und könne man 
erwarten , daß die Ausgabe im sozialen Sinne geschehe 
und 'der Allgemeinheit sehr zugute komme.

Im Laufe der sich entspinnenden Debatte wird es 
von einem Mitglied als dringend notwendig bezeichnet, 
daß auch die Stadtverwaltung sich an der Bekämpfung 
der Tuberkulose beteiligt; der eingesetzte Kredit 
von 1000 M zeige wohl den guten Willen, sei jedoch zu 
niedrig. Ein anderes Mitglied hält die Einsetzung des 
Kredits für nicht erforderlich, da der Armenrat da sei, 
um für die ärmere Bevölkerung auch in Krankheitsfällen 
zu sorgen und besser situierte Leute bei Verwendung des 
vorgesehenen Kredits wohl kaum in Frage kämen. Nach 
einer kurzen Entgegnung des Vorsitzenden wurde der 
Vudgetansatz gutgeheißen.

Bei Tit. 85 führt der Vorsitzende aus, daß eine 
vom Gemeinderat am 10. 2. 1913 ernannte Spezialkom- 
mission die Ueberwachnng der Schlachtviehmärkte 
durch einen zweiten Tierarzt als unnötig bezeichnet hat; 
die eingesetzte Erhöhung von 240 M könne daher evtl. wie
der gestrichen werden. Namens der gen. Spezialkommission 
erläutert Beigeordneter Walkowinski deren 
Stellungsnahme und bittet um Streichung der vorgenom
menen Erhöhung. Mitglied Schiltz führt bei diesem 
Anlaß Beschwerde darüber . daß gelegentlich des letzten 
Monatsoiehmarktes auf der Straße nach demselben Stockun
gen entstanden seien, die zeitweise den Stillstand des gan
zen Verkehrs nach sich gezogen hätten. Die Stockungen seien 
darauf zurückzuführen gewesen, daß die mit der Untersu
chung der aufgetriebenen Tiere beauftragten Tierärzte erst 
mit der Stunde des Marktbeginnes die Untersuchungen be
gonnen hätten. Hieran schließt sich eine lebhafte Debatte, 
in welcher sämtliche Mitglieder es als nowendig bezeichnen, 
daß die veterinürpolizeilichen Untersuchungen jeweils min
destens eine Stunde vor Marktanfang begonnen werden.

Die vereinigten Kommissionen empfehlen sodann, die 
Streichung der eingesetzten Erhöhung von 240 M und be
auftragen die Verwaltung dafür Sorge zu tragen, daß 
die tierärztlichen Untersuchungen jeweils 
eine Stunde vor Marktbeginn in Angriff genommen 
werden.
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Mitglied Eoedert frägt an, ob einer von ihm 
gemachten Anregung entsprechend, die Frequenz der Mo
natsviehmärkte pp festgestellt worden sei und bittet die 
Abhaltung von Ferkelmärkten auf dem neuen Meßplatz in 
Betracht zu ziehen. Der Vorsitzende erwidert, daß die Fre
quenz der Viehmärkte ermittelt worden sei, und er dem
nächst das vorliegende Material mitteilen werde.

Mitglied Zimmer hält ebenfalls die Abhal
tung etwaiger Ferkelmärkte auf dem neuen Meßplatze für 
zweckmäßig, da dadurch die Einschleppung der Maul- und 
Klauenseuche ins Schlachthaus vermieden würde.

Bei Tit. 103o erörtert der Vorsitzende, daß er zur 
Ermöglichung einer intensiveren Untersuchung von Nah
rungsmitteln einen Kredit von 600 4t in das Hauptbudget 
eingesetzt habe, und falls der Betrag gutgeheißen werde, 
die Absicht bestehe, mit einem Metzer Chemiker ein Ab
kommen über die Vornahme von Untersuchungen abzu- 
schließen.

Nach einer kurzen Debatte, in welcher der eingesetzte 
Kredit als zu hoch bezeichnet wurde, erklären die vereinig
ten Kommissionen auf Antrag des Vorsitzenden ihr Ein
verständnis mit Einsetzung eines Betrages von 200 4t. Der 
Budgetansatz ist demnach um 400 4t gekürzt.

— Mitglied Dr. Medernach erscheint in der Sitzung. — 
Mitglied Eoedert beantragt zur Subventio- 

nierung einer Autoverbindung mit dem Vor
ort Eentringen ppin das Hauptbudget eineiz Be
trag von 1200 4t einzusetzen. Nachdem ein Mitglied die
sen Betrag als zu hoch bezeichnet hatte, erläutert der Vor
sitzende, daß bereits vor längerer Zeit mit einer Saar- 
Lrllcker Firma Verhandlungen zwecks Herstellung einer 
elektrischen Bahnverbindung mit den Vororten Eentringen 
geführt worden seien, die bisher zu keinem Resultat ge
führt hätten. Neuerdings hätte Herr Direktor Rother von 
der lothringischen Eisenbahn Aktiengesellschaft sich bereit 
erklärt der Sache näher treten zu wollen, wenn die Stadt 
sich verpflichten werde, das unrentable Unternehmen durch 
Zuschußleistun-gen zu subventionieren. Alsdann empfahl 
der Vorsitzende den Gedanken des Bahnbaues nach 
Eentringen durch Eintragung eines Kredits von 500 4t 
evtl. aufzunehmen. Mitglied Eoedert bittet erneut 1200 
4t einzusetzen. Nachdem verschiedene andere Mitglieder 
den Verkehr nach Eentringen als unbedeutend bezeichnet 
hatten, bat Mitglied Franck Foh. bei der Militärverwal
tung anzufragen, welchen Zuschuß dieselbe zu leisten be
reit sei.

Hierauf beschließen die vereinigten Kommissionen 
gegen die Stimmen Eoedert und Franck von der Einsetzung 
eines Betrages abzusehen.

Abt. II. Außerordentliche Ausgaben.
Bei Tit. 30a trägt der Vorsitzende vor, daß der Ee

meinderat wiederholt die Erneuerung des Anstrichs bezw. 
des Verputzes verschiedener städt. Gebäude, so des alten 
Rathausturmes gefordert, und er daher für diesen Zweck 
einen Kredit von 2000 4t in Ansatz gebracht habe. Als
dann verliest er eine Aufstellung der Gebäude, für deren 
Instandsetzung der Kredit Verwendung finden solle. M i t- 
glied Zimmer hält die Erneuerung des Verputzes des 
Zwillingsturmes für notwendig und tritt , hierfür sehr 
warm ein. Beigeordneter Walkowinski spricht 
sich für eine turnusmäßige Unterhaltung des äußeren An
strichs und Verputzes städt. Gebäude aus und wünscht, daß 
zunächst der Rathausturm und das Stadttheater instand 
gesetzt werden. Die Festsetzung der Reihenfolge der übri
gen städt. Gebäude bittet er der Vaukommission zu über

lassen. Den von der Verwaltung eingesetzten Kredit von 
2000 4t bittet er auf 4000 oll zu erhöhen. Mitglied 
Dr. Medernach ist für die Einsetzung von 2000 4t und 
für Ersparung von weiteren 2000 4 t an dem allgemeinen 
Titel für Unterhaltung der Eemeindegebäude (Tit. 27). 
Veigerordneter Walkowinski erklärt hierauf die angeregte 
Erhöhung auf 4000 -/tt fallen zu lassen. Die vereinigten 
Kommissionen hießen alsdann den Budgetansatz gut.

Hierauf wurde mit Einverständnis der vereinigten 
Kommissionen nachm. 6I Uhr in die Gemeinderatssitzung 
eingetreten.

Der Vorsitzende erläutert, daß die vereinigten Kom
missionen in drei längeren Sitzungen das Ergänzungsbud» 
aet pro 1912 und das Hauptbudget pro 1913 durchberaten 
haben und beide mit geringen Aenderungen gutgeheißen 
morden seien. Während der Abschluß des Ergänzungsbud- 
gets bereits früher festgesetzt morden sei, weise das Haupt- 
budget unter Berücksichtigung aller beschlossenen Aenderun
gen folgenden Endabschluß auf:
Summa der außerordentlichen Einnahmen 187 300,00 4t 
Summa der ordentlichen Einnahmen 515 148,87 4t 
Summa aller Einnahmen 702 448,87 4t

Summa der außerordentlichen Ausgaben 202 582,33 4l
Summa der ordentlichen Ausgaben 490 269,99 4t
Summa aller Ausgaben 692 852,32 4t

Der Vorsitzende bittet zunächst den von den vereinig
ten Kommissionen heute durchberatenen Teil des Haupt
budgets mit den von den Kommissionen gemachten Anre
gungen gutzuheißen u. alsdann das Hauptbudget insgesamt 
zu genehmigen und teilt mit, daß er von dem ihm vom Ee
meinderat eingeräumten Rechte, Anträgen auf Nieder
schlagung von Elementarschulgeldbeträ
gen in eigener Zuständigkeit zu entsprechen, wenn die 
Verhältnisse der Gesuchsteller eine solche Maßnahme recht
fertigen würde, Gebrauch gemacht und insgesamt 155,90 -tt 
niedergeschlagen habe.

Nachdem der Eemeinderat sich einverstan
den erklärt, gibt der Vorsitzende weiter folgende Auf
klärungen.

Nach einer von der Verwaltung aufgestellten Berech
nung verteilen sich nunmehr die 80 betragenden Steuer
zuschläge wie folgt:
18,34 entfallen aus die Stadt im Allgemeinen, den Er

werb des Festungsgeländes usw.,
5,02 ?t! sind aus der Abtragung des Moselwalles ent

standen,
1,03 sind durch den Park und die gärtnerischen Anlagen 

bedingt worden,
12,05 erwachsen aus der Entwässerung,

1,33 aus der Umleitung des Fentschkanals,
8,72 sind auf den Eymnasiumneubau verrechnet,
2,83 auf sonstige Schulhausbauten und '

11,98 auf das Wasserleitungsnetz,
4,57 resultieren aus dem Erwerb von Privatgeländen,
1,43 sind infolge Erwerb des alten Offizierkasinos auf- 

zubringen,
0,77 kommen auf Neubefestigung von Straßen und 

schließlich
11,93 auf sonstige außerordentliche Arbeiten.
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Der Vorsitzende weist darauf hin, daß die Wasserlei
tung der Stadtgemeinde z. Zt. noch mit einem Werte von 
587 941,75 °4t in Rechnung stehe und erbietet sich die Fi- 
uanzverhältnisse der Gemeinde in den Jahren 1910—1913 
zahlenmäßig nachzuweisen. Nachdem hierauf ausdrücklich 
verzichtet worden war, dankte er dem Gemeinderat für 
seine Mitarbeit bei der Vudgetaufstellung und das durch 
Vornahme von nur geringen Streichungen der Verwaltung 
bewiesene Vertrauen.

Mitglied Eoedert beantragt erneut, in das 
Budget einen Betrag von 1200 zur Subventionierung 
einer Autoverbindung nach den Vororten Bri
querie und Gentringen einzusetzen und evtl. zum eingehen
den Studium der Frage eine S p e z i a l k o m m i s s i o n 
zu ernennen. Ferner frägt er an, wann die Spezialkom- 
mission zur Prüfung der Frage betreffend Errichtung eines 
Landgerichtes in Diedenhofen zusammentreten 
werde.

Der Vorsitzende bittet die Erledigung der Landge- 
richtsfrage der Verwaltung zu überlassen, die die Angele
genheit nach Möglichkeit beschleunigen werde, wenn der 
augenblicklich in Urlaub befindliche Referent zurückge
kehrt sein würde.

Hierauf lehnte der Eemeinderat die Ein
setzung des beantragten Kredits für die Autoverbin- 
düng mit Briquerie pp. a b, ernannte jedoch zum 
Studium der Angelegenheit eine Spezialkommission, be
stehend aus den Herren Beigeordneter Walkowinski und 
Mitglieder Christian, Franck Joh., Frank H., Eoedert, 
Schiltz und Zimmer.

Mitglied Fran^ois regt an, zur Ermöglichung 
der dauernden Besetzung der Beauregarder Poli
zeiwache mit einem Posten, evtl. einem neuen Schutz
mann einzustellen und anstelle des Vizewachtmeisters Wei
ter eine jüngere Kraft nach Beauregard zu versetzen. Der 
Vorsitzende erwidert, daß die Schaffung eines ständigen 
Schutzmannspostens im Wachlokal in Beauregard durch 
Neueinteilung des Polizeidienstes sich ermöglichen lasse 
und die Verwaltung entsprechende Anordnungen treffen 
würde; die Einstellung eines weiteren Schutzmannes müsse 
momentan außer Betracht bleiben.

Der Gemeinderat beschließt alsdann die 
Verwaltung zu beauftragen, die Besetzung der Beaure
garder Wache durch Neueinteilung des Polizeidienstes zu 
ermöglichen und nimmt die gesamte Budgetvorlage mit 
den von den vereinigten Kommissionen vorgeschlagenen ge
ringen Abänderungen einstimmig an.

Zum Schluß dankt der Vorsitzende nochmals dem Ee
meinderat für die bei der Budgetberatung bewiesene Aus
dauer und namens der Beamten für die diesen gemachten 
Zuwendungen.

2. Festsetzung der Satzungen für die Sparkasse 
mit Gemeindebürgschast in Diedenhofen, Neuwahl 
des Sparkassenvorstandes und Festsetzung des 

Zinsfußes.
Der Vorsitzende erläutert, daß nach den Aussührungs- 

bestimmungen des Kaiserlichen Ministeriums vom 24 12. 
1912 zum neuen Sparkassengesetz vom 23. 8. 1912 die 
Satzungen der Sparkassen mit Gemeindebürgschaft mit dem 
Gesetz rn Einklang zu bringen seien, worauf deren Vorlagr 
an das Kaiserliche Ministerium durch Vermittelung der 
Eememdeaufstchtsbehörde zu erfolgen habe und deren Ge
nehmigung nachzusuchen sei. Ferner habe nach Ueber- 
nabme der Bürgschaft durch die Gemeinde eine Neuwahl 
des Vorstandes stattzufinden. Die neuen Satzungen seien 
von dem bisherigen Sparkassenvorstande mit geringen Ab
weichungen nach Maßgabe eines vom Kaiserlichen Mini-, 
stenum ausgearbeiteten Satzangsentwurfes aufgestellt 
worden und würde dem Gemeinderat zur Annahme empfoh
len.

Auf Antrag des Vorsitzenden beschließt der G e - 
meinderat die von dem Sparkassenvorstande aufge
stellten Satzung e n , von welchem ein Abdruck angehef
tet ist. gutzuheißen und die Verwaltung zu ermäch
tigen Leren Genehmigung bestimmungsgemäß nachzusuchen.

Ferner beschließt der Eemeinderat die 
dem bisherigen Sparkassenvorstande angehören- 
d-n Herren Bankier Zimmer, Bürgermeister Berkenheier, 
Holzhändler A. Fran^ois, Rentner C. König, Rentner 
Reuter, Industrieller Richard und Hotelbesitzer Walko
winski wieder zu Sparkasscnvorstandsmitgliedern zu ernen
nen und als weiteres Mitglied Herrn Kaufmann Peter 
Noel in den Sparkassenvorstand zu wählen.

Als Vorsitzender des Sparkassenvorstandes wurde 
alsdann Herr Bankier Zimmer und als stellvertre
tender Vorsitzender Herr Bürgermeister Berkenheier 
wiedergewählt.

Schließlich faßte der Eemeinderat auch den 
V'eschluß den Zinsfuß der Sparkasse bis auf wei
teres auf 3s)L zu belassen,.

Mitglied Nouviaire bemerkt, daß Mitglied 
Müller in einer der letzten Sitzungen erklärt habe, er, Mit
glied Nouviaire, habe, ihm gesagt, er werde nicht mehr zu 
den Eemeinderatssitzungen kommen; er habe dies weder 
gesagt, noch Herrn Müller Auftrag gegeben eine solche Er
klärung in seinem Namen abzugeben und müsse daher hier
gegen protestieren; er werde pflichtmüßig sein Mandat bis 
zu dessen Ende erfüllen.

Der Vorsitzende erklärt seinerseits, daß ihm der Grund 
für die von Mitglied Müller gemachten Mitteilung unbe
kannt sei und nimmt von den Ausführungen des Mit- 

- gliedes Nouviaire Notiz.
Schluß der Sitzung 7,30 Abends.
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Zahl der Einwohner (inkl. 2527 Militär).............................................................. 14179.
Volkszählung vom 1. Dezember 1910.

Zahl der Feuerstellen........................................................................................... 2590.

Zahl der Schulkinder, inkl. der in höheren Lehranstalten Diedenhosens

und in den Kleinkinderschulen, darunter 1520 Kinder, welche im eigent

lichen schulpflichtigen Alter und aus der Gemeinde Diedenhofen sind

bezw. zeitweilig zu Diedenhofen gehören......................................... 2480.
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Grundsteuer
Gebäudesteuer
Kapitalsteuer
Lohn- und Besoldungssteuer
Gewerbesteuer
Bergwcrkssteuer .

Amtlich angegebener Betrag für 1912, Angesetzt für 1913.
Mk. 3471,06

........................................ 62482,76

........................................ 23371,60
„ 21934,60

........................................ 88350,69

Zusammen . - - Mk 199610.71 210000.—

Einnahmen.
Abteilung I. Ordentliche Einnahmen.

Titel Bezeichnung der Einnahmen

Einnahmen 
nach der 

Rechnung 1911

Vorge
schlagen für 

1913

-FL !

Genehmigt 

vom 

Gemeinderat 

für 1913

........ .

1
1a
2

3

3a
4
5

6
7

8

9 

10a 
10

11
12
13
14
15
16 

16a 
16b

Kapitel 1. Ertrag des Gemeindevermögens.

») Renten und Zinsen von Aktivkapitalien re.
Kapitalzinsen und Staatsrenten

„ aus dem ehem. Pensionskassenfonds

Zinsen von den bei der Staatsdepositenverwaltung hinter
legten Barbeständen

k») Einnahmen aus der Nutzbarmachung 
des Gemeindeeigentums.

Mietzins von Gemeindegebäuden

Miete vom Stadttheater

Pachtzins von Gemeindeländereien

Verkauf von Baumfrüchten

Verpachtung der Jagd (einschl. 10 A Zuschlag)

Für verkauftes Holz aus dem Gemeindewalde (ausschl. der 
außerordentl. Holzschläge)

Für Forstnebennutzungen

Ertrag der Wasserleitung incl. Ifde. Anschluhkosten

Kanalmiete

Einnahme aus den Spielplätzen im Stadtpark

Kapitel 2. Gebühren, Strafgelder rc.

Einnahmen aus Polizeistrafgeldern

Strafen und Konfiskationen bei der Oktroi-Verwaltung

Anteil an den Gebühren für ausgefertigte Jagdscheine

Gebühren für Angel- und Fischerkarten

Gebühren für Ausfertigungen aus den Standesregistern PP. 

Gebühren (Konzessionen) für Grabstätten in den Kirchhöfen 

Grabmacherlöhne, Exhumationen, pp.

Für Unterhaltung der Conzessionsgräber

Zu übertragen

1229 
3759

700

2907

4856 
812

3101

11747

134 
99514 

17580
107

4136

38 
S90 
183 
421

1255

2721 
450

25

33

12

54
35
72

45
92
93

95
10

37

21
46

11

1229

700

7750

5000
600

3100

10766
100 

107000

19000
200

4000
100

600
170
400

4000

2830
450

_______
I 

! 
! 

! 
! 

! 
< 

I 
! 

I 
! 

! 
!!!!!!!

1229

700

6850

5000

600
3100

10766
100

107000

19000
200

4000
100
600
170
400

4000

2830

450 !!
!!

!!
!!

 
! ! 

! ! 
! 

! ! 
! I 

! 
! 

! s

156246 81 167995 — 167095 —



Einnahmen (Forl setzum0
j - l

Einnahmen Borge - Genehmigt
!
!

Titel B e; e i
1

ch n n n g d e Einnahmen
nach der

Rechnung 1911

schlagen für 
1913

VVIN 
Gemeinderat 

für 1913

Uebertrag 156246 81 167995 — 167095 --
17 Schlachthausgebühren 10031 40 10000 — 10000 —
18 Fleischbeschaugebühren 6251 80 6200 — 6200 —
19 Wiegegebühren im Schlachthause 2125 60 2000 — 2000 —
20 Kaldaunengebühren im Schlachthause 164 90 160 — 160 —
21 Aufenthaltsgebühren im Schlachthause 616 10 600 — 600 —
2ls Freibankgebühren 193 19 150 — 150 —
22 Marktstandgeld 6446 41 7200 — 7200 -
23 Gemüsemarkt 3035 82 4500 — 4500 —
24 Lagerungs- und Stapelungsgebühren 2752 90 2800 — 2800 -
24s Wanderlager-Gebühren — — 20 — 20 —
25 Ertrag der Herbstmesse 14234 05 13500 — 13500 —
26 Abfuhr von Müll-, Kehricht, Scherben und Küchenabsälle 9554 81 19000 — 19000 —
27 Reinigung der Moselbrücke 200 — 200 — 200 —
27s Reinig, d. Fettsänge, Sinkkasten, Kanäle — — 150 - 150 —

Kapitel 3. Steuern und Steuerzuschläge.

28 13 A Zuschläge zu den direkten Staatssteuern (ausschl. der 
außerordentlichen Zuschläge) 24814 88 27300 — 27300 —

28s Anteil an der Gewerbesteuer 7097 99 7000 — 7000 —

29 Hundesteuer 6477 80 6400 — 6400 —

30 Verbrauchsabgaben (Oktroi) 156117 87 160000 — 160000 —

31 Oktroibegleitungsgebühren 158 — 150 — 150 —

31s Wiegegebühren am Oktroi 2810 40 2800 — 2800 —

32 Anteil an der Saisonarbeitersteuer 1654 38 1600 — 1600 —

33 Oktroi für von der Stadtverwaltung eingeführte Gegenstände 1200 30 600 — 600 —

33s. Wirtschaftsstempelsteuer 3918 75 5000 — 5000 —

336 Warenhaussteuer (20 pro 100 Umsatz) 714 79 720 — 720 —

33ä Wertzuwachssteuer 7215 75 8000 — 8000 —

Kapitel 4. Einnahmen für den Schulunterricht.

34 Schulgeld für Mittelschulen 6947 — 6900 — 6900 —

35 Schulgeld für Elementarschulen 135 60 4000 — 4000 —
36 Staatszuschuß für die Mittelschule 1000 — — — — —
37 Bezirkszuschuß für den evang. Wanderlehrer 1600 — 1600 — 1600 —
38 Dienstalterszulagen der Lehrer und Lehrerinnen 9850 — 11475 — 11475 —
39 Schulversäumnisstrafen 91 40 90 — 90 —

40 Staatszuschuß für die Fortbildungsschule 800 — 800 — 800 —
41 Schulgeld sür die Fortbildungsschule 514 — 510 — 510 —
42 Schulgeld für die höhere Mädchenschule 12484 60 14410 — 14410 —

Zu übertragen 457457 30 493830 — 492930 —



Einnahmen (Fortsetzung.)

Titel Bezeichnung der Einnahmen

Einnahmen 
nach der

Rechnung 1911

Vorge
schlagen für

Genehmigt 
vom 

Gemeinderat 
für 1913

i - ii 5"

^4

Uebertrag 457457 30 493830 — 492930 —
43 Staatsznschuß für die höhere Mädchenschule 3060 — 3000 — 3000 —
43a Lehrer-Bertretungskosten — .— — — — —

Kapitel 5. Einnahme für den Wegebau.
44 Gewerbliche Beiträge für Abnutzung der Gemeinde-Vizinal- 

wege 135 50 150 — 150 —
---

Kapitel 6. Sonstige Einnahmen.
45 Von der Wildschadensgenossenschaft zu erstattende- Aufwen

dungen für Schwarzwildschaden (vier Fünftel der ausge- 
zahlten Beträge) 80 80

46 Unvorhergesehene Einnahmen 1000 — 1000 —
47 Anerkennungsgebühren f. Dienstbarkeilen u. f. Lagerplätze 3700 — 3700 —
48 Verkauf alter Materialien I0O — 100 —
49 Beitrag zu den Kosten d. Handwerkskammer. S. Ausg. I 83 1000 — 1000 —
51 Einnahmen vom Fischmarkt 7^ 6000 — 6000 —
52 Einnahmen aus den Automaten der Bedürfnisanstalten 175 50 160 — 160 —
53 Umlage der landwirt. Versicherungsbeiträge 28 87 28 87 28 87
54 Anfertigung von Lageplänen, Baugebühren 241 10 5200 — 5200 —
55 Verwaltung der Spital- und Armenkassen — — 1800 — 1800 —

Gesamtsumme der ordentlichen Einnahmen 473862 21 516048 87 515148 87

Abteilung II. Außerordentliche Einnahmen.
1 Verkauf von Immobilien 36031 19 36000 — 36000 —

2 Anliegerlosten 7908 80 4000 — 4000 —
2a, Kanalanliegerkosten 519 28 2500 — 2500 —

3 Schenkungen, freiwillige Beiträge für die Realschule 1000 — 1000 — 1000 —

4 Aufnahme von früheren Anleihen 194200 — — — — —

3a Schenkung Brucks für Theaterrequisiten 125 — — — — —

5 Kanalanschlußkosten. Siehe Ausg. II 28. 1355 60 2000 — 2000 —

36 Schenkung Bellenger 3750 — — — — —

6 Außerordentliche Zuschläge, 67A> 58500 — 140700 — 140700 —

7 Wasseranschlußkosten in der Neustadt — — — — — —

8 Trottoiranlagekosten
2704 06

8a Trottoiranlagekosten in der Hospitalstraße

9 Zuschuß zu den Stückvermessnngskosten . — — — — — —

11 Staatsznschuß für Ausbau der Monhofenerftr., 2. Rate — — 1000 — 1000 —

11a Staatszuschutz z. Neubau des Gymnasiums 30000 — — — — —

Zu übertragen 336093 93 187200 — 187200 —



Einnahmen (Fortsetzung)

Titel Bezeichnung der Einnahmen

Einnahmen 
nach der

Rechnung 1911

Vorge
schlagen für

Genehmigt 

vom 
Gemeinderat 

für 1913

9L 9t.

llebertrag 336093 93 187200 — 187200 —

12 Liquidation der Penstonskasse 141093 80 — — — —

14 Verkauf von Arbeitsvergebungsunterlagen 345 15 100 100

Gesamtsumme der außerordentlichen Einnahmen 477532 88 187300 — 187300 —
t

Gesamtsumme der ordentlichen Einnahmen 473862 21 516048 87 515148 87

Hauptsumme aller Einnahmen 951395 09 703348 87 702448 87



Ordentliche Ausgaben.
Ausgaben Kredite

- -

Titel Bezeichnung der Ausgaben
nach der

Rechnung 1911
vorgeschlagen 
für 1913

genehmigt 
vom 

Gemeinderat 
für 1918

9L

Kapitel 1. Allgemeine Verwaltungskosten.

Persönliche Ausgaben.
1 Gehalt des Bürgermeisters 4000 — 7000 — 7000 —

2 Vergütung der Beigeordneten für den gewöhl. Dienstaufwand 1500 — 1500 — 1500 —

3 Gehalt der Beamten der Stadtkasse 5500 — 8400 — 8400 —

4a Gehalt der Gemeindeschreiber 15000 — 12650 — 13500 — ,——
4t, Gehalt des Kanzleipersonals 2166 52 2230 86 2290 86

5 Gehalt des Gemeindedieners 1329 20 1570 — 1570 —

6 Gehälter sonstiger Gemeindebeamten: 

a) des Bibliothekars 200 — 200 — 200 —

b) der Oktroibeamten 36648 52 33088 72 33088 72

c)Hoch- und Tiefbauamt 19838 56 23153 28 23323 28

d) Vermessungsbeamte 6010 14 6026 — 6026 —

e) Wegebau-Personal 9460 — 9800 — 10190 —

f) Wasserleitungs-Personal 3760 14 3762
363

48
64

3762
363

48
64

g) Proinenaden- Aufseher 310 18
4224 96 4274 96

h) Kanalpersonal
i) Friedhofswärter

4146
1393

06
66 1396 — 1396

k) Tiefbau-Berufsglönossenschaftsbeitrag 680 56 700 — 700 —

7 Zur Unterstützung und Gewährung besonderer Vergütungen
600 600 600an Beamte für außerordentliche Leistungen — — —

8 Kosten der Dienstreisen der Stadtverwaltung und Vertre-
1000 1000tung innerhalb Elsaß-Lothringens 925 44 — —

Sächliche Ausgaben.
9 Vürokosten des -Bürgermeisteramts, Arbeitsnachweis 925 80 950 — 950 .—

9a Bürokosten des Bauamts 997 61 1000 — 1000 —

9b Bürokosten des Vermessungsamts 123 85 150 — 150 —

9e Vürokosten des Polizeiamts 269 50 350 — 350 —

9ä Druckkosten der Gemeindevatsbeschlüsse und der Budgets 1186 87 1000 — 1000 —

9g Jnsertionskosten 1248 52 1250 — 1250 —

10 Kosten der Gesetz- und Amtsblätter, Zeitungen 100 70 130 — 130 —

11

12

Heizung, Beleuchtung u. Reinigungsmaterial des Gemeinde
hauses

Stempel- und Enregistramentsgebllhren, sowie Versteige-
1233 25 1250 — 1490 —

rungskosten (ausschl. Holzversteigerungskosten) 178 51 300 — 300 —

13 Porto u. Frachtauslagen für dienstliche Sendungen, Telefon 2795 10 2800 — 2800 —

14 Druckkostenentschädigung für den Gemeinderechner u. Bürokosten 100 — 200 — 200 —

15 Kosten der Hundemarken, pp. 70 56 80 — 80 —

16 Sächliche Ausgaben für die Oktroiverwaltung
(Telephonkosten unter Titel >3) 5118 69 4462 — 4462 —

16a Aichung und Unterhaltung der Wagen 453 06 500 —> 500 —

165 Ausrüstungsstücke der städt, Schutzmannschaft 199 85 300 — 500 —

Zu übertragen 128470 85 132387 94 134347 94



Ordentliche Ausgaben (Fortsetzung.)

Titel Bezeichnung der Ausgaben

Ausgaben 
nach der

Rechnung INII

Kre

vorgeschlagen 

für I9!3

dite
genehmigt 

vom
Gemeinderat

für ISI3

Uebertrag 128470 85 132387 94 134347 94

18 Ankauf von Büchern für die Bibliothek (Legat Wehe) 626 60 475 80 475 80

18a Oktrotgebühren für von der Stadt eingeführte Gegenstände 1200 30 600 — 600 —--

Kapitel 2, Polizeiliche Ausgaben.
19 Besoldung der Schutzmannschaft 24316 89 31990 — 31990 —

20 Besoldung der Turmwächter 1508 45 1510 40 1510 40

21 Besoldung der Feldhüter 3250 14 3352 48 3352 48

21a Besoldung der Weinberghüter - — - 400 — 400 —

22 Heizung, Beleuchtung und Reinigung des Polizeiamts 728 29 1000 — 1000 —

22a Verpflegung der Polizeihunde — — 400 — 400 —

23 Zuschuß an die Feuerwehr, Besoldung der Feuerwehrmann- 
fchaft pp. 2701 03 2800 — 2800 — -

24 Straßenbeleuchtung 19708 05 21000 — 21000 —

25 Straßenreinigung u. Besprengung, Abfuhr v. Eis u. Schnee 35720 40 35000 — 35000 —

25^ Unterhaltung der Bedürfnisanstalten 139 32 200 — 200 —

Kapitel 3. Unterhaltung und Nutzbarmachung 
der Vermögensobjekte der Gemeinde.

g) Kosten der Unterhaltung der Gemeindegebäude und des 
sonstigen Gemeindeeigentums, ausschl. der Waldungen.

26 Feuerversicherung der Gemeindegebäude 1526 11 1400 — 1400 —

27 Unterhaltung der Gemeindegebäude und des Mobiliars 
(einschl. der Turmuhr) incl. Titel 28 10361 34 10000 — 10000 —

28a Unterhaltung der Meß- und Viehmarktplätze 1446 57 1000 — 1000 —
29 Unterhaltung der Brücken, Brunnen, Schwemmen, Wasch

anstalten pp. und Kanäle (sächl. Ausgaben) 4017 68 4000 — 4000 —

30 Unterhaltung der Feuerlöschgeräte, Uniform, der Mannschaft 991 35 1000 — 1000 —
31 Unterhaltung der Eemeindekirchhöfe, Erabmacherlohn pp. 2524 05 2559 50 2559 50
31^ Unterhaltung der Konzessionsgräber — — 463 50 463 50
32 Betriebskosten des Schlachthauses incl. persönliche Kosten 92Z7 25 10299 28 10299 28
34 Betriebskosten der Wasserleitung (sächliche Ausgaben) incl. 

Lohn für den Maschinisten 12089 28 13000 — 13000 ._

35 Unterhaltung der gärtnerischen Anlagen 5672 76 6000 — 6000 —
36 Gehalt des Thcaterpförtners 270 92 270 92 270 92
37 Ausgaben für das städt. Museum (Reste sind übertragbar) 437 25 500 — 500 _
37-» Unterhaltung der Spielplätze im Stadtpark (Vergl. Ginn. 

Abt. 1 Titel 10a 191 35 200 — 200 —

38

k) Kosten der Bewirtschaftung der Gemeinde- 
Waldungen.

Gehalt des Gememdcförstcrs (720-s-150-s-4,81) 875 20 875 20 935 20
39 Beiträge zu den Forstverwaltungs- und Forstschutzkosten 369 33 300 — 300 _

40 Ausgaben für Forstkulturen und die Unterhaltung der 
Forstabfuhrwege 767 34 724 — 724 —

Zij übertragen 269148 10 283709 02 285729 02



Ordentliche Ausgaben (Fortsetzung.)

Titel Bezeichnung der Ausgaben

Ausgaben 
nach der

Rechnung 1911

Kredite

vorgeschlagen 

für 1913

Genehmigt 
vom

Gemeinderat 
für 1913

-4 -4

Uebertrag 269148 10 283709 02 285729 02

41 Kosten der Werbung und des Transportes des zum Ver
kaufe bestimmten Holzes und anderer Forsterzeugnisse 
(ausschl. der Kosten für außerordentl. Holzschläge) 3l40 84 3300 — 3300 — !

42 Beitrag zu den Unterstützungen dienstunfähiger Forstschutz
beamten der Gemeinde pp. 82 34 80 — 80 —

Kapitel 4. Steuern und Abgaben von den ——
Gemeindegütern. L '

43 Direkte Steuern und Abgaben von den Gütern in toter 
Hand 2669 27 2920 — 2920 —

Kapitel 5. Für Straßen- und Wegebau.
45 Unterhaltung a) der Gemeinde-, Vizinal- und Feldwege, 

einschließlich der Obstbäume an den Straßen 6811 26 7000 — 7000 —

b) der Straßen der Alt- und Neustadt 4976 53 4000 — 4000 —

Kapitel 6 Unterrichtswesen.
46 Gehälter der Lehrer an der Mittelschule 14950 — 15350 — 15350 —

47 Gehälter der Lehrer an der Elementarschule 32607 58 37160 — 37160 —

47s. Vertretungskosten 100 — — — — —

48 Gehälter der Lehrerinnen an der Elementarschule 19849 99 23950 — 23950 —

48s. An 31 Lehrpersonen je 100 -R Erhöhung — — 3100 — 3100 —

49 Ausgaben für die höhere Mädchenschule 18804 70 23276 64 23526 64

50 Gehälter der Vorsteherin und der Gehilfin der Klein
kinderschule 3813 88 4208 32 4208 32

50s Für die Leiterin des Kleinkinderhorts Gentringen 500 — 500 — 500 —

51 Vorschuß für den evangelischen Wanderlehrer 1600 -- 1600 — 1600 —

52 Remuneration der Lehrer an Fortbildungsschulen und sach
liche Ausgaben 1541 85 1580 — 1580 —

53 Ausgaben für die Bergschule 1066 16 1070 — 1070 —

54 Heizung, Beleuchtung und Reinigung der Schulen: Mittel- 
schule, Elementarschulen und Kleinkinderschulen 6612 90 6900 — 6900 —

55 Unterhaltung der Schulutensilien und Ankauf von Lehrmit
teln (Karten pp.) 713 38 800 — 800 —

56 Ankauf von Büchern pp. für ärmere Kinder 715 08 850 — 850 —

57 Turn-Unterricht 100 — 100 — 100 —

58 Ausgaben für den Musik-Unterricht 300 — 300 — 300 —

59 Vertrag zur Lehrerunterstützungskasse und Lehrerinnenheim 20 — 20 — 20 —

60 Ausgaben für das Gymnasium 9519 18 14099 12 14099 12

60s Für Schulärzte und Schulzahnärzte, Gehalt 1500 — 1500 — 1500 —
606 Für Schulärzte und Schulzahnärzte, sachl. Ausgaben — — 100 — 100 —

Kavitel 7. Für den Kultus.
61 Wohnungsentschädigung des Rabbiners 400 — 600 — 600 —

6ls Unterhaltring der Pfarrhäuser, PP. — — — — — —

616 Eehaltszuschuß an die kath. Vikare — — 1800 — 1800 —

Zu übertragen» 401543 04 439873 10 442143 10



Ordentliche Ausgaben (Fortsetzung).

Titel Bezeichnung der Ausgaben

Ausgaben

nach der 
Rechnungen

Kredite

vorzeschlagen 

für 1913

genehmigt 
vom 

Gemeinderat 
für 1913

06. ! 06.

62

Uebertrag

Kapitel 8. Armen- und Krankenpflege.

Gehalt des Stadtarztes

401543

500

04 439873

500

10 442143

500

10

63 Beitrag zn den Kosten der Unterhaltung der Geisteskranken 188 — 500 — 500 —
64 Beitrag zu den Kosten der unterstützten Kinder 720 82 750 — 750 —

65a Zuschuß an den Ortsarmenverband, Legat Wehe 3549 — 49 — 49 —

66 Lungen-Fürsorge-Stelle" — — 1000 — 1000 —
67 Zuschuß an das Spital 2500 — — — — —
70 Zuschuß ans Obdachlosen-Asyl 1500 — 1500 — 1500 —
72 Wohnungszuschuß für die Diakonissinnen 300 — 300 — 300 —
72a Remuneration für Gemeindewaisenräte 400 — 400 — 400 —

73

Kapitel 9. Pensionen und Unterstützungen 
an ehemalige Gemeindebeamte u. Hinterbliebene 

von Gemeindebeamten.
Pensionen 17815 83 21085 35 21085 35

73g, Erstattung von Pensionsbeiträgen. — — — — — —

74

Kapitel 10. Sonstige Ausgaben.

Oeffeutliche Feste und Repräsentationen 765 14 750 _ 750
75 Für das Aufziehen der Turinuhren 280 — 280 — 280 —
76 Unfallversicherungsprämien pp., Haftpflichtversicherung 174 — 174 — 174 —
77 Kredit für unvorhergesehene Ausgaben 465 56 1000 — 1000 —
78

79

An die Wildschadengenossenschaft zu zahlender Beitrag zu 
den Kosten der Schwarzwildschäden

Ausgleichung v. Schwarzwildschäden, vergl. Einn. Titel I, 45
247 04 250

100 —
250

100

—

80 Zuschuß an den landwirtschaftlichen Kreisverein 3 — 4 — 4 —
81 Beitrag an den Verein vom Roten Kreuz 250 — 250 — 250 —

82 Verteilung von Sparkassenbüchern (Legat Wehe) 33 l 46 165 73 165 73
«3 Beitrag zu den Kosten der Handwerkskammer 1039 30 1000 — 1000 —
84 Mietseutschädiguug der Bezirksfeldwebel 147 33 147 33 147 33
85

86

Besoldung der Tierärzte für Beaufsichtigung der Monats
und Wochenviehmärkte

Wohnungsentschädigung für den Hirten

1160

92 48

1400

92 48

1160

92 48

87 Beitrag an die Landwirtschaft!. Berufsgenossenschaft 2088 94 2100 — 2100 —

88 Pachtzins für den Viehmarktplatz und Benutzung des Weges 710 — 1060 — 1060 —

90 Beitrag zum Geschichts- und Altertumsverein 10 — 10 — 10 —

90a Beitrag zum Vereine gegen Schundliteratur — — 10 — 10 —

dt Beitrag zum Mosel- und Saar-Kanal-Verein 50 — 50 — 50 —

Z2a Beitrag zum deutschen Verein für öffentl. Gesundheitspflege 6 — 6 — 6 —

93 Beitrag zum Lothr. Fischereiverein 5 — 5 — 5 —

Zu übertragen 436841 94 474811 99 476841 99



Ordentliche Ausgaben

Titel Bezeichnung der Ausgaben

.0. .. s :

Ausgaben 

nach der

Rechnung 1911

Kredite

»angeschlagen 

für 1913

genehmigt 
vom 

Gemeinderat 
für 1913

d-. p>

Heb ertr ag 436841 94 474811 99 476841 99
94 Kosten des Stadttheaters 5276 02 6000 — 6000 —
95 Beitrag zum Verband der mittleren Städle Els.-Lothr. — - 75 — 75 —
96 Mitgliedsbeitrag zum Gemeindebeamtenverein 3 — 3 — 3 —
97 Unterhaltung der Volksbadeanstalten 719 52 500 — 500 —

98 Beisteuer zur Fürsorge für entlassene Gefangene 50 — 50 — 50 —

99 Ausgaben für den Fischmarkt 5034 62 6000 — 6000 — —

100 Miete für die früheren Räume der bakteriologischen Anstalt 900 — 900 — —

101 Beitrag zum Els.-Lothr. Verband für Armenpflege und 
Wohltätigkeit 30 — 30 — 30 —

101a Zuschuß an die Reichsfliegerstiftung — — 20 — 20 —

102 Beitrag zum Verband für Trinkerfürsorge 20 — 10 — 10 —

103 Pauschbetrag für Untersuchung des Trinkwassers 250 — 200 — 200 —

103a Für Untersuchung von Nahrungsmitteln — — 600 — 200 —

104 Beitrag zum Haushaltungskurfus 454 98 250 — 250 —

104a Zuschuß an den Bund für Vogelschutz in Els.-Lothr. — — 50 — 50 —

105 Beitrag zum deutsch-französischen Wirtschaftsverein 20 — 20 — 20 —

106 Zuschuß an die Eelmeinde-Zeitung — — 20 — 20 —

Summa der ordentlichen Ausgaben 449600 08 489539 99 490269 99

AbteUmra II Außerordentliche Ausgaben
1 Anlage von Kapitalien in Wertpapieren pp. 3726 02 — — — —

2 Verzinsung der Anleihe von 319 081,60 Mk. 
und 16. Tilgungsrate -

— — 14549 87 14549 87

3 Verzinsung der Anleihe von 300 000 Mk. 
und 14. Tilgungsrate

— — 12219 08 12219 08

4 Verzinsung der Anleihe von 60 000 Mk. 
und 12. Tilgungsrate

— — 2895 21 2895 21

5 Verzinsung der Anleihe von 400 000 Mk. 
und 1. Tilgungsrate

— — 18011 18 18011 18

6 Verzinsung der Anleihe von 350 000 Mk. 
und 11. Tilgungsrate

-- — 14255 60 14255 60

7 Verzinsung der Anleihe von 400 000 Mk. 
und 10. Tilgungsrate — — 16292 11 16292 11

8 Verzinsung der Anleihe von 560 000 Mk. 
und 9. Tilgungsrate -- — 22808 95 22808 95

9 Verzinsung der Anleihe von 300 000 Mk. 
und 8. Tilgungsrate

— — 12219 08 I22I9 08

10 Verzinsung der Anleihe von 134 000 Mk. 
und 7. Tilgungsrate

— — 5457 86 5457 86

11 Verzinsung der Anleihe von 120 000 Mk. 
und 6. Tilgungsrate

— — 4887 63 4887 63

12 Verzinsung der Anleihe von 55 000 Mk. 
und 6. Tilgungsrate

— - 2240 17 2240 17

13 Verzinsung der Anleihe von 120 000 Mk. (Eym.) 
und 4. Tilgungsrate

— — 4887 63 4887 63

Zu übertragen 3726 02 130724 37 130724 37



Ausgaben
Kredite

nach der vorgestlnugen genehmigt
Titel Bezeichnung der Ausgaben Rechnung 1911 iür 1913 vom

,ur Gemeinderat
für 1913

—» Uebertrag 3726 02 130724 37 130724 37

13a Verzinsung der Anleihe von 414 200 Mk. — — 17658 88 17658 88
und 3. Tilgungsrate

14 Verzinsung der Anleihe von 120 000 Mk. — — 4887 63 4887 63
und 6 Tilgungsrate

15 dto. dto. für Erundwasserleitung von 180 000 Mk. — — 7331 45 7331 45
und 5. Tilgungsrate

16 Verzinsung der neuen Anleihe von 1912 und 1913 — — 35000 — 34000 —
17 1. Rate der am 1. 4. 17 fälligen 2. -älfte der Vann-Ver-

messungskosten im Betrage von 7700 G.-R.-Veschl. 7704 40 1000 — 1000 —
13. 6. 1906 Nr. 15.

16a Verzugszinsen an die Sparkasse — — — —

19 Vermessungskosten für Eemeindegelände 580 36 1000 — 1000 -

20 Für Erteilung von italienischem Sprachunterricht — — — — — —

23 Außerordentl. Ausgaben laut beigefügtem Verzeichnis 304113 05 — — —

24 Bergschulneubau 958 68 -- — — —

26 Anlage der Grundwasserleitung 513 77 — — — —

28 Vorschuß fm Kanalanschlüsse (Verg.. Einn. Abt. 2 Titel 6) 1180 15 2000 — 2000 —

29 Neubau des Gymnasiums 18^563 09 — — — —

29a Beschaffung von phys. Apparaten, 2. Drittel 2325 51 — — — —

30 Reservefonds zum Ankauf der Gasanstalt — — — — — —

30a Außerordentl. Renovierung der städt. Gebäude — — 2000 - 2000 -

306 Reservefonds für rventl. Umbauten — — — — —

30o Zinsen für den Bauplatz Hartenstein 48^' — 480 — 480 —

30ä 5. Rate auf Rückkauf vom Bauterrain vom israel. Con-
sistorium — 1N00 — 1500 —

Summa 11 Außerordentliche Ausgaben 508145 33 21'3582 33 202582 33

Dazu Summa I. Ordentliche Ausgaben 449600 08 489539 99 490269 99

Summa aller Ausgaben 957745 41 693'22 34 692852 32

Zulammenkruttng

Gesamtbetrag der Einnahmen

Gesamtbetrag der Ausgaben

Ueberschuß der Einnahmen

Vorgeschla 

für 191 

^6.

gen

3

ck>

Genehmigt 
vom 

Gemeinderat 
für 1913

703348

693122

87

32

702448

692852

87

32

10226 55 9596 55

Festgestellt vom Eemeinderat durch Beschluß vom 2^ März 1913.

Diedenhofen, den 2A März 1913. Der Bürgermeister: Berkenheier.



Verzeichnis der außerordentlichen Ausgaben für 1911.

Titel Bezeichnung der Ausgaben

Außer
ordentliche 
Ausgaben 

1911

9L

26a Anlage der Wasserleitung in Terwen 728 01

26b Anlage der Wasserleitung nach den Häusern Griebel, Ab
zweig. d. Burgunderrings 196 88

26e Anlage der Wasserleitung in der N.-Gentringerstr. 275 52

26ä Anlage der Wasserleitung in d. verlängerten Collegiumstr. 394 60

26e Anlage der Wasserleitung in der Kaiser Wilhelm II-Pro- 
menade 4412 77

26k Anlage der Wasserleitung in der D I-Straße u. d. Häuser 
Stoll 751 84 ' '

26§ Anlage der Wasserleitung in der Vrigueriestr., Verbindung 
der Quellleitung mit der Pumpleitung 152 25

27 Vorschuß sür Wasserleitungsanschlüsse (Danjoux u. neues 
Gasino) 270 96

28a Ankauf des Kanals Stoll, D I-Stratze 1604 51

28b Kanalisatoin zu St. Franz 1224 92

28ä Kanalisation der Altstadt 362 86

28s Kanalisation der Brigueriestraße 98 04

31a Instandsetzung der Ringstraße 848 63

3lä Ausbau der Gutenbergstraße 1165 54

31b Herstellung der Graf Heinrichstratze 3227 72

3ll Ausbau der D I-Straße 23175 39

31 Asphaltierung der Hospitalstraße, Herstellung der Mersch- 
straße u. der Neustraße in Vulcanol 25922 91

31p Ausbau der Parkstratze 2938 91

31g Beseitigung der Erabenrinne i. d. Kaiser Ludwigstraße 1057 37

3lu Trottoiranlag-e in der französischen Straße 974 75

35 Prozeßkosten 135 —

37 Betrieb der Fähre bei Beauregard 721 01

38 Ausstellung der Heberolle für die Grundwertabgabe 521 81

39 Ankauf des Hauses Davillü 2500 —

40 Zuschuß zum Narzissenfest 300 —

40b Zuschuß an die evang. Kirchenfabrik pro 1910 zur Deckung 
von Fehlbeträgen 686 80

40 c; Zuschuß an die kath. Kirchenfabrik Diedenhofen zur Anlage 
der elektr. Beleuchtung 2500 —

40 ä Zuschuß an die Kirchenfabrik zu Eentringen zur Anlage der 
elektr. Beleuchtung 425 —

40s Zuschuß an die Ueberschwemmten in Brasilien 20 —

40k Zuschuß an den Orts-Viehversicherungs-Verein 100 —

40§ Zuschuß zur Geslügel-Ausstellung 200 —

40b Zuschuß zum Geschenk an Obermusikmeister Nitsche 300 —

41 Beitrag zum deutschen Wohnungs Kongreß in Leipzig 10 —

Zu übertragen 78204

!



Verzeichnis der außerordentlichen Ausgaben für 1911.

Titel Bezeichnung der Ausgaben

Außer
ordentliche 
Ausgaben

1911

Ueb ertrag 78204 —

42 Pflege- und Beerdigungskosten sowie Gnadenguartal für 
Schutzmann Merfch 651 30

4b Erweiterung der gärtn. Anlagen am Metzertorplatz 341 90

48 Anstellung zweier Weinbergshüter 155 40

49 Ankauf des alten Infanterie-OfiziersKafinos 70372 —

51a Anlage der Centralheizung im Stadttheater 769 55

53 Verlegung des Transformators auf dem Holzplatz 1000 —

56 Ankauf von Terrain in Gewann Niederfeld 42375 57

56b Ankauf von Terrain zu Rangwall 1339 12

56s Ankauf von Terrain in Gewann Bruchwiesen 13190 32

56§ Erwerb des Miteigentums an der Einfriedigungsmauer 
des Elisabeth-Dlsyls 963 32

57 9. Rate auf Erwerb des Festungsgeländes 59600 —

56a Abbruch der Kriegslatrine in der Collegiumstraße 397 64

58b Abbruch des Mauerwerks an d. verlängerten Collegiumstr. 8626 69

58o Instandsetzung der Kaiser Wilhelm II-Promenade 8576 —

58ss Herstellung eines Trottoirs in der Hayingerstraße 2840 51

59 Reparatur der Kamine am kath. Pfarrhause zu Dioden 
Höfen 110 —

60 Ehrenprens zum 1. Lothr. Musikverband-Wettstreit 100 —

60a Beihilfe zum Verbandssängerfest 500 —

60b Geschenk an das Infanterie-Regiment Nr. 135 2000 —

6l Empfang des Statthalters 3550 83

62 Einmalige Teuerungszulage an Beamte, Lehrer, pp. 6980 —

66 Instandsetzung des gerutschten Waldweges 268 90

67 Zuschuß an die evang. Kirchenfabrik zum Umbau des 
Pfarrhauses 1200 —

Summa 304113 05



Bericht 
über die 

Genikinderats-Sitzmlg 
vom 7. April 1913, nachmittags 4 Uhr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
dem Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier die Bei
geordneten Walkowinski sowie die Mitglieder Christian, 
Denz, H. Frank, I. Franck, Dr. Kuborn, Dr. Medernach, 
Müller, Nouviaire, Pfanschilling, Röchling, Salomon, 
Steimetz, Schilt; und Wehrmann.

Während der Sitzung sind erschienen die Mitglieder: 
Fran^ois und Eoedert.

Mit Entschuldigung fehlten die Herren: Beigeordneter 
Haas, sowie die Mitglieder Reuter, Richard und Zimmer.

Schriftführer: Sekretär Hombourger.

Tagesordnung:
1. Mitteilungen.
2. Ergänzungs- und Hauptbudget des Spitals.
3. Ergänzungs- und Hauptbudget des Armenrats.
4. Genehmigung eines Spitalratsbeschlusses.
5. Ernennung einer Kommission zur Prüfung der Jah

resrechnungen der Stadt, des Spitals und des Ar
menrats.

6. Alignement des oberen Teiles der Elisabethstraße.
7. Alignement für Nieder-Eentringen.
8. Alignement für den Ch-ltcau Jcannot-Wcg
9. Beitrag an den Elsaß-Lothringer Verein für Krüp

pelfürsorge.
10. Beitritt zum Elsaß-LoK/ringischen Arbeiter-Kolonie- 

Verein.
11. Antrag auf unentgeltiche Wasserabgabe an das Ob

dachlosenasyl.
12. Anrrag auf Rücknahme eines Bauplatzes und Ver

äußerung neuen Baugeländes.
13. Abschluß eines Wasserlieferungsvertrages mit der 

Gemeinde Künzig.
14. Bewilligung einer Entschädigung für einen zweiten 

Tierarzt für Ueberwachung der Viehmärkte.
13. Bewilligung eines Beitrages zu den Kosten eines 

Werkes über Lothringen.
16. Neubau eines Elementarschulhauses.
17. Verlängerung des Vertrages mit der AEWEA.
18. Ernennung eines Sachverständigen-Beirats auf 

Grund der Polizeiverordnung zum Schutze des Orts
bildes.

Vor Eröffnung der Sitzung bittet der Vorsitzende als 
dringliche Angelegenheiten auf die Tagesordnung 
setzen zu dürfen:

a. Kiihlhansanlage.
6. Wiedereinsetzung eines Kredits rn den Haushalts

etat des Gymnasiums.
c Antrag der Lehrerinnen auf Gewährung eines Vor

schusses auf eine zukünftige Gehaltsaufbesserung.
cl. Stundung von Anliegerkostenbeiträgen.
Es erhebt sich kein Widerspruch.

Der Vorsitzende teilt alsdann mit, daß nach 
den in der Eemeinderatssitzung vom 16. Januar d. Js. ge
nommenen Notizen bei Punkt 14 nicht Mitglied I. Franck, 
sondern Mitglied H. Frank wieder im Sitzungssaal erschie
nen ist, somit der Einspruch des letzteren in der Eemeinde
ratssitzung vom 3. März seine Erledigung gefunden habe.

Gegen die Eemeinderatsprotokolle vom 
15. Februar und 3. März d. Js. wurde Einspruch 
nicht erhoben und gelten dieselben als angenom
men.

Mitglied Christian kommt auf die Be
sprechung in der Eemeinderatssitzung vom 16. Januar d. 
Js. über die Veranstaltung einer Landesge
werbe Ausstellung in Diedenhofen zurück und fuhrt 
aus, daß die vom Vorsitzenden in der fragl. Sitzung erwähn
te Zeitungsnotiz, nach welcher der Gewerbe- und Fortbil- 
dungsverein Diedenhofen die Veranstaltung der Ausstel
lung mit Unterstützung der Stadt in die Hand nehmen 
wolle, auf einen Irrtum zurllckzuführen sei. Der Gewerbe- 
verein sei damit einverstanden, daß die Stadt die Aus
stellung verunstalte und wolle sich lediglich durch Zuschuß 
eines Betrages an derselben beteiligen, und an dem evtl. 
Überschuß participieren.

Der Vorsitzende erwidert hierauf, daß er s. Zt. 
gegen die irrtümliche Berichterstattung der Presse Einspruch 
erheben mußte und mit der Veranstaltung einer Ausstel
lung im Sinne der von Mitglied Christian gemachten Aus
führungen einverstanden sei. Der Zuschuß des Gewerbe- 
vereins werde in die gemeinsame Ausstellungskasse fließen 
und dort verrechnet werden; an einem evtl. Gewinne werde 
der Eewerbeverein prozentual beteiligt, ein etwaiges Defi
zit aber von der Stadt allein getragen werden. Eine dies- 
bezgl. Einigung sei mit den Vertretern des Eewerbeoereins 
unter Vorbehalt des Einverständnisses des Gemeinderats 
getroffen worden. Alsdann erwähnt der Vorsitzende, daß 
die diesjährige Landesgewerbeausstellung am 28. April in 
Alikirch eröffnet und an diesem Tage dortselbst eine Ver
bandsversammlung der elsaß-lothringischen Eewerbevereine 
und Handwerkervereinigungen stattfinden werde, in welcher 
auch die Bestimmung des nächstjährigen Ausstellungsortes 
erfolgen solle. Um die Ausstellung pro 1914 der Stadt Die
denhofen zu sichern, scheine es notwendig, eine Deputa - 
ton des Eemeinderats nach Altkirch zu entsenden. Als 
Mitglieder der Deputation empfehle er den Beigeordneten 
Walkowinski, das Mitglied H. Frank und Stadtbaumeister 
Mayer zu ernennen, denen er sich anschließen werde. Nach 
Mitteilung einiger weiterer auf die Diedenhofener Aus
stellung bezüglicher Details, beschloß der Eemein
derat einstimmig sich im Prinzip mit der Ver
anstaltung einer Ausstellung im Sinne der Ausführungen 
des Vorsitzenden einverstanden zu erklären, die 
Verwaltung zur Führung der weiteren Verhandlungen zu 
beauftragen und als Deputation zum Besuch der Alt- 
kircher Ausstellung und Verbandstages die vom Vorsitzen
den vorgeschlagenen Herren zu wählen.

1. Mitteilungen.
a. Durch Verfügung vom 26. März d. Js. — V. 1223 — 

hat der Herr Bezirkspräsident die Hinausschiebung der 
Pflasterung der St. Peterstraße bis zum 

Herbst 1915 genehmigt, wenn innerhalb 6 Wochen die vom 
Eemeinderat unlängst beschlossene Neueindeckung in Hart- 
basalt erfolgt sein wird. Um diesen Termin einzuhalten, 
hat die Verwaltung das erforderliche Material in enge
rer Submission ausgeschrieben und folgende Firmen zur 
Offerte aufgefordert:
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1. Die Basalt Aktien Gesellschaft in Linz a. Rh.; 2. die 
Pfälzischen Hartsteinwerke E. m. b. H. in Landau; 3. die 
Westerwaldbrüche in Limburg a. Lahn und 4. die Gebr. 
Uhrmacher in Oberkassel bei Bonn.

Der Gemeinde rat genehmigt nachträg
lich die erfolgte Ausschreibung an die angeführten Firmen.

t>) Nach einer Mitteilung der Kreisbauinspektion 
werden die Vignolschienen der Elektrischen Bahn in 
der Kaiser Karlstraße im Laufe d. Js. durch Rillen- 
s ch i e n en ersetzt werden.

e) Schulzahnarzt Elk hat nach einem Berichte über seine 
schulärztliche Tätigkeit im II. Halbjahr 1912 - 1913 
79 Schulkinder zu sich bestellt, von denen 49 bei ihm er
schienen sind; bei diesen hat er ausgefllhrt: 109 Entfer
nungen von Zähnen und Wurzeln, 1 Zahnfüllung, 2 Kon
sultationen und 2 ärztliche Betäubungen. Durch die Lehr- 
personen sind weitere 8 Kinder zur unentgeltlichen Behand
lung überwiesen und auch behandelt worden. Der Bericht 
des Schularztes Dr. Hasse liegt zur Einsicht der Mitglieder 
auf.

(I) An die zu Ostern neu errichtete Knabenklasse in 
Beauregard ist der Lehrer I. Hamentien aus Mon- 
delingen, an die neue Mädchenklasse in Diedenhofen, die 
Lehrerin Margarethe Meyer aus Metzeresch versetzt 

worden.
o) Namens der evangelischen Kirchengemeinde dankt 

Herr Pfarrer Dr. Hallier für den vom Gemeinderat be
willigten Zuschuß zu den Kosten für die Ausmalung 
der evangelischen Kirche und Überlassung des großen Rat
haussaales zur Abhaltung von Gottesdiensten pp.

I) Der Vorsitzende gibt Kenntnis von einem Berichte 
des Schutzmanns Würtz, durch welchen sich derselbe, 
gegenüber einem ihm bei der Vudgetberatung gemachten 
Vorwurfe, er gehe zur Jagd, rechtfertigt. Der Be
richt wird zur Einsicht angeboten.

g) Es ist der Verwaltung privatim der Hinweis ge
worden, daß gleichzeitig drei Schutzleute unter Ver- 
säumung ihres Dienstes einer Zirkusvorstellung 
beigewohnt hätten. Die von der Verwaltung angestellten 
Ermittelungen haben ergeben, daß am fragl. Abend Schutz
mann Jung zum Zirkusdienst kommandiert war, Schutz
mann Christ seinen Dienst um 8 Uhr beendet und Schutz
mann Voß seinen Dienst um 11 Uhr erst aufnehmen sollte; 
ein Verstoß sei also nicht vorgekommen.

b) Die städt. Beamten Möhle, Somny, Klam II, Rie- 
dinger, Hombourger und Roth danken für die ihnen vom 
Gemeinderat bei der Budgetberatung gemachten Bewilli
gungen.

i) Eine Anzahl von Berichten über die Tätigkeit des 
Polizeihundes Rolf liegen zur Einsicht der Mit
glieder auf.

j) Auf Antrag des Gewerbe- und Fortbil
dungvereins Diedenhofen, wird dem Vorstand des
selben als Vertreter des Eemeinderats Mitglied 
Steimetz kooptiert. Mitglied Steimetz nimmt die 
Wahl an.

ü) Nach der Verfügung des Herrn Bezirkspräsidenten 
vom 6. März d. Js. — Ick 498 — kann die Tätigkeit der 
Marktkommission zur Feststellung der Getreide- 
preise eingestellt werden, da die Eetreidepreisnotie- 
rungen zu staatlichen Zwecken eine anderweitige Regelung 
erfahren haben.

I) Vom 1. Januar bis 31. Dezember sind im Obdach- 
losenasyl 2637 Personen beherbergt und verpflegt wor
den. Davon haben erhalten 18 Mittagessen, 487 Logis, 

255 haben bezahlt, 1024 für die Stadt und 843 für das Asyl 
gearbeitet.

m) Die Reichswertzuwachs st euer hat für 
das 4. Vierteljahr 1912 nach Abzug von 5 Verwaltungs- 
kosten 2608,51 -N eingebracht.

n) Auf die in der Eemeinderatssitzung vom 4. Novem
ber v. Js. gegen den Betrieb und das Personal der elek
trischen Bahn erhobenen Beschwerden ist 
nach viermaliger Erinnerung eine Antwort des Inhalts 
eingegangen, daß in der ersten Zeit der Betriebseröffnung 
das Personal noch nicht den Anforderungen ganz ent
sprechen konnte, inzwischen aber in der Abfertigung des 
Dienstes pp. eine recht bemerkbare Besserung einge
treten sei. Gleichzeitig bittet die Bahngesellschaft bei et
waigen Reklamationen Zeit, Ort, Wagennummer und 
Mützennummer des Führers oder Schaffners genau anzu- 
geben, damit Dienstwidrigkeiten pp. des Personals in ge
höriger Form geahndet werden können.

Weiter berichtet der Vorsitzende, daß ihm seitens des 
Herrn Direktors Rother aus Berlin mitgeteilt worden ist, 
daß die Eingabe der Vahngesellschaft auf Verlänge
rung der Fameckerstraße bis nach Groß-Moyeuvre 
demnächst erfolgen wird, nachdem inzwischen der Auf- 
sichtsrat der Gesellschaft die Erreichung genehmigt hat.

M i t g l i e d M ü l l e r bezeichnet' die Zustände im 
Betriebe der elektrischen Bahn als genau so schlecht, wenn 
nicht gar schlechter wie früher, und erklärt demnächst die 
Presse in Anspruch zu nehmen.

o) Seitens des Herrn Reichskanzlers ist folgender, 
durch die elsaß-lothringischen Regierungsbehörden an die 
Stadtverwaltung gelangter Runderlaß ergangen:

„Der Präsident des Staats mini st e- 
r i u m s.

St. M. 612. Berlin, den 4. Februar 1913.
Seine Majestät der Kaiser und König haben nach Mit

teilung des Herrn Geheimen Kabinettsrats in betreff der 
Feier Allerhöchstihres 25jährigen Regierungsjubiläums 

folgende Intentionen kundgegeben:
1 .) Am Sonntag den 15 Juni, dem Todestage weiland 

Seiner Majestät des Hochseligen Kaisers und Königs 
Friedrich, soll von jeder öffentlichen Feier abgesehen 
werden, nur soll bei den Gottesdiensten im allgemeinen 
Kirchengebet der Bedeutung des Tages Allerhöchstihres 
Regierungsjubiläums durch eine besondere Fürbitte für 
seine Majestät gedacht werden.

2 .) Am Montag den 16. Juni sollen Schulfeiern abge
halten und die öffentlichen Gebäude be
flaggt, von einer Illumination soll abgesehen werden.

3 ) Insoweit von einzelnen Behörden, Gemeinden und 
Vereinen eine besondere lokale Feier geplant wird, soll 
diese tunlichst am 16. Juni stattfinden.

4 .) Seine Majestät werden die Jubiläums-Ausstellung 
im Landesausstellungspark persönlich vor Pfingsten eröff
nen und der sportlichen Veranstaltung im Stadion im 
Erunewald am Sonntag den 8. Juni in den Mittagsstun
den bis 3 Uhr beiwohnen.

gez. v. Bethmann-Hollweg.
An den Kaiserlichen Herrn Statthalter in Straßburg." 
Anschließend an den Verles dieses Erlasses erläutert 

der Vorsitzende, daß die vereinigten Kommissionen dem Ee- 
meinderat vorschlagen, den Tag des Regierungsju
biläums Seiner Majestät durch Veranstaltung eines 
Volksfestes zu begehen, welches darin bestehen soll, daß am 
16. Juni abends in den verschiedenen städt. gärtnerischen 
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Anlagen bei italienischer Nacht Konzerte veranstaltet 
werden; nach Beendigung des Konzerts soll der Gemeinderat 
gemeinschaftlich mit den städt. Beamten zum Glase Vier 
zusammenkommen.

Der Gemeinderat ist einverstanden und 
ermächtigt die Verwaltung die nötigen Schritte in der An
gelegenheit zu tun.

p) Der ehemalige Vezirkspräsident von Lothringen, 
Herr Graf von Zeppelin-Aschhausen hat sein 
Bild übermittelt. Der Gemeinderat beauftragt die 
Stadtverwaltung dem Schenkgeber zu danken.

3. Ergänzungs- und Hauptbudget des Armenrats.
Das Ergänzungsbudget des Armenrats schließt wie 

folgt ab:
Ordentliche Einnahmen 14539,18
Außerordentliche Einnahmen —, — M

Gesamtsumme der Einnahmen 14539,18 -N
Ordentliche Ausgaben 5631,04 cN
Außerordentliche Ausgaben —,— M

Gesamtsumme der Ausgaben 5631,04 -N

2. Ergänzungs- und Hauptbudget des Spitals.

Der Vorsitzende trägt vor, daß das Ergänzungs- 
budget des Spitals pro 1912 abschließt wie folgt:

Ordentliche Einnahmen 20533,36 — 2800,00 -
17733,36 -N

Außerordentliche Einnahmen 11759,00 -N

Gesamtsumme der Einnahmen 29492,36 -N
Ordentliche Ausgaben 13576,91 — 4351,20-

9225,71
Außerordentliche Ausgaben 5706,07 M

Überschuß der Einnahmen 8908,14 -N
Der Gemeinderat heißt das Ergän

zungsbudget gut.
— Mitglied Wehrmann verläßt mit Entschuldigung 

den Sitzungssaal; die Mitglieder Dr. Kuborn und Eoedert 
verlassen den Sitzungssaal, kehren jedoch bald wieder 
zurück. —

DasHauptbudget des Armenrats pro 1913 
schließt wie folgt ab:

Ordentliche Einnahmen 19907,75 M
Außerordentliche Einnahmen —,— -N

Gesamtsumme der Einnahmen 19907,75 M
Ordentliche Ausgaben 24576,22 4l
Außerordentliche Ausgaben —4l

Gesamtsumme der Ausgaben 14931,78 ^lt Gesamtsumme der Ausgaben 24576,22

Überschuß der Einnahmen 14560,58 -N

Mitglied Müller beantragt, der Gemeinderat 
wolle beschließen, daß in Zukunft bei Eeländeveräuße- 
rungen durch das Spital die R e i ch s Wertzuwachs
steuer den Käufern auferlegt wird.

Der Gemeinderat lehnt den Antrag des 
Mitgliedes Müller ab. Das Ergänzungsbud- 
g e t wird gemäß den vom Vorsitzenden vorgetragenen An
sätzen genehmigt.

Das Hauptbudget des Vürgerspitals pro 1913 
weißt folgende Ansätze auf:

Ordentliche Einnahmen 116492,00
Außerordentliche Einnahmen 800,00 -N
Naturaleinnahmen 16858,90 -N

Gesamtsumme der Einnahmen 134150,90 ^li
Ordentliche Ausgaben 107430,55 -K
Außerordentliche Ausgaben —,—
Naturalansgaben 16858,90 M

Summa der Ausgaben 124289,45

Überschuß der Einnahmen 9861,45 -N
Der Gemeinderat genehmigt die vom 

Vorsitzenden vorgetragenen, vorstehend niedergelegten An
sätze und beschließt weiter auf Antrag des Mit
gliedes Röchling, daß in Zukunft die Haushaltsvoran
schläge des Spitals und des Armenrats den Eemeinderats- 
mitgliedern vor der Beratung im Gemeinderat im Abdruck 
zuzustellen sind.

Überschuß der Ausgaben 4668,47 M
' Nach einem Hinweis des Vorsitzenden, daß der Aus- 
gabenüberschuß eine Folge des Unterstützungswohnsitzge- 
setzes sei, das Budget jedoch ruhig angenommen werden 
könne, da aus dem verflossenen Rechnungsjahre noch Ein
nahmeüberschüsse vorhanden seien, beschließt der 
Gemeinderat das Hauptbudget nach den vorgetrage
nen Ansätzen gutzuheißen und im Übrigen den 
Wunsch zu äußern, daß die Haushaltsvoranschläge des Ar
menrats in Zukunft vor Beratung im Gemeinderat den 
Mitgliedern gedruckt zugesandt werden.

4. Genehmigung eines Spitalratsbeschlusses.
Durch Beschluß vom 12. Februar d. Js. hat der Ver- 

waltungsrat des Bürgerspitals die Veräußerung einer 
Fläche von 0,91 Ar in der Gewann Novation cinoits gele
genen Spitalgeländes — Sekt. A. No. 579 — an die Eisen
bahnverwaltung gutgeheißen und einen Verkaufspreis von 
225 oN pro Ar festgesetzt.

Auf Antrag des Vorsitzenden genehmigt der 
Gemeinderat die Veräußerung der bezeichneten 
Parzelle zu den vom Spital festgesetzten Bedingungen.

5. Ernennung einer Kommission zur Prüfung der 
Jahrehrechnungen der Stadt, des Spitals und des 

Armenrats.
Auf Antrag des Vorsitzenden beschließt der Ge

nre i n d e r a t zur Prüfung der Rechnung des Armen- 
rats die von letzterem bestimmte Kommission bestehend 
aus den Herren Reuter und Salomon, zur Prüfung 
der Rechnung des Spitals außer dem vom Spitalrate 
bereits ernannten Mitgliede Schiltz das Mitglied Eoe
dert zu ernennen. Die Jahresrechnung der Stadt soll 
durch die Herren Fr a n e o i s und Eoedert der Prü
fung unterzogen werden.
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— Beigeordneter Walkowinski und Mitglied Dr. 
Kuborn verlassen den Sitzungssaal. Beigeordneter Walko
winski erscheint gleich wieder. —

6. Alignement des oberen Teiles der Elisabethstraße.
Der Vorsitzende erläutert, daß der Vaukommission drei 

Projekte zur Festsetzung des Baufluchtplanes für den oberen 
Teil der Elisabethstraß'e vorgelegen haben. Bon den drei 
Projekten sehe das erste die Ausführung des fragl. Stra- 
tzenteiles in einer Breite von 10 in vor und schneide die 
Häuser Marchal an; die Ausführung dieses Projektes sei 
nicht empfehlenswert, da die Häuser Marchal, die nach 
ihrem Ertrag einen Kapitalwert von 36 000 -ll, nach einer 
Abschätzung des Stadtbauamts einen tatsächlichen Wert 
von 26 000 M besitzen, erworben werden müßten. 
Das zweite Projekt sehe eine Straßenbreite von 
8,60 Meter vor, schone die Häuser Marchal, schneide 
aber die Klinik des Bürgerspitals etwas an; auch 
dieses Projekt sei nicht zu empfehlen. Das dritte Projekt 
rechne mit einer Straßenbreite von 9 in, und schneide das 
Spitalgrundstllck nur an der Ecke der Leydeckerstraße in 
unerheblicher Weise an, dieses Projekt sei von der Bau
kommission zur Annahme empfohlen worden.

— Mitglied Müller verläßt den Sitzungssaal. —
Nach einer längeren Debatte über das Alignement des 

unteren Teiles der Elisabethstraße bis zur Fentschbrücke 
beschloß der Eemeinderat das von der Bau
kommission vorgeschlagene Alignement für den oberen 
Teil der Straße anzunehmen und die Verwaltung 
zu beauftragen die erforderlichen Formalitäten zur Her
beiführung der Genehmigung zu erfüllen. Die Festsetzung 
der Bauflucht für den unteren Teil der fragl. Straße 
wurde vertagt.

— Mitglied Dr. Kuborn erscheint wieder im Sitzungs
saal. —

7. Alignement für Nieder-Gentringen,
Wird von der Tagesordnung abgesetzt, da die An

gelegenheit noch nicht bereit ist.

8. Alignement für den Lftatssu Weg.
An Hand eines zum Aushang gebrachten Planes er- 

erlautert der Vorsitzende das Alignement des CHLteau 
Jeannot Weges und betont, daß Ausgaben für Eeländeer- 
werb zur Erbreiterung des Weges nicht gemacht werden 
sollen.

Der Eemeinderat heißt den vorgelegten Plan 
einstimmig gut und beauftragt die Nerwaltung die 
Genehmigung des Planes herbeizuführen.

9. Beitrag an den Elsaß-Lothringer Verein für

Krüppelsürsorge.
Seitens des elsaß-lothr. Vereins für Krüppelfürsorge 

ist um Gewährung eines erstmalig im Jahre 1913 zu ent
richtenden Zuschusses zu den Betriebskosten eines Krüppel- 
heims gebeten worden. Die vereinigten Kommissionen 
empfehlen vorläufig für die Jahre 1915—1920 eine 
Jahresbeihilfe von je 50 zur Verfügung zu stellen. — 
Mitglieder H. Frank u. Denz verlassen den Sitzungssaal. — 
Nach einer kurzen Erläuterung des Vorsitzenden und des 
Mitgliedes Dr. Medernach über den evtl. Zweck eines 
Krllppelheims, beschließt der Eemeinderat 
entsprechend dem Kommissionsantrag für die Jahre 1915 
bis 1920 einen Jahreszuschuß von 5 0 -R zu bewilli
gen.

— Mitglied Müller erscheint wieder im Sitzungssaal. 
Die Mitglieder Pfanschilling und Nouviaire verlassen den 
Sitzungssaal. Mitglied Pfanschilling erscheint bald darauf 
wieder.—

10. Beitritt zum elsaß-lothr Arbeiter-Kolonie-Verein.
Der Vorsitzende trägt vor, daß ein Antrag auf Beitritt 

zum elsaß-lothringischen Arbeiterkolonieverein vorliegt, der 
damit begründet sei, daß andere elsaß-lothringische Städte, 
insbesondere auch Nachbarstädte, die Mitgliedschaft erwor
ben hätten und jährliche Beiträge von 30—50 oll ent
richteten.

Im Hinblick darauf, daß eine Arbeiterkolonie in Elsaß- 
Lothringen nicht besteht und die Stadt durch Subventio- 
nierung des Obdachlosenasyls in hinreichender Weise für 
das Wanderarmenwesen tätig ist, lehnt der Ee
meinderat den Beitritt ab.

11. Antrag aus unentgeltliche Wasseradgabe an 
das Obdachlosenasyl

Die Verwaltung des Obdachlosenasyls hat im verflosse
nen Jahre beim Gemeinderat den Antrag gestellt, dem 

, Asyl das aus der städt. Leitung benötigte Wasser unent
geltlich abzugeben. Der Eemeinderat hat die unentgelt
liche Abgabe abgelehnt, dagegen die Wasserabgabe für 1911 
niedergeschlagen und hierbei in Aussicht gestellt, daß in Zu
kunft bei nicht übermäßigem Wasserverbrauchs und Fortbe
stand der ungünstigen Finanzlage des Asyls der Wasser
zins nachträglich erlassen würde. Die Asylverwaltung ist 

. daraufhin um Niederschlagung des Wasserverbrauches pro 
1912, der sich aus 461,63 oll stellt, eingekommen. Da der 
Konsum an Wasser pro 1913 ein normaler ist und die 
Finanzlage des Asyls eine Besserung nicht erfahren hat, 
beschließt der Eemeinderat die Nieder
schlagung des vorbezeichneten Betrages von 461,63 oll. 
Dem Asyl wird unter den bisherigen Voraussetzungen auch 
für die Folgejahre der Nachlaß des Wassergeldes in Aussicht 
gestellt.

Antrag aus Rücknahme eines Bauplatzes und 
Veräußerung des neuen Baugeländes.

Architekt Münster hat mit der Stadt Kaufverhand
lungen bezügl. des Bauplatzes ll im Baublock 38 gepflogen 
und sind sämtliche Formalitäten bis zur Beurkundung des 
Kaufvertrages erledigt worden. Herr Münster hat auch 
den auf 13 oll pro <jiu festgesetzten Kaufpreis des 3,51 ar 
großen Platzes mit 4563 M am 23. 1. 1911 bei der Stadt
kasse einzahlen lassen; er möchte nunmehr von einem Er
werb des fragl. Platzes absehen und hat beantragt, ihm ein 
anderes, 5 ar großes Baugelände an einer beim Anwesen 
Legrand in die Kaiser-Karlstraße mündenden Seitenstraße, 
mit der Katasterbezeichnung Sekt. A Gewann Vruchwiesen 
No. 208 p, zu einem Preise von 5 oll pro gui käuflich abzu- 
treten. Den für ersteren Bauplatz entrichteten Kaufpreis 
bittet er auf den neuen Erwerb zu verrechnen und ihm den 
überschreitenden Betrag zurückzuerstatten.

Die vereinigten Kommissionen haben sich mit der Rück
gängigmachung der ersteren Eeländeabtretung, bezw. mit 
der Abstandnahme von der Verbriefung des Kaufvertrages 
einverstanden erklärt und empfehlen dem Gemeinderat die 
Veräußerung des von Herrn Münster gewünschten neuen 
Geländes Sekt. A Gewann Vruchwiesen No. 208 p zustim
mend zu begutachten. Die vereinigten Kommissionen 
bitten insbesondere den Kaufpreis der letzteren Parzelle 
auf 6 -11 pro gro zu normieren.
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Der Eemeinderat beschließt entspre
chend den Vorschlägen der vereinigten Kommissionen, 
ermächtigt die Verwaltung den bereits von Herrn Münster 
eingezahlten Kauspreis des Bauplatzes k im Baublock 38 
im Betrage von 4563 -N auf den neuen Kaufpreis zu 
verrechnen und den alsdann zu Gunsten des Herrn 
Münster oder einer sonstigen Person noch verbleiben
den Betrag an den Empfangsberechtigten auszuzahlen. 
Die Verwaltung wird ferner ermächtigt, die zur Herbei
führung der Beurkundung des Verkaufs notwendigen For
malitäten zu erfüllen.

13. Abschluß eines Wasserlieferungsvertrages 
mit der Gemeinde Kündig.

Die Gemeinde Künzig hat gebeten, ihr einen Anschluß 
an das Wasserleitungsnetz der Stadt Diedenhofen zu ge
währen und ihr die Entnahme von Wasser zu gestatten. 
Die Baukommission hat den Antrag zustimmend begutachtet 
und empfohlen, die Wasserabgabe unter den Bedingungen 
des mit der Gemeinde Niederjeutz abgeschlossenen Wasser
lieferungsvertrages zu genehmigen.

Der Eemeinderat schließt sich dem 
Kommissionsvorschlage an und ermächtigt die 
Verwaltung zum Abschluß eines Wasserlieferungsvertrages 
in dem angedeuteten Sinne.

14. Bewilligung einer Entschädigung für einen 
zweiten Tierazt für Ueberwachung der Viehmärkte

Wird von der Tagesordnung abgesetzt, da die An
gelegenheit bei der Budgetberatung bereits erledigt worden 
ist.

15. Bewilligung eines Beitrages zu den Kosten 
eines Werkes über Lothringen.

Das Präsidium des Lokalkomitees zur Vorbereitung 
der 60. Generalversammlung der Katholiken Deutschlands 
zu Metz beabsichtigt ein Buch über Lothringen herauszu- 
geben, das Land und Sitte der Lothringer eingehend be
handeln und das Interesse für Lothringen außerhalb des 
Landes wecken soll; zugleich soll die Heimatspflege im 
Lothringer Lande selbst dadurch erreicht werden. Das 
fragl. Buch, für dessen vorzüglichen Inhalt eine 
Reihe der besten Namen des Landes bürgen, soll bei vor
nehmer Ausstattung, um es den weitesten Kreisen zugäng
lich zu machen, zu einem Ladenpreis von nur einer Mark 
verkauft werden und als Führer auch für das heutige Loth- 
ringen dienen. Die Herausgeber rechnen damit, daß eine 
Unterbilanz von 1500 bis 2000 Ul zu erwarten ist. Der 
Vorstand des eingangs erwähnten Komitees richtet sich 
daher an die Gemeinden des Landes und bittet um Zu
schüsse zu den Kosten dieses Werkes.

Nach dem Vorschläge der vereinigten Kommissio
nen und auf Antrag des Vorsitzenden bewilligt der 
Eemeinderat einen einmaligen Zuschuß von 50 °N.

16. Neubau eines Elementarschulhaufes.
Der Vorsitzende macht an Hand der im Sitzungssaals 

ausgehängten Pläne folgende Ausführungen:
Die vereinigten Kommissionen haben sich nach ein

gehender Prüfung für die Ausführung eines Elementar- 
schulgebäudes bestehend aus Parterre und 2 Etagen aus
gesprochen. Dieselben haben sich insbesondere im Allge
meinen mit dem vorliegenden Projekte einverstanden 
erklärt, jedoch den Wunsch geäußert, daß der Bau einheit

lich, d. h. die ganze Front in einer Höhe zur Durch
führung gelangt, wodurch zwei weitere Klassen ge
schaffen werden. Ferner haben dieselben in Vorschlag ge
bracht, dem Kellergeschoß nur dann eine Höhe von 3 ni zu 
geben, wenn dortselbst die Wohnräume für den Portier, 
sowie Klassenräume für eine evtl. Haushaltungsschule für 
schulentlassene Mädchen und auch für die landwirtschaft
liche Winterschule eingerichtet und seitens der Schulbehör- 
de genehmigt werden. — Mitglied Frangois erscheint im 
Sitzungssaal. — Des Weiteren wünscht die Kommission die 
Herstellung des Moellon-Sockels nur in Höhe von 1,50 in 
und die Anlage von Kaminen in der Portierwohnung und 
den Lehrerzimmern, damit diese Räume unabhängig von 
der Zentralheizung geheizt werden können. Die Schulsäle 
sollen im Durchschnitt für 60 Schüler bemessen werden, da
runter einige etwas kleiner, andere etwas größer.

Im Verlauf der nun folgenden eingehenden Diskussion 
empfiehlt Mitglied Pfanschilling die bauord- 
nungsmäßig unzuläßige Herstellung von Wohnräumen im 
Souterrain durch Anlage von Luftkanälen zu ermög
lichen. Mitglied Dr. Medernach spricht sich für 
die Durchführung des Baues in einer einheitlichen 
Höhe aus; Mitglied Eoedert regt evtl. die Wahl 
eines neuen Bauplatzes an, da der Schulhof für die An
zahl der Schulklassen, die durch Umgestaltung des Projektes 
um zwei Klassen vermehrt werden soll,etwas klein scheint. 
Der Vorsitzende kommt hierauf auf einen Antrag des Haus
und Erundbesitzervereins zu sprechen, der den für das Schul- 
haus gewählten Baublock 6 als ungeeignet bezeichnet; er 
stellt die Platzfrage wieder zur Diskussion und präzisiert 
seine Meinung dahin, daß wohl ein Grund zur Wahl eines 
anderen Platzes nicht vorliegt.

Der Gemeinderat beschloß daraufhin de- 
battenlos den im Vaublock 6 für die Errichtung des 
neuen Schulgebäudes vorgesehenen Platz beizubehal- 
t e n.

Nunmehr bat der Vorsitzende im Prinzip über die 
Ausführung des Schulhausneubaues nach den Vorschlägen 
der vereinigten Kommissionen Beschluß zu fassen, und der 
durch einheitliche Durchführung der Eebäudefront angereg
ten Abänderung des Bauprojektes durch Erhöhung des 
Vaukredits um 15000 -N Rechnung zu tragen. Mitglied 
Denz trat für die Herstellung der Fensterumfassungen in 
Haustein ein und wurde von Mitglied Dr. Meder
nach unterstützt; letzterer beantragt, im Hinblick auf das 
sich aus der Herstellung der Fensterumfassungen in Hau
stein ergebende Ersparnis in der Unterhaltung, der
selben zuzustimmen, wenn der notwendige Kostenaufwand 
den Betrag von 4000 Ul nicht übersteigen wird.

Der Gemeinderat erklärte sich hierauf im 
Prinzip einstimmig mit der Ausführung des Ele- 
mentarschulhauses nach den von den vereinigten Kommissio
nen und den in der heutigen Sitzung weiter gemachten 
Vorschlägen einverstanden und beauftragte die Ver
waltung, der Anfertigung der endgültigen Pläne und 
Kostenanschläge näher zu treten und dieselben vor Ein
reibung an die Aufsichtsbehörde zur endgültigen An
nahme dem Eemeinderat nochmals vorzulegen.

Hierauf beantragt Dr. Medernach eine Mo
difizierung des vorliegenden Projektes insofern eintreten 
zu lassen, als anstelle von Terranovaputz gewöhn
licher Putz treten soll; Terranovaputz sei neben den 
Hausteineinfassungen der Fenster Luxus. Hierüber entspinnt 
sich eine Diskussion, in deren Verlauf Mitglied Röch
ling die Frage aufwirft, wer für evtl. Kreditüberschrei
tungen bei Ausführung des Schulhausneubaues verant- 
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wörtlich gemacht werde, bezw. wer dafür Gewähr leistet, 
daß Überschreitungen nicht eintreten werden. Der Vor
sitzende erwiderte, daß er dem Stadtbauamte strikte An
weisung geben werde, jede Kreditüberschreitung zu vermei
den und darüber wachen werde, daß bei in Aussicht stehen
den Kreditüberschreitungen der Gemeinderat vorher in 
Kenntnis gesetzt wird. Im Übrigen könne der Eemeinderat 
beschließen, daß für Überschreitungen der bauleitende Archi
tekt verantwortlich gemacht werde. Mitglied Röch- 
ling bittet die Beschlußfassung des Gemeinderats über 
den Schulhausneubau'nu^zuselM;'bis die endgültigen De
tailkostenanschläge, Massenbevechnungen usw. vorliegen. 
Der Vorsitzende stellt die Vortage in Aussicht und 
betont, daß der heutige Beschluß .nur prinzipielle Bedeu
tung habe und das definitive Bauprojekt selbstverständlich 
erst nach Sanktionierung des Kostenanschlages durch den 
Eemeinderat der Aufsichtsbehörde zur Genehmigung vor
gelegt werden solle. — Mitglieder Pfanschilling und 
Steimetz verlassen den Sitzungssaal. — Mitglied Dr. 
Medernach beantragte nunmehr, zur Vermeidung von 
Überraschungen, die Befugnis der Baukom
mission festzulegen und ging hierbei von dem Grundsatz 
aus, daß evtl. Überschreitungen einzelner Kapitel des 
Kostenanschlages nicht aus den Ersparnissen anderer Ka
pitel gedeckt werden dürfen. Dem wird von verschiedenen 
Seiten widersprochen und darauf hingewiesen, daß durch 
ein solches Verfahren die Tätigkeit der Vaukommission 
illusorisch gemacht werde; auch der Vorsitzende hält es für 
notwendig, die Baukommission nicht zu sehr einzuichränken 
und bittet von der angeregten Beschlußfassung abzusehen. 
Mitglied Röchling schlägt zur Vermittelung vor, 
daß Ersparnisse aus einzelnen Kapiteln nur dann mit 
herangezogen werden dürfen, wenn bei Vergebungen höhere 
Angebote eingehen, als Kredite zur Verfügung stehen; 
Neuanschaffungen sollen ausgeschlossen bleiben.

Nachdem Mitglied Dr. Medernach seinen An
trag entsprechend modifiziert und Mitglied Denz den 
Hinweis gemacht hatte, daß es doch bei Herstellung des 
Schulhausbaues in der Hauptsache darauf ankommen müsse, 
eine Überschreitung des gesamten zur Verfügung ge
stellten Kredits zu vermeiden, wie dies bei anderen Be
hörden auch üblich sei, beschloß der Eemeinde
rat den Antrag Dr. Medernach ab zuleh - 
n e n.

Die Verwendung von Terranovaputz wurde 
gutgeheißen.

17. Verlängerung des Vertrages mit der AGWEA.

Die Angelegenheit konnte nicht fertig gestellt werden 
und wird daher vertagt.

18. Erneuerung eines Sachverständigen-Beirats aus 
Grund der Polizeiverordnung zum Schutze des

Ortsbildes.
Nachdem durch Verfügung des Herrn Vezirkspräsiden- 

ten in Metz v. 15. März d. Js. — IIn 408 — ein vom Ee
meinderat beschlossenes Ortsstatut zum Schutze 
des Ortsbildes von Diedenhofen genehmigt worden 
ist, hat die Verwaltung unterm 3l. März d. Js. eine be
zügliche Polizeiverordnung erlassen, deren 8 8 die Er
nennung eines künstlerischen Beirats vorsieht, der zur Hälf
te vom Gemeinderat zu wählen und zur Hälfte vom Bür
germeister zu ernennen ist.

Die vereinigten Kommissionen empfehlen dem Eemein
derat die Herren Amtsgerichtsrat Jrle, Photograph und 
Kunstmaler Nie. Engel, Möbelhändler H. Wimphen und 
Juwelier E. Nouviaire als Vertreter des Eemeinderats 
in den Beirat zu wählen.

Der Eemeinderat beschließt ent
sprechend.

19. Kühlhausanlage.
Der Vorsitzende führt aus, daß bei den Beratungen 

über die Errichtung eines Kühlhauses der Wunsch geäußert 
worden sei, in eine Prüfung der Frage einzutreten, ob die 
Einführung elektrischer Energie der in Aussicht 
genommenen Verwendung von Dampfkraft nicht vorzuzie- 
hen sei. Die Verwaltung ist hierauf mit der Elektrizitäts- 
gesellschaft in Verbindung getreten, die ein Angebot auf 
Stromlieferung abgab, welches eine Sachverständigen
kommission als ungünstig bezeichnete. Neue Verhand

lungen der Verwaltung führten zu dem Ergebnisse, daß die 
AGWEA folgenden von der fragl. Kommission in Vor- 
schlag.Mbrachten Stromlieferungstarif annahm:

von 1 bis 20 000 Kw. St. 8 Pfy.
„ 20 000 „ 35 000 „ 7l4 Pfg.
„ '35 000 „ 50 000 7 Pfg.
„ .50 000 und mehr „ 6°^ Pfg.

Nachdem der Vorsitzende die Annahme dieses Tarifs 
empfohlen, erläutert Mitglied H. Frank die pe
kuniären Vorteile desselben gegenüber der Verwendung 
von Dampfkraft und erwähnt, daß an der vom Eemeinde
rat für die Errichtung der Kühlhausanlage ausgeworfenen 
Bausumme an Ausgaben für maschinelle Einrichtungen pp 
etwa 20 000 -tl gespart würden.

Der Eemeinderat erklärt sich hierauf mit 
der Verwendung elektrischer Betriebskraft ein - 

verstanden und heißt den vorstehend aufgestellten 
Krafttarif gut.

20. Haushaltsetat des Gymnasiums.
Durch Beschluß vom lO. Februar d. Js. hat der Ee

meinderat Tit. Ib Ziffer 8a und 8b der Ausgaben des 
Etatsentwurfs für das Gymnasium pro 1913 um 200 oR 
gekürzt. Der Herr Bezirkspräsident teilt unterm 31. 
März ds Js. — II 2319 — mit, daß der Oberschulrat der 
Kürzung nicht zuzustimmen vermöge, da die Etatsan
sätze bei den angeführten Titeln nach den Anforderungen 
des Vorjahres und den kommenden Bedürfnissen knapp be
messen seien. Der Vorsitzende bittet den gekürzten Betrag 
wieder einzusetzen und dadurch den Etat wieder in Ein
nahmen und Ausgaben auf den Betrag von l 6190,29 -N zu 
erhöhen.

Der Eemeinderat genehmigt die Wie
dereinsetzung des gekürzten Betrages, und zwar un
ter der Voraussetzung, daß sämtliche Ausgaben des Gymna
siums titelweise durch einzelne Rechnungen belegt 
werden, die ihrerseits mit Richtigkeits- und N 0 t - 
wendigkeitsbescheinigung durch die jeweils in 
Frage kommenden Lehrpersonen zu versehen sind.

21. Antrag der Lehrerinnen aus Gewährung eines 
Vorschusses auf eine evtl. zukünftige Gehaltserhöhung.

Namens der Lehrerinnen beantragt Frl. Hauptleh
rerin Dörr, denselben, wie dies für die Lehrer bereits ge
schehen ist, auf eine zukünftige Gehaltserhöhung einen Vor
schuß zu gewähren.
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Der Eemeinderat lehnt den Antrag a b, da 
bereits bei der Budgetberatung anläßlich der Verhand
lungen über den Antrag der Lehrpersonen auf Gehalts

aufbesserung beschlossen worden ist, daß die bewilligte 
Akontozahlung auf die zukünftige Gehaltsaufbesserung 
nur an die Lehrer zur Auszahlung kommen soll.

22. Stundung von Anliegerkostenbeiträgen.
Der Vorsitzende erläutert, daß die Einforderung der 

A n l i e g e r k o st e n für Herstellung von Kanälen in ver
schiedenen Straßen eine Reihe von Einsprüchen gezeitigt 
hätte, so ein Collectivantrag der Bewohner der 
Briqueriestraße auf Erlaß der Kanalanliegerkosten, auf 
welche heute nicht näher eingegangen werden solle; da
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gegen Litte er ihn zu ermächtigen, Anträgen auf Gewäh
rung von Ratenzahlungen oder Stundungen stattzu- 
geben und bei evtl. Stundungen Zinsfreiheit bis 1. 
April l91^zu gewähren.

— Mitglied Röchling und Beigeordneter Walkowinski 
verlassen den Sitzungssaal. —

Nachdem eine aus der Anliegerkostenforderung an 
Herrn Dr. Kuborn entstandene Rechtsstreitigkeit erwähnt 
worden war, beschloß der Eemeinderat dem 
Anträge des Vorsitzenden stattzugeben.

Punkt 23. Siehe Geheimprotokollbuch.

Schluß der Sitzung 8^ Uhr Abends.



Bericht 
über die 

Gememderats-Ätzung 
vom 8. Mai 19 i3, nachmittags 4 Uhr.

Anwesend waren nach Eröffnung der Sitzung unter 
dem Vorsitze des Bürgermeisters Verkenheier die Beige
ordneten: Walkowinski, Haas, Richard, sowie die Mit
glieder: Christian, Denz, Franck Joh., Frank H., Eoe- 
dert, Müller, Nouviaire, Reuter, Röchling, Salomon, 
Schiltz und Steimetz.

Während der Sitzung sind erschienen: Dr. Medernach, 
Dr. Kuborn und Frankens.

Mit Entschuldigung fehlte Mitglied Zimmer.
Abwesend waren die Mitglieder: Wehrmann und 

Pfanschillina.
Schriftführer: Sekretär Hombourger.

Tages-Ordnun g/
1. Mitteilungen.
2. Festsetzung einer Heberolle über Anliegerkosten pp.
3. Antrag auf Erlaß des von dem Verein für Gesund

heitspflege geschuldeten Wassergeldes.
4. Antrag der Gemeinde Nieder-Jeutz auf Abänderung 

des Wasserlieferungsvertrages.
5. Bewilligung der Kosten für Vertretung einer Leh

rerin und eines Lehrers.
6. Antrag auf Weiterbewilligung einer Schulgeldfrei

stelle.
7. Errichtung eines Schulhausneubaues.
8. Antrag auf Gewährung eines Studienstipendiums.
9. Antrag eines Beamten auf Gewährung einer Zu

lage.
10. Antrag eines Beamten auf endgültige Anstellung.
11. Beteiligung an einer Elückwunschadresse für Se. 

Majestät.
12. Bewilligung eines Wohnungsgeldzuschusses an ver

heiratete Unteroffiziere.
13. Alignement des unteren Teiles der Elisabethstraße.
14. Antrag auf Gewährung einer einmaligen städt. 

Veteranen-Beihülfe.
15. Beitritt zum Reichsverband zur Unterstützung 

deutscher Veteranen bezw. Bewilligung eines Bei
trages zur Kaiserjubil.-Stiftung.

16. Anträge der Kirchenfabrik Beauregard.
17. Gewährung einer Eemeindeprämie für Abschuß von 

Schwarzwild.
18. Errichtung eines Eewerbegerichts.
19. Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in Mal- 

gringen.
20. Extraholzschlag pro 1914.
21. Erwerb eines in eine Straße fallenden Privatge- 

ländes.

Vor Eintritt in die Tagesordnung macht der Vor
sitzende dem Gemeinderat offiziell Mitteilung von dem 
Uebertritt in den Ruhestand des Herrn Stadtkommandan
ten, Generalmajor von Gladiß und der Beförderung und 
Versetzung der Herren Obersten Freyer und von Heuduck. 
Der Gemeinderat beauftragt den Bürgermeister den schei
denden Herren den Dank der Stadtverwaltung für das 
jederzeit im Verkehr mit der Stadt und der Bürgerschaft 
gezeigte Entgegenkommen zu übermitteln und ihnen für 
ihr ferneres Wohlergehen die besten Wünsche zuzustellen.

Das Eemeinderatssitzungsprotkoll vom 
7. April d. Js. wird gutgeheißen.

Mitglied Christian bemerkt zu demselben, daß 
der Zuschuß^ des Landes zur Veranstaltung einer Landes
gewerbeausstellung in Diedenhofen im Jahre 1914 in erster 
Linie zur Verfügung gestellt werde, weil der Gewerbeaus
stellung gleichzeitig eine L e h r l i n g s a r b e i t e n - Aus
stellung angegliedert werden soll. Dies sei im letzten Be
richte nicht klar erwähnt. Von einer Berichtigung des Be
richts vom 7. 4. wird abgesehen.

Auf Antrag des Vorsitzenden werden als.d ringliche 
Angelegenheiten folgende Punkte auf die Tages
ordnung gesetzt:

20. Extraholzschlag pro 1914.
21. Erwerb eines in eine Straße fallenden Privatge- 

ländes.

Mitteilungen.
a) Durch Erlaß des Herrn Statthalters vom 5. April 

d. Js. — I A. 5205, St. 2085 — ist die Amtszeit des 
Bürgermeisters gemäß dem Vorschläge des Eemein
derats bis zum Ablauf der allgemeinen Amtsdauer des Ee
meinderats im Jahre 1920 verlängert worden.

b) Die Wahl des Herrn K. Richard zum Bei
geordneten der Stadt Diedenhofen hat die Genehmi
gung des Herrn Statthalters unterm 5. April d. Js. erhal
ten. Der Vorsitzende bringt dem neuernannten Beige
ordneten seine besten Wünsche entgegen und hofft, daß der
selbe seine ganze ihm hierfür zur Verfügung stehende Zeit 
und Kraft in den Dienst der Stadt und der Allgemeinheit 
stellen wird.

Beigeordneter Richard verliest hierauf folgende Er
widerung:

Meine Herren!
Bevor ich den Sitz als Beigeordneter am Verwal- 

tungstisch übernehme, möchte ich den Herren Kollegen vom 
Eemeinderat, den Herren Beigeordneten und insbesondere 
unserem hochgeschätzten Herrn Bürgermeister für das mir 
bei meiner Wahl in so hohem Maße erwiesene Vertrauen zu 
diesem Ehrenposten meinen aufrichtigen und tiefempfun
denen Dank aussprechen.

Wenn ich sage Ehrenposten, so ist es mir auch bewußt, 
daß es auch ein Arbeitsposten ist und ich erkläre hiermit, 
daß es mir stets am Herzen liegen wird mein Mandat un
parteiisch und uneigennützig mit Freude zu erfüllen.

Bei dieser Gelegenheit, meine Herren, möchte ich auch 
mit Dank und Anerkennung meines Vorgängers, des pflicht- 
getreuen und unvergeßlichen Beigeordneten Herrn Roth ge
denken, der sich mit so vieler Liebe und Anhänglichkeit die 
städtischen Interessen zu Herze genommen hat. Seinem 
Beispiel folgend, soll es immer mein Bestreben sein mit 
Ihrer gütigen Unterstützung und der sachgemäßen Leitung 
unseres hochgeehrten Herrn Bürgermeisters das Beste zum 
Wohle unserer lieben Stadt Diedenhofen zu tun.
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Meine Herren, also nochmals meinen besten Dank.
e) Beigeordneter Walkowinski verliest ein ihm zuge

gangenes Schreiben des Herrn Amtsrichters Moellers in 
Sierck, durch welches dem Eemeinderat für die Anteil
nahme an dem Ablebendes Herrn Gymnasial- 
direktors a. D. Geheim. Regierungsrat Dr. 
Moellers, und die bei diesem Anlässe gemachte Kranz
spende sowie dem gewidmeten Nachruf, der beste Dank der 
Familie des Entschlafenen zum Ausdruck gebracht wird. Der 
Vorsitzende schließt sich dem Dank in seiner Eigenschaft als 
Schwiegersohn des Verstorbenen besonders an.

cl) Für einen im Gemeindewalde durch das Jnft.-Regt. 
No. 135 verursachten Schießschaden sind auf Grund 
einer gütlichen Einigung mit dem Regiment 180 an die 
Stadtkasse abgeführt worden.

e) Die diesjährigen Vrenn- und Nutzholzver- 
fteigerungen haben zusammen 13354 eingebracht. 
Die Brennholzversteigerung hat verhältnismäßig 14 
mehr ergeben als die gleiche Versteigerung im verflossenen 
Jahr; die Nutzholzversteigerung brächte 35 über die Taxe 
des Forstschutzpersonals ein und ist deren Ertrag um 12 28 
besser als im vorigen Jahre.

k) Die Lehrerin an der höheren Mädchenschule, Frl. 
Wan inger, ist infolge Krankheit bis zum 2. August 
d. Js. beurlaubt worden.

Z) Herr Dr. A. Nuppel in Metz dankt für die vom Ge
meinderat bewilligte Subvention zur Herstellung einer 
Festschrift „Lothringen und seine Hauptstadt."

b) Der W i r t s ch a ft s st e m p e l hat im 2. Halb- 
Z Rechnungsjahres 1912 1068,75 -N eingebracht,
z i) Nach einem Berichte des Obdachlosenasyls 

haben die Einnahmen des verflossenen Jahres 2176,25 -N, 
j die Ausgaben 4196,50 betragen, sodaß mit einer Minus

einnahme von 2020,25 oll abgeschlossen worden ist, die dem 
Asyl aus der früher veranstalteten Lotterie noch zur Ver
fügung stehen. Es sind im Rechnungsjahre 1913 2593 
Personen unentgeltlich beherbergt und verpflegt worden, 
außerdem haben unentgeltliche Pflege erhalten 870 Per
sonen.

j) Auf eine bei der Mondorfer Vahngesell- 
schaft erhobene Beschwerde wegen Freihaltung des 
Ueberganges zu den Friedhöfen in St. Franz, teilt die Ge
sellschaft mit, daß nur gelegentlich der Ankunft und Abfahrt 
der Mondorfer Züge und bei den hierbei notwendigen 
Rangierbewegungen eine Inanspruchnahme der Ueber- 
gänge und zwar auf die möglichst kürzeste Zeit stattfindet. 
Einen bei demselben Anlaß gegen einen Beamten der 
Nebenbahngesellschaft erhobenen Vorwurf weist die Gesell
schaft unter Abgabe einer anderen Schilderung des Sachver- 
halts zurück.

ü) Der Bericht des Herrn Kreisarztes Dr. Giß über 
seine Tätigkeit als Schularzt liegt zur Einsicht auf.

1) Der Lokomotivführer Kubischek, dem vor kurzem 
ein B au p l atz von 314 Ar Größe an der Hildegardstratze 
zum Preise von 8 -N pro am zugeschlagen worden ist, bittet 
ihm aus pekuniären Gründen den frgl. Bauplatz in einer 
Größe von nur 3 Ar zu veräußern. Dem Kubischeck'chen 
Wunsche kann entsprochen werden, wenn der mit 35 in Tiefe 
vorgesehene Bauplatz auf eine Bautiefe von 30 w vermin
dert wird. Der Eemeinderat hat gegen die Ver
minderung der Fläche auf 3 Ar nichts einzuwenden. 
Der Kaufpreis von 8 -N pro qin soll bestehen bleiben.

— Mitglied Röchling bittet Punkt 18 der Tages
ordnung: Errichtung eines Eewerbegerichts 
als Punkt 3 zu verhandeln. Es erhebt sich kein Wider
spruch.

2. Festsetzung einer Heberolle über Anlieger- 

kosten pp.
Der Vorsitzende bittet die Festsetzung der Heberolle zu 

vertagen. Es erhebt sich kein Widerspruch. Alsdann ver
liest er ein Schreiben des Hauseigentümer- und Grundbe- 
sitzervereins, in welchem um Stundung der von der Stadt 
eingeforderten Kanalanliegerkosten gebeten wird bis zur 
Entscheidung auf einen durch Herrn Dr. Kuborn namens 
des Hausbesitzervereins gegen die Rechtsgültigkeit der städt. 
Anliegerkostenforderung erhobenen Rekurs. Der Vor
sitzende erläutert hierauf, daß die vereinigten Kommissio
nen der Meinung seien, daß die Einziehung der Kanal- 
pp Anliegerkosten ohne Rücksicht auf etwaige Einsprüche zu 
erfolgen habe, da Anliegerkosten wie direkte Steuern bei
getrieben würden. Der Gemeinderat tritt dem Kom- 
missionsberichte bei und beauftragt die Verwaltung sämt
liche Anliegerkostenforderungen beizutreiben, wenn diesel
ben nicht anstandslos anerkannt werden. Im übrigen sol
len die gegen die Anliegerkostenforderungen der Stadt er
hobenen Einsprüche in einer besonderen Sitzung besprochen 
werden.

— Die Mitglieder Christian, H. Frank, Reuter und 
Müller verlassen den Sitzungssaal. —

3. Antrag aus Erlaß des von dem Verein für

Gesundheitspflege geschuldeten Wassergeldes.
Der Verein für Gesundheitspflege hat gebeten, ihm 

das in der von ihm geleiteten Badeanstalt verwendete 
Wasser unentgeltlich zu überlassen, d. h. den für das 4. 
Quartal 1911 und die 3 ersten Quartale des Rechnungsjah
res 1912 eingeforderten Betrag von 231,42 M niederzu
schlagen.

Der Eemeinderat schlägt den Betrag von 231,42 
-N unter den Bedingungen des Gemeinderatsbeschlusses 
vom 1. 4. 1912 nieder.

— Die Mitglieder Müller und Reuter erscheinen 
wieder im Sitzungssaal. —

4. Antrag der Gemeinde Niederjeutz aus Abände

rung des Wasserlieserungsvertrages.
Mit Schreiben vom 17. April bittet die Gemeinde 

Nieder-Jeutz den Zeitpunkt der Verpflichtung zur Ent
nahme aus der städt. Wasserleitung des vertraglich festgeleg
ten Mindestwasserquantums von 300 e-dm pro Tag um ein 
weiteres Jahr hinauszuschieben. Die Gemeinde Nie
derjeutz hat im verflossenen Rechnungsjahre 62 560 obm 
Wasser verbraucht, während bei Berechnung der Mindest
wassermenge von 300 ek>m pro Tag ein Eesamtkonsum von 
109 500 ak>m hätte erzielt werden müssen. Es ist somit 
eine Minusentnahme von 46 940 cbm zu verzeichnen, die 
auf Grund des bestehenden Wasserlieferungsvertrages mit 
4348,96 -N in Rechnung gestellt ist. Mit der Annahme des 
von der Gemeinde Nieder-Jeutz gestellten Antrages vom 
17. April d. Js. müßte dieser Betrag niedergeschlagen 
werden.

Der Vorsitzende trägt vor, daß bereits durch Gemein- 
deratsbeschluß vom 17. Juni 1912 die Verpflichtung zur 
Entnahme der garantierten Mindestmenge von 300 ebin 
pro Tag durch die Gemeinde Niederjeutz, um ein Jahr hin- 

' ausgeschoben worden sei unter der Bedingung, daß eine Er
höhung der Niederjeutzer Sätze für Abgabe von Wasser an 
Private stattfinden werde. Das von der Stadt errichtete 
Erundwasserwerk, welches in erster Linie für die Versor
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gung der Nachbarorte von Diedenhofen errichtet worden sei, 
erbringe noch heute nicht die volle Verzinsung des in
vestierten Kapitals und liege daher kein Anlaß vor der Ge
meinde Nieder-Jeutz in diesem Jahre nochmals entgegen- 
zukommen und ihr ein Geschenk in Höhe des niederzuschla
genden Betrages zu machen. Die Mehrheit der vereinig
ten Kommissionen sei für Bewilligung der einjährigen 
Hinausschiebung des Entnahmetermins bezw. für Nieder
schlagung des erwähnten Betrages von 4348,90 M unter 
der Bedingung, daß die Gemeinde Nieder-Jeutz die in Die
denhofen giltigen Wasserabgabensätze einführt. — Mit
glied Frank H. erscheint wieder im Sitzungssaal. —

In der nun folgenden eingehenden Debatte, sprechen 
sich mehrere Mitglieder für Annahme des Kommissionsan- 
trages, mehrere Mitglieder für Ablehnung des Antrages 
der Eemeinde Nieder-Jeutz aus. Mitglied Röchling 
beantragt die Annahme des Kommissionsbeschlusses und be
tont, daß die Einführung des Diedenhofener Wasserab- 
gabentariss in Nieder-Jeutz mit der Niederschlagung eines 
Betrages von 4348,90 -N nicht zu teuer erkauft sei. Der 
Vorsitzende warnt vor der Niederschlagung einer sicheren 
Einnahme', da diese bei der städt. Bürgerschaft böses Blut 
erregen werde und erwähnt, daß nach der Verwaltung vor
liegendem Material die Gemeinde Nieder-Jeutz es anschei
nend unterlassen habe, die im verflossenen Jahre bei Hin
ausschiebung der Mindestentnahme-Verpflichtung in Aus
sicht gestellte Tarifeinführung in allen Scalen vorzuneh- 
men.' Mitglied Röchling ist, falls dies zutrifft, für Ein
ziehung des im verflossenen Jahre erlassenen Betrages und 
stellt einen entsprechenden Antrag.

Nachdem ein Antrag des Mitgliedes Müller auf 
Schluß der D e b a t t e angenommen worden war, be
schloß der Gemeinderat gegen zwei Stimmen 
unter Ablehnung des Ko m m i s s i o n s a n t r a - 
ges von einer weiteren Hinausschiebung der 
Mindestentnahme-Verpflichtung abzusehen und die 
damit verbundene Niederschlagung eines Betrages 
von 4348,90 M ab zulehnen. Gleichzeitig beauftragt 
der Gemeinderat die Verwaltung bei der Gemeinde Nie
der-Jeutz zu ermitteln, aus welchem Grunde der im ver
flossenen Jahre bei Niederschlagung eines Wassergeldbe
trages vorgelegte neue Wasserabgabentarif für Nieder- 
Jeutz nicht in allen Punkten eingefllhrt worden ist.

5. Bewilligung der Kosten für Vertretung einer 

Lehrerin und eines Lehrers,

a) Die erkrankte Lehrerin der höheren Mädchenschule, 
Frl. Waninger, ist nach einer Verfügung des Oberschul- 
rats bis zum Beginn der Herbstferien beurlaubt; zu ihrer 
Vertretung ist ein Frl. Thalmann aus Hagenau komman
diert. Der Vorsitzende trägt vor, daß die vereinigten Kom
missionen am 5. April d. Js. in der Voraussicht, daß die Er
krankung der Frl. Waninger nur bis Pfingsten andauern 
sollte, von der Entsendung einer Vertreterin Abstand zu 
nehmen gebeten und für die Vertretung durch die Collegin- 
nen der Erkrankten einen Betrag von 100 M festgesetzt 
hätten. Die Ausführung dieses Kommissionsbeschlusses 
habe im Hinblick auf die Verlängerung der Beurlaubung 
der Frl. Waninger unterbleiben und die Beorderung der 
Vertreterin erfolgen müssen. Die vereinigten Kommissio
nen hätten daraufhin mit Rücksicht auf die veränderte Sach
lage in ihrer Sitzung vom 6. Mai d. Js. einstimmig empfoh
len beim Eemeinderat die erforderlichen Vertretungskosten 
zu beantragen.
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Der Eemeinderat bewilligt den zur Zah
lung von Vertretungskosten an Frl. Thalmann erforder
lichen Betrag.

d) Hauptlehrer Saur hat vom 1. bis 12. April 
d. Js. in Vertretung des Lehrers Stutzmann in Veauregard 
Halbtagsunterricht erteilt. Seitens des Herrn 
Kreisschulinspektors wird die Gewährung der Vertretungs
kosten im Betrag von 16 -N beantragt.

Der Gemeinderat bewilligt auf einen ent
sprechenden Antrag der vereinigten Kommissionen hin, und 
im Hinblick auf den niedrigeren Betrag, ausnahms
weise die Summe von 16 -N.

6. Antrag auf Weiterbewilligung einer 

Schulgeldfreistelle.

Der Schülerin an der höheren Mädchenschule, Maria 
Wegel, ist durch Gemeinderatsbeschluß vom 6. Februar 
1911 bis einschließlich 31. 3. 1913 eine Echulgeldfrei- 
stelle an der höheren Mädchenschule bewilligt worden, 
um deren Weiterbewilligung die Mutter der Schülerin 
einkommt.

Da die für die Bewilligung bestimmend gewesenen 
Gründe auch noch heute maßgebend sind, beschließt 
der Eemeinderat sich für die Weite rgewäh- 
rung auszusprechen.

7. Errichtung eines Schulhausneubaues.

Der Vorsitzende erläutert an Hand von im Sitzungs
saal ausgehängten Bauplänen, daß das Projekt zur Er
richtung eines neuen Volksschulgebäudes nunmehr allen 
vom Gemeinderat gemachten Anforderungen entsprechend 
aufgestellt worden sei und seitens der vereinigten Kom
missionen empfohlen würde, dasselbe gutzuheitzen und der 
Verwaltung zur Anforderung der Eenehmigungspläne, 
Kostenanschläge usw. zu überweisen. Sämtliche Detail
pläne pp. würden dem Gemeinderat s. Zt. zur Sanktionie
rung noch vorgelegt werden.

Der Eemeinderat genehmigt einstim
mig die vorgelegten Pläne und ordnet deren Ausarbei
tung an.

Anschließend hieran bewirt der Vorsitzende, daß die 
vereinigten Kommissionen empfohlen hätten, die Verwal
tung zu beauftragen, mit der Militärverwaltung zwecks 
Erwerbs eines hinter dem augenblicklich vorgesehenen 
Schulhausbauplatzes gelegenen m i l i t ü r f i s k a l i - 
schen Platzes in Verbindung zu treten, um evtl. durch 
diesen Erwerb eine günstigere Gestaltung des Schulhofes 
pp. herbeizuführen. Mitglied Dr. Niedern ach 
hält die geplante Herstellung des Schulhausneubaues mit 
der Front nach Norden, nicht für zweckmäßig und wünscht 
einen anderen Platz für das Gebäude bestimmt zu 
sehen, wo dasselbe dem Sonnenlichte etwas mehr ausgesetzt 
sein wird. Auch Mitglied Eoedert hält die er
neute Prüfung der Platz frage für notwendig. Mit
glied Müller wünscht, daß die M e tz e r s e i t e für den 
Neubau vorgesehen bleibt. Mitglied Dr. Kuborn 
hält die Schulhauslage nach Norden für richtig.

Der Eemeinderat beschließt alsdann, daß 
unabhängig von der Herstellung der Baupläne für 
das Schulhausgebäude, eine erneute Prüfung der Platz- 
frage vorgenommen werden soll und beauftragt die Ver
waltung mit der Vorlage entsprechender Vorschläge.
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— Die Beigeordneten Haas und Richard und die Mit
glieder H. Frank, Salomon und Müller verlassen den 
Sitzungssaal. —

8. Antrag aus Gewährung eines Studienstipendiums.

Der Kunstgewerbeschüler Karl Eall, dem durch Ge
meinderatsbeschluß vom 2. Dezember v. Js. ein rückzahl
bares Studienstipendium von 200 gewährt worden ist, 
bittet erneut um Bewilligung einer Beihilfe aus 
städt. Mitteln, die ihm den Besuch der Münchener Kunst
akademie ermöglichen soll. Die vereinigten Kommissionen 
haben empfohlen dem p. (Fall für das laufende Jahr eine 
Subvention von 300 -A zu gewähren und für das nächste 
Jahr, falls das Studium fortgesetzt wird, dieselbe Summe 
in Aussicht zu stellen; dieselbe ist evtl. im nächsten Jahre 
anzufordern. Das Eesamtdarlehn soll innerhalb 5 Jahren 
nach beendetem Studium, spätestens am 1. 4. 1920 zinslos 
au die Stadt wieder zurllckgezahlt werden. Die Rückzah
lung soll mit Raten erfolgen und beginnen, sobald Eall 
mehr Geld verdient, als er zum einfachen Lebensunterhalt 
benötigt.

Der Gemeinderat erhebt den Kommissionsvorschlag 
zum Beschluß.

9. Antrag eines Beamten aus Gewährung einer 

Zulage.

Der Polizei-Vizewachtmeister Weinachter ist um Be
willigung einer besonderen Entschädigung für Ausübung 
der Sittenkontrolle bezw. Revision der Animierkneipen 
eingekommen, da ihm durch Verrichtung dieses Dienstes, 
d. h. den mit demselben verbundenen Besuch der Wirt
schaften, besondere Ausgaben entstehen. Die vereinigten 
Kommissionen haben den Antrag des p. Weinachter 
ablehnend begutachtet, dagegen beschlossen dem Ee
meinderat zu empfehlen, die Kleiderentschädi
gung des Wachtmeisters und der Vizewachtmeister auf 
200 Zl pro Jahr zu erhöhen.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend.

10. Antrag eines Beamten aus endgültige

Anstellung.

Architekt Münster, der gleichzeitig Vaupolizeibeamter 
ist, bittet seine Stellung gemäß 8 27 Abs. 4 der Gemeinde- 
ordnung als ständiges Gemeindeamt zu erklären und ihn 
unter Einreihung in dieses Amt auf Lebenszeit unwider
ruflich, d. h. mit Beamteneigenschaft anzustellen. p. Münster 
begründet seinen Antrag damit, daß ihm s. Zt. bei Einstel
lung in den städt. Dienst definitive Anstellung in Aussicht 
gestellt worden sei, und das von ihm bekleidete Amt im 
Hinblick auf die Baupolizei von der Stadt jederzeit beibe
halten werden müsse. Die vereinigten Kommissio
nen haben empfohlen, das Amt des Baupolizeibe
amten an sich gemäß Z 27 Abs. 4 der Eemeindeordnung zum 
ständigen Eemeindeamte zu erklären und dem Stellen- 
inhaber, Architekt Münster, eine Anstellungsverfügung 
zu erteilen, die ihm die durch das Angestelltenversicherungs- 
gesetz geforderte Anwartschaft gewährleistet.

Der Eemeinderat tritt dem Kommis- 
sionsbeschluß bei.
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11. Beteiligung an einer Glückwunschadresse 
für S, Majestät.

Der Reichsverband deutscher Städte hat in einem 
Rundschreiben mitgeteilt, daß die Beteiligung an der aus 
Anlaß des 25jähr. Regierungsjubiläums an Seine Ma
jestät von den deutschen Städten zu stiftenden Huldigungs- 
adresse möglich sei, wenn etwaige Interessenten ihren Bei
tritt zum Reichsverband erklären und zu den Kosten der 
Huldigungsadresse einen Beitrag in Höhe von X Z pro 
Kopf der Einwohnerzahl beitragen würden. Der Vor
sitzende hält es für notwendig, daß die Stadt sich an der 
frgl. Huldigungsadresse beteiligt und erklärt ,daß er in der 
Voraussicht des Einverständnisses des Eemeinderats be
reits entsprechende Anmeldungen beim Reichsverband ge
macht habe; er bittet die entstehenden Kosten, nämlich 
20 -A Verbandsbeitrag für das erste Jahr und für die Hul
digungsadresse Z pro Kopf von 15 000 Einwohnern - 
37,50 -A sowie 6,50 für einen Abdruck der Adresse (ins
gesamt 64,00 <A) zu bewilligen.

Die vereinigten Kommissionen haben empfohlen, 
den Beitritt zum Reichsverband deutscher Städte gutzu
heißen, sowie den zur Deckung des Verbandsbeitrages und 
der Kosten der Huldigungsadresse erforderlichen Kredit 
nachzubewilligen.

Der Eemeinderat beschließt entsprechend.

12. Bewilligung eines Wohnungsgeldzuschusses an 

verheiratete Unteroffiziere.
Der Vorsitzende verliest einen Antrag der Komman

dantur Diedenhofen vom 17. April d. Js., durch welchen 
die Gewährung eines jährlichen Servisgeldzuschusses aus 
städt. Mitteln in Höhe von 30 <A an die in Diedenhofen 
selbfteingemieteten verheirateten und unverheirateten 
Unteroffiziere aller Dienstgrade erbeten wird. Anschließend 
führt er aus, daß eine bei anderen elsaß-lothringischen Ear- 
nisonstädten eingeforderte Auskunft ergeben habe, daß in 
keiner anderen Garnison von feiten der Gemeindeverwal
tung den Unteroffizieren Servisgeldzuschüsse ausgezahlt 
würden. — Mitglied Salomon erscheint wieder im 
Sitzungssaal. — Die vereinigten Kommissionen empfehlen, 
den verheirateten, in der Gemeinde Diedenhofen 
selbsteingemieteten Unteroffizieren aller Grade aus beson
derem Entgegenkommen einen jährlichen Servisgeldzuschuß 
von je 15 -A zu bewilligen. — Es erscheinen nacheinander 
wieder im Sitzungssaal: Mitglieder Müller, H. Frank, 
Beigeordnete Haas und Richard. — In der nun folgenden 
Debatte beantragt Beigeordneter Walkowinski 
mit Rücksicht auf die unentgeltliche Zurverfügungstellung 
der Militär-Musikkapellen für die öffentlichen Promena- 
denkonzerte und das von den Truppenteilen im Verkehr 
mit der Stadt stets bewiesene Entgegenkommen den von 
den vereinigten Kommissionen empfohlenen Servisgeldzu
schuß auf je 20 -A pro Jahr zu normieren. Mitglied S a - 
lomon beantragt dieAblehnung des von den ver
einigten Kommissionen gestellten Antrages. Nachdem sich 
noch einige weitere Mitglieder für und wider die Bewilli
gung ausgesprochen hatten, stimmt der Eemeinderat 
unter Ablehnung des Antrages des Beigegordneten Wal
kowinski auf Gewährung eines Servisgeldzuschusses von je 
20 lA, dem Kom missionsantrag zu.

13 Alignemenl des unteren Teiles der Elisabethstratze.
Der Vorsitzende erläutert an Hand eines im Sitzungs

saal ausgehängten Vaufluchtenplanes das von der Bau
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kommission zu Annahme empfohlene Alignement des unte
ren Teiles der Elisabethstraße sowie die für dessen Fest
setzung maßgebend gewesenen Gründe und bittet um An
nahme des Kommissionsbeschlusses.

— Mitglied Denz verläßt den Sitzungssaal. —
Mitglied H. Frank bezeichnet den vorgelegten 

Plan als nachteilig für die östlichen Anlieger, da deren 
Gelände zu sehr angeschnitten würden und nicht mehr be- 
bauungsfähig seien; die Straße hätte mehr nach der west
lichen Straßenseite verschoben werden müssen, da auf die
ser größere Bautiefen vorhanden seien. Der Vorsitzende 
entgegnet, daß dies nicht angängig gewesen sei, da die 
Straße auf der westlichen Seite durch Bauten bereits fest
liege. Mitglied Röchling beantragt alsdann die 
Straßenbreite auf 10 Meter einschließlich Bürgersteige zu 
fixieren, die Vorgärten auf der östlichen Straßenseite weg
fallen zu lassen und die offene Bauweise beizubehalten.

Dieser Antrag wurde bei einer Stimmenthaltung 
vom Gemeinderat angenommen.

— Mitglied Goedert verläßt den Sitzungssaal. —

14. Antrag auf Gewährung einer einmaligen städt.

Veteranenbeihülse.

Der Kriegerverein Diedenhofen hat beantragt, den in 
der Stadtgemeinde Diedenhofen wohnenden Veteranen 

aus den Kriegsjahren 1870/71 pp, anläßlich des Regie- 
rungsjubiläums Sr. Majestät des Kaisers, am Montag, den 
16. Juli d. Js., eine Veteranenspende aus städtischen Mit
teln bewilligen zu wollen. Der Vorsitzende erläutert, daß 
auf Grund von der Schutzmannschaft angestellten Ermitte
lungen ca. 80 Veteranen in Diedenhofen wohnen, die je
doch teilweise nicht bedürftig sind und eine städt. Spende 
kaum annehmen würden. Die vereinigten Kommissionen 
hätten daher in Vorschlag gebracht, allen bedürftigen 
Veteranen eine einmalige städt. Spende zu gewähren, und 
zwar den in Spitälern als Pfründnern untergebrachten 
ein Geldgeschenk von 3 -N und ein Pfund Tabak, den übri
gen ein Geldgeschenk von 20 Zl.

— Mitglied Frankens erscheint im Sitzungssaal. —
In der nun folgende Debatte treten mehrere Mit

glieder für gleichmäßige Behandlung aller Veteranen 
ein und bitten auch die Pfründner genau wie die anderen 
Veteranen zu berücksichtigen . Dem wird von anderen Mit
gliedern entgegengehalten, daß besser situierte Veteranen 
ein städt. Geldgeschenk kaum annehmen würden und kein 
Anlaß vorläge, die Pfründner wie die übrigen Veteranen 
zu bedenken, da bei diesen besonders eigenartige Verhält
nisse beständen, denen Rechnung getragen werden müsse. 
Beigeordneter Haas beantragt eine Ehren
gabe von je 25 Ut für alle Veteranen bereitzustellen und 
wird hierin von Beigeordneter Walkowinski 
unter st ützt, während Mitglied Müller die Ver
teilung der Ehrengabe dem Kriegerverein über
lassen zu sehen wünscht. — Mitglieder Denz und Goe
dert erscheinen wieder im Sitzungssaal. — Mitglied 
Röchling tritt für Annahme des Kommissionsbeschlusses 
ein und beantragt die Spende nur solchen Veteranen zu ge
währen, die länger als 3 Monate in Diedenhofen ansässig 
sind. Nachdem der Vorsitzende empfohlen hatte, nur den 
Veteranen, die ein Einkommen von weniger als 2000 Ul 
pro Jahr besitzen, die Ehrengabe zukommen zu lassen, b e - 
schließt der Eemeinderat allen nicht in 
Spitälern als Pfründnern untergebrachten Veteranen, 
die seit mehr als drei Monaten in Diedenhofen ansässig 

sind und ein Gesamteinkommen von weniger als 2000 -N 
pro Jahr haben, eine einmalige Jubiläumsspende 
von 20 Ul zu gewähren. Den Pfründnern soll ein Geldge
schenk von je 3 Ui und je ein Pfund Tabak überwiesen wer
den. Der erforderliche Kredit wird bewilligt.

l5. Beitritt zum Reichsverband zur Unterstützung 
deutscher Veteranen bezw. Bewilligung eines Bei

trages zur Kaiserjubiläums-Stiftung.

Der Reichsverband zur Unterstützung deutscher Vete
ranen in Berlin, welcher sich die Aufgabe gestellt hat, den 
zahlreichen Kriegsveteranen, welche in ungünstigen Ver
hältnissen leben, durch Gewährung von Unterkunft und 
Perschaffung von Arbeitsgelegenheit beizustehen, sucht sein 
Ziel zu erreichen, indem er die Gemeinden auffordert, dem 
Verband beizutreten ; er bittet daher in einem an die deut
schen Städte und Landkreise gerichteten Rundschreiben um 
Erwerb der Verbandsmitgliedschaft und Bewilligung eines 
Beitrages zu einer besonderen Kaiser-Jubiläumsstiftung. 
Falls die Stadt bereits eine besondere Jubiläumsspende 
für Veteranen bewilligt hat, wird um Mitteilung deren 
Höhe gebeten, damit dieselbe evtl. in einem Seiner Ma
jestät vorzulegenden Verzeichnisse Aufnahme finden kann. 
Die vereinigten Kommissionen haben empfohlen, die Mit
gliedschaft des Verbandes mit einem Jahresbeitrag von 50 
-N zu erwerben, die Bewilligung eines Zuschusses zur Ju
biläumsstiftung im Hinblick auf die Gewährung einer evtl. 
städt. Jubilüumsspende jedoch abzulehnen, dagegen die Auf
nahme der Letzteren in dem Verzeichnisse des Reichsver
bandes zu erbitten.

Der Gemeinderat beschließt nach Vor
schlag der vereinigten Kommissionen.

16. Anträge der Kirchsnsabrik Veauregard.

Die Kirchenfabrik Veauregard hat an den Gemeinde
rat folgende Anträge gerichtet:

1. Die Feuerversicherungsprämie für Kirche und Pfarr
haus in Veauregard im Betrage von zusammen 149,35 M, 
sowie die Kosten für Unterhaltung des Blitzableiters mit 
10 pro Jahr auf städtische Mittel zu übernehmen;

2. Die erforderliche, gründliche Reparatur des Kirchen- 
dachs alsbald vornehmen zu lassen;

3. Die bei der Kirchenfabrik angeforderten Kanalan
liegerkosten für Pfarrhaus und Kirche in Veauregard im 
Betrage von 661,86 -N niederzuschlagen;

4. Der Errichtung eines Friedhofkreuzes für Beaure- 
gard alsbald näher zu treten.

Die Anträge haben den vereinigten Kommissionen vor
gelegen und empfehlen diese dem Eemeinderat:
- 1 Die Uebernahme von Feuerversicherungsprämien und
der Unterhaltungskosten des Blitzableiters abzulehnen;

2. Die Reparaturen des Kirchendaches alsbald ausfüh
ren zu lassen und den vom Stadtbauamt veranschlagten 
Kosten-Beitrag in Höhe von 1045,00 Ut zu bewilligen;

3. Die angeforderten Kanalanliegerkosten im Betrage 
von 661,86 Ul niederzuschlagen;

4. Der Errichtung eines Friedhofkreuzes näher zu tre
ten und zu diesem Zwecke vom Stadtbauamte Pläne und 
Kostenanschläge aufstellen zu lassen und demnächst vorzu- 
legen.

Der Eemeinderat erhebt die Kommissions- 
vorschläge einstimmig zum Beschluß.
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17. Gewährung einer Eemeindeprämie für Abschuß 
von Schwarzwild.

Die Verwaltung hat dem Eemeinderat vorgeschlagen, 
die Vertilgung des Schwarzwildes im Eemeindewald da
durch zu fördern, daß dem mit einem Abschußscheine versehe
nen Eemeindeförster neben dem vom Jagdpächter zu bewil
ligenden Abschutzgeld eine Eemeindeprämie von etwa 3 
pro Stück abgeschossenen Schwarzwildes gewährt wird. 
Nachdem in einer Sitzung der vereinigten Kommissionen 
der Vorsitzende den Antrag zurückgezogen hatte, tat dies in 
der Eemeinderatssitzung auch der Referent für Jagdangele
genheiten, Beigeordneter Walkowinski. Mitglied Eoe- 
dert nahm denselben geschäftsordnungsmäßig wieder auf, 
bezeichnete denselben im Interesse der Landwirtschaft und 
deren Schutz als sehr gerechtfertigt und hielt eine Ee
meindeprämie von 3 -/ll pro Stück abgeschossenen Schwarz
wildes als angemessen.

Der Gemeinderat lehnte den Antrag gegen 
zwei Stimmen ab.

18. Errichtung eines Gewerbegerichts,

Seitens des Herrn Bezirkspräsidenten ist folgende 
Verfügung eingegangen:

„Kaiserlicher Bezirkspräsident
von Lothringen.

Metz, den 5. April 1913.

Durch die Kaiserliche Verordnung vom 29. Januar d. 
Js. (Eesetzbl. S. 5) ijch darauf Grund des Landesgesetzes, 
betreffend die Eewerbegerichte, vom 23.2.1880 bestehende 
Eewerbegericht in Metz aufgehoben worden und hat nach tz 2 
der Verordnung seine Tätigkeit am 31. Dezember 1913 ein- 
zustellen.

Ich ersuche nunmehr ergebenst, die Errichtung eines 
besonderen Gewerbegerichts in Diedenhofen auf Grund des 
Eewerbegerichtsgesetzes vom 29. September 1901 (R. E. 
Bl. S. 353) in Erwägung zu ziehen und, da die Zuständig
keit des Eewerbegerichts sich nicht allein auf den Stadtbe
zirk Diedenhofen beschränken kann (8 2 a. a. O.) im Ein
vernehmen mit den Herren Kreisdirektoren für Dieden- 
Hofen-Ost und Diedenhofen-West in Anwendung von Z 1 
Abs. 3 a. a. O. das Nötige zu veranlassen.

Damit das neue Eewerbegericht am 1. Januar 1914 
seine volle Tätigkeit aufnehmen kann, sind die Vorbereitun
gen mit tunlichster Beschleunigung zu treffen.

Bis zum 10. Mai 1913 sehe ich Ihrem Berichte ent
gegen,

In Vertretung: gez. Kanser.

An den Herrn Bürgermeister in Diedenhofen. Ick. 776."

Nach Verles dieser Verfügung führt der Vorsitzende 
aus, daß bereits im Jahre 1909 die Frage der Errichtung 
eines Eewerbegerichts in Diedenhofen geprüft und hierbei 
der Eemeinderat in seiner Sitzung vom 6. April 1909 einen 
ablehnenden Standpunkt eingenommen habe. Die Verhält
nisse seien heute annähernd dieselben wie im Jahre 1909, 
und ein Eewerbegericht würde heute ebensowenig lebens
fähig sein wie damals. Dies ergäbe sich insbesondere aus 
einer Mitteilung des Herrn Kreisdirektors in Diedenho- 
fen-West, nach welcher für den Kreis West ein Bedürfnis 

zur Errichtung nicht vorliege. Seitens des Herrn Kreisdi
rektors von Diedenhofen-Ost sei die Errichtung eines ge
meinsamen Eewerbegerichts für den Kanton Diedenhofen 
angeregt worden. Da für den Kreis Diedenhofen-West mit 
seiner zahlreichen gewerblichen Einwohnerschaft ein Be
dürfnis nicht bestehe, könne auch für den Kanton Dieden- 
Hofen-Ost ein solches nicht anerkannt werden. Dagegen 
müsse, wenn einmal die Notwendigkeit für die Errichtung 
eintreten werde, die Stadt Diedenhofen ihr ganzes Bestre
ben darnach richten, das Gewerbegericht zu erlangen. Die 
vereinigten Kommissionen hätten in der Angelegenheit ihre 
Stellung dahin präzisiert, daß falls die Gründung eines 
Eewerbegerichts für die beiden Kreise Diedenhofen-Ost und 
West zur Notwendigkeit werden würde und von der Regie
rung ins Auge gefaßt werde, diesem der Sitz in Diedenho
fen angewiesen werden solle.

In der nun folgenden lebhaften Diskussion wird von 
verschiedenen Mitgliedern darauf hingewiesen, daß die Ver
hältnisse des Jahre 1909 sich bisher nicht verändert hätten 
und somit auch das Bedürfnis nach einem Eewerbegericht 
verneint werden müsse. Die ordentlichen Gerichte seien in
folge der Novelle zur Prozeßordnung in der günstigen Lage 
ebenso rasch zu arbeiten als ein evtls. Eewerbegericht und 
würden den Gewerbetreibenden und deren Arbeiter pp. 
dieselben Dienste leisten wie Letzteres. Die pekuniären und 
wirtschaftlichen Vorteile eines Eewerbegerichts stünden kei
neswegs mit den Kosten eines solchen im Einklang und 
müsse schon aus diesem Grunde allein das Bedürfnis ver
neint werden. Auch werde ein Eewerbegericht zweifelsohne 
die so sehr erstrebte Errichtung eines Landgerichts in Die
denhofen ernsthaft schädigen. Vom sozialen Standpunkt sei 
die Errichtung ebenfalls nicht zu begrüßen, denn erst mit 
der Errichtung eines solchen werde das Bedürfnis nach sei
ner Benutzung eintreten und eine Fülle von Rechtsstreiten 
entstehen, die heute vermieden bleiben. Im Interesse des 
friedlichen Zusammenlebens der Arbeitgeber mit den Ar- 
heitnehmern werde die Gründung tunlichst unterbleiben 
müssen. Rechtlich ktznn'e die Stadt erst gezwungen werden 
der Errichtung eines Eewerbegerichts näher zu treten, 
wenn die Einwohnerzahl auf 20 000 Köpfe angewachsen sei. 
Andere Mitglieder halten die Errichtung aus wirtschaft
lichen Gründen für zweckmäßig und bitten das Bedürfnis 
zu bejahen, wenn die Errichtung für die beiden 
Kreise in Aussicht genommen werden wird; sie treten für 
Annahme des Kommissionsvorschlages ein. Mitglied 
Röchling hatte Ablehnung der Vorlage beantragt.

Nachdem ein Antrag des Mitgliedes Müller auf 
Schluß der Debatte angenommen war, be
schloß der Eemeinderat die Errichtung eines 
Eewerbegerichts in Diedenhofen abzulehnen, weil hier
zu z. Zt. ein Bedürfnis nicht vorhanden ist. Die Ableh
nung wird dadurch gerechtfertigt, daß einerseits die Zahl 
der industriellen Arbeiter in Diedenhofen noch zu gering 
ist, um für dieselben ein besonderes Eewerbegericht ins Le
ben zu rufen, daß ferner das Verhältnis der Arbeitgeber 
zu den Arbeitnehmern bisher ein so gutes war, daß die 
ordentlichen Gerichte nur in wenigen Fällen in Anspruch 
genommen zu werden brauchten, daß endlich die der Ge
meinde zur Last fallenden nicht unerheblichen Kosten z. Zt. 
nicht in entsprechendem Verhältnis zu den mit der Errich
tung eines Eewerbegerichts verbundenen Vorteilen stehen 
würden.

Der Eemeinderat ist im übrigen der Ansicht, daß die 
Errichtung eines Eewerbegerichts für spätere Zeiten im 
Auge zu behalten sei.
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19. Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 

in Malgringen.

Auf Antrag des Vorsitzenden wird die Angelegenheit 
vertagt.

20. Extraholz'chlag pro 1914.

Der Herr Oberförster hat empfohlen, die im Gemein
dewald angesammelten Reserven, die einen Ertrag von 
etwa 300 Festmeter Holz abwerfen werden ,im folgenden 
Jahre als E x t r ah o l z s ch l a g zu fällen. Im Interesse 
des städt. Budgets empfiehlt der Vorsitzende diesem Anträge 
stattzugeben und die Verwaltung zu ermächtigen die Ge
nehmigung der Aufsichtsbehörde nachzusuchen, sowie die zur 
Aufarbeitung des Extraschlages notwendigen Maßnahmen 
in die Wege zu leiten.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend.

21. Erwerb eines in eine Straße fallenden 

Privatgeländes.

Der Ingenieur Karl Freudenberger ist Besitzer der 
Parzelle Sektion D No. 712p von welcher 97 gm vor der 
Bauflucht liegen und als Straßengelände in den Vurgun- 
derring einbezogen werden. Freudenberger hat bei der 
Stadtverwaltung den Antrag gestellt, ihm die fragl. Ge
ländefläche mit 10 -N pro qin zu vergüten. Seitens des 
Stadtgeometers ist der Wert auf 6 -11 pro gin abgeschätzt

Auf Antrag des Mitgliedes Denz und nachdem 
der Vorsitzende erläutert hatte, daß die Stadt nach dem An
liegerkostengesetz zum käuflichen Erwerb des vor der Bau
flucht gelegenen Privatgeländes verpflichtet sei, be
schließt der Gemeinderat einen Kredit in der 
Höhe zu bewilligen, der den Kosten entspricht, die Freuden
berger für Erunderwerb, 4 ^Sige Verzinsung seit dem Er
werbstage und sonstigen Kosten bisher aufgewendet hat. 
Die Verwaltung wird ermächtigt, den Kauf zu beurkunden.

Schluß der Sitzung 7,30 Uhr abends.



Bericht 
über die 

Gemeinderats-Sitzung 
vom 21. Mai 1913, nachmittags 4 Uhr.

Anwesend waren be-i Eröffnung der Sitzung unter dem 
Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier die Beigeordne
ten: Walkowinski, Haas und Richard, sowie die Mitglie
der:
Christian, Denz, Fran^ois, Franck Joh., Eoedert, Müller, 
Nouviaire, Pfanschilling, Reuter, Salomon, Eteimetz, 
Schiltz, Wehrmann.

Während der Sitzung sind erschienen: Frank Heinr., 
Roechling, Dr. Medernach.

Entschuldigt: Mitglied Zimmer.
Abwesend war Mitglied Dr. Kuborn.
Schriftführer: Sekretär Hombourger. Ferner wohnte 

Stadtbaumeister Mayer der Sitzung bei.

Tages-Ordnung.
1. Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in Malgringen. 
2. Einsprüche Dr. Kuborn und Gen. gegen Anliegerkosten. 
3. Festsetzung einer Heberolle über Anliegerkosten.
4. Angebote von Privatgelände.
5. Beitrag an den Verein für Mosel, und Saarkana'usie- 

rung.
l>. Veräußerung städt. Geländes.
7. Verschiedenes.

n) Theaterangelegenheiten.
b) Regierungsjubiläum Seiner Majestät des Kaisers, 
e) Antrag des Kriegervereins auf Gewährung eines 

Ehrentrunkes.
ck) Autostraße H. Levy.
e) Abänderung der Vertrages mit der AEWEA.
k) Versetzung der Exerzierhalle.

1. Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
in Malgringen,

Der Vorsitzende erläutert, daß die Verwaltung nach 
wiederholten Beratungen des Eemeinderats, der Kom
missionen sowie Verhandlungen mit den Anliegern je ein 
Projekt über die Erbreiterung des Malgringer Weges 
sowie die Neuherstellung eines Verbindungsweges von den 
Fandel'schen Häusern in St. Franz nach Malgringen hat 
unfertigen lassen. Letzteres Projekt erfordere bei einer 
Straßenbreite von 15 w nebst Kanalisation und Wasserlei
tung/einschließlich Geländeerwerb, eine Aufwendung von 
ca 80000 ein Provisorium ließe sich durch Anlage eines 
5,50 iu breiten Weges für den Betrag von 22800 -ckl, worin 
der Eeländeerwerb für die spätere endgültige Straßenher- 
stellung einbegriffen sei, schaffen. Die Erbreiterung des 
Malgringerweges von 3 nr auf 6 ur ließe sich mit einer 
Summe von 22400 ^1 ermöglichen. Die Herstellung des 
neuen Weges, an den Fandel'schen Häusern vorbei, bezw. 
des Provisoriums für denselben, könne er, der Vorsitzende, 

nach reiflicher Ueberlegung nicht empfehlen, da weder der 
Weg noch das Provisorium eine wesentliche Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse in Malgringen herbeizuführen 
vermögen. Auch seien die erforderlichen Aufwendungen 
hierfür viel zu hoch und liege es nicht im städt. Interesse 
weiteres Privatgelände für Bauzwecke aufzuschließen, wo 
die Stadt selbst noch reichlich über Baugelände verfüge. 
Die Erbreiterung des eigentlichen Malgringerweges sei 
ihm sympathischer, weil hier Verhältnisse vorlägen, die 
einer Abhilfe bedürften; er finde aber die aufzuwendenden 
Kosten sehr erheblich und in keinem Verhältnis zu den zu 
schaffenden Vorteilen. Besondere Ausstellungen müsse er 
an dem von dem Anlieger Gärtner Hedin in Malgringen 
geforderten Eeländepreis von 1000 -R pro Ar vornehmen, 
da dieser übertrieben hoch sei und bei Bezahlung dieses 
Preises ein unabsehbarer Präzedenzsall geschaffen würde. 
Die vereinigten Kommissionen seien daher zu der Ansicht 
gekommen, daß der neue Weg von den Fandel'schen 
Häusern nach Malgringen nicht auszubauen und der 
Malgringer Weg nur dann zu erbreitern sei, wenn 
der Hauptanlieger Hedin sein Gelände zum Preise von 500 
-R pro Ar an die Stadt abtritt. Die vereinigten Kom
missionen haben dem Gemeinderat empfohlen einen ent
sprechenden Beschluß zu fassen.

Mitglied Dr. Medernach empfahl die Annahme 
des Kommissionsvorschlages und stellte den Zusatzantrag, 
im Falle der Nichtannahme des gebotenen Preises von 500 
-11 durch den Gärtner Hedin, den Versuch zu machen, evtl. 
auf der gegenüberliegenden Seite des Malgringerweges 
zwei A u s w e i ch st e l l e n zu schaffen, durch welche der 
Verkehr auf Jahre hinaus verbessert werden könnte.

Der Gemeinderat nahm den Kommis- 
sionsantrag sowie den von Dr. Medernach gestellten 
Zusatzantrag an und erhob denselben zum Be
schluß.

2. Einsprüche Dr. kuborn und Gen, gegen 
Anliegerkosten.

Der Vorsitzende verliest einen von Rechtsanwalt Weck 
im Auftrage des Augenarztes Dr. Kuborn verfaßten Ein
spruch gegen die Rechtmäßigkeit der Erhebung von Kanal
anliegerkosten und widerlegt an Hand von bereits bestehen
den Entscheidungen des Kaiser!. Rats in Straßburg die von 
Rechtsanwalt Weck erhobenen Einspruchsgrllnde. Ein glei
ches geschieht bezügl. eines von den Anwohnern der Lay- 
deckerstraße in Beauregard und des von den Bewohnern der 
Briqueriestraße gegen die Kanalanliegerkosten erhobenen 
Einspruchs. Auch bezügl. dieser Einsprüche vertritt der 
Vorsitzende an Hand ihm zur Verfügung stehenden Mate
rials die Ansicht, daß die städt. Ansprüche gerechtfertigt 
seien und die Verwaltung in aller Ruhe in die Verhand
lung der Einsprüche vor den Bezirksrat eintreten könne.

Der Gemeinderat beschließt nach einer 
kurzen Debatte die Verwaltung zu ermächtigen sich auf 
alle gegen die Anliegerkosten beim Bezirksrate erhobenen 
Einsprüche des Herrn Kuborn sowie der Bewohner der Lay- 
decker- und Briqueriestraße e i n z u l a s s e n. Ferner wird 
die Verwaltung beauftragt, alle Anliegerkostenbeträge 
unbeschadet etwaiger Reklamationen einzuziehen oder 
beizutreiben und nur da ratenweise Abtragung der 
geschuldeten Beträge einzuräumen, wo die städt. Forderun
gen anstandslos anerkannt und etwaige Ein

sprüche zurückgezogen werden. Schließlich beauf
tragt der Eemeinderat die Verwaltung mit Vertretung der 
städt. Rechte einen Rechtsanwalt zu bestellen und bewilligt 
zur Deckung dessen Honorar den erforderlichen Kredit.
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3. Festsetzung einer Heberolle über Anliegerkosien
Der Eemeinderat beschließt eine Ver

tagung der Angelegenheit bis zur Vorlage durch den von 
der Stadt zu bestellenden Rechtsanwalt eines die Entgeg
nungen auf die Einspruchsschrift des Rechtsanwalts Weck 
in dem Anliegerlostenverfahren vor dem Ksl. Rat gegen 
Dr. Kuborn enthaltenen Schriftsatzes.

4. Angebote von Prwatgelände.
a) In seiner letzten Sitzung hat der Eemeinderat be

schlossen, für ein von dem Ingenieur Freudenberger zu er
werbendes Gelände, welches vor der Bauflucht seines An
wesens am Burgunderling gelegen ist, einen Betrag in 
Höhe des von p. Freudenberger gezahlten Erwerbspreises 
zuzüglich 4 Zinsen vom Tage des Erwerbes ab und der 
ihm entstandenen Kosten, zu bewilligen. Die Verwaltung 
ist mit Freudenberger in Unterhandlung getreten und hat 
dieser sich zur Annahme eines vom Vorsitzenden gemachten 
Gebotes von 6 M pro gm bereit erklärt. Der Vorsitzende 
bittet dieses Anerbieten gutzuheißen, den erforderlichen 
Kredit zu bewilligen und ihn zu ermächtigen die Aki- 
verbriefung vorzunehmen.

Der Eemeinderat beschließt entsprechend.
d) Herr Augenarzt Dr. Kuborn hat ein in seinem 

Besitz befindliches, an einer Seitenstraße zum Burgunder- 
ring gelegenes Gelände, welches angeblich nicht mehr be- 
bauungsfähig sein soll, auf Grund des Z 2 Abs. 2 des Ge
setzes vom 29. Mai 1879 der Stadt zum Kauf angeboten. 
Der Vorsitzende erläutert, daß für die Stadt ein Kaufzwang 
auf Grund des angeführten Gesetzes nicht bestehe, da einer
seits der Baufluchtenplan auf die Seitenstraße des Burgun
derrings, an der Herr Dr. Kuborn Anlieger ist, noch nicht 
ausgedehnt und andererseits das angebotene Terrain mit 
sonstigem, im Besitz des Antragstellers befindlichen Gelände 
sehr gut bebauungsfähig sei.

Der Eemeinderat beschließt daher den Er
werb des von Herrn Dr. Kuborn angebotenen Geländes 
abzulehnen und ermächtigt die Verwaltung sich auf 
einen evtl. von Herrn Dr. Kuborn anzustrengenden 
Rechts st reit einzulassen.

5, Beitrag an den Verein für Mosel- und 
Saarkanalisierung.

Der Verband für Kanalisierung der Mosel- und der 
Saar teilt in einem Rundschreiben an seine Mitglieder mit, 
daß in einer Vorstandssitzung des Verbandes der Beschluß 
gefaßt worden sei, unbeirrt durch die ablehnende Haltung 
der preuß. Regierung die Tätigkeit des Verbandes fortzu- 
setzen und dem großen als notwendig erkannten Ziele 
der Kanalisierung der Mosel und der Saar weiterhin zuzu- 
streben. Um eine intensive Arbeit leisten zu können und 
die der Verwirklichung der Kanalisierungsprojekte entge
genstehenden Wiederstände zu brechen, bedarf der Verband 
erheblicher Mittel, die durch den bisher von den einzelnen 
Mitgliedern geleisteten Verbandsbeitrag nicht beigebracht 
werden können. Der Verband bittet daher um Gewährung 
eines höheren Verbandsbeitratzes.

Der Eemeinderat erhöht in Anerkennung der Zweck
mäßigkeit des Verbandes den Beitrag der Stadt auf 100 M 
pro Jahr.

6. Veräußerung städt. Geländes.
Auf den Bauplatz, Sektion A, Gewann Stadtwall, No. 

446 p, Baublock I vor dem Metzertor, sind von einem Lieb
haber 22 M pro am geboten. Der fragliche Bauplatz, 

welcher auf die Metzerstraße stößt, 29,12 m Front hat, be
sitzt einen Flächeninhalt von 10,32 ar und soll durch Hinzu
nahme von 3,01 ar des nebenliegenden, im Festungsrapon 
befindlichen, nicht bebauungsfähigen städt. Geländes eine 
rechtwinkelige Form erhalten. Für die letztere, nicht be- 
bauungssähige Fläche von 3,01 ar sind 12 M pro giu ge
boten.

Der Eemeinderat beschließt auf Antrag des 
Vorsitzenden die gebotenen Preise von 22 M bezw. 12 
M als angemessen anzunehmen, knüpfte jedoch an die 
Veräußerung die Bedingung, daß die zu errichtende Villa 
einen Vorgarten von 4 m nach der Metzerstraße ha
ben muß. Dagegen ist der Gemeindsrat einverstan
den, daß die Villa auf die Grenze des Nachbarplatzes 
nach dem Hause des Bankiers Becker zu erbaut 
werden darf. Bei einem eventl. Ausbau des zwischen 
den Villen des Antragstellers und des Bankiers Becker lie
genden städt. Geländes zur Straße sind die nach dem Lasten- 
heste für die Veräußerung städt. Bauplätze festgesetzten 
Anliegerkosten zu entrichten. Auf dem im Festungsrayon 
liegenden Teile des Bauplatzes dürfen nur die von der Mi
litärverwaltung zugelassenen baulichen Anlagen ausge
führt werden und wird für die Erteilung etwa nachgesuch
ter Genehmigungen seitens der Stadtverwaltung keine Ge
währ geleistet. Im übrigen muß die Entfernung von 3 m 
nach der Nachbargrenze eingehalten werden und wird die 
Stadtverwaltung ermächtigt, das Übergebotsverfahren ein- 
zuleiten sowie alle der Verkaufsbcurkundung vorausge
henden Formalitäten zu erfüllen.

7. Verschiedenes.
n) Theaterangelegenheiten.
Der Vorsitzende führt aus, daß der Vorstand des 

Konzertvereins die Absicht habe, vom Gemeinderat eine 
Subvention zur Deckung des aus dem laufenden Vereins
jahre sich ergebenden Defizits zu erbitten. Von einem Vor
standsmitglieds sei die Anregung gemacht worden, einen 
Teil der im verflossenen Jahre erhöhten Theatersubvention 
dem Konzertverein als ständige Beihilfe zu gewähren, da 
die künstlerischen Veranstaltungen des Konzertvereins eben
so wie die Theatervorstellungen einer Unterstützung würdig 
seien. Der Vorsitzende betont das allgemeine Interesse, 
welches der Konzertverein verfolgt, und hält die teilweise 
Zuwendung der Theatersubvention an denselben für ge
rechtfertigt. Bei Verteilung der Theatersubvention seien 
die Veranstaltungen des Konzertvereins tunlichst so zu be- 
denken wie die Theatervorstellungen und zwar mit 150 -A 
pro Veranstaltung, sodaß von der Eesamtsubvention auf 
den Konzertverein etwa 1000 M entfallen. Eine solche 
Verteilung sei aber nur möglich, wenn die Theatervor
stellungen in dem bisherigen Verhältnisse von 30 auf 24 
vermindert werden. Die Verminderung der Theatervor
stellungen sei keineswegs bedenklich, da das Theater in der 
letzten Saison nur einen schwachen Besuch aufzuweisen ge
habt habe; bei evtl. Zunahme des Bedürfnisses könne die 
Anzahl der Vorstellungen selbstverständlich wieder ver
mehrt werden. Die regelmäßige Subventionierung des 
Konzertvereins sei davon abhängig zu machen, daß derselbe 
in jeder Saison eine Volksveranstaltung zu ermäßigten 
Preisen gibt. Beigeordneter Haas schließt sich den Aus
führungen des Vorsitzenden an und tritt in warmen Wor
ten für die Subventionierung des Konzertvereins ein. 
Andere Mitglieder sprechen sich gegen eine Unterstützung 
aus und wünschen es dem Konzertvereine überlassen zu 
sehen, für seine eigenen Bedürfnisse selbst aufzukommen. 
Mitglied Goedert spricht sich gegen die Verquickung 
der Angelegenheiten des Theaters mit denjenigen des
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Konzertvereins aus und stellt den Antrag von der The
atersubvention 1000 oA abzusetzen, wenn dieselbe nicht 
in voller Höhe verwendet zu werden braucht.

Der Eemeinderat beschließt unter Ab
lehnung des Antrages Eoedert von der Thea
tersubvention 1000 M zur Verfügung des Konzertvereins 
zu stellen und die Zahl der Theatervorstellungen von 30 auf 
24 unter Beibehaltung des bisherigen Verhältnisses zu er
mäßigen.

dj Regierungsjubiläum Seiner Majestät des Kaisers.
Der Vorsitzende erläutert, daß die Stadt mit Einver

ständnis der vereinigten Kommissionen anläßlich des Re- 
gierungsjubiläums Seiner Majestät ein Volksfest, be
stehend aus Anlagenkonzerten und venezianischer Nacht, zu 
veranstalten beabsichtige und zur Beschaffung von Lam
pions pp. ein Kredit erforderlich sei; auch scheine es em
pfehlenswert zur Vorbereitung des Festes eine Festkom
mission zu ernennen.

Auf Antrag des Mitgliedes Wehrmann stellt 
der Eemeinderat einen Kredit bis zu 500 M zur Ver
fügung und wählt eine F e st k o m m i s s i o n bestehend 
aus den Herren: Beigeordneter Richard und Mitglieder 
Frank Heinr., Pfanschilling, Salomon und Wehrmann. 
— Mitglied Röchling verläßt den Sitzungssaal. —

r) Antrag des Krieqervercins auf Gewährung eines 
Ehrentrunkes.
Am 8. Juni d. Js. findet in Diedenhofen die Landes

verbandsversammlung der elsaß-lothringischen Kriegerver
eine statt. Der Kriegervcrein Diedenhofen bittet aus die
sem Anlaß um Überlassung des großen Rathaussaales zur 
Abhaltung der Versammlung, Aufstellung von Flaggen
masten auf dem Wege vom Bahnhof zur Stadt und Gewäh
rung eines Ehrenweines an die Versammlungsteilnehmer.

Der Gemeinderat genehmigt die Über
lassung des großen Rathaussaales, die Aufstel
lung von Flaggenmasten pp. durch die Stadt und be
willigt zur Gewährung eines Ehrenweines einen 
Kredit bis zu 150 M. Der Gemeinderat äußert den Wunsch, 
daß mit Rücksicht auf den zu erwartenden starken Fremden
besuch eine Vermehrung der Sonntagsverkaufsstunden ein
geräumt wird.

— Die Mitglieder Dr. Medernach, Wehrmann und 
Franck verlassen den Sitzungssaal. —

6) Autostraße H. Levy.
Durch Akt errichtet vor Notar Decker in Kattenhofen 

am 8. Juni 1911 hat der Eüterhändler H. Levy neben der 

Villa Harter im Stadtpark ein Gelände zur Anlage einer 
Privatstraße erworben, welche er bisher aber nicht herge
stellt hat. Nach dreimaliger Aufforderung, nunmehr seinen 
Vertragspflichten nachzukommen, teilt Herr Levy unterm 
25. April d. Js. mit, daß er der vertraglich eingegangenen 
Verpflichtung zum Ausbau der Straße momentan nicht 
nachkommen könne, da das Gelände, auf welchem eine Auto
garage geplant war, zu der die erwähnte Straße führen 
sollte, noch anderweitig vermietet ist.

Auf Antrag des Vorsitzenden und des Mitgliedes 
Salomon gewährt der Eemeinderat Herrn 
Levy eine weitere Frist von drei Monaten zur Erfüllung 
der vertraglich eingegangenen Verpflichtung und ermächtigt 
die Verwaltung nach deren Ablauf den Verkauf des zur 
Straßenanlage bestimmten Geländes rückgängig zu machen.

— Beigeordneter Haas verläßt den Sitzungssaal. —

o) Abänderung des Vertrages mit der ATWLA.
Der Vorsitzende trägt unter Angabe von Details vor, 

daß auf Grund von Kommissionsverhandlungen betr. Ab
änderung des mit der AEWEA bestehenden Konzessions- 
vertrages, von letzterer heute ein Vertragsentwurf einge
gangen sei, den er noch nicht näher habe prüfen können, 
der aber nächstens einer eingehenden Kommissionsberatung 
unterzogen werde und alsdann an den Eemeinderat ge
langen solle. In dem vorgelegten Entwürfe seien fast alle 
von der Spezialkommission erhobenen Forderungen berück
sichtigt worden. Die AEWEA erklärt zu weiteren Zuge
ständnissen nicht mehr bereit zu sein, vielmehr lieber auf 
eine Vertragsänderung zu verzichten.

Der Eemeinderat nimmt Kenntnis.
Eine Interpellation des Mitgliedes Müller 

betr. den letzten Viehmarkt, wird vertagt, da Antrag
steller den Sitzungssaal verlassen hat.

k) Versetzung der Exerzierhalle.
Der Vorsitzende trägt vor, daß es empfehlenswert er

scheine die Frage einer Prüfung zu unterziehen, ob die dem
nächst in städt. Besitz llbergehende Exerzierhalle bei Ver
setzung auch zur Festhalle für besondere Anlässe herzurichten 
sein dürfte.

Der Eemeinderat verweist die Angelegen
heit zur Prüfung und Begutachtung an die Baukom
mt s s i o n.

Schluß der Sitzung 8.30 llhr Abds.



Bericht
über die

Gemeinderatssitzung vom 9. Juni 1913,
nachmittags 5 Uhr.

Anwesend waren bei Eröffnung der Sitzung unter 
dein Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier die Beige
ordneten Walkowinski, Haas und Richard sowie die Mit
glieder Christian, Franck Joh., Eoedert, Dr. Kuborn, Dr. 
Medernach, Müller, Pfanschilling, Reuter, Salomon, Stei- 
metz, Schiltz und Zimmer.

Während der Sitzung sind erschienen die Mitglieder 
Denz, Nouviaire, Franyois.

Entschuldigt: die Mitglieder Frank H., Röchling, 
Wehrmann.

Schriftführer Sekretär Hombourger.

' Tagesordnung.
1. Mrtteilungen pp.
2. Ernennung der Mitglieder des Aufsichtsrats der 

Fortbildungsschule.
3. Errichtung eines Landgerichts in Diedenhofen.
4. Jahresrechnung des Spitals und des Armenrats.
5. Niederschlagung von Marktstandgeldern pp.
6. Kreditbewilligung für das Meldeamt.
7. Alignement der Elisabethstraße.
8. Teerung der St. Peterstraße.
9. Neuherstellung der Schillerstraße.

10. Erwerb von Privatgelände.
11. Rückgängigmachung des Bauplatzkauses A. Levy.
12. Antrag auf Erweiterung der Straßenbahn nach 

Gentringen.
13. Verlegung der Bahngeleise auf dem Luxemburger

torplatz.
14. Versetzung der Exerzierhalle.
15. Landesgewerbe- und Lehrlingsarbeitenausstellung.
16. Neubau eines Elementarschulhauses.
17. Genehmigung des Kontokorrentverkehrs der Spar

kasse.
18. Antrag eines Beamten auf endgültige Anstellung.
19. Teilnahme am Reichsfeuerwehrtag.
20. Nachtragskredite für das Gymnasium.
21. Anschluß ,des Gymnasiums an das Fernsprechnetz.
22. Vertrauliche Angelegenheiten.
Vor Eintritt in die Tagesordnung fragt der Vor

sitzende an, ob gegen die Fassung der Sitzungsbe
richte vom 17., 18. und 25. März Einsprüche er
hoben würden. Da das nicht geschieht, gelten die frgl. Pro
tokolle als angenommen.

1. Mitteilungen.
a) Die Stadtverwaltung hat dem Eeneral-Feldmar- 

schall Graf Haeseler anläßlich seines 60jährigen Dienstju
biläums ein Glückwunschtelegramm übermittelt und aus 
dasselbe folgendes Dankschreiben erhalten:

„Harnecop, den 8. 5. 13.
Der Bürgerschaft und Stadtvertretung von Dieden

hofen sage ich herzlich Dank für freundliches Gedenken 
des Tages, an dem vor 60 Jahren ich in die Armee getre
ten bin.

Mit meinen besten Wünschen für das Gedeihen der 

Stadt Diedenhofen und für das Wohlergehen ihrer In
sassen.

gez. Graf von-Haeseler, 
Eeneral-Feldmarschall.

An den Herrn Bürgermeister der Stadt Diedcnhofe n."
d) Der Vorstand des Kriegervereins dankt dem Ee

meinderat für die den Veteranen bewilligte Kaiser- 
Regierungsjubiläums-E hrengabe.

e) Herr Generalmajor von Eladiß dankt dem Ge
meinderat für die ihm anläßlich seines Scheidens aus Die
denhofen zum Ausdruck gebrachte freundliche Gesinnung und 
guten Wünsche.

ck) Durch Verfügung des Herrn Kreisdirektors vom 14. 
Mai d. Js. wird mitgeteilt, daß die D e k l a s s i e r u n g 
eines Teiles des Vizinalweges Nr. 2 auf Eemeindebann 
Monhofen durch den Herrn Bezirkspräsidenten genehmigt 
worden ist.

Auf die Anfrage des Mitgliedes Dr. Medernach, ob 
die vom Gemeinderat bei Begutachtung des Deklassierungs- 
antrages geäußerten Wünsche berücksichtigt worden seien, 
stellt der Vorsitzende die Vornahme der notwendigen Er
hebungen in Aussicht.

o) Dachdeckermeister Element in Terwen, der Besitzer 
eines mit einer Wasserkonzession behafteten Hau
ses ist, welches seit ca. 114 Jahr leer steht, bittet wieder
holt ihn von der Zahlung der Grundgebühr seiner Kon
zession zu entbinden. Nach 8 10 des Wasserregulativs muß 
Element 5 Jahre im Besitz der Konzession sein, ehe Kündi
gung erfolgen kann. Der Antrag wurde daher von der 
Stadtverwaltung abgelehnt, weil Element noch nicht fünf 
Jahre im Besitz der Wasserkonzession ist. Den erneuten 
Niederschlagungsantrag begründet Element damit, daß er 
noch mehrere Wasserkonzessionen inne habe und daher für 
ihn eine Ausnahme gemacht werden könne.

Die Baukommission hat empfohlen, den Antrag ab- 
zulehnen und schließt sich der Eemeinderat dieser Ent
scheidung an.

k) Der Bürgermeister von Niederjeutz teilt mit, daß 
der Wasserpreis bis zu 200 c-bm in der Gemeinde Nieder
jeutz pro ol)iu 33 Z beträgt und eine vor Kurzem gemachte 
Mitteilung, derselbe stelle sich auf 35 I pro odiu, irrtüm
licherweise erfolgt sei. Durch diese Klarstellung ist ein rn 
der Eemeinderatssitzung vom 8. Mai d. Js. gemachter Vor
behalt grundlos geworden.

Z) Der 14. deutsche Kongreß für Volks-und Ju
gendspiele findet in Stettin vom 28.—30. Juni d. Js. 
statt. Von der Beschickung dieses Kongresses nimmt der_
Gemeinderat Abstand.

ü) Die Kommandantur spricht in einem Schreiben vom 
17. Mai d. Js. der Stadt ihren Dank aus für die den in 
der Stadt selbst eingemieteten verheirateten Unteroffi
zieren durch Beschluß vom 8. Mai d. Js. bewilligte Woh
nungsentschädigung von je 15 -R und bittet, die 
evtl. Erhöhung der gewährten Entschädigung auf 30 -N für 
späterhin, wenn die Teuerungsverhältnisse in der Stadt 
Diedenhofen anhalten oder sich steigern werden, in 
Aussicht zu nehmen. Der Fußgendarmeriewachtmeister 
Hochertseder in Malgringen soll als Verheirateter im Sinne 
des Beschl. vom 8. Mai d. Js. angesehen werden und die 
bewilligte Wohnungsentschädigung ausgezahlt erhalten.

1) Durch Verfügung vom 20. Mai d. Js. — O. S. 4483 
— teilt der Oberschulrat mit, daß der Lehrerin an der höhe
ren Mädchenschule, Frl. Leonie Ebcrt, die beantragte 
Entlassung aus dem Schuldienste gewährt worden 
sei und an deren Stelle Frl. Lentz aus Straßburg, die 
das Turnexamen abgelegt habe und Frl. Ebert am Besten
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ersetzen könne, auch weil dieselbe protestantischen Religions
unterricht erteilen solle, berufen werden wird, wenn 
die Stadtverwaltung hiergegen keine Bedenken erhebe. 
Der Vorsitzende erläutert, daß er Bedenken gegen die Beru
fung der Frl. Lentz nicht erhoben habe, da diese in densel
ben Fächern wie Frl. Ebert lehren werde. Beigeordneter 
Haas bittet in Zukunft bei Neubesetzung von Stellen an der 
höheren Mädchenschule vorzugsweise solche Bewerberinnen 
zu berücksichtigen, die aus der Stadt Diedenhofen stammen. 
Der Vorsitzende entgegnet, daß dies auch seine Meinung 
sei, er im vorliegenden Falle jedoch, mit Rücksicht auf die 
besonders geforderten Eigenschaften der Nachfolgerin der 
Frl. Ebert, seine Bedenken zurückstellen mußte, da keine 
Bewerberinnen vorgemerkt sind, die das Turnexamen ab
gelegt haben.

j) In der letzten Eemeinderatssitzung hat Mitglied 
Müller angefragt, ob der Stadtverwaltung bekannt sei, daß 
einige wertvolle Hunde in den Anlagen vergifte! 
aufgefunden worden seien, und ob auf Veranlassung der 
Stadtverwaltung Gift ausgelegt wurde. Die von der Ver
waltung angestellten Ermittelungen haben ergeben, daß 
zwei Hundekadaver von Herrn Tierarzt Müller untersucht 
und Strychninvergiftung in beiden Fällen festgestellt wor
den sei; nach dem Täter wird gefahndet. Mitglied 
Müller wünscht festgestellt zu haben, daß nicht er, son
dern die Vürgerzeitung die Person des Promenadenauf- 
sehers mit der Hundevergiftung in Zusammenhang gebracht 
hat. Dies geschieht seitens des Vorsitzenden.

ich Der städt. Fischmarkt pro 1912/1913 hat in Ein
nahmen mit 6328,94 -K und in Ausgaben mit 6328,59 M, 
folglich mit einem Ileberschuß von 33 abgeschlossen. Es 
sind insgesamt 23 695 Pfund Fische abgesetzt worden.

I) Der Vorsitzende verliest ein Schreiben des Viehhänd
ler-Vereins für Lothringen vom 4. Juni d. Js., in welchem 
dieser sich gegen die Errichtung eines zweiten Mo
natsviehmarktes ausspricht, und erläutert, daß 
durch die ablehnende Haltung der beiden Kreisvereine so
wie des Viehhändlervereins die Viehmarktsangelegenheit 
in ein Stadium gekommen sei, welches eine erneute Prü
fung der Sache durch die Spezialkommission notwendig er
scheinen lasse; er bittet einen entsprechenden Beschluß zu 
fassen bezw. die Verwaltung zu beauftragen, den gestellten 
Antrag zurückzuziehen.

Nachdem eine Anfrage des Mitgliedes Denz nach dem 
Stande der Errichtung eines Kühlhauses vom Vorsitzenden 
beantwortet worden war, beschloß derEemeinde- 
rat die Viehmarktsangelegenheit durch die Spezialkom
mission erneut prüfen zu lassen.

m) Mitglied Fran<,ois bittet die Prüfung der 
I a h r e s r e ch n u n g bis zur Juli-Sitzung zurückzuschie- 
ben, da er als Rechnungsprüfer nicht in der Lage sei, für 
die Sitzung am 9. Juni einen Prüfungsbericht vorzulegen.

n) Mitglied Müller richtet an den Vorsitzenden dle 
Anfrage, ob der städt. Baupolizei täglich die Verpflichtung 
obliege, alle in Angriff genommenen Neubauten zu kon
trollieren und warum, wenn dies der Fall sei, bei dem 
Neubau Nouviaire an der St. Peterstraße Verstöße 
gegen die Bauerlaubnis stattgefunden hätten, die erst 14 
Tage später ermittelt wurden. Mitglied Müller führt wei
ter aus, daß die Bürgerschaft daran Anstoß genommen, daß 
ein Mitglied des Eemeinderats sich Verstöße gegen die Bau
ordnung erlaubt habe und komme zu der Ansicht, als ob die 
Eemeinderatsmitglieder ungestört machen könnten was sie 
wollten. Es sei zu bedauern, daß ein Eemeinderatsmit- 
glied Anlaß zu Kritiken gegeben habe und scheine es erfor
derlich die Bürgerschaft aufzuklären.

Der Vorsitzende erwidert hierauf, daß nach der dem 
Herrn Nouviaire erteilten Erlaubnis der Hauptbau nicht 
über die Fluchtlinie hinaustreten dürfe und der Vorbau nach 
der Bauordnung mindestens 60 ein von der Nachbargrenze 
entfernt und nur bis auf ein Drittel des Vorgartens in 
diesen hereingebaut werden dürfe. Noch am selben Tage, 
an dem der Vorsitzende Kenntnis von der Bauübertretung 
erhalten habe, sei er eingeschritten und die Beseitigung des 
Vorbaues von der Verwaltung aus eigener Initiative so
fort gefordert worden, und zwar noch bevor ein unbeteilig
ter Dritter die Stadt auf den vorgekommenen Verstoß am 
Haus Nouviaire hingewiesen hatte; auch bestreite er, daß 
das Vauamt erst nach 14 Tagen, wie übertriebenerweisc 
behauptet werde, ihm Meldung gemacht habe. Die Stadt
verwaltung sei in korrekter Weise vorgegangcn und könne 
sie kein Vorwurf treffen. Die gegen die Bauordnung und 
das Baugesetz errichteten Bauteile seien übrigens inzwischen 
beseitigt worden und vorschriftsmäßig ersetzt.

In der nun folgenden Besprechung der Interpellation 
erhält Mitglied Nouviaire das Wort und erklärt, nicht ab
sichtlich gegen die ihm erteilte Vauerlaubnis verstoßen zu 
haben und gegen jede gegenteilige Unterstellung zu pro
testieren. Er habe einen unvollständigen Lageplan des 
Stadtgeometers erhalten, in welchem der Vorbau nicht ein
gezeichnet gewesen sei. Erst als sein Neubau bis zur Höhe 
des 1. Stockwerkes erbaut gewesen sei, habe die Stadtver
waltung die Einstellung des Baues verfügt und die Ent
fernung der vorschriftswidrigen Bauteile gefordert. Den 
Vaupolizeibeamten, der nicht genügend kontrolliert habe, 
treffe allein die Schuld und durch dessen Unachtsamkeit 
seien ihm unnötige Auslagen entstanden. Diesen Ausfüh
rungen widerspricht der Vorsitzende und bestreitet ein Ver
schulden der städt. Beamten; insbesondere betont er, daß 
er lieber gesehen hätte, wenn Herr Nouviaire das vorgc- 
kommene Verschulden als Versehen seiner Architekten enr- 
schuldigt Hütte, da diese unterlassen hatten, die Sockelab
nahme zu beantragen, als die städt. Beamten der Dienst
vernachlässigung zu bezichtigen.

— Mitglied Steimetz verläßt den Sitzungssaal. —
Ein Mitglied hält den aufsichtsfllhrenden Bauamts

beamten nicht ganz unschuldig und frägt an, ob und evtl. 
welche Strafe denselben treffen werde; ferner erblickt 
Redner darin, daß das Haus niedriger wie das Nachbar
haus werden soll, eine Verunzierung des Ortsbildes, die 
der Bürgermeister nicht zulassen dürfe. Diesen Ausfüh
rungen hält der Vorsitzende entgegen, daß der Bau an sich, 
insbesondere hinsichtlich seiner Höhe durch besonderen Ge
meinderatsbeschluß genehmigt sei und er auf Grund dieses 
Beschlusses den Bau in besagter Höhe gestattet habe. Die 
Schuld eines städt. Beamten sei im übrigen nicht erwiesen 
und würden in dieser Richtung noch Erhebungen angestellt 
werden. Ehe die städt. Beamten beschuldigt würden, müsse 
er zunächst den Bauherrn bezw. dessen Architekten als schul
dig bezeichnen. Die inzwischen in den Sitzungssaal geru
fenen Stadtbaumeister Mayer und Baupolizeibeamter 
Münster erklären, daß der Vorbau erst bis zur Erdgeschoß
höhe errichtet war, als sie an der Baustelle auf die Unzn- 
lässigkeit hingewiesen hätten; erst als trotzdem weitergc- 
baut wurde, habe die Baupolizei dem Herrn Bürgermeister 
Mitteilung gemacht, der sofort eingeschritten sei. Architekt 
Münster, als Baupolizeibeamter gibt an, daß er, nachdem 
er dem Herrn Stadtbaumeister von den Verstößen Kenntnis 
gegeben, auf einige Tage beurlaubt war, und die etwas ver
spätete Mitteilung an den Bürgermeister darauf zurllckzu- 
fllhren sei. Der Vorsitzende erklärt, daß er eine schärfere 
Kontrolle der Bauten einführen werde, daß er damit aber 
einen anderen Beamten betrauen dürfte, da Herr Münster
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zu viele Arbeit auf dem Büro habe, um täglich alle Bauren 
zu revidieren; auch werde er fortab, wenn die Sockelab
nahmen nicht prompt angezeigt würden, scharf vorgehen.

Hiermit schließt die Aussprache.
— Mitglied Frankens erscheint im Sitzungssaal. —
o) Interpellation. Mitglied Müller hat die 

Verwaltung schriftlich verständigt, datz er darüber inter
pellieren werde, warum anläßlich des letzten Vieh
marktes den zum Markt fahrenden Landleuten bis 
gegen 6 Uhr morgens von den Oktroibeamten in St. Franz 
die Zufuhr zur Stadt untersagt worden sei. Zum Worte 
zugelassen, fragt Mitglied Müller an, ob die Verwaltung 
die von den Oktroibeamten durchgeführte Maßnahme ange
ordnet habe, und warum dies geschehen sei; er führt wei
ter aus, datz die fragl. Matznahme den Verkehr in außer
ordentlicher Weise gestört, sowie bei der Landbevölkerung 
große Aufregung hervorgerufen habe, und dazu angetan 
sei, bei Wiederholung den Marktbesuch ungünstig zu beein
flussen bezw. dem Geschäftsverkehr zu schaden.

Beigeordneter Walkowinski als Referent 
für Marktangelegenheiten beantwortet die Interpellation 
dahin, datz seitens der Ksl. Kreisdirektion die Einhaltung 
der durch Ministerial-Verordnung vom 10. 9. 12 bedingten, 
vor Marktbeginn liegenden Zeitspanne von einer Stunde 
(8 63 Abs. 1) strikte gefordert worden sei . Daraufhin habe 
die Verwaltung verfügt, datz anläßlich des Auftriebes zum 
März-Markte allen Landleuten durch die Oktroihebestellen 
eröffnet werden solle, datz von nun ab, an Markttagen je
weils erst eine Stunde vor Marktbeginn der Auftrieb auf 
den Marktplatz erfolgen dürfe und jeder frühere Auftrieb 
verhindert würde. Um weiterhin die Beachtung der er
wähnten Ministerialverordnung allmählich herbeizu- 
führen, wurden für den Aprilmarkt die Oktroihebestellen 
mit Anordnung versehen, den Auftrieb zum Viehmarkte 
erst kurz vor 6 Uhr zu gestatten, um auf diese Weise die 
Beachtung der gesetzlich vorgeschriebenen Auftriebszeit her- 
beizuführen. Die Folge hiervon sei die von Mitglied 
Müller kritisierte Ansammlung von Fuhrwerken in St. 
Franz gewesen, die wohl kaum, wie Mitglied Müller über
triebener Weise befürchtet, den Markt oder die städt. Ge
werbewelt geschädigt haben wird. Hierauf wurde die Inter
pellation als erledigt betrachtet.

— Mitglieder Christian und Müller verlassen den 
Sitzungssaal. —

I») Der Vorsitzende trägt vor, daß in der letzten Ee
meinderatssitzung bei Beratung über die Rückgängig
machung eines Eeländeverkaufs an den Eü- 
terhändler H. Levy eine gewisse Disharmonie eingetreten 
sei dadurch, daß Beigeordneter Haas das Vorgehen gegen 
H. Levy als schroff bezeichnete und der Stadtverwaltung 
bezw. dem Vorsitzenden den Vorwurf der Illoyalität 
machte. Die Lothringer Bürgerzeitung habe in ihrem Be
richt über die fragl. Sitzung von einem Platzgreifen von 
persönlichen Rankünen im Gemeinderat und von hieraus 
zu erwartenden Ueberraschungen gesprochen. Die Bericht
erstattung schieße über das Ziel des Zulässigen weit hin
aus und wäre es wohl richtiger gewesen, wenn die Bürger- 
zeitung vor ihrer Berichterstattung bei der Verwaltung 
Erkundigungen eingezogen und sich davon überzeugt hätte, 
daß der Verwaltung persönliche Rankünen fern gelegen und 
dieselbe in einwandfreier, vollkommen unparteilicher 
Weise vorgegangen sei. An Hand des vorhandenen Akten- 
materials weist'der Vorsitzende hierauf nach, daß die Ver
waltung in jeder Hinsicht nachsichtig und korrekt verfahren 
sei und keinen Vorwurf verdiene.

Beigeordneter Haas erklärt in der letzten Sitzung mit 
der Bezeichnung die Verwaltung sei nicht loyal vorgegan

gen, zu weit gegangen zu sein und seine Worte zurückzu- 
nehmen. Er bittet H. Levy noch jetzt Entgegenkommen zu 
zeigen und nicht aus der letzten Beschlußfassung des Ec- 
meinderats zu bestehen.

Der Vorsitzende erwidert hierauf, daß er dem Ee- 
meinderat anheimstelle, nach Ablauf des Termins, einen 
von der letzten Entscheidung abweichenden Beschluß zu 
fassen; er persönlich sei nicht abgeneigt Entgegenkommen 
zu zeigen.

2. Ernennung der Mitglieder des Aussichtsrats 
der Fortbildungsschule.

Der Vorsitzende teilt mit, daß verschiedene die Fort
bildungsschule betreffende Angelegenheiten zu behandeln 
sind und es daher zweckmäßig erscheine den Aufsichtsrat die
ser Schule neu zu formieren.

Als Mitglieder des Aussichtsrats werden alsdann in 
Vorschlag gebracht und vom Gemeinderat gewählt 
die Herren: Gemeinderatsmitglieder Christian, Pfanschki- 
ling, Reuter, Salomon sowie Kaufmann P. Mench Möbel- 
händler Glaser und Jnstallateurmeister Schneider (Vater).

3. Errichtung eines Landgerichts in Diedenhofen.
Auf Antrag des Beigeordneten Haas eine Spezial- 

kommission zu ernennen, welche beim Kaiser!. Ministerium 
in Straßburg die Frage der Errichtung eines Landgerichts 
in Diedenhofen erneut in Fluß bringen soll, bittet Mit
glied Dr. Kuborn die bisherige für diesen Zweck ernannte 
Spezialkommission, bestehend aus den Herren Bürger
meister Berkenheier, Beigeordneter Haas und Mitglied 
Zimmer, wiederum zu benennen.

Der Gemeinderat wählt die angeführten 
Herren und beauftragt dieselben persönlich beim Ksl. Mi
nisterium in der Landgerichtsfrage vorstellig zu werden.

— Mitglied Steimetz erscheint wieder im Sitzungs
saals. —
4. Jahresrechnung des Spitals u, des Armenrats.

o) Die Prüfung der Jahresrechnung des Bürger- 
spitals pro 1911 hat durch die vom Gemeinderat ge
wählte Kommission stattgefunden. Die Jahresrechnung 
schließt wie folgt ab:

Einnahmen:
Ordentliche Einnahmen M 110 718,54
Außerordentl. Einnahmen Zt 383,24
Natural-Einnahmen M 16 531,74 „
Bestand aus d. Jahre 1910 Zt 16 849,78 144 483,30 Zt

Ausgaben:
Ordentliche Ausgaben Zt 112 055,62
Außerordentl. Ausgaben -R 4 209,85
Natural-Ausgaben -4t 16 531,74

Mithin Einnahme-Ueberschutz 
Hierzu die Einnahme-Reste

zusammen
ab die Ausgabe-Reste

132 797,21 Zt

11 686,09 -4t
3 116,10 Zt

14 802,19 .tt
2 818,83 -4t

Reiner Ueberschutz pro 1911 H 983,36 -lt
Der Gemeinderat begutachtet die Jahres

rechnung zu stimm end.
b) Der Vorsitzende trägt vor, datz seitens der mit Prü

fung der Jahresrechnung des Armenrats pro 1911 
beauftragten Cemeinderatsmitglieder, folgender Bericht er
stattet worden sei:
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Kreditüberschreitungen sind bei Titel 22 (Bare Unter
stützung an Landarme) und bei Titel 28n (Verpflegung 
von Kranken im Bürgerspital) der Ausgaben zu verzeich
nen. Die Ueberschreitungen waren jedoch notwendig und 
dürften nachträglich zu bewilligen sein.

Die Rechnung stellt sich wie folgt fest:
Einahmen:

Ordentliche Einnahmen -N 23 437,79
Außerordentliche Einnahmen 2 000,—
Bestand aus dem Vorjahre -N 6 503,13

Gesamtbetrag der Einnahmen
Ausgaben: 

Ordentliche Ausgaben 
Außerordentliche Ausgaben

Gesamtbetrag der Ausgaben
Abschluß:

Die Ist-Einnahmen betragen 
Die Ist-Ausgaben betragen

ergibt sich für das Rechnungsjahr 1911 ein 
reiner Ueberschuß an Einnahmen von 
Der Eemeinderat begutachtet 

rechnung zu stimm end

-41 31 941,24

-A 21 585,56
^1 175,—

-N 21 760,56

-N 31 941,24
-A 21 760,56

M 10180,68 
die Jahres-

5. Niederschlagung von Marktstandsgeldern pp.
n) Der Gemüsehändler Etten aus Illingen, der Pächter 

eines Standes auf dem Marktplatze ist, hat den Erlaß 
eines von ihm für das Rechnungsjahr 1913 im Betrage von 
88,60 -ll geschuldeten Marktstandgeldes nachgesucht, da er 
den gepachteten Platz noch nicht benutzt habe und fernerhin 
auch nicht benutzen werde.

Im Hinblick darauf, daß bereits der für das ver
flossene Jahr geschuldete Standgeldbetrag von Etten 
zwangsweise beigetrieben werden mußte, beschließt 
der Eemeinderat das mit Etten noch für 1913 be
stehende Pachtverhältnis zu lösen und den geschuldeten 
Standgeldbetrag niederzuschlagen.

b) Der Siidfriichtehändler Casasnovas in Diedenhofen 
Littet um Erlaß des von ihm eingeforderten Marktstand- 
geldes für die Dauer von 2 Monaten. Casasnovas hat am 
31. Mai 1912 5 Marktstände für zusammen 475,00 M ge
pachtet und hat pro 1912 dies Standgeld entrichtet. Pro 
1913 wird er seinen Platz nur 10 Monate benutzen können, 
da sein Vertrag mit der Stadt am 1. April 1914 abgelau
fen sein wird. Der niederzuschlagende Betrag beläuft sich 
auf 79,16 M.

Auf Antrag des Vorsitzenden beschließt der Ee
meinderat im Hinblick darauf, daß Casasnovas seine 
Standplätze während zweier Monate nicht benutzen kann, 
ihm einen Betrag van 79,16 nachzulassen.

6. Kreditbewilligung für das Meldeamt.
Die Ausdehnung des Polizeimeldeamts auf einen wet

teren Raum sowie die Beschaffung von Meldekarten hat 
sich als notwendig erwiesen. Aus der Ausdehnung sowie 
der Kartenanschaffung erwachsen nachbezeichnete Ausgaben:

1. Beschaffung von Registraturkästen zur Unter
bringung der Meldekarten 240 -N

2. Einrichtung der Registratur 50 -N
3. Herstellung einer Türöffnung und Türe pp zur

Verbindung der beiden Räume 175 <41
4. Anschaffung von 5000 Registerkarten 175 -41

insgesamt 615 ->c

Auf Antrag des Vorsitzenden genehmigt der 
Eemeinderat die Ausdehnung und Kartenanschaffung 
bezw. den angeforderten Kredit.

7. Alignement der Elisabethstraße.
Der Vorsitzende erläutert, daß in der letzten Sitzung 

des Eemeinderats der Baufluchtenplan des Teiles der 
Elisabethstraße, der unter dem Namen „schwarzer Weg" 
bekannt ist, festgesetzt worden sei, und zwar sei eine Stra- 
ßenbreite von 10 in, ohne Vorgärten auf der östlichen 
Straßenseite, vorgesehen worden. Gegen diese Festsetzung 
des Eemeinderats hätten die Besitzer von Häusern an dem 
gen. Straßenteil beim Herrn Bezirkspräsidenten Einspruch 
erhoben und sei er, der Vorsitzende, zur Aeußerung über 
diesen Einspruch aufgefordert worden. Auch seitens des 
Stadtbauamts würden gegen die Durchführbarkeit des letz
ten Beschlusses Bedenken erhoben. Die Verwaltung habe 
daher eine erneute Prüfung der Angelegenheit durch die 
Baukommission angeordnet und hätte diese sich für Beibe
haltung der Straßenbreite auf 10 in ausgesprochen, jedoch 
empfohlen, die auf der östlichen Seite fallen gelassenen 
Vorgärten wieder einzuführen. Die Baukommission halte 
diesen Baufluchtenplan mit den östlichen Eeländestreifen 
vereinbar und würden gegen einen derartigen Baufluchten
plan auch seitens der interessierten Anlieger Widersprüche 
nicht erhoben.

— Mitglied Müller erscheint wieder im Sitzungs
saals. —

Mitglied Medernach weist darauf hin, daß durch den 
von der Baukommission empfohlenen Baufluchtenplan und 
eine Seitenstraße zur Elisabethstraße ein Eartyn der Frau 
Robinet stark dezimiert werde u. die Stadtverwaltung nicht 
aus dem Auge lassen dürfe, einen Teil des an den Garten 
anstoßenden kleinen Meßplatzes zur Herbeiführung einer 
Geländeregulierung mit Frau Robinet oder deren Rechts
nachfolger auf jeden Fall zu behalten.

Der Eemeinderat genehmigte hierauf e i n- 
stimmig den Baufluchtenplan nach den Vorschlägen der 
Baukommission.

8 Teerung der St. Peterstraße.
Der Vorsitzende trägt vor, daß die Baukommission im 

Interesse der Staubverminderung in der St. Peterstraße 
befürwortet habe, bei Neubeschotterung auch ein Staub
bindemittel zu verwenden. Da die Stadtverwaltung der 
Straßenbauverwaltung für Teerung der Ileckingerstraße 
eine Beihilfe von 150 -N gewährt habe, könne auch die Tee
rung der St. Peterstraße, welche die Fortsetzung der erste
ren bilde, nur dringend empfohlen werden und zwar umso- 
mehr, als durch die Teerung die Straße haltbarer würde. 
Der für die Teerung erforderliche Kredit belaufe sich auf 
775 M.

Nachdem von einigen Eemeinderatsmitgliedern auch 
die Teerung der Kaiser Karlstraße, des Burgunderrings 
und der Briqueriestraße angeregt worden war, beschloß 
der Eemeinderat einen für Teerung der St. Peier- 
straße erforderlichen Kredit von 775 -N zu bewilligen.

9. Neuherstellung der Schillerstraße,
Die Vaukommission hat in der Erkenntnis der Not

wendigkeit der Neuherstellung der Schillerstraße, diese zu
stimmend begutachtend, und befürwortet deren Ausführung 
in Teermakadam sowie die Bewilligung des erforderlichen 
Kredits von 1300—1500 -ll.

Nach einer kurzen Diskussion, in welcher ein Mitglied 
die Vorlage eines detaillierten Kostenanschlages gefordert 
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hatte, damit der Gemeinderat die Notwendigkeit der ein
zelnen Ansätze prüfen und evtl. Abstriche vornehmen könne, 
beschloß der Gemeinderat die von der Baukom- 
mission empfohlene Neuherstellung sowie die Bewilligung 
eines Kredits von 1300—1500 ^-tt.

10 Erwerb von Privatgelände.
Die Eigentümer Arnold Barisch und Emil 

Niedinger haben bei Errichtung von Häusern aus 
ihren Erunstdücken am Burgunderring Sekt. D 1 855p die 
Baüflucht einhalten müssen und wird von ihrem Privar- 
gelände je ein Teil in die zukünftige Straße einbezogen. 
Beide Eigentümer sind mit dem Gesuch an die Stadrver- 
waltung herangetreten, ihnen das in die Straßenverbret- 
terung fallende Gelände auf Grund des Gesetzes vom 21. 
Mai 1879 zu vergüten. Herr Bartsch tritt auf diese Weise 
209 gin, Herr Niedinger 153 «im Gelände an die Stadt ab.

Auf Anregung der Baukommission und im Hinblick auf 
die gesetzliche Verpflichtung zum Erwerb, beschließt 
der Gemeinderat denselben und setzt als Kaufpreis 
einen Betrag von 6 pro gin fest. Die Verwaltung wird 
ermächtigt, die Beurkundung des Kaufvertrages vornehmen 
zu lassen.

b) Ingenieur C. F r e u d e n b e r g e r, von welchem 
ein Eeländestreifen auf Grund des Gesetzes vom 21. Mal 
1879 für Straßenanlagezwecke erworben werden soll, hat, 
nachdem er zunächst den vom Gemeinderat festgesetzten 
Preis von 6 -N pro «,m angenommen hatte, die Verwal
tung benachrichtigt, daß er das ihm gemachte Gebot selbst
verständlich nur unter der Voraussetzung gutgeheißen habe, 
daß seitens der Stadt auch die Wertzuwachssteuer getragen 
würde.

Nach einer kurzen Diskussion einigt sich der Ge
mein d e r a t auf der Grundlage, daß evtl. Herrn Freu- 
denberger auf den gebotenen Preis von 6 -N pro gm ein 
Zuschlag in der Höhe gewährt werden soll, welcher der der 
Stadt zufallenden Wertzuwachssteuer gleichkommt.

— Beigeordneter Walkowinski verläßt den Sitzungs
saal. —

11. Rückgängigmachung des Bauplatzkauses A. Levy.
Der Biergroßhändler A. Levy hat am 21. Januar 

1906 im Vaublock 7 vordem ehemaligen Metzertor die Bau
stelle n, vergrößert aus den Baustellen m, t von der 
Stadt käuflich erworben und die Verpflichtung übernom
men, die Baustelle innerhalb 6 Jahren mit einem Wohn- 
oder Geschäftshause zu überbauen. Letzteres ist bisher noch 
nicht geschehen. Die Stadtverwaltung hat Herrn Levy in 
Verzug gesetzt und von diesem ein Schreiben des Inhalts 
erhalten, daß er an der sofortigen Ueberbauung seines Bau
terrains im Jahre 1906 durch die Stadt gehindert worden 
sei, da diese die Erteilung der Vauerlaubnis von der Ein
zahlung eines Betrages von 1000 -N abhängig gemacht 
habe Herr Levy steht heute auf dem Standpunkt nicht 
mehr bauen zu müssen und stellt anheim den Platz zurückzu- 
nehmen. Der Gemeinderat bewilligt auf Vor
schlag der Finanzkommission eine weitere Baufrist bis 
1. März 1914.

— Mitglied Nouviaire verläßt den Sitzungssaal. —

12. Antrag aus Erweiterung der Straßenbahn 
nach Gentringen.

Das Kommando des II. Vatl. des Lothr. Fußartillerie- 
Regiments No, 16 hat in einem vom 26. Mai datierten 
Schreiben, welches von dem Vorsitzenden verlesen wurde, die 

Notwendigkeit sowie die Rentabilität einer elektrischen 
Bahnverbindung nach den Vororten Briquerie und Gen
tringen betont und gleichzeitig der Stadtverwaltung den 
Wunsch unterbreitet, die Ausdehnung des elektrischen Be
triebes nach den erwähnten Vororten bei den zuständigen 
Stellen gefälligst betreiben zu wollen. Der Vorsitzende er
läutert alsdann, daß die Finanz- und Baukommission den 
Antrag einer Prüfung unterzogen habe und dem Gemeinde- 
rat empfehle, die Verwaltung zu beauftragen, bei allen zu
ständigen Behörden und in Frage kommenden Firmen für 
die alsbaldige Verwirklichung der Ausdehnung des elektri
schen Bahnbetriebes bis nach Eentringen einzutreten.

Der Gemeinderat schließt sich dem Kommissionsvor- 
schlag an und befürwortet den Ausbau der elektrischen Bahn 
nach Gentringen auf das wärmste .

— Beigeordneter Walkowinski erscheint wieder im 
Sitzungssaals. —

13. Verlegung der Äahngeleise auf dem 
Luremburgertorplatz.

Der Vorsitzende führt aus, daß die Baukommission auf 
Antrag eines Mitgliedes, in der Erkenntnis, daß die Ee- 
leiseanlagen auf dem Luxemhurger-Platz bezw. dem Luxem
burgertor-Platze und insbesondere an der Kreuzung der 
Crauserpromenade, für den Verkehr sehr hinderlich seien, 
dem Gemeinderat empfohlen habe, zu beschließen, die Ver
waltung zu beauftragen, die Betriebsleitung der Fentsch
talbahn zu ersuchen, eine Verlegung der Geleise vorzuneh
men. Die Vaukommission hatte weiter empfohlen, die Ee- 
leiseverlegungen derart anzuordnen, daß die Trottoirinsel 
auf dem Luxemburgertorplatze dem reisenden Publikum 
zum Ein- und Aussteigen dienen könne.

Im Laufe der Debatte weisen einige Mitglieder darauf 
hin, daß die Annahme des Kommissionsvorschlages wohl 
eine Verkehrserleichterung für die Parkstraße zur Folge 
habe, jedoch den bedeutend stärkeren Verkehr aus der Kaiser 
Karlstraße wesentlich beeinträchtigen werde; daher sei der 
Kommissionsbeschluß abzulehnen. Mitglied Dr. Meder
nach gab alsdann die Anregung, bei der Bahngesellschast 
vorstellig zu werden, die Weichenanlagen auf dem Luxem- 
burgerplatz, und damit das Doppelgeleise über die Crauser
promenade zu beseitigen und für die Weichen- pp Anlagen 
den Platz neben der Bastion III, der infolge Fortfall des 
Geleises hinreichend Platz gewährt, zu verwenden.

— Mitglieder Christian und Denz sowie Beigeordne
ter Haas verlassen den Sitzungssaal. —

Letztere Vorschläge nahm der G e m e i n d e r a r 
an und beauftragte die Verwaltung in entsprechendem 
Sinne vorstellig zu werden.

14. Versetzung der Exerzierhalle.
Der Vorsitzende trägt vor, daß die Baukommission dem 

Gemeinderat empfehle, die in den Besitz der Stadt überge
gangene Exerzierhalle bei der Stadtmühle, deren Errich
tung auf dem neuen Meßplatz vom Gemeinderat bereits 
beschlossen sei, auf einen ca. 1 Meter hohen Beton-Sockel 
versetzen zu lassen, damit der Halle hierdurch ein gefällige
res Aussehen verliehen und dieselbe für etwaige Festlich
keiten, wenn die Privatetablissements sich als zu klein oder 
sonstwie unzweckmäßig erweisen, als Festlokal dienen 
könne. Die Versetzung der Halle auf einen Moellonsockel 
von 1 Meter Höhe würde einen Kostenaufwand von 4400 
-N bedingen. Da die Baukommission die Errichtung eines 
Sockels in Stampfbeton in Vorschlag bringe, zu welchem der 
erforderliche Kies aus den städt. Sandgruben anzuliefern 
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wäre, so sei mit einer Verminderung des vorgesehenen 
Kostenaufwandes zu rechnen.

Gleichzeitig habe die Baukommission empfohlen, die 
Halle gleichlaufend mit dem Hohenlohering und zwar 
einige Meter vor die Grenzlinie zwischen Bürgersteig und 
Platz aufstellen zu lassen. Ueber die Platzfrage entspinnt 
sich eine kurze Debatte, in deren Verlauf von Beigeordneten 
Walkowinski einem Vorschläge der Meßvergebungskom- 
mission entsprechend, die Errichtung der Halle im Baublock 
23, parallel zur Verlängerung der Kaiser Ludwigstratze, 
mit dem Giebel nach dem Karolingerring zu, beantragt 
und darauf hingewiesen wird, daß diese Stellung der Halle 
bessere Pachtpreise anläßlich der Meßverpachtung er
zielen laste. Von anderer Seite wird der von der 
Vaukommission in Vorschlag gebrachte Platz als der ge
eignetere bezeichnet. Ein Mitglied hält es für zweckmäßig 
die Halle etwa 20 Meter vorzurücken, um auch hinter der 
Halle einen verwendungsfähigen Platz zu schaffen. Dem 
wird von anderer Seite widersprochen und darauf hinge- 
wiesen, daß die zuletzt gewünschte Ausstellung die rationelle 
Ausnutzung des Platzes für Meßzwecke gefährde.

Hierauf beschloß der Eemeinderat die Hal- 
lenaufstellung nach den Vorschlägen der Vauko ne
nn ssion jedoch mit der Maßgabe, daß dieselbe 3 Meter 
von der Straße abgerllckt werden soll, damit außer der 
Vaumreihe auf dem Vürgersteig des Hohenlohering. eine 
weitere Baumreihe angepflanzt werden kann. Ferner er
klärte sich der Eemeinderat mit der Versetzung der Halle auf 
einen Stampfbetonsockel einverstanden und 
bewilligte den erforderlichen Kredit.

15- Landesgewerbe- u. Lehrlingsarbeitenausstellung
Der Haus- und Erundbesitzerverein, welcher mit dem 

Gedanken der demnächstigen Abhaltung einer Ausstellung 
für Haus- und Herd in Diedenhofen umging, hat unlängst 
die Stadtverwaltung zu einer Sitzung eingeladen, in wel
cher die Frage der Abhaltung der erwähnten Ausstellung 
eingehend erörtert wurde. Aus den stattgefundenen Ver
handlungen ist zu entnehmen, daß dem Haus- und Grund- 
besitzerverein im Falle der Uebernahme der Ausstellung kein 
Risiko entstehen sollte und eine Varentschädigung von 1000 
Ut ernsthaft angeboten sei, auf deren Vereinnahmung der 
Verein mit Rücksicht auf seine schlechte Finanzlage nicht ver
zichten könne. Nach Erläuterung des Sachverhalts führt 
der Vorsitzende aus, daß eine Ausstellung für Haus und 
Herd sehr ausdehnungsfähig sei und unter Umständen der 
im nächsten Jahre von der Stadt geplanten Ausstellung be
deutenden Schaden verursachen könne. Er habe daher ver
sucht, die Ausstellung des Haus- und Erundbesitzervereins 
zu verhindern, was ihm auch gelungen sei, indem er dem 
Verein die Zusicherung gemacht habe, diesem aus einem 
evtl. zu erzielende Ueberschusse der städt. Ausstellung die 
von anderer Seite in Aussicht gestellte Summe von 1000 
-N, und falls die städt. Ausstellung mit einem Minus ab
schneiden werde, aus städt. Mitteln eine Beihülfe von 300 
lN zuzuwenden. Die Baukommission habe dieses Abkommen 
als zweckmäßig angesehen und schlage dem Eemeinderar 
vor, dasselbe gutzuhcißen.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend.

16. Neubau eines Elementarschulhauses.
Der Gemeinderat hat unterm 8. Mai d. Js. den für 

die Errichtung eines neuen Elementarschulhauses bestimm
ten Platz als ungeeignet bezeichnet und eine erneute Prü
fung der Platzfrage angeordnet. Daraufhin hat die 
Verwaltung mehrere Projekte ausarbeiten lassen und diese 
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der Baukommission zur Begutachtung oorgelegt. Die Bau
kommission hält ein Projekt, welches die Errichtung des 
Schulhauses im Vaublock 13 mit vorgelegter Hoffläche und 
der Front nach der Kaiserin Auguste Viktoria-Promenade 
vorsieht, für das günstigste und empfiehlt dessen Auswahl. 
Durch die Bestimmung des zuletzt erwähnten Platzes werden 
für Fundamentierung des Schulgebäudes ca. 6000 mehr 
aufzuwenden sein, als bisher vorgesehen waren. Diese 
Mehrausgabe erhält dadurch ein Aequivalent, daß der bis
her in Aussicht genommene Bauplatz, im Baublock 6, der 
nunmehr für andere Zwecke frei wird, infolge seiner günsti
geren Lage für Privatbauten, späterhin bei Veräußerung, 
eine größere Mehreinnahme abwerfen wird.

Der Eemeinderat genehmigt die Errichtung 
des neuen Elementarschulhauses nach den Vorschlägen 
der Baukommission und bewilligt den durch 
die schwierigeren Fundamentierungsarbeiten bedingten 
Kredit von ca. 6000

17. Genehmigung des Kontokorrentoerkehrs 
der Sparkasse,

Durch Beschluß vom 3. März d. Js. hat der Eemeinde
rat auf Grund des Sparkassengesetzes vom 23. August 1912 
für die Sparkasse die Bürgschaft übernommen. Der Spar- 
kassenvorstand hat hierauf unterm 31. März d. Js. be
schlossen, beim Ksl. Ministerium auf Grund des vorerwähn
ten neuen Sparkassengesetzes die Genehmigung nachzusuchen, 
mit folgenden Banken in Kontokorrentverkehr treten zu 
dürfen:

1. Gebr. Röchling, Bankgeschäft, Zweiganstalt in Die
denhofen, Hauptgeschäft in Saarbrücken 1.

2. Allgemeine Elsässische Bankgesellschaft, Filiale Die
denhofen.

3. Mayer L Cie., Kommandit Aktien-Gesellschaft in 
Metz.

4. Bank von Elsaß und Lothringen, Aktiengesellschaft 
in Metz.

5. Bank Ch. Leclaire in Diedenhofen.
Ferner hat der Sparkassenvorstand um die Ermäch

tigung gebeten, bei den fünf angeführten Banken Beträge 
bis zu 100 000 in Depot geben zu dürfen. Der Vorsitzen
de trägt vor, daß das Ksl. Ministerium den Antrag des 
Sparkassenvorstandes an die Stadtverwaltung weiterge
geben habe mit dem Ersuchen, eine Beschlußfassung des 
Eemeinderats darüber herbeizuführen, ob dem Kontokor
rentverkehr an sich zugestimmt würde; ferner wird 
um Aeußerung darüber gebeten, ob die Genehmigung des 
Kontokorrentverkehrs mit den unter 1, 3 und 5 angeführ
ten Bankhäusern ohne Forderung hindr Sicherheit rat
sam erscheine und schließlich um Prüfung und Berichterstat
tung ersucht, ob die vom Sparkassenvorstand festgesetzte 
Kontokorrentsumme von zusammen 500 000 — nicht zu hoch 
sei und auf 250 000 - tl ermäßigt werden könne.

In der sich entspinnenden kurzen Diskussion werden die 
unter 1, 3 und 5 vorstehend angeführten Bankunterneh
men als derart leistungsfähig und solide bezeichnet, daß von 
der Forderung einer Sicherheitsleistung abgesehen 
werden könne; ferner wurde die Erteilung der Genehmi
gung zur Eröffnung eines Kontokorrentverkehrs mit den 
unter 1—5 aufgefllhrten Bankhäusern sowie die Festsetzung 
einer Kontokorrentsumme von je 100 000 -N pro Bankhaus 
empfohlen.

Der Eemeinderat faßte alsdann den Beschluß, 
den Kontokorrentverkehr mit den 5 Bankhäusern 
gutzu heißen, die Regierung zu bitten, von der For
derung einer Sicherheitsleistung abzusehen 
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und die Kontokorrentsumme auf zusammen 500000 
f e st z u s e tz e n.

18. Antrag eines Beamten auf endgültige Anstellung.
Techniker Bobbert, bittet seine Stellung im städt. 

Dienste gemäß ß 27 Abs. 4 der Gemeinde Ordnung als 
ständiges Gemeindeamt zu erklären und ihn unter 
Einreihung in dieses Amt auf Lebenszeit unwiderruflich, 
d. h. mit Beamteneigenschaft anzustellen. p. Bobbert be 
gründet sein Gesuch damit, daß er bereits seit 7 Jahren 
im städt. Dienste tätig sei und seine Stellung zweifellos 
ständig beibehalten werden müsse. Ferner bezieht er sich 
auf die dem Baupolizeibeamten vor kurzem in Aussicht ge
stellte Anstellung und betont, daß eine ihm unlängst ge
wordene Gehaltsaufbesserung bei Versagung der Anstellung 
dadurch illusorisch gemacht würde, daß er diese zur Deckung 
von Beiträgen zur Angestelltenversicherung beinahe ganz 
aufwenden müsse. Die Finanzkommission hat empfohlen, 
das Amt des Tiefbautechnikers gemäß 8 27 Abs. 4 der Ge
meindeordnung als ständiges Gemeindeamt zu erklären und 
dem Stelleninhaber, Techniker Bobbert, eine Anstellungs- 
verfügung zu erteilen, die ihm die durch das Angestellten- 
versicherungsgesetz.geforderte Anwartschaft gewährleistet.

Der Gemeinderat beschließt entspre
chend.

19. Teilnahme am Reichsseuerwehrtag.
Das Feuerwehrkorps hat gebeten zu dem vom 24.-20. 

Juli d. Js. in Leipzig stattfindenden Reichsfeuer- 
wehrtage verbunden mit einer großen Feuerwehr- 
Ausstellung zwei Führer als Delegierte des Feuer
wehrkorps zu entsenden und denselben aus städt. Mitteln 
eine Beihilfe von zusammen 250 M zu bewilligen.

Im Hinblick darauf, daß der Besuch des Reichsfeuer
wehrtages sowie der mit demselben verbundenen Feuer- 
wehrausstellung im Interesse der Feuerwehr liegt und für 
dieselbe äußerst lehrreich ist, beschließt der Ee - 
meinderat die Entsendung zweier Führer und deren 
Bestimmung durch das Los. Ein Kredit von 250 -K wird 
bewilligt.

20. Nachtragskredite für das Gymnasium. 

mente für das Gymnasium ein Kredit von 8000 bewilligt 
worden . Auf diesen Kredit wurden daraufhin mit Einver
ständnis der Verwaltung für etwa 1200 chemische 
Instrumente beschafft Da in dem vorbezeichneten Gemein
deratsbeschluß versehentlich nur von einer Kreditbewilli- 
aung für physikalische Instrumente gesprochen war, 
bestellte Herr Professor Jaschke für annähernd den ganzen 
Kredit physikalische Apparate, sodaß die gleichzeitig aufge
gebene Bestellung für Chemieutensilien eine Kreditüber- 
schreituna von 1022.46 -N zur Folge hatte, die nunmehr 
nachzubewilligen wäre. Im Interesse der weiteren Ent
wickelung des Gymnasiums- und der Realschule hat die 
Kommission die Bewilligung eines Nachtragskredits von 
1022,46 M befürwortet.

Der Gemeinderat beschließt nachAntrag 
der Finanzkommission.

b) Die dem Gymnasium zur Verfügung gestellten Mit
tel haben in den letzten Jahren nicht immer genügt um die 
aus den natürlichen Bedürfnissen hervorgegangeneni Aus
gaben zu decken. Es mußten daher notgedrungen Kredit- 
überschreitungen vorkommen, die heute den Betrag von 
1964,17 erreicht haben. Die Bewilligung eines Kredits in 
dieser Höhe ist erforderlich und wird auch von der Finanz
kommission befürwortet, nachdem seitens des Herrn Eym- 
nasialdirektvrs in Aussicht gestellt worden ist, daß alljähr
lich an den dem Gymnasium zur Verfügung gestellten Mit
teln 600 M gespart werden, bis der angeforderte Betrag 
von 1964,17 M gedeckt sein wird.

Der Gemeinderat bewilligt den angefor
derten Nachtragskredit von 1964,17 M.

21. Anschluß des Gy nnasiums an das Fernsprechnetz.
Mitglied Dr. KuborU hat beantragt, das Gymnasium 

mit einem Anschluß an das öffentliche Fernsprechnetz zu 
versehen.

Der Gemeinderat erkennt die Notwendigkeit 
hierzu nicht an und lehnt den Antrag a b.

22. Vertrauliche Angelegenheiten.



Bericht 
über die 

Gemeiuderllts-Sitziing 
vom 20. Juni 1913, nachmittags 5 Uhr.

Anwesend waren bei Eröffnung der Sitzung unter dem 
Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier die Beigeordneten 
Haas und Richard sowie die Mitglieder Christian, Denz, 
Joh. Franck, Fran§ois, Dr. Kuborn, Dr. Medernach, Pfan- 
schilling, Salomon, Steimetz, Schütz und Zimmer.

Wahrend der Sitzung ist erschienen: Mitglied Eoedert.
Abwesend waren Beigeordneter Walkowinski und die 

Mitglieder Frank H., Müller, Nouviaire, Reuter, Röchling 
und Wehrmann.

Schriftführer: Sekretär Hombourger.

Tagesordnung:

1. Vertrag mit der AEWEA.
2. Vertrauliche Angelegenheiten.

1. Vertrag mit der AGWEA.
Der Vorsitzende machte folgende Ausführungen:
Ende des Jahres 1912 trat die AEWEA mit dem 

Wunsch an die Stadtverwaltung heran, ihr den Bezug des 
zur Versorgung der Stadtgemeinde Diedenhofen erforder
lichen Eases von der Firma Les Petits Fils de Frangois de 
Wendel in Hayingen zu gestatten, und ihr ferner das im 
Jahre 1908 abgeschlossene, bis zum Jahre 1919 gehende Ab
kommen über die Genehmigung des Bezuges elektrischer 
Kraft für Beleuchtungs- pp. Zwecke der Gemeinde Dieden
hofen von außerhalb, bis zum Jahre 1999 zu verlängern. 
Als Gegenleistung für die seitens der Stadt zu machenden 
Zugeständnisse erklärte sich die AGWEA bereit, für die in 
Aussicht genommene Neuherstellung der Pariserstraße in 
Vulkanol einen Beitrag von 7262,50 -N zu gewähren so
wie eine Ermäßigung der Gas- und Elektrizitätspreise für 
die Stadt und die Konsumenten eintreten zu lassen. Der 
Eemeinderat, welchem sowohl der Wunsch als die in Aus
sicht gestellten Leistungen der AEWEA bekannt gegeben 
worden waren, erklärte die bedingungsweise Gewährung 
des Zuschusses zu den Kosten der Neuherstellung der Pari
serstraße nicht gutheißen zu können, jedoch evtl. bereit zu 
sein, der Frage des Bezugs von Gas aus Hayingen näher 
zu treten, wenn die AGWEA auf eine Revision des z. Zt. 
bestehenden Konzessionsvertrages sich einließe. Gleichzei
tig wurde zur Vornahme der erforderlichen Vorarbeiten 
eine Spezialkommission ernannt. Letztere hat nach mehre
ren zeitraubenden Sitzungen ihre Abänderungsvorschläge 
zum Kommissionsvertrage in einem neuen Vertragsent
würfe, der für die Stadt und die Bürgerschaft eine Reihe 
wesentlicher wirtschaftlicher Vorteile in sich schließt, zusam
mengestellt. In dem von ihr aufgestellten Vertragsentwurf 
hatte die Spezialkommission insbesondere auch den Ver
such gemacht, eine Abänderung der bisher in Kraft befind
lichen Rückkaufsbedingungen einzuflechten. Der zu den 
Schlußberatungen der Kommission erschienene Vertreter Ler 
AGWEA, Herr Generaldirektor Faber aus Berlin, erklärte 
wiederholt bei diesem Versuche namens seiner Gesellschaft, 
daß jede Aenderung der Rückkaufsbedingungen abge- 
lehnt werde und eher mit einem Scheitern der ganzen Re- 
visionsverhandlungen, als mit einer Abänderung dieser 

Bedingungen gerechnet werden müsse. Mit Rücksicht auf 
letztere Erklärung, und insbesondere, um das Scheitern der 
Vertrngsüuderung zu vermeiden und der mit derselben ver
bundenen wirtschaftlichen Vorteile für die Stadt und die 
Bürgerschaft nicht verlustig zu gehen, bestand die Spezial
kommission nicht weiter auf eine Aenderung der Niickkaufs- 
bedingungen, da sie die Verantwortung für ein evtl. Fehl- 
schlagen der Vertragsünderung nicht auf sich nehmen wollte.

Alsdann erläuterte der Vorsitzende die nach dem neuen 
Vertragsentwürfe festgesetzten Gas- und Elektrizitätspreise, 
die eingeräumten Nabattbewilligungen, die für die Allge
meinheit entstehenden sonstigen Vorteile und dergleichen 
und betonte zum Schluß seiner Ausführungen, daß der 
wirtschaftliche, aus dem neuen Vertrage erwachsende Nutzen 
für Stadt und Bürgerschaft z. Zt. auf etwa 54 000 Zl pro 
Jahr berechnet werden könne.

Nunmehr fand eine sehr eingehende, mehrstündige De
batte statt.

Mitglied Salomon bat, der AEWEA die Ver
pflichtung aufzuerlegen ebenso wie für die Neuherstellung 
der Pariserstraße in Vulkonal, auch für eine spätere Neu
herstellung der Luxemburgerstraße einen Beitrag von 
7262,50 Zi zu leisten. Nachdem mehrere Mitglieder sich 
gegen die Annahme der von Mitglied Salomon gemachten 
Anregung ausgesprochen hatten, einerseits weil die Gewäh
rung eines Beitrages zu einer Straßenneuherstellung mit 
dem Konzessionsvertrage betreffend Lieferung von Gas- 
und elektrischer Kraft nichts zu tun hat, andererseits weil 
die AEWEA zur Leistung eines Zuschusses bis zur Hälfte 
des bewilligten Beitrages für die Neuherstellung der Pa
riserstraße durch das Lastenheft verpflichtet war und daher 
auch für die Luxemburgerstraße ein entsprechender Betrag 
in Aussicht sei und späterhin auf diese Angelegenheit zu- 
rückgekommen werden könne, erklärte Mitglied Salomon, 
seinen Antrag z u r ü ck z u z i e h e n.

Mitglied Eoedert erscheint im Sitzungssaal.
Alsdann wurde in die Beratung der Rückkaufsbe

dingungen eingetreten. Der Vorsitzende brächte zu
nächst den Text des alten Konzessionsvertrages und alsdann 
denjenigen des neuen Entwurfs sowie schließlich das Schrei
ben der AGWEA zur Verlesung, durch welches diese eine 
Abänderung der Nückkaufsbedingungen als vollständig 
ausgeschlossen nblehnt. Mitglied Eoedert erblickt 
in den von der AGWEA gemachten Justierungen lediglich 
Scheinerfolge und glaubt, daß die AEWEA mit einer 
Vertragsänderung nur ihre Zwecke verfolge; im klebrigen 
bezweifelt er, daß die Gasgesellschaft der städt. Einwilli
gung bedürfe, um das für die Stadt benötigte Gas von 
außerhalb zu beziehen. Dem wird vom Vorsitzenden 
widersprochen, auf die Vorteile des neuen Entwurfs noch
mals hingewiesen und endlich festgestellt, daß nach dem 
bisherigen Vertrage die AEWEA die Verpflichtung hat, 
das in Diedenhofen benötigte Gas auch in Diedenhofen zu 
produzieren. Die Rückkaufsbedingungen des alten Kon
zessionsvertrages seien gleichlautend, bezw. weitgehender 
und schwieriger als die des neuen Entwurfs und könnten 
daher im Hinblick auf die in dem letzteren gebotenen Vor
teile wohl kaum Bedenken gegen dessen Annahme erhoben 
werden. Mitglied Eoedert äußert sich nunmehr 
dahin, daß nach dem neuen Entwurf eine umfangreiche 
Ausdehnung der von der AEWEA betriebenen Werke ge
billigt rverdp, und daher s. Zt. ein bedeutend umfangrei
cheres und kostspieligeres Unternehmen erworben werden 
müsse als gegenwärtig. Die Stadt werde bei ihren be
schränkten Mitteln wohl kaum in die Lage kommen, dieses 
neue große Werk zuvückerwerben. Der Vorsitzende 
bringt den notariellen Vertrag über die Veräußerung Des
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Gaswerkes an die AEWEA vom 27. 1». 1900 zur Verle
sung und präzisiert seine Meinung bahn, daß auch nach 
dem heutigen Vertrage die Stadt späterhin das gesamte 
Unternehmen der AEWEA, gleichgültig wie weit dessen 
Ausdehnung reichen wird, erwerben miß. Beigeord
neter Haas bemängelt die Rückkarifsbsdingungen in
soweit die Normen für den späteren Rükerwerbspreis fest- 
gelegt sind und bittet deren evtl. Abändemng in Erwägung 
zu ziehen. Im Uebrigen gibt er dem verlesenen notariellen 
Vertrage hinsichtlich des späteren Rückerverbs eine andere 
Interpretation wie dies seitens des Vo-sitzeniden geschehen 
ist und bezweifelt, daß nach dem alten vertrage die Stadt 
jemals ein ausgedehnteres Unternehmer erwerben müsse, 
als sie der AEWEA verkauft habe. Auch Mitglied 
Eoederr ist der Ansicht, daß der Eeneinderat bei Ab
schluß des alten Vertrages mit der AEWEA keineswegs 
den Willen und die Absicht gehabt habe die Ausdehnung de
ren Werke über den Gemeindebann hiraus zu billigen. 
Mitglied Pfanschilling vertritt den Standpunkt, 
daß die AEWEA s. Zt. das Diedenhofemr Gaswerk erwor
ben hat in der leicht erkennbaren Absicht, dasselbe soweit 
als möglich auszudehnen. Für die Stadt sei in erster Linie 
maßgebend, eine billige Beleuchtung zu erhalten und die 
würde, wie die Erfahrung an anderen Orten gelehrt hat, 
von einer Gesellschaft billiger geliefert »erden können als 
evtl. von der Stadt selbst. Deswegen enpfehle er die Ge
nehmigung des Vertrages. Der Vorsitzende weist 
erneut auf die günstigen Preisabmachrngen des neuen 
Vertrages hin und betont, daß in Dertschland nur 22 
Städte vorhanden sind, die den der Stab neuerdings einge
räumten günstigen Easpreis für Koch- rnd Heizzwecke ge
nießen. Mitglied Salomon bemängelt, daß in 
deni neuen Vertrage das Ausdehnungsgebiet der Werke der 
AGWEA auf Nordlothringen festgesetzt ist,' dies sei ein 
Begriff der näher präzisiert werden müsse.

Mitglied Dr. Kuborn erlernt in dem neuen 
Vertrag einen sichtbaren Fortschritt und frügt an, ob nicht 
etwa z. Zt. die Frage des Rückerwerbs ler Gasanstalt an
geschnitten werden könne.

Der Vorsitzende bezweifelt, daß die AEWEA 
den momentanen Verkauf ihres hiesigen Unternehmens be
absichtigt. In dem in dem neuen Entwurf eingefügten Be
griff „Nordlothringen" sieht er eine Bechränkung der Aus- 
dehnungsmöglichkeit, die nach dem allen Vertrage nicht 
besteht.

Mitglied Dr. Medernach glaubt, daß die 
AEWEA die Ausbeutung ihrer Werke besser betreiben 
wird, als dies die Stadt jemals tun kann und giebt auch zu, 
daß die erstere Gas zu günstigeren Bedingungen abgeben 
kann, als die Stadt. Der Rückkauf der Gasanstalt könne 
nach dem neuen Vertrage ernstlich nicht nehr ins Auge ge
faßt werden; die Stadt müsse daher ich ganzes Bestreben 
danach richten, von der in dem neuen Ertwurfe vorgesehe
nen Verpflichtung zum Rückerwerb der Unternehmungen 
der AGWEA im Jahre 1902 loszukommm; ein Rückkaufs
zwang dürfe nicht bestehen. Es könne hichstens von einem 
Rückkauf der Diedenhofener Anlagen, nicht derjenigen von 
Nordlothringen die Rede sein.

Mitglied Dr. Kuborn wünscht die Druckle
gung des Vertragsentwurfs und dessen Verteilung an die 
Mitglieder. Der Vorsitzende bezeichnet dies als un
zulässig, worauf der Gemeinderat das gestellte Er
suchen ablehnt. Mitglied Koedert regt die Einho
lung eines juristischen Gutachtens über die Frage an, inwie
weit der in dem alten Vertrage aufgenommene Begriff 
„des Zubehörs" der an die AGWEA abgetretenen alten 
Anstalt zu verstehen ist. Beigeordneter Haas 
wünscht die Verpflichtung des späteren Rückerwerbs ausge
schaltet und lediglich die Befugnis hierzu eingesetzt zu sehen. 
Der Erwerb der ausgedehnten Anlagen in Nordlothringen 
dürfe nicht zum Zwang gemacht werden. Bei Veräußerung 
der Gasanstalt habe die Stadt nicht an eine Ausdehnung 
des Gas- pp. Werkes auf Nordlothringen gedacht und sei 
nur mit dem Rückerwerb eines auf Eemeindebann Dieden
hofen stehenden Unternehmens gerechnet worden. Der 
Vorsitzende weist darauf hin, daß bereits die Spezial
kommission lediglich die Pflicht zum Rückerwerb der D i e - 
denhofener Anlage in den Vertrag aufnehmen 
wollte, dies jedoch von der AEWEA nicht zugelassen wurde, 
da die Stadt im alten Vertrage viel weitgehendere Rück- 
erwerbs-Verpflichtungen eingegangen sei; er glaube wohl, 
daß die AEWEA die Stadt von der Rückkaufsverpflichtung 
entbinden, dagegen nicht darauf eingehen werde, daß nur 
ein Teil der späteren Anlagen von der Stadt erworben 
werden sollen.

Beigeordneter Haas interpretiert den Aus
druck Zubehör auf Grund des Z 97 B. E. V.

Mitglied Denz empfiehlt anstelle der Verpflich
tung zum Rückerwerb, die Berechtigung treten zu 
lassen und stimmt im Uebrigen dem von Mitglied Dr. Me
dernach gemachten Ausführungen zu.

Mitglied Christian regt an, die Erhöhung 
der von der AEWEA in Aussicht gestellten Abschreibungen 
zu verlangen.

Mitglied Zimmer möchte den Nückerwerbs- 
zwang nur auf die heute bestehenden Anlagen ausge
dehnt sehen. Der Vorsitzende hält letzteres nicht für an
nehmbar und sieht schon in der Entbindung von der Pflicht 
zum Rückerwerb einen Fortschritt.

Mitglieder Salomon und F r a n c; o i s wen
den sich gegen den im Vertrag aufgenommenen Begriff 
„Nordlothringen", wünschen dessen nähere Präzisierung und 
sprechen sich gegen eine sofortige Entscheidung der Ange
legenheit aus. Mitglied Koedert tritt für Rück- 
ver Weisung an die vereinigten Kom
missionen ein und wird hierin von Veigeordne, 
ten Haas unterstützt.

Hierauf beschloß der Eemeinderat ein
stimmig die Angelegenheit zur nochmaligen Prüfung 
insbesondere bezgl. der Nückkaufsbedingungen an die ver
einigten Kommissionen des Eemeinderats zu
rück z u v e r w e i s e n. "

2. Vertrauliche Angelegenheiten.



Dericht 
über die 

Gememderats-Sitzimg 

vom 14. Juii 1913, nachmittags 4 Uhr.

Anwesend waren bei Eröffnung der Sitzung unter dem 
Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier der Beigeordnete 
Walkowinski sowie die Mitglieder Christian, Denz, Frank 
H., Franck I., Frankens, Eoedert, Dr. Kuborn,^Mller, 
Nouviaire, Pfanschilling, Reuter und Schiltzx—^/^^«^.

Während der Sitzung sind erschienen die Mitglieder 
Röchling, Beigeordneter Haas, Beigeordneter Richard, Sa- 
lomon und Dr. Medernach.

Entscbuldigt: Mitglieder Steimetz und Wehrmann.
MilglillV AiRUNllW

Schriftführer: Sekretär Hombourger.

Tages-Ordnung.
1. Mitteilungen pp.
2. Löschung von Vormerkungen im Grundbuch.
b. Kasernierungskostenbeitrag pro 1910.
4. Regelung der Lehrergehälter.
5. Antrag auf Erlaß eines Mietsbetrages.
6. Gewährung einer gemeinschaftlichen Ehrengabe für 

den Reitwettbewerb der Kavallerie anläßlich der 
Berliner Olympiade 1916.

7. Erwerb und Verkauf von Gelände.
8. Jahresrechnung der Stadt.
9. Niederschlagungen unbeitreiblicher Steuern und 

Einnahmen.
10. Errichtung eines Kühlhauses.
11. Unentgeltliche Wassergewährung an das Bürger- 

spital.
12. Nachtragskredite.
13. Antrag städt. Beamten auf Revision ihrer Besol- 

dungsverhültnisse.
14. Errichtung einer Strafkammer.
15. Antrag auf Gewährung einer Fahrradentschädigung.
16. Errichtung eines zweiten Viehmarktes.
17. Teilung der Handelsklasse der Fortbildungsschule 

PP.
18. Hauungs-, Kultur- und Wegebaupläne für einen 

ordentlichen und einen außerordentlichen Holz- 
- schlag.
19. lOOjähr. Jubiläum des Husarenregiments.

Vor Eintritt in die Tagesordnung richtet der Vorsitzen
de an den Eemeinderat die Anfrage, ob gegen die Ge
meinderatsberichte vom 8. und 21. Mai Ein
sprüche erhoben werden .

Es werden keine Einwendungen erhoben und gelten 
dieselben somit als angenommen.

Der Vorsitzende bittet sodann als dringliche An
gelegenheiten auf die Tagesordnung zu setzen und am Ende 
der Sitzung zu verhandeln:

20. Ausbau der Verlängerung der Kaiser Ludwigstr.
21. Antrag des Verkehrsvereins auf Vermehrung der 

Beleuchtung des Stadtparkes.
82. Vertrauliche Angelegenheiten.
Es werden keine Einwendungen erhoben.

1. Mitteilungen.
n) Herr Rechtsanwalt Erottke teilt mit, daß die Stadt 

in dem Rechtsstreite mit der AEWEA wegen Tra
gring der Leuchtmittelsteuer beim Reichsgericht in 
Leipzig ein obsiegendes Urteil erlangt hat.

b) Nach einer Mitteilung des Ksl. Verkehrssteueramts 
I beträgt der Anteil der Stadt an der Wertzuwachs- 
steuer für das I. Vierteljahr des Rechnungsjahres '19'13 
nach Abzug der Zeigen Erhebungskosten 3261,88 ^l.

o) Der Eemeinderatsbeschluß vom 16. Januar betr. 
Regelung der S t r a ß e n r e i n i g u n g und Müll
abfuhr ist unterm 25. Mai vom Herrn Vezirkspräsidqn- 
ten in Metz genehmigt worden.

ilj Der Herr Vezirkspräsident teilt durch Verfügung 
vom 13. Juni d. Js. — II 5464 — mit, daß er beabsichtige 
die Lehrerin Franziska Bruns in Veauregard 
fest anzustellen, wenn seitens des Gemeinderats Be
denken gegen die Anstellung nicht erhoben würden.

Es werden keine Bedenken erhoben.
o) Einige Berichte über erfolgreiche Tätigkeit des 

Polizeihundes Rolf, werden den Mitgliedern des 
Gemeinderats zur Einsicht angeboten.

t'j Die AEWEA teilt durch Schreiben vom 5. Juli mit, 
daß ihr Aufsichtsrat den neuen Konzessionsver- 
trag einschließlich der vom Eemeinderat gewünschten Ab
änderungen und Zusätze genehmigt hat. Die AEWEA ver
bindet mit ihrer Mitteilung den Wunsch, daß die Stadt 
Diedenhofen durch den günstigen Vertrag in ihrer Entwick
lung gefördert werde und die bisherigen guten Beziehungen 
zwischen Stadtverwaltung und Gesellschaft eine weitere 
Festigung erfahren möge.

Techniker Bobbert dankt dem Gemeinderat 
für die ihm durch Beschluß vom 9. Juni d. Js. in Aussicht 
gestellte Anstellung.

b) Der Vorstand des Bezirks Diedenhofen des Elf. 
Lothr. Krieger-Landesverbands dankt für den freundlichen 
Empfang und den Ehrentrunk anläßlich des Verbandstages 
in Diedenhofen und übermittelt auch den Dank Seiner Ex
zellenz von Mossner, des Vorsitzenden des Landesverbandes.

i) Der Hüttenverein „Karlshütte" lädt den Gemeinde
rat zu seinem lOjähr. Stiftungsfest am 27.Mßli d. Js. ein.

Ich Nach einem in Nr. 17 der Zeitschrift „Das Wasser" 
erschienenen Artikel des Herrn Bergrats van Wervecke in 
Straßburg weist das städt. Wasserwerk in Monhofen 
im Vergleich mit den Wasserwerken von Maison Rouge, 
St. Eloy, Maiziöres und Ueckingen die geringste Keimzahl 
auf.

Interpellation.
ich Mitglied Eoedert interpelliert nach vorheriger 

schriftlicher Mitteilung über die Einquartierungen 
in dem Vorort Gentringen und führt aus, daß 
vor einigen Jahren der Eemeinderat die Verwaltung be
auftragt habe bei den zuständigen Regierungsbehörden da
hin vorstellig zu werden, die alljährlich für die Vororte 
Gentringen pp. wiederkehrenden Einquartierungen zu ver
mindern bezw. dafür zu sorgen, daß abwechselnd mit den 
Vororten Gentringen auch andere Orte in der Nähe von 
Diedenhofen berücksichtigt werden. Die Hoffnung, daß mit 
Verlegung einer Bespannungsabteilung nach Diedenhofen, 
die Einquartierungen in Gentringen eingeschränkt würden, 
hätten sich bisher nicht erfüllt. Die Einquartierungen seien 
für die im allgemeinen bedürftige Bevölkerung eine em
pfindliche Last, und scheine es unbedingt notwendig die Be- 
legungsfähigkeit in Gentringen pp einzuschränken und zu 

! diesem Zweck die Einquartierungslisten zu revidieren.
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Mitglied Eoedert regte auch den Bau von Ställen zur Un
terbringung des Pferdematerials etwaiger Einquartierun
gen an und stellte schließlich den Antrag den Bewohnern 
von Eentringen pp, bei Zuweisung von weiteren Einquar
tierungen, aus städt. Mitteln pro Tag und Person eine 
Entschädigung von je 1 zu bewilligen. Mitglied 
Franck schließt sich den Ausführungen des Herrn Eoedert 
an. Beigeordneter Walkowinski erklärt, daß 
die Beschwerde des Mitgliedes Eoedert g-erechtfertigt sei, 
die Stadt ein Verschulden jedoch nicht treffe. Die Belegung 
mit Einquartierung erfolge in der Regel auf Anordnung 
der Kreisdirektion nach Maßgabe des Einquartierungska- 
tasters. Um eine bereits angekündigte Einquartierung 
des Vorortes Eentringen zu verhindern, werde er beim 
Herrn Kreisdirektor vorstellig werden und beantragen, daß 
eine erneute Prüfung der Einquartierungslisten erfolgt.

Auf Antrag des Vorsitzenden verwies der Ee
meinderat die Angelegenheit zum eingehenden Stu
dium und Unterbreitung von Abhilfevorschlägen an die zu
ständige Kommission, zu deren Sitzung Mitglied 
Eoedert einzuladen sein wird.

dj Mitglied Müller frägt nach vorheriger 
schriftlicher Anzeige seiner Interpellation an, woraus es 
zurückzuführen sei, daß er von der Teilnahme am Fest
essen im Kasino der Herren Infanterie-Offiziere an
läßlich des Regierungsjubiläums Seiner Ma
jestät des Kaisers ausgeschlossen wurde, obschon er seine 
Anmeldung rechtzeitig durch die Verwaltung habe zugehen 
lassen. Ferner frägt er an, wie es möglich fei, daß ein 
Mitglied, welches sich später wie er angemeldet habe, an 
dem Festessen teilnehmen konnte.

Der Vorsitzende beantwortet die gestellten Anfragen 
dahin, daß er entsprechend einer ihm zugegangenen Ein
ladung zu dem frgl. Festessen sämtliche Mitglieder des Ge
meinderats um Teilnahme gebeten habe. Die ihm am 
Tage vor dem Essen zugestellte Zusage des Mitgliedes 
Müller habe er dem Offizierkasino weitergegeben und habe 
diefes auch ein Kuvert für Herrn Müller ausgelegt gehabt. 
Herr Müller sei aber nicht erschienen gewesen.

e) Am 13. Juni ist in Nr. 134 der „Lothr. Bürger- 
Zeitung" ein offener Brief des Eiiterhändlers H. Levy er
schienen, in welchem dieser zu beweisen sucht, daß er von 
der Stadtverwaltung anders behandelt werde als andere 
Bürger. Um diesen Beweis zu führen, erwähnt Herr Levy, 
daß er im Jahre 1912 zur Zahlung einer Konventional
strafe angehalten worden sei, trotzdem er die Strafe bereits 
entrichtet habe. Ferner habe man ihn am 7. Juni aufge
fordert drei von der Stadt erworbene Bauplätze sofort zu 
bebauen, trotzdem er hierzu noch eine Baufrist von 1 Jahr 
gehabt habe. Schließlich kommt Herr Levy erneut auf die 
sattsam bekannte Angelegenheit betr. die Anlage einer 
Autostraße neben der Villa Harter zurück.

Der Vorsitzende erklärt, sich die Beantwortung der 
Levy'schen Auslassungen in öffentlicher Eemeinderatssitzung 
Vorbehalten zu haben und erläutert weiter, daß eine Zah
lungsaufforderung nach Zahlungsleistung Herrn Levy zu
gestellt worden sei, weil die Stadtkasse es unterlassen habe, 
die bearbeitende Stelle von der Zahlung zu verständigen. 
Herr Levy sei nachträglich um Entschuldigung gebeten wor
den und habe er keinen Anlaß gehabt auf die Sache noch
mals zurückzukommen. Bezgl. der vorzeitigen Aufforde
rung zur überbauung dreier Bauplätze liege ein Versehen 
der Registratur vor, die sich bei Notierung eines Termines, 
wie dies in ordnungsmäßig geleiteten Betrieben üblich sei, 
um ein Jahr verrechnet habe. Es sei dies ein harmloser 
Fehler, der hätte unterbleiben können, der aber keines
wegs dokumentiere, daß Herrn Levy eine ausnahmsweise

Behandlung zuteil geworden sei. Den 3. von Herrn Levy 
angeschnittenen Vorhalt habe er bereits in der letzten 
Sitzung hinreichend aufgeklärt und betrachte er diesen als 
erledigt. Der Gemeinderat nimmt von den gemachten 
Ausführungen Notiz.

2. Löschungen von Vormerkungen im Grundbuch.
o) Auf dem im Eigentum der Eheleute F. Zipp, Kauf

mann in St. Franz stehenden Parzellen Flur A Nr. 116, 
117, 118p und 119p Gewann St. Franz, Hettingerstraße 9, 
ist im Eigentumsbuche zu Gunsten der Stadt Diedenhofen 
ein Vorkaufsrecht eingetragen. Herr Notar Dr. 
Autenrieth in Kattenhofen bittet um Löschung dieses Rech
tes, da dasselbe infolge Errichtung des Schulhauses in St. 
Franz vermutlich gegenstandlos geworden sei. Im Hin
blick darauf, daß ein Erwerb des Zipp'schen Besitzes zum 
Zwecke der Vergrößerung des Schulhauses in St. Franz 

' oder für einen sonstigen städt. Zweck nicht beabsichtigt ist, 
genehmigt der Gemeinderat die beantragte 
Löschung und ermächtigt den Bürgermeister in dieselbe ein- 
zuwilligen.

d) BauunternehMU^UMMoM^ba^auidennoch in 
seinem Besitz stehender^nes^er Parzelle Serk^^vewann 
Stadtwall Nr. 431p, die teilweise von ihm und zum Teil 
von dem Kaufmann Arend überbaut worden ist, einen 
Neubau in Angriff genommen. Er bittet um Löschung 
der zu Gunsten der Stadt im Eigentumsbuche eingetrage
nen Vormerkung zur Sicherung des Anspruchs auf Rück- 
übertragung.

Im Hinblick darauf, daß der Zangiacomi'sche Neubau 
schon weit fortgeschritten ist, genehmigt der Ee
meinderat die beantragte Löschung und ermächtigt den 
Bürgermeister in dieselbe einzuwilligen.

3. Kasernierungskostenbeitrag pro 1910.
Durch Beschluß vom 7.-Oktober 1912 hat der Eemein

derat beschlossen, einen von der Militärverwaltung pro 
1910 angeforderten Kasernierungskostenbeitrag von 2250 

nur dann zu zahlen, wenn andere in gleicher Lage be-- 
findliche elf. lothr. Städte die Zahlungspflicht anerkennen 
würden. Die Stadtverwaltung hat sich auf diesen Beschluß 
hin mit der Stadt Straßburg ins Benehmen gesetzt. Die 
Kommissionen des Eemeinderats der Stadt Straß
burg haben den militärischen Forderungen gegenüber eine 
ablehnende Haltung angenommen und hat die Stadtver
waltung Straßburg unterm 24. Juni 1913 an den Herrn 
Bezirkspräsidenten in Straßburg folgenden Bericht er

stattet:
„In der Frage der Kasernierungskostenbeiträge ist es 

den Kommissionen des Eemeinderats nach wiederholter 
eingehender Prüfung der Sachlage vom geschichtlichen und 
rechtlichen Standpunkt aus leider nicht möglich gewesen, 
sich der in der Verfügung des Herrn Bezirkspräsidenten 
vom 10. August 1912 wiedergegebenen Ansicht anzuschließen, 
vielmehr haben dieselben gestern den Beschluß gefaßt, die 
Zahlung'eines Beitrages von 13 130 für das Jahr 1910 
als zu unrecht gefordert abzulehnen.

Die Stadt Straßburg geht davon aus, daß die Kaser- 
nierungskosten eine Militärlast darstellen, zu deren Erhe
bung auf Grund des 8 58 der Reichsverfassung auch unter 
der Geltung der früheren Abonnements eine Berechtigung 
nicht bestand.

Sollte, wie im Erlaß des Kaiserlichen Ministeriums 
angekündigt, ein gerichtlicher Austrag der Sache der In
tendantur nicht zu umgehen scheinen, so würde die Frage, 
die jetzt eigentlich nur noch eine Bedeutung für das Jahr 
1910 hat, und auch hier nur für einen Teil der Ursprung-
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lichen Höhe, möglicherweise viel weitergehende Konsequen
zen haben. Von 1911 ab darf kein Oktroi mehr von Reichs
betrieben und also auch von der Militärverwaltung mehr 
erhoben werden, und die strittige Frage einer Rückerstat
tung von Oktroi scheidet dadurch für die Zukunft von selbst 
aus. Einer gerichtlichen Entscheidung würde.also für die 
Zukunft keine prinzipielle Bedeutung beizumessen sein, 
wohl aber kommt eine Rückwirkung in Frage, wenn diese 
Entscheidung zu Gunsten der Stadt gedacht wird, da mit der 
Verneinung eines Rechtes der Militärverwaltung zur Er
hebung der Kasernierungskosten im Jahre 1910 gleichzeitig 
die Zahlungen aus den früheren Jahren als zu unrecht er
folgt erwiesen wären. In der nächsten Cemeinderats- 
sitzung wird förmlicher Beschluß gefaßt werden, den ich so
fort vorlegen werde."

Der .Eemeinderat schließt sich den in vorste
hendem Berichte niedergelegten Gründen an und lehnt 
die Zahlung des pro 1910 geforderten Kasernierungskosten- 
beitrages ab.

4. Regelung der Lehrergehälter.
Der Vorsitzende macht folgende Ausführungen:
Nachdem das Lehrerbesoldungsgesetz durch den Land

tag verabschiedet worden ist und im Druck vorliegt, ist die 
Verwaltung der seit mehr als einem Jahre anhängigen 
Neuregelung der Lehrergehälter näher getreten und hat 
nach eingehender und wiederholter Prüfung den Entwurf 
zu einer neuen Lehrerbesoldungsskala den vereinigten 
Kommissionen vorgelegt. Die von der Verwaltung ausge
arbeitete und von den vereinigten Kommissionen dem Ge
meinderat einstimmig zur Annahme empfohlene neue Vor
lage ist auf Grund des neuen Besoldungsgesetzes aufgestellt, 
und wie dieses, nach Altersstufen gestaffelt. Im Falle der 
Versetzung von im Dienste anderer Gemeinden stehenden 
Lehrpersonen nach Diedenhofen sollen von den auswärts 
zurllckgelegten Dienstjahren höchstens 10 in Anrechnung 
kommen und in Ausnahmefällen, wenn besonders eigen
artige Gründe mitsprechen, noch zwei weitere Jahre von 
der Verwaltung angerechnet werden dürfen. Während 
nach dem bisher in Kraft befindlichen Eehaltsregulativ 
Eehaltssteigungen halbjährlich, jeweils nur am 1. April 
und 1. Oktober möglich waren, sollen nach der neuen Vor
lage die Steigungen jeweils zu Beginn eines jeden 
Quartals erfolgen. Die Pensionsfühigmachung der über 
das bisherige städt. Gehalt hinausgehenden städt. Zula
gen ist nicht in Aussicht genommen .

Aus den den Eemeinderatsmitgliedern zugestellten 
Eehalts-Entwurfs-Tabellen, ist der Unterschied zwischen 
dem bisherigen staatlichen, dem zuletzt von der Stadt ge
zahlten, den: neuen staatlichen und dem neuen städt. Ge
halt zu ersehen. Das letztere stellt sich für alle Lehrpersonen 
an den Elementarschulen und der Mittelschule günstiger 
als das durch das neue Besoldungsgesetz ausgeworfene Ein
kommen der Lehrpersonen und weist gegenüber den bishe
rigen Gehaltsbezügen wesentliche Vorteile auf, die bei ein
zelnen Lehrpersonen nicht so auffällig in Erscheinung tre
ten, weil diese nach der bisherigen Eehaltsskala zu unrecht 
günstig gestellt gewesen waren wie ihre Kollegen. Die neue 
Besoldungsvorlage schafft für alle Lehrpersonen Gleichheit, 
da sie die Besoldung der Lehrpersonen auf einer einheit
lichen Basis regelt.

Alsdann geht der Vorsitzende auf die neuen Vorschläge 
der vereinigten Kommissionen ein und erläutert an Hand 
der einzelnen Tabellen die neuen Eehaltsfestsetzungen im 
Allgemeinen sowie im Besonderen auf die einzelnen Lehr
personen angewendet. Hiernach soll der provisorisch an
gestellte Lehrer 1400 -K, der definitiv angestellte bis zum 

vollendeten 25. Lebensjahre 1500 M pro Jahr erhalten und 
nach Vollendung des 50 Lebensjahres zum Höchstgehalte 
von 3600 -N gelangen. Die provisorisch angestellte Lehre
rin ist mit einem Jahresgehalte von 1200M dotiert, soll 
als definitiv angestellte Lehrerin bis zum vollendeten 25. 
Lebensjahre 1300 0l erhalten und nach Erreichung des 50. 
Lebensjahres in Genuß des Höchstgehaltes mit 2400 -R ge
langen. Das Wohnungsgeld der verheirateten Lehrer ist 
auf 600 0l pro Jahr normiert und sollen unverheiratete 
Lehrer und Lehrerinnen jährlich 400 Ol Wohnungsentschä- 
digung erhalten.

Die von den vereinigten Kommissionen einstim- 
m i g zur Annahme empfohlene neue Eehaltsskala für die 
Lehrer weist folgende Zusammenstellung auf:

Die neue Eehaltsskala der Elementarlehre
rinnen stellt sich wie folgt zusammen:

Alte r Staatliches 
Grundgehalt

Staats
zulage

Stadt- 
zulage

Zu
sammen

Bis definitiv . 1100 — 300 1400
Von da ob bis

25. Jahre . 1200 — 300 1500
26. 27. 28. 1200 — 500 1700
29. 30. 31. 1200 200 500 1900
32. 33. 34. 1200 400 600 2200
35. 36. 37. 1200 600 600 2400
38. 39. 40. 1200 800 700 2700
41. 42. 43. 1200 1000 700 2900
44. 45. 46. 1200 1100 800 3100
47. 48. 49. 1200 1300 800 3300

50. usw. 1200 1500 900 3600

Bis Fcstanstellung 1100 — 100 1200
Bis 25. Jahre 1200 — 100 1300

26. 27. 28. 1200 — 200 1400
29. 30. 31. 1200 100 200 1500
32. 33. 34. 1200 200 250 1650
35. 36. 37. 1200 300 300 1800
38. 39. 40. 1200 400 350 1950
41. 42. 43. 1200 500 400 2100
44. 45 46. 1200 600 400 2200
47. 48. 49. 1200 600 500 2300

50 usw. 1200 600 600 2400

In der nunmehr eröffneten Diskussion stellt Mit
glied Frank H. den Antrag, die Vorlage an eine 
Kommission zurückzuweisen, da nach Aussage eines Lehrers 
die Lehrpersonen mit den neuen in Vorschlag gebrachten 
Gehaltssätzen nicht zufrieden gestellt seien, weil kleinere 
Orte bessere Lehrergelder als Diedenhofen zahlten. Er 
bittet zu den Kommissionsberatungen Vertreter der Leh
rerschaft hinzuziehen.

Der Vorsitzende widersetzt sich einer Zurückver
weisung an eine Kommission, da die Angelegenheit nach 
mühevollen Arbeiten der Verwaltung und der vereinigten 
Kommissionen einstimmig gutgeheißen worden und nun 
spruchreif sei. Die Vorlage sei insbesondere auf Grund 
des neuen Lehrerbesoldungsgesetzes aufgestellt und stelle 
eine für die Lehrpersonen zufriedenstellende Lösung ihrer 
Eehaltsverhältnisse dar. Verschiedene Eemeinderatsmit- 
glieder Pflichten den Ausführungen des Vorsitzenden Lei, 
widersetzen sich einer nochmaligen Zurückverweisung an eine 



Grmrmderatssitzuug vom 14. Juli 1813.

Kommission, da kein Anlaß vorliege, die eingehend durch
beratene Angelegenheit nochmals zu verzögern, auch sei 
es nicht zweckmäßig in internen Fragen, wie diejenigen der 
Neuregelung ihrer Gehälter, Lehrpersonen zu hören. Nach
dem der Vorsitzende nochmals darauf hingewiesen, daß die 
neuen Vorschläge der vereinigten Kommissionen die An
erkennung des Herrn Kreisschulinspektors gefunden haben 
und auch bei den Lehrpersonen zweifelsohne durchweg An- 
klang finden würden, wurde zur Abstimmung ge
schritten und vom Gemeinderat folgende Be
schlüsse gefaßt:

u) Die von den vereinigten Kommissionen zur An
nahme empfohlene Eehaltsskala für die Elemen - 
tarschullehrer wird gegen eine Stimme und mit 
einer Stimmenthaltung angenommen;

l>) Den Mittels chullehrern wird gemäß 
Kommissioysantrag bei einer Stimmenthaltung auf die den 
Elementarlehrern gewährten Gehaltssätze eine Zulage 
von 300 - ü pro Jahr bewilligt;

e) Dem Mittelschulleiter wird ebenfalls auf 
Vorschlag der Kommissionen bei einer Stimmenthaltung 
zu der für Mittelschullehrer gewährten Zulage eine wei - 
tre Zulage von 200 -N pro Jahr bewilligt;

(l ) Für die an der M i t t e l s ch u l e t ä t i g e n Ele
mentarlehrer wird nach Kommissionsantrag eine 
nicht persönliche Stellenzulage von je 150 
-4t pro Jahr ausgeworfen;

o) Die für die an den Elementarschulen tä
tigen Lehrerinnen von den vereinigten Kom

missionen in Vorschlag gebrachte Gehaltsskala wird ein - 
stimmig gutgeheißen.

k) Die Wohnungsentschädigung für ver
heiratete Lehrpersonen wird auf 600 -ll pro Jahr, die
jenige für unverheiratete Lehrer und Lehre
rinnen aus 400 -R jährlich normiert.

p) Die neuen Zulagen der Stadt auf das neue 
staatliche Gehalt sollen nicht pensionsfähig sein, 
jedoch wird als Uebergangsbestimmung für die 
z. Zeit an den städt. Schulen wirkenden Lehrpersonen eine 
dahingehende Entscheidung getroffen, daß diejenigen Bezü
ge, die über das Niveau des neuen Besoldungsgesetzes 
hinausgehen und noch im Rahmen der Dienst- und Gehalts
ordnung vom 18. März 1905 liegen, fernerhin pensionsfä
hig bleiben sollen. Nach dem 1. Juli 1913 an die städt. 
Schulen versetzte Lehrpersonen haben mit einer Pensionie
rung der ihnen gewährten Eemeindezulagen überhaupt 
nicht zu rechnen.

b) Die Neuregelung der Gehälter und der Wohnungs
entschädigung tritt mit Wirkung vom 1. April d. Js. 
ab in Kraft.

i) Ein Antrag der Lehrerinnen Frl. Arend und 
Frisch, die demnächst aus dem Schuldienste zu scheiden ge
denken, auf besondere Regelung ihrer Pensions- 
Verhältnisse, soweit die städt. Zulagen in Betracht 
kommen, wird aus prinzipiellen Gründen abgelehnt.

Anschließend an die Beschlußfassung dankt der Vor
sitzende dem Gemeinderat für das den Lehrpersonen bewie
sene Wohlwollen und verleiht seiner Überzeugung dahin 
Ausdruck, daß die Lehrpersonen mit der neuen Eehaltsskala 
zufrieden sein werden.

5. Antrag aus Erlaß eines Mietsbetrages.
Die Firma Gebr. Eierden, Mieterin des ehemaligen 

Polizeigebäudes auf dem Marktplatz hierselbst, hat um Er
laß des für die Zeit vom I.Januar bis 1. Juli d. Js. geschul- 
digten Mietzinses im Betrage von 1800 -N gebeten. Der 
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Antrag ist unter anderem damit begründet, daß die erfor
derlichen Umbauarbeiten sich besonders schwierig gestaltet 
hätten und längere Zeit durch Verschulden der Stadt ver
zögert wurden, wodurch die Benutzung des Mietsobjektes 
hinausgeschoben worden sei. Die vereinigten Ko minist 
sionen haben empfohlen den Antrag abzulehnen.

Der E e meinderat schließt sich dem Kommis - 
sionsantrage einstimmig an.

6. Gewährung einer gemeinschaftlichen Ehrengabe 
für den Reitwettbewerb der Kavallerie anläßlich 

der Berliner Olympiade 1916.
Zur Förderung der Leistungen für die 

Reitwettbewerbe der deutschen Kavallerie anläß
lich der reitsportlichen Veranstaltungen bei der 
Berliner Olympiade im Jahre 1916 hat sich unter 
dem Vorsitze Seiner Kaiserlichen und Königl. Hoheit des 
Kronprinzen ein Komitee gebildet .welches sich zur Aufga
be gemacht hat, die Schulung von Reiter und Pferden in 
die Hand zu nehmen. Auch in Bereich des XVI. Armee
korps hat ein Komitee unter dem Vorsitze S. Exzellenz des 
kom. Generals von Mudra die Anregung gegeben, die grö
ßeren Städte des Armeekorpsbezirkes möchten sich zusam
mentun und eine gemeinsame Ehrengabe für den erwähn
ten Zweck stiften.

Auf Vorschlag der vereinigten Kommissionen erklärt 
sich der Gemeinderat bereit der vom Herrn Bür
germeister Dr. Foret Metz gegründeten Vereinigung Der 
Städte des Bezirks desXVI. Armeekorps beizutreten und 
bewilligt für die Stiftung eines Ehrenpreises für die 
beiden kommenden Jahre einen Betrag von je 50 -N.

7. Erwerb und Verkauf von Gelände.
u) Herr Architekt Pfanschilling hat seinen 

Ecke der Elisabethstraße gelegenen, die katastermäßige Be
zeichnung Nr. 1028 führenden, 7,91 Ar großen Garten auf 
Grund des Gesetzes vom 21. Mai 1879 der Stadt zum Kauf 
angeboten, weil derselbe nach seiner Ansicht Lei der vorhan
denen Bautiefe von 9,50 Meter nicht bebauungsfähig ist. 
Als Kaufpreis fordert er die entstandenen Selbstkosten von 
6225,26 -K. Die vereinigten Kommissionen haben die Ab
lehnung des Antrags empfohlen, da der fragl. Garten noch 
bebauungsfähig ist.

Nachdem der Vorsitzende auf die Beschlußfassung der 
vereinigten Kommissionen hingewiesen und weiter erklärt 
hatte, daß er in vorliegendem Falle bei Erreichung eines 
Baugesuches von der Forderung des bauordnungsmäßig 
vorgesehenen Abstandes von der Nachbargrenze evtl. ab
sehen und lediglich den durch das Gesetz vorgeschriebenen 
Abstand verlangen werde, erklärte Mitglied Pfanschilling 
seinen Antrag zurückzuziehen.

b) Herr Architekt Pfanschilling hat des 
Weiteren auf Grund des Gesetzes vom 21. Mai 1879 das zu 
seinem Privatbesitz gehörige, vor seinem Landhause an der 
Elisabethstraße gelegene, in die Straße fallende Gelände 
der Stadt zum Kauf angeboten. Die vereinigten Kom
missionen haben das angebotene Gelände mit 6 -U pro gm 
bewertet, es jedoch abgelehnt, auf irgend welche Vorbehalte 
des Herrn Pfanschilling einzugehen.

Nach einer kurzen Auseinandersetzung über die Form 
der späteren Verrechnung der Eeländewerte bei Einziehung 
der Anliegerkostenbeträge, beschloß der Gemein- 
derat mit Einverständnis des Mitgliedes Pfanschilling 
den sofortigen Erwerb des angebotenen Geländes mit der 
Maßgabe, daß der auf 6 pro gm normierte Erwerbs
preis späterhin auf die Anliegerkosten ungerechnet werden 
soll. ,
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e) Herr Notar Dr. Auteirrieth in Kattenhofen hat mit- 
geteilt, daß die Herren Michael Horn und Gabriel Huart 
beide in Veauregard bereit seien, das in die zukünftige 
Elisabethstraße fallende, vor ihren Landhausbauten gelege
ne Privatgelände mit 116 bezw. 94 gur Flächeninhalt auf 
Grund des Gesetzes vom 21. Mai 1879 an die Stadt abzu- 
treten. Den beiden Eigentümern ist es nach Angabe des 
Notars weniger um den Kaufpreis als um ein reines 
Grundbuch zu tun.

Der Gemeinderat genehmigt den Erwerb 
der Horn'schen Parzelle Nr. 1016p mit 116 <zin und des 
Huart'schen Geländes Nr. 1016p mit 94 gur Inhalt unter 
der Voraussetzung, daß der auf 6 -N pro gw festgesetzte 
Kaufpreis bei späterer Erhebung der Anliegerkosten ver
rechnet wird.

6) Herr Spitalchefarzt Dr. Hasse hat gebeten, ihm 
neben dem gemeinschaftlich mit Herrn Kreisarzt Dr. Giß 
erworbenen Bauplatze, Sekt A Gewann Stadtwall Nr. 446 
p, Baublock 1, einen Eeläudestreifen von 2 Meter Breite 
auf die ganze Tiefe seines Bauplatzes zu dem bisher gezahl
ten Preise von 22 -N pro giu käuflich abzutreten, da sein 
Bauplatz in der bisherigen Form nicht in der von ihm ge
planten Weise überbaut werden könne. Die vereinigten 
Kommissionen haben empfohlen, dem Anträge zu ent
sprechen, da das Gelände, von welchem der gewünschte 
Streifen entnommen werden soll auch nach Entnahme des
selben nach eine Breite von 2ö Metern behalte und falls 
die Verlängerung des Karolingerringes nach der Mosel 
zu beschlossen werden sollte, hinreichend breit sei, da letzterer 
nur in einer Breite von 20 Meter angelegt ist. Der Vor
sitzende weist darauf hin, daß seitens des Hauseigentiimer- 
und Erundbesitzervereins gegen die Abtretung eines wei
teren Eeländestreifens an Herrn Dr. Hasse Einspruch erho
ben worden sei, weil in dieser Abtretung eine Beeinträch
tigung der städt. Interessen und der Bewohnerschaft der 
Metzerneustadt erblickt werde; es werde daher die Wieder- 
einleitung eines übergebotsverfahrens bezügl. des, eine 
wesentlich günstigere Form aufweisenden Bauplatzes, als 
zweckmäßig bezeichnet.

Nach einer kurzen Debatte, in der einerseits die Be
hauptung aufgestellt wurde, daß das zwischen dem Bauge
lände des Herrn Dr. Hasse und dem Hause des Bankiers 
Becker liegende Gelände zur Verlängerung des Karolinger
rings vorgesehen sei, welche Behauptung jedoch vom Vor
sitzenden an Hand von Aktenmaterial widerlegt wurde, 
beschließt der Eemeinderat, gegen eine Stimine^ 
WGsMmW unter Ablehnung des Antrags des Grundbesitzer
und Hauseigentümervereins, die Verwaltung zu ermäch
tigen, einen Geländestreifen von 2 Meter Front des an den 
Dr. Hasse'schen Bauplatzes anstoßenden Geländes zum Prei
se von 22 -K pro gnr unter den bisherigen Bedingungen 
an Herrn Dr. Hasse abzutreten.

e) Herr Kreisarzt Dr. Giß hat gleichfalls um käuf
liche Abtretung eines neben seinem, in vorstehendem Be
schlusse näher bezeichneten Bauplätze gelegenen Geländes, 
in einer Breite von 4 Meter, gebeten und für dasselbe 
einen Kaufpreis von 12 pro gw angeboten. Die verei
nigten Kommissionen haben diesem Anträge gegenüber 
eine ablehnende Stellung eingenommen, da es nicht an
gängig erschien, Teile des Stadtparkgeländes auf der 
Metzerseite abzutreten. Dagegen haben sie sich bereit er
klärt, dem Verkauf von 11< Meter weiteren Geländes ne
ben demjenigen des Herrn Dr. Hasse zuzustimmen und hier
durch beiden Herren die Möglichkeit zu geben, durch Ver
schiebung der gemeinschaftlichen Grenze die Vaufähigkeit 
beider Plätze zu erhöhen. Herr Dr. Giß hat in einem 
Schreiben an die Verwaltung erklärt, daß eine Verschie-
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bung der Grenzlinie in dem angedeuteten Sinne für ihn 
zwecklos sei, da er dann auf eine alte Festungsmauer stoßen 
werde, die die Ausführung seines Neubaues unmöglich ge
stalte. Der Vorsitzende betont, daß mit Rücksicht auf die 
von Hrn. Dr. Giß angeführten Gründe, dessen Antrag wohl 
stattgegeben werden könne, u. empfahl demselben zu entspre
chen unter der Bedingung, daß einem ihm aus Gemeinderats
kreisen gegenüber geäußerten Wunsche gemäß, der Kauf
preis des zu 12 lll pro <zw abzutretenden Eeländestreifens 
für die weitere Ausgestaltung der Anlagen auf der Metzer
seite Verwendung finde. Nach einer kurzen Debatte b e - 
schließt der Eemeinderat einstimmig die Verwal
tung zu ermächtigen, Herrn Dr. Giß unter den bisherigen 
Bedingungen einen 3 >2 Meter breiten auf nicht bebau- 
ungsfähigem Terrain im Festungsrayon gelegenen Eelän
destreifen östlich des von ihm erworbenen Bauplatzes, 

zum Preise von 12 -1l pro gm zu veräußern. Der Kauf
preis soll zur weiteren Ausgestaltung der Anlagen am 
Metzertorplatz Verwendung finden.

l) Der Ingenieur Kuck hat um freihändige Veräuße
rung des Bauplatzes u im Baublock 43, stoßend auf die Hil
degardstraße, gebeten, und für den ca 7,61 Ar großen, 18 
Meter Front aufweisenden Bauplatz 10 -N pro gw offe
riert. Die vereinigten Kommissionen haben die Ablehnung 
des Antrages empfohlen, da Herr Kuck die Einräumung 
einer 10jährigen Baufrist zur Bedingung gemacht hatte. 
Der Vorsitzende führt aus, daß Herr Kuck auf dem Hinteren 
Teile des Bauplatzes eine Autogarage und Reparaturwerk- 
stütte errichten wolle und bei deren Erbauung dafür Sorge 
tragen werde, daß die Nachbarschaft durch störende Geräu
sche nicht beeinträchtigt werde; er wolle auch die Verpflich
tung eingchen, auf dem vorderen Teile des Bauplatzes ein 
Wohn- pp Haus zu errichten, sobald die beiden Nachbar
plätze überbaut würden. Mit Rücksicht auf den gebotenen 
annehmbcren Preis und im Hinblick auf das Bedürfnis zur 
Errichtung einer Garage, scheine es empfehlenswert, entge
gen dem Kommissionsbeschluß, die Veräußerung zu billigen.

In der sich nun entspinnenden Debatte wird einerseits 
empfohlen, den Zuschlag zu erteilen, wenn Herr Kuck sich 
mit einer 6jährigen Baufrist zufrieden gebe. Von anderer 
Seite wird angeregt, die 10jährige Vaufrist zu gewähren, 
jedoch zu bestimmen, daß im Falle der Nichteinhaltung 
derselben ein jährlich von der Stadt zu erhebender Preis
aufschlag von 2—3?L der Kaufsumme bis zur vollständigen 
Überbauung des Platzes festzusetzen sei.

Der Eemeinderat einigte sich schließlich auf 
folgender Grundlage:

Die Verwaltung soll ermächtigt werden, den Bauplatz 
zum Preise von 10 M pro gw unter Einräumung einer 10- 
jährigen Baufrist zu veräußern, und Herrn Kuck die ver
tragliche Verpflichtung aufzuerlegen, nach Ablauf der Bau
frist für jedes Jahr der Verspätung innerhalb der ersten 
5 Jahre nach Vertragsabschluß 2?Z vom Kaufpreise als be
sonderen Zuschlag an die Stadt zu entrichten; dieser Kauf
preis-Zuschlag soll sich jeweils in weiteren 5 Jahresperio
den um je ein weiteres erhöhen. Die Bebauung des 
Platzes hat auch vor Ablauf der eingeräumten Baufrist zu 
erfolgen, wenn auf den beiden Nachbarplätzen ebenfalls 
Bauten errichtet werden. Evtl, wird der Kaufpreisauf
schlag bereits vom Tage der Fertigstellung der Nachbarbau
ten, nach denselben Grundsätzen wie nach Ablauf der 10- 
jährigen Baufrist durch die Stadt zu erheben sein.

Polizeiwachtmeister Klaine wünscht seinen Sekt. A 
Gewann Niederfeld Nr. 424 p gelegenen Garten mit 10 Ar 
74 gm Inhalt gegen den ehemals Hartenstein'schen Bau
platz im Vaublock 6 mit 5 Ar 37 gw Flächeninhalt ein- 
zutauschen, wenn ihm seitens der Stadt eine Baufrist von,
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8 Jahren eingeräumt wird. Die vereinigten Kommissionen 
haben den Eeländeaustausch zustimmend begutachtet, falls 
nicht seitens des Nachbarn Freudenberger der Hartenstein'- 
sche Platz erworben werde und alsdann mit Polizeiwacht- 
,meister Klaine Tauschverhandlungen auf einer anderen 
Basis geführt werden müßten.

Nachdem der Nachbar Freudenberger ein ihm bezüglich 
des Hartenstein'schen Platzes gemachtes Angebot unberück
sichtigt gelassen hat, beschließt der Eemeinde
rat in den Tausch des Klaine'schen Gartens gegen den 
Hartenstein'schen Bauplatz einzuwilligen und die 
Verwaltung zu ermächtigen, die zur Durchführung des Tau
sches erforderlichen Maßnahmen in die Wege zu leiten. 
Der zum Erwerb des durch Kompromiß der Stadt sicherge
stellten Bauplatzes Hartenstein notwendige Kredit von -ü 
12000 wird bewilligt. Herrn Klaine soll zur Überbauung des 
ihm abzutretenden Bauplatzes eine Vaufrist von 8 Jahren 
eingeräumt und ihm die Verpflichtung auferlegt werden, be
reits vor deren Ablauf ein Wohnhaus zu errichten, wenn 
die Bebauung des Nachbarplatzes erfolgt. Falls Herr 
Klaine nach Ablauf der 8jährigen Baufrist bezw. der Fer
tigstellung eines Gebäudes auf dem Nachbarlpatze nicht mit 
dem Baue beginnt, hat Herr Klaine jährlich einen Mehr
wert von 300 -N an die Stadt zu entrichten, der sich, solange 
kein Neubau errichtet wird, jeweils nach 5 Jahren um je 
150 -N pro Jahr erhöhen wird.

8. Iahresrechnung der Stadt.
Die Jahresrechnung der Gemeinde Diedenhofen für das 
Rechnungsjahr 1911 weist folgenden Endabschlutz auf:

Budgetmäßige Außerbud-
Veträge getmäßige

Beträge
-K -N

Ist-Einnahmen 1 039 704,31 6 065,32
Ist-Ausgaben 957 745,41 23 963,52

Mithin Bestand
hinzu die Einnahmereste

Summe
ab die Ausgabereste

ergibt sich ein Ueberschuß von 
Für das Rechnungsjahr 1911 
ergibt sich somit ein reiner 
Ueberschuß, welcher verfügbar 
ist, von

81 958,90 17 898,20
955 531,63

1 037 490,53
1 008 857,33

28 633,20

28 633,20 °N.

Nachdem Mitglied Fran^ois namens der mit Prüfung 
der Jahresrechnung beauftragten Kommission Bericht er
stattet, und der Vorsitzende denselben beantwortet hatte, 
wurde gemäß 8 68 der Eem. Ordnung der Vorsitz dem Mit
glieds Dr. Medernach übertragen, während der Bürgermei
ster bestimmungsgemäß den Sitzungssaal verließ.

Mitglied Dr. Medernach ersuchte zunächst gemäß An
trag der Prüfungskommission die vorgekommenen minima
len Kredit Überschreitungen zu genehmigen, 
alsdann dem Bürgermeister sowie der Verwaltung Ent
lastung zu erteilen und dem Bürgermeister für die 
sachgemäße und sorgfältige Geschäftsführung den Dank des 
Gemeinderats auszusprechen.

Der Eemeinderat beschloß einstimmig 
nach Vorschlag. Nach Wiedereintritt des Bürgermei
sters in den Sitzungssaal teilte Mitglied Dr. Medernach 
den Dank des Gemeinderats mit.

9. Niederschlagung unbeitreiblicher Steuern 
und Einnahmen.

Der Berichterstatter, Beigeordneter Walkowinski er
stattet folgenden Bericht:

Seitens des Stadtrechners wird die Niederschlagung 
folgender unbeitreiblicher Beträge beantragt:

a) 2,20 -N Vaugebühren geschuldet von Fr. Krämer,. 
Architekt, Völklingen;

b) 78,09-N Erabmacherlohne, lO verschiedene Schuldner,'
e) 80 -ü Hundesteuern, 6 verschiedene Schuldner;
cl) 18,83 -11 Handwerkskammerkosten, 6 verschiedene 

Schuldner;
o) 90,60 -N Schulgeldbeträge, 18 verschiedene Schuld

ner;
Bei den Schuldnern ist in der Mehrzahl Pfandmangel 

festgestellt worden, einige sind in Konkurs geraten und an
dere nach unbekannten Aufenthaltsorten verzogen.

Ferner wird die Niederschlagung von 57,30 -N Elemen
tarschulgeldbeträge erforderlich, da 9 verschiedenen Schuld
nern gemäß der der Verwaltung erteilten besonderen Er
mächtigung wegen Bedürftigkeit Nachlaß gewährt worden 
ist.

Der Eemeinderat beschließt die unbeitreiblrchen Beträ
ge mit insgesamt 327,02 -tt gemäß Antrag niederzuschlagen

!0 Errichtung eims Kühlhauses.
Der Vorsitzende trägt vor, daß der Eemeinderat die 

Errichtung eines Kühlhauses bereits endgültig beschlossen 
habe und inzwischen von den vereinigten Kommissionen die 
Ausschreibung der Vergebung gutgeheißen worden 
sei.

Der Gemeinderat ist gleichfalls einverstan- 
d e n.

1t. Unentgeltliche Wassergewäh ung an das 
Bürgerspital.

Die Verwaltung des Bllrgerspitals hat um Ermä
ßigung des Wasserzinses gebeten, weil der zur Spülung 
der Enwässerungsanlagen des Vürgerspitals eingebaute 
automatische Spülapparat, der täglich 288,18 ül Wasser für 
Spülzwecke verbraucht, zur Spülung der städt. Entwässe- 
rungsanlage in Beauregard auf Kosten des Bürgerspitals 
wesentlich beitrage. Die Angaben treffen zu und haben 
die vereinigten Kommissionen empfohlen, dem Bürgerspital 
durch Emäßigung des Wasserzinses auf 10 L pro Kubikme
ter Kompensation zu gewähren.

Der Eemeinderat schließt sich dem Kom- 
missionsantrage an.

12. Nachtragskredite.
Der Vorsitzende trägt vor, daß folgende Nachtragskre

dite zu bewilligen sind:
a) für Instandsetzung des Bohlenbelags der Fuhr

werkswagen der Oktroihebestellen an der Fentschbrücke und 
in St. Franz 319,28 -N

d) entstandene Mehrausgaben im Betrage 
von 39, 60 -N.
für Bewirtung der Kriegervereinsvertreter an
läßlich des Elf. Lothr. Kriegerlandesverbandsta
ges in Diedenhofen,

o) entstandene Mehrausgaben im Betrage 
von 87,33 -N
anläßlich der Veranstaltungen zur Feier des 25jährigen 
Regierungsjubiläums S. Majestät des Kaisers.

Der Eemeinderat bewilligt die angeforder
ten Beträge.
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13. Antrag städt. Beamten aus Revision ihrer 
Besoldungsverhältnisse.

Sekretär Riedinger hat anläßlich der Vudgetberatung 
auf sein Besoldungsdienstalter 2 Dienstjahre angerechnet 
erhalten. Da er nur mehr l Dienstjahr zur Erreichung 
des Höchstgehalts benötigte, hätte ihm für das zweite an
gerechnete Dienstjahr die letzte Eehaltssteigung im Be
trage von 200 lil nachbezahlt werden müssen. Dies konnte 
nicht geschehen, weil die Einsetzung des erforderlichen Kre
dits irrtümlicherweise unterblieben ist. Sekretär Rie
dinger bittet heute um Bewilligung des zur nachträglichen 
Auszahlung erforderlichen Kredits.

Der Eemeinderat bewilligt einen Betrag 
von 200 -K.

14. Errichtung einer Strafkammer.
Der Vorsitzende erläutert, daß die vom Eemeinderat 

ernannte Delegation zur Betreibung der Frage betr. die 
Errichtung einer Strafkammer pp in Diedenhofen beim 
Ksl. Ministerium in Straßburg vorgesprochen habe und von 
dem Herrn Unterstaatssekretär Dr. Petri in Audienz em
pfangen worden sei. Die Kommission habe dem Herrn Unter- 
staatssekrtär die Wünsche des Eemeinderats betr. die Errich
tung einer Strafkammer vorgetragen und in Aussicht ge
stellt, daß die Stadt Diedenhofen im Falle der Errichtung 
einer solchen evtl. bereit sein werde, unter Übernahme des 
gegenwärtigen Amtsgerichtsgebäudes nebst Zubehör, auf 
städt. Gelände aus eigenen Mitteln einen genügend großen 
Neubau herstellen zu lassen, in welchem das Amtsgericht 
und eine Strafkammer nebst Zubehör untergebracht werden 
könnten. Der Herr Unterstaatssekretär habe die von der 
Delegation des Eemeinderats gemachten Anerbietungen 
als annehmbare Grundlage für weitere Verhandlungen be
zeichnet und anheimgestellt, die Vorschläge der Stadt nach 
Genehmigung durch den Eemeinderat in schriftlicher Form 
alsbald vorzulegen und gleichzietig statistisches Material 
über die evtl. Entlastung der Strafkammer beim Landge
richt in Metz usw. einzureichen.

Der Eemeinderat heißt nach kurzer Debatte die von 
dem Herrn Bürgermeister und den Vertretern des Eemein
derats dem Herrn Unterstaatssekretär gemachten Anerbie
tungen im Prinzip gut und ermächtigt die Verwaltung, 
dem Ksl. Ministerium eine entsprechende Vorlage zu 
machen.

Nachdem der Vorsitzende vertraulich mitgeteilt hatte, 
daß der Neubau eines Amtsgerichts mit Strafkammer vor
läufig auf 290 000 -N veranschlagt sei, jedoch wohl von 
vornherein mit einem Kostenaufwands von 350 000 cK ge
rechnet werden müsse sowie das zu übernehmende Amtsge
richtsgebäude mit einem Wert von 140 000 Ul in Rechnung 
gestellt werden könne, beschloß der Eemeinderat weiter, daß 
der Neubau zur Unterbringung des Amtsgerichts sowie der 
Strafkammer nebst Zubehör auf einem Gelände zu pojek- 
tieren ist, welches bei späterer Errichtung eines Landge
richts in Diedenhofen genügend Platz zur Angliederung 
der für das Letztere erforderlichen Räumlichkeiten pp. auf- 
weist.

Schließlich stellt der Eemeinderat für die Beschaffung 
von statistischem Material zur Begründung des Antrages 
auf Errichtung der Strafkammer den Betrag von 300 ^ll 
zur Verfügung.

15. Antrag aus Gewährung einer 
Fährradentschädigung.

a) Kassenbote Wolfs bittet ihm eine Fahrradentschä
digung zu gewähren, da e-"zut rascheren Erledigung seiner 
Dienstaufträge ein Fahrrad halte.
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Dem Anträge der vereinigten Kommissionen ent
sprechend gewährt der Eemeinderat vom 1. 
4. 1913 ab eine Fahrradentschädigung von 50 Zl pro Jahr.

d) Straßenreinigungsaufseher Martin bittet gleich
falls um eine Fahrradentschädigung, da er im dienstlichen 
Interesse ein Fahrrad halte und ohne ein solches auch nicht 
auskommen könne.

Der Gemeinderat gewährt eine Fahrradent- 
schüdigung von 50 -N pro Jahr, die mit Rückwirkung vom 
1. April d. Js. ausgezahlt werden soll.

16. Errichtung eines zweiten Viehmarktes.
Der Berichterstatter, Beigeordneter Walkowinski, er

läutert, daß die vom Eemeinderat zur Begutachtung der 
evtl. Errichtung eines zweiten monatlichen allgemeinen 
Viehmarktes ernannte Spezialkommission im Hinblick da
rauf, daß die landwirtschaftlichen Kreisvereine der beiden 
Kreise Diedenhofen-Ost und West, sowie der Händlerverein 
für den Bezirk Lothringen, sich gegen die beabsichtigte Ein
richtung dieses Marktes ausgesprochen hätten, dem Eemein
derat vorschlägt, den beim Herrn Bezirkspäsidenten ge
stellten Antrag auf Genehmigung des zweiten Marktes 
zurückzuziehen und an dessen Stelle die Zulassung 
eines Ferkelmarktes zu beantragen. Er persönlich sei nach 
reiflicher Überlegung zu der Überzeugung gekommen, daß 
auch ein Ferkelmarkt, der übrigens aus Händlerkreisen 
ebenfalls nicht gewünscht werde, dem augenblicklichen allge
meinen Viehmarkte schädlich werden könne und daher auch 
von dessen Einrichtung tunlichst Abstand genommen werden 
solle. Der Vorsitzende tritt dieser Auffassung bei und bittet 
Aenderungen, die ungünstige Resultate erwarten ließen, 
zu vermeiden. Mitglied Schilz stellt alsdann den Antrag, 
den Verkauf von Ferkeln auf den Samstagsmärkten zuzu- 
lassen.

Der Eemeinderat beschließt alsdann die 
Verwaltung zu beauftragen, den Antrag auf Errichtung 
eines zweiten allgemeinen Viehmarktes zurückzuzie- 
hen und der Frage der Zulassung des Ferkelver
kaufs auf den Samstagsmärkten näher zu 
treten und die ihr erforderlich erscheinenden Maßnahmen 
zu treffen.

17. Teilung der Handelsklasse der 
Fortbildungsschule pp.

Der Berichterstatter, Beigeordneter Haas, erstattet fol
genden Bericht:

Der Leiter der Fortbildungsschule hat beantragt, die 
Handelsklasse der gewerblichen Fortbildungsschule nach 
Jahrgängen getrennt in zwei Klaffen zu teilen, weiss die 
Zahl der Schüler für eine Klasse zu erheblich sei. Der Auf- 
sichtsrat der Fortbildungsschule hat diesen Antrag begutach
tet und schlägt dem Eemeinderat vor, demselben zuzustim- 
men und das für einen neuen Lehrer, der in der Person 
des Herrn Mörsdorf gewählt werden könnte, notwendige 
Gehalt zu bewilligen. Der Aufsichtsrat empfiehlt insbe
sondere in dem 1. Jahrgang der Handelsklasse Rechnen, 
Deutsch und Korrespondenz, im 2. Jahrgang Buchführung, 
Wechsellehre sowie Rundschrift zu lehren. Schließlich regt 
der Aufsichtsrat an, das Gehalt der Lehrer an der Fortbil
dungsschule von 200 Zl auf 250 -N pro Jahr zu erhöhen. 
-ZO e r Eemeinderat erhebt sämtliche Anre
gungen des Aufsichtsrats zum Beschluß und bewilligt 
den erforderlichen Kredit.
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18. Hauungs-, Kultur- und Wegebaupläne für einen 
ordentlichen und einen außerordentlichen Holzschlag.

Der Berichterstatter, Beigeordneter Walkowinski, er
stattet folgenden Bericht:

Für das Rechnungsjahr 1914 ist ein ordentlicher sowie 
ein außerordentlicher Holzschlag vorgesehen. Der Hau- 
ungsplan des ersteren stellt sich wie folgt zusammen:

Bruttoertrag 8140 ^ll
Werbungskosten 1840 .U

!* ----------------
Nettoertrag 6300 ^tk
Nach dem Kulturplan werden 61,25 und nach dem 

Wegebauplan 550,00 oN Ausgaben zu machen sein. Der 
Hauungsplan des außerordentlichen Schlages schließt mit 
einem Nettoertrag von 6230 -N ab und sieht 7650 Brut
toertrag, 1420 -N Werbungskosten vor.

Der Eemeinderat genehmigt die vorge
legten Pläne.

19. 100 jähriges Jubiläum des Husarenregiments
u) Das Husarenregiment „König Humbert von Ita

lien" 1. Kurhess. No. 13 feiert am 15. 16. und 17. August 
d. Js. das Fest seines 100jährigen Bestehens und bittet zu 
den aus Anlaß desselben stattfindenden Feierlichkeiten als 
Gäste des Regiments zwei Herren der Stadtverwaltung 
und einen Vertreter des Eemeinderats zu entsenden. Die 
Herren von der Stadtverwaltung werden sich untereinander 
verständigen, wer an dem Feste teilnehmen soll.

Der Eemeinderat entsendet als seinen 
Delegierten zu den Feierlichkeiten das Mitglied Röchling 
und im Falle dessen Verhinderung Mitglied Frank H.

20. Ausbau der Verlängerung der 
Kaiser Ludwigstraße.

b) Da anläßlich des Regimentsfestes der Husaren im 
Exerzierhause des neuen Jnfanteriekasernements ein 
Reiterfest veranstaltet werden soll, erscheint es not

wendig einen Zugangsweg durch Ausbau der Verlän
gerung der Kaiser-Ludwigstraße bis zum Hohenlohering 
zu schaffen. Die Kosten zum vollständigen Ausbau der ver
längerten Kaiser-Ludwigstratze am neuen Meßplatze ent
lang werden auf rd. 3100 -<l veranschlagt und könnten im 
Wege der freihändigen Submission vergeben werden.

Der Gemeinderat genehmigt den Ausbau 
der verlängerten Kaiser-Ludwigstraße, bewilligt den erfor
derlichen Kredit von 3100 »lt und erklärt sich mit der 
freihändigen, beschränkten Vergebung der Ar
beiten einverstanden. Die Baukommission soll in eigener 
Zuständigkeit über die Vergebung der Arbeiten entscheiden.

e) Auf Antrag des Vorsitzenden genehmigt 
der Eemeinderat die Zurverfügungstellung des neu
en Meßplatzes zur Abhaltung einer Parade sowie der 
Schulräume im alten Gymnasium zur Bereit
stellung von Quartieren für Festteilnehmer.

21. Antrag des Verkehrsoereins aus Vermehrung 
der Beleuchtung des Stadtparls.

Der Verkehrsverein hat den Antrag gestellt, im Stadt
park zwei Bogenlampen aufzustellen. Der Kostenaufwand 
für die beantragten Bogenlampen würde sich pro Jahr auf 
692 -N belaufen. Der Vorsitzende bezeichnet diese Beleuch
tung als eine zu kostspielige und bittet eine andere Beleuch- 
tungsart, welche nach näherer Prüfung zu bestimmen sein 
würde, zu wählen und für dieselbe einen Kredit bis zu 200 
-N pro Jahr auszuwerfen.

Der Eemeinderat lehnt die Errichtung zweier 
Bogenlampen im Stadtpark ab und bewilligt für 
eine andere Beleuchtung einen Kredit bis zu 200 -N 
pro Jahr.

Ferien des Eemeinderats.
Der Eemeinderat beschließt, daß in den 

Monaten August und September eine Gemeinderatssitzung 
nicht stattfinden soll und bestimmt weiterhin, daß von 
der in den verflossenen Jahren üblich gewesenen Beauf
tragung der sogen. Ferienkommission, in drin
genden Angelegenheiten für den Eemeinderat verbindliche 
Beschlüsse zu' fassen, in diesem Jahre abgesehen 
werden soll, damit die Ferien auch für die Verwaltung die 
gewünschte Ruhe mit sich bringen.

22. Vertrauliche Angelegenheiten.
(Siehe Eeheimprotokollbuch.)

Schluß der Sitzung 9,30Uhr.



Äericht 
über die 

Grinemderats-Hitzimg 

vom 13. Oktober 1913, nachmittags 4 Uhr.

Anwesend waren bei Eröffnung der Sitzung unter dem 
Vorsitze des Bürgermeisters Bertenheier die Beigeordneten 
Walkowinski, Haas und Richard sowie die Mitglieder 
Denz, Franck I., Frank H., Fraiwois, Eoedert, D-r. Kuborn 
Dr. Medernach, Pfanschilling, Röchling, Reuter, Schlitz, 
Steimetz und Zimmer.

Während der Sitzung sind erschienen./die AkMlieder 
Christian, Salomon und Nouviaire.

Entschuldigt: Mitglieder Müller, Wehrmänn/
Schriftführer: Sekretär Hombourger.

Tages-Ordnung.
1. Mitteilungen.
1a Löschung einer Hypothekareinschreibung.
2. Niederschlagung von Hundesteuern und unbeitreib- 

licher Beiträge.
3. Begutachtung einer Anleihe der evangelischen Kir

chengemeinde.
4. Bewilligung verschiedener Kredite und Nachtrags

kredite.
5. Antrag auf Verminderung des Wasserzinses.
6. Gewährung von Waisengelder.
7. Gewährung eines Vorschusses für die Landesge

werbe-Ausstellung.
8. Aufnahme einer Anleihe bei der Landesversiche

rungsanstalt.
9. Stiftung eines Ehrenpreises für einen Eeländeritt.

10. Eeländeveräußerungen, Tausche und Kaufangebot.
11. Anträge auf Baufristverlängerung.
12. Unentgeltliche Wasserabgabe an den Verein für Ge

sundheitspflege.
13. Uebernahme einer Garantie für Halbnachttelefon- 

einrichtung.
14. Freistellung der Militärverwaltung von Anlieger

kosten.
15. Gewährung eines Zuschusses für ein Heft der Export

woche.
16. Angebot des Flußbadeanftaltbesttzers.
17. Erteilung einer Prozetzermächtigung.
18. Genehmigung einer freihändigen Vergebung.
19. Eewerbegericht.
20. Antrag auf Bewilligung einer Stellenzulage an 

Mittelschullehrer.
21. Vertrauliche Mitteilungen.
Vor Eintritt in die Tagesordnung heißt der Vorsitzen

de den Eemeinderat zu seiner ersten Sitzung nach den 
Ferien willkommen u. gibt der Hoffnung Ausdruck, daß alle 
Mitglieder sich ordentlich erholt haben, um die heutige um
fangreiche Tagesordnung schnell und gut erledigen zu 
können. Gleichzeitig teilt er mit, daß die Sitzung infolge 
des 25jährigen Jubiläums des Vereins für Lothringische 
Geschichte und Altertumskunde vertagt worden sei, und 
daß hiergegen Einspruch wohl nicht erhoben würde. Dies 
geschieht nicht.

Die Eemeinderatsberichte vom 9. und 
2 0. Juni werden ohne Einsprüche angenommen.

In dem Bericht vorn 14. Juli ist Mitglied Zimmer in
folge eines Schreibfehlers als abwesend aufgeführt, 
während er an der Sitzung teilgeno m m e n hat. Das 
Protokoll wird entsprechend berichtigt werden und 
die Annahme desselben bis zur nächsten Sitzung vertagt.

Mitglied Dr. Kuborn erklärt, daß er bei der 
Beschlußfassung Nr. 7ll vom 14. Juli d. Js. sich nich t der 
Stimme enthalten, sondern „gegen" den Beschluß 
gestimmt habe. Es wird entsprechende Berichtigung in 
Aussicht gestellt.

Der Vorsitzende bittet als dringliche Angelegen
heit noch auf die heutige Tagesordnung zu setzen:

Löschung ein er Hypothek« reinschrei- 
b u n g.

Es erhebt sich kein Widerspruch.

1. Mitteilungen.
Veitritt zum Landesverband für 

Jugendpflege.
a) Auf Anregung des Kaiserlichen Statthalters in El- 

saß-Lothr. S. Ex. Graf von Wedel ist ein Landesver
band für Jugendpflege in Elsaß-Lothr. gegrün
det worden, der die körperliche, geistige und sittliche Ge
sundheit der Heranwachsenden Jugend erhalten, fördern, 
sowie ihre Liebe zur Heimat, zum Vaterland beleben und 
vertiefen soll. Mitglied des Verbandes können werden, 
Vereine, Privatpersonen und Gemeinden pp, letztere, sofern 
sie einen Mitgliedsbeitrag von mindestens 50 pro Jahr 
entrichten. Durch Zuwendung einer einmaligen Beihilfe 
von 300 -N kann die Eigenschaft als Stifter des Ver
bandes erlangt werden.

Nachdem der Vorsitzende die einzelnen Mitglieder zum 
Beitritt in den Verband gebeten hatte, regt er die evtl. Be
willigung einer einmaligen Beihilfe seitens der Stadt in 
Höhe von 300 -N an.

Der Eemeinderat erkennt die Dringlich
keit der Angelegenheit an, beschließt deren sofortige Be
ratung und bewilligt einen einmaligen Kredit 
in Höhe von 300 -N.

d) Durch Verfügung des Herrn Bezirkspräsidenten 
vom 30. Juli d. Js. — Ila 1221 — ist der Eem-einderats- 
beschluß vom 3. März d. Js. betreffend Änderung der Bau
fluchten zweier Seitenstraßen zur Kaiser Karlstraße geneh
migt worden.

e) Die Lehrerin Frl. Agnes Urbanczyk ist zur Vertre
tung der erkrankten Lehrerin Frl. Jost bis zum 5 November 
an die Mädchenschule in Gentringen beordert und die 
Lehrerin Frl. Hedwig Roßler bis 31. Dezember zur Ver
tretung der Lehrerin Frl. Krenzin an die evangel. Schule 
nach Diedenhofen entsandt worden.

ll) Herr Zahnarzt Elk hat im ersten Schulhalbjahr 
1913 in seiner Eigenschaft als Schulzahnarzt 50 Kin
der ersucht sich zur unentgeltlichen Behandlung bei ihm ein- 
zufinden. Bei den 25 Kindern, welche dem Ersuchen ent
sprochen haben, sind 62 verschiedene Operationen ausgeführt 
worden. Außerdem wurden 4 von den Lehrpersonen iiber- 
wiesene Kinder unentgeltlich behandelt.

s) Durch Erlaß des Kaiserlichen Ministeriums vom 
24. Juli d. Js. — O. S. 7036 — ist die Stadt zu den Kosten 
der höheren Mädchenschule ein Zuschuß von 
3000 überwiesen worden mit dem Hinweis, daß im 
nächsten Jahre eine neue Verteilung der Zuschüsse vorge
nommen würde und daher nicht zu übersehen sei, in welcher 
Höhe künftighin die einzelnen Zuschüsse bemessen werden 
könnten.
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k) Der Kunstmaler Eall verzichtet auf das ihm unterm 
8. Mai d. Is. bedingungsweise gewährte Stipendium.

§) Der Anteil der Gemeinde an der Wertzu
wachs st euer beträgt für das 2. Quartal 1913 nach Ab
zug der beigen Erhebungskosten 2417,58 <^l.

b) Die Gemeinde Monhofen bittet um Nieder
schlagung des von ihr für die Zeit vom 1. April bis 
1. Juli d .Is. geschuldeten W a s s e r z i n s e s, da sie bis
her nicht in der Lage gewesen sei, die von ihr gewährten 
Anschlüsse in Monhofen mit Wassermessern zu versehen.

Im Hinblick darauf, daß unterm 2. Dezember v. I. der 
Eemeinderat einem Niederschlagungsantrag der Gemeinde 
Monhofen schon einmal entsprochen hat, wird auf Antrag 
der Finanzkommission das diesmalige Gesuch abge - 
lehnt.

1) Die Firma Wurl in Berlin-Weißensee, die Unfer
tigere der Separatorscheibe, bittet um die Anweisung 
einer Abschlagszahlung von 4900 -N auf die seit längerer 
Zeit zur Verfügung der Stadt stehenden Separatorscheibe 
die bisher nicht abgerufen werden konnte, weil die übrigen 
Bauarbeiter: nicht genügend vorgeschritten sind.

Der Eemeinderat genehmigt die Auszah
lung der beantragten Abschlagszahlung.

j) Der Kostenanschlag über die Errichtung eines neu
en Elementarschulgebäudes ist aufgestellt und 
schließt mit 291 100,00 ab. Die Weiterbetreibung der 
Angelegenheit wird dadurch verzögert, daß der vom Ee
meinderat für die Errichtung des Gebäudes bestimmte 
Platz von der Regierung als u n g e e i g n e t bezeichnet 
worden ist. Es werden daher erneute Unterhandlungen 
in dieser Richtung erforderlich.

ll) Es ist der Stadt von einem Herrn Florange aus 
Paris eine bei Errichtung der MoselbrUcke im Jahre 
1839 geprägte Eedenkmedaille zum Preise von 
50 lN zum Kauf angeboten worden. Die Medaille soll sehr 
selten und der geforderte Preis äußerst niedrig sein.

Die Beschlußfassung wird verschoben.
in) Beigeordneter Walkowinski teilt mit, daß dem

nächst übungsmannschaften des 135. Infanterie Regiments 
auf mehrere Wochen inBUrgerquartieren unterge
bracht werden sollen. Er habe sich an das Regiment ge
wandt und auf die Schwierigkeit der Unterbringung hin
gewiesen, sowie die Bitte geäußert, die Mannschaften in 
der von der Stadt auf dem Meßplatz errichteten Halle evtl. 
unterzubringen. Es habe darauf eine Besichtigung der 
Halle stattgefunden und eine gewisse Geneigtheit zur Be
nutzung der Halle bestanden. Später seien jedoch ärztliche 
Bedenken erhoben und daher von Belegung der Halle ab
gesehen worden. Die Verwaltung habe ihr möglichstes 
getan, um die Einquartierung abzuwenden, jedoch leider 
ohne Erfolg. Nunmehr bestehe die Absicht, die Einquar
tierung mehrmals umzulegen und auf diese Weise die Last 
etwas abzuschwächen.

Mitglied Dr. Medernach frägt an, ob es wahr 
sei, daß die Stadt mit Einquartierung belegt werde, weil 
in Niederjeutz Typhus ausgebrochen sei; dies wird ver
neint.

Mitglied Goedert erinnert an die Einberufung 
der Einquartierungskommission zwecks Prüfung des Ein - 
quartierungskatasters von Gentringen pp. Die 
Einberufung wird in Aussicht gestellt.

Mitglied Schiltz frägt an, wie weit die Angelegen
heit betr. Erbreiterung des Malgringerweges ge
diehen sei. Der Vorsitzende erwidert, daß mit dem Gärt
ner Hedin geführte Verhandlungen ergebnislos verlaufen 
seien; er werde noch auf die Sache zurückkommen.

1 a. Löschung einer Hypothekareinschreibung.
Durch Akt errichtet vor Notar Dr. Carlebach am 5. Fe

bruar 1910 haben die Erben Bonner auf ihr Hausanwesen 
Ecke der Crauserpromenade und der Pariserstraße No. 56 
zugunsten der Stadt eine Sicherungshypothek von 4080 -N 
eintragen lassen. Von dieser Sicherungshypothek waren 
bestimmt 1080 als Anliegerkosten und 3000 als Kon
ventionalstrafe; letztere, wenn Erben Bonner die nach der 
Crauserpromenade zu liegende Front ihres Hausanwesens 
nicht bis zum 31. Dezember 1912 architektonisch umgestaltet 
haben sollten. Die letztbezeichnete Frist wurde durch Gs- 
meinderatsbeschluß vom 17. 6. 12 bis zum 1. Oktober 1913 
verlängert. Erben Bonner haben inzwischen die über
nommenen Verpflichtungen erfüllt, d. h. die Anwesen vor
schriftsmäßig umgebaut und die vereinbarten Anlieger
kosten mit zusammen 1080 bei der Stadtkasse entrichtet, 
bezw. mittelst Verpfändungsurkunde auf Grund des K 1280 
B. E. V. sichergestellt.

Auf Antrag des Vorsitzenden genehmigt der 
Gemeinderat die Löschung der zugunsten der Stadt 
bestehenden Einschreibungen und ermächtigt die Verwal
tung zur Abgabe der erforderlichen Erklärungen.

2 . Niederschlagung von Hundesteuern und 
unbeitreiblicher Beträge.

n) Schanen Marg. und Liesendahl Walter schulden 
aus 1912 insgesamt 6,00 -N Schulgeld, die nicht beigetrieben 
werden konnten, weil die Schuldner verzogen sind und ihr 
Wohnort nicht zu ermitteln war.

Auf Antrag des Berichterstatters, Beigeordneten 
Walkowinski, schlägt der Gemeinderat den Betrag von 6 
-N als unbeitreiblich nieder.

d) Seitens 34 zur Hundesteuer veranlagter Personen ist 
gegen die Veranlagung Einspruch erhoben worden. Der 
Steuerausschuß hat die Einsprüche geprüft, einzelne der
selben zum Teil, andere ganz als unbegründet anerkannt 
und die Niederschlagung von insgesamt 368 -K empfohlen.

Auf Antrag des Berichterstatters, Beigeordne
ten Walkowinski, beschließt der Eemein
derat die Niederschlagung zu Unrecht veranlagter Hunde
steuer im Betrage von 368 ^l.

3. Begutachtung einer Anleihe der evangelischen 
Kirchengemeinde.

Zur Deckung eines infolge Ausmalung der evange
lischen Kirche entstehenden Fehlbetrages von 500 hat die 
evangelische Kirchengemeinde die Aufnahme einer in 4 
Jahresterminen abzutragenden mit höchstens 5^ zu ver
zinsenden Anleihe beschlossen. Der Eemeinderat hat zur 
Aufnahme dieser Anleihe sein Einverständnis zu erteilen 
und liegt ein entsprechendes Ersuchen des Herrn Kreis
direktors in Diedenhofen-Ost (Nr. 3625) vor.

Dem Antrag der Finanzkommission entsprechend be
schließt der Eemeinderat sein Einverständnis zur Aufnah
me der bezeichneten Anleihe unter der Bedingung zu ertei
len, daß die politische Gemeinde zur Deckung des Anleihe
betrages späterhin herangezogen wird.

4. Bewilligung verschiedener Kredite und 
Nachtragskredite.

n) Beschaffung von Lehrmitteln für die 
Elementar- u. Mittelschulen.

Der Zur Beschaffung von Lehrmittel für die Elemen
tar- und Mittelschulen ausgeworfene Kredit von 800 -N,
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wovon 600 -1t für die Elementarschule und 200 -1t für die 
Mittelschule, ist in den letzten Jahren fast ganz von den 
Elementarschulen aufgebraucht worden, sodaß die von der 
Mittelschule bezogenen Gegenstände nicht honoriert werden 
konnten und die Rechnungen von einem auf das andere 
Jahr zurückgeschoben werden mußten. Auf diese Weise 
haben sich für 300 -1t Rechnungen angesammelt, zu deren 
Zahlung der Leiter der Mittelschule die Bewilligung eines 
Kredits erbittet. Ferner empfiehlt derselbe den infolge 
Vermehrung der Elementarschulklassen unzulänglich ge
wordenen Kredit von 600 -1t auf 900 -1t zu erhöhen und ge
trennt neben diesem den bisherigen Mittelschulkredit von 
200 -1t bestehen zu lassen. Die Finanzkommission hat em
pfohlen, dem Antrag stattzugeben.

Der Eemeinderat beschließt entsprechend.
b) Kinderfest auf der Herbstmesse. (13. 10. 

1913Z
Zur Hebung des Verkehrs auf der Herbstmesse ist am 

25. September auf dem Meßplatz ein Kinderfest ar
rangiert worden, welches aus Konzert und Kinderbelusti- 
gungen mit Preisverteilung bestand. Das Fest, welches 
in den kommenden Jahren wiederholt werden soll, hat 
großen Anklang gefunden, und einen guten Besuch des Meß- 
platzes zur Folge gehabt. Die Kosten der Veranstaltung 
betragen annähernd 200 -1t und sind nachträglich zu be
willigen.

Auf Antrag der Finanzkommission bewilligt der 
Gemeinde rat den angeforderten Kredit von 200 -1t.

c) Telephonanschluß Griebe l.
Der Oberbrandmeister, Architekt Eriebel, ist um Be

willigung eines Zuschusses zu den Kosten seines Fernsprech- 
anschlusses eingekommen, da er diesen zum großen Teile 
für Feuerwehrzwecke halte und auch gebrauche. Er be
gründet seinen Antrag des Weiteren damit, daß auch den 
städtischen Wegemeister, Brandmeister Somny, ein Tele
phonanschluß auf Kosten der Stadt eingerichtet sei. Die 
Finanzkommission hat empfohlen, Herrn Eriebel einen Zu
schuß in Höhe der Hälfte der Fernsprechgrundgebühr im 
Betrage von 40 -1t zu bewilligen. Der Eemeinderat 
schließt sich diesem Anträge an. Die Gebühr soll mit 
Rückwirkung vom 1. 7. 13 zur Auszahlung gelangen.

— Mitglieder Nouviaire und Salomon erscheinen im 
Sitzungssaal. —

ü) Beschaffung von Ne kl am e m a r ke n.
Der Vorsitzende trägt vor, daß seitens des Moselkanal- 

Vereins 4 Reklamemarken herausgegeben worden seien, 
welche bezweckten, für die Kanalisierung der Mosel und der 
Saar Reklame zu machen. Die Stadt habe diese Marken 
beschafft und verwende dieselbe zum Aufkleber: auf Brief
umschläge, die nach Außerhalb versandt würden. Im Hin
blick darauf, daß die Marken des Kanalvereins nicht ge
fällig seien, habe er fünf Entwürfe für Reklamemarken an
fertigen lassen und diesen Motive der Stadt Diedenhofen 
zu Grunde gelegt. Mit den neuen Marken werde der dop
pelte Zweck verfolgt, für die Stadt Diedenhofen selbst und 
die Moselkanalisierung Reklame zu machen; auch sollen zwei 
der Marken zu Reklamezwecken für die nächstjährige Aus
stellung Verwendung finden und deren Anschaffungskosten 
auf den Ausstellungsfonds genommen werden. Von der 
Verwaltung eingeforderte Offerten, haben zunächst erge
ben, daß bei Beschaffung von je 100 000 Exemplaren der 
fünf verschiedenen Muster ein Kredit von 1100 -1t erforder
lich werde, dessen Bewilligung die Finanzkommission em
pfohlen habe.

Nachdem neuerdings ein günstigeres Angebot aus Trier 
eingegangen ist, nach welchem die fünf Reklamemarken in 
einer Auflage von je 100 000 Stück in 7 farbiger Ausfüh
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rung nur mehr 930 -1t kosten sollen beschließt der Gemein
derat einen Kredit in dieser Höhe zu bewilligen.

der Kosten sollen vom Ausstellungsfonds später 
wieder eingezogen werden.

e) Nachtragskredit für die Versetzung 
der Stadthalle auf dem Meßplatz.

Der Vorsitzende erläutert, daß bei Versetzung der 
Stadthalle auf dem Meßplatz sich eine Reihe von Arbeiten 
aller Art als notwendig erwiesen haben, die nicht in dem 
ursprünglichen Kostenanschlag betr. die Versetzung der 
Halle nicht vorgesehen waren. Da die Halle für die Messe 
als Wirtschaftslokal verpachtet werden sollte, der Gemein
derat aber infolge der Ferien nicht einberufen werden 
konnte, wurde die Baukommission zu Rate gezogen und 
sprach sich diese für die Ausführung der erforderlichen Nach
tragsarbeiten wie Kanalanschlußleitungen, Wasser-, Gas- 
und elektrische Leitungen .Anstrich der Halle, Lieferung und 
Anbringung eines neuen Tores usw., die einen Kostenauf
wand von 3000 -1l bedingten, aus.

In der nun folgenden Diskussion, wurde Kritik daran 
geübt, daß der Kostenanschlag über Versetzung der Halle, 
die von der Vaukommission nachträglich gutgeheißenen Ar
beiten nicht enthalten habe, der mit der Ausarbeitung be
traut gewesene Beamte sei deshalb zur Verantwortung zu 
ziehen. Der Vorsitzende entgegnete, daß die ursprüngliche 
Kostenanschlagsumme nicht erreicht worden und der heute 
angeforderte Kredit für neue Arbeiten und Lieferungen 
bestimmt gewesen sei, die, wenn sie früher vom Gemeinde
rat angefordert, zweifellos bewilligt worden wären, da 
dieselben, um die Halle gebrauchsfähig zu machen, notwen
dig waren.

Hierauf genehmigte der Eemeinderat ge
gen zwei Stimmen den geforderten Kredit von 5000 -1t.

k) Nachtragskredit für Koksverbrauch 
im Gymnasium.

Der im Rechnungsjahr 1912 für Heizzwecke des Gym
nasiums bereit gestellte Kredit war unzulänglich und mußte 
um 1350 -1t überschritten werden. Auch für das Rech
nungsjahr 1913 wird voraussichtlich der Koksverbrauch im 
Gymnasium die Aufwendung einer über den bereitgestell
ten Kredit hinausgehenden Summe von 1600 -1t erforder
lich machen. Da es fraglich schien, ob der Koksverbrauch 
im hiesigen Gymnasium sich noch in den Mäßigen Grenzen 
bewegt, wurde bei der Stadtverwaltung Metz angefragt, 
welche Koksmengen in den dortigen Schulen mit Dampf
heizung Verwendung fänden. Die Antwort der Stadt Metz 
hat ergeben, daß im hiesigen Gymnasium auf den ebm 
Raum weniger Koks verbraucht wird, wie an den Metzsr 
Schulen. Weiter ist durch eine Analyse des Koks dargetan 
worden, daß derselbe die nötigen Ealorien besitzt, die von 
gutem Koks verlangt werden.

Der Eemeinderat beschließt hierauf den pro 
1912 angeforderten Nachtragskredit für Koksverbrauch 
im Gymnasium von 1350 -1t zu bewilligen, die Bewilligung 
des Kredits pro 1913 von 1600 -1t jedoch zurllckzustellen, 
da erhofft wird, daß der Kokspreis sowie der Winter den 
Kredit in dieser Höhe evtl. nicht erforderlich machen wrrd.

pZ Bewilligung eines Kredits für das 
Stadttheater. .

Der Vorsitzende erläutert, daß wre rn den Vorjahren 
auch gegenwärtig wieder verschiedene Arbeiten im Stad^ 
theater ausgeführt worden seien, um dasselbe allmählich 
mit allen jenen Einrichtungen zu versehen, die in einem 
Theater vorhanden sein müssen. Es seien beispielsweise 
neu» Dekorationen hergestellt worden, welche die Auffüh
rung neuer Bühnenwerke in Diedenhofen ermöglichen. Dre 
Bühnenbeleuchtung sei mittels elektr. Lichts eingerichtet 



Temeinderatssitzung vom 13. Oktober 1313.

worden, um besondere Veleuchtungseffekte erzielen zu 
können. Schließlich sei ein neuer Vorhang angeschafft 

worden, der gut wirke, aber noch einiger Abänderung be
dürfe. Die ausgeführten Verbesserungen die einen Auf
wand von 4100 oll bedingen würden seien von der Baukom
mission gutgeheißen worden.

Sodann erwähnt der Vorsitzende, daß die Direktion des 
hiesigen Stadttheaters Herrn Theater-Direktor Tietjen in 
Trier unter den bisher mit Herrn Theaterdirektor Brucks 
in Metz vereinbarten Bedingungen übertragen worden sei.

Herr Tietjen habe die Zusicherung gemacht, die Vor
stellungen in Diedenhofen künstlerisch zu gestalten und 

könne man, nach der ersten Opernvorstellung des Trierer 
Ensembles zu urteilen, mit guten Leistungen rechnen, die 
dem Diedenhofener Theater nur zu statten kommen könnten.

Der Eemeinderat bewilligt sodann den an
geforderten Kredit von 4100 -ll und erhob gegen den A b - 
schluß eines Theatervertrages mit Herrn 
Tietjen k eine Einwendungen.

Auf Antrag des Beigeordneten Haas beschließt 
der Eemeinderat ferner für Ameublement 
des Foyers einen Kredit von 400 oll zur Verfügung 
zu stellen, die nach Angaben einer Kommission zur verwen
den sind.

— Mitglied Dr. Kuborn verläßt den Sitzungssaal. —

5. Antrag aus Verminderung des Wasserzinses.
Die vereinigten Kammerich und Belter L Schneevo- 

gel'sche Werke hierselbst haben Herabsetzung des Wasserzin
ses von 2,5 F auf 1 Z pro Hektl. beantragt und in ihrem 
Antrag betont, daß sie demnächst mit einem Wasserkonsum 
von mindestens 120 000 III pro Jahr rechneten. Sie weisen 
ferner darauf hin, daß sie im Falle der Ablehnung ihres An
trages eine eigene Wasserversorgungsanlage schaffen wür
den. Die Finanzkommission hat empfohlen, der Antrag- 
stellerin den Wasserzins auf 1,2 pro lii unter der Be
dingung zu reduzieren, daß ein Jahreskonsum von min
destens 120 000 ick gewährleistet und ein Vertrag von län
gerer Dauer abgeschlossen wird.

In der sich entspinnenden Diskussion des Eemeinderats 
treten einige Mitglieder für glatte Ablehnung des Er- 
mäßigungsantrages ein, andere Mitglieder sind für Rück- 
verweisung an eine Kommission und für eingehende Prü
fung der Frage, ob es nicht empfehlenswert erscheint den 
Wasserabgabetarif einer Abänderung zu unterziehen und 
hierbei zugunsten der Großabnehmer eine anderweitige 
Staffelung vorzunehmen.

Unter Ablehnung des Kommissionsantrages, sowie 
eines Antrages auf glatte Zurückweisung des Gesuches der 
Antragstellerin beschließt der Eemeinderat 

die Angelegenheit zur nochmaligen Prüfung und Begutach
tung an eine Kommission zurückzuverweisen.

6. Gewährung von Waisengelder.
Herr Rechtsanwalt Justizrat Fitzau hat in seiner Ei

genschaft als Vormund des Sohnes Albert des verstorbenen 
Stadtbaumeisters a. D. Frorath für diesen die Bewilligung 
von Waisengeldern beantragt. Die Finanzkommission 
hat empfohlen, dem Antrag insoweit zu entsprechen, als 
dem p. Frorath bis zum vollendeten 21. Lebensjahre jähr
lich 300 oll aus der Stadtkasse zugewiesen werden unter 
der Voraussetzung, daß die vorgeschossene Summe der Stadt 
zurückerstattet wird, wenn Frorath hierzu in die Lage 
kommt.

In der stattfindenden Debatte wird einerseits für An
nahme des Kommissionsantrages eingetreten, von anderer 
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Seite wird Ablehnung des Antrages angeregt. Beigeord
neter Walkowinski beantragt eine Beihilfe von 300 
°ll pro Jahr zu gewähren, die von Jahr zu Jahr evtl. zu 
erneuern sein würde; im übrigen bittet er es bei den Kom- 
missionsvorschlägen zu belassen.

— Mitglied Denz hatte während 10 Minuten den 
Sitzungssaal verlassen. —

Der Eemeinderat nahm alsdann den An
trag des Beigeordneten Walkowinski an.

— Mitglied H. Frank verläßt den Sitzungssaal, Mit
glied Dr. Kuborn tritt wieder ein. —

7. Gewährung eines Vorschusses für die 
Landesgewerbe-Ausstellung.

Der Vorsitzende trägt vor, daß die Vorbsreitungsarbei- 
ten für die im nächsten Jahre in Diedenhofen zu verun
staltende Landesgewerbe- pp Ausstellung nunmehr einge
leitet und einzelne der Arbeitsausschüsse bereits in Tätig
keit getreten seien. Zur weiteren Betreibung der Arbeiten 
sei es nowendig einen Betriebsvorschuß zur Verfügung zu 
stellen, der späterhin auf das Ausstellungskonto verrechnet 
werde. Die Finanzkommission hat die Bereitstellung eines 
Vorschusses von 1000 oll empfohlen, den der Vorsitzende auf 
5000 oll zu erhöhen bittet.

Der Eemeinderat bewilligt, im Hinblick darauf, daß 
1000 oll etwas wenig erscheinen, einen Betriebsvorschuß 
bis zum Betrage von 5000 -ll.

8. Ausnahme einer Anleihe bei der 
Landesversicherungsanstalt.

Der Vorsitzende führt aus, daß die vom Eemeinderat 
bewilligte Anleihe von 1000 000 -ll mit Rücksicht auf die 
Steifheit des Geldmarktes bisher nicht habe begeben wer
den können und er daher mit der Landesversicherungsan
stalt zwecks Abgabe eines Darlehns in Verbindung getreten 
sei. Die Landesversicherungsanstalt habe auf zwei schrift
liche Anleihegesuche ablehnende Bescheide erteilt. Er sei 
alsdann persönlich bei dem Vorstände der Anstalt vorstel
lig geworden und habe erreicht, daß die Abgabe eines Dar
lehns von 200 000 -ll zum Zinsfuß von 4ft rückzahlbar 
in 39 Jahren mit Jahresannuitäten von 10 588,70 oll, die 
der besseren Verrechnung halber auf 10 600 oll aufzurunden 
seien, in Aussicht gestellt wurde. Die Finanzkommission 
hat die Aufnahme des Darlehns zustimmend begutachtet.

Der Eemeinderat genehmigt gemäß 8 56 
Ziff. 5 der Gemeinde-Ordnung die Aufnahme einer An
leihe von 200 000 oll bei der Landesversicherungsanstalt, 
setzt bei einem Zinsfuß von 4)l die innerhalb 39 Jahren 
abzutragenden Jahresannuitäten auf 10 588,70 oll fest, 
und erklärt sich damit einverstanden, daß dieselben auf 
10 600 oll aufgerundet werden. Der Fälligkeitstermin der 
einzelnen Raten soll jeweils auf den 31. Dezember festge
legt werden. Die durch Erhöhung der einzelnen Annui
täten auf 10 000 -ll zu machenden Mehrleistungen sollen 
der letzten Ratenzahlung zu gutekommen. Der Vorsitzen
de wird zum Abschluß eines Anleihevertrages ermächtigt 
und beauftragt die landesherrliche Genehmigung gemäß 
tz 74 der Eemeindeordnung nachzusuchen.

9. Stiftung eines Ehrenpreises für einen Geländeritt.
Das Husarenregiment bittet zu einem Mitte Okober 

von ihm zu veranstaltenden Eeländeritt, zu dem 30 bis 40 
Offiziere aus fremden Garnisonen hierselbst erwartet wer
den, einen Ehrenpreis zu stiften. In dem Anträge auf Be
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willigung des Ehrenpreises weist das Husarenregiment 
darauf hin, daß von den Städten Metz, Straßburg und 
Saarbrücken ebenfalls Ehrenpreise gestiftet worden sind.

Im Hinblick darauf, daß der im verflossenen Jahre 
vom Husarenregiment veranstaltete Geländeritt für Offi
ziere in der Sportwelt besonderen Anklang gefunden hat, 
bewilligt der Eemeinderat einstimmig zur Be
schaffung eines Ehrenpreises einen Kredit von 50 Ul.

10. Geländeveräußerungen, Tausche u. Kaufangebot
a) Ein Antrag des Bäckermeisters Schneider in Beau

regard auf Abtretung eines Straßengeländes wird von der 
Tagesordnung abgesetzt und soll erst dann beraten werden, 
wenn Schneider 10 -N pro <im bietet.

d) Bildhauermeister I. P. Legrand in St. Franz hat 
bei Errichtung seines Neubaues an der Kirchhofstraße 11 
gur städt. Geländes in Besitz genommen, ohne dieselben er
worben zu haben. Legrand hat sich auf entsprechende Ver
handlungen nachträglich bereit erklärt, die 11 gm käuflich 
zu erwerben und für dieselben 6 Ul pro gm zu entrichten. 
Dieser Preis ist angemessen und auch von dem Nachbarn, 
Architekt Münster, an die Stadt bezahlt worden.

Der Eemeinderat genehmigt die Veräuße
rung von 11 giu Gelände zum Preise von 6 -A pro gin und 
ermächtigt die Verwaltung zum Vertragsabschluß pp.

— Mitglied Zimmer verläßt den Sitzungssaal. —
o) Polizeiwachtmeister Klaine hat sich bereit erklärt 

die vom Eemeinderat unterm 14. Juli ds Js. normierten 
Tauschbedingungen anzunehmen, wenn ihm eine be
dingungslose — 5 jährige Baufrist eingeräumt wird 
anstelle der bis jetzt bewilligten 8 jährigen Vaufrist, 
aber mit der Verpflichtung sofort zu bauen, wenn der Nach
barplatz überbaut wird.

Mitglied Dr. Kuborn erklärt im Aufträge des Rent
ners H. Freudenberger, daß dieser s. Zt., als ihm der mit 
Klaine umzutauschen.de VauplatzHartenstein angeboten wor
den war, seine Entscheidung nicht mehr habe treffen können, 
weil ihm das bezügliche Schreiben der Stadt zu spät in die 
Hände gekommen sei. Der Vorsitzende entgegnet, daß die 
Stadt eine Antwort von Freudenberger heute noch nicht er
halten habe.

Der Eemeinderat ändert daraufhin die 
Tauschbedingungen des Eemeinderatsbeschlusses vom 14. 
Juli dahin ab, daß anstelle der dort vorgesehenen be
dingten Baufrist von 8 Jahren eine solche von 5 Jahren 
tritt. Die Verpflichtung zur Inangriffnahme eines Neu
baues, sobald auf dem Nachbarplatz ein Haus entsteht, 
kommt in Fortfall. Die übrigen Bedingungen bleiben be
stehen.

d) Notar a. D. Decker in Kattenhofen hat der Stadt 
sein Hausanwcsen Ecke der Kaiser Karlstraße und des 
Spanierrings zum Kauf angeboten und fordert als Kauf
preis die nach seinen Angaben aufgewendeten Selbstkosten 
im Betrage von 19 000 Von dem ca. 3^ Ar großen Ge
lände könnte die Stadt die 41 gm Flächeninhalt aufweisen
de Spitze zwischen den beiden obenangeführten Straßsn- 
zügen gut gebrauchen.

Dem Antrag der Finanzkommission entsprechend lehnt 
der Eemeinderat den Erwerb des ganzen An
wesens ab und ermächtigt die Verwaltung zwecks Er
werb der evtl. benötigten 41 g m mit Herrn Decker in 
Unterhandlungen zu treten und einen evtl. Eeländeverkauf 
unter Zugrundlegung eines Erwerbspreises bis zu 15 .N 
pro zu tätigen.
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11. Anträge aus Vausristverlängerung.
a) Der Möbelhändler Braun in Metz, Besitzer des 

Bauplatzes Ecke des Metzertorplatzes und der Valduinstraße 
bittet um Verlängerung der mit dem 7. November d. Js. 
ablaufenden Baufrist. Die Finanzkommission hat die Ab
lehnung empfohlen.

Der Eemeinderat schließt sich dem Kom- 
missionsbeschluß an.

d) Der Rentner Franz Mehn, der den Bauplatz Ecke 
der Kaiser Wilhelm II Promenade und der Hildegard
straße im Tauschwege von der Stadt erworben hat, ist um 
Baufristbewilligung bis 31. 12 1916 eingekommen. Mehn 
begründet sein Gesuch damit, daß er s. Zt. bei Durchführung 
der Tauschverhandlungen den neben seinem augenblick
lichen Bauplatz liegenden Platz der evangel. Kirchenge
meinde erhalten sollte, für den er auch bereits einen Kauf
liebhaber gehabt habe, der sofort bauen wollte. Nachdem 
die evangel. Kirchengemeinde den Umtausch ihres Platzes 
gegen sonstiges städt. Gelände ablehnt, habe er auf An
raten der Stadt den augenblicklich in seinem Besitz befind
lichen Platz eingetauscht, für welchen er bis heute noch keinen 
Liebhaber habe finden können. Es liege somit nicht an ihm, 
wenn der Bauplatz nicht überbaut sei. Die Finanzkom
mission hat empfohlen, dem Antrag unter der Bedin
gung stattzugeben, daß Mehn vor Ablauf der Vau
frist ebenfalls bauen müsse, wenn auf dem Nachbarplatz ein 
Haus entstehe.

Der Eemeinderat beschließt entsprechend.

12. Unentgeltliche Wasserabgabe an den Verein 
für Gesundheitspflege.

Der Verein für Eesundheitspfege bittet um Nieder
schlagung des für den Betrieb der Badeanstalt in der Alt
straße gebrauchten Wassers aus der städt. Leitung. Für 
das IV. Quartal 1912 und das I. Qautal 1913 sind insge
samt 130,81 Ul geschuldet. Der Eemeinderat beschließt 
den Wasserzins für zwei Quartale in Höhe von 130,81 Ul 
niederzuschlagen.

13. Uebernahme einer Garantie für Halbnacht- 
telesoneinrichtung.

Der Verkehrsverein Diedenhofen hat bei der Oberpost
direktion in Metz beantragt, den öffentlichen Fernsprech- 
dienst in Diedenhofen bis 12 Uhr nachts zur verlängern. 
Die Oberpostdirektion hat sich bereit erklärt, die beantragte 
Ausdehnung anzuordnen, wenn eine Mindesteinnahme an 
Gebühren aus dem Nachtverkehr in Höhe von 900 -N pro 
Jahr gewährleistet würde. Der Verkehrsverein hat beim 
Eemeinderat den Antrag gestellt, die von der Postverwal
tung gewünschte Garantie zu übernehmen. Im Hinblick 
auf das große Interesse, welches die Allgemeinheit an dem 
verlängerten Fernsprechdienst besitzt, hat die Finanz
kommission die Earantieübernahme empfohlen. 

Der Eemeinderat beschließt entsprechend.

14. Freistellung der Militärverwaltung von 
Anliegerkosten.

Der Vorsitzende führt aus:
Die Militärverwaltung steht seit längerer Zeit mit der 

Rentnerin Witwe Reyter und Architekt Martin in Die
denhofen, zwecks Erwerb eines Geländes am Burgunder
ring für die Errichtung eines Kasernements und Nebenge
bäude zur Unterbringung der Festungsmaschinengewehr

2.^

umzutauschen.de
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abteilung Nr. 11, in Unterhandlungen und hat unterm 
26. Juni d. Js. — I. Nr. 414. 6. IV. 2 — der Stadtver
waltung den Wunsch unterbreitet, ihr sowohl für das neue 
als auch für das Gelände, auf welchem das Kasernement 
für 2 Bat. Infanterie errichtet ist, sämtliche Anliegerkosten
beiträge für jetzt und künftig zu erlassen. Gleichzeitig mit 
letzterem Ersuchen hat die Militärverwaltung sich bereit 
erklärt, einem Wunsche der Stadtverwaltung auf Abtre
tung eines an der Kaiserin Auguste Viktoria Promenade, 
hinter der Tervillekaserne, gelegenen militärfiskalischen 
Geländes zu entsprechen.

Nachdem der Vorsitzende einen Überblick über die Höhe 
der bereits eingeforderten Kanalanliegerkosten und der 
nach Fertigstellung der Straßen noch zur Erhebung kom
menden Anliegerkosten gegeben, beschließt der Ge
meint, erst auf Antrag der Finanzkommissian 
von der Erhebung der von der Militärver
waltung geschuldeten bezw. noch einzufordernden erheb
lichen Anliegerkostenbeiträge nicht absehen zu kön
nen, dagegen bereit zu sein, dieselben auf den evtl. nach 
festzusetzenden Erwerbspreis des hinter der Tervillekaserne 
liegenden militärfiskalischen Geländes in Anrechnung zu 
bringen.

— Mitglied H. Frank erscheint wieder im Sitzungs
saal. —

Der Vorsitzende führt weiter aus:
Gegen die Errichtung der für die Festungsmaschinen- 

gewehrabteilung Nr. 11 bestimmten militärischen Gebäude 
auf dem obenbezeichneten Gelände am Burgunderring, 

haben die Herren Eemeindebaumeister Loosen und Bau
unternehmer Schneider Einspruch erhoben, weil das in 
Frage kommende Baugelände in einem Viertel gelegen 
sei, in welchem nur die Erbauung von Villen und Land
häusern zugelassen werden dürfe. Dieser, der Stadtver
waltung gegenüber geltend gemachte Einwand ist nicht 
zutreffend, weil der Bebauungsplan auf das Ge
lände jenseits des Burgunderrings noch nicht ausge
dehnt ist, daher auch eine Bestimmung der Bauweise 
daselbst noch nicht stattgefunden haben kann. Die Be
stimmung dieses Geländes als Villenviertel kann, wie von 
Herrn Schneider versucht, keineswegs aus Z 48 Äbs. 1 der 

städt. Bauordnung hergeleitet werden, denn einerseits 
stehen am Buraunderrinq nicht ausschließlich Villen, an
dererseits steht die Villa Schneider an der Eentringerstraße 
und schließlich soll A 48 lediglich eine baupolizeiliche Maß
nahme bedeuten und keine rechtliche Wirkung für Private 
im Gefolge haben.

Die Stadt kann die nachgesuchte Bauerlaubnis ruhig 
erteilen, da in derselben wie üblich Rechte Dritter vor
behalten werden und daher die Haftung für etwaige aus 
der Erlaubniserteilung entstehende Schädigungen der Mi
litärverwaltung zufallen müsse.

In der sich nun entspinnenden lebhaften Debatte 
protestiert Mitglied Pfanschilling gegen 
die Errichtung der militärischen Gebäude auf dem mehr
fach erwähnten Gelände, erblickt in derselben eine Schä
digung der Nachbarn und eine Verunzierung des Ortsbil
des, bezeichnet die erhobenen Einsprüche als gerechtfertigt 
und bittet einen Beschluß zu fassen, daß der Militärverwal
tung die Bauerlaubnis zu versagen ist. — 
Mitglied Zimmer erscheint wieder im Sitzungssaal. — An
dere Mitglieder Pflichten den Ausführungen des Vorsitzen
den bei und bezeichnen die erhobenen Einsprüche als 
unbegründet. Mitglied Denz sieht in der Er
richtung der militärischen Gebäude keine Verunzierung der 
Gegend, hält vielmehr das in Frage kommende Gelände 
für'die geplanten Bauten als sehr geeignet und bean

tragt die Verwaltung zu ermächtigen, die evtl. nachzu- 
suchende Bauerlaubnis nicht zu versagen, es je
doch der Militärverwaltung zu überlassen, sich mit den Ein- 
sprucherhebenden auseinanderzusetzen, und für evtl. be
gründete Forderungen die Haftung zu übernehmen.

Der Gemeinderat lehnte sodann den An
trag Pfanschilling auf Versagung der Bauerlaub
nis ab und beschlotzentsprechend Antrag Denz 
die Verwaltung zu beauftragen, die nachzusuchende Erlaub
nis n i ch t zu versagen, es jedoch der Militärverwal
tung zu überlassen, sich mit den Einsprucherhebenden aus
einander zu setzen und für evtl. begründete Forderungen 
derselben die Haftung zu übernehmen.

15. Gewährung eines Zuschusses für ein Heft 
der Erportwoche.

Der Verlag August Echerl in Berlin beabsichtigt 
für den Fall vorheriger Sicherstellung eines genügenden 
Absatzes die Herausgabe von 2 Sondernummern der von 
ihm vertriebenen „Exportwoche", in welchen im In- und 
Busland die wirtschaftliche und industrielle Entwicklung so
wie die heutige Bedeutung der Industrie und Verkehrsver- 
hältnisse in Elsaß-Lothringen zur Geltung gebracht werden 
sollen. Ferner bittet die Firma Scherl, die „Exportwoche 
zu Reklamezwecken zu verwenden, und offeriert eine Jnse- 
ratenseite für 350 oll, Seite für 180 M und Seite 
für 100 -N.

Der Vorsitzende stellt anheim, von der von den Re- 
eine Anzahl zum Preise von 25 das Stück für die Stadt 
zu beschaffen und evtl. auch eine Reklame für dre. Stadt 
aufzugeben. .

Der Eemeinderat lehnt sowohl dre Beschaf
fung von Exemplaren als die Aufgabe eines Reklame
inserates ab.

16. Angebot des Flußbadeanstaltbesitzers.
Der Vorsitzende trägt vor, daß er im Mo

nat Juni d. Js., nachdem in der Flußbadeanstalt der 
Techniker Perrant ertrunken war, im Hinblick auf die 
dem Badeanstaltsbesitzer Hoffmann gewährte Subvention, 
die Einführung von weiteren Sicherheitsmaßregeln rn der 
Badeanstalt gefordert habe, die größere Garantien für das 
badende Publikum bieten sollten. Daraufhin habe der 
Badeanstaltsbesiüer geantwortet, daß der Verdienst aus der 
Badeanstalt derart gering sei, daß er der städtischen For
derung nicht entsprechen könne und der Stadt serne Anstalt 
gegen Entrichtung eines Kaufpreises von 15000 -N zum 
Kauf angeboten,' evtl. bittet er auch, die ihm gewahrte 
städtische Subvention zu erhöhen. Die Finanzkommission 
hat dem Gemeinderat empfohlen, von dem Erwerb der 
Badeanstalt abzusehen, dagegen die Subvention auf 1000 
-N pro Jahr zu erhöhen.

Der Gemeinderat beschließt entsprechend dem Vorschlag 
der Finanzkommission.

17. Erteilung einer Prozeß-Ermächtigung.
Der Vorsitzende macht folgende Ausführungen:
Durch Beschluß vom 14. Juli d. Js. hat der Eemern- 

derat sein Einverständnis zur Abtretung eines 2 Meter 
breiten Geländestreifens von dem in der Verlängerung des 
Karolingerringes nach der Mosel zu liegenden städt. Ge
lände an Herrn prakt. Arzt Dr. Hasse erteilt. Seitens 
des Hauseigentümervereins war gegen die beabsichtrgte 
Eeländeveräußerung Einspruch erhoben worden, der jedoch 
vom Eemeinderat in der vorbezeichneten Sitzung als un-
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begründet zurückgewiesen worden war. Ein hierauf an 
den Herrn Bezirkspräsidenten gerichteter Einspruch hatte 
nach Klarlegung des Sachverhaltes keinen Erfolg. Herr 
Architekt Bergmeier, der sich als Eigentümer seines Haus
anwesens Ecke des Karolingerrings und der Metzerstraße 
in seinem Rechte benachteiligt sieht, wendet sich nun in 
einer Denkschrift an den Herrn Bezirkspräsidenten und 
bittet um Erteilung der Ermächtigung, gegen die Stadt 
Diedenhofen einen Prozeß anzustrengen, zwecks Feststellung, 
daß das in der Verlängerung des Karolingerrings nach der 
Mosel zu gelegene städt. Gelände in einer Breite von 27 
Meter zum Ausbau des Karolingerrings bis zur Mosel de
finitiv festgelegt sei. Dieser Denkschrift haben sich später 
noch 39 andere auf der Metzerseite interessierte Hauseigen
tümer angeschlossen.

— Mitglieder Zimmer und Salomon verlassen den 
Sitzungssaal. —

Nach nunmehriger Verlesung der Denkschrift des Herrn 
Bergmeier und deren Nachgang, erläutert der Vorsitzende, 
daß die Verlängerung des Karolingerrings nach der Mosel 
zu wohl in einer Sitzung des Eemeinderats im Jahre 1904 
oder 1903 besprochen worden sei, dagegen ein diesbezüg
licher definitiver Beschluß weder bisher vom 

Eemeinderat gefaßt, noch ein Voruntersuchungsverfahren 
über die Abänderung des Bebauungsplanes nach dieser Sei
te hin eröffnet, u. daher auch keine Genehmigung durch 
den Hrn. Vezirkspräsidenten erteilt wurde. Die Fortführung 
des Karolingerrings sei bisher im Auge behalten und in 
verschiedenen Beschlüssen, so auch in der Sitzung vom 14. 7. 
Rücksicht.darauf genommen worden: da aber eine definitive 
Festlegung nicht erfolgt sei, habe er der Forderung des 
Herrn Bergmeier und Gen. nicht entsprechen können.

— Mitglied Salomon erscheint wieder im Sitzungs- 
saale. —

Mitglied Dr. Kuborn weift auf einen Beschluß des Es- 
meinderats vom 16. 7. 1906 betr. die Beurkundung 'des 
Tauschvertrages mit dem Reichsmilitärfiskus betr. Offi
zierspeiseanstalt hin, der vom Herrn Bezirkspräsidenten 
genehmigt sei. In diesem Eemeinderatsbeschluß wird auf 
die Vereinbarung der Stadt mit Herrn Notar Kerckhoff 
Bezug genommen. Im Tauschvertrage selbst heißt es ein
mal, daß das an Notar Kerckhaff abzutretende Gelände mit 
26,5 Meter an die Metzerstraße und mit ungefähr 68 Meter 
Länge an die künftige, jetzt noch nicht als Straße angeleg
te Verlängerung des Karolingerrings angrenzt. Ein an
deres Mal wird hervorgehoben, daß Herr Notar Kerckhoff 
oder sein Rechtsnachfolger auf Grund des heutigen Vertra
ges von der Stadt den Ausbau des Karolingerrings als 
Straße nicht fordern können, solange die Stadt selbst 
nicht den Ausbau beschließt, sondern es steht ihnen nur 
frei, nach dieser Seite hin alle Fenster- und Türöffnungen, 
die an einer Straße statthaft sind, ohne Einhaltung der 
sonst für Nachbargrundstllcke vorgeschriebenen gesetzlichen 
Entfernung anzubringen und die zur Benutzung der Ein
gänge oder Einfahrten ihnen dienlich scheinende Befesti
gung des Bodens auf dem verlängerten Karolingerring 
bis zur Metzerstraße auf ihre eigenen Kosten herstellen zu 
lassen. Des weiteren betont der Vorsitzende, daß er einigen 
der Hauptinteressenten in einer persönlichen Unterredung 
Aufklärung über die Sachlage erteilt habe und diese eine 
befriedigende Lösung darin erblicken, wenn der Gemein
derat in einem Beschluß festlegen würde, daß von dem noch 

vorhandenen Gelände nichts mehr verkauft wird und das
selbe in seiner jetzigen Breite für die evtl. spätere Ver
längerung des Karolingerrings vorbehalten bleibt. Hier
auf formulierte der Vorsitzende folgenden Antrag:

— Beigeordneter Walkowinski erscheint nach 10 Minu
ten Abwesenheit wieder im Sitzungssaals. —

Der Eemeinderat wolle beschließen, daß das zur Zeit 
noch zur Verfügung stehende, 25 Meter breite städt. Gelände 
in der Verlängerung des Karolingerrings nach der Mosel 
zu nicht mehr veräußert werden soll, damit der Karo
lingerring zur geeigneten Zeit durchgefllhrt werden kann.

Mitglied Eoedert hält die Festlegung des 
Baufluchtenplanes nach der fragl. Seite für notwendig und 
stellt einen entsprechenden Antrag.

Nach einer kurzen Aussprache beschließt der G s - 
meinderat den vom Vorsitzenden gestellten A n - 
trag anzunehmen. Der Antrag des Mitgliedes 
Eoedert wurde gegen 3 Stimmen abgelehnt.

Gleichzeitig ermächtigt der Gemeinderat 
die Verwaltung sich auf den von Herrn Bergmeier und 
Gen. angedrohten Rechts st reit einzulassen. falls 
dieselben sich mit dem vom Eemeinderat gefaßten Beschluß 
nicht zufrieden geben sollten.

18. Genehmigung einer freihändigen Vergebung.
Bei Vergebung der Lieferung und Montage der Kühl- 

und Eismaschinenanlage mit elektrischem Betrieb ist als 
mindestfordernde Bieterin die Firma L. A. Riedinger in 
Augsburg hervorgegangen.

Bei Vergebung der Lieferung der maschinellen Ein
richtungen für die Schlachthof-Erweiterung hat sich die Fir
ma Veck und Henkel in Lasse! als die Villigstfordernde er
wiesen.

Auf Antrag des Vorsitzenden genehmigt der Gemein
derat die beschränkte Submission und die Zuschlagserteilung 
an die beiden vorgenannten Firmen.

— Mitglied Christian verläßt die Sitzung mit Ent
schuldigung. —

19. Gewerbegericht.
Die christlichen Gewerkschaften des Bezirks Lothringen 

haben unterm 11. Juni d. Js. beim Kaiserlichen Ministe
rium in Straßburg die Errichtung von 3 Eewerbegerichten 
in Lothringen, wovon eins für den politischen Wahlkreis 
Diedenhofen mit dem Sitz dortselbst, beantragt. Diese Ein
gabe ist der Stadtverwaltung mit dem Ersuchen zugegan
gen, dieselbe dem Eemeinderat zur Beschlußfassung vorzu- 
legen und zwei Ausfertigungen des zu fassenden Beschlusses 
einzureichen.

Der Vorsitzende verliest die fragl. Eingabe und erläu
tert, daß er den Herrn llnterftaatssekretär gelegentlich 
einer Anwesenheit in Straßburg mündlich die Gründe vor
getragen habe, die den Eemeinderat am 9. Mai letzthin 
zur Fassung eines ablehnenden Beschlusses geführt haben; 
der Herr Ilnterstaatssekretär habe die fragl. Gründe ge
billigt. Neuerdings habe die Finanzkommission zu dem 
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Antrag der Gewerkschaften Stellung genommen, und em
pfehle dem Eemeinderat, es bei der Beschlußfassung vom 
8. Mai d. Js. zu belassen, da die damals ausschlaggebend 
gewesenen Gründe noch heute zutreffend seien.

Nach einer kurzen Debatte, in welcher einerseits die 
Zweckmäßigkeit und Notwendigkeit eines Eewerbegerichts 
in Diedenhofen betont wird, falls es für beide Kreise Oft 
und West errichtet werden soll, andrerseits darauf hings- 
wiesen wird, daß es mit der Errichtung des Eewerbegerich- 
tes Zeit habe, bis die Stadt Diedenhofen selbst 20 000 Ein
wohner habe, beschloß der Gemeinderat gemäß Kom- 
missionsantrag mit allen gegen 3 Stimmen es bei der Be
schlußfassung vom 8. Mai 1913 zu belassen.

21. Vertrauliche Mitteilungen.
Im Eeheimprotokollbuch eingetragen.

20. Antrag aus Bewilligung einer Stellenzulage 
an Mittelschullehrer.

Ein Antrag der Mittelschullehrer auf Bewilligung 
einer besondeten Stellenzulage wird an die Finanz- 
kommt s s i o n zur ückverwiesen und soll gleichzei
tig mit den durch Verfügung des Herrn Bezirkspräsidenten 
vom 7. Oktober d. Js. — II 7831 — zur neuen Lehrerbesol- 
dungsskala gemachten Bemerkungen und Anregungen, die 
einer erneuten Prüfung und Beratung durch den Eemein
derat bedürfen, erledigt werden.

Schluß der Sitzung 9 Uhr abends.



Bericht 
über die 

Gkmemdknils-Sitzmlg 
oom !tt. November l 9 l 3, nachmittags 4 W)1.

Anwesend waren bei Eröffnung der Sitzung unter 
dem Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier der Beige
ordnete Richard sowie die Mitglieder Denz, Frank H., 
Franck Joh., Dr. Kuborn, Müller, Reuter, Röchling, Ster- 
metz und Schlitz.

Während der Sitzung sind erschienen die Mitglieder 
Goedert, Beigeordneter Haas, Dr. Medernach, Salomon, 
Wehrmann und Zimmer.

Entschuldigt die Mitglieder Christian, Frangois, Nou
viaire, Pfanschilling und Beigeordneter Walkowinski.

Schriftführer: Sekretär Hombourger.

Tages-Ordnung.

1. Mitteilungen.
2. Verwaltungsbericht der Sparkasse.
3. Veranstaltung einer Landeswohlfahrtsausstellung 

in Diedenhofen im Jahre 1915.
4. Verlegung eines zweiten Gleises auf der Moselbrücke 

und Erstellung einer Eleisverbindung über den 
Marktplatz.

5. Subvention für den Kreistierarzt für Beaufsich
tigung des Ferkelauftriebes auf den Wochenmärkten.

6. Bewilligung einer Beihilfe zur Teilnahme an ei
nem Eifenbetonkursus.

7. Erwerb eines Straßengeländes.
8. Bauangelegenheit Freudenberger und Festlegung 

eines Straßen,zuges im Schöneck.
9. Freistellen an der Mittelschule.

10. Bewilligung von Vertretungskosten.
11. Anschluß an einen Privatkanal.
12. Herstellung von Trottoirs bezw. bekiesten Bürger- 

steigen.
13. Erbreiterung des Malgringerweges.
14. Beleuchtung der Schlachthausstraße.
15. Errichtung eines Friedhofkreuzes in Veauregard.
16. Antrag auf Einstellung eines weiteren Oktroiauf- 

sehers pp.
17. Waldangelegenheit. (Vertraulich).
18. Freistellung der Militärverwaltung von Anlieger

kosten bezw. Erwerb eines Geländes hinter der Ter- 
villekaserne.

19. Errichtung eines Kasernements am Burgunder
ring.

20. Erwerb einer Denkmünze.

Vor Eintritt in die Tagesordnung bittet Mit
glied Müller alle Entschuldigungen zu ver
lesen und alsdann über jede einzeln abzustimmen.

Auf Vorschlag des Vorsitzenden, es bei dem bisherigen 
Verfahren zu belassen, d. h. nach Verlesung jeder einzelnen 
Entschuldigung sofort über dieselbe abzustimmen erhebt 
sich kein Widerspruch.

Vor Beschlußfassung über die Annahme der E e - 
meinderatsberichte vom 14. Juli und 13. Oktober 
ds Js. bittet Mitglied Denz, in Zukunft die vor

übergehende Abwesenheit einzelner Mitglieder, 
bezw. das Verlassen des Sitzungssaales auf kurze Zeit, rm 
Protokoll fortzulassen, da durch diese Notierungen häufrg 
Zweideutigkeiten entstehen können. Nach kurzer Debatte 
beschloß der Gemeinderat, daß fernerhin von 
der Vormerkung vorübergehender Abwesenheiten der Mit
glieder aus dem Sitzungssaal Ab st and genommen 
werden soll. Falls die Abwesenheit aus der Sitzung für 
mehr als H Stunde notwendig werden sollte, ist dem Vor
sitzenden dies anzuzeigen.

Mitglied Dr. Kuborn bittet im Protokoll vom 
13. 10. d. Js. in dem Beschluß No. 15 (S. 387), zu vermer
ken, daß durch Gemeinderatsbeschluß vom 20. 8. 03 die Ver
waltung ermächtigt worden sei, an der äußeren Seite an 
der Ringstraße gemischte Bauweise zuzulassen.

Dies wird vom Vorsitzenden zugesichert.
Auf eine Bemerkung des Mitgliedes Zimmer, 

nimmt der Eemeinderat Kenntnis davon, daß Herr Zim
mer in der Sitzung vom 14. Iulied. Js. anwesend 
war, und die Berichtigungsnotiz in dem Protokoll vom 
13 .10. d. Js. in Wegfall kommen könnte.

Hierauf wurden die Protokolle vom 14. Juli 
und 13. Oktober angenommen.

1. Mittelungen.
a) Die erkrankte Lehrerin Frl. Frisch ist bis Ende 

Februar 1914 beurlaubt und wird durch Frl. Eabrielle Deck 
vertreten.

Für die erkrankte, bis 1. 4. 1914 beurlaubte Lehrerin 
Frl. Arend, ist als Vertreterin Frl. Math. Becker entsandt. 
Der Vorsitzende weist daraufhin, daß die Kosten für 
zur Vertretung erkrankter Lehrpersonen entsandter 
Vertreter von der Gemeinde nach Maßgabe der gesetzlichen 
Bestimmungen zu tragen sind. Es erhebt sich kein Wider
spruch.

d) Die Lehrerin Frl. Pätzold ist mit dem 1. November 
von Algringen nach Diedenhofen versetzt worden. Beden
ken werden nicht erhoben.

o) Rechtsanwalt Justizrat Fitzau dankt für die seinem 
Mündel, dem Waisen Albert Frorath, vom Gemeinderat 
gemachte Zuwendung.

cl) Für die Dauer des Winterdienstes ist Mittwoch 
nachts durch Einlegung einer Triebwagenfahrt 
Diedenhofen-Perl ein Anschluß an eine Triebwagen
fahrt Perl-Trier hergestellt, worden, welche dem in Dieden
hofen an diesem Tage gastierenden Theaterensemble von 
Trier Gelegenheit gibt noch am selben Tage nach Hause 
zurückzukehren. Diese Zugverbindung ist den Bemühungen 
der Herren Beigeordneter Haas, und Handelskammermit
glieder Roechling und Zimmer zu verdanken.

o) Errichtung eines Landgerichts in Diedenhofen.
Der Vorsitzende erläutert, daß in der „Straßburger 

Post" ein Aufsatz „Die Neueinteilung der Landgerichts
bezirke in Elsaß-Lothringen" erschienen sei, der auch in der 
„Lothringer Bürgerzeitung" Aufnahme gefunden habe.

Der fragl. Aufsatz gehe von dem Grundsatz aus, daß die 
größeren Landgerichte in Metz und Straßburg durch Ab
trennung von Amtsgerichtsbezirken und Angliederung 
derselben an die kleinen Landgerichte in Saargemiind und 
Zabern entlastet und die letzteren durch diese Neuregelung 
der Verhältnisse lebensfähiger gestaltet werden könnten. 
Dabei wurde jedoch von dem Verfasser auch die evtl. Auf
hebung des s. Zt. kaum lebensfähigen Zaberner Landge
richts berührt und damit die Notwendigkeit zur Errichtung 
eines neuen Landgerichtes in Diedenhofen in Zusammen
hang gebracht. Verfasser befürchtet, daß ein Landgericht 
in Diedenhofen mit einem Jnteressenkreise von 160 000 
Einwohnern ebensowenig existenzfähig sein werde, wie das
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Saargemünder Landgericht mit einem Landgerichtsbezirke 
von 200 000 Einwohnern. Dieser Vergleich des Verfassers 
sei nicht richtig, da die Lebensfähigkeit eines Landgerichts 
in Diedenhofen von anderen Voraussetzungen aus geprüft 
werden müsse und unzweifelhaft feststehe, daß das evtl. 
Diedenhofener Landgericht wohl mehr als 160 000 Ein
wohner zählen werde und diese als Bewohner einer Jn- 
dustriegegend größere Bedürfnisse zur Beschäftigung eines 
Landgerichts besäßen, als eine größtenteils landwirtschaft
liche Bevölkerung wie diejenige des Landgerichtsbezirks 
Saargemünd; auch dürfe bei Prüfung der Bedürfnisfrage 
nach einem Landgericht nicht allein die evtl. Beschäftigung 
des Landgerichtspersonals ausschlaggebend sein, sondern es 
müsse auch die Beschwerlichkeit zur Errichtung des Land
gerichtssitzes durch die in dem entferntesten Teile des Be
zirks wohnenden Personen, und damit die erheblichen 
Ausgaben an Zeugengeldern erwogen werden.

In letzter Zeit seien an verschiedenen Orten gegen die 
Abtretung von Teilen des Landgerichtsbezirks Metz Ver
sammlungen abgehalten worden und habe nach Pressemel
dungen der Herr Bürgermeister in Metz in einer Eemein- 
deratssitzung die Erklärung abgegeben, daß die Stadt 
Metz gegen jede Abtretung, insbesondere auch gegen die 
Errichtung eines Landgerichts in Diedenhofen vorgehen 
müsse und werde. Es erschiene daher dringend notwendig, 
daß auch in Diedenhofen zur Landgerichtsfrage erneut 
Stellung genommen werde; es müsse die Stadt Diedenho
fen erneut ihre Forderung nach einem Landgericht beim 
Ksl. Ministerium vorbringen und falls ihr dieses noch auf 
absehbare Zeit vorenthalte bleibe, die Errichtung einer 
detach. Strafkammer in nachdrücklichster Weise erbitten. 
Zu diesem Zwecke sei es wünschenswert heute eine entspre
chende Resolution zu fassen, und diese der Regierung mit 
dem Ersuchen vorzulegen die Frage erneut einer eingehen
den Prüfung zu unterziehen.

In der sich entspinnenden lebhaften Debatte bezeichnen 
alle Redner die Errichtung eines Landgerichtes bezw. einer 
Strafkammer in Diedenhofen als außerordentlich notwen
dig und zwar umsomehr, als eine lleberlastung des Metzer 
Landgerichts unzweifelhaft feststehe und durch die bean
tragte Errichtung in Diedenhofen eine Entlastung des 
Metzer Gerichts zweifellos herbeigeführt werde. Es wurde 
angeregt, den Landtag mit der Angelegenheit zu befassen 
und sämtlichen Landtagsabgeordneten die Abschrift der zu 
fassenden Resolution zuzustellen; insbesondere wurde Mit
glied Zimmer gebeten seinen Einfluß im Landtag geltend 
zu machen und recht viele Landtagsabgeordnete für Die
denhofen zu gewinnen. Mitglied Salomon beantragt die 
vom Eemeinderat bereits ernannte Spezialkommission zu 
beauftragen, erneut beim Kaiser!. Ministerium vorstellig 
zu werden und die Angelegenheit in einer mündlichen Un
terredung zu ventilieren.

Der Gemeinderat erklärt sich hierauf einstimmig mit 
dem Vorschläge des Mitgliedes Salomon einverstanden 
und faßte folgende Resolution:

Der Eemeinderat der Stadt Diedenhofen kann in der 
in letzter Zeit in der Öffentlichkeit diskutierten Abtren
nung gewisser Amtsgerichtsbezirke von dem Landgericht 
Metz um dieses einerseits zu entlasten, anderseits das Land
gericht Saaraemünd lebensfähig zu gestalten keine geeig
nete Lösung sehen, da die vorübergehende Entlastung des 
Metzer Landgerichts durch die statistisch nachqewiesene re
gelmäßige Zunahme der Kreise Diedenhofen-Ost und -West 
schon nach kurzer Zeit nicht mehr vorhanden sein wird. 
Der Eemeinderat erblickt in obiger Absicht eine Zurück
setzung der seit Jahren immer wieder vorgebrachten und 
mit Material gestützten berechtigten Forderung auf ein 
Landgericht für die Stadt Diedenhofen und beschließt er

neut dieserhalb beim Kais. Ministerium und dem Landtag 
vorstellig zu werden.

k) Bahnunterführung nach Niederjeutz. 
Der Vorsitzende bringt folgendes Schreiben der Ge

neraldirektion der Eisenbahnen in Elsaß-Lothringen vom 
4. November d. Js. — C 6756 — welches der Stadtverwal
tung in Abschrift zugegangen ist, zur Verlesung.

„Euer Hochwohlgeboren haben in dem gefälligen 
Schreiben vom 4. September 1912 — V 4077 —, mit wel
chem uns die Enqueteverhandlungen über die Umgestal
tung des Bahnhofs Diedenhofen zugingen, es als not
wendig bezeichnet, daß die Niederjeutzer Straßenunter
führung beim Bahnhof Diedenhofen in der geraden Ver
längerung der Staatsstraße ausgebaut werde und die 
Fahrbahn eine Breite von 12 Metern erhalte. Wir 
haben es uns angelegen sein lassen, in einem neuen Ent
wurf so weit als möglich den vorgetragenen Wünschen 
Rechnung zu tragen und sind bereit, den anliegenden 
Entwurf zur Ausführung zu bringen, wenn die daran 
interessierten Dritten zu den Kosten angemessene Beiträ
ge leisten.

Der Entwurf sieht eine Fahrbahnbreite von 10,85 
Meter vor. Sie auf 12 Meter anzulegen wäre zwecklos, 
weil diese Breite auch nicht mehr als für 3 Fuhrwerke 
Raum bietet, aber mit bedeutenden Mehrkosten verbun
den wäre. Die Fahrbahn wird ohne Zwischensätzen her
gestellt werden und dürfte daher dem Bedürfnis vollauf 
entsprechen. Außer dieser Fahrbahnöffnung wird die 
Unterführung noch auf jeder Seite eine Fußgängeröff
nung mit 3 Meter Breite erhalten.

Die völlige Eradelegung der Unterführung ließe sich 
leider nicht ermöglichen; sie hätte einerseits eine wesent
liche Verschlechterung in den Steigungsverhältnissen der 
beiden Zufahrten gebracht, andererseits wegen der er
forderlichen Höherlegung des ganzen Bahnkörpers und 
wegen der Erschwerung des Zugangs zum Hotel Ter
minus unverhältnismäßige Kosten verursacht. Wir 
haben daher, Anregungen folgend, die bei der Enquete 
von einigen Seiten gegeben worden sind, versucht, die 
Zufahrten in der in beiliegender Skizze rot dargestellten 
Weise zu verbessern und übersichtlicher zu gestalten. 
Zur Ausführung dieser Arbeiten ist ein Kostenauf
wand von rund 25000 -4! erforderlich. Als beteiligte 
Dritte kommen in Betracht 1. Die Landesverwaltung, 
2. die Stadt Diedenhofen, 3. die Lothringer Eisenbahn- 
gesellschaft. Ob und inwieweit die Gemeinde Nieder
jeutz mit heranzuziehen wäre, wollen wir EuerHochwohl- 
geboren Ermessen überlassen. Unseres Trachtens emp
fiehlt sich im Interesse der Vereinfachung der Verhand
lungen eine gemeinsame Beratung der Beteiligten auf 
dem Vezirkspräsidium, zu welcher wir Euer Hochwohlge
boren bitten, einen Termin anberaumen und die Ladun
gen ergehen lassen zu wollen.

Da die Erledigung der Beteiligungsfrage wegen der 
bevorstehenden Etatsberatungen im Reichstag sehr 
dringlich ist, so wären wir für baldgefälligste Stellung
nahme und bei Zustimmung für baldige weitere Veran
lassung dankbar."

Anschließend an die Verlesung erörtert der Vorsitzende, 
daß s Zt. in dem Voruntersuchungsverfahren betreffend 
den Umbau des Personen- und Ortsgüterbahnhofs in Die
denhofen die Stadtverwaltung die Bahnunterführung nach 
Niederjeutz für den Verkehr als unzureichend bezeichnet und 
deren Verlegung in die Fortsetzung der Moselbrücke er
beten habe. Die Enquetekommission habe sich s. Zt. diesen 
Wünschen angeschlossen und müsse der Eemeinderat heute 
entscheiden, ob und evtl. in welcher Höhe die Stadt zu den 
entstehenden Kosten beitragen werde.
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In der sich entspinnenden sehr lebhaften Diskussion 
wird von allen Rednern anerkannt, daß die augenblickliche 
Unterführung vollständig unzureichend ist und eine Ver
breiterung unbedingt angestrebt werden muß. Insbeson
dere wurde von einem Mitglied darauf hingewiesen, daß 
die Eisenbahnverwaltung die zu Gunsten des Publikums 
noch bestehende Berechtigung zur Benutzung des Bahnüber
gangs beim Hotel Terminus durch den Umbau der Unter
führung in Wegfall kommen lassen wolle, und infolgedessen 
auch hierfür Ersatz leisten müsse. Die Eisenbahn besitze vor 
allen Dingen ein erhebliches Interesse am Umbau und 
müsse deshalb auch für die Umbaukosten allein aufkom
men,' die Stadt könne einen Zuschuß nicht leisten. Ein an
deres Mitglied regt an schon heute eine derartige Verbrei
terung der Unterführung zu verlangen, daß diese den durch 
eine zweigleisige Bahn später entstehenden vermehrten 
Verkehr aufnehmen könne, selbst wenn hierdurch eine 
Beitragsleistung der Stadt notwendig werden sollte. Von 
verschiedenen Mitgliedern wird die Reduzierung der Fuß
gängersteige in der Unterführung auf je 2 Meter Breite 
und Einbeziehung der hierdurch frei werdenden 2 Meter 
in die Fahrbahnen gewünscht, während andererseits em
pfohlen wird, die augenblickliche Unterführung für den 
Verkehr der elektrischen Bahn beizubehalten und für den 
übrigen Fuhr- und Fußgängerverkehr eine Erbreiterung 
zu fordern.

Der Vorsitzende faßte das Ergebnis der Verhandlung 
des Eemeinderats kurz zusammen und erklärte, daß er 
von den geäußerten Wünschen Kenntnis genommen und 
diese zum Ausdrucke bringen werde. Insbesondere wolle 
er darauf hinarbeiten, daß eine Breite von 10,85 Meter 
für die Unterführung nicht hinreichend sei, indem heute 
schon die lothringische Eisenbahn-Aktiengesellschaft für die 
elektrische Bahn nach Niederjeutz die Verlegung eines 
zweiten Gleises unter der Unterführung in Aussicht genom
men habe und bereits entsprechender Antrag vorliege.

Der Gemeinderat erklärt sich einverstanden, lehnt die 
Bewilligung einer Beihilfe zu den Kosten für Umbau der 
Unterführung ab und beauftragt die Verwaltung die ge
äußerten Wünsche weiterzugeben.

g') Der dem Herrn Bezirkspräsidenten zur Genehmi
gung vorgelegte Baufluchtenplan der Elisa
bethstraße weist auf eine Länge von 130 Meter von 
der Einmündung in den Burgunderring ab gerechnet eine 
Breite von 12 Meter auf, während die Beschlußfassung 
des Gemeinderats nur eine gleichmäßige Breite von 10 
Meter vorsieht; es wird gebeten Eemeinderatsbeschluß 
und Plan in Uebereinstimmung zu bringen.

Auf Vorschlag des Vorsitzenden faßt der Eemein
derat folgenden Beschluß:

Die Eemeinderatsbeschlüsse vom 7. April, 8. Mai und 
9. Juni d. Js. werden dahin ergänzt, daß der nördliche 
Teil der Elisabethstraße zwischen dem verlängerten Bur
gunderring und dem Anwesen Kirsch die durch die Neubau
ten Wiedenhoff und Pfanschilling bedingte Breite von 12 
Meter (ohne Vorgärten) behält und letztere von gen. An
wesen ab sich auf die für die übrige (südliche) Strecke bis 
zum Anwesen F. Klam bestimmte Breite von 10 Meter 
(ohne Vorgärten) verringert.

b) Die Zentralstelle für Volkswohlfahrt lädt 
zu einem in der Zeit vom 2. bis 4. Dezember d. Js. in 
Charlottenburg stattfindenden Kongresse ein. Der Ge
meinderat sieht von der Entsendung eines Vertreters ab.

i) Die renovierte evang. Kirche soll am 30. 
November durch einen feierlichen Gottesdienst wieder in 
Benutzung genommen und bei diesem Anlässe auch die Wie
derkehr des Tages der Einweihung der Kirche vor 25 Jah

ren feierlich begangen werden. Die evangelische Kirchen
gemeinde lädt den Gemeinderat zu den Feierlichkeiten 
ein.

j) Mitglied Roechling bittet in Zukunft die Eemein- 
deratssitzungen pünktlich um 4 Uhr zu eröffnen und ohne 
Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder mit den 
Mitteilungen zu beginnen.

Der Gemeinderat erklärt sich einverstanden.
ü) Mitglied Schiltz hat der Verwaltung angezeigt, 

daß er wegen Errichtung öffentlicher Bedürfnisanstalten 
aus Bahnhof St. Franz durch die in Frage kommende Bahn- 
gesellschaft interpellieren wolle.

Die VaukorNmission hat beschlossen, die Verwaltung 
zu beauftragen im Sinne des Ersuchens des Herrn Schiltz 
be: der Vahngesellschaft vorstellig zu werden. Seitens 
der Mondorfer Vahngesellschaft sind inzwischen in deren 
Vetriebsgebäude in St. Franz Aborte für das Publikuin 
bereit gestellt worden, die von der Stadtverwaltung aber 
nicht als ausreichend angesehen werden; die Verhandlun
gen werden weitergefllhrt.

2 Verwaltungsbencht der Sparkasse.
Der den einzelnen Mitgliedern zugestellte Verwal

tungsbericht pro 1912 wird debattenlos anerkannt.

3. Veranstaltung einer Landeswohlsahrtsausstel- 
lung in Diedenhofen im Iahre 1915.

Der Hauptausschuß für ländliche Wohlfahrts- und 
Hermatspflege beabsichtigt im Jahre 1915 eine Landes
wohlfahrtsausstellung zu verunstalten und hat als Aus
stellungsort die Städte Metz oder Diedenhofen in Aus
sicht genommen. Von der Ausstellungsleitung wird Zu
weisung eines gedeckten Raumes von 2000 bis 2500 ani 
und rn Anschluß an diesen ein freier Platz für die Ab
haltung einer Kleintierzuchtausstellung gefordert. Im 
Hinblick auf die minimalen Einnahmen aus Stand- und 
Eintrittsgeldern, welche die Ausstellung voraussichtlich ab
werfen wird, soll ersucht werden einen Garantiefonds von 
20 000 zu erhalten und Zeichnungen zu demselben durch 
das Bezirkspräsidium, das Ministerium, die Stadt, die 
landwirtschaftlichen Kreisvereine von Lothringen und 
größere Industrieunternehmen zu erlangen. Ferner 
kommt die Veranstaltung eines Vlumenfestes in Frage, 
dessen Ertrag teilweise dem Ausstellungsfonds der Zentral- 

zufließen soll. Die Vorarbeiten für die Ausstellung 
müssen sofort in Angriff genommen werden.

Der Herr Kreisdirektor, welcher die Entschließung des 
Zentralverbandes durch Verfügung vom 22. Oktober d. 
^zs. mitgeteilt hat, hält eine Lösung der Platzfrage in 
Diedenhofen für sehr leicht, da evtl., wenn die Meßhalle 
nicht genügend Raum für die Ausstellung bieten sollte 
einige der für die Eewerbeausstellung errichteten Bauten 
bis zur Wohlfahrtsausstellung verbleiben könnten.

Der Vorsitzende trägt vor, daß die vereinigten Kom
missionen in der Angelegenheit folgende Stellung genom
men haben:

Es wird befürchtet, daß die Landeswohlfahrtsaus
stellung rm ^zahre 1915 zu schnell auf die im Jahre 1914 
in Diedenhofen stattfindende Landesgewerbe- pp Ausstel
lung folgt, worunter beide Ausstellungen leiden müßten 
Die für die Ausstellung 1914 zu beschaffenden Zelte können 
nicht brs zum Jahre 1915 für die Wohlfahrtsausstellung 
belassen werden, da dieselben gegen wöchentliche Leihge
bühren übernommen werden und daher unverhältnismä
ßig hohe Ausgaben entstehen würden. Die Wohlfahrts
ausstellung könnte gehoben werden, wenn die Ausstel
lung gleichzeitig mit einer für das Jahr 1916 geplanten 
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allgemeinen Viehausstellung mit Prämierung verbunden 
werden könnte. Auch würden die in Angriff zu nehmen
den Vorarbeiten für die Wohlfahrtsausstellung durch dre 
bereits in Gang befindlichen Vorarbeiten für die Landes
gewerbeausstellung in erheblichem Maße beeinträchtigt. 
Im übrigen erscheint es nicht angängig, eine höhere pe
kuniäre Garantie für die Ausstellung zu übernehmen, ohne 
spätere Aussicht auf Deckung der entstehenden Ausgaben. 
Aus allen diesen Voraussetzungen wird empfohlen, dre 
Landeswohlfahrtsausstellung in Diedenhofen rm Jahre 
1916 hinauszus-hieben zu welchem Ternnn auch 
eine z. Zt. vom Militär noch benötigte zweite Halle durch 
die Stadt zur Verfügung gestellt werden könnte. Sollte 
jedoch eine Hinausschi ebung sich nicht ermöglichen lassen, 
so soll der Lentralstelle für ländliche Wohlfahrt und Hei- 
matspflege zur Veranstaltung ihrer Ausstellung in Dre- 
denhofen im Jahre 1915 der neue Meßplatz sowie die 
auf demselben errichtete Meßhalle mit ca. 1000 gm 
überdeckter Fläche unentgeltlich zur Verfü
gung gestellt werden.

Der Eemeinderat schließt sich den Ausfüh
rungen der vereinigten Kommissionen an und erhebt die
selben zum Beschluß.

4. Verlegung eines zweiten Geleises aus der Mosel- 
brücke und Erstellung einer Gleisverbindung über 

den Marktplatz
Der Vorsitzende führt aus:
Zur Vermeidung von Verkehrsstörungen und Stockun

gen im Betrieb der elektrischen Bahnlinien Diedenhofen- 
Hayingen pp, St. Franz-Niederjeutz und St. Franz-Reichs- 
Lahnhof hat die lothr. Eisenbahnaktiengesellschaft (LEA) 
die Herstellung eines zweiten Gleises aus der Moselbrücke 
sowie eines Verbindungsgleises von der Linie Hayingen 
nach der Linie St. Franz, quer über den Marktplatz ge
plant; Antrag auf Genehmigung dieser Erweiterung der 
Gleisanlagen ist bei der Regierung gestellt und liegt der 
Stadtverwaltung zur Begutachtung vor. Die vereinigten 
Kommissionen haben sich gegen die Verlegung eines zwei
ten Gleises auf der Moselbrücke, jedoch aus Verkehrsruck- 
sichten für die Eleisverbindung über den Marktplatz, selbst 
wenn durch die letztere eine teilweise Verlegung des Mark
tes notwendig werden sollte, ausgesprochen. Die verei
nigten Kommissionen sind der Ansicht, daß der Gemüse- 
markt auf dem Marktplatz bleiben kann und soll, empfeh
len jedoch den Eier- und Vuttermarkt, sowie den Blumen- 
pp Markt der St. Peterer Gärtner an das Metzertor zu 
verlegen. Die Verlegung des gesamten Marktverkehrs 
auf den neuen Marktplatz lehnt die Kommission ab. Der 
Vorsitzende erklärt, daß bei einer Verlegung des Marktes 
zweifellos zahlreiche Reklamationen von den Geschäftsleu
ten am Marktplatz und den Gärtnern selbst erfolgen wür
den; es sei sehr zu befürchten, daß die Händler andere Ab
satzgebiete suchen würden, so evtl. Niederjeutz. Es ist an
gebracht den Markt in der Altstadt zu lassen; wenn auch die 
räumlichen Verhältnisse hier beschränkt sind, so entspricht 
dies dennoch den Interessen der Händler wie der Käufer, 
da die Lage für beide Teile bequem ist. Auch in anderen, 
größeren Städten wird der Markt auf räumlich beschränk
ten Plätzen mit umfangreichem Verkehr abgehalten, ohne 
daß sich hieraus Mißstände ergeben.

Die Bewohner des Holzplatzes und der anstoßenden 
Straßen haben in einem Antrag an den Eemeinderat — 
der verlesen wurde — die Bitte ausgesprochen, den Eier- 
u. Vuttermarkt auf den Holzplatz und in die ruhige Hospi- 
talstratze zu legen; auch dieser Antrag dürfte erwägenswert
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erscheinen, da die räumliche Trennung dann nicht groß 
wäre und diese Stadtgegend sich wohl dazu eigne.

Die ablehnende Stellung der vereinigten Kommissw 
neu gegen die Verlegung eines zweiten Eleisstranges übe- 
die Moselbrücke wird damit begründet, daß die Brucke 
zu schmal sei. Durch ein 2 .Gleis auf der Brücke würde die 
Fahrbahn auf 2,80 Meter verschmälert, was für den im
mer mehr zunehmenden Fuhr- und Autoverkehr absolut 
zu gering sei; auch habe die Stadt bei der letzten Brücken
verbreiterung bereits auf die Wahrscheinlichkeit der Ver
legung eines zweiten Gleises hingewiesen und eine größere 
Verbreiterung der Brücke gefordert, die leider unterblieb. 
Die Stadt kann ihren Einspruch gegen die Verlegung eines 
zweiten Gleises auf der Moselbrücke nur dann fallen lassen, 
wenn die Moselbrücke entsprechend erbreitert wird.

In der nun folgenden regen Diskussion hält Mit
glied Röchling die Verlegung eines zweiten Gleises über 
die Moselbrücke im Verkehrsinteresse für zweckmäßig, wäh
rend Mitglied Dr. Medernach dem widerspricht. Weitere 
Mitglieder sprechen sich gegen die Gleisverlegung über die 
Brücke, bezw. für Annahme des Kommissionsvorschlages 
aus.

Hierauf beschloß der Eemeinderat mit 
allen gegen eine Stimme gegen die Verlegung 
eines zweiten Gleises über die Mosel
brücke Einspruch zu erheben und die Verwaltung 
zu beauftragen, mit allen zur Verfügung stehenden Mit
teln dieselbe zu v e r h U t e n, es fei denn, daß die Brücke 
entsprechend erbreitert wird.

Im Laufe der über die Verlegung der Eleisverbin
dung über den Marktplatz geführten Debatte und der mit 
dieser im Zusammenhang stehenden evtl. teilweisen Verle
gung des Marktes wird von mehreren Mitgliedern daraus 
hingewiesen, daß ein Bedürfnis für die Durchführung 
eines direkten Bahnverkehrs von Beauregard nach St. 
Franz und eine bessere Verbindung zum Reichsbahnhof 
vorliege, daher die Durchquerung des Markplatzes zu ge
nehmigen sei; eine teilweise Verlegung des Marktes sei 
dann aber nicht zu umgehen und werde in absehbarer Zeit 
sowieso notwendig. Ein Mitglied hält die Herstellung 
der Eleisverbindung über den Marktplatz nicht für unbe
dingt notwendig, da dieselbe lediglich zur Bequemlichkeit 
der Vahngesellschaft, bezw. deren Personal geplant sei und 
ein zwingendes Verkehrsinteresse nicht vorliege. Dem 
wird von verschiedenen Seiten entgegengehalten, daß die 
Bahngesellschaft die Eleisverbindung sicher nicht herzu
stellen beabsichtige, wenn dieselbe nicht in erster Linie dem 
Verkehr dienlich gemacht werden solle. Mitglied Müller 
stellt den Antrag falls der Stadt oder dem Eemeinderat 
ein Entscheidungsrecht zustehe, die Eleisverbindung zu ver
bieten bezw. gegen dieselbe Stellung zu nehmen.

Hierauf begutachtet der Gemeinde rat die 
Herstellung der geplanten Eleisverbindung über den 
Marktplatz zustimmend und verwies die Frage betr. 
Verlegung einzelner Marktteile zur Prü
fung an die Marktkommission.

5 Subvention für den Kreistierarzt für Beauf
sichtigung des Ferkelaustriebes auf den Wochen- 

märkten.
Seitens des Herrn Kreisdirektors ist die Forderung 

aufgestellt worden, daß der in Ausführung eines Gemein
deratsbeschlusses vom 14. Juli d. Js. zugelassene Auftrieb 
von Ferkeln zu den Wochenmärkten nicht erfolgen dürfe, 
bis die veterinärpolizeiliche Beaufsichtigung des Auftrie
bes geregelt sei. Die hierauf mit dem Kreistierarzt Herrn 
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Hosemann geführten Verhandlungen haben ihren Ab
schluß damit gefunden, daß Herr Hosemann sich zur Ueber
nahme der Beaufsichtigung des Auftriebes bereit erklärte, 
wenn ihm die gemäß tz 2 Abs. 3 der Anlage E der 
Ministerial-Verordnung vom 10. 9. 12 gewährte Pauschal- 
vergütung für Beaufsichtigung aller Viehmärkte von 
1040 -4t auf 1200 -4t pro Jahr erhöht würde.

Dem Anträge der vereinigten Kommissionen ent
sprechend genehmigt der Eemeinderat die Er
höhung der Pauschalvergütung auf 1200 -4t pro Jahr und 
bewilligt den erforderlichen Kredit für die Zeit des Be
stehens des Auftriebes.

«! Bewilligung einer Beihilfe zur Teilnahme an 
einem Eisenbetonkursus.

Die Zweigverwaltung Diedenhofen des deutschen Tech
niker-Verbandes verunstaltet gemeinschaftlich mit der Zen
tralstelle zur Förderung der deutschen Portland-Cement- 
Jndustrie einen Eisenbetonkursus; an demselben wünschen 
fünf städt. Baubeamte teilzunehmen, welche im Hinblick 
darauf, daß die zu sammelnden Kenntnisse in erster Linie 
der Stadt zugute kommen, um Gewährung des Teilnehmer
beitrages von je 10 -4t aus städt. Mitteln bitten.

Der Eemeinderat bewilligt einen Betrag 
von 50 -4t.

7. Erwerb eines straßengeländes
Die Firma L. Freudenberger, Eisenwerk, E. m. b. H., 

hierselbst, bietet der Stadt 67 <pn Gelände, welches vor der 
Bauflucht ihres Grundstücks Sekt. D No. 714p liegt und 
späterhin als Straßengelände in den Burgunderring ein
gezogen wird, zum Kaufe an. Die Firma Freudenberger 
hat den Kaufpreis auf 6 -4t pro gin festgesetzt und wünscht 
Uebernahme der Wertzuwachssteuer durch die Stadt.

Der Eemeinderat beschließt auf Antrag der 
vereinigten Kommissionen das von der Firma Freuden
berger angebotene Gelände zu den von derselben festgesetz
ten Bedingungen zu erwerben und ermächtigt die Verwal
tung zum Vertragsabschluß.

8 Sauangelegenheit Freudenberger und Festlegung 
eines Ltratzenzuges im Schöneck.

Durch Antrag vom 6. Oktober d. Js. hat die Firma 
Freudenberger G. m. b. H. die Genehmigung zur Erwei
terung ihrer industriellen Anlagen am Burgunderring 
nachgesucht. Die beabsichtigte Erweiterung reicht in einen 
parallel zum Burgunderring projektierten, aber noch nicht 
bauplanmäßig festgesetzten Straßenzug. Architekt Eriebel 
hat als interessierter Nachbar gegen die Erteilung der von 
der Firma Freudenberger nachgesuchten Baugenehmigung 
Einspruch erhoben; er behauptet, daß er, nur mit Rücksicht 
auf seinerzeit von der Stadtverwaltung ihm gemachte Zu- 
ficherungen bezügl. der Führung der durch das Freudenber- 
ger'sche Bauprojekt einzuschneidenden Straße, „Im 
Schoeneck" gebaut habe und bei Vornahme einer Aenderung 
erheblich geschädigt werde. Daraufhin trat die Stadtver
waltung mit der Firma Freudenberger und Architekt 
Eriebel in mündliche Unterhandlungen. Sowohl Freu
denberger wie Eriebel erklärten sich mit einem Vorschlag 
der Stadt befriedigt, die hier in Frage stehende Parallel- 
straße zum Burgunderring etwas zurllckzuschieben und durch 
einen kleinen Knick mit dem Schoeneck zu verbinden. Die 
Verwaltung hat alsdann einen entsprechenden Plan an
fertigen lassen, dessen Annahme als Bebauungsplan zur 
Vermeidung von Weiterungen empfehlenswert erscheint. 
Der fragl. Plan sieht außer der mehrfach erwähnten Straße 
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auch die Festlegung des Straßenzuges „Im Schoeneck" und 
der am Hause Kohl entlang führenden Straße vor.

Auf Antrag des Vorsitzenden genehmigt der 
Eemeinderat die Festlegung des Vaufluchtenplanes 
nach dem von der Verwaltung vorgelezten Lageplane.

9. Freistellen an der Mittelschule
Der Vorsitzende führt aus, daß die Vermehrung der 

Schulgeldfreistellen an der Mittelschule zweckmäßig er
scheine, nachdem die Schulgelder an dieser Anstalt erhöht 
worden seien. Zur Zeit würden 3 ganze und 6 halbe Frei
stellen vergeben. Durch die Vermehrung der Freistellen 
würde es der Stadtverwaltung ermöglicht, einigen unbe
mittelten, aber braven und fleißigen Mittelschülern Schul
geldfreistellen zu gewähren und ihnen hierdurch eine bessere 
Ausbildung für ihr ferneres Leben mitzugeben. Es lägen 
momentan noch mehrere Gesuche um Zuweisung von Frei
stellen vor, denen aber nicht entsprochen werden könne. 
Die von der Stadt zu übernehmende pekuniäre Last sei un
bedeutend, da die Aufwendungen der Stadt für einen mit 
einer halben Freistelle an der Mittelschule dotierten 
Schüler nur unerheblich höher seien als für einen Volks
schüler.

Die vereinigten Kommissionen haben empfohlen, die 
Mittelschulfreistellen um 3 ganze zu vermehren, sodaß in 
Zukunft 6 ganze und 6 halbe zur Verfügung der Verwal
tung stehen würden.

Der Eemeinderat beschließt die Erhöhung 
der Schulgeldfreistellen um eine ganze und 4 habe, sodaß 
nunmehr 4 ganze und 10 halbe Stellen bereitstehen, über 
welche die Verwaltung jeweils in eigener Zuständigkeit 
verfügen soll.

!li. Bewilligung von Vertretungskosten.
ajLehrer Lefsvre hat vom 17. September bis 10 Ok

tober d. Js. in St. Franz für die erkrankte Lehrerin Frl. 
Eis Halbtagsunterricht erteilt. Das Bezirkspräsidium be
antragt die Vergütung einer Entschädigung von 32 -4t, 
deren Bewilligung von den vereinigten Kommissionen 
empfohlen wird.

Der Eemeinderat bewilligt ausnahmsweise und zwar 
im Hinblick darauf, daß H. Lefbvre täglich den Fußweg 
nach St. Franz zurücklegen mußte, die beantragte Vergü
tung von 32 -4t.

l>) Frl. Waninger von der höheren Mädchenschule ist 
zur Wiederherstellung ihrer Gesundheit bis zum 31. Dezem
ber d. Js. beurlaubt, und als Vertreterin Frl. Thalmann 
aus Hagenau an die höhere Mädchenschule entsandt. Die 
vereinigten Kommissionen haben die Bewilligung der durch 
die Beorderung von Frl. Thalmann entstehenden Vertre
tungskosten empfohlen.

Der Eemeinderat beschließt entspre
chend.

l I Anschluß an ein Prioatkanal.
Der Vorsitzende bittet, da er interessiert sei, die An

gelegenheit zu vertagen, weil ein Beigeordneter zu seiner 
Vertretung nicht anwesend ist, findet jedoch beim Eemein
derat keinen Anklang.

Hierauf macht er an Hand eines Planes folgende Aus
führungen:

Architekt Münster hat am 21. Juni d. Js. von der 
Stadt einen Bauplatz erworben, der, wie sich bei Prüfung 
eines Hausentwässerungsprojektes für den Münster'schen 
Neubau ergeben hat, an einer ihm, dem Vorsitzenden, ge
hörenden Privatstraße gelegen ist. Münster fordert von 
der Stadt die Herstellung eines Kanals zum Anschluß seiner 
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Hausentwässerung und Ausbau der vor seinem Neubau 
liegenden Straße. Am die Herstellung einer Hausent
wässerung zu ermöglichen, habe er, der Vorsitzende, ge
stattet, daß in seinem Privateigentume ein Kanalstrang 
verlegt werden dürfe, der an einen von ihm erstellten 
Privatkanal angeschlossen werden könnte. Für Benutzung 
seines Privatkanals habe er bis zu dessen Uebernahme 
durch die Stadt 5 ?Zige Verzinsung gefordert.

Die Baukommission hat die Herstellung des zur Ent
wässerung des Münster'schen Hauses notwendigen Kanals 
und die erforderliche Kreditbewilligung von 860 em
pfohlen und sich gleichzeitig für eine 5 ?Lige Verzinsung 
des Anlagekapitals des von dem Vorsitzenden geoauten 
Privatkanals bis zur Uebernahme desselben durch die 
Stadt ausgesprochen.

In der sich entspinnenden längeren Debatte, rn welcher 
einerseits die Anliegerkostenfrage des Münster'schen Neu
baues berührt wird, anderseits angeregt worden war, es 
Herrn Münster zu überlassen sich eine Abortgrube zu bauen, 
wenn sich ein Anschluß an einen städt. Kanal nicht ermög
lichen lasse, erklärte der Vorsitzende, daß er seine in der 
Baukommission gemachte Zusicherung betreffend Anschlug 
an seinen Privatkanal rückgängig machen und es Herrn 
Münster überlassen müsse die Regelung der Entwasserungs- 
frage seines Anwesens in anderer Weise vorzunehmen. 
Mitglied Eoedert stellte den Antrag, einfach zur Tages
ordnung Überzugehen. Nachdem von einer Seite angeregt 
worden war, die Regelung der Angelegenheit der Stadt
verwaltung zu überlassen, wies der Vorsitzende darauf hin, 
daß dies nicht angängig sei und der Eemeinderat ihm zur 
Schlichtung des Streitfalles irgend welche Dispositionen 
geben müsse; um zu einem Resultate zu kommen, stellt er 
anheim, folgenden Beschluß zu fassen:

Der Eemeinderat überläßt Herrn Munster mit Rück
sicht darauf, daß er in seiner Eigenschaft als städt. Beamter 
Übersehen hat, die Verwaltung auf die Lag e des von ihm 
erworbenen Baugeländes an einer Privatstraße 
hinzuweisen, die Herstellung eines Kanals für seine Haus- 
entwässerung bis zum Hauptkanal in der Kaiser Karlstraße 
oder die Anlage einer Abortgrube; irgend welche Mittel 
für einen dieser Zwecke auszuwerfen ist der Eemeinderat 
nicht in der Lage. , , . -

Der Eemeinderat faßte alsdann ernen ent
sprechenden Beschluß und bestimmte weiterhin, 
daß die von Herrn Münster für Anliegerkosten deponierte 
Summe von 1000 -1t in Verwahr der Stadt bleiben muffe, 
Herrn Münster aber bis zur Vereinnahmung des Betrages 
die Zinsen zugute kommen sollten.

12. Herstellung von Trottoirs und bekiesten 
Hürgersteigen.

Namens der Vaukommission erstattet der Vorsitzende 
folgenden Bericht: .

a) Aus dem Kredit für die Neubefestigung der 
Trottoiranlagen in der Neustadt ist noch ein Restbetrag von 
1900 -1t verfügbar. Die Neubauten Nouviaire, Michel und 
Sckmeider in der St. Peterstraße befinden sich in der 
Fortsetzung des bereits endgültig fertiggestellten Bürger
steigs und ist daher die Herstellung des Trottoirs vor den- 
elben aus dem noch zur Verfügung stehenden Kredit zu 

empfehlen. Die Kosten für Ausführung des Plattenbe
lags belaufen sich vor Neubau Nouviaire auf 300 -N, vor 
den Neubauten Michel und Schneider auf 720 -N, zusam
men 1020 -A. Als Anliegerkosten werden eingehen 1665,83 
-ü. Die Ausführung der Arbeiten könnte durch Unterneh
mer Feller auf Gründ des bereits mit demselben bestehen
den Vertrages erfolgen.

Der Eemeinderat erklärt sich mit der Ausfüh
rung e i n v e r st a n d e n und bewilligt den erforderlichen 
Kredit, der auf den noch vorhandenen Restkredit zu ent
nehmen ist.

d) Bei Annahme der Trottoirbefestigungsarbeiten 
durch die Bauabnahme-Kommission wurde angeregt, die 
Verbindungsstrecke zwischen Kaiserin Auguste Viktoria 
Promenade und Kommandantur ebenfalls mit Trottoir- 
belagplatten zu versehen.

Die Kosten belaufen sich auf 570 -N und können Deckung 
finden aus dem verfügbaren Restkredit für die Trottoiran- 
lage in der Neustadt.

Der Gemeinderat erklärt sich e i n v e r st a n d e n 
und bestimmt, daß die Herstellungskosten aus dem noch vor
handenen Restkredite zu entnehmen sind.

o) Von den Anwohnern der Vriquerie- und der Een- 
tringerstraße werden über den unpassierbaren Zustand die
ser Straßen lebhafte Klagen geführt und die Anlage 
von bekiesten Bürgersteigen erbeten. Die Anlage eines 
solchen Vürgersteiges in der Briqueriestraße würde einen 
Kostenaufwand von 1250 -N, in der Gentringerstraße, vonr 
Burgunderring bis zum Hause Eodart, einen solchen von 
1100 -N bedingen. Die Baukommission empfiehlt die Aus
führung der beiden Vürgersteige sowie die Bewilligung des 
erforderlichen Kredits von 2350 -N.

Nach einer kurzen Debatte lehnt der Eemeinde
rat die Bewilligung des angeforderten Kredits ab, beauf
tragt jedoch die Verwaltung mit den Anliegern zwecks Be
willigung von Zuschüssen in Unterhandlung zu treten, wo
raufhin die Angelegenheit dem Eemeinderat erneut zur 
Beschlußfassung vorzulegen ist.

13 Erbreiterung des Malgringerweges.
Der Eärtnerverein St. Franz hat erneut um Erbrei

terung des Malgringerweges gebeten und in seiner Eingabe 
betont, daß im Hinblick auf die Wertverminderung des 
Hedin'schen Besitzes, von welchem das zur Wegeverbreite
rung erforderliche Gelände zu erwerben wäre, der von 
Herrn Hedin geforderte Eeländepreis von 1000 -N pro Ar 
angemessen sei. Der Vorsitzende weist darauf hin, daß die 
Angelegenheit nunmehr insofern in ein anderes Stadium 
getreten sei, als die Malgringer Bürger sich in erdrückender 
Mehrzahk für Erbreiterung des Malgringerweges ausge
sprochen und ihren Antrag auf Herstellung des neuen Weges 
von den Fandel'schen Häusern nach Malgringen fallen ge
lassen hätten. Die Vaukommission habe sich für eine Ver
breiterung von 2,50 Meter ausgesprochen, jedoch sei einer 
solchen von 3 Meter der Vorzug zugeben. Die Bewilligung 
eines Kredits von 8500 -N, 500 -N mehr als von der Bau
tommission empfohlen, sei noch erforderlich, nachdem im 
Budget 10 000 -N für Erbreiterungszwecke vorgemerkt 
seien.

In der regen Debatte sprechen sich alle Mitglieder bis 
auf einen Herrn für die Verbreiterung des Malgringer
weges aus. Mitglied Dr. Medernach bezeichnet den Moment 
günstig, um gleichzeitig mit der Verbreiterung auch die Her
stellung einer Wegeverbindung nach St. Anna-Briquerie 
näher zu treten; er bittet zu diesem Zwecke bei der Stifts
verwaltung St. Madelaine vorstellig zu werden, damit 
diese den in ihrem Besitz stehenden Privatweg über den 
Rosenberg freigibt. Von anderer Seite wird darauf hin- 
gewiesen, daß die Stiftsverwaltung St. Madelaine dem Be
zirk Lothringen unterstellt sei, daher die Freigabe des be
zeichneten Privatweges mit Schwierigkeiten verknüpft sein 
werde. Die Herstellung der Verbindung nach St. Anna pp 
dürfe nicht als Bedingung für den Ausbau des Malgringer
weges gefordert werden.

Nachdem ein Schlußantrag des Vorsitzenden ange
nommen worden war, beschloß der Eemeinderat 
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die Verbreiterung des Malgringerweges um 3 Me
ter, bewilligte den neben dem bereits im Budget vorgese
henen weiter erforderlichen Kredit von 8500 „ll und ermäch
tigte die Verwaltung zum Erwerb des zur Wegeverbreite
rung notwendigen Hedin'schen Geländes.

14. Beleuchtung der Schlachtäausstratze
Die Beleuchtung der Schlachthausstraße mittelst drei 

Easlaternen hat sich als notwendig erwiesen und ist von 
der Baukommission zustimmend begutachtet worden. Da 
die Schlachthausstraße eisenbahnfiskalisches Gelände ist, 
darf die Aufstellung von Easkandelabern nur mit Einver
ständnis der Eisenbahnverwaltung erfolgen. Diese wird 
erteilt gegen Entrichtung einer jährlichen Anerkennungs- 
gebühr von 5 -/ll.

Der Eemeinderat genehmigt die Aufstellung dreier 
Easlaternen in der Schlachthausstraße und bewilligt auf 
Vorschlag der Baukommission den zur Zahlung der Aner- 
kennungsgebühr erforderlichen Kredit von 5 -K pro Jahr. 
Die Verwaltung wird zum Abschluß der Anerkennungs- 
vereinbarung ermächtigt.
15. Errichtung eines Friedhoskreuzes in Beauregard.

Durch Beschluß vom 8. Mai d. Js. hat der Gemeinderat 
im Prinzip der Errichtung eines Friedhofkreuzes auf dem 
Veauregarder Friedhof zugestimmt und die Verwaltung 
zur Vorlage von Vorschlägen beauftragt. Es sind darauf
hin von den hiesigen Bildhauern Offerten eingefordert 
worden, die der Baukommission zur Begutachtung vorge
legen haben. Die Vaukommission hat die Bewilligung 
eines Kredits von 1800 -ll empfohlen.

In der sich entspinnenden kurzen Debatte kommt zur 
Geltung, daß das Friedhofkreuz gleichzeitig als Grabdenk
mal für den ersten und verdienstvollen Pfarrer von Beau
regard, Herrn Dr. Doyen, gedacht und daher eine Summe 
von 1800 -ll nicht zu hoch gegriffen sei.

Mitglied Denz beantragt einen Kredit von 2000 -ll 
zur Verfügung zu stellen.

Der Eemeinderat bewilligt zunächst einen 
Kredit von 1800 -ll erhöht denselben jedoch nachträglich um 
200 -ll und bestimmt, daß die Verwendung des höheren 
Kredits nur erfolgen soll, wenn dies unbedingt notwendig 
wird.

16. Antrag aus Einstellung eines weiteren 
Oktroiaufsehers pp.

Die Oktroiverwaltung hält die dauernde Besetzung 
der z. Zt. provisorisch in Betrieb genommenen Oktroihe- 
bestellen an der Anschlußkreisstraße nach Monhofen für not
wendig, bittet zur Erreichung dieses Zweckes, unter Hin
weis auf die im Jahre 1912 in der fraglichen Hebestelle 
gemachten Einnahmen, um Bewilligung des Gehalts für 
einen weiteren Aufseher und Beförderung eines Hilfsein- 
nehmers zum Einnehmer. Der Vorsitzende stellt eine Ver
tagung bis zur Budgetberatung anheim; verschiedene Mit
glieder sprechen sich für sofortige Besetzung der Hebestelle 
aus.

Der Eemeinderat genehmigt sodann die dauernde In
betriebnahme der Hebestelle Monhofen, sowie die Ein
stellung eines neuen Aufsehers, erklärt sich mit der Be
förderung eines Beamten zum Einnehmer einverstanden 
und bewilligt den erforderlichen Personal- und Material
kredit.

17. Waldangelegenheit (Vertraulich),
Im Hinblick darauf, daß der Herr Bezirkspräsident 

um Berichterstattung in der Waldwegeangelegenheit ge
beten und wohl die Absicht hat, seinerseits bei der Mili- 
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täroerwaltung vorstellig zu werden, nur eine gütliche Re
gelung herbeizuführen, wird auf Antrag des Vorsitzenden 
die Angelegenheit vertagt und die weitere Entwickelung 
der evtl. Verhandlungen des Herrn Bezirkspräsidenten mit 
der Militärverwaltung abgewartet.

18 FreiiteUung der Militärverwaltung von An
liegerkosten bezw. Erwerb eines Geländes hinter 

der Teroillelaserne.
Der Vorsitzende kommt nunmehr auf den am 13. Ok

tober d. Js. gefaßten Gemeinderatsbeschluß betr. Freistel
lung der Militärverwaltung von Anliegerkosten zu sprechen 
und verliest den Schluß des oben zitierten Schreibens der 
Militärintendantur, welcher lautet:

„Bezuonehmend auf das gefl. Schreiben vom 20. 10. 1913 
— L No. 1152 — betr. Anliegerbeiträge, bemerkt die In
tendantur, daß die Militärverwaltung nach dem Stadter- 
weiterungsvertrage Ziffer 10 b für das ursprünglich als 
Bauplatz für die vorerwähnte Kaserne in Aussicht genom
mene Grundstück hinter der Terville-Kaserne von Anlieger
gebühren gänzlich befreit ist.

Wenn nun die Militärverwaltung von einer Aus
nutzung dieses Geländes als Bauplatz für ihre Zwecke ab- 
sieht und es wunschgemäß der Stadt käuflich überlassen will, 
so erscheint die Forderung gerechtfertigt, daß auch das Er
satzgrundstück d. h. der jetzt in Aussicht genommene Bau
platz für die Festungsmaschinengewehrabteilung (Besitzer 
Witwe Reyter und Martin) von Anliegerbeiträgen freige
stellt wird. Das gefällige Schreiben vom 20. 10. 1913 — 
L No. 1152 — scheint die hier in Frage kommenden An
liegerbeiträge unberücksichtigt gelassen zu haben.

Die Intendantur gestattet sich daher, um gefällige 
möglichst umgehende Beantwortung ihres Schreibens vom 
26. 6. 1913 — No. 414/6 IV 2 — ergebenst zu ersuchen, da 
sie dem Kriegsministerium Bericht zu erstatten hat und 
daran bereits erinnert worden ist."

gez. Litzmann.
' Sodann präzisiert der Vorsitzende seine Meinung da

hin, daß wohl kaum Bedenken bestünden, das Kasernement 
pp am Burgunderring insoweit von Anliegerkosten zu be
freien, als solche auf dem militärfiskalischen Grundstücke 
hinter der Tervillekaferne an der Kaiserin Auguste Vikto
ria Promenade entstanden wären, wenn nach dem Stadt- 
erweiterungsvertrage eine Befreiung von denselben nicht 
vorgesehen wäre. Voraussetzung für die entsprechende Be
freiung sei jedoch, daß die Militärverwaltung der Stadt 
das fragl. Gelände zu einem noch zu vereinbarenden Preise 
abtrete.

Der Gemeinderat beschloß alsdann die Ver
waltung zu ermächtigen, für das militärfiskalische Gelän
de hinter der Terville-Kaserne an der Kaiserin Auguste 
Viktoria Promenade einen Preis von 6 „N pro oin auzu- 
bieten und evtl. das fragl. Gelände zu diefem Preise zu 
erwerben. Ferner erklärte sich der Eemeinderat im Falle 
des Erwerbs des erwähnten Terrains bereit, die auf dem
selben ruhenden Anliegerkosten auf diejenigen Anliegerge
bühren in Anrechnung zu bringen, welche bei Errichtung 
des Kasernements pp auf den Reyter und Martin'schen 
Grundstücken am Burgunderring entstehen werden.

19. Errichtung eines Kasernements am 
Burgunder: ing.

Der Vorsitzende weist auf den vom Eemeinderat am 
13. Oktober d. Js. gefaßten Beschluß betr. Erbauung eines 
Kasernements für die Festungsmaschinengewehrabteilung 

' No. 11 am Burgunderring hin und bringt ein Schreiben 
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der Königlichen Intendantur XVI. Armeekorps — I. Na. 
40V 10 I V. 2 — vom 27. v. Mts. zur Verlesung, welches 
lautet:

„Die Intendantur hat von dem gefl. Schreiben vom 18. 
10. 1913 — No. L 1283 — betr. Bauerlaubnis für die 
Kaserne der Festungsmaschinengewehrabteilung No. 11, 
Kenntnis genommen, vermag aber den dortseitigen Stand
punkt, daß es ihr überlassen bleiben müsse sich mit den 
gegen die Ausführung des Kasernenneubaues an der frag
lichen Stelle Einspruch erhebenden Personen auseinander- 
zusetzen, nicht zu teilen.

Die Bauerlaubnis erteilt d. E. der Herr Bürger
meister in seiner Eigenschaft als Organ der Stadtgewalt.

Der Eemeinderat hat bei der Erteilung der Vauer- 
laubnis gesetzlich nicht mitzuwirken. Vorbehalte des Ee
meinderats zu der von dem Herrn Bürgermeister erteil
ten Bauerlaubnis dürften daher keine Rechtswirkung gegen 
Dritte haben. Andererseits aber werden die gegen den 
Kasernenbau Einspruch erhebenden Grundbesitzer Ersatz
ansprüche privatrechtlicher Natur gegen die Militärver
waltung schwerlich begründen können.

Es ist daher nicht ersichtlich, auf Grund welcher gesetz
lichen Bestimmungen nach erteilter Vauerlaubnis der Mi
litärverwaltung eine Haftpflicht in der dortseits gedachten 
Richtung entstehen könnte.

Um gefl. Aeußerung hierzu darf ergebenst ersucht 
werden."

Anschließend an den Verles des Schreibens bittet der 
Vorsitzende den in dieser Angelegenheit am 13. Oktober 
d. Js. gefaßten Beschluß dahin zu ändern, daß die Ver

waltung ermächtigt wird, ein evtl. von der Militärverwal
tung eingehendes Baugesuch auf Errichtung eines Kaser- 
nements am Vurgunderring unter den üblichen Bedin
gungen zu erteilen, da in einem vom Gemeinderat am 2 0. 
August 1903 gefaßten Beschlusse, das Gelände 
jenseits der Ringstraße für gemischte Bauweise frei
gegeben worden sei, und daher gegen den Kasernenbau 
begründete Einwendungen nun von keiner Seite erhoben 
werden könnten.

Nach einem Hinweise des Mitgliedes Dr. Kuborn, 
daß die Militärverwaltung angeblich im Begriff stehe die 
geplanten Kasernements weiter außerhalb zu legen und 
bezgl. Verhandlungen im Gange seien, gibt der Ee
meinderat sein Gutachten dahin ab,'daß kein Grund 
vorliege, die von der Militärverwaltung erbetene Geneh
migung zum Bau eines Kasernements nebst Nebengebäuden 
am Burgunderring unter anderen Bedingungen zu ertei
len, wie dies üblich ist. Der Bürgermeister erklärt hierauf, 
daß er nunmehr die seinerzeit im Eemeinderat gewünschten 
Bedingungen bei der Erteilung der Bauerlaubnis nicht 
mehr stellen werde.

20. Erwerb einer Denkmünze.
Für Beschaffung einer Denkmünze, welche im Jahre 

1848 anläßlich der Einweihung der Moselbrücke geprägt 
worden ist, bewilligt der Eemeinderat im Hinblick auf de
ren Seltenheit und historische Bedeutung für die Stadt 
Diedenhofen einen Kredit von 59 ^l.

Schluß der Sitzung 9,30 abends.



ZZerichL 
über die 

Gemeinderats-Sitziing 
vom 1. Dezember 1913, nachmittags 4 Uhr.

Anwesend waren bei Eröffnung der Sitzung unter dem 
Vorsitze des Bürgermeisters Berkenheier Beigeordneter 
Walkowinski sowie die Mitglieder Denz, Frank H., Dr. 
Kuborn, Müller, Nouviaire, Röchling, Salomon, Steunetz, 
und Zimmer. .

Während der Sitzung sind erschienen dre Beigeordne
ten Haas und Richard, sowie die Mitglieder Christian, 
Franck Joh., Dr. Medernach, Schiltz.

Entschuldigt: Mitglieder Fran^ois, Reuter, Wehr- 
mann. .

Ohne Entschuldigung fehlten die Mitglieder: Eoedert, 
Pfanschilling.

Schriftführer: Sekretär Hombourger.

Tages-Ordnung.
1. Mitteilungen.
2. Angelegenheit des städt. Architekten Münster.
3. Kaisergeburtstagsfeicr.
4. Ernennung von Mitgliedern des Armen- und Spi

talrats.
5. Antrag auf Niederschlagung eines Wirtschaftsstem

pelbetrages.
6. Beleuchtung der Turnhalle.
7. Anlage von Kiestrottoirs in der Briquerie- L 

Gentringerstraße.
8. Antrag auf nachträgliche Bewilligung von Fleisch

beschaugebühren.
9. Antrag auf Vermehrung der Schutzmannschaft.

IN.Durchführung der St. Peterstraße.
11. Aenderung des Oktroitarifs.
12. Allgemeine Vermehrung der Straßenbeleuchtung.
13. Aenderung des Querprofils und Ausbesserung der 

Kaiserin Auguste Viktoria-Promenade.
14. Aufnahme einer Anleihe.
15. Anliegerkosten der Synagoge.
16. Bewilligung eines Zuschusses zu den Umbauarbei

ten des neuen Bahnhofs.

1. Mitteilungen.
rr) Der Technikerverein hat den Eemeinderat zu sei- > 

nein 10. Stiftungsfest am 6. Dezember d. Js. eingeladen.
b) Der Mittelstädteverband lädt telegraphisch zu 

' einer dringlichen Sitzung für den 2. Dezember d.'Ks. nach
Straßburg ein. In dieser Sitzung soll anscheinend aus An
laß der Uebergriffe des Militärs in Zabern in die ver
fassungsmäßigen Rechte des Bürgermeisters, Stellung ge
nommen werden. Die Verwaltung ist vom Eemeinderat 
prinzipiell ermächtigt, zu etwaigen Sitzungen des Mittel- 
städteverbandes einen Vertreter zu entsenden. Von der 
telegraphischen Einladung zur morgigen Sitzung wird 
Mitteilung gemacht, weil der Reisekostenkredit infolge 
einiger größerer Reisen nahezu erschöpft ist und durch Be

willigung eines weiteren Kredits für die morgige Reise 
ergänzt werden kann.

Der Eemeinderat ist einverstanden.

2. Angelegenheit des städt. Architekten Münster.
Der städt. Architekt Münster hat in Nr. 265 der Lothr. 

Bürgerzeitung vom 13. November d. Js. eine Zuschrift ver
öffentlicht, welche einerseits Angriffe auf die Person des 
Bürgermeisters und andererseits eine Kritik und unpassen
de Bemerkungen über den Eemeinderat enthält, die geerg- 
net sind, Stadtverwaltung und Eemeinderat vor der Öf
fentlichkeit lächerlich zu machen. Die Stadtverwaltung 
hat sofort nach Erscheinen der Zuschrift Architekt Münster 
zur Abgabe einer protokollarischen, verantwortlichen Aeu
ßerung veranlaßt, die jedoch nicht als hinreichende Ge
nugtuung anzusehen war. Hierauf wurde Architekt Mun
ster am'l4. November vor ein Kollegium bestehend aus 
dem Bürgermeister und den drei Beigeordneten geladen 
und zur Rechtfertigung der von ihm in seiner Zuschrrft 
behaupteten Tatsachen aufgefordert.

Ueber die Verhandlung vom 14. 11. d. ^zs. rst ern Pro
tokoll ausgenommen, welches in seinen Hauptpunkten nach
stehend auszugsweise wiedergegeben wird.

Verhandelt, Diedenhofen, 14. 11. 13
„Erschienen waren die Herren Bürgermeister Berken- 

„heier, Beigeordnete Walkowinski, Haas und Richard, 
„'Stadtbaumeister Mayer und städt. Architekt Münster.

„Als Schriftführer fungiert Sekretär Hombourger.
„Herr Bürgermeister Berkenheier eröffnet Herrn Ar- 

„chitekten Münster, daß er ihn habe kommen lassen, wegen 
„einer in Nr. 263 der Lothr. Bürgerzeitung veröffent
lichten Zuschrift, welche der gegenwärtigen Verhandlung 
„als Anlage beiliegt, und die für den Eemeinderat Be
leidigungen enthalte, die umso ernster zu nehmen seien, 
„weil sie von einem städt. Beamten herrllhren.

„Alsdann verliest Herr Bürgermeister den inerimi- 
„nierten Zeitungsartikel und erläutert an Hand der Al
len des Bürgermeisteramts — 3L 78 spec. — den dem 
„Artikel zugrunde liegenden Tatbestand, aus welchem fol
gendes zu entnehmen ist:

„Durch Schreiben vom 30. 1. 1913 hat H. Munster 
„beim Eemeinderat den Antrag gestellt, einen ihm an der 
„französischen Straße zugeschlagenen Bauplatz, dessen for
melle Uebertragung durch notariellen Akt noch ausstand, 
„zurückzunehmen, und den bereits entrichteten Kaufpreis 
„auf ein anderes städt. Gelände in der Nähe der Fried
lose in St. Franz, dessen käufl. Abtretung erbeten worden 
„war, in Anrechnung zu bringen. H. Münster gab in fei
gem Anträge unaufgefordert die Erklärung ab, daß er 
„sich verpflichte, die Äktverbriefung sofort vornehmen zu 
„lassen und auch mit dem Bau eines zweistöckigen Wohn- 
,,Hauses sofort zu beginnen. Dem Anträge lag lediglicb 
„eine von Hand des H. Münster angefertigte Lageplan- 
„skizze bei. Die Baukommifsion hat am 19. 2. 13 zu dem 
„Anträge des H. Münster Stellung genommen, sich prin
cipiell mit der Rückgängigmachung des alten Kaufab- 
„kommens einverstanden erklärt und die Verwaltung be- 
„auftragt. wegen der Lage des neuen Baugrundstücks mit 
„H. Münster 'mündlich zu verhandeln. Die Verhandlung 
„mit H. Münster fand statt und hatte zur Folge, daß der- 
„selbe am 12. März 1913 einen neuen Antrag an den Ee- 
„meinderat richtete, in dem er um Abtretung eines „südlich 
„hinter dem Eigentümer Legrand" gelegenen Baugrund- 
„stücks bat, da der unterm 30. 1. 13 erbetene Bauplatz we- 
„gen eines daneben liegenden noch zu erhaltenden Feld- 
„wegs nicht abgegeben werden konnte. In dem letzteren 
„Anträge gab Herr Münster die Erklärung ab, „daß ihm
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„der jetzige Zugang zum Grundstück genügt und er sich ver
pflichte, sobald die projektierte Straße gemäß Bebau
ungsplan als solche festliege und genehmigt sei, und der 
„Ausbau derselben, wenn auch nur teilweise erfolgt sei, 
„er die Anliegerkosten sofort zahlen werde."

„Am 13. März 1913 gab die Baukommission ihr Ein- 
„verständnis zur Veräußerung des erwähnten Platzes zum 
„Preise von 6 --Ü pro gw und Verrechnung des von H. 
„Münster bei der Stadtkasse eingezahlten Betrages. Der 
„Gemeinderat trat am 7. April 1913 dem Kommissions- 
„beschluß bei. Auf die schriftliche Verständigung von dem 
„Inhalte des Eemeinderatsbeschlusses schrieb H. Münster 
„unterm 19. 4. d .Js., daß die Kaufverbriefung vor Notar 
„Sibille erfolgen möge. Bei den Verhandlungen des 
„Eemeinderats lag ein geometrischer Plan nicht vor, son
dern wurde ein solcher erst im Monat Juni vorgelegt, 
„nachdem die freihändige Veräußerung unterm 27. 5. 13 
„von dem Herrn Bezirkspräsidenten genehmigt worden 
„war. Am 21. 6. 13 wurde der Kauf vor Notar Sibille be
urkundet.

„Unter Brücksichtigung vorstehend niedergelegten Tat
bestandes weist die in der Bürgerzeitung erschienene Zu
schrift des H. Münster folgende tatsächlichen Unstimmig
keiten auf:

„Das von H. Münster erworbene Grundstück ist ihm 
„nicht von der Stadt in Vorschlag gebracht, sondern auf 
„eigenen Antrag vom 12. 13. 13 zugeschlagen worden. 
„Die Bauverpflichtung und die Verpflichtung zu Zahlung 
„von Anliegerkosten ist H. Münster ohne irgendwelche An- 
„regung seitens der Stadt am 30. 1. 13 in seinem ersten 
„Anträge eingegangen.

„Wenn Herrn Münster, wie von ihm behauptet wird, 
„auf sein Entwässerungsgesuch eine schriftliche Antwort 
„bisher nicht zugegangen ist, so hat er doch an einer Reihe 
„von Verhandlungen und Besprechungen teilgenommen, 
„und war daher über den Sachstand vollständig informiert.

„H. Bürgermeister Verkenheier weist sodann darauf 
„hin, daß er mangels eines genauen geometrischen Planes 
„die Eigentumsverhältnisse und auch übersehen habe, daß 
„die Straße an dieser Stelle sein Privateigentum sei. Bei 
„der Aktverbriefung mit H. Münster, als ein Plan vorlag, 
„sei eine Prüfung versehentlich ohne jede Absicht unterblie- 
„ben. Anders habe es sich mit H. Münster verhalten, der in 
„seinem Anträge vom 12. 3. 13 von einem „genügenden 
„Zugänge" spricht und außerdem nach Vollziehuna des no
tariellen Kaufaktes einem städt. Beamten gegenüber, eine 
„Weigerung, Anliegerkosten zu deponieren, damit begrün
dete, daß sein Bauplatz an einer Privatstraße liege; er 
„war somit unzweifelhaft genau orientiert.

„Alsdann erklärt H. Bürgermeister Verkenheier, im 
„Hinblick auf den beleidigenden Charakter seiner Zuschrift 
„an die Zeitung, H. Münster zur Verantwortung ziehen 
„zu müssen; bezgl. der ihn persönlich berührenden Punkte 
„müsse er eine Erklärung in öffentlicher Form verlangen, 
„die alle etwa aufgekommenen Zweifel von Grund auf be
seitige.

„H. Münster nunmehr zur Rechtfertigung zugelassen, 
„erklärte, er habe keineswegs die Absicht gehabt mit seiner 
„Zuschrift die Stadtverwaltung oder den Eemeinderat 
„zu kritisieren oder zu beleidigen; auch habe es ihm fern 
„gelegen, die Person des H. Bürgermeisters anzugreifen; 
„er habe lediglich das Bestreben gehabt, einige in der Be
richterstattung der L. B. Z. über die Gemeinderatssitzung 
„vom 10. 11. enthaltene Unstimmigkeiten richtig zu stellen. 
„Im übrigen erklärte er, nicht als städt. Beamter, sondern 
„als Privatmann in die Zeitung geschrieben zu haben.

„Dem gegenüber stellt H. Bürgermeister fest, daß die 
„Zuschrift mit „Münster städt. Architekt" unterzeichnet !

„gewesen sei und in der Bürgerschaft einmütig die Ansicht 
„bestehe, H. Münster habe als städt. Beamter Vorgehen 
„wollen.

„Die anwesenden Beigeordneten erklären ihrerseits, in 
„der Münster'schen Zuschrift eine Beleidigung des Eemein- 
„derats und eine Kritik dessen Beschlusses zu erblicken, die 
„einem Beamten der Stadt keinesfalls zustehe; insbeson
dere bezeichnen sie die von H. Münster beabsichtigte Ver
teidigung als zü weit gegangen und unpassend. Sie er
klären eine Berichtigung in öffentlicher Form verlangen 
„zu müssen.

„Nachdem H. Münster nochmals die Absicht zu belei- 
„digen in Abrede gestellt, und schließlich seine Zuschrift als 
„mißlungenes Schreibwerk bezeichnet hatte, forderte ihn 
„H. Bürgermeister Verkenheier zur sofortigen Abgabe 
„einer Erklärung auf, ob er bereit sei, die in der Zuschrift 
„enthaltenen, auf ihn Bezug habenden unzutreffenden Be
hauptungen und unpassenden Ausführungen in öffent- 
„licher Form richtig zu stellen, bezw. zu widerrufen. H. 
„Bürgermeister betonte ausdrücklich, daß er hieran rück
sichtslos festhalten müsse. Hinsichtlich der auf den Ee- 
„meinderat gebrauchten, unpassenden Ausdrücke, werde 
„wohl disziplinarische Ahndung erfolgen müssen.

„H. Beigeordneter Haas stellte anheim, auch die für 
„den Eemeinderat beleidigenden Ausdrücke in den evtl. 
„Widerruf des H. Münster einzubeziehen, damit die Ange
legenheit auf einmal aus der Welt geschafft und nicht 
„unnötigerweise Unruhe hervorgerufen wird; er erbot sich. 
„H. Münster bei Abfassung des Widerrufs behilflich zu sein.

„H. Münster gab alsdann sein Unrecht zu, erklärte 
„einen öffentlichen Widerruf, der volle Genugtuung für den 
„H. Bürgermeister und den Gemcinderat enthalten werde 
„abgeben zu wollen und bat ihm in seiner Eigenschaft als 
„städt. Beamter nichts nachzutragen."

Der Vorsitzende verliest nunmehr den in Nr. 269 der 
Lothringer Bürgerzeitung vom 20. 11. d .Js. erschienen 
Widerruf des H. Münster und gab anschließend die Er
klärung ab, daß er persönlich zufrieden gestellt 
sei und die Angelegenheit als erledigt betrachte.

In der sich nun entspinnenden lebhaften Diskussion 
wird darauf hingewiesen, daß H. Münster in seiner Zu
schrift zwar zugebe, gefehlt, jedoch nicht eingestehe, mate
riell Unrecht zu haben, auch sei in dem Widerruf von H. 
Münster unterlassen worden, sein Bedauern zum Ausdruck 
zu bringen; damit in der Bürgerschaft nicht der geringste 
Zweifel über die Tadellosigkeit der Stadtverwaltung und 
des Eemeinderats bestehen bleibe, müsse der gesamte pro
tokollarisch niedergelegte Tatbestand veröffentlicht werden. 
Mitglied Denz sprach sich für eine auszugs
weise Veröffentlichung aus, Mitglied Röchling 
beantragt Veröffentlichung des ganzen Protokolls auf 
Kosten des H. Münster; außerdem stellt er den Antrag, das 
Verschulden des H. Münster mit einer Geldstrafe von M 
Ut zu ahnden.

Der Vorsitzende bat der Verwaltung die Festsetzung ei
ner Strafe zu überlassen, da eine Geldstrafe erst auferlegt 
werden könne, wenn bereits Verwarnung und Verweise 
erteilt seien.

Der Eemeinderat beschloß alsdann, die 
Veröffentlichung des in der Münster'schen Ange
legenheit aufgenommenen ganzen Protokolls, erklärte 
sich jedoch anschließend mit der redaktionellen Abänderung 
desselben durch den Vorsitzenden einverstanden. Der 

Druck soll auf Kosten der Stadt erfolgen. Die disziplina
rische Ahndung wird dem eigenen Ermessen der Verwaltung 
überlassen.

Im Gange der Verhandlungen über die Angelegen
heit Münster wurde vom Vorsitzenden darauf hingewiesen, 
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daß der Münster'sche Neubau nicht ganz an einer Privat
straße liegt, sondern wie aus einem vorgelegten Lageplan 
ersichtlich, von städt. Eigentum einen Zugang hat. Die 
irrtümliche Auffassung, der Münster'sche Neubau liege 
ganz an der in seinem Privatbesitz befindlichen Straße, 
ist ein Mißverständnis, welches durch einen von dem Stadt- 
geometer im Juni d .Js. aufgestellten Lageplan, der auch 
in der Sitzung v. lO. 11. vorlag und der von einem anderen, 
ebenfalls vom Stadtgeometer im Jahre 1911 anläßlich 
des Eeländeaustausches zwischen Vildhauermeister Le- 
grand und der Stadt angefertigten Plane abweicht, her
vorgerufen worden. Es besteht somit für Herrn Münster 
die Möglichkeit seine Hausentwässerung durch städt. Gelän
de zu legen; die Angelegenheit an sich sei somit harmloser 
Natur und scheint es nicht zweckmäßig, ihr eine größere Be
deutung beizumessen, wie dies unlängst geschehen sei.

Mitglied Röchling stellte den Antrag, den 
Stadtgeometer Fritz in eine Strafe von 50 -N zu nehmen, 
weil er zum Eeländeerwerb Münster einen unrichtigen 
Lageplan eingereicht hat, der bei Prüfung der Eigentums
verhältnisse der Stadt nachteilige Folgen haben konnte. 
Der Vorsitzende bittet ihm es zu überlassen, die Strafe 
gegen den Stadtgeometer festzusetzen, da diese nach den 
Bestimmungen der Dienstordnung für die städt. Beamten 
erfolgen müsse und einer Geldstrafe stets Verwarnungen 
und Verweise vorauszugehen hätten.

Der Gemeinderat erklärt sich hiermit ein
verstanden.

3. Kaisergeburtstagsfeier.
Zur Vorbereitung des städt. Festessens im großen Rat

haussaale anläßlich des Geburtstages Seiner Majestät des 
Kaisers am 27. Januar 1914 ernennt der Gemeinderat eine 
Kommission bestehend aus den Herren Beigeordneten Wal
kowinski und Mitgliedern Frank Heinr., Nouviaire, Salo- 
mon und Steimetz, welche die Wahl annehmen. Die Kom
mission wird unter dem Vorsitz des Bürgermeisters tagen.

Als Vertreter des Eemeinderats zu den Festessen der 
Herren Offiziere wurden entsandt die Herren Beigeord
neter Haas und Mitglied Frank Heinr. zur Infanterie; 
Herr Beigeordneter Richard zu den Husaren und Herr 
Wehrmann zur Artillerie. Die Gewählten, soweit an
wesend, nehmen die Wahl an.

Für die Beschaffung von Kaiserwecken für die Elemen
tar- und Mittelschule wird ein Kredit bis zu 250 oA zur 
Verfügung gestellt.
4. Ernennung von Mitgliedern des Armenratr und 

des Svitnlrats.
Die Mitglieder des Armenrats sowie des Verwal- 

tungsrats des Vürgerspitals Richard und Reuter scheiden 
turnusgemäß mit dem 31. Dezember d. Js. aus den gen. 
Körperschaften aus.

Der Gemeinderat wählt die beiden ausscheidenen 
Herren sowohl in den Armenrat wie in den Spitalverwal- 
tungsrat wieder.

5. Antrag aus Niederschlagung eines 
Wirtschaftsstempelbetrages.

Der Kantinenpächter Schankin hat sich unlängst mit 
der Kantinenpächterin Kergel verehelicht und hat die von 
dieser betriebene Ausschankkonzession auf seinen Namen 
übertragen lassen. Schankin ist zur Zahlung des halben 
Wirtschaftsstempelbetrages von 375 herangezogen wor
den, da keiner der im 8 5 des Gesetzes vorgemerkten Befrei- 
ungsgründe vorliegt. Im Hinblick darauf, daß seine Ehe
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frau im Jahre 1910 bei Uebernahme der Kantine von dem 
damaligen Pächter Donn den Wirtschaftsstempel in der 
heute nochmals entrichteten Höhe gezahlt hat, bittet Schan
kin die Rückerstattung des von ihm am 27. Oktober d. Js. 
eingezahlten Betrages zu genehmigen.

Nach einer kurzen Debatte schlägt der Gemeinderat 
den von Schankin geschuldeten Wirtschaftsstempelbetrag 
nieder und genehmigt dessen Rückerstattung nach Abzug et
waiger durch die Einziehung entstandener Kosten.

6. Beleuchtung der Turnhalle.
Die Turnhalle des neuen Gymnasiums, welche mit der 

notwendigen inneren Einrichtung für elektrische Beleuch
tung versehen ist, ist noch noch nicht an die elektrische Lei
tung angeschlossen. Die Anschlußkosten belaufen sich nach 
einem Kostenanschlags des Elektrizitätswerkes auf 376,45 
-R. Die Schulkommission des Gymnasiums hat um Her
stellung des Anschlusses gebeten.

Der Gemeinderat genehmigt den Anschluß an die elek
trische Leitung und bewilligt den angeforderten Kreditz 
von 367,45 -N.

7. Anlage von Kiestrottoirs an der Briquerie- 
und Eentringerstrahe.

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 10. No
vember d. Js. die Herstellung von bekiesten Trottoirs tu 
der Briquerie- und Emtringerstraße unter der Voraus
setzung genehmigt, daß seitens der Anlieger zu den Her
stellungskosten Zuschüsse geleistet werden. Am Tage nach 
dieser Sitzung haben die Bewohner der Vriqueriestraße 
in einem Collektivgesuche erneut um Herstellung eines 
bekiesten Vürgersteiges gebeten und die Leistung von Zu
schüssen abgelehnt mit der Begründung, daß die Trottoirs 
für die Abwickelung des öffentlichen Verkehrs notwendig 
seien und keinen Sonderinteressen der Anlieger dienten.

Der Vorsitzende erläutert, daß die Notwendigkeit zur 
Anlage von Trottoirs für den Fußgängerverkehr vorhan
den sei. Die Herstellungskosten würden sich belaufen bei 1,50 
m breiten Bürgersteigen in der Vriqueriestraße auf 1250 -N 
und in der Eentringerstraße auf 1100 -N. In der sich ent
spinnenden lebhaften Debatte wird von verschiedenen Mit
gliedern empfohlen, der Ausführung der Bürgersteige nur 
dann näher zu treten, wenn die Anlieger Zuschüsse zu den 
Herstellungskosten leisten. Andere Mitglieder treten für 
Ausbau der bekiesten Bürgersteige ohne Zuschüsse ein, da 
dieselben für den Fußgängerverkehr sehr nowendig seien. 
Mitglied Dr. Medernach weist darauf hin, daß die Möglich
keit bestehe, Briquerie- oder Gentringerstraße als An
schlußkreisstraße klassiert zu erhalten, weil die Annexe 
Briquerie und Eentringen über 100 Einwohner besäßen. 
Die Klassierung als Anschlußkreisstraße habe den Vorzug, 
daß der Bezirk die Unterhaltung übernehme und gege
benenfalls auch Bürgersteige anlege, wie dies in der St. 
Peterstraße bereits geschehen sei. Andrerseits wird ge
warnt, eine der beiden Straßen als Anschlußkreisstratze 
klassieren zu lassen, da der Bezirk den Ausbau von An
schlußkreisstraßen nur in einer Breite von 6 Metern vor- 
nimmt und die hierüber hinausgehenden Straßenflächen 
doch auf Kosten der Stadt zur Ausführung kommen und 
die Stadt auf ihre Rechte verzichten müßte. Mitglied 
Dr. Medernach teilt mit, daß die Aufnahme der einen oder 
der anderen Straße in das beim Bezirkspräsidium in Metz 
geführte Verzeichnis der evtl. anzulegenden Anschlußkreis
straße beantragt werden könne. Der Vorsitzende erklärt 
die Angelegenheit demnächst einer Komission zur Beratung 
vorzulegen.

Der Gemeinderat beschloß hierauf dem Aus
bau von bekiesten Bürgersteigen in der Briquerie- und
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Eentringerstraße nach den Vorschlägen der Verwaltung 
unter der Voraussetzung zuzustimmen, daß die Anlieger 
von den Kosten der Herstellung der Vürgerstecge vor rhren 
Anwesen, je die Hälfte aufbringen.

8. Antrag aus nachträgliche Bewilligung von 
Meischbeschaugebühren.

Bei Einziehung eines von dem Tierarzt Herrn Koh- 
ring geschuldeten Anliegerkostenbetrages machte derselbe 
erneut geltend, daß er für Ausübung der Fleischbeschau 
im Schlachthause im Jahre 1903 und 1904 gegen dre Stadt 
eine Forderung besitze, deren Regelung bis jetzt noch aus- 
stehe Von der Verwaltung angestellte Erhebungen haben 
ergeben, daß Herr Köhring vom 20. November 1903 brs 
8. Mai 1904 den damals erkrankten Schlachthaustrerarzt 
Schneider vertreten, und vom 9. Mai 1904 bis 5. November 
1904 die Ergänzungsbeschau im Schlachthause allein aus- 
geübt hat. Während der Vertretung des Herrn Schneider 
hat Herr Köhring 12 Mal, während seiner selbständigen 
Tätigkeit als Ergänzungsbeschauer 40 mal gewirkt.

Der Vorsitzende trügt vor, daß die Honorrerung für die 
in Vertretung des Herrn Schneider ausgeübte Tätigkeit 
Sache des Letzteren gewesen sei und Herrn Köhring für die 
selbständige Ergänzungsbeschau, unter Zugrundelegung des 
von Herrn Schneider bezogenen Gehaltes von 1200 -N pro 
Jahr, eine Entschädigung von 687,52 -N zustande.

Der Eemeinderat sieht von einer Eeltend- 
machung der eingetretenen Verjährung vorläufig ab, weist 
den An pruch auf Honorierung der in Vertretung des Herrn 
Schneider ausgeübten Tätigkeit zurück und bewilligt Herrn 
Köhring für seine selbständige Dienstverrichtung eine Ent
schädigung von 587,52 -N.

9. Antrag aus Vermehrung der Schutzmanschast.
Der Vorsitzende erläutert, daß er nach eingehender 

Prüfung der Verhältnisse zu der Ueberzeugung gekommen 
sei daß eine Vermehrung der Schutzmannschaft erfolgen 
müsse. Wenn er dein Eemeinderat schon heute einen ent
sprechenden Antrag verlege und nicht damit bis zur Bud
getberatung gewartet habe, so seien hieran eine Unzah. 
von Ueberfällen Schuld, die in letzter Zeit nachts stattge- 
funden hätten. Das Gemeindegebiet sei sehr umfangreich 
und könne ooir der im städtischen Dienste stehenden Schutz
mannschaft nicht mehr in hinreichender Weise überwacht 
werden. Hierauf gibt Vorsitzender eine Uebersicht wie der 
Ueberwachungsdienst organisiert werden müßte und betont, 
daß zu einer nach allen Seiten ergiebigen Ueberwachung 
des Eemeindegebiets der Etat an Schutzleuten aus --4 
Köpfe zu erhöhen sei: eine Vermehrung in dem angedeu- 
teten Sinne könne er mit Rücksicht auf das Budget nicht 
verlangen und beantrage daher nur die unumgänglich 
notwendige Vermehrung um 5 Schutzleute. Hiervon könne 
er jedoch unter keinen Umständen abgehen, wenn er sich 
nicht der Gefahr aussetzen wollte, der Pflichtverletzung be
zichtigt zu werden. Mit der Vermehrung der Sicherheüs- 
organe um 5 Köpfe sei eine wesentliche Erhöhung der 
Sicherheit auf den städtischen Straßen und Plätzen und 
den Vorortsstraßen zu erwarten ,

In der nunmehr stattfindenden lebhaften Debatte tre
ten mehrere Mitglieder für die notwendige Vermehrung 
der Schutzmannschaft ein und Pflichten den Ausführungen 
des Vorsitzenden über die Notwendigkeit der Erhöhung der 
öffentlichen Sicherheit bei. Ein Mitglied bittet von der , 
Hinzuziehung der Feldhüter zur Verrichtung von Polizei- 
dienst in der Stadt während den Sommermonaten abzu- 
sehen. Ein anderes Mitglied hält die Vermehrung nicht 
für notwendig und bittet von einer solchen abzusehen. 
Ein drittes Mitglied regt an, die der Exekutivpolizei un

gegliederten Bureaubeamten, der Centralabteilung des 
Bürgermeisteramts anzureihen und die dadurch im Polizei- 
dienste frei werdenden Stellen mit Exekutivbeamten zu 
besetzen. Mitglied Schütz beantragt Vertagung bis zur 
Budgetberatung. Hierauf wurde ein Schlußantrag des 
Mitgliedes Kuborn angenommen.

Unter Ablehnung eines Antrages des Mitgliedes 
Schütz auf Vertagung bis zur Budgetberatung, be
schließt der Gemeinderat die Vermehrung des 
Polizeietats um 5 Schutzleute und bewilligt den dadurch 
erforderlich werdenden Personal- und Sachkredit.

10. Durchführung der S1. Peterstrahe.
Bei Beratung des Budgets hat der Eemeinderat in 

seiner Sitzung vom 17. März d. Js. unter Titel 32 1 der 
Ausgaben des Ergänzungsbudgets einen Betrag von 8200 
üt eingesetzt, der für die Durchführung der St. Peterstraße 
an der Gebr. Nouviair'schen Mühle entlang Verwendung 
finden soll, wenn Gebr. Nouviaire sich rechtsverbindlich 
zur Zahlung der entstehenden Anliegerkosten verpflichten. 
Die fragl. Anliegerkosten belaufen sich auf 7450 -/ll. Gebr. 
Nouviaire haben auf eine entsprechende Anfrage, die Ver
pflichtung zur Zahlung von Anliegerkosten abgelehnt.

Der Vorsitzende erläutert, daß Gebr. Nouviaire in ei
nem notariellen Vertrage vom 11. 8. 01 bezw. 5. 11. 04 die 
Verpflichtung zur Zahlung von Anliegerkosten für einen 
Teil der St. Peterstraße, soweit derselbe sich auf ein ernge- 
tauschtes Gelände bezieht, übernommen haben u. auch ohne 
eine solche Verpflichtungsübernahme auf Grund einer Ent
scheidung des Kaiser!. Rats von 12. 10. 07 Anliegerkosten 
entrichten müßten. Bei dieser Sachlage sei die Verwaltung 
der Meinung ,daß die Durchführung der Straße erfolgen 
müsse und zwar umsomehr, als der Haus- und Grundbe
sitzer-Verein sowie eine Reihe von Privatpersonen darum 
eingekommen seien .

' Bkitglied Dr. Kuborn bittet mit der Durchführung der 
St. Peterstraße auch den Ausbau des Burgunderrings bis 
hinter die Eisenbahnbeamten-Hüuser vorzunehmen. Der 
Vorsitzende erwiedert hierauf, daß er den Ausbau erst dann 
dem Eemeinderat empfehlen könne, nachdem seitens der 
Anlieger derselbe gefordert und die Verpflichtung zur 
Entrichtung von Anliegerkosten in verbindlicher Weise ge
regelt worden ist. Mitglied Denz beantragt Herstellung 
eines 2 w breiten Fußgüngersteigs bis zur Behebung der 
mit Gebr. Nouviaire bestehenden Differenzen.

Nach Annahme eines Schlußantrages des Mitgliedes 
Röchling beschließt der Eemeinderat den 
Ausbau der zur Durchführung der St. Peterstraße noch 
freiliegenden Straßenstrecke und genehmigt die Verwen
dung des bereits vorgesehenen Kredits. Ueber die Weige
rung der Gebr. Nouviaire, Anliegerkosten zu entrichten, 
geht der Gemeinderat hinweg und beauftragt die Derwal- 
tuna dem Anspruch der Stadt zur gegebenen Zeit nachdrück
lichst Geltung zu verschaffen. Mitglied Nouviaire erklärt 
sich der Abstimmung zu enthalten.

11. Aenderungen des Oktroitarifs.
Die Oktroiverwaltung hat festgestellt, daß der Ver

brauch an Kaviar und Austern in Diedenhofen sich seit 1909 
wesentlich vermindert hat und der Rückgang des Konsums 
auf die erhebliche Steigerung der Oktroisätze zurückzufüh- 
ren ist. Weiter hat sich herausgestellt, daß der Konsum an 
Kaviar und Austern in Niederjeutz zugenommen hat. Es 
ist daher, um eine Hebung des Verbrauchs herbeizuführen, 
der Antrag gestellt worden, den Oktroisatz für Kaviar von 
3 -/ll auf den früheren Satz von 1 -ll pro KZ zu ermäßigen 
und die Austern in Zukunft mit 0,20 -/ll pro üZ zu ver
steuern.
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Der Gemeinderat beschließt entspre
chend und ermächtigt die Verwaltung die zur Herbeifüh
rung der Tarifänderung notwendigen Schritte einzuleiten. 

12. Allgemeine Vermehrung der ?traßenbe'cuchtung
Der Vorsitzende trügt vor, daß, wenn auch die Straßen

beleuchtung in der Gemeinde Diedenhofen verhältnismäßig 
gut sei, doch manche Stellen eine ungenügende Beleuchtung 
aufwiesen. Mit Rücksicht auf einige in letzter Zeit vorge
kommenen Ueberfälle habe er eine Vermehrung der Stra
ßenbeleuchtung für notwendig befunden und an einem der 
letzten Abende mit einigen Mitgliedern des Gemeinderats 
und der Direktion des Gaswerks einen Rundgang gemacht 
zwecks Feststellung, wo eine Vermehrung der Beleuchtung 
erforderlich erscheine. Der Rundgang, der sich über die 
Crauserpromenade und die Neustadt auf der Metzerseite er
streckte, habe die Notwendigkeit zur Aufstellung 59 weiterer 
Easlaternen — 29 Nachts- und 30 Abendlaternen — er
geben. Eine gleichmäßige Berücksichtigung des übrigen Ee- 
meindegebiets sei in Aussicht genommen. Die aus der 
Mehrbeleuchtung entstehenden Ausgaben würden Deckung 
finden einerseits durch den Verdienst, welchen die Stadt 
infolge Einsetzung günstigerer Consumpreise in den am 1. 
Januar 1914 in Kraft tretenden neuen Konzessionsvertrag 
erzielt, andererseits würde durch Vermehrung der Pflicht
laternen um 73 Stück ein Teil der Gesamtmehrbeleuchtung 
gedeckt. Vorsitzender bat alsdann die für die Metzerseite 
bestimmten 59 weiteren Laternen sofort zu bewilligen.

In der stattfindenden regen Debatte beantragt Beige
ordneter Haas zunächst die notwendige Vermehrung der 
Beleuchtung auf dem ganzen Eemeindegebiet zu ermitteln 
und alsdann erst den Eemeinderat zur Beschlußfassung auf- 
zufordern, im klebrigen bezeichnete er die Beleuchtung des 
Stadtparkes als unzureichend. Mitglied Röchling hielt die 
beabsichtigte Vermehrung zu erheblich und beantragte, sich 
darauf zu beschränken, die auf Grund des neuen Kon- 
zessionsvertrages der Stadt anfallenden 73 neuen Pflicht
laternen aus die notwendigsten Straßenzüge des Gemeinde- 
gebiets — Stadt, Beauregard, St. Franz und Eentringen 
— gleichmäßig zu verteilen. Mitglied Steimetz beantragte 
für den bereits begangenen Stadtteil auf der Metzerseite 
sofort mindestens 25 weitere Laternen zu gewähren. Nach
dem Mitglied Dr. Medernach ebenfalls für die alleinige 
Verwendung der 73 neuen Pflichtlaternen eingetreten war, 
bat der Vorsitzende den Antrag Röchling auf sofortige Ge
nehmigung von 100 neuen Laternen zu erweitern, mit der 
ausdrücklichen Maßgabe, daß in diesen die 73 neuen Pflicht- 
laternen einbegriffen sein sollen und die Laternen im 
Sinne des Antrages Röchling auf die verschiedenen Ge
biete gleichmäßig verteilt werden.

Der Eel.npinde.rat nahm dann letzteren Antrag 
an und bestimmte, daß die Aufstellung der neuen Laternen 
dort zu erfolgen hat, wo sie am notwendigsten ist, jedoch soll 
eine möglichst gleichmäßige Berücksichtigung der vier Ee- 
meindeteile — Stadt, Beauregard, St. Franz und Gen
tringen — erfolgen.

Die Mitglieder des Eemeinderats sollen selbständig 
ihre Vorschläge auf Vermehrung der Beleuchtung schrift
lich an die Stadtverwaltung einreichen: die Verteilung 
der Laternen wird durch die vereinigten Kommissionen er
folgen.

13. Aenderung des Quervrosils und Ausbesserung 
der Kaiserin Auguste Aiktoria Promenade.
Der Vorsitzende trägt vor, daß bei der Beschlußfassung 

des Eemeinderats vom 19. 12. 1910 über die Aenderung 
des Querprofils der Kaiser Wilhelm II Promenade auch 

eine Aenderung des Querprofils der Kaiserin Auguste- 
Viktoria-Promenade in Aussicht genommen worden sei. 
Nachdem dieser Teil der Straße vollständig verfahren ist, 
kann die Arbeit nicht mehr verschoben werden. Die für 
die Straßenünderung entstehenden Unkosten betragen 
10 700 -N: außerdem seien zur Instandsetzung der Straßen- 
oberfläche des an den Burgunderring anstoßenden Straßen- 
U'iles 1800 erforderlich.

Nachdem von einem Mitglied die Ausbesserung des 
Burgunderrings als notwendig bezeichnet worden war, be
schließt der Eemeinderat die Aenderung des Querprofils 
nach den Vorschlägen der Verwaltung und bewilligt den 
angeforderten Kredit von 10 700 Ul auf Anleihe, die in 35 
Jahren zu amortisieren ist. Für die Instandsetzung eines 
weiteren Teiles des genannten Straßenzuges wird ein 
Kredit von 1800 .A zur Verfügung gestellt.

14. Ausnahme einer Anleihe.
Durch Gemeinderatsbeschluß vom 13. Oktober d. Js. 

ist die Tilgungsfrist einer bei der Landesversicherungsan
stalt aufzunehmenden Anleihe von 200 000 -N auf 39 Jahre 
festgesetzt worden. Der Herr Vezirkspräsident ersucht durch 
Verfügung vom 20. November d. Js. IIn 2133, unter Hin
weis auf einen Ministerialerlaß vom 23. März 1912 I A. 
4315, in welchem der Grundsatz aufgestellt ist, daß für alle 
hinfort aufzunehmenden Kommunalanleihen als niedrigste 
zulässige Tilgungsquote nicht mehr der Satz von 1, sondern 
1 X unter Zuwachs der ersparten Zinsen zu gelten hat, 
um angemessene Abkürzung der Tilgungsfrist: er weist ins
besondere darauf hin, daß die durch die Tilgung der aufzu
nehmenden Anleihe eintretende steuerliche Belastung nicht 
derart hoch sei, um eine Tilgungsfrist von 39 Jahren ge
rechtfertigt erscheinen zu lassen.

Nach einer kurzen Aussprache beschließt der 
Eemeinderat die Tilgungsfrist von 39 Jahren auf 
eine solche von 35 Jahren zu reduzieren und in die hier
durch notwendig werdende Erhöhung der Tilgungsquote 
von 1 auf 1,29 einzuwilligen. Die Deckung der jähr
lichen Tilgungsraten soll erfolgen aus den zu erwartenden 
Einnahmen aus Eeländeverkäufen, aus Wasserzins, aus 
Oktroiabgnben und soweit diese nicht hinreichen sollten 
durch Auferlegung von Zuschlägen zu den direkten 
Steuern.

15. Anliegerkosten der Synagoge.
Die formelle Uebertragung durch notariellen Akt des 

der israelitischen Kultusgemeinde für die Errichtung der 
neuen Synagoge an der Kaiser Wilhelm II Promenade 
schenkungsweise zugewiesenen städt. Geländes ist noch nicht 
erfolgt. Als unlängst der Erledigung dieser Frage näher 
getreten werden sollte, machten sich bei der Verwaltung Er
wägungen darüber notwendig, in welcher Weise die Rege
lung der Anliegerkosten, die auf Grund eines Gemeinde
ratsbeschlusses vom 11. Dezember 1905 zu Lasten der israe
litischen Kultusgemeinde fallen, zu erfolgen hat. Es wur
den verschiedene Möglichkeiten der Regelung erwogen und 
zwar sofortige Zahlung des fälligen Anliegerkostenbetrages 
und Sicherstellung durch Faustpfand des später fällig wer
denden Betrages, Eintragung einer Sicherungshypothek 
und Vereinbarung von Ratenzahlungen. Im Hinblick auf 
die finanziellen Verhältnisse der israelitischen Kultusge
meinde mußte die ersterwähnte Möglichkeit der Regelung 
ausscheiden: auch die Sicherung einer Hypothekareinschrei
bung schien nicht zweckmäßig, sodaß nur noch die dritte 
Möglichkeit der Vereinbarung von Ratenzahlungen ver
blieb. Die Verwaltung hat es für notwendig gehalten, 
den Eemeinderat in der Angelegenheit zu hören, weil eine 
von dem üblichen Verfahren abweichende Regelung erfor-
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derlich wird. An Anliegerkosten sind fällig 1777,50 -N für 
die Front der Synagoge an der Kaiser Wilhelm II Pro
menade und werden für die Front an der Französischen- 
Straße später fällig werden 2599 -1t.

In der sich entspinnenden Debatte stellt Mitglied Sa- 
lomon den Antrag, im Hinblick auf die ungünstigenFinanz- 
verhültnisse der israelitischen Kultusgemeinde, die ge
samten Anliegerkosten niederzujchlagen. Mitglied Röch- 
ling Littet der Kultusgemeinde zur Abtragung des be
reits fälligen Betrages von 1777,50 -N eine Zahlungsfrist 
von 10 Jahren, mit jährlichen Ratenzahlungen in Höhe 
von des Betrages, einzuräumen, und zur Begleichung 
des noch nicht fälligen Betrages von 2599 -1t vom Fällig
keitstermine ab, der mit Fertigstellung der Französischen- 
Straße eintreten wird, einen Ausstand von noch 5 Jahren 
zu gewähren.

Auf Antrag des Mitgliedes Salomon wurde alsdann 
eine Vertagung der Angelegenheit bis zur Vorlage 
des Budgets der israelitischen Kultusgemeinde be
schlossen.

16. Bewilligung eines Zuschusses zu den Umbau 
arbeiten des neuen Bahnhofs.

Der Vorsitzende erstattet folgenden Bericht:
Der Eemeinderat hat in seiner Sitzung vom 10. No

vember d. Js. beschlossen, die Verwaltung zu beauftragen, 
anläßlich einer demnächst vom Herrn Bezirkspräsidenten tu 
Metz einzuberufenden Konferenz über den Umbau des 
Reichsbahnhofs Diedenhofen, für die Erbreiterung der 
gleichzeitig umzubauenden Unterführung nach Niederjeutz 
auf eine Lichtweite von 12 Meter einzutreten. Die von der 
Eeneraldirektion der Eisenbahnen in Elsaß-Lothringen ge
forderte Bewilligung eines Zuschusses der Stadt zu den 

Umbaukosten der Unterführung lehnte der Eemeinderat 
ab. Bei der letzten Beschlußfassung des Gemeinderats la
gen keine Pläne vor. Inzwischen sind solche von dem Herrn 
Bezirksprüsidenten übersandt, und ist ferner um Mittei
lung der grundsätzlichen Stellungnahme zur Frage der 
Kostenbeteiligung der Stadt angeregt worden. Deswegen 
ist eine erneute Beschlußfassung des Eemeinderats. not
wendig. Da ausweislich der nunmehr vorliegenden Pläne 
den von der Stadt bei der Enquete über die Bahnhofser
weiterung geäußerten Wünschen zum Teil entsprochen wer
den soll, insbesondere bei der Eeneraldirektion die Absicht 
besteht, zur Förderung des Verkehrs von und nach dem 
Bahnhof bezw. der Unterführung ein Stück militärfiskali- 
schen Geländes zur Herstellung einer Abschrügung zu er
werben, kann die Bewilligung eines Baukostenzuschusses 
von 2—3000 -N empfohlen werden. Alsdann geht der Vor
sitzende auf die technische Seite des Projekts der Erbreite
rung der Unterführung nach Niederjeutz ein, und kommt 
auf Grund eines Gutachtens des Stadtbauamts zu dem 
Schluß, daß eine Durchfahrt von 12 Meter Breite, gegen
über einer solchen von 10,85 Meter, nicht die den entstehen
den Mehrkosten entsprechenden größeren Vorteile bieten 
wird; eine Durchfahrt von 10,85 Meter wie sie beabsich
tigt sei, werde von einer Eemeinderatskommission befür
wortet.

Nach einer kurzen Debatte schließt sich der Gemein- 
derat dem Vorschläge der Kommission an und beauftragt 
die Verwaltung für die Erbeiterung der Unterführung auf 
10,85 Meter einzutreten, lehnt jedoch den Antrag des Vor
sitzenden auf Bewilligung eines Baukostenzuschusses aus 
den in der Beschlußfassung des Gemeinderats vom 10. No
vember niedergelegten Gründen ab.

Schluß der Sitzung 8^ Uhr. ^^1




